
Vorlegung »er Gesetz-Entwürfe.

3,.

Schreiben des Reichskanzlers.
Deutscher Reichstag.

2. Legislatur-Periode.
II, Session 1874.

Berlin, den 29. Oktober 1874.
Im Namen Seiner Majestät des Kaisers beehrt sich der unter¬

zeichnete Reichskanzler die beiliegenden
Entwürfe einer Civilprozeß-Ordnung und eines Einführungs-
Gesetzes zu derselben,

wie solche vom Bundesrath beschlossen worden sind, nebst Begründung,
dem Reichstage zur verfassungsmäßigen Veschlußnahme ganz ergebenst
vorzulegen.

v. Bismlirck.
An den Reichstag,

1*



I S. 3.

d.
Entwürfe und Motive.

i.
»Entwurf

einer

Civilprozeß-Ordnung.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser,
König von Preußen :c.

verordnen im Namen des Deutschen Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundes¬
raths und des Reichstags, was folgt:

Astes Buch.
Allgemeine Bestimmungen.

Erster Abschnitt.
Gerichte.

Aster Ml.
Sachliche Zuständigkeit der Gerichte.

Z 1. (Komm. Vorlage 8 1, Gesetz 8 1-) Die sachliche Zuständigkeit der Gerichte
. wird durch das Gesetz über die Gerichtsverfassung bestimmt.

8 2. (K. V. tz 2, G. § 2.) Insoweit nach dem Gesetze über die Gerichts¬
verfassung die Zuständigkeit der Gerichte von dem Werthe des Streitgegenstandes
abhängt, kommen die nachfolgenden Vorschriften zur Anwendung.

8 3. (K. V. § 3, G. 8 3) Der Werth des Streitgegenstandes wird von dem
Gerichte nach freiem Ermessen festgesetzt; dasselbe kann eine beantragte Beweisaufnahme
fowie von Amtswegen die Einnahme des Augenscheins und die Begutachtung durch
Sachverständige anordnen.

S 4. 184. (K. V. 8 4, G. 8»4-) Für die Werthsberechnung ist der Zeitpunkt der
' Erhebung der Klage entscheidend; Früchte, Nutzungen, Zinsen, Schäden und Kosten

bleiben unberücksichtigt, wenn sie als Ncbenforderungen geltend gemacht werden.

8 5. (K. V. § 5, G, 8 5>) Mehrere in einer Klage geltend gemachte Ansprüche
werden zusammengerechnet; eine Zusammenrechnung des Gegenstandes der Klage und
der Widerklage findet nicht statt.
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3 6. (K. V, 8 6, G, 8 6.) Der Werth des Streitgegenstandes wird bestimmt:
durch oen Werth einer Sache, wenn deren Besitz, und durch den Betrag einer
Forderung, wenn deren Sicherstellung oder ein Pfandrecht Gegenstand des Streits
ist. Hat der Gegenstand des Pfandrechts einen geringeren Werth, so ist dieser
matzgebend.

§ 7. <K, V. 8 7, G. § 7.) Der Werth einer Grunddienstbarkeit wird durch den
Werth, welchen dieselbe für das herrschende Grundstück hat, und wenn der Betrag,
um welchen sich der Werth des dienenden Grundstücks durch die Dienstbarkeit mindert,
größer ist, durch diesen Betrag bestimmt.

Z 8. <K. V. 8 8, G. 8 8.) Ist das Bestehen oder die Dauer eines Pacht- oder
Miethverhältnisses streitig, so ist der Betrag des auf die gesummte streitige Zeit
fallenden Zinses, und wenn der fünfundzwanzigfache Betrag des einjährigen Zinses
geringer ist, dieser Betrag für die Werthsberechnung entscheidend.

ß 9. (K. V. 8 9, G- 8 9.) Der Werth des Rechts auf wiederkehrende Nutzungen
oder Leistungen wird nach dem Werthe des einjährigen Bezugs berechnet, und zwar:

auf den zwölfundeinhalbfachen Betrag, wenn der künftige Wegfall des Bezugs¬
rechts gewiß, die Zeit des Wegfalls aber ungewiß ist,

auf den fünfundzwanzigfachen Betrag bei unbeschränkter oder bestimmter Dauer
des Vezugsrechts. Bei bestimmter Dauer des Bezugsrechts ist der Gesammtbetrag
der künftigen Bezüge maßgebend, wenn er der geringere ist.

8 10. (K. V. 8 10, G. 8 10) Das Urtheil eines Landgerichts kann nicht aus
dem Grunde angefochten werden, weil die Zuständigkeit des Amtsgerichts begründet
gewesen sei.

8 11. <K, V. 8 11, G- 8 11) Ist die Unzuständigkeit eines Gerichts aus Grund
der Bestimmungen über die sachliche Zuständigkeit der Gerichte rechtskräftig aus¬
gesprochen, so ist diese Entscheidung für das Gericht bindend, bei welchem die Sache
später anhängig wird.

ZMlttt Wl.
Gerichtsstand.

8 12. (K. V. 8 12, G. 8 12.) Das Gericht, bei welchem eine Person ihren
allgemeinen Gerichtsstand hat, ist für alle gegen dieselbe zu erhebenden Klagen
zuständig, sofern nicht für eme Klage ein ausschließlicher Gerichtsstand begründet ist.

l 8 13. (K. V. 8 13, G. 8 13,) Der allgemeine Gerichtsstand einer Person wird I S. 5.
durch den Wohnsitz bestimmt.

8 14. (K, V. 8 14, G. 8 14.) Militärpersonen haben in Ansehung des Gerichts¬
standes ihren Wohnsitz am Garnisonorte.

Diese Bestimmung findet auf diejenigen Militärpersonen, welche nur zur
Erfüllung der Wehrpflicht dienen oder welche selbstständig einen Wohnsitz nicht begründen
können, keine Anwendung.

8 15. (K. V. 8 15, G. 8 15.) Als Wohnsitz der Militärpersonen, welche zu
einem Truppentheile gehören, der im Deutschen Reiche keinen Garnisonort hat, gilt
in Ansehung des Gerichtsstandes der letzte deutsche Garnisonort des Truppentheils.

8 16. (K. V. 8 16, G. 8 16-) Deutsche, welche das Recht der Exterritorialität
genießen, sowie die im Auslande angestellten Beamten des Reichs oder eines Bundes¬
staats behalten in Ansehung des Gerichtsstandes den Wohnsitz, welchen sie in dem
Heimllthstaate hatten. In Ermangelung eines solchen Wohnsitzes gilt die Hauptstadt
des Heimathstaates als ihr Wohnsitz. Ist die Hauptstadt in mehrere Gerichtsbezirke
getheüt, so wird der als Wohnsitz geltende Bezirk im Wege der Justizverwaltung
durch allgemeine Anordnung bestimmt.

Au^ Wahlkonsuln finden diese Bestimmungen keine Anwendung.
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8 17. <K, V. § 17, G, 8 l^,) Die Ehefrau theilt in Ansehung des Gerichts¬
standes den Wohnsitz des Ehemannes, sofern nicht auf immerwährende Trennung von
Tisch und Bett erkannt ist.

Eheliche und diesen gleichgestellte Kinder theilen in Ansehung des Gerichts¬
standes den Wohnsitz des Vaters, uneheliche den Wohnsitz der Mutter. Sie behalten
diesen Wohnsitz, bis sie denselben in rechtsgültiger Weise aufgeben.

§ 18. (K. V, § 18, G, § 18.) Der allgemeine Gerichtsstand einer Person, welche
keinen Wohnsitz hat/ wird durch den Aufenthaltsort im Deutschen Reiche und, wenn
ein solcher nicht bekannt ist, durch den letzten Wohnsitz bestimmt.

Z 19. (K. V. 8 19, G. 8 19.) Der allgemeine Gerichtsstand der Gemeinden,
der Korporationen sowie derjenigen Gesellschaften, Genossenschaften oder anderen
Personenvereine und derjenigen Stiftungen, Anstalten und Vermögensmasfen, welche
als solche verklagt werden können, wird" durch den Sitz derselben bestimmt. Als Sitz
gilt, wenn nicht ein Anderes erhellt, der Ort, wo die Verwaltung geführt wird.

Gewerkschaften haben den allgemeinen Gerichtsstand bei dem Gerichte, in dessen
Bezirke das Bergwerk liegt, BeHürden, wenn sie als solche verklagt werden können,
bei dem Gerichte ihres Amtssitzes.

Die Bestimmungen dieses Paragraphen kommen nicht zur Anwendung, wenn
der Gerichtsstand durch Statut oder in anderer Weise besonders geregelt ist.

I S, «. IZ 20. (K. V. 8 20, G. 8 20.) Der allgemeine Gerichtsstand des Fiskus wird
durch den Sitz der Behörde bestimmt, welche berufen ist, den Fiskus in dem Rechts¬
streite zu vertreten.

8 21. (K. V, 8 21, G, 8,21.) Wenn Personen an einem Orte unter Verhält¬
nissen, welche ihrer Natur nach auf einen Aufenthalt von längerer Dauer hinweisen,
insbesondere als Dienstboten, Hand- und Fabrikarbeiter, Gewerbegehülfen, Studirende,
Schüler oder Lehrlinge sich aufhalten, fo ist das Gericht des Aufenthaltsorts für alle
Klagen zuständig, welche gegen diese Personen wegen vermögensrechtlicher Ansprüche
erhoben werden.

Diese Bestimmung findet auf Militärpersonen, welche nur zur Erfüllung der
Wehrpflicht dienen oder welche felbstständig einen Wohnsitz nicht begründen können,
in der Art Anwendung, daß an die Stelle des Gerichts des Aufenthaltsorts das
Gericht des Garnisonorts tritt.

8 22. (K. V. 8 22, G. 8 22.) Hat Jemand zum Betriebe einer Fabrik, einer
Handlung oder eines anderen Gewerbes eine Niederlassung, von welcher aus unmittelbar
Geschäfte geschlossen werden, so tonnen gegen ihn alle Klagen, welche auf den Geschäfts¬
betrieb der Niederlassung Bezug haben, bei dem Gerichte des Orts erhoben werden,
wo die Niederlassung sich befindet.

Der Gerichtsstand der Niederlassung ist auch für Klagen gegen Personen
begründet, welche ein mit Wohn- und Wirthschaftsgebäuden versehenes Gut als
Eigenthümer, Nutznießer oder Pächter bewirthschaften, soweit diese Klagen die auf
die Bewirthschaftung des Guts sich beziehenden-Rechtsverhältnisse betreffen.

8 23. (K. V. 8 23, G. 8 23.) Das Gericht, bei welchem Gemeinden, Korpora¬
tionen, Gesellschaften, Genossenschaften oder andere Personenvereine den allgemeinen
Gerichtsstand haben, ist für die Klagen zuständig, welche von denselben gegen ihre
Mitglieder als solche oder von den Mitgliedern in dieser Eigenschaft gegen einander
erhoben werden.

8 24. <K. V, 8 24, G, 8 24.) Für Klagen wegen vermögensrechtlicher Ansprüche
gegen eine Person, welche im "Deutschen Reiche keinen Wohnsitz hat, ist das Gericht
zuständig, in dessen Bezirke sich Vermögen derselben oder der mit der Klage in An¬
spruch genommene Gegenstand befindet. Bei Forderungen gilt als der Ort, wo das
Vermögen sich befindet, der Wohnsitz des Schuldners und, wenn für die Forderung
eine Sache zur Sicherheit haftet, auch der Ort, wo die Sache sich befindet.
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25. (K. V. 8 23, G. 8 25.) Für Klagen, durch welche das Eigenthum, eine
dingliche Belastung oder die Freiheit von einer solchen geltend gemacht wird,
für Grenzscheidungs-, Theilungs- und Besitzklagen ist, sofern es sich um unbewegliche
Sachen handelt, das Gericht ausschließlich zuständig, in dessen Bezirke die Sache
belegen ist.

Bei den eine Grunddienstbarkeit oder eine Reallast betreffenden Klagen ist die
Lage des dienenden oder belasteten Grundstücks entscheidend.

>§ 26. (K. V. § 26, G. § 26.) In dem dinglichen Gerichtsstande kann mit der l S. 7.
hypothekarischen Klage die Schuldklage, mit der Klage auf Löschung einer Hypothek
die Klage auf Befreiung von der persönlichen Verbindlichkeit, mit der Klage auf
Anerkennung einer Reallast die Klage auf rückständige Leistungen erhoben werden,
wenn die verbundenen Klagen gegen denselben Beklagten gerichtet sind,

8 27. (K. V. § 27, G. 8 27.) In dem dinglichen Gerichtsstände können persön¬
liche Klagen, welche gegen den Eigenthümer oder Besitzer einer unbeweglichen Sache
als solchen gerichtet werden, sowie Klagen wegen Beschädigung eines Grundstücks
oder in Betreff der Entschädigung wegen Enteignung eines Grundstücks erhoben
werden.

H 28. (K. V. 8 28, G. 8 28.) Klagen, welche Erbrechte, Ansprüche aus Ver¬
mächtnissen oder sonstigen Verfügungen auf den Todesfall oder die Theilung der
Erbschaft zum Gegenstande haben, können vor dem Gerichte erhoben werden, bei
welchem der Erblasser zur Zeit seines Todes den allgemeinen Gerichtsstand gehabt hat.

In dem Gerichtsstände der Erbschaft können "auch Klagen der Nachlaßgläubiger
aus Ansprüchen an den Erblasser oder die Erben als solche erhoben werden, wenn
sich der Nachlaß noch ganz oder theilweise im Bezirke des Gerichts befindet, oder
wenn mehrere Erben vorhanden sino und der Nachlaß noch nicht getheilt ist.

8 29. (K- V. 8 29, G, 8 29.) Für Klagen auf Feststellung des Bestehens oder
Nichtbestehens eines Vertrags, auf Erfüllung oder Aufhebung eines solchen sowie
auf Entschädigung wegen Nichterfüllung oder nicht gehöriger Erfüllung ist das Gericht
des Orts zuständig, wo der Vertrag von dem Beklagten zu erfüllen "ist.

Z 30. (K. V. 8 39, G- 8 39.) Für Klagen aus den auf Messen und Märkten,
mit Ausnahme der Jahr- und der Wochenmärkte, geschlossenen Handelsgeschäften
(Meß- und Marktfachen) ist das Gericht des Meß- oder Marktorts zuständig.

8 31. (K, V, 8 31, G. 8 31-) Für Klagen, welche aus einer Vermögensver¬
waltung von dem Geschäftsherrn gegen den Verwalter oder von dem Verwalter gegen
den Geschäftsherrn erhoben werden, ist das Gericht des Orts zuständig, wo die Ver¬
waltung geführt ist.

8 32. <K, V. H 32, G. 8 32.) Für Klagen aus unerlaubten Handlungen ist das
Gericht zuständig, in dessen Bezirke die Handlung begangen ist.

8 33. (K. V. 8 33, G. 8 33.) Bei dem Gerichte der Klage kann eine Wider¬
klage erhoben werden, wenn der Gegenanspruch auch als Einrede geltend gemacht
werden kann oder mit dem in der Klage geltend gemachten Ansprüche in rechtlichem
Zusammenhange steht.

Diese Bestimmung findet keine Anwendung, wenn die Zuständigkeit des Gerichts
für eine Klage wegen des Gegenanspruchs auch durch Vereinbarung nicht würde
begründet werden können.

1 8 34. (K. V. 8 34, G. 8 34.) Für Klagen der Prozeßbevollmächtigten, der < S. 8.
Beistände, der Zustellungsbevollmächtigten und der Gerichtsvollzieher wegen Gebühren
und Auslagen ist das Gericht des Hauptprozesses zuständig.

8 35. (K. V. 8 35, G. 8 35.) Unter mehreren zuständigen Gerichten hat der
Kläger die Wahl.

8 36. (K. V. 8 36, G. 8 36.) Die Bestimnning des zuständigen Gerichts erfolgt
durch das im Instanzenzuge zunächst höhere Gericht:
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1) wenn das an sich zuständige Gericht in einem einzelnen Falle an der
Ausübung des Richteramts rechtlich oder thatsächlich verhindert ist;

2) wenn es mit Rücksicht auf die Grenzen verschiedener Gerichtsbezirke
ungewiß ist, welches Gericht für den Rechtsstreit zuständig sei;

3) wenn mehrere Personen, welche bei verschiedenen Gerichten ihren all¬
gemeinen Gerichtsstand haben, als Streitgenossen im allgemeinen Gerichts¬
stande verklagt werden sollen und für den Rechtsstreit ein gemeinschaftlicher
besonderer Gerichtsstand nicht begründet ist;

4) wenn die Klage m dem dinglichen Gerichtsstande erhoben werden soll und
die Sache in den Bezirken verschiedener Gerichte belegen ist;

5) wenn in einem Rechtsstreite verschiedene Gerichte sich rechtskräftig für
zuständig erklärt haben;

6) wenn verschiedeneGerichte, von welchen eines für den Rechtsstreit zuständig
ist, sich rechtskräftig für unzuständig erklärt haben.

ß 37. (K. V. 8 37, G. 8 37,) Die Entscheidung über das Gesuch um Bestimmung
des zuständigen Gerichts kann ohne vorgängige mündliche Verhandlung erfolgen.

Eine Anfechtung des Beschlusses, welcher das zuständige Gericht bestimmt, findet
nicht statt.

Witter Mtl.
Vereinbarung über die Zuständigkeit der Gerichte.

§ 38. (K. V. ß 88, G. 8 38.) Ein an sich unzuständiges Gericht erster Instanz
wird durch ausdrückliche oder stillschweigende Vereinbarung der Parteien zuständig.

Ein Handelsgericht ist befugt, in Rechtsstreitigkeiten, welche nicht zur Zuständig¬
keit der Handelsgerichte gehören, der Vereinbarung entgegen sich für unzuständig zu
erklären, so lange nicht eine mündliche Verhandlung zur Hauptsache erfolgt und auf
dieselbe ein Beschluß verkündet ist.

Z 39. (K. V. 8 39, G. H 39.) Stillschweigende Vereinbarung ist anzunehmen,
wenn der Beklagte, ohne die Unzuständigkeit geltend zu machen, zur Hauptsache
mündlich verhandelt hat.

S. 9. ! 8 40. (K. V. 8 40, G. 8 40.1 Die Vereinbarung hat leine rechtliche Wirkung,
wenn sie nicht auf ein bestimmtes Rechtsverhältniß und die aus demselben entsprin¬
genden Rechtsstreitigkeiten sich bezieht.

Die Vereinbarung ist unzulässig, wenn der Rechtsstreit andere als uermügens-
rechtliche Ansprüche betrifft oder wenn für die Klage em ausschließlicher Gerichtsstand
begründet ist.

Wertn Wel.
Ausschließung und Ablehnung der Oerichtspersonen.
3 41. (K. V, 8 41, G. 8 41.) Ein Richter ist von der Ausübung des Richter¬

amts kraft Gesetzes ausgeschlossen:
1) in Sachen, in welchen er selbst Partei ist oder in Ansehung welcher er

zu einer Partei in dem Verhältnisse eines Mitberechtigten, Mitverpflichteten
oder Regreßpflichtigen steht;

2) in Sachen seiner Ehefrau, auch wenn die Ehe nicht mehr besteht;
3) in Sachen einer Person, mit welcher er in gerader Linie verwandt, ver¬

schwägert oder durch Adoption verbunden, in der Seitenlinie bis zum
dritten Grade verwandt oder bis zum zweiten Grade verschwägert ist,
auch wenn die Ehe, durch welche die Schwägerschaft begründet ist, nicht
mehr besteht;

4) in Sachen, in welchen er als Prozeßbevollmächtigter oder Beistand einer
Partei bestellt oder ckls gesetzlicher Vertreter einer Partei aufzutreten
berechtigt ist oder gewesen ist;
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5) in Sachen, in welchen er als Zeuge oder Sachverständiger vernommen ist;
6) in Samen, in welchen er in emer früheren Instanz oder im schiedsrichter¬

lichen Verfahren bei der Erlassung der angefochtenen Entscheidung mit¬
gewirkt hat, sofern es sich nicht um die Thätigkeit eines beauftragten oder
ersuchten Richters handelt.

S 42. (K. V. 8 42, G, 8 42.) Ein Richter kann sowohl in den Fällen, in welchen
er von der Ausübung des Richteramts kraft Gesetzes ausgeschlossenist, als auch wegen
Besorgnis; der Befangenheit abgelehnt werden.

Wegen Besorgmß der Befangenheit findet die Ablehnung statt, wenn ein Grund
vorliegt, welcher geeignet ist, Mißtrauen gegen die Unparteilichkeit eines Richters zu
rechtfertigen.

Das Ablehnungsrecht steht in jedem Falle beiden Parteien zu.

L 43. (K. V. § 43, G. 8 43.) Eine Partei kann einen Richter wegen Besorgmß
der Befangenheit nicht mehr ablehnen, wenn sie bei demselben, ohne den ihr bekannten
Ablehnungsgrund geltend zu machen, in eine Verhandlung sich eingelassen oder Anträge
gestellt hat.

Z 44. (K. V. § 44, G. 8 44.) Das Ablehnungsgesuch ist bei dem Gerichte,
welchem der Nichter angehört, anzubringen; es kann vor dem Gerichtsschreiber zu
Protokoll erklärt werden.

>Der Ablehnungsgrund ist glaubhaft zu machen; der Eid ist als Mittel der
Glaubhaftmachung ausgeschlossen.

Wird ein Richter, bei welchem die Partei in eine Verhandlung sich eingelassen
oder Anträge gestellt hat, wegen Besorgmß der Befangenheit abgelehnt, so ist glaub¬
haft zu machen, daß der Ablehnungsgrund erst später entstanden oder der Partei
bekannt geworden sei.

Z 45. (K. V. 8 45, G. 8 45.) Ueber das Ablelmungsgesuch entscheidet das
Gericht, welchem der Abgelehnte angehört; wenn dasselbe durch Ausscheiden des
abgelehnten Mitgliedes beschlußunfähig wird, das im Instanzenzuge zunächst höhere
Gericht.

Wird ein Amtsrichter abgelehnt, so entscheidet das Landgericht. Einer Ent¬
scheidung bedarf es nicht, wenn der Amtsrichter das Ablehnungsgesuch für
begründet hält.

Z 46. (K. V. 8 46, G. 8 46.) Die Entscheidung über das Ablehnungsgesuch
kann ohne vorrangige mündliche Verhandlung erfolgen.

Gegen den Beschluß, durch welchen das Gesuch für begründet erklärt wird,
findet kein Rechtsmittel; gegen den Beschluß, durch welchen das Gesuch für unbegründet
erklärt wird, findet sofortige Beschwerde statt.

Z 47. (K. V. 8 47, G. § 47.) Ein abgelehnter Richter hat vor Erledigung des
Ablehnungsgesuchs nur solche Handlungen vorzunehmen, welche keinen Aufschub
gestatten,

Z 48. (K. V. 8 48. G. 8 48.) Das für die Erledigung eines Ablehnungsgesuchs
zuständige Gericht hat auch dann zu entscheiden, wenn ein solches Gesuch nicht
angebracht ist, ein Richter aber dafür hält, daß seine Ablehnung gerechtfertigt sein
würde, oder wenn aus anderer Veranlassung Zweifel darüber entstehen, ob ein Richter
kraft Gesetzes ausgeschlossen sei.

Die Entscheidung erfolgt ohne vorgängiges Gehör der Parteien.

8 49. (K. V. 8 49, G. 8 49.) Die Bestimmungen dieses Titels finden auf den
Gerichtsschreiber entsprechende Anwendung; die Entscheidung erfolgt durch das Gericht,
bei welchem der Gerichtsschreiber angestellt ist.
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Zweiter Abschnitt.
Parteien.

Wer Titel.
H>rozeßfäyigKeit.

Z 50. (K, V, ß 30, G. 8 50,) Die Fähigkeit einer Partei, vor Gericht zu
stehen, die Vertretung nicht prozeßfähiger Parteien durch andere Personen (gesetzliche

S. 11. Vertreter) und die Noth! wendigkeit einer besonderen Ermächtigung zur Prozeßführung
bestimmt sich nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts, soweit nicht die nach¬
folgenden Paragraphen abweichende Bestimmungen enthalten.

Z 51. (K, V. 8 31, G. 8 51.) Eine Person ist insoweit prozeßfähig, als sie sich
durch Verträge verpflichten kann.

Die Prozeßfähigkeit einer großjährigen Person wird dadurch, daß sie unter
väterlicher Gewalt steht, die Prozeßfähigkeit einer Frau dadurch, daß sie Ehefrau ist,
nicht beschränkt.

Die Vorschriften über die Geschlechtsuormundschaft finden auf die Prozeßführung
keine Anwendung.

8 52. (K. V. 8 52, G. 8 52,) Einzelne Prozeßhandlungen, zu welchen nach den
Vorschriften des bürgerlichen Rechts eine besondere Ermächtigung erforderlich ist, sind
ohne dieselbe gültig, wenn die Ermächtigung zur Prozehführung im Allgemeinen
ertheilt oder die Prozeßführung auch ohne eine solche Ermächtigung im Allgemeinen
statthaft ist,

Z 53. (K, V. 8 53, G, 8 53,) Ein Ausländer, welchem nach dem Rechte seines
Landes die Prozeßfähigkeit mangelt, gilt als prozeßfähig, wenn ihm nach dem Rechte
des Prozeßgerichts die "Prozeßfähigkeit zusteht.

ß 54. (K. V. 8 54, G. 8 54,) Das Gericht hat den Mangel der Prozeßfähigkeit,
der Legitimation eines gesetzlichen Vertreters und der erforderlichen Ermächtigung zur
Prozeßführung von Amtswegen zu berücksichtigen.

Die Partei oder deren gesetzlicher Vertreter kann zur Prozeßführung mit
Vorbehalt der Beseitigung des Mangels zugelassen weiden, wenn mit dem Verzüge
Gefahr für die Partei verbunden ist. Das Endurtheil darf erst erlassen werden,
nachdem die für die Beseitigung des Mangels zu bestimmende Frist abgelaufen ist.

§ 55. (K. V. 8 55, G. 8 55.) Soll eine nicht prozeßfähige Partei verklagt
werden, welche ohne gesetzlichen Vertreter ist, so hat der Vorsitzende des Prozeßgerichts
derselben, falls mit dem Verzüge Gefahr verbunden ist, auf Antrag bis zu dem
Eintritte des gesetzlichenVertreters einen besonderen Vertreter zu bestellen.

Der Vorsitzende kann einen solchen Vertreter auch bestellen, wenn in den Fällen
des 8 21 eine-mcht prozeßfähige Person bei dem Gerichte ihres Aufenthaltsorts oder
Garnisonorts verklagt werden soll.

Zweiter Titel.
Ztreitgenossenschaft.

8 56. (K. V. 8 56, G. 8 56.) Mehrere Personen können als Streitgenossen
gemeinschaftlich klagen oder verklagt werden, wenn sie in Ansehung des Streit¬
gegenstandes in Rechtsgemeinschaft stehen oder wenn sie aus demselben thatsächlichen
und rechtlichen Grunde berechtigt oder verpflichtet sind.
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I S 57. (K. V. 8 57, G. 8 57.) Mehrere Personen können auch dann als > S. 12
Streitgenossen gemeinschaftlich klagen oder verklagt werden, wenn gleichartige und auf
einem im Wesentlichen gleichartigen thatsächlichen und rechtlichen Grunde beruhende
Ansprüche oder Verpflichtungen den Gegenstand des Rechtsstreits bilden.

8 58. (K. V, 8 58, G. 3 58.) Streitgenossen stehen, soweit nicht aus den Vor¬
schriften des bürgerlichen Rechts oder dieses "Gesetzbuchssich ein Anderes ergiebt, dem
Gegner dergestalt als Einzelne gegenüber, daß die Handlungen des einen Streit-
gcnossen dem anderen weder zum Vortheile noch zum Nachtheile gereichen.

8 59. (K. V. 8 38, G. 8 59.) Kann das streitige Rcchtsverhaltniß allen Streit¬
genossen gegenüber nur einheitlich festgestellt werden, oder ist die Streitgenossenschaft
aus einem fonstigen Grunde eine nothwendige, so werden, wenn ein Termin oder
eine Frist nur von einzelnen Streitgenossen versäumt wird, die säumigen Streit¬
genossen als durch die nicht säumigen vertreten angesehen.

Die säumigen Streitgenossen sind auch in dem späteren Verfahren zuzuziehen.

8 60. (K. V. § «0, G. 8 60.) Das Recht zur Betreibung des Prozesses steht
jedem Streitgenussen zu; er muß, wenn er den Gegner zu einem Termine ladet, auch
oie Streitgenossen laden.

Witter Wel.
H3etheilig«nss Dritter am Uechtsstieite.

8 61. (K. V. 8 61, G. 8 61.) Wer die Sache oder das Recht, worüber zwischen
anderen Personen ein Rechtsstreit anhängig geworden ist, ganz oder itheilweise für
sich in Anspruch nimmt, ist bis zur rechtskräftigen Entscheidung dieses Rechtsstreits
berechtigt, seinen Anspruch durch eine gegen'beide Parteien gerichtete Klage bei
demjenigen Gerichte geltend zu machen, vor welchem der Rechtsstreit in erster Instanz
anhängig wurde.

Bei einem Handelsgerichte kann ein solcher Anspruch nur dann geltend gemacht
werden, wenn er zur Zuständigkeit der Handelsgerichte gehört. Durch diese Bestimmung
werden die Vorschriften über die Vereinbarung der Zuständigkeit nicht berührt.

Z 62. (K. V. 8 62, G. 8 62.) Der Hauptprozeß kann auf Antrag einer Partei
bis zur rechtskräftigen Entscheidung über die Hauptintervention ausgesetzt werden.

§ 63. (K. V. 8 63, G. 8 63.) Wer ein rechtliches Interesse daran hat, daß in
einem zwischen anderen Personen anhängigen Rechtsstreite die eine Partei obstege,
kann dieser Partei zum Zwecke ihrer Unterstützung beitreten.

Die Nebenintervention kann in jeder Auge des Rechtsstreits bis zur rechts-
! kräftigen Entscheidung desselben, auch in Verbindung mit der Einlegung eines > S. 13
Rechtsmittels erfolgen.

8 64. (K. V. 8 64, G. 8 64.) Der Nebeninteruenient muß den Rechtsstreit in
der Lage annehmen, in welcher sich dieser zur Zeit seines Beitritts befindet- er ist
berechtigt, Angriffs- und Vertheidigungsmittel geltend zu machen und alle Prozeß-
handtungen wirksam vorzunehmen, insoweit nicht seine Erklärungen und Handlungen
mit Erklärungen und Handlungen der Hauptpartei in Widerspruch stehen.

8 65. <K. V. 8 65, G. 8 65.) Der Nebeninteruenient wird im Verhältnisse zu
der Hauptpartei mit der Behauptung nicht gehört, daß der Rechtsstreit, wie derselbe
dem Richter vorgelegen habe, unrichtig entschieden sei; er wird mit der Behauptung,
daß die Hauptpartei den Rechtsstreit mangelhaft geführt habe, nur insoweit gehört,
als er durch die Lage des Rechtsstreits zur "Zeit seines Beitritts oder durch Erklärungen
und Handlungen der Hauptpartei verhindert worden ist, Angriffs- oder Vertheidigungs-
mittel geltend zu machen, oder als Angriffs- oder Vertheidigungsmittel, welche ihm
unbekannt waren, von der Hauptpartei absichtlich oder durch grobes Verschulden nicht
geltend gemacht sind.
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8 66. ,K, V, 8 66, G. 8 6«.) Insofern nach den Vorschriften des bürgerlichen
Rechts die Rechtskraft der in dem Hauptprozesse erlassenen Entscheidung auf das
Rechtsverhältniß des Nebeninteruenienten zu dem Gegner von Wirksamkeit ist, gilt
der Nebenintervenient im Sinne des 8 58 als Streitgenosse der Hauptpartei.

8 67. <K. V. § 67, G 8 68,) Ueber den Antrag auf Zurückweisung einer
Nebenintervention wird nach vorgängiger mündlicher Verhandlung unter den Parteien
und dem Nebeninteruenienten entschieden. Der Nebenintervenient ist zuzulassen, wenn
er sein Interesse glaubhaft macht.

Gegen das Zwischenurtheil findet sofortige Beschwerde statt.
So lange nicht die Unzulässigkeit der Intervention rechtskräftig ausgesprochen

ist, wird der Intervenient im Hauptverfahren zugezogen.

Z 68. (K. V. § 68, G. 8 69.) Eine Partei, welche für den Fall des ihr
ungünstigen Ausganges des Rechtsstreits einen Anspruch auf Gewährleistung oder
Schadloshaltung gegen einen Dritten erheben zu tonnen glaubt oder den Anspruch
eines Dritten besorgt, kann bis zur rechtskräftigen Entscheidung des Rechtsstreits dem
Dritten gerichtlich den Streit verkünden.

Der Dritte ist zu einer weiteren Streituerkündung berechtigt,

8 69. (K. V. 8 69, G. § 70.) Die Streitverkündung erfolgt durch Zustellung
eines Schriftsatzes, in welchem der Grund der Streitverkündung und die Lage des
Rechtsstreits anzugeben ist.

Abschrift des Schriftsatzes ist dem Gegner mitzutheilen.

S. 14. l 8 7l). (K. V. 8 w, G- 8, 71.) Wenn der Dritte dem Streituerkünder beitritt,
so bestimmt sich sein Verhältniß zu den Parteien nach den Grundsätzen über die
Nebcninteruention.

Lehnt der Dritte den Beitritt ab oder erklärt er sich nicht, so wird der Rechts¬
streit ohne Rücksicht auf ihn fortgesetzt.

In allen Fällen oieses Paragraphen kommen gegen den Dritten die Vorschriften
des § 85 mit der Abweichung zur Anwendung, daß statt der Zeit des Beitritt?
diejenige Zeit entscheidet, zu welcher der Beitritt in Folge der Streituerkündung
möglich war.

Z 71. (K. V, 8 71, G, 8 73.) Wer als Besitzer einer Sache verklagt ist, die er
im Namen eines Dritten zu besitzen behauptet, kann, wenn er diesem vor der
Verhandlung zur Hauptsache den Streit verkündet und ihn unter Benennung an den
Kläger zur Erklärung ladet, bis zu dieser Erklärung oder bis zum Schlüsse des
Termins, in welchem sich der Benannte zu erklären hat, die Verhandlung zur Haupt¬
sache verweigern.

Bestreitet der Benannte die Behauptung des Beklagten oder erklärt er sich
nicht, so ist der Beklagte berechtigt, dem Klagantrage zu genügen.

Wird die Behauptung des Beklagten von dem Benannten als richtig anerkannt,
so ist dieser berechtigt, mit Zustimmung des Beklagten an dessen Stelle den Prozeß
zu übernehmen. Die Zustimmung des Klägers ist nur insoweit erforderlich, als
derselbe Ansprüche geltend macht, welche unabhängig davon sind, daß der Beklagte
im Namen eines Dritten besikt.

Hat der Benannte den Prozeß übernommen, so ist der Beklagte auf seinen
Antrag" von der Klage zu entbinden. Die Entscheidung ist in Ansehung der Sache
selbst auch gegen den Beklagten wirksam und vollstreckbar.

Vierter Titel.
Urozeßbevollmiichtigte und Beistände.

8 72. (K, V. 8 72, G. 8 74.) Vor den Landgerichten und vor allen Gerichten
höherer Instanz müssen die Parteien sich durch einen bei dem Prozehgerichte
zugelassenen Rechtsanwalt als Bevollmächtigten vertreten lassen (Anwaltsprozeß).

Diese Vorschrift findet auf das Verfahren vor einem beauftragten oder ersuchten
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Richter sowie auf Prozeßhandlungen, welcher vor dem Gerichtsschreiber vorgenommen
weiden können, leine Anwendung.

Ein bei dem Prozeßgerichte zugelassener Rechtsanwalt kann sich selbst vertreten.

8 73. (K. V. ß 73, G. ß 75.) Insoweit eine Vertretung durch Anwälte nicht
geboten ist, können die Parteien den Rechtsstreit selbst oder durch jede prozehfähige
Person als Bevollmächtigten führen.

§ 74. (K. V. 8 74, G. ß 76.) Der Bevollmächtigte hat die Bevollmächtigung
durch eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen.

> Eine Privaturkunde muß auf Verlangen des Gegners gerichtlich oder notariell > S. 15
beglaubigt werden. Bei der Beglaubigung bedarf es weder der Zuziehung von
Zeugen noch der Aufnahme eines Protokolls.

8 75. (K. V, 8 75, G. § 77.1 Die Prozeßvollmacht ermächtigt zu allen den
Rechtsstreit betreffenden Prozeßhandlungen, einschließlichoerjenigen, welche durch eine
Widerklage, eine Wiederaufnahme des Verfahrens und die Zwangsvollstreckung ver¬
anlaßt werden; zur Bestellung eines Vertreters sowie eines Bevollmächtigten für die
höheren Instanzen; zur Beseitigung des Rechtsstreits durch Vergleich, Verzichtleistung
auf den Streitgegenstand oder Anerkennung des von dem Gegner geltend gemachten
Anspruchs; zur" Emvfangnahme der von dem Gegner zu erstattenden Kosten.

§ 76. (K. V. ß 76, G. § 78.) Die Vollmacht für den Hauptprozeß umfaßt die
Vollmacht für das eine Hauptintervention, einen Arrest oder eine einstweilige Ver¬
fügung betreffende Verfahren.

8 77. (K. V. 8 77, G. 8 79.) Eine Beschränkung des gesetzlichen Umfangs der
Vollmacht bat dem Gegner gegenüber nur insoweit rechtliche Wirkung, als diese Be¬
schränkung die Beseitigung des Rechtsstreits durch Vergleich, Verzichtleistung auf den
Streitgegenstand oder Anerkennung des von dem Gegner geltend gemachten Anspruchs
betrifft.

Insoweit eine Vertretung durch Anwälte nicht geboten ist, kann eine Vollmacht
für einzelne Prozeßhandlungen ertheilt werden.

8 78. (K. V. 8 78, G. § 80.) Mehrere Bevollmächtigte sind berechtigt, sowohl
gemeinschaftlich als einzeln die Partei zu vertreten. Eine abweichende Bestimmung
der Vollmacht hat dem Gegner gegenüber keine rechtliche Wirkung.

8 79. (K. V. 8 79, G. 8 81.) Die von dem Bevollmächtigten vorgenommenen
Prozeßhandlungen sind für die Partei in gleicher Art verpflichtend, als wenn sie von
der Partei selbst vorgenommen wären. Dies gilt von Geständnissen und anderen
thatsächlichen Erklärungen, insoweit nicht dieselben von der miterschienenen Partei
sofort widerrufen oder berichtigt werden.

8 80. (K. V. 8 80, G. 8 82.) Die Vollmacht wird weder durch den Tod des
Vollmachtgebers, noch durch eine Veränderung in Betreff seiner Prozetzfähigkeit oder
seiner gesetzlichen Vertretung aufgehoben; der Bevollmächtigte hat jedoch, wenn er
nach Aussetzung des Rechtsstreits für den Nachfolger im Rechtsstreite auftritt, eine
Vollmacht desselben beizubringen.

8 81. (K. V. 8 81, G. 8 83.) Dem Gegner gegenüber erlangt die Kündigung
des Vollmachtvertrags erst durch die Anzeige des Erlöschens der Vollmacht, in An¬
waltsprozessen erst durch die Anzeige der Bestellung eines anderen Anwalts rechtliche
Wirksamkeit.

Der Bevollmächtigte wird durch die von seiner Seite erfolgte Kündigung
>nicht gehindert, für den Vollmachtgeber so lange zu handeln, bis dieser für Wahr- > S. 16
nchmung seiner Rechte in anderer Weise gesorgt hat.

8 82. (K. V. § 89, G. 8 84.) Der Mangel der Vollmacht kann von dem Gegner
in jeder Lage des Rechtsstreits gerügt werden.

Das Gericht hat den Mangelnder Vollmacht von Amtswegen zu berücksichtigen,
insoweit eine Vertretung durch Anwälte nicht geboten ist.
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8 83. (K. V. 8 83, G. ß 85,) Handelt Jemand für eine Partei als Geschäfts¬
führer ohne Auftrag oder als Bevollmächtigter ohne Beibringung einer Vollmacht,
o kann er gegen oder ohne Sicherheitsleistung für Kosten und Schäden zur Prozeß-
Ahrung einstweilen zugelassen werden. Das Endurthcil darf erst erlassen werden,

nachdem die für die Beibringung der Genehmigung zu bestimmende Frist abge¬
laufen ist.

Die Partei muß die Prozeßführung gegen sich gelten lassen, wenn sie auch nur
mündlich Vollmacht ertheilt oder wenn sie die Prozeßführung ausdrücklich oder still¬
schweigend genehmigt hat.

8 84. (K. V. § 84, G. § 66., Insoweit eine Vertretung durch Anwälte nicht
geboten ist, kann eine Partei mit jeder prozeßfähigen Person als Beistand erscheinen.

Das von dem Beistande Vorgetragene gilt als von der Partei vorgebracht,
insoweit es nicht von dieser sofort widerrufen öder berichtigt wird.

Fünfter Gtel.
V<ozeß Kosten.

8 85. (K. V. 8 85, G. § 87.) Die unterliegende Partei hat die Kosten des
Rechtsstreits zu tragen, insbesondere die dem Gegner erwachsenen Kosten zu erstatten,
soweit dieselben nach freiem Ermessen des Gerichts zur zweckentsprechendenRechts¬
verfolgung oder Rechtsvertheidigung nothwendig waren.

Die Gebühren und Auslagen des Rechtsanwalts der obsiegenden Partei sind
in allen Prozessen zu erstatten, Reisekosten eines auswärtigen Rechtsanwalts jedoch
nur insoweit, als die Zuziehung nach dem Ermessen des Gerichts zur zweckent¬
sprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsuertheidigung nothwendig war. Die Kosten
mehrerer Rechtsanwälte sind nur insoweit zu erstatten, als sie die Kosten eines Rechts¬
anwalts nicht übersteigen oder als in der Person des Rechtsanwalts ein Wechsel
eintreten mußte.

8 86. (K. V. 8 86, G. 8 88) Wenn jede Partei theils obsiegt theils unterliegt,
so sind die Kosten gegen einander aufzuheben oder verhältnißmäßig zu theilen.

Das Gericht kann der einen Partei die gesammten Prozeßkosten auferlegen,
wenn die Zuvielforderung der anderen Partei eine verhältnißmäßig geringfügige war
und keine besonderen Kosten veranlaßt hat, oder wenn der Betrag der Forderung
der anderenPartei von derFestsetzung durch richterlichesErmessen, von der Ausmittelung
durch Sachverständige oder von einer gegenseitigen Berechnung abhängig war.

> S. 17. l 8 87. <K. V. 8 87, G. 8 89., Hat der Beklagte nicht durch sein Verhalten
zur Erhebung der Klage Veranlassung gegeben, so fallen dem Kläger die Prozeßkosten
zur Last, wenn der Beklagte den Anspruch sofort anerkennt oder wenn er, ohne auf
den Rechtsstreit sich einzulassen, das Hersäumnißurtheil gegen sich ergehen läßt.

§ 88. (K, V. 8 88, G. 8 90.) Die Partei, welche einen Termin oder eine Frist
versäumt, oder die Verlegung eines Termms, die Vertagung einer Verhandlung, die
Anberaumung eines Termins zur Fortsetzung der Verhandlung oder die Verlängerung
einer Frist durch ihr Verschulden veranlaßt, hat die dadurch verursachten Kosten zu
tragen.

8 89. (K. V. 8 8d, G. 8 91.) Die Kosten eines ohne Erfolg gebliebenen An¬
griffs- oder Vertheidigunasmittels können der Partei auferlegt werden, welche dasselbe
geltend gemacht hat, auch wenn sie in der Hauptsache obsiegt.

8 90. <K. V. 8 90, G. ß 92.) Die Kosten eines ohne Erfolg eingelegten
Rechtsmittels fallen der Partei zur Last, welche dasselbe eingelegt hat.

Die Kosten der Berufungsinstanz können der obsiegenden Partei ganz oder
theilweise auferlegt werden, wenn sie auf Grund eines neuen Vorbringens obsiegt,
welches sie nach freiem Ermessen des Gerichts in erster Instanz geltend zu machen
im Stande war.

8 91. (K. V. 8 91, G. 8 93.) Die Kosten eines abgeschlossenen Vergleichs sind
als gegen einander aufgehoben anzusehen, wenn nicht die Parteien ein Anderes ver-
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einbart haben. Dasselbe gilt uon den Kosten des durch Vergleich erledigten Rechts¬
streits, sofern nicht über dieselben bereits rechtskräftig erkannt ist.

§ 92. (K N. 3 92, G. 8 94.) Die Anfechtung der Entscheidung über den
Kostenpunkt ist unzulässig, wenn nicht gegen die Entscheidung in der Hauptsache ein
Rechtsmittel eingelegt wird,

8 93. <K. V. 8 93, G. § 95.) Besteht der unterliegende Theil aus mehreren
Personen, so haften dieselben für die Kostenerstattung nach Kopftheilen.

Bei einer erheblichen Verschiedenheit der Betheiligung am Rechtsstreite kann
nach dem Ermessen des Gerichts die Betheiligung zum Maßstabe genommen werden.

Hat ein Sireitgenosse ein besonderes Angriffs- oder Vertheidigungsmittel geltend
gemacht, so sind die übrigen Streitgenossen für die durch dasselbe veranlaßten "Kosten
nicht verhaftet.

Durch die Bestimmungen dieses Paragraphen wird eine nach den Vorschriften
des bürgerlichen Rechts begründete Verpflichtung, wegen der Kosten solidarisch zu
haften, nicht berührt.

§ 94. (K. V. § 94, G. 8 96.) Die Bestimmungen der 88 85—91 finden auch
auf die durch eine Nebenintervention verursachten Kosten Anwendung,

I Gilt der Nebeninteruenient als Streitgenosse der Hauptparte, (8 66), so sind I S. 18,
die Vorschriften des 8 93 maßgebend.

8 95. (K. V. 8 93, G. 8 98.) Der Anspruch auf Erstattung der Prozeßkosten
kann nur auf Grund eines zur Zwangsvollstreckung geeigneten Titels geltend gemacht
werden.

Das Gesuch um Festsetzung des zu erstattenden Betrages ist bei dem Gerichte
erster Instanz anzubringen; es kann vor dem Gerichtsschreiber zu Protokoll erklärt
werden. Die Kostenberechnung, die zur Mittheilung an den Gegner bestimmte Ab¬
schrift derselben und die zur Rechtfertigung der einzelnen Ansätze dienenden Belege
sind beizufügen.

8 96. <K. V. 8 96, G. 8 99.) Die Entscheidung über das Festsetzungsgesuch
kann ohne vorgängige mündliche Verhandlung erfolgen.

Zur Berücksichtigung eines Ansatzes genügt, daß derselbe glaubhaft gemacht ist.
Gegen den Festsetzungsbeschluß findet fofortige Beschwerde statt.

8 97. (K. V. 8 97, G. 8 100.) Sind die Prozeßkosten theilweise nach Quoten
vertheilt, so hat die Partei den Gegner vor Anbringung des Festsetzungsgesuchs auf¬
zufordern, die Berechnung seiner Kosten binnen einer einwöchigen Frist bei dem Ge¬
richte einzureichen. Nach fruchtlosem Ablauf der Frist erfolgt die Entscheidung ohne
Rücksicht auf die Kosten des Geaners, unbeschadet des Rechts des letzteren, den An¬
spruch auf Erstattung nachträglich geltend zu machen. Der Gegner haftet für die
Mehrkosten, welche durch das nachträgliche Verfahren entstehen.

Sechstel Wl.
Sicheryeitsstellung.

ß 98. (K. V. 8 96, G. 8 Wl.) Die Bestellung einer prozessualischen Sicherheit
ist, sofern nicht die Parteien ein Anderes vereinbart haben oder dieses Gesetzbuch
eine nach freiem Ermessen des Gerichts zu bestimmende Sicherheit zuläßt, durch
Hinterlegung in baarem Gelde oder in solchen Wertpapieren zu bewirken, welche
nach richterlichem Ermessen eine genügende Deckung gewähren.

8 99. (K. V. § 99, G. 8 102.) Ausländer, welche als Kläger auftreten, haben
dem Beklagten auf dessen Verlangen wegen der Prozeßkosten Sicherheit zu leisten.

Diese Verpflichtung tritt nicht ein:
1) wenn nach den Gesetzen des Staats, welchem der Kläger angehört, ein

Deutscher in gleichem Falle zur Sicherheitsleistung nicht verpflichtet ist;
2) im Urkunden- oder Wechselprozesse;
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3) bei Widerklagen:
4) bei Klagen, welche in Folge einer öffentlichen Aufforderung angestellt

werden'
I S. 19. ! 5) bei Klagen aus Ansprüchen, welche in das Grund- oder Hypothekenbuch

einer deutschen Behörde eingetragen sind.

8 100. (K. V. § 100, G. § 103.) Der Beklagte kann auch dann Sicherheits¬
leistung verlangen, wenn im Laufe des Rechtsstreits der Kläger oie Eigenschaft eines
Deutschen verliert oder die Voraussetzung, unter welcher der Ausländer von der
Sicherheitsleistung befreit war, wegfällt und nicht ein zur Deckung ausreichender
Theil des erhobenen Anspruchs unbestritten ist.

ß 101. (K. V. 8 101. G. 8 ic>4.) Die Höhe der zu leistenden Sicherheit wird
von dem Gerichte nach freiem Ermessen festgesetzt.

Bei der Festsetzung ist derjenige Betrag der Prozeßkosten zu Grunde zu legen,
welchen der Beklagte wahrscheinlich' aufzuwenden haben wird. Die dem Beklagten
durch eine Widerklage erwachsenden Kosten sind hierbei nicht zu berücksichtigen.

Ergiebt sich im Laufe des Rechtsstreits, daß die geleistete Sicherheit nicht hin¬
reicht, so kann der Beklagte die Leistung einer weiteren Sicherheit verlangen, sofern
nicht «in zur Deckung ausreichender Theil des erhobenen Anspruchs unbestritten ist.

8 102. (K. V. 8 102, G. 8 105.) Das Gericht hat dem Kläger bei Anordnung
der Sicherheitsleistung eine Frist zu bestimmen, binnen welcher die Sicherheit zu leisten
sei. Wird die Sicherheit binnen dieser Frist nicht geleistet, so ist auf Antrag des
Beklagten die Klage für zurückgenommen zu erklären oder, wenn über ein Rechts¬
mittel des Klägers'zu verhandeln ist, dasselbe zu verwerfen.

Siebentel Ml.
Zrmenrecht.

Z 103. lK. V. 8 103, G. 8 106.) Wer außer Stande ist, ohne Beeinträchtigung
des für ihn und seine Familie nothwendigen Unterhalts die Kosten des Prozesse's zu
bestreiten, hat auf Bewilligung des Armenrechts Anspruch, ein Ausländer nur inso¬
weit, als die Gegenseitigkeit verbürgt ist.

8 104. (K. V, 8 104, G. 8 107.) Durch die Bewilligung des Armenrechts er¬
langt oie Partei:

1) die einstweilige Befreiung von der Berichtigung der rückständigen und
künftig erwachsenden Genchtskosten, einschließlich der Gebühren der Be¬
amten, der den Zeugen und den Sachverständigen zu gewährenden Ver¬
gütung und der sonstigen baaren Auslagen sowie der Stempelsteuer;

2) die Befreiung von der Sicherheitsleistung für die Prozeßkosten;
3) das Recht, daß ihr zur vorläufig unentgeltlichen Bewirtung von Zustellungen

und von Vollstreckungshandlungen ein Gerichtsvollzieher und, insoweit
eine Vertretung durch Anwälte geboten ist, zur vorläufig unentgeltlichen
Wahrnehmung ihrer Rechte ein Rechtsanwalt beigeordnet werde.

! S. 20. l 8105. (K. V. 8 105, G. 8 108.) Die Bewilligung des Armenrechts hat auf
die Verpflichtung zur Erstattung der dem Gegner erwachsenden Kosten keinen Einfluß.

H 106. (K. V. 8 106, G. 8 109) Das Gesuch um Bewilligung des Armen¬
rechts lst bei dem Prozeßgerichte anzubringen; es kann vor dem Gerichtsschreiber zu
Protokoll erklärt werden.

Dem Gesuche ist ein von der obrigkeitlichen Behörde der Partei ausgestelltes
Zeugniß beizufügen, in welchem unter Angabe des Standes oder Gewerbes, der
Vermögens' und Familienverhältnisse der Partei sowie des Betrags der von dieser
zu entrichtenden direkten Staatssteuern das Unvermögen zur Bestreitung der Prozeß¬
kosten ausdrücklich bezeugt wird. Für Personen, welche unter Vormundschaft oder
Kuratel stehen, kann das Zeugniß auch von der vormundschaftlichen Behörde ausge¬
stellt werden.
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8 107. <K. V. § 107, G. 8 HO-) Die Bewilligung des Armenrechts erfolgt
für den ganzen Rechtsstreit, einschließlich der Zwangsvollstreckung.

8 108. (K. V. § 108, G. § 112.) Das Armenrecht kann zu jeder Zeit entzogen
werden, wenn sich ergiebt, daß die Voraussetzung der Bewilligung nicht vorhanden
war oder nicht mehr vorhanden ist.

ß 109. (K. V. ß 109, G. 8 H3.) Das Armenrecht erlischt mit dem Tode der
Person, welcher es bewilligt ist.

8 110. (K. N. 8 110, G, 8 H4.> Die Gerichtskosten, von deren Berichtigung die
arme Partei einstweilen befreit ist, können von dem in die Prozeßkosten verurtheilten
Gegner nach Maßgabe der für die Beitreibung rückständiger Gerichtskosten geltenden
Vorschriften eingezogen werden.

8 111. <K. V. 8 HI, G- 8 115.) Die für die arme Partei bestellten Gerichts¬
vollzieher und Rechtsanwälte sind berechtigt, ihre Gebühren und Auslagen von dem
in die Prozeßkosten verurtheilten Gegner beizutreiben.

Eine Einrede aus der Person der armen Partei ist nur insoweit zulässig, als
die Aufrechnung von Kosten verlangt wird, welche nach der in demselben Rechts¬
streite über die Kosten erlassenen Entscheidung von der armen Partei zu erstatten sind.

8 112. <K. V. 8 112, G. 8 116) Die zum Armenrechte zugelassene Partei ist
zur Nachzahlung der Beträge, von deren Berichtigung sie einstweilen befreit war,
verpflichtet, sobald sie ohne Beeinträchtigung des für sie und ihre Familie noth¬
wendigen Unterhalts dazu im Stande ist.

8 113. (K. V. tz 113, G. 8 117) Ueber das Gesuch um Bewilligung des Armen¬
rechts, über die Entziehung desselben und über die Verpflichtung zur Nachzahlung
der Beträge, von deren Berichtigung die zum Armenrechte zugelassene Partei einst¬
weilen befreit ist, kann ohne vorgängige mündliche Verhandlung entschieden werden.

1 8 114. (K. V. 8 H4, G. 8 11«.) Gegen den Beschluß, durch welchen das Armen- ! S. 21.
recht bewilligt wird, findet kein Rechtsmittel; gegen den Beschluß, durch welchen das
Armenrecht verweigert oder entzogen oder die Nachzahlung von Kosten angeordnet
wird, findet Beschwerde statt.

Dritter Abschnitt.
Verfahren.

Wer Ml.
Mündliche Merhandlung.

8 115. (K. V. 8 115, G. 8 119.) Die Verhandlung der Parteien über den Rechts¬
streit vor dem erkennenden Gerichte ist eine mündliche.

8 116. (K, V. 8 US, G. 8 120) In Anwaltsprozessen wird die mündliche Ver¬
handlung durch Schriftsätze vorbereitet; die Nichtbeachtung dieser Vorschrift hat
Rechtsnllchtheile in der Sache selbst nicht zur Folge.

In anderen Prozessen können vorbereitende Schriftsätze gewechselt werden.

8 11?. (K. V. 8 117, G. 8 121) Die vorbereitenden Schriftsätze sollen enthalten:
1) die Bezeichnung der Parteien nach Namen, Stand oder Gewerbe, Wohn¬

ort und Parteistellung; die Bezeichnung des Gerichts und des Streitgegen¬
standes; die Zahl der Anlagen;

Materialien zur Cwi!pl»zeßord»ung, 2
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2) die Anträge, welche die Partei in der Gerichtssitzung zu stellen beabsichtigt,
unter Angabe der zur Begründung derselben dienenden thatsächlichen
Verhältnisse;

3) die Erklärung über die thatsächlichen Behauptungen des Gegners;
4) die Bezeichnung der Beweismittel, welcher sich d,e Partei zum Nachweise

oder zur Widerlegung thatsächlicher Behauptungen bedienen will, sowie
die Erklärung über die von dem Gegner bezeichneten Beweismittel;

5) in Anwaltsprozessen die Unterschrift des Anwalts, in anderen Prozessen
die Unterschrift der Partei selbst oder desjenigen, welcher für dieselbe als
Bevollmächtigter oder als Geschäftsführer ohne Auftrag handelt.

8 118. (K. V. § 118, G, 8 122.) Dem vorbereitenden Schriftsatze sind die in den
Händen der Partei befindlichen Urkunden, auf welche in dem Schriftsätze Bezug
genommen wird, in Urschrift oder in Abschrift beizufügen.

Kommen nur einzelne Theile einer Urkunde in Betracht, fo genügt die Beifügung
eines Auszugs, welcher den Eingang, die zur Sache gehörende Stelle, den Schluß,
das Datum und die Unterschrift enthalt.

> S, 22. I Sind die Urkunden dem Gegner bereits bekannt oder von bedeutendem Umfange,
so genügt die genaue Bezeichnung derselben mit dem Erbieten, Einsicht zu gewähren.

S 119. (K. V. § 119, G. § 123.) Der vorbereitende Schriftsatz, welcher neue That¬
sachen oder ein anderes neues Vorbringen enthält, ist mindestens eine Woche, wenn
er einen Zwischenstreit betrifft, mindestens drei Tage vor der mündlichen Verhandlung
zuzustellen.

Der vorbereitende Schriftsatz, welcher eine Gegenerklärung auf neues Vorbringen
enthält, ist mindestens drei Tage vor der mündlichen Verhandlung zuzustellen. Die
Zustellung einer schriftlichen Gegenerklärung ist nicht erforderlich, wenn es sich um
einen Zwischenstreit handelt,

§ 120. (K. V. 8 120, G. 8 124.) Die Parteien haben eine für das Prozeßgericht
bestimmte Abschrift ihrer vorbereitenden Schriftsätze und der Anlagen auf der Gerichts¬
schreiberei niederzulegen.

Diese Niederlegung erfolgt zugleich mit der Ueberreichung der Urschrift, wenn
eine Terminsbestimmung oder wenn die Zustellung unter Vermittelung des Gerichts¬
schreibers erwirkt werden soll, andernfalls fofort nach erfolgter Zustellung des
Schriftsatzes.

Z 121. (K. V, 8 121, G. 8 ^25.) Die Partei ist, wenn sie rechtzeitig aufgefordert
wird, verpflichtet, die in ihren Händen befindlichen Urkunden, auf welche sie m einem
vorbereitenden Schriftsätze Bezug genommen hat, vor der mündlichen Verhandlung
auf der Gerichtsschreiberei niederzulegen und den Gegner von der Niederlegung zu
benachrichtigen.

Der Gegner hat zur Einsicht der Urkunden eine Frist von drei Tagen. Die
Frist kann auf Antrag von dem Vorsitzenden verlängert oder verkürzt werden.

Z122. (K. V. 8 122, G. 8 126.) Den Rechtsanwälten steht es frei, die Mittheilung
von Urkunden von Hand zu Hand gegen Empfangsbescheinigung zu bewirken.

Giebt ein Rechtsanwalt die ihm eingehändigte Urkunde nicht binnen der
bestimmten Frist zurück, so ist er auf Antrag nach uorgangiger mündlicher Verhandlung
zur unverzüglichen Zurückgabe zu uerurtheilen.

Gegen das Zwischenurtheil findet sofortige Beschwerde statt.

Z123. (K. V. 8 123, G. 8 127.) Der Vorsitzende eröffnet und leitet die münd¬
liche Verhandlung.

Er ertheilt das Wort und kann es demjenigen, welcher seinen Anordnungen
nicht Folge leistet, entziehen.

Er hat Sorge zu tragen, daß die Sache erschöpfende Erörterung finde und die
Verhandlung ohne Unterbrechung zu Ende geführt werde; erforderlichenfalls hat er
die Sitzung zur Fortsetzung der Verhandlung sofort zu bestimmen.

Er schließt die Verhandlung, wenn nach Ansicht des Gerichts die Sache voll¬
ständig erörtert ist, und verkündet die Urtheile und Beschlüsse des Gerichts.
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Z 134. (K. V. § 124, G. § 126,) Die mündliche Verhandlung wird dadurch ein¬
geleitet, daß die Parteien ihre Anträge stellen.

I Die Vortrage der Parteien sind in freier Rede zu halten; sie haben das
Streitverhältniß in thatsächlicher und rechtlicher Beziehung zu umfassen.

Eine Bezugnahme auf Schriftstücke statt mündlicher Verhandlung ist unzulässig.
Die Vorlesung von Schriftstücken findet nur insoweit statt, als es auf den wörtlichen
Inhalt derselben ankommt.

In Anwaltsprozessen ist neben dem Anwälte auch der Partei selbst auf Antrag
das Wort zu gestatten.

H 125. (K. V. lj 125, G. ^ 129.) Jede Partei hat sich über die von dem Gegner
behaupteten Thatsachen zu erklären.

Eine Erklärung mit Nichtwissen ist nur über Thatsachen zulässig, welche nicht
eigene Handlungen der Partei oder nicht Gegenstand ihrer eigenen Wahrnehmung
gewesen sind.

Außer diesem Falle sind Thatsachen, welche nicht ausdrücklich bestlitten werden
als zugestanden anzusehen, wenn nicht die Absicht, sie bestreiten zu wollen, aus den
übrigen Erklärungen der Partei hervorgeht,

Z 126. (K. V. 8 126, G. 8 130.) Der Vorsitzende kann durch Fragen darauf
hinwirken, daß unklare Anträge erläutert, ungenügende Angaben der geltend gemachten
Thatsachen ergänzt und die Beweismittel bezeichnet,überhaupt alle für die Feststellung
des Sachuerhaltnisses erheblichen Erklärungen abgegeben werden.

Er kann auf die Bedenken aufmerksam machen, welche in Ansehung der von
Amtswegen zu berücksichtigendenPunkte obwalten.

Er kann einem Mitgliede des Gerichts gestatten, das Fragerecht auszuüben.
Eine Frage ist zu stellen, wenn das Gericht diese für angemessen erachtet.

Z 127. (K. V, ß 127, G. § 133,) Das Gericht kann anordnen, daß eine Partei
die in ihren Händen befindlichen Urkunden, auf welche sie sich bezogen hat, sowie
Stammbäume, Pläne, Risse und sonstige Zeichnungen vorlege.

Das Gericht kann anordnen, daß die vorgelegten Schriftstücke während einer
von ihm zu bestimmenden Zeit auf der Gerichtsschreiberei verbleiben.

Das Gericht kann anordnen, daß von den in fremder Sprache abgefaßten
Urkunden eine durch einen beeidigten Dolmetscher angefertigte Uebersetzung beigebracht
werde.

Z 128. (K. V. 8 128, G. 8 134.) Das Gericht kann anordnen, daß die Parteien-
die in ihrem Besitze befindlichen Akten vorlegen, soweit dieselben aus Schriftstücken
bestehen, welche die Verhandlung und Entscheidung der Sache betreffen.

8 129. (K. V. 8 129, G. 8 135.) Das Gericht kann die Einnahme des Augen¬
scheins sowie die Begutachtung durch Sachverständige anordnen.

Das Verfahren richtet sich nach den Vorschriften, welche eine auf Antrag
angeordnete Einnahme des Augenscheins oder Begutachtung durch Sachverständige
zum Gegenstände haben.

ß 130. (K. V. 8 130, G. 8 136.) Das Gericht kann anordnen, daß mehrere in
einer Klage erhobene Ansprüche in getrennten Prozessen verhandelt werden.

I Dasselbe gilt, wenn der Besagte eine Gegenforderung vorgebracht hat, welche
mit der in der Klage geltend gemachten Forderung nicht in rechtlichem Zusammen¬
hange steht.

Z 131. (K. V. 8 131, G. 8 137.) Das Gericht kann anordnen, daß bei mehreren
auf denselben Anspruch sich beziehendenselbständigen Angriffs- oderVertheidiqungsmitteln
(Klllgegründen, Einreden, Repliken «.) die Verhandlung zunächst auf eines oder
einige dieser Angriffs- oder Vertheidigungsmittel zu beschränken sei.

§ 132. (K. V. 8 132, G. 8 138.) Das Gericht kann die Verbindung mehrerer
bei ihm anhängiger Prozesse derselben oder verschiedener Parteien zum Zwecke der
gleichzeitigen Verhandlung und Entscheidung anordnen, wenn die Ansprüche, welche
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den Gegenstand dieser Prozesse bilden, in rechtlichem Zusammenhange stehen oder in
einer Klage hätten geltend gemacht werden können,

8 133. (K. V, 8 183, G. 8 139.) Das Gericht kann, wenn die Entscheidung des
Rechtsstreits ganz oder zum Theil von dem Bestehen oder Nichtbestehen eines Rechts¬
verhältnisses abhängt, welches den Gegenstand eines anderen anhängigen Rechtsstreits
bildet oder von einer Verwaltungsbehörde festzustellen ist, anordnen, daß die
Verhandlung bis zur Erledigung des anderen Rechtsstreits ooer bis zur Entscheidung
der Verwaltungsbehörde auszusetzen sei.

8 134. (K, V, § 134, G. ß 140,) Das Gericht kann, wenn sich im Laufe eines
Rechtsstreits der Verdacht einer strafbaren Handlung ergiebt,' deren Ermittelung auf
die Entscheidung von Einfluß ist, die Aussetzung der Verhandlung bis zur Erledigung
des Strafverfahrens anordnen.

8 135. (K. V, 8 135, G. 8 141,) Das Gericht kann die von ihm erlassenen, eine
Trennung, Verbindung oder Aussetzung betreffenden Anordnungen wieder aufheben.

8 136. (K, V, 8 136. G. § 142.) Das Gericht kann die Wiedereröffnung einer
Verhandlung, welche geschlossen war, anordnen.

8 137. (K. V. 8 137, G. 8 143.) Das Gericht kann Parteien, Bevollmächtigten
und Beiständen, denen die Fähigkeit zum geeigneten Vortrage mangelt, den weiteren
Vortrug untersagen.

Das Gericht kann Bevollmächtigte und Beistände, welche das mündliche
Verhandeln vor Gericht geschäftsmäßig betreiben, zurückweisen.

Eine Anfechtung dieser Anordnungen findet nicht statt.
Auf Rechtsanwlllte finden die Vorschriften dieses Paragraphen keine Anwendung.

§ 138. (K. V. 8 138, G. 8 144.) Ist eine bei der Verhandlung betheiligte Person
zur Aufiechthaltung der Ordnung von dem Orte der Verhandlung entfernt worden,
o kann auf Antrag gegen sie in gleicher Weise verfahren werden, als wenn sie
reiwillig sich entfernt hätte. Dasselbe gilt in den Fällen des vorhergehenden Paragraphen,
ofern die Untersagung oder Zurückweisung bereits bei einer früheren Verhandlung

geschehen war.

I Z 139. (K. V. 8 139, G. 8 143.) Ueber die mündliche Verhandlung vor dem
Gerichte ist ein Protokoll aufzunehmen.

Das Protokoll enthält:
1) den Ort und den Tag der Verhandlung;
2) die Namen der Nichter, des Gerichtsschreibers und des etwa zugezogenen

Dolmetschers;
3) die Bezeichnung des Rechtsstreits;
4) die Namen der erschienenen Parteien, gesetzlichenVertreter, Bevollmäch¬

tigten und Beistände;
5) die Angabe, daß öffentlich verhandelt oder die Oeffentlichkeit aus¬

geschlossen ist.
ß 14l). (K. V. 8 140, G. 8 146.) Der Gang der Verhandlung ist nur im All¬

gemeinen anzugeben.
Durch Ausnahme in das Protokoll sind festzustellen:

1) die Anerkenntnisse, Verzichtleistungen und Vergleiche, durch welche der
geltend gemachte Anspruch ganz oder theilweise erledigt wird;

2) die Anträge und Erklärungen, deren Feststellung vorgeschrieben ist;
3) die Aussagen der Zeugen und Sachverständigen, sofern dieselben früher

nicht abgehört waren oder von ihrer früheren Aussage abweichen;
4) das Ergebniß eines Augenscheins;
5) die Entscheidungen (Urtheile, Beschlüsse und Verfügungen) des Gerichts,

sofern sie nicht dem Protokolle schriftlich beigefügt find;
6) die Verkündung der Entscheidungen.

Der Aufnahme in das Protokoll steht die Aufnahme in eine Schrift gleich,
welche dem Protokolle als Anlage beigefügt und als solche in demselben bezeichnet ist.
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§ 141. (K, V. 8141, G. ß 14?,) Die Feststellung der Aussagen der Zeugen und
Sachverständigen kann unterbleiben, wenn die Vernehmung vor dem Prozeßgerichte
erfolgt und das Endurtheil der Berufung nicht unterliegt. In diesem Falle ist in
dem Protokolle nur zu bemerken, daß die Vernehmung stattgefunden habe.

8143. (K. V. 8 142, G. 8 148.) Das Protokoll ist insoweit, als es die Nr. 1 bis
4 des H 140 betrifft, den Beteiligten vorzulesen oder zur Durchsicht vorzulegen. In
dem Protokolle ist zu bemerken, daß dies geschehen und die Genehmigung erfolgt sei
oder welche Einwendungen erhoben sind.

Z 143. (K. V. 8143, G. 8 149.) Das Protokoll ist von dem Vorsitzenden und
dem Gerichtsschreiber zu unterschreiben.

Ist der Vorsitzende verhindert, so unterschreibt für ihn der älteste beisitzende
Richter. Im Falle der Verhinderung des Amtsrichters genügt die Unterschrift Kes
Gerichtsschreibers.

ß 144. (K. V. 8 144, G. 8 150.) Die Beobachtung der für die mündliche Ver¬
handlung vorgeschriebenen >Förmlichkeiten kann nur durch das Protokoll bewiesen
werden. Gegen den diese Förmlichkeiten betreffenden Inhalt desselben ist nur der
Nachweis der Fälschung zulässig.

8 145. (K, V. 8 145, G. 8 151,) Zu den Verhandlungen, welche außerhalb der
Sitzung vor Amtsrichtern oder vor beauftragten oder ersuchten Richtern stattfinden,
ist der Gerichtsschreiber gleichfalls zuzuziehen.

Zweit« Mtl.
Zustellungen.

ß 146. (K, V. 8 146, G. 8 152.) Die Zustellungen erfolgen durch Gerichts¬
vollzieher.

In Anwaltsprozessen ist der Gerichtsvollzieher unmittelbar zu beauftragen, in
anderen Prozessen nach der Wahl der Partei entweder unmittelbar oder unter Ver¬
mittelung des Gerichtsschreibers des Pruzeßgerichts.

§147. (K. V. 8 147, G. 8 153.) Die mündliche Erklärung einer Partei genügt,
um den Gerichtsvollzieher zur Vornahme der Zustellung, den Gerichtsschreiber zur
Beauftragung eines Gerichtsvollziehers mit der Zustellung zu ermächtigen.

Ist eine Zustellung durch emen Gerichtsvollzieher bewirkt, so wird bis zum
Beweise des Gegentheils angenommen, daß dieselbe :m Auftrage der Partei erfolgt sei.

Z 148. (K. V. ß 148, G, ß 154,) Insoweit eine Zustellung unter Vermittelung
des Gerichtsschreibers zulässig ,st, hat dieser einen Gerichtsvollzieher mit der erforder¬
lichen Zustellung zu beauftragen, sofern nicht die Partei erklärt hat, daß sie selbst
einen Gerichtsvollzieher beauftragen wolle.

Z 149. (K. V, 8149, G, 8 155.) Die Partei hat dem Gerichtsvollzieher und,
wenn unter Vermittelung des Gerichtsschreibers zuzustellen ist, diesem neben der
Urschrift des zuzustellenden Schriftstücks eine der Zahl der Personen, welchen zuzu¬
stellen ist, entsprechende Zahl von Abschriften zu übergeben.

Z 150. (K. V. 8 150, G. 8 157,) Die Zustellungen, welche an eine Partei
bewirkt werden sollen, erfolgen für die nicht prozeßfähigen Personen an die gesetzlichen
Vertreter derselben.

Bei Behörden, Gemeinden und Korporationen, sowie bei Personenvereinen,
welche als solche klagen oder verklagt werden können, genügt die Zustellung an die
Vorsteher.

Bei mehreren gesetzlichen Vertretern sowie bei mehreren Vorstehern genügt die
Zustellung an einen derselben.
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Z 151. <K, V, § 151, G. ß 158.) Die Zustellung für einen Unteroffizier oder einen
ssemeinen Soldaten des Dienststandes erfolgt an den Chef der zunächst vorgesetzten
Kommcmdobehürde (Chef der Kompagnie, Eskadron, Batterie u. f. w.).

S. 27. I Z 158. (K. V. 8 152, G. § 159.) Die Zustellung erfolgt an den Generalbevoll¬
mächtigten sowie in oen durch den Betrieb eines Handelsgewerbes hervorgerufenen
Rechts'streitigkeiten an den Prokuristen mit gleicher Wirkung, wie an die Partei selbst.

Z 153. (K. V, 8 153, G. 8 160.) Wohnt eine Partei weder am Orte des
Prozeßgerichts noch innerhalb des Amtsgerichtsbezirks, in welchem das Prozeßssericht
seinen Sitz hat, so kann das Gericht, falls sie nicht einen in diesem Orte oder Bezirke
wohnhaften Prozeßbeuollmächtigten bestellt hat, auf Antrag anordnen, daß sie eine
daselbst wohnhafte Person zum Empfange der für sie bestimmten Schriftstücke bevoll¬
mächtige. Diese Unordnung kann ohne vorgängige mündliche Verhandlung erfolgen.
Eine Anfechtung des Beschlusses findet nicht statt.

Wohnt die Partei nicht im Deutschen Reiche, so ist sie auch ohne vorgängige
Anordnung des Gerichts zur Benennung eines Zustellungsbevollmcichtigten verpflichtet,
falls sie nicht einen in dem durch den ersten Absatz bezeichneten Orte oder Bezirke
wohnhaften Prozeßbeuollmächtigten bestellt hat.

Z 154. (K. V. 8 154, G. 8 161,) Der Zustellungsbevollmächtigte ist bei der
nächsten gerichtlichen Verhandlung oder, wenn die Partei vorher dem Gegner einen
Schriftsatz zustellen läßt, in diesem zu benennen. Geschieht dies nicht, so können alle
späteren Zustellungen bis zur nachträglichen Benennung in der Art bewirkt werden,
daß der Gerichtsvollzieher das zuzustellende Schriftstück unter der Adresse der Partei nach
ihrem Wohnorte zur Post giebt. Die Zustellung wird mit der Aufgabe zur Post als bewirkt
angesehen, selbst wenn die Sendung als unbestellbar zurückkommt.

L 155. (K. V. 8 155, G. 8 162.) Zustellungen, welche in einem anhängigen
Rechtsstreite geschehen sollen, müssen an den für die Instanz bestellten Prozeßbeuoll¬
mächtigten erfolgen.

Z 156. lK. V. 8 156, G. 8 163.) Als zu der Instanz gehörig sind im Sinne
des vorstehenden Paragraphen auch diejenigen Prozeßhandlungen anzusehen, welche
das Verfahren vor dem Instanzgerichte in Folge eines Einspruchs, emer Aufhebung
des Urtheils des Instanzgerichts, einer Wiederaufnahme des Verfahrens oder eines
neuen Vorbringens in der Zwangsvollstreckungsinstanz zum Gegenstände haben. Das
Verfahren vor dem Vollstreckungsgerichte ist als zur ersten Instanz gehörig anzusehen

L 157. (K. V. ß 157, G. 8 164.) Die Zustellung eines Schriftsatzes, durch welche
ein Rechtsmittel eingelegt wird, erfolgt an den für die höhere Instanz
von dem Gegner bestellten Prozeßbevollmächtigten, wenn ein solcher noch nicht bestellt
ist, an den Prozeßbevollmächtigten der zunächst Nachgeordneten Instanz, in Ermange¬
lung eines solchen an den Prozeßbevollmächtigten der ersten Instanz.

Ist auch kein Prozeßbevollmä'chiigter erster Instanz vorhanden, so erfolgt die
Zustellung an den von dem Gegner, wenngleich nur für die erste Instanz, bestellten

S. 28. Zustellungsbeuollmächtigten, in Ermangelung eines solchen an den Gegner I selbst,
und zwar an diesen mittelst Aufgabe zur Post, wenn er einen Zustellungsbeuoll¬
mächtigten zu bestellen hatte, die Bestellung aber unterlassen hat,

Z 158. (K. V. 8 158, G. 8 165.) Die Zustellungen können an jedem Orte er¬
folgen, wo die Person, welcher zugestellt werden soll, angetroffen wird.

Hat die Person an diesem Orte eine Wohnung oder ein Geschäftslokal, so ist
die außerhalb der Wohnung oder des Geschaftslotals an sie erfolgte Zustellung nur
gültig, wenn die Annahme nicht verweigert ist.

Z 159. (K. V. 8 159, G. 8 166.) Wird die Person, welcher zugestellt werden
soll, in ihrer Wohnung nicht angetroffen, so kann die Zustellung an eine in der
Wohnung anwesende, zu der Familie gehörige oder in der Familie dienende erwachsene
Person erfolgen.

Wird eine solche Person nicht angetroffen, so kann die Zustellung an den in
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demselben Hause wohnenden Hauswirth oder Vermiether erfolgen, wenn diese zur
Annahme des zuzustellenden Schriftstücks bereit sind.

8 160. (K, V. 8 160, G. 8 167.) Ist die Zustellung nach diesen Bestimmungen
nicht ausführbar, so kann sie dadurch erfolgen, daß das zuzustellende Schriftstück auf
der Gerichtsschreiberei des Amtsgerichts, in dessen Bezirke der Ort der Zustellung
gelegen ist, oder an diesem Orte bei der Postanstalt oder dem Gemeindevorsteher
oder dem Polizeivorsteher niedergelegt und die Niederlegung sowohl mittelst einer an
der Thüre der Wohnung zu befestigenden schriftlichen Anzeige, als auch, soweit thunlich,
durch mündliche Mittheilung an zwei in der Nachbarschaft wohnende Personen bekannt
gemacht wird,

3 161. (K. V. § 161, G. § 168.) Für Gewerbetreibende, welche ein besonderes
Geschciftsloklll haben) kann, wenn sie in dem Geschäftslokale nicht angetroffen werden,
die Zustellung an einen darin anwesenden Gewerbegehülfen erfolgen.

Wird ein Rechtsanwalt, welchem zugestellt werben soll, in seinem Geschäftslokale
nicht angetroffen, so kann die Zustellung an einen darin anwesenden Gehülfen oder
Schreiber erfolgen.

3 162. (K. V. 8 162, G. § 169.) Wird der gesetzliche Vertreter oder der Vorsteher
einer Behörde, einer Gemeinde, einer Korporation oder eines Personenvereins, welchem
zugestellt werden soll, in dem Geschaftslokale wahrend der gewöhnlichen Geschäfts¬
stunden nicht angetroffen oder ist er an der Annahme verhindert, so kann die Zustellung
an einen anderen in dem Geschaftslokale anwesenden Beamten oder Bediensteten
bewirkt werden.

Wird der gesetzliche Vertreter oder der Vorsteher in seiner Wohnung nicht
angetroffen, so finden die Bestimmungen der HZ 159, 160 nur Anwendung, wenn
ein besonderes Geschäftslokal nicht vorhanden ist.

8 163. (K. V. 8 163, G. 8 17«) Wird die Annahme der Zustellung ohne gesetz¬
lichen Grund verweigert, so ist das zuzustellende Schriftstück am Orte der Zustellung
zurückzulassen.

!Z 164. (K. V, 8 164,^G. 8 171.) An Sonntagen und allgemeinen Feiertagen >
darf eine Zustellung, sofern sie nicht mittelst Aufgabe zur Post bewirkt wird, nur mit
richterlicher Erlaubniß erfolgen.

Die Erlaubniß wird von dem Vorsitzenden des Prozeßgerichts ertheilt; sie kann
auch von dem Amtsrichter, in dessen Bezirke die Zustellung erfolgen soll, und in
Angelegenheiten, welche durch einen beauftragten oder ersuchten Richter zu erledigen
sind, von diesem ertheilt werden.

Die Verfügung, durch welche die Erlaubniß ertheilt wird, ist bei der Zustellung
abschriftlich mitzutheilen.

Eine Zustellung, bei welcher die Bestimmungen dieses Paragraphen nicht
beobachtet sind, ist gültig, wenn die Annahme nicht verweigert ist.

8 165. (K. V. 8 165, G. 8 172.) Ist bei einer Zustellung an den Vertreter
mehrerer Beteiligter oder an einen von mehreren Vertretern die Mittheilung der
Ausfertigung oder Abschrift eines Schriftstücks erforderlich, so genügt die Mittheilung
nur einer Ausfertigung oder Abschrift.

Einem Zustellungsbevollmächtigten mehrerer Betheiligter sind so viele Aus¬
fertigungen oder Abschriften mitzutheilen, als Betheiligte vorhanden sind.

8 166. (K. V, 8166, G. 88 156, 173.) Ueber die Zustellung ist eine Urkunde
aufzunehmen.

Dieselbe ist auf die Urschrift des mitzutheilenden Schriftstücks oder auf einen
mit derselben zu verbindenden Bogen zu setzen.

Jeder Person, an welche eine Zustellung erfolgt, ist beglaubigte Abschrift des
mitzutheilenden Schriftstücks und der Zustellungsurkunde zu übergeben. Die Be¬
glaubigung geschieht durch den Gerichtsvollzieher, bei den auf Betreiben von Rechts¬
anwälten oder in Anwaltsprozcfsen mitzutheilenden Schriftstücken durch den Anwalt.

Die Abschrift der Zustellungsurkunde ist auf die Abschrift des zuzustellenden
Schriftstücks oder auf einen mit derselben zu verbindenden Bogen zu setzen.
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Die Zustellungsurkunde ist der Partei, für welche die Zustellung erfolgt, zu
übermitteln.

8 167. (K, V. 8 167, G, 8 174,) Die Zustellungsurkunde muß enthalten:
1) Ort und Zeit der Zustellung;
2) die Bezeichnung der Person, für welche zugestellt werden soll;
3) die Bezeichnung der Person, an welche zugestellt werden soll;
4) die Bezeichnung der Person, welcher zugestellt ist, in den Fällen der

ZZ 159, 161, 1t>2 die Angabe des Grundes, durch welchen die Zustellung
an die bezeichnetePerson gerechtfertigt wird; wenn nach § 160 verfahren
ist, die Bemerkung, wie die darin enthaltenen Borschriften befolgt sind;

5) im Falle der Verweigerung der Annahme die Erwähnung, daß die
Annahme verweigert und das zuzustellende Schriftstück am Orte der
Zustellung zurückgelassen ist;

6) die Bemerkung, daß Abschrift des mitzutheilenden Schriftstücks und der
Zustellungsurkunde übergeben ist;

> 7) die Unterschrift des die Zustellung vollziehenden Beamten.

§ 168. (K. V. § 168, G. 8 175.) Ist die Zustellung mittelst Aufgabe zur Post
(L 154) erfolgt, so muß die Zustellungsurkunde den Bestimmungen des vorstehenden
Paragraphen unter Nr. 2, 3, 7 entsprechen und außerdem ergeben, zu welcher Zeit,
unter welcher Ndresse und bei welcher Postanstalt die Aufgabe geschehen ist.

Z 169. (K. V. 8 169, G. 8 176,) Zustellungen können auch durch die Post erfolgen.

8 170. (K. V. 8 17», G. 8 177.) Wird durch die Post zugestellt, so hat der
Gerichtsvollzieher ein durch sein Dienstsiegel verschlossenes, mit der Adresse der Person,
an welche zugestellt werden soll, versehenes und mit einer Expeditionsnummer bezeichnetes
Kouvert, in welchem die beglaubigte Abschrift des mitzutheilenden Schriftstücks enthalten
ist, der Post mit dem Ersuchen zu übergeben, die Zustellung einem Postboten des
Bestimmungsorts aufzutragen. Daß die Uebergabe in der bezeichneten Art geschehen,
ist von dem Gerichtsvollzieher auf der Urschrift des mitzutheilenden Schriftstücks oder
auf einem mit derselben zu verbindenden Bogen zu bezeugen.

8 171. (K. V. 8 171, G, 8 178.) Die Zustellung durch den Postboten erfolgt in
Gemätzheit der Bestimmungen der 88 158—163.

Ueber die Zustellung ist von dem Postboten eine Urkunde aufzunehmen, welche
den Bestimmungen des 8 167 Nr. 1, 3—5, 7 entsprechen und außerdem die Uebergabe
des seinem Verschlüsse, seiner Adresse und seiner Exveditionsnummer nach bezeichneten
Kouuerts, sowie der Abschrift der Zustellungsurkunde bezeugen muß.

Die Urkunde ist von dem Postboten der Postanstalt und von dieser oem
Gerichtsvollzieher zu überliefern, welcher mit derselben in Gemäßheit der Bestimmung
des 8 166 Absatz 5 zu verfahren hat.

8 172. (K. V. 8 172, G. ß 179.) Insoweit eine Zustellung unter Vermittelung
des Gerichtsschreibers zulässig ist, kann derselbe unmittelbar die Post um Bewirtung
der Zustellung ersuchen. In diesem Falle finden die Vorschriften der 88 17V und 171
auf oen Gerichtsschreiber entsprechende Anwendung.

8 173. (K. V, 8 173, G, 8 180,) Ist eine Zustellung durch einen Gerichtsvollzieher
bewirkt, obgleich sie durch die Post hätte erfolgen können, fo hat die zur Erstattung
der Prozehkosten verurtheilte Partei die vermehrten Kosten nicht zu tragen.

8 174. (K, V. 8 174, G. 8 181.) In Anwaltsproz essen kann die Zustellung von
Anwalt zu Anwalt erfolgen.

Zum Nachweise der Zustellung genügt das mit Datum und Unterschrift versehene
schriftliche Empfangsbekenntmtz des Anwalts, welchem zugestellt worden ist.

8 175. (K. V, 8 175, G. 8 182.) Eine im Auslande zu bewirkende Zustellung
erfolgt mittelst Ersuchens der I zuständigen Behörde des fremden Staats oder des in
diesem Staate residirenden Konsuls oder Gesandten des Reichs.

8 176. (K. V. 8176, G. 8183.) Zustellungen an Deutsche, welche das Recht
der Exterritorialität genießen, erfolgen, wenn dieselben zur Mission des Reichs gehören.
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mittelst Ersuchens des Reichskanzlers, wenn dieselben zur Mission eines Bundesstaats
gehören, mittelst Ersuchens des Ministers der auswärtigen Angelegenheiten dieses
Bundesstaats.

Zustellungen an die Vorsteher der Reichskonsulate erfolgen mittelst Ersuchens
des Reichskanzlers.

8 177. (K. V. ß 177, G. § 18^.) Zustellungen an Personen, welche zu einem im
Auslande befindlichen oder zu einem mobilen Truppentheile oder zur Besatzung eines
in Dienst gestellten Kriegsfahrzeuges gehören, können mittelst Ersuchens an die vor¬
gesetzte Kommandobehörde erfolgen.

Z178. (K.V. 8178, G. 8185.) Die erforderlichen Ersuchungsschreiben werden
von dem Vorsitzenden des Prozehgerichts erlassen.

Die Zustellung wird durch das schriftliche Zeugniß der ersuchten Behörden oder
Beamten, daß die Zustellung erfolgt sei, nachgewiesen.

tz 179. (K. V. 8 179, G. 8 186.) Ist der Aufenthalt einer Partei «bekannt, so
kann die Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung erfolgen.

Die öffentliche Zustellung ist auch dann zulässig, wenn bei einer im Auslande
zu bewirkenden Zustellung die Befolgung der für diese bestehenden Vorschriften unaus¬
führbar ist oder keinen Erfolg verspricht.

ß 180. (K. V, 8 18«, G. 8 187.) Die öffentliche Zustellung wird, nachdem sie
auf ein Gesuch der Partei vom Prozeßgerichte bewilligt ist, durch den Gerichtsschreiber
von Nmtswegen besorgt. Die Entscheidung über das Gesuch kann ohne vorgängige
mündliche Verhandlung erlassen werden.

Die öffentlicheZustellung erfolgt durch Anheftung des zuzustellenden Schriftstücks
an die Gerichtstafel. Enthält das Schriftstück eine Ladung, so ist außerdem die
zweimalige Einrückung eines Auszugs derselben in dasjenige Blatt, welches für den
Sitz des Prozeßgerichts zur Veröffentlichung der amtlichen Bekanntmachungen bestimmt
ist, sowie die einmalige Einrückung des Auszugs in das von dem Reichskanzler für
das gesammte Reich zu bezeichnende Centralblatt erforderlich.

Das Prozeßgericht kann anordnen, daß der Auszug der Ladung noch in andere
Blätter und zu mehreren Malen eingerückt werde.

8 181. (K. V. 8 181, G. 8 168.) In dem Auszuge der Ladung müssen das
Prozeßgericht, die Parteien, der Gegenstand des Prozesses, der Zweck der Ladung und
die Zeit, zu welcher der Geladene erscheinen soll, bezeichnet werden.

8 182. <K. V. 8 182, G. § 169) Das eine Ladung enthaltende Schriftstück gilt
als an dem Tage zugestellt, > an welchem seit der letzten Einrückung des Auszugs in l S. 32.
die öffentlichen Blätter ein Monat verstrichen ist. Das Prozeßgericht kann bei
Bewilligung der öffentlichen Zustellung den Ablauf einer längeren Frist für erforderlich
erklären.

Enthält das Schriftstück keine Ladung, so ist dasselbe als zugestellt anzusehen,
wenn seit der Anheftung des Schriftstücks an die Gerichtstasel zwei Wochen
verstrichen sind.

8 183. (K. V. 8 163, G. 8 190.) Wird auf ein Gesuch, welches die Zustellung
eines demselben beigefügten Schriftstücks mittelst Ersuchens anderer Behörden oder
Beamten oder mittelst öffentlicher Vekanntmachuna, betrifft, die Zustellung demnächst
bewirkt, so treten, insoweit durch die Zustellung eine Frist gewahrt und der Lauf der
Verjährung oder einer Frist unterbrochen wird, die Wirkungen der Zustellung bereits
mit der Ueberreichung des Gesuchs ein.
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Dritter Mtl.

Ladungen, Vermine und Isristen.

§ 184. (K. V. § 184, G, 8 191.) Die Ladung zu einem Termine erfolgt durch
die Partei, welche über die Hauptsache oder über einen Zwischenstreit mündlich ver¬
handeln will.

Ist mit der Ladung zugleich eine Klageschrift oder ein anderer Schriftsatz zuzu¬
stellen, so ist die Ladung in den Schriftsatz aufzunehmen.

8 185. (K. V. § 185, G, § 192.) In Anwaltsprozessen muß die Ladung zur
mündlichen Verhandlung über die Klage, über ein Rechtsmittel, über die Aufnahme
des Verfahrens (W 208, 213), über den Einspruch gegen einen Vollstreckungsbefehl
und über die Aufhebung eines Arrestes oder einer einstweiligen Verfügung, sofern
die Zustellung nicht an einen Rechtsanwalt erfolgt, die Aufforderung an den Gegner
enthalten, einen bei dem Prozeßgerichte zugelassenen Anwalt zu bestellen.

8 186. lK, V. 8 186, G. 8 193.) Die Ladung ist zum Zwecke der Termins¬
bestimmung bei dem Gerichtsschreiber einzureichen.

Die Bestimmung der Termine erfolgt binnen uierundzwanzig Stunden durch
den Vorsitzenden.

Auf Sonntage lind allgemeine Feiertage sind Termine nur in Nothfällen anzu¬
beraumen.

8 187. (K. V. 8 18?, G. 8 194.) Die Frist, welche in einer anhängigen Sache
zwischen der Zustellung der Ladung und dem Terminstage liegen soll (Ladungsfrist),
beträgt in Anwaltsprozessen mindestens eine Woche, in anderen Prozessen mindestens
drei Tage, in Meß- und Marktsachen mindestens vierundzwanzig Stunden.

8 188. (K, V. 8 188, O. 8 195,) Zu Terminen, welche in verkündeten Entschei¬
dungen bestimmt sind, ist eine Ladung der Parteien nicht erforderlich.

S. 33. 1 8 189. (K. V. 8 189, G. 8,196.) Die Termine werden an der Gerichtsstelle
abgehalten, sofern nicht die Einnahme eines Augenscheins an Ort und Stelle, die
Verhandlung mit einer am Erscheinen vor Gericht verhinderten Person oder eine
sonstige Handlung erforderlich ist, welche an der Gerichtsstelle nicht vorgenommen
werden kann.

Die Landesherren und die Mitglieder der landesherrlichen Familien, sowie der
Fürstlichen Familie Hohenzollern sind nicht verpflichtet, persönlich an der Gerichts¬
stelle zu erscheinen.

ß 190. (K. V. 8 190, G. 8 197.) Der Termin beginnt mit dem Aufrufe der Sache.
Der Termin ist von einer Partei versäumt, wenn sie bis zum Schlüsse desselben

nicht verhandelt.

8 191. (K. V. 8 191, G. 8 196.) Der Lauf einer richterlichen Frist beginnt, sofern
nicht bei Festsetzung derselben ein Anderes bestimmt wird, mit der Zustellung des
Schriftstücks, in welchem die Frist festgesetzt ist, und, wenn es einer solchen Zustellung
nicht bedarf, mit der Verkündung der Frist.

Der Lauf einer gesetzlichen oder richterlichen Frist, deren Beginn von einer
Zustellung abhängig ist, beginnt mit dieser auch gegen diejenige Partei, welche die
Zustellung hat bewirken lassen,

8192. (K, V. 8 192, G. 8 199.) Bei der Berechnung einer Frist, welche nach
Tagen bestimmt ist, wird der Tag nicht mitgerechnet, auf welchen der Zeitpunkt oder
das Ereigniß fällt, nach welchem der Anfang der Frist sich richten soll. «

8 193. (K. V. 8 193, G. 8 200.) Eine Frist, welche nach Wochen oder Monaten
bestimmt ist, endigt mit Ablauf desjenigen Tages der letzten Woche oder des letzten
Monats, welcher durch seine Benennung oder Zahl dem Tage entspricht, an welchem
die Frist begonnen hat; fehlt dieser Tag in dem letzten Monate, so endigt die Frist
mit Ablauf des letzten Tages dieses Monats.
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Fällt das Ende einer Frist auf einen Sonntag oder allgemeinen Feiertag, so
endigt oie Frist mit Ablauf des nächstfolgenden Werktages.

Z 19t. (K. V. § 194, G. tz 201,) Der Lauf einer Frist wird durch die Gerichts¬
ferien gehemmt. Der noch übrige Theil der Frist beginnt mit dem Ende der Ferien
zu laufen. Fällt der Anfang der Frist in die Ferien, so beginnt der Lauf der Frist
mit dem Ende derselben.

Die vorstehenden Bestimmungen finden auf Nothfristen und Fristen in Ferien¬
sachen keine Anwendung.

Nothfristen sind nur diejenigen Fristen, welche in diesem Gesetzbuche als solche
bezeichnet werden.

8 195. <K. V, § 193, G. § 202.) Durch Vereinbarung der Parteien können
Fristen, mit Ausnahme der Nothfristen, verlängert oder abgekürzt werden.

Auf Antrag können richterliche und gesetzliche Fristen abgekürzt oder verlän ! gert
werden, wenn erhebliche Gründe glaubhaft gemacht sind, gesetzliche Fristen jedoch nur
in den besonders bestimmten Fällen.

Im Falle der Verlängerung wird die neue Frist von dem Ablaufe der vorigen
Frist an berechnet, wenn nicht im einzelnen Falle ein Anderes bestimmt ist.

§ 196. (K. V. 8 196, G. 8 203.) Ueber das Gesuch um Abkürzung oder Ver¬
längerung einer Frist kann ohne vorgängige mündliche Verhandlung entschiedenwerden.

Die Abkürzung oder wiederholte Verlängerung darf nur nach vorgängigem
Gehör des Gegners bewilligt werden.

Eine Anfechtung des Beschlusses, durch welchen das Gesuch um Verlängerung
einer Frist zurückgewiesen ist, findet nicht statt.

8 197. (K. V, 8 197, G. 8 204,) Einlassungsfristen, Ladungsfristen, sowie die¬
jenigen Fristen, welche für die Zustellung vorbereitender Schriftsätze bestimmt sind,
können auf Antrag abgekürzt werden.

Die Abkürzung der Einlassungs- und der Ladungsfristen wird dadurch nicht
ausgeschlossen, daß in Folge der Abkürzung die mündliche Verhandlung durch Schrift¬
sätze nicht vorbereitet werden kann.

Der Vorsitzende kann bei Bestimmung des Termins die Abkürzung ohne vor¬
gängiges Gehör des Gegners und des sonst Beteiligten verfügen; diese Verfügung
ist dem Betheiligten abschriftlich mitzutheilen.

8 198. (K. V. 8 198, G. 8 205.) Die Parteien können die Aufhebung eines
Termins vereinbaren.

Wird die Verlegung eines Termins beantragt, so finden die Bestimmungen über
Verlängerung einer Frist'entsprechende Anwendung.

8 199. (K, V, 8 199, G. 8 206,) Die Verlegung eines Termins, die Vertagung
einer Verhandlung und die Anberaumung eines Termins zur Fortsetzung der Ver¬
handlung kann auch von Amtswegen erfolgen,

8 200. (K. V, 8 200, G. 8207,) Die in diesem Titel dem Gerichte und dem
Vorsitzenden beigelegten Befugnisse stehen dem beauftragten oder ersuchten Richter in
Bezug auf die von diesen zu bestimmenden Termine uno Fristen zu.

Mntll Mtl.
Folgen der Aersäumung. Wiedereinsetzung in den

vorigen Stand.
8 201. (K, V. 8 201, G, 8 208,) Die Versäumung einer Prozeßhandlung hat

zur allgemeinen Folge, daß die Partei mit der vorzunehmenden Prozeßhandlung aus¬
geschlossen wird,

8 208. <K. V. 8 202, L>. 8 209.) Einer Androhung der gesetzlichen Folgen der
Versäumung bedarf es nicht; I dieselben treten von selbst ein, sofern nicht dieses > S. 35,
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Gesetzbuch einen auf Verwirklichung des Rechtsnachtheils gerichteten Antrag erfordert.
Im letzteren Falle kann, so lange nicht der Antrag gestellt und die mündliche

Verhandlung über denselben geschlossenist, die versäumte Prozeßhandlung nachgeholt
werden,

Z 203. sK. V, ß 203, G, ß 210,) Auf Grund der den Minderjährigen und den
ihnen gleichgestellten Personen als solchen zustehenden Rechte findet die Aufhebung
der Folgen einer Versäumung nicht statt.

Insofern die Aufhebung der Folgen einer unverschuldeten Versäumung zulässig
ist, wird eine Versäumung, welche in der Verschuldung eines Vertreters ihren Grund
hat, als eine unverschuldete nicht angesehen.

ß 204. (K. V. § 204, G. § 211.) Einer Partei, welche durch Naturereignisse oder
andere unabwendbare Zufälle verhindert worden ist, eine Nothfrist einzuhalten, ist
auf Antrag die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu ertheilen.

Hat eine Partei die Einspruchsfrist versäumt, so ist ihr die Wiedereinsetzung
auch dann zu ertheilen, wenn sie von der Zustellung des Versäumnißurtheils ohne
ihr Verschulden keine Kenntniß erlangt hat.

ß 305. (K. V. 8 205, G. 8 212.) Die Wiedereinsetzung muß innerhalb einer
zweiwöchigen Frist beantragt werden.

Die Frist beginnt mit dem Tage, an welchem das Hinderniß gehoben ist; sie
kann durch Vereinbarung der Parteien nicht verlängert werden.

Nach Ablauf eines Jahres, von dem Ende der versäumten Nothfrist an gerechnet,
kann die Wiedereinsetzung mcht mehr beantragt werden,

§ 206. (K. V. 8 206, G. 8 214.) Die Wiedereinsetzung wird durch Zustellung
eines Schriftsatzes beantragt. Derselbe muß enthalten:

1) die Angabe der die Wiedereinsetzung begründenden Thatsachen;
2) die Angabe der Mittel für deren Glaubhaftmachung;
3) die Nachholung der versäumten Prozeßhandlung oder, wenn diese bereits

nachgeholt ist, die Bezugnahme hierauf.
Ist die Einlegung der sofortigen Beschwerde versäumt worden, so wird der

Antrag auf Wiedereinsetzung durch Einreichung des Schriftsatzes bei Gericht gestellt.
Die Einreichung kann sowohl bei dem Gerichte, von welchem die angefochtene Entscheidung
erlassen ist, als auch bei dem Beschwerdegerichte erfolgen.

Z 207. (K. V. 8 207, G. 8 215.) Ueber den Antrag auf Wiedereinsetzung
entscheidet das Gericht, welchem die Entscheidung über die nachgeholte Prozeßhandlung
zusteht.

ß 208. (K. V. 8 208, G. 8 216.) Das Verfahren über den Antrag auf Wieder¬
einsetzung ist mit dem Verfahren über die nachgeholte Prozeßhandlung zu verbinden.
Das Gericht kann jedoch das Verfahren zunächst auf die Verhandlung und Entscheidung
über den Antrag beschränken.

S. 36. ! Auf die Entscheidung über die Zulässigkeit des Antrags und auf die Anfechtung
der Entscheidung finden die Vorschriften Anwendung, welche in diesen Beziehungen
für die nachgeholte Prozeßhandlung gelten. Der Partei, welche den Antrag gestellt
hat, steht jedoch der Einspruch nicht zu.

Die Kosten der Wiedereinsetzung fallen dem Antragsteller zur Last, soweit sie
nicht durch einen unbegründeten Widerspruch des Gegners entstanden sind.

Fünfte,: Zitcl.
Unterbrechung und Znssetzung des Verfahrens.

Z 209. (K. V. 8 209, G. 8 217.) Im Falle des Todes einer Partei tritt eine
Unterbrechung des Verfahrens bis zu dessen Aufnahme durch die Rechtsnachfolger ein.

Wird die Aufnahme verzögert, so können die Rechtsnachfolger zur Aufnahme
und zugleich zur Verhandlung der Hauptsache geladen werden.
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Der die Ladung enthaltende Schriftsatz ist den Rechtsnachfolgern selbst zuzustellen.
Die Ladungsfrist wird von dem Vorsitzenden bestimmt.

Erscheinen die Rechtsnachfolger m dem Termine nicht, so ist auf Antrag die
behauptete Rechtsnachfolge als zugestanden anzunehmen und von dem Gerichte durch
Versäumnißurtheil auszusprechen, daß das Verfahren uon den Rechtsnachfolgern auf¬
genommen sei. Eine Verhandlung zur Hauptsache ist erst nach Ablauf der Einspruchs¬
frist und, wenn innerhalb derselben Einspruch eingelegt ist, erst nach dessen Erledigung
statthaft.

§ 210. (K. V. 8 210, G. 8 218.) Im Falle der Eröffnung des Konkurses über
das Vermögen einer Partei wird das Verfahren, wenn es die Konkursmasse betrifft,
unterbrochen, bis dasselbe nach den für den Konkurs geltenden Bestimmungen auf¬
genommen wird.

Wird die Aufnahme verzögert, so finden die Vorschriften des vorstehenden
Paragraphen entsprechende Anwendung,

Z 211. (K. V. 8 211, G. § 219.) Verliert eine Partei die Prozeßfähigkeit oder
stirbt der gesetzliche Vertreter einer Partei oder hört die Vertretungsbefugmß desselben
auf, ohne daß die Partei prozeßfähig geworden ist, so wird das Verfahren unterbrochen,
bis der gesetzliche Vertreter oder der neue gesetzliche Vertreter von seiner Bestellung
dem Gegner Anzeige macht oder bis der Gegner seine Absicht, das Verfahren fort¬
zusetzen, dem Vertreter anzeigt.

ß 212. (K. V. § 219, G. 8 220.) Wird im Falle der Unterbrechung des Ver¬
fahrens durch den Tod einer Partei für den Nachlaß ein Kurator bestellt, so kommen
die Vorschriften des Z 211 und, wenn über den Nachlaß der Konkurs eröffnet wird,
die Vorfchriften des § 210 in Betreff der Aufnahme des Verfahrens zur Anwendung.

8 213. (K. V. 8 213, G. 8 221.) Stirbt in Unwaltsprozessen der Anwalt einer
Partei oder wird derselbe unfähig, die Vertretung der Partei fortzuführen, so tritt
eine Unterbrechung des > Verfahrens ein, bis der bestellte neue Anwalt uon seiner I S. 3?
Bestellung dem Gegner Anzeige macht.

Wird diese Anzeige verzögert, so kann die Partei selbst zur Verhandlung der
Hauptsache geladen oder zur Bestellung eines neuen Anwalts binnen einer von dem
Vorsitzenden zu bestimmenden Frist aufgefordert werden. Wird dieser Aufforderung
nicht Folge geleistet, so ist das Verfahren als aufgenommen anzusehen. Bis zur
nachträglichen Anzeige der Bestellung eines neuen Anwalts können alle Zustellungen
an die zur Anzeige verpflichtete Partei, sofern diese weder am Orte des Prozeßgerichts
noch innerhalb des Amtsgerichtsbezirks wohnt, in welchem das Prozeßgencht seinen
Sitz hat, mittelst Aufgabe zur Post (Z 154) erfolgen.

H 214. (K. V, 8 214, G. 8 222.) Hört in Folge eines Krieges oder eines anderen
Ereignisses die Thätigkeit des Gerichts auf, so wird für die Dauer dieses Zustandes
das Verfahren unterbrochen,

Z 215. (K. V. 8 215, G. 8 223.) Fand in den Fällen des Todes, des Verlustes
der Prozeßfähigkeit oder des Wegfalls des gesetzlichen Vertreters (M 209, 211) eine
Vertretung durch einen Prozeßbevollmächtigten statt, so tritt eine Unterbrechung des
Verfahrens nicht ein; das Prozeßgericht hat jedoch auf Antrag des Bevollmächtigten,
im Falle des Todes auch auf Antrag des Gegners die Aussetzung des Verfahrens
anzuordnen.

Die Dauer der Aussetzung und die Aufnahme des Verfahrens richtet sich nach
den Vorschriften der Zß 209, 211, 212; im Falle des Todes ist der die Ladung
enthaltende Schriftsatz auch dem Bevollmächtigten zuzustellen.

Z 216. (K. V. 8 216, G. 8 224.) Befindet sich eine Partei zu Kriegszeiten im
Militärdienste oder hält sich eine Partei an einem Orte auf, welche durch obrigkeit¬
liche Anordnung o^er durch Krieg oder durch andere Zufälle von dem Verkehre mit
dem Prozeßgerichte abgeschnitten ist, so kann dasselbe auch von Amtswcgen die Aus¬
setzung des Verfahrens bis zur Beseitigung des Hindernisses anordnen.

Z 217. (K. V. 8 217, G. 8 225.) Das Gesuch um Aussetzung des Verfahrens
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ist bei dem Prozeßgerichte anzubringen; es kann vor dem Gerichtsschreiber zu Protokoll
erklärt werden.

Die Entscheidung kann ohne vorgängige mündliche Verhandlung erfolgen.

8 218. (K. V. 8 218, G. 8 22«.) Die Unterbrechung und Aussetzung des Ver¬
fahrens hat die Wirkung, daß der Lauf einer jeden Frist aufhört und nach Beendigung
der Unterbrechung oder Aussetzung die volle Frist von Neuem zu laufen beginnt.

Die während der Unterbrechung oder Aussetzung von einer Partei in Ansehung
der Hauptsache vorgenommenen Prozeßhandlungen sind der anderen Partei gegenüber
ohne rechtliche Wirkung.

Durch die nach dem Schlüsse einer mündlichen Verhandlung eintretende Unter¬
brechung wird die Verkündung der auf Grund dieser Verhandlung zu erlassenden
Entscheidung nicht gehindert.

l S. 38. ß 819. (K. V. § 219, G. 8 227.) Die Aufnahme eines unterbrochenen oder aus¬
gesetzten Verfahrens und die in diesem Titel erwähnten Anzeigen erfolgen durch
Zustellung eines Schriftsatzes.

§ 220. (K. V. 8 220, G. 8 228.) Die Parteien können vereinbaren, daß das
Verfahren ruhen solle. Die Vereinbarung hat auf den Lauf der Nothfristen leinen
Einfluß.

Erscheinen in einem Termine zur mündlichen Verhandlung beide Parteien
nicht, so ruht das Verfahren, bis eine Partei eine neue Ladung zustellen läßt.

ß 221. '(K. V. 8 221, G. 8 229.) Gegen die Entscheidung, durch welche auf
Grund der Vorschriften dieses Titels oder auf Grund anderer gesetzlicher Bestimmungen
die Aussetzung des Verfahrens angeordnet oder abgelehnt wird, findet Beschwerde,
im Falle oer Ablehnung sofortige Beschwerde statt.

Zweites Buch.
Verfahren in erster Instanz.

Erster Abschnitt.
Verfahren vor den Landgerichten.

Wer Mtl.
Verfahren bis zum Urtheil.

8 222. (K. V. 8 222, G. 8 230.) Die Erhebung der Klage erfolgt durch Zu¬
stellung eines Schriftsatzes.

Derselbe muß enthalten:
1) die Bezeichnung der Parteien und des Gerichts;
2) die bestimmte Angabe des Gegenstandes und des Grundes des erhobenen

Anspruchs sowie einen bestimmten Antrag;
3) die Ladung des Beklagten vor das Prozehgericht zur mündlichen Ver¬

handlung des Rechtsstreits.
In der Klageschrift soll ferner der Werth des nicht in einer "bestimmten Geld¬

summe bestehenden Streitgegenstandes angegeben werden, wenn die Zuständigkeit des
Gerichts von diesem Werthe abhängt.

Außerdem finden die allgemeinen Bestimmungen über die vorbereitenden Schrift¬
sätze auch auf die Klageschrift Anwendung.
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18 223. (K, V. § 223, G. 8 231.) Auf Feststellung des Bestehens oder Nicht- > S. 39.
bestehens eines Rechtsverhältnisses, auf Anerkennung einer Urkunde oder auf Fest¬
stellung der Unechtheit derselben kann Klage erhoben werden, wenn der Kläger ein
rechtliches Interesse daran hat, daß das Rechtsverhältniß oder die Echtheit oder Un¬
echtheit der Urkunde durch richterliche Entscheidung alsbald festgestellt werde.

8 224. (K, V. § 224, G. § 232.) Mehrere Ansprüche des Klägers gegen den¬
selben Beklagten können, auch wenn sie auf verschiedenen Gründen beruhen, in einer
Klage verbunden werden, wenn für sämmtliche Ansprüche das Prozeßgericht zuständig
und" dieselbe Prozeßart zulässig ist.

Die Vefitztlage und die Klage, durch welche das Recht selbst geltend gemacht
wird, können nicht in einer Klage verbunden werden,

§ 225. (K. V. 8 225, G, 8 238.) Die Klageschrift ist zum Zwecke der Bestim¬
mung des Termins zur mündlichen Verhandlung bei dem Gerichtsschreiber des Prozeß-
gerichts einzureichen.

Nach erfolgter Bestimmung des Termins hat der Kläger für die Zustellung der
Klageschrift Sorge zu tragen,

§ 226. (K. V, 8 226, G. 8 234.) Zwischen der Zustellung der Klageschrift und
dem Termine zur mündlichen Verhandlung muß ein Zeitraum von mindestens einem
Monat liegen (Einlassungsfrist). In Meß- und Marnsachcn beträgt die Einlassungs¬
frist mindestens vierundzwanzig Stunden.

Ist die Zustellung im Auslande vorzunehmen, so hat der Vorsitzende bei Fest¬
setzung des Termins tue Einlassungsfrist zu bestimmen.

8 227. (K. V. 8 227, O. 8 235,> Durch die Erhebung der Klage wird die
Rechtshängigteit der Streitsache begründet.

Die'Rechtshänffigkeit hat folgende Wirkungen:
1) wenn wahrend der Dauer der Rechtshängigleit von einer Partei die

Streitfache anderweit anhängig gemacht wird, so kann der Gegner die
Einrede der Rechtshängigteit erheben;

2) die Zuständigkeit des Prozeßgerichts wird durch eine Veränderung der sie
begründenden Umstände nicht berührt:

3) der Kläger ist nicht berechtigt, ohne Einwilligung des Beklagten die Klage
zu ändern.

8 228. (K. V. § 228, G, 8 236.) Die Rechtshängigteit schließt das Recht der
einen oder der anderen Partei nicht aus, die in Streit befangene Sache zu veräußern
oder den geltend gemachten Anspruch zu cediren.

Die Veräußerung oder Cession hat auf den Prozeß keinen Einfluß. Der
Rechtsnachfolger ist nicht berechtigt, ohne Zustimmung des Gegners den Prozeß als
Hauptpartei an Stelle des Rechtsvorgängers zu übernehmen oder eine Hauvtmter-
uention zu erheben. Tritt der Rechtsnachfolger als Nebenintervenient auf, so findet
der 8 66 keine Anwendung.

I Die Entscheidung ist in Ansehung der Sache selbst auch gegen den Rechtsnach- I S. 40.
folger wirksam und vollstreckbar.

8 229. (K. V, 8 229, G. 8 237.) Ist über das Bestehen oder Nichtbestehen
eines Rechts, welches für ein Grundstück in Anspruch genommen wird, oder einer
Verpflichtung, welche auf einem Grundstücke ruhen soll, zwischen dem Besitzer und
einem Dritten ein Rechtsstreit anhängig, so ist im Falle der Veräußerung des Grund¬
stücks der Rechtsnachfolger berechtigt und auf Antrag des Gegners verpflichtet, den
Rechtsstreit in der Lage, in welcher er sich befindet, als Hauptpartei zu übernehmen.

8 230. (K. V. 8 230. G. 8 238.) Die Bestimmungen des 8 228 Abs. 3 und
des 8 229 kommen insoweit nicht zur Anwendung, als ihnen Vorschriften des bürger¬
lichen Rechts über den Erwerb beweglicher Sachen, über den Erwerb auf Grund des
Grund- oder Aupothekenbuchs und über den Erwerb in gutem Glauben entgegenstehen.
In einem solHen Falle kann dem Kläger, welcher veräußert oder cedirt hat, der Ein¬
wand der nunmehr mangelnden Sachlegitimation entgegengesetzt werden.
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§ 231. (K. V. 8 231, G, ^ 239.) Die Vorschriften des bürgerlichen Rechts über
die sonstigen Wirkungen der Rechtshängigkeit bleiben unberührt. Diese Wirkungen
sowie alle Wirkungen, welche durch die Vorschriften des bürgerlichen Rechts an die
Anstellung, Mittheilung oder gerichtliche Anmeldung der Klage, an die Ladung oder
Einlassung des Beklagten geknüpft werden, treten unbeschadet der Vorschrift des Z 183
mit der Erhebung der Klage ein.

3 232. (K. V. 8 232, G. § 240.) Als eine Aenderung der Klage ist es nicht
anzusehen, wenn ohne Aenderung des Klagegrundes

1) die thatsächlichen oder rechtlichen Anführungen ergänzt oder berichtigt
werden;

2) der Klagantrag in der Hauptsache oder in Bezug auf Nebenforderungen
erweitert oder beschränkt wird;

3) statt des ursprünglich geforderten Gegenstandes wegen einer später ein¬
getretenen Veränderung ein anderer Gegenstand oder das Interesse ge¬
fordert wird.

8 233. (K. V. 8 233, G. 8 241.) Die Einwilligung des Beklagten in die Aende¬
rung der Klage ist anzunehmen, wenn derselbe, ohne der Aenderung zu widersprechen,
sich m einer mündlichen Verhandlung auf die abgeänderte Klage eingelassen hat.

§ 234. (K. V. 8 234, G. 8 243.) Die Klage kann ohne Einwilligung des Be¬
klagten nur bis zum Beginne der mündlichen Verhandlung des Beklagten zur Haupt¬
sache zurückgenommen werden.

Die Zurücknahme der Klage erfolgt, wenn sie nicht bei der mündlichen Ver¬
handlung erklärt wird, durch Zustellung eines Schriftsatzes. , Abschrift desselben ist
sofort nach erfolgter Zustellung auf der Gerichtsschreibere: niederzulegen.

Die Zurücknahme der Klage hat zur Folge, daß der Rechtsstreit als nicht an-
S. 41. hängig geworden anzusehen ist', sie verpflichtet den Kläger, die Kosten des >Rechtsstreits

zu tragen, sofern nicht über dieselben bereits rechtskräftig erkannt ist. Auf Antrag des
Beklagten ist diese Verpflichtung durch Urtheil auszusprechen.

'Wird die Klage von Neuem angestellt, so kann der Beklagte die Einlassung
verweigern, bis die Kostenerstattung erfolgt ist.

8 235. (K. V, 8 233, G. 8 244.) Der Beklagte hat dem Kläger mittelst vor¬
bereitenden Schriftsatzes die Klagebeantwortung innerhalb der ersten zwei Drittheile
der Zeit, welche zwischen der Zustellung der Klageschrift und dem Termine zur münd¬
lichen Verhandlung liegt, zustellen zu lassen.

8 236. (K, V. 8 236, G. 8 245.) Insoweit die Klageschrift und die Klagebeant¬
wortung zur Vorbereitung der mündlichen Verhandlung nicht genügen, hat jede
Partei dem Gegner solche thatsächliche Behauptungen, Beweismittel und Anträge, auf
welche derselbe voraussichtlich ohne vorhergehende Erkundigung keine Erklärung ab¬
geben kann, vor der mündlichen Verhandlung mittelst ferneren vorbereitenden Schrift¬
satzes so zeitig mitzutheilen, daß der Gegner die erforderliche Erkundigung noch ein¬
zuziehen vermag.

Tritt eine Vertagung der mündlichen Verhandlung ein, so kann das Gericht
die Fristen bestimmen, binnen welcher die noch erforderlichen vorbereitenden Schrift¬
sätze mitzutheilen sind.

8 237. (K. V-. § 237, G. 8 246.) Die mündliche Verhandlung erfolgt nach den
allgemeinen Vorschriften.

8 238. (K. V. 8 238, G. 8 247.) Prozeßhindernde Einreden sind gleichzeitigund
vor der Verhandlung des Beklagten zur Hauptsache vorzubringen.

Als solche Einreden sind nur anzusehen:
1) die Einrede der Unzuständigkeit des Gerichts,
2) die Einrede der Unzulässigkeit des Rechtswegs,
3) die Einrede der Rechtshängigkeit,
4) die Einrede der mangelnden Sicherheit für die Prozeßkosten,
5) die Einrede, daß die zur Erneuerung des Rechtsstreits erforderliche Er¬

stattung der Kosten des früheren Verfahrens noch nicht erfolgt sei.



Entwurf der Ciuilvrozeßordnung. 33

6) die Einrede der mangelnden Prozeßfähigkeit oder der mangelnden gesetz¬
lichen Vertretung.

Nach dem Beginne der mündlichen Verhandlung des Beklagten zur Hauptsache
können prozehhindernde Einreden nur geltend gemacht werden, wenn dieselben ent¬
weder solche.sind, auf welche der Beklagte wirksam nicht verzichten kann, oder wenn '
der Beklagte glaubhaft macht, daß er ohne sein Verschulden nicht im Stande gewesen
sei, dieselben vor der Verhandlung zur Hauptsache geltend zu machen.

ß 239. (K, V. § 239, G. ß 248.) Ueber prozeßhindernde Einreden ist besonders
zu verhandeln und durch Urtheil zu entscheiden, wenn der Beklagte auf Grund der¬
selben die Verhandlung zur Hauptsache verweigert oder wenn das Gericht auf An¬
trag oder von Ämtswegen die abgesonderte Verhandlung anordnet.

>Das Urtheil, durch welches die vrozeßhindernde Einrede verworfen wird, ist ! S. 42.
in Betreff der Rechtsmittel als Endurtheil anzusehen; das Gericht kann jedoch auf
Antrag anordnen, daß zur Hauptsache zu verhandeln sei.

ß 240. (K. V. 8 240, G. 8 250.) Nach Erledigung der prozeßhindernden Ein¬
reden kann das Gericht in Prozessen, welche die Richtigkeit einer Rechnung, eine
Vermöqenslluseinandersetzung oder ähnliche Verhältnisse zum Gegenstände haben,
unter Vertagung der mündlichen Verhandlung ein vorbereitendes Verfahren anordnen.

3 241. (K. V. 8 241, G. 8 251.) Angriffs- und Vertheidigungsmittel (Einreden,
Widerklage, Repliken u. s. w.) können bis zum Schlüsse derjenigen mündlichen Ver¬
handlung, auf welche das Urtheil ergeht, geltend gemacht werden.

Das Gericht kann, wenn durch das nachträgliche Vorbringen eines Angriffs-
oder Vertheidigungsmittels die Erledigung des Rechtsstreits verzögert wird, der ob¬
siegenden Partei, welche nach freier richterlicher Ueberzeugung im Stande war, das
Angriffs- oder Vertheidigungsmittel zeitiger geltend zu machen, die Prozehkosten
ganz oder theilweise auferlegen.

Z 242. (K. V. § 242, G. 8 252.) Vertheidigungsmittel, welche von dem Beklagten
nachträglich vorgebracht werden, können auf Antrag zurückgewiesenwerden, wenn
durch deren Zulassung die Erledigung des Rechtsstreits verzögert werden würde, und
das Gericht die Ueberzeugung gewinnt, daß der Beklagte in der Absicht, den Prozeß
zu verschleppen, oder aus grober Nachlässigkeit die Vertheidigungsmittel nicht früher
vorgebracht hat.

Z 243. (K. V. 8 243, G. 8 253.) Bis zum Schlüsse derjenigen mündlichen Ver¬
handlung, auf welche das Urtheil ergeht, kann der Kläger durch Erweiterung des
Klllgllntrags, der Beklagte durch Erhebung einer Widerklage beantragen, daß ein im
Laufe des Prozesses streitig gewordenes Rechtsverhältniß, von dessen Bestehen oder
Nichtbestehen die Entscheidung des Rechtsstreits ganz oder zum Theile abhängt, durch
richterliche Entscheidung festgestellt werde.

Z 244. (K. V. 8 244, G. 8 254.) Die Rechtshängigkeit eines erst im Laufe des
Prozesses erhobenen Anspruchs tritt mit dem Zeitpunkte ein, in welchem der Anspruch
in der mündlichen Verhandlung geltend gemacht wird.

ß 245. (K. V. Z 245, G. 8 255.) Jede Partei hat unter Bezeichnung der Be¬
weismittel, deren sie stch zum Nachweise oder zur Widerlegung thatsächlicher Behaup¬
tungen bedienen will, den Beweis anzutreten und über die von der Gegenpartei
angegebenen Beweismittel sich zu erklären.

In Betreff der einzelnen Beweismittel wird die Beweisantretung und die Er¬
klärung auf dieselbe durch die Vorschriften des sechsten bis zehnten Titels bestimmt.

I 8 246. (K. V. 8 246, G. ß 256.) Beweismittel und Veweiseinreden können bis > S. 43.
zum Schlüsse derjenigen mündlichen Verhandlung, auf welche das Urtheil ergeht,
geltend gemacht werden.

Auf das nachträgliche Vorbringen von Beweismitteln und Veweiseinreden
findet die Vorschrift des Z 241, Abs. 2 entsprechende Anwendung.

8 247. (K. V. 8 247, G. 8 257.) Die Beweisaufnahme und die Anordnung eines
Materialien zur Civilprozeßortmung, 3
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besonderen Beweisaufnahmeverfalirens durch Beweisbeschluß wird durch die Vor¬
schriften des fünften bis elften Titels bestimmt.

3 248. (K. V. 8 248, G. § 258.) Ueber das Ergebniß der Beweisaufnahme
. haben die Parteien unter Darlegung des Streituerhältnifses zu verhandeln.

Ist die Beweisaufnahme nicht vor dem Prozeßgerichte erfolgt, so haben die
Parteien das Ergebniß derselben auf Grund der Veweisverhandlungen vorzutragen.

ß 249. (K. V. § 249, G. 8 259.) Das Gericht hat unter Berücksichtigung
des gesammten Inhalts der Verhandlungen und des Ergebnisses einer etwaigen
Beweisaufnahme nach freier Ueberzeugung zu entscheiden, ob eine thatsächliche
Behauptung für wahr oder für nicht wahr zu erachten sei. In dem Urtheile sind die
Gründe anzugeben, welche für die richterliche Ueberzeugung leitend gewesen sind.

An gesetzliche Beweisregeln ist das Gericht nur in den durch dieses Gesetzbuch
bezeichneten Fällen gebunden.

8 250. (K. V. § 250, G. 8 260.) Ist unter den Parteien streitig, ob ein Schaden
entstanden sei und wie hoch sich der Schaden oder ein zu ersetzendes Interesse belaufe,
so entscheidet hierüber das Gericht unter Würdigung aller Umstände nach freier Ueber¬
zeugung. Ob und inwieweit eine beantragte Beweisaufnahme oder von Amtswegen
oie Begutachtung durch Sachverständige anzuordnen sei, bleibt dem Ermessen des
Gerichts überlassen. Das Gericht kann' anordnen, daß der Beweisführer den Schaden
oder das Interesse eidlich schätze. In diesem Falle hat das Gericht zugleich den
Betrag zu bestimmen, welchen die eidliche Schätzung nicht übersteigen darf.

"Die Vorschriften über den Schätzungseid werden aufgehoben.

8 251. (K. V. 8 251, G. 8 261.) Die von einer Partei behaupteten Thatsachen
bedürfen infoweit keines Beweises, als sie im Laufe des Rechtsstreits von dem Gegner
bei einer mündlichen Verhandlung oder zum Protokolle eines beauftragten oder ersuchten
Richters zugestanden sind.

Zur Wirksamkeit des gerichtlichen Geständnisses ist dessen Annahme nicht
erforderlich.

Z 252. (K. V. 8 252, G. 8 262.) Die Wirksamkeit des gerichtlichen Geständ¬
nisses wird dadurch nicht beeinträchtigt, daß demselben eine Behauptung hinzugefügt
wird, welche ein selbststandiges Angriffs- oder Vertheidigungsmittel enthält.

Inwiefern eine vor Gericht erfolgte einräumende Erklärung ungeachtet anderer
S. 44. ! zusätzlicher oder einschränkender Behauptungen als ein Geständnis; anzusehen sei,

bestimmt sich nach der Beschaffenheit des einzelnen Falles.

, Z 253. (K. V. 8 253, G. 8- 263.) Der Widerruf hat auf die Wirksamkeit des
gerichtlichen Geständnisses nur dann Einfluß, wenn die widerrufende Partei beweist,
daß das Geständniß der Wahrheit nicht entspreche und durch einen Irrthum veranlaßt
sei. In diesem Falle verliert das Geständniß seine Wirksamkeit.

§ 254. (K. V. 8 254, G. 8 264.) Thatsachen, welche bei dem Gerichte offen¬
kundig sind, bedürfen keines Beweises.

8 255. lK. V. 8 255, G. 8 265.) Das in einem anderen Staate geltende Recht,
die Gewohnheitsrechte und Statuten bedürfen des Beweises nur insofern, als sie dem
Gerichte unbekannt sind. Bei Ermittelung dieser Rechtsnormen ist das Gericht auf
die von den Parteien beigebrachten Nachweise nicht beschränkt; es ist befugt, aucy
andere Erkenntnißquellen zu benutzen und zum Zwecke einer solchen Benutzung das
Erforderliche anzuordnen.

8 256. (K. V. 8 256, G. 8 266.) Wer eine thatsächliche Behauptung glaubhaft
zu machen hat, kann sich aller Beweismittel mit Ausnahme der Eideszuschiebung
bedienen, auch zur eidlichen Versicherung der Wahrheit der Behauptung zugelassen
werden.

Eine Beweisaufnahme, welche nicht sofort erfolgen kann, ist unstatthaft.

8 257. (K. V. 8 257, G. 8 267.) Die Verletzung einer das Verfahren und ins¬
besondere die Form einer Prozeßhandlung betreffenden Vorschrift kann nicht mehr
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gerügt werden, wenn die Partei auf die Befolgung der Vorschrift verzichtet oder
wenn sie bei der nächsten mündlichen Verhandlung,, welche auf Grund des betreffenden
Verfahrens stattgefunden hat oder in welcher auf dasselbe Bezug genommen ist, den
Mangel nicht gerügt hat, obgleich sie erschienen und ihr der Mangel bekannt war
oder bekannt sein mußte.

Die vorstehende Bestimmung kommt nicht zur Anwendung, wenn Vorschriften
verletzt sind, auf deren Befolgung eine Partei wirksam nicht verzichten kann.

Z 858. <K. V. 8 258, G. 8 268.) Das Gericht kann in jeder Lage des Rechts¬
streits die gütliche Beilegung desselben oder einzelner Streitpunkte versuchen oder die
Parteien zum Zwecke des Sühneversuchs vor einen beauftragten oder ersuchten Richter
verweisen.

Zum Zwecke des Sühneversuchs kann das persönliche Erscheinen der Parteien
angeordnet werden.

ß 259. (K. V. § 259, G. § 269.) Die Anträge müssen aus den vorbereitenden
Schriftsätzen verlesen werden.

Soweit vorbereitende Schriftsätze nicht mitgetheilt oder die Anträge in solchen
nichts enthalten sind, muß die Verlesung aus einem dem Protokolle als Anlage bei¬
zufügenden Schriftsatze erfolgen.

Dasselbe gilt von Anträgen, welche von früher verlesenen in wesentlichen Punkten
abweichen.

> Die Nichtbeachtung dieser Vorschriften hat die Nichtberücksichtigungder Anträge > S. 45.
zur Folge.

Z 260. (K. V. 8 260, G. ß 270.) Soweit es sich nicht um Anträge (Z 259)
handelt, sind wesentliche Erklärungen, welche in vorbereitenden Schriftsätzen nicht
enthalten sind oder wesentliche Abweichungen von dem Inhalte solcher Schriftsätze,
mögen die Abweichungen in Zusätzen, Weglassungen oder sonstigen Abänderungen
bestehen, auf Antrag durch Schriftsätze, welche dem Protokolle als Anlage beizufügen
sind, festzustellen.

In gleicher Weise sind auf Antrag auch Geständnisse sowie die Annahme und
Zurückschiebung zugeschobener Eide festzustellen.

Z 261. (K. V. 8 261, G. 8 271^ Die Parteien können von den Prozeßakten
Einsicht nehmen und sich aus denselben durch den Gerichtsschreibcr Ausfertigungen,
Auszüge und Abschriften ertheilen lassen.

Dritten Personen kann der Vorstand des Gerichts ohne Einwilligung der
Parteien die Einsicht der Akten nur gestatten, wenn ein rechtliches Interesse glaubhaft
gemacht wird.

Die Entwürfe zu Urtheilen, Beschlüssenund Verfügungen, die zur Vorbereitung
derselben gelieferten Arbeiten sowie die Schriftstücke, welche Abstimmungen oder
Strafverfügungen betreffen, werden weder vorgelegt noch abschriftlich mitgetheilt.

Zweiter Wel.
Urtheil.

ß 262. (K. V. § 262, G. 8 272.) Ist der Rechtsstreit zur Endentscheidung reif, so
hat das Gericht dieselbe durch Endurtheil zu erlassen.

Dasselbe gilt, wenn von mehreren, zum Zwecke gleichzeitiger Verhandlung und
Endentscheidung verbundenen Prozessen nur der eine zur Endentscheidung reif ist.

§ 263. (K. V. 8 263, G. 8, 278.) Ist von mehreren in einer Klage geltend
gemachten Ansprüchen nur der eine, oder ist nur ein Theil eines Anspruchs, oder bei
erhobener Widerklage nur die Klage oder die Widerklage zur Endentscheidung reif,
so hat das Gericht dieselbe durch Endurtheil (Theilurtheil) zu erlassen.

Die Erlassung eines Theilurtheils kann unterbleiben, wenn das Gericht sie nach
Lage der Sache nicht für angemessen erachtet.

3*
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Z 364. (K. V. 8 264, G. 8 274.) Ist von dem Beklagten mittelst Einrede eine
Gegenforderung geltend gemacht, welche mit der in der Klage geltend gemachten
Forderung nicht m rechtlichem Zusammenhange steht, so kann, wenn nur die Ver¬
handlung über die Foroerung zur Endentscheidung reif ist, diese unter Trennung der
Verhandlungen durch Theilurtheil erfolgen.

I S. 46. I Z 265. (K. V. § 265, G. H 275,) Ist ein einzelnes selbständiges Angriffs- oder
Vertheidigungsmittel oder ein Zwischenstreit zur Entscheidung reif, so kann die Ent¬
scheidung durch Zwischenurtheil erfolgen.

8 366. <K. V. ^ 266, G. § 276.) Ist ein Anspruch nach Grund und Betrag
streitig, so kann das Gericht über den Grund vorab entscheiden.

Das Urtheil ist in Betreff der Rechtsmittel als Endurtheil anzusehen; das
Gericht kann jedoch auf Antrag anordnen, daß über den Betrag zu verhandeln sei.

§ 367. (K. V. 8 2«7, G. § 277.) Verzichtet der Kläger bei der mündlichen
Verhandlung auf den geltend gemachten Anspruch, so ist er auf Grund des Verzichts
mit dem Ansprüche abzuweisen, wenn der Beklagte die Abweisung beantragt.

§ 368. (K. V, 8 268, G. 8 278.) Erkennt eine Partei den gegen sie geltend
gemachten Anspruch bei der mündlichen Verhandlung ganz oder zum Theil an, so ist
sie auf Antrag dem Anerkenntnisse gemäß zu verurtheilen.

8 369. (K. V. 8 269, G. 8 279.) Das Gericht ist nicht befugt, einer Partei
etwas zuzusprechen, was nicht beantragt ist. Dies gilt insbesondere von Früchten,
Zinsen und anderen Nebenforderungen.

Ueber die Verpflichtung, die Prozeßkosten zu tragen, hat das Gericht auch ohne
Antrag zn erkennen.

8 370. (K. V. 8 27«, G. 8 280.) Das Urtheil kann nur von denjenigen Richtern
gefällt werden, welche der dem Urtheile zu Grunde liegenden Verhandlung beigewohnt
haben.

8 271. (K. V. 8 271. G. 8 281.) Die Vertündung des Urtheils erfolgt in dem
Termine, in welchem oie mündliche Verhandlung geschlossen wird, oder in einem sofort
anzuberaumenden Termine, welcher nicht über eine Woche hinaus angesetzt werden soll.

8 373. (K. V. 8 272, G. 8 282.) Die Verkündung des Urtheils erfolgt durch
Vorlesung der Urtheilsformel. Versäumnißurtheile können verkündet werden, auch
wenn die Urtheilsformel noch nicht schriftlich abgefaßt ist.

Wird die Vertündung der Entscheidungsgründe für angemessen erachtet, so
erfolgt sie durch Vorlesung der Gründe oder durch mündliche Mittheilung des wesent¬
lichen Inhalts.

8 273. (K. V. 8 273. G. 8 288.) Die Wirksamkeit der Verkündung eines Urtheils
ist von der Anwesenheit der Parteien nicht abhängig. Die Verkündung gilt auch
derjenigen Partei gegenüber als bewirkt, welche den Termin versäumt hat.

Die Befugniß einer Partei auf Grund eines verkündeten Urtheils das Ver-
l S. 47. ! fahren fortzusetzen oder von dem Urtheile in anderer Weise Gebrauch zu machen,

ist von der Zustellung an den Gegner nicht abhängig, soweit nicht dieses Gesetzbuch
ein Anderes bestimmt.

8 374. (K. V. 8 274, G. 8 284.) Das Urtheil enthält:
1) die Bezeichnung der Parteien nach Namen, Stand oder Gewerbe, Wohn¬

ort uno Parteistellung;
2) die Bezeichnung des Gerichts und die Namen der Richter, welche bei der

Entscheidung mitgewirkt haben;
3) eine gedrängte Darstellung des Sach- und Streitstandes auf Grundlage

der mündlichen Vorträge oer Parteien unter Hervorhebung der gestellten
Anträge (Thatbestand);

4) die Entscheidungsgründe;
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5) die von der Darstellung des Thatbestandes und der Entscheidungsgründe
äußerlich zu sondernde Urtheilsformel.

Bei der Darstellung des Thatbestandes ist eine Bezugnahme auf den Inhalt
der vorbereitenden Schriftsätze uno auf die zum Sitzungsprotokolle erfolgten Fest¬
stellungen nicht ausgeschlossen.

ß 275. <M. V. 8 275, G. § 285.) Der Thatbestand des Urtheils liefert rücksicht¬
lich des mündlichen Parteivorbringens Beweis. Dieser Beweis kann nur durch das
Sitzungsprotokoll entkräftet werden.

Z 276. (K. V. § 276, G. § 286.) Das Urtheil :st von den Richtern, welche bei
der Entscheidung mitgewirkt haben, zu unterschreiben. Ist ein Richter verhindert,
seine Unterschrift beizufügen, so wird dies unter Angabe des Verhinderungsqrundes
von dem Vorsitzenden und bei dessen Verhinderung von dem ältesten beisitzenden
Richter unter dem Urtheile bemerkt.

Der Gerichtsschreiber hat auf dem Urtheile den Tag der Verkündung zu
bemerken und diese Bemerkung zu unterschreiben.

8 277. lK. V. 8 277, G. 88 286, 287.) Der Gerichtsschreiber hat die verkündeten
und unterschriebenen Urtheile in ein Verzeichnis; zu bringen. Das Verzeichnis; wird
an bestimmten, von dem Vorsitzenden im Voraus festzusetzenden Wochentagen mindestens
auf die Dauer einer Woche in der Gerichtsschreiberei ausgehängt.

Ein Urtheil, welches bei der Verkündung noch nicht in vollständiger Form ab¬
gefaßt war, ist vor Ablauf einer Woche vom Tage der Verkündung an gerechnet in
vollständiger Abfassung dem Gerichtsschreiber zu übergeben.

8 278. (K. V. 8 278, G. 8 288.) Die Zustellung der Urtheile erfolgt auf
Betreiben der Parteien.

So lange das Urtheil nicht verkündet und nicht unterschrieben ist, dürfen Aus¬
fertigungen, Auszüge und Abschriften desselben nicht ertheilt werden.

Die Ausfertigungen und Auszüge der Urtheile sind von dem Gerichtsschreiber
zu unterschreiben und mit dem Gerichtssiegel zu versehen.

I ß 279. (K. V. 8 279. G. 8 289.) Das Gericht ist an die Entscheidung, welche l S. 48.
in den von ihm erlassenen End- und Zwifchenurtheilen enthalten ist, gebunden.

8 280. (K. V. 8 280, G. 8 290.) Schreibfehler, Rechnungsfehler und ähnliche
offenbare Unrichtigkeiten, welche in dem Urtheile vorkommen, sind jederzeit von dem
Gerichte auch von Amtswegen zu berichtigen.

Ueber die Berichtigung kann ohne vorgängige mündliche Verhandlung entschieden
weiden. Der Beschluß, welcher eine Berichtigung ausspricht, wird auf dem Urtheile
und den Ausfertigungen bemerkt.

Gegen den Beschluß, durch welchen der Antrag auf Berichtigung zurückgewiesen
wird, findet kein Rechtsmittel; gegen den Beschluß, durch welchen dem Antrage auf
Berichtigung Folge gegeben wird, findet sofortige Beschwerde statt.

3 281. (K. V, 8 281. G. 8 291.) Enthält der Thatbestand des Urtheils Un¬
richtigkeiten, welche nicht unter die Bestimmung des vorstellenden Paragraphen fallen,
Auslassungen, Dunkelheiten oder Widersprüche, so kann die Berichtigung binnen einer
einwöchigen Frist durch Zustellung eines Schriftsatzes beantragt werden.

Die Frist beginnt mit dem Tage des Aushangs des Verzeichnisses, in welches
das Urtheil eingetragen ist.

Der Schriftsatz muß den Antrag auf Berichtigung und die Ladung des Gegners
zur mündlichen Verhandlung enthalten.

Das Gericht entscheidet ohne vorgängige Beweisaufnahme. Eine Anfechtung
des Beschlusses findet nicht statt. Der Beschluß, welcher eine Berichtigung ausspricht,
wird auf dem Urtheile und den Ausfertigungen bemerkt.

Die Berichtigung des Thatbestandes hat eine Aenderung des übrigen Theils
des Urtheils nicht zur Folge.

8 282. (K. V. 8 282, G. 8 292.) Wenn ein nach dem ursprünglich festgestellten
oder nachträglich berichtigten Thatbestände von einer Partei geltend gemachter Haupt-
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oder Nebenanspruch oder wenn der Kostenpunkt bei der Endentscheidung ganz oder
theilweise übergangen ist, so ist auf Antrag das Urtheil durch nachträgliche Entscheidung
zu ergänzen.

Die nachträgliche Entscheidung muß binnen einer einwöchigen Frist, welche mit
der Zustellung des Urtheils beginnt, durch Zustellung eines Schriftsatzes beantragt
werden.

Der Schriftsatz muß den Antrag auf Ergänzung und die Ladung des Gegners
zur mündlichen Verhandlung enthalten.

Die mündliche Verhandlung hat nur den nicht erledigten Theil des Rechtsstreits
zum Gegenstande.

8 283. (K. V. 8 283, G. ß 293) Urtheile find der Rechtskraft nur insoweit
fähig, als über den durch die Klage oder durch die Widerklage erhobenen Anspruch
entschieden ist.

Die Entscheidung über das Bestehen oder Nichtbestehen einer mittelst Einrede
geltend gemachten Gegenforderung ist der Rechtskraft fähig, jedoch nur bis zur Höhe
desjenigen Betrags, mit welchem aufgerechnet werden soll.

Der Eintritt der Rechtstraft ist nicht davon abhängig, daß die der Rechtskraft
fähige Entscheidung in die Urtheilsformel aufgenommen ist.

! § 284. sK, V, ß 284, G. ^ 294.) Die auf Grund einer mündlichen Verhand¬
lung ergehenden Beschlüsse des Gerichts müssen verkündet werden.

Die Vorschriften der §Z 270, 271 finden auf Beschlüsse des Gerichts, die
Vorschriften der HZ 273, 278 auf Beschlüsse des Gerichts und auf Verfügungen des
Vorsitzenden sowie eines beauftragten oder ersuchten Richters entsprechendeAnwendung.

Nicht verkündete Beschlüsse des Gerichts oder nicht verkündete Verfügungen des
Vorsitzenden und eines beauftragten oder ersuchten Richters sind den Parteien von
Amtswegen zuzustellen.

Dritter Gtcl.
versäumnißurtheil.

§285. (K. V. § 283, G. ß 295.) Erscheint der Kläger im Termine zur münd¬
lichen Verhandlung nicht, fo ist auf Antrag das Versäumnißurtheil dahin zu erlassen,
daß der Kläger mit der Klage abzuweisen "sei.

Z 286. (K. V. § 286, G. § 296.) Beantragt der Kläger gegen den im Termine
zur mündlichen Verhandlung nicht erschienenen Beklagten das Versäumnißurtheil, fo
ist das thatsächliche mündliche Vorbringen des Klägers als zugestanden anzunehmen.

Soweit dasselbe den Klageantrag rechtfertigt, ist nach dem Antrage zu erkennen;
soweit dies nicht der Fall, ist "die Klage abzuweisen.

§ 287. (K, V. § 287, G. 8 297.) Als Verhandlungstermine im Sinne der vor¬
stehenden Paragraphen sind auch diejenigen Termine anzusehen, auf welche die münd¬
liche Verhandlung vertagt ist oder welche zur Fortsetzung derselben vor oder nach dem
Erlasse eines Beweisbeschlufses bestimmt sind.

ß 288. (K. V. 8 288, G. 8 298.) Als nicht erschienen ist auch diejenige Partei
anzusehen, welche in dem Termine zwar erscheint, aber nicht verhandelt.

8 289. (K. V. 8 289, G, 8 299.) Wenn eine Partei in dem Termine verhandelt,
sich jedoch über Thatsachen, Urkunden oder Eideszuschiebungen nicht erklärt, so finden
die Vorschriften dieses Titels keine Anwendung.

8 290. (K. V. 8, 290, G. 8 300) Der Antrag auf Erlassung eines Versäumniß-
urtheils ist zurückzuweisen, unbeschadet des Rechts der erschienenen Partei, die Ver¬
tagung der mündlichen Verhandlung zu beantragen:

1) wenn die erschienene Partei die vom Gerichte wegen eines von Amtswegen
zu berücksichtigenden Umstandes erforderte Nachweifung nicht zu beschaffen
vermag;
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2) wenn die nicht erschienene Partei nicht ordnungsmäßig, insbesondere nicht
rechtzeitig geladen war;

> 3) wenn der nicht erschienenenPartei ein thatsächliches mündliches Vorbringen > S. 50.
oder ein Antrag nicht rechtzeitig mittelst Schriftsatzes mitgetheilt war.

Wird die Verhandlung vertagt, so ist die nicht erschienenePartei zu dem neuen
Termine zu laden.

8 891. (K. V. § 291, G. § 301.) Gegen den Beschluß, durch welchen der Antrag
auf Erlassung des Versäumnißurtheils zurückgewiesen wird, findet sofortige Beschwerde
statt. Wird der Beschluß aufgehoben, so ist die nicht erschienene Partei zu dem
neuen Termine nicht zu laden.

Z 292. (K. V. 8 292, G. 8 302.) Das Gericht kann von Amtswegen die Ver¬
handlung über den Antrag auf Erlassung des Versäumnißurtheils vertagen, wenn es
dafür hält, daß die von dem Vorsitzenden bestimmte Einlassungs- oder Ladungsfrist
zu kurz bemessen oder daß die Partei durch Naturereignisse oder durch andere unab¬
wendbare Zufälle am Erscheinen verhindert worden sei. Die nicht erschienene Partei
ist zu dem neuen Termine zu laden.

8 293. lK. V. 8 293, G. 8 303.) Der Partei, gegen welche ein Versäumniß-
urtheil erlassen ist, steht gegen dasselbe der Einspruch zu.

Z 294. <K. V. 8 294, G. 8 304.) Die Einspruchsfrist beträgt zwei Wochen; sie
ist eine Nothfrist und beginnt mit der Zustellung des Versäumnißurtheils.

Muß die Zustellung im Auslande oder durch öffentliche Bekanntmachung erfolgen,
s« hat das Gericht die Einspruchsfrist im Versäumnitzurtheile oder nachträglich durch
besonderen Beschluß, welcher ohne vorgängige mündliche Verhandlung erlassen werden
kann, zu bestimmen.

§ 295. (K. V. 8 295, G. 8 305.) Die Einlegung des Einspruchs erfolgt durch
Zustellung eines Schriftsatzes. Derselbe muß enthalten:

1) die Bezeichnung des Urtheils, gegen welches der Einspruch gerichtet wird;
2) die Erklärung, daß gegen dieses Urtheil Einspruch eingelegt werde;
3) die Ladung des Gegners zur mündlichen Verhandlung über die Haupt¬

sache.
Der Schriftsatz soll zugleich dasjenige enthalten, was zur Vorbereitung der

Verhandlung über die Hauptsache erforderlich ist.

8 296. (K. V. 8 296, G. 8 306.) Das Gericht hat von Amtswegen zu prüfen,
ob der Einspruch an sich statthaft und ob er in der gesetzlichen Form und Frist ein¬
gelegt sei. Fehlt es einem dieser Erfordernisse, so ist» der Einspruch als unzulässig
zu verwerfen.

8 297. ^K. V. 8 297, G. 8 307.) Ist der Einspruch zulässig, so wird der Prozeß
in die Lage zurückversetzt, in welcher er sich vor Eintritt oer Versäumnis; befand.

l 8 298. (K. V. 8 298, G. 8 308.) Insoweit die Entscheidung, welche auf Grund > S. 51.
der neuen Verhandlung zu erlassen ist, mit der in dem Versäumnitzurtheile enthaltenen
Entscheidung übereinstimmt, ist auszusvrechen, daß diese Entscheidung aufrecht zu
erhalten sei. Insoweit diese Voraussetzung nicht zutrifft, wird das Versäumnißurtheil
in dem neuen Urtheile aufgehoben.

8 299. (K. V. 8 299, G. 8 309.) Ist das Versäumnißurtheil in gesetzlicher
Weise ergangen, so sind die durch die Versäumnis; veranlaßten Kosten, soweit sie nicht
durch einen unbegründeten Widerspruch des Gegners entstanden sind, der säumigen
Partei auch dann aufzuerlegen, wenn in Folge des Einspruchs eine abändernde Ent¬
scheidung erlassen wird.

8 300. (K, V. 8 300, G. 8 310.) Einer Partei, die den Einspruch eingelegt
hat, aber in der zur mündlichen Verhandlung bestimmten Sitzung oder in derjenigen
Sitzung, auf welche die Verhandlung vertagt ist, nicht erscheint ooer nicht zur Haupt-



40 Entwurf der Civilprozeßordnung.

fache verhandelt, steht gegen das Versäumnißurtheil, durch welches der Einspruch
verworfen wird, ein weiterei Einspruch nicht zu.

§ 301. (K. V. 8 301, G, § 311,) In Betreff des Verzichts auf den Einspruch
und der Zurücknahme desselben finden die Vorschriften über den Verzicht auf die
Berufung und die Zurücknahme derselben entsprechende Anwendung.

§ 302. (K. V. § 309, G. 8 319.) Die Vorschriften dieses Titels finden auf das
Verfahren, welches eine Widerklage oder die Bestimmung des Betrags eines dem
Grunde nach bereits festgestellten Anspruchs zum Gegenstande hat, entsprechende
Anwenoung.

War ein Termin lediglich zur Verhandlung über einen Zwischenstreit bestimmt,
so beschränkt sich das Versäumnißverfahren und das Versäumnißurtheil auf die
Erledigung dieses Zwischenstreits. Die Vorschriften dieses Titels finden entsprechende
Anwendung.

Vierter Wcl.
Vorbereitendes Merfahren in Uechnungssachen, Auseinander-

setznngen und ähnlichen Prozessen.
8 303. (K. V. § 303. G. 8 313.) Stellt sich in Prozessen, welche die Richtigkeit

einer Rechnung, eine Vermögensauseinandersetzung oder ähnliche Verhältnisse "zum
Gegenstände haben, eine erhebliche Zahl von streitigen Ansprüchen oder von streitigen
Erinnerungen gegen eine Rechnung oder gegen ein Inventar heraus, so kann das
Prozeßgericht em vorbereitendes Verfahren vor einem beauftragten Richter anordnen.

§ 304. (K. V. 8 304, G. 8 314.) In dem Beschlusse, durch welchen das vor¬
bereitende Verfahren angeordnet wird, ist der beauftragte Richter zu bezeichnen und
der Termin zur Erledigung des Beschlusses zu bestimmen. Ist die Terminsbestimmung

S. 52. unterblieben, so erfolgt I sie durch den beauftragten Richter; wird dieser verhindert,
den Auftrag zu vollziehen, so ernennt der Vorsitzende ein anderes Mitglied.

8 305. (K. V. 305, G. 8 315.) In dem vorbereitenden Verfahren ist zu
Protokoll festzustellen:

1) welche Ansprüche erhoben und welche Angriffs- und'Vertheidigungsmittel
geltend gemacht werden;

2) welche Ansprüche und welche Angriffs- und Vertheidigungsmittel streitig
oder unstreitig sind;

3) in Ansehung der bestrittenen Ansprüche und der bestrittenen Angriffs- und
Vertheidigungsmittel das Sachuerhältniß nebst den von den Parteien
bezeichneten Beweismitteln, den geltend gemachten Beweiseinreden, den
abgegebenen Erklärungen über Beweismittel und Beweiseinreden uno den
gestellten Anträgen.

Das Verfahren richtet sich nach den Vorschriften, welche zur Anwendung kommen
würden, wenn der Rechtsstreit vor einem Ämtsgerichte anhängig wäre; dasselbe ist
fortzusetzen, bis der Rechtsstreit selbst oder ein Zwischenstreit zur Erlassung eines
Urtheils oder eines Beweisbeschlusses reif erscheint.

8 306. (K, V. 8 3w, G. 8 316.) Erscheint eine Partei in einem Termine vor
dem beauftragten Richter nicht, so hat dieser das Vorbringen der erschienenenPartei
in Gemäßheit der Bestimmungen des vorstehenden Paragraphen zu Protokoll festzu¬
stellen und einen neuen Termin anzuberaumen. Die nicht erschienene Partei ist zu
dem neuen Termine unter Mittheilung einer Abschrift des Protokolls zu laden.

Erscheint die Partei auch in dem neuen Termine nicht, so gelten die in dem
zugestellten Protokolle enthaltenen thatsächlichen Behauptungen des Gegners als zu¬
gestanden und ist das vorbereitende Verfahren bezüglich derselben nicht weiter fort¬
zusetzen.

8 307. (K. V. 8 307, G. 8 317.) Nach dem Schlüsse des vorbereitenden Ver¬
fahrens ist der Termin zur mündlichen Verhandlung oor dem Prozeßgerichte von
Amtswegen zu bestimmen und den Parteien bekannt zu machen.
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8 308. (K, V. 8 308, G, 8 318,) Bei der mündlichen Verhandlung haben die
Parteien das Ergebniß des vorbereitenden Verfahrens auf Grund des Protokolls
vorzutragen.

Ist eine Partei nicht erschienen, so sind Ansprüche, welche sich in dem vor¬
bereitenden Verfahren als unstreitig ergeben haben, durch Theilurtheil zu erledigen.
Im Uebrigen ist auf Antrag ein Versäu'mnißurtheil zu erlassen,

§ 309. (K. V. § 309, G. ß 319.) Eine vor dem beauftragten Richter unter¬
bliebene oder verweigerte Erklärung über Thatsachen, über Urkunden oder Eides-
zuschiebungen kann in der mündlichen Verhandlung nicht mehr nachgeholt werden.

Ansprüche, Angriffs- und Vertheidigungsmittel, Beweismittel und Beweiseinreden,
welche zum Protokolle des beauftragten Richters nicht festgestellt sind, können in der
mündlichen Verhandlung nur geltend gemacht werden, wenn glaubhaft gemacht wird,
daß dieselben erst später entständen oder der Partei bekannt geworden seien.

I Allster Wel. >S.53.
Allgemeine Bestimmungen über die Beweisaufnahme.

8 310. (K, V. 8 310, G. 8 320.) Die Beweisaufnahme erfolgt vor dem Prozeß¬
gerichte. Sie ist nur in den durch dieses Gesetzbuch bestimmten Fallen einem Mit¬
gliede des Prozeßgerichts oder einem anderen Gerichte zu'übertragen.

Eine Anfechtung des Beschlusses, durch welchen die eine oder die andere Art
der Beweisaufnahme angeordnet wird, findet nicht statt.

§ 311. (K. V, 8 311, G. 8 321.) Steht der Aufnahme des Beweises ein Hinderniß
von ungewisser Dauer entgegen, so ist auf Antrag eine Frist zu bestimmen, nach deren
fruchtlosem Ablaufe das Beweismittel nur benutzt werden kann, wenn dadurch das
Verfahren nicht verzögert wird.

Z 312. (K. V. 8 3^2. G. 8 392.) Den Parteien ist gestattet, der Beweisauf¬
nahme beizuwohnen.

8 313. (K. V. 8 313, G. 8 323.) Erfordert die Beweisaufnahme ein besonderes
Verfahren, so ist dasselbe durch Beweisbeschluß anzuordnen.

§ 314. (K. V. 8 314, G. 8 324.) Der Beweisbeschluß enthält:
1) die Bezeichnung der streitigen Thatsachen, über welche der Beweis zu er¬

heben :st;
2) die Bezeichnung der Beweismittel unter Benennung der zu vernehmenden

Zeugen und Sachverständigen;
3) die Bezeichnung der Partei, welche sich zum Nachweise oder zur Widerlegung

thatsächlicher Behauptungen auf das Beweismittel berufen hat;
4) die Eidesnorm, wenn dieAbnahme eines zugeschobenenoder zurückgeschobenen

Eides angeordnet wird.

ß 315. (K. V. 8 315, G. § 325.) Vor Erledigung des Beweisbeschlusses kann
von keiner Partei eine Aenderung desselben auf Grund der früheren Verhandlungen
beantragt werden.

8 316. (K, V. 8 316, G. 8 326.) Soll die Beweisaufnahme durch ein Mitglied
des Prozeßgerichts erfolgen, so wird bei der Verkündung des Beweisbeschlusses durch
den Vorsitzenden der beauftragte Richter bezeichnet und der Termin zur Beweis¬
aufnahme bestimmt.

Ist die Terminsbestimmung unterblieben, so erfolgt sie durch den beauftragten
Richter; wird derselbe verhindert, den Auftrag zu vollziehen, so ernennt der Vor¬
sitzende ein anderes Mitglied.

8 317. (K. V. 8 317, G. 8 327.» Soll die Beweisaufnahme durch ein anderes
Gericht erfolgen, so ist das Ersuchungsschreiben von dem Vorsitzenden zu erlassen,

! Die auf die Beweisaufnahme sich beziehenden Verhandlungen werden in Urschrift ! S. 54.



42 Entwurf der Civilprozeßordnung,

von dem ersuchten Richter dem Gerichtsschreiber des Prozeßgerichts übersendet, welcher
die Parteien von dem Eingange benachrichtigt.

Z 318. ^K. V. 8 318, G. 8 328,) Soll die Beweisaufnahme im Auslande er¬
folgen, so hat der Vorsitzende die zuständige Behörde um Aufnahme des Beweises
zu ersuchen.

Kann die Beweisaufnahme durch einen Reichskonsul erfolgen, so ist das Ersuchen
an diesen zu richten.

8 319. (K. V. z 319, G. 8 329) Wird eine ausländische Behörde ersucht, den
Beweis aufzunehmen, so kann das Gericht anordnen, daß der Beweisführer das
Ersuchungsschreiben zu besorgen und die Erledigung des Ersuchens zu betreiben habe.

Das Gericht kann sich auf die Anordnung beschränken, daß der Veweisführer
eine den Gesetzen des fremden Staats entsprechende öffentliche Urkunde über die
Beweisaufnahme beizubringen habe.

In beiden Fällen ist in dem Beweisbeschlusse eine Frist zu bestimmen, binnen
welcher von dem Beweisführer die Urkunde auf der Gerichtsschreiberei niederzulegen
ist. Nach fruchtlosem Ablaufe dieser Frist kann die Urkunde nur benutzt werden,
wenn, dadurch das Verfahren nicht verzögert wird.

Der Beweisführer hat den Gegner, wenn möglich, von dem Orte und der Zeit
der Beweisaufnahme so zeitig in Kenntniß zu setzen, daß derselbe seine Rechte in
geeigneter Weise wahrzunehmen vermag. Ist die Benachrichtigung unterblieben, so hat
das Gericht zu ermessen, ob und inwieweit der Beweisführer zur Benutzung der Beweis¬
verhandlung berechtigt sei.

§ 320. <K. V. 8 320, G. 8 330.) Der beauftragte oder ersuchte Richter ist
ermächtigt, falls sich später Gründe ergeben, welche die Beweisaufnahme durch ein
anderes Gericht sachgemäß erscheinen lassen, dieses Gericht um die Aufnahme des
Beweises zu ersuchen. Die Parteien sind von dieser Verfügung in Kenntmß zu setzen.

§ 321. (K. V. 8 321, G. 8 331.) Erhebt sich bei der Beweisaufnahme vor einem
beauftragten oder ersuchten Richter ein Streit, von dessen Erledigung die Fortsetzung
der Beweisaufnahme abhängig und zu dessen Entscheidung der Richter nicht berechtigt
ist, so erfolgt die Erledigung durch das Prozeßgericht.

Der Termin zur mündlichen Verhandlung über den Zwischenstreit ist von Amts-
wegen zu bestimmen und den Parteien bekannt zu machen.

8 322. (K. V. 8 322, G. 8 332.) Erscheint eine Partei oder erscheinen beide
Parteien in dem Termine zur Beweisaufnahme nicht, so ist die Beweisaufnahme
gleichwohl insoweit zu bewirken, als dies nach Lage der Sache geschehenkann.

Eine nachträgliche Beweisaufnahme oder eine Vervollständigung der Beweis¬
aufnahme ist bis zum Schlüsse derjenigen mündlichen Verhandlung, auf welche das
Urtheil ergeht, auf Antrag anzuordnen, wenn das Verfahren dadurch nicht verzögert
wird oder wenn die Partei glaubhaft macht, daß sie ohne ihr Verschulden außer

S, 55. Stande gewesen sei, in dem früheren Termine zu erscheinen, und > im Falle des Antrags
auf Vervollständigung, daß durch ihr Nichterscheinen eine wesentlicheUnvollständigkeit
der Beweisaufnahme veranlaßt sei.

8 323. (K. V. 8 323, G. 8 333.) Wird ein neuer Termin zur Beweisaufnahme
oder zur Fortsetzung derselben erforderlich, fo ist dieser Termin, auch wenn der Veweis¬
führer oder beide Parteien in dem früheren Termine nicht erschienen waren, von Amts¬
wegen zu bestimmen.

8 324. lK. V. 8 324, G. 8 334,) Entspricht die von einer ausländisichen Behörde
vorgenommene Beweisaufnahme den für das Prozeßgericht geltenden Gesetzen, so kann
daraus, daß sie nach den ausländischen Gesetzen mangelhaft ist, kein Einwand ent¬
nommen werden.

8 325. (K. V. 8 325, G. 8 385.) Erfolgt die Beweisaufnahme vor dem Prozeß-
gerichte, so ist der Termin, in welchem die Beweisaufnahme stattfindet, zugleich zur
Fortsetzung der mündlichen Verhandlung bestimmt.
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In dem Veweisbeschlusse, welcher anordnet, daß die Beweisaufnahme vor
einem beauftragten oder ersuchten Richter erfolgen solle, kann zugleich der Termin
zur Fortsetzung der mündlichen Verhandlung vor dem Prozeßgerichte bestimmt werden.
Ist dies mcht geschehen, so wird nach Beendigung der Beweisaufnahme dieser Termin
von Amtswegen bestimmt und den Parteien bekannt gemacht.

Sechster Ml.
Beweis durch Augenschein.

§ 326. (K. V. § 326, G, ß 336) Die Antretung des Beweises durch Augenschein
erfolgt durch die Bezeichnung des Gegenstandes des Augenscheins und durch die
Angabe der zu beweisenden Thatsachen.

Z 327. (K. V. § 327, G. 8 337.) Das Prozeßgericht kann anordnen, daß bei
der Einnahme des Augenscheins"ein oder mehrere Sachverständige zuzuziehen seien.

Es kann einem Mitgliede des Prozeßgerichts oder einem anderen Gerichte die
Einnahme des Augenscheins übertragen, auch die Ernennung der zuzuziehenden Sach¬
verständigen überlassen.

Siebenter Wel.
Zeugenbeweis.

Z 328. (K. V. 8 328. G. 8 338.) Die Antretung des Zeugenbeweises erfolgt
durch die Benennung "der Zeugen und die Bezeichnung der Thatsachen, über welche
die Vernehmung der Zeugen stattfinden soll,

8 329. (K. V. § 329, G. 8 339.) Die Vernehmung neuer Zeugen, welche nach
Erlassung eines Beweisbeschlusses bezüglich der in demselben bezeichneten streitigen
Thatsachen benannt werden, ist s auf Antrag zurückzuweisen,wenn durch die Vernehmung > S. 56.
die Erledigung des Rechtsstreits verzögert werden würde und das Gericht die Ueber¬
zeugung gewinnt, daß die Partei in der Absicht, den Prozeß zu verschleppen, oder
aus grober Nachlässigkeit die Zeugen nicht früher genannt hat.

Z330. (K. V. 8 380, G. 8 340.) Die Aufnahme des Zeugenbeweises kann
einem Mitgliede des Prozeßgerichts oder einem anderen Gerichte übertragen werden:

1) wenn zur Ausmittelung der Wahrheit die Vernehmung oes Zeugen
an Ort und Stelle dienlich erscheint;

2) wenn die Beweisaufnahme vor dem Prozeßgerichte erheblichen
Schwierigkeiten unterliegen würde;

3) wenn der Zeuge verhindert ist, vor dem Prozeßgerichte zu erscheinen;
4) wenn der Zeuge in großer Entfernung von dem Sitze des Prozeß¬

gerichts sich aufhält.
Die Landesherren und die Mitglieder der landesherrlichen Familien sowie der

Fürstlichen Familie Hohenzollern sind durch ein Mitglied des Prozeßgerichts oder
durch ein anderes Gericht in ihrer Wohnung zu vernehmen.

Z 331. sK. V. 8 331, G. 8 342.) Die Ladung der Zeugen ist von dem Gerichts¬
schreiber unter Bezugnahme auf den Beweisbeschluß auszufertigen und von Amtswegen
zuzustellen.

Die Ladung muß enthalten:
1) die Bezeichnung der Parteien;
2) die Thatsachen, über welche die Vernehmung erfolgen soll;
3) die Anweisung, zur Nblegung des Zeugnisses bei Vermeidung der

durch das Gesetz angedrohten Strafen in dem nach Zeit und Ort zu
bezeichnenden Termine zu erscheinen.

ß 332. lK. V. 8 332, G. 8 343.) Die Ladung einer dem aktiven Heere
angehörenden Person des Soldatenstandes als Zeuge erfolgt durch Ersuchen der
Militärbehörde. ,
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§ 333. (K. V, § 333, G, ß 334,) Das Gericht kann die Ladung davon abhängig
machen, daß der Beweisführer einen Vorschuß zur Deckung der Staatskasse wegen
der durch die Vernehmung des Zeugen erwachsenden Auslagen hinterlegt.

Erfolgt die Hinterlegung nicht binnen der bestimmten Frist, so unterbleibt die
Ladung, wenn die Hinterlegung nicht so zeitig nachgeholt wird, daß die Vernehmung
ohne Verzögerung des Verfahrens erfolgen kann.

§ 334. (K. V. § 334, G. 8 345,) Ein ordnungsmäßig geladener Zeuge, welcher
nicht erscheint, ist, ohne daß es eines Antrags bedarf, in die durch das Ausbleiben
verursachten Kosten sowie zu einer Geldstrafe bis zu dreihundert Mark und für den
Fall, daß diese nicht beigetrieben werden kann, zur Strafe der Haft bis zu sechs
Wochen zu verurtheilen.

IS. 57. >Im Falle wiederholten Ausbleibens kann die Strafe verdoppelt, auch die
zwangsweise Vorführung des Zeugen angeordnet werden.

Gegen diese Beschlüsse findet die Beschwerde statt.
Die Festsetzung und die Vollstreckung der Strafe gegen eine dem aktiven Heere

angehörende Militärperson erfolgt auf Ersuchen durch das Militärgericht, die Vor¬
führung einer solchen Person durch Ersuchen der Militärbehörde.

* 8 335. (K V. 8 335, G. § 346.) Die Verurteilung in Strafe und Kosten
unterbleibt, wenn der Zeuge sein Ausbleiben genügend entschuldigt hat. Erfolgt
nachträglich genügende Entschuldigung, so werden die gegen den Zeugen getroffenen
Anordnungen wieder aufgehoben.

Die Anzeigen und Gesuche des Zeugen können schriftlich oder zum Protokolle
des Gerichtsschreibers oder mündlich m oem zur Vernehmung bestimmten neuen
Termine angebracht werden.

§ 336. (K. V, § 336, G, 8 348.) Zur Verweigerung des Zeugnisses sind be¬
rechtigt :

1) der Verlobte einer Partei;
2) der Ehegatte einer Partei, auch wenn die Ehe nicht mehr besteht;
3) diejenigen, welche mit einer Partei in gerader Linie verwandt, verschwä¬

gert oder durch Adoption verbunden oder in der Seitenlinie bis zum dritten
Grade verwandt oder bis zum zweiten Grade verschwägert sind, auch
wenn die Ehe, durch welche die Schwägerschaft begründet ist, nicht mehr
besteht;

4) Geistliche in Ansehung desjenigen, was ihnen bei der Ausübung der
Seelsorge anvertraut ist;

5) Personen, welchen kraft ihres Amts, Standes oder Gewerbes Thatsachen
anvertraut sind, deren Geheimhaltung durch die Natur derselben oder
durch gesetzliche Vorschrift geboten ist, in Betreff der Thatsachen, auf
welche die Verpflichtung zur Verschwiegenheit sich bezieht.

Die unter Nr. 1—3 bezeichneten Personen sind vor der Vernehmung über ihr
Recht zur Verweigerung des Zeugnisses zu belehren.

Die Vernehmung der Nr, 4, 5 bezeichnetenPersonen ist, auch wenn das Zeugniß
nicht verweigert wird, auf Thatsachen nicht zu richten, in Ansehung welcher erhellt,
daß ohne Verletzung der Verpflichtung zur Verschwiegenheit ein Zeugniß nicht abgelegt
werden kann.

Z 337. (K, V, § 337, G. 8 849.) Das Zeugniß kann verweigert werden:
1) über Fragen, deren Beantwortung dem Zeugen oder einer Person, zu

welcher derselbe in einem der im § 336 Nr. 1—3 bezeichneten Verhält¬
nisse steht, einen unmittelbaren vermügensrechtlichen Schaden verursachen
würde;

2) über Fragen, deren Beantwortung dem Zeugen oder einem der im Z 336
Nr. 1—3 bezeichneten Ungehörigen desselben zur Schande gereichen oder
die Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung zuziehen würde;

I S. 58. >3) über Fragen, welche der Zeuge mcht würde beantworten können, ohne
ein Kunst- oder Gewerbegeheimniß zu offenbaren.
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ß 338. (K. V. § 333, G. § 330.) In den Füllen des 8 336 Nr. 1—3 und des
ß 337 Nr. 1 darf der'Zeuge das Zeugniß nicht verweigern:

1) über die Errichtung und den Inhalt eines Rechtsgeschäfts, bei dessen
Errichtung er als Zeuge zugezogen war;

2) über Geburten, Verheirathungen oder Sterbefälle von Familiengliedern;
3) über Thatsachen, welche die durch das Familienverhältniß bedingten

Vermügensangelegenheiten betreffen;
4) über diejenigen auf das streitige Rechtsverhältniß sich beziehenden

Handlungen, welche von ihm selbst als Rechtsvorganger oder Vertreter
einer Partei vorgenommen sein sollen.

Die im Z 336 Nr. 4. 5 bezeichneten Personen dürfen das Zeugniß nicht ver¬
weigern, wenn sie von der Verpflichtung zur Verschwiegenheit entbunden sind.

ß 339. (K V. § 839, G. 8 351.) Der Zeuge, welcher das Zeugniß verweigert,
hat vor dem zu seiner Vernehmung bestimmten Termine schriftlich oder zum Proto¬
kolle des Genchtsschreibers oder in diesem Termine die Thatsachen, auf welche er die
Weigerung gründet, anzugeben und glaubhaft zu machen.

Zur Olllubhaftmllchung genügt in den Fallen des 8 336 Nr. 4. 5 die mit
Berufung auf einen gelüsteten Diensteid abgegebene Versicherung.

Hat der Zeuge seine Weigerung schriftlich oder zum Protokolle des Gerichts¬
schreibers erklärt, so ist er nicht verpflichtet, in dem zu seiner Vernehmung bestimmten
Termine zu erscheinen.

Von dem Eingänge einer Erklärung des Zeugen oder von der Aufnahme einer
solchen zum Protokolle hat der Gerichtsschreiber die Parteien zu benachrichtigen.

8 340. lK. V. 8 340, G. 8 352.) Ueber die Rechtmäßigkeit der Weigerung
wird von dem Prozeßgerichte nach Anhörung der Parteien entschieden.

Der Zeuge ist nicht verpflichtet, sich durch einen Anwalt vertreten zu lassen.
Gegen das Zwischenurtheil findet sofortige Beschwerde statt.

8 341. (K. L. 8 341, O. 8 353,) Hat der Zeuge seine Weigerung schriftlich
oder zum Protokolle des Gerichtsschreibers erklärt und ist er in dem Termine nicht
erschienen, so hat auf Grund seiner Erklärungen ein Mitglied des Prozetzgerichts
Bericht zu erstatten.

8 342. (K. V. 8 342, G, 8 354) Erfolgt die Weigerung vor einem beauftragten
oder ersuchten Richter, so sind d,e Erklärungen des Zeugen, wenn sie nicht schriftlich
oder zum Protokolle des Gerichtsschreibers abgegeben sind, nebst den Erklärungen
der Parteien in das Protokoll aufzunehmen.

Zur mündlichen Verhandlung vor dem Prozeßgerichte werden der Zeuge und
die Parteien von Amtswegen geladen.

I Auf Grund der von dem Zeugen und den Parteien abgegebenen Erklärungen I S. 59.
hat ein Mitglied des Prozeßgerichts Bericht zu erstatten. Nach dem Vortrage des
Berichterstatters können der Zeuge und die Parteien zur Begründung ihrer Anträge
das Wort nehmen; neue Thatsachen oder Beweismittel dürfen nicht geltend gemacht
werden.

8 343. (K. V. 8 343, G. 8 355.) Wird das Zeugniß oder die Eidesleistung
ohne Angabe eines Grundes oöer, nachdem der vorgeschützte Grund rechtskräftig für
unerheblich erklärt ist, verweigert, so ist der Zeuge, ohne daß es eines Antrags be¬
darf, in die durch die Weigerung verursachten kosten sowie zu einer Geldstrafe bis
zu dreihundert Mark und für den Fall, daß diese nicht beigetrieben werden kann,
zur Strafe der Haft bis zu sechs Wochen zu verurtheilen.

Im Falle wiederholter Weigerung ist auf Antrag zur Erzwingung des Zeug¬
nisses die Haft anzuordnen, jedoch nicht über den Zeitpunkt der Beendigung des

^esses in der Instanz hinaus. Die Vorschriften über die Haft im Zwangsuoll-
üngsuerfahren finden entsprechende Anwendung.

Gegen diese Beschlüsse findet die Beschwerde statt.
Die Festsetzung und die Vollstreckung der Strafe gegen eine dem aktiven Heere

angehörende Militärperson erfolgt auf Ersuchen durch das Militärgericht.
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8 344. (K. V, § 344, G. §8 35«, 857,) Vor der Vernehmung hat der Zeuge, sofern
nicht beide Theile auf die Beeidigung verzichten, einen Eid dahin zu leisten:

daß er nach bestem Wissen die reine Wahrheit sagen, nichts verschweigen
und nichts hinzusetzen werde.

8 345. (K. V. 8 345, G. 8 358,) Unbeeidigt sind zu vernehmen:
1) Personen, welche zur Zeit der Vernehmung das sechszehnte Lebensjahr

noch nicht vollendet oder wegen mangelnder Verstanoesreifc oder wegen
Verstandesschwäche von dem Mesen und der Bedeutung des Eides keine
genügende Vorstellung haben;

2) Personen, welche nach den Bestimmungen der Strafgesetze unfähig sind,
als Zeugen eidlich vernommen zu werden;

3) die nach Z 336 Nr. 1—3 und § 33? Nr. 1. 2 zur Verweigerung des
Zeugnisses berechtigten Personen, sofern sie von diesem Rechte keinen
Gebrauch machen, die im Z 33? Nr. 1. 2. bezeichneten Personen jedoch
nur dann, wenn sie lediglich über solche Thatsachen vorgeschlagen sind,
auf welche sich das Recht zur Verweigerung des Zeugnisses bezieht;

4) Personen, welche bei dem Ausgange des Rechtsstreits unmittelbar
betheiligt sind.

Das Prozeßgericht kann die nachträgliche Beeidigung der unter den beiden
letzten Nummern bezeichneten Personen oahin anordnen:

daß der Zeuge nach bestem Wissen die reine Wahrheit gesagt, nichts
verschwiegen und nichts hinzugesetzt habe.

8 346. (K. V. 8 346, G. 8 359.) Jeder Zeuge ist einzeln und in Abwesenheit
der später abzuhörenden Zeugen zu vernehmen,

l S. 60. ! Zeugen, deren Aussagen sich widersprechen, können einander gegenübergestellt
werden.

8 347. (K. V. § 347, G. 8 360.) Die Vernehmung beginnt damit, daß der
Zeuge über Vornamen und Zunamen, Alter, Religionsbekenntniß, Stand oder Ge- k
werbe und Wohnort befragt wird. Erforderlichenfalls sind ihm Fragen über solche >
Umstände, welche seine Glaubwürdigkeit in der vorliegenden Sache betreffen, ins- l
besondere über seine Beziehungen zu den Parteien vorzulegen.

8 348. (K. V. 8 348, G. 8 361.1 Der Zeuge ist zu veranlassen, dasjenige, was l
ihm von dem Gegenstande seiner Vernehmung bekannt ist, im Zusammenhange an- ^
zugeben.

Zur Aufklärung und zur Vervollständigung der Aussage sowie zur Erforschung l
des Grundes, auf welchem die Wissenschaft des Zeugen beruht, sind nötigenfalls^
weitere Fragen zu stellen.

Der Vorsitzende kann einem Mitgliede des Gerichts gestatten, das Fragerecht l
auszuüben.

Eine Frage ist zu stellen, wenn das Gericht diese für angemessen erachtet.

8 349. (K. V. 8 349, G. 8 362.) Die Parteien sind berechtigt, dem Zeugen l
diejenigen Fragen vorlegen zu lassen, welche sie zur Aufklärung der Sache oder der l
Verhältnisse des Zeugen für dienlich erachten.

Zweifel über die Zuläfsigkeit einer Frage entscheidet das Gericht.
Der Vorsitzende kann den Parteien gestatten, an den Zeugen unmittelbar l

Fragen zu richten.

8 350. (K. V. 8 350, G. 8 363.) Das Prozeßgericht kann nach seinem Ermessen
die wiederholte Vernehmung eines Zeugen anordnen.

Hat ein beauftragter oder ersuchter Richter bei der Vernehmung die Stellung l
der von einer Partei angeregten Frage verweigert, so kann das Prozeßgericht die l
nachträgliche Vernehmung des Zeugen über diese Frage anordnen.

8 351. (K. V, 8 351, G. 8 364.) Die Partei kann auf einen Zeugen, welchen
sie vorgeschlagen hat, verzichten, der Gegner kann aber verlangen, daß der erschienene
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Zeuge vernommen und, wenn die Vernehmung bereits begonnen hat, daß dieselbe
fortgesetzt werde.

8 352. (K. V, § 352, G, 8 365) Der mit der Beweisaufnahme betraute
Richter ist ermächtigt/ im Falle des Nichterscheinens oder der Zeugnißuerweigerung
die gesetzlichen Verfügungen zu treffen, auch dieselben, soweit dieses überhaupt zulässig
ist, selbst nach Erledigung des Antrags wieder aufzuheben, über die Zulässigkeit einer
auf Antrag dem Zeugen vorzulegenden bestimmten Frage vorläufig zu entscheidenund
die nochmalige Vernehmung eines Zeugen vorzunehmen.

8 353. (K. V. § 333, G. § 368.) Jeder Zeuge hat nach Maßgabe der Gebühren¬
ordnungen auf Entschädigung >für Zeitversäummß und, wenn sein Erscheinen eine I S. 61.
Reise erforderlich macht, auf Erstattung der Kosten Anspruch, welche durch die Reise
und den Aufenthalt am Orte der Vernehmung verursacht werden.

Achter Wl.
Beweis durch Sachverständige.

Z 354. <K. V. § 354, G. § 367.) Auf den Beweis durch Sachverständige finden
die Vorschriften über den Beweis durch Zeugen entsprechende Anwendung, insoweit
nicht in den nachfolgenden Paragraphen abweichende Bestimmungen enthalten sind.

Z 355. (K. V. 8 355, G. 8 368.) Die Antretung des Beweises erfolgt durch die
Bezeichnung der zu begutachtenden Punkte.

8 356. (K. V. 8 356, G. 8 369.) Die Auswahl der zuzuziehenden Sach¬
verständigen und die Bestimmung ihrer Anzahl erfolgt durch das Prozeßgericht.
Dasselbe kann sich auf die Ernennung eines einzigen Sachverständigen beschränken.
Es kann an Stelle der zuerst ernannten Sachverständigen andere ernennen.

Das Gericht kann die Parteien auffordern, Personen zu bezeichnen, welche
geeignet sind, als Sachverständige vernommen zu werden.

8 357. (K. V. § 357, G. 8 370.) Das Prozeßgericht kann den mit der Beweis¬
aufnahme betrauten Richter zur Ernennung der Sachverständigen ermächtigen. Derselbe
hat in diesem Falle die in dem vorstehenden Paragraphen dem Prozeßgerichte bei¬
gelegten Befugnisse auszuüben.

8 358. (K. V. 8 358, G. 8 371.) Ein Sachverständiger kann aus denselben
Gründen, welche zur Ablehnung eines Richters berechtigen, abgelehnt werden. Ein
Ablehnungsgrund kann jedoch nicht daraus entnommen werden, daß der Sachverständige
als Zeuge vernommen worden ist.

Das Ablehnungsgesuch ist bei demjenigen Gerichte oder Richter, von welchem
die Ernennung des Sachverständigen erfolgt ist, vor der Vernehmung desselben, bei
schriftlicher Begutachtung vor erfolgter Einreichung des Gutachtens anzubringen.
Nach diesem Zeitpunkte ist die Ablehnung nur zulässig, wenn glaubhaft gemacht nnrd,
daß der Ablehnungsgrund erst später entstanden oder der Partei bekannt geworden
sei. Das Ablehnungsgefuch kann vor dem Gerichtsschreiber zu Protokoll erklärt werden.

Der Ablehnungsgrund ist glaubhaft zu machen; der Eid ist als Mittel der
Glaubhllftmllchung ausgeschlossen.

Die Entscheidung erfolgt von dem im zweiten Absätze bezeichneten Gerichte oder
Richter; eine vorgängige mündliche Verhandlung der Betheiligten ist nicht erforderlich.

Gegen den Beschluß, durch welchen die Ablehnung für begründet erklärt wird,
findet lein Rechtsmittel, gegen den Beschluß, durch welchen dieselbe für unbegründet
erklärt wird, findet sofortige Beschwerde statt.

! 8 359. (K. V. 8 359, G. 8 372.) Der zum Sachverständigen Ernannte hat I S. 62.
der Ernennung Folge zu leisten, wenn er zur Erstattung von Gutachten der erforderten
Art öffentlich bestellt ist oder wenn er die Wissenschaft, die Kunst oder das Gewerbe,
deren Kenntniß Voraussetzung der Begutachtung ist, öffentlich zum Erwerbe ausübt
oder wenn er zur Ausübung derselben öffentlich bestellt oder ermächtigt ist.
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Zur Erstattung des Gutachtens ist auch derjenige verpflichtet, welcher sich zu
derselben vor Gericht bereit erklärt hat.

8 360. <K, V, 8 360, G. § 373,) Dieselben Gründe, welche einen Zeugen
berechtigen, das Zeugniß zu verweigen, berechtigen einen Sachverständigen zur Ver¬
weigerung des Gutachtens. Das Gericht kann auch aus anderen Gründen einen
Sachverständigen von der Verpflichtung zur Erstattung des Gutachtens entbinden.

Die Vernehmung eines öffentlichen Beamten als Sachverständigen findet nicht
statt, wenn die vorgesetzte Behörde des Beamten erklärt, daß die Vernehmung den
dienstlichen Interessen Nachtheile bereiten würde.

ß 361. (K, V. 8 361, G. 8 374.) Im Falle des Nichterscheinens oder oer
Weigerung eines zur Erstattung des Gutachtens verpflichteten Sachverständigen wird
dieser zum Ersatze der Kosten und zu einer Geldstrafe bis zu dreihundert Mark,
welche bei wiederholtem Ungehorsam verdoppelt werden kann, verurtheilt.

Gegen den Beschluß findet Beschwerde statt.
Die Festsetzung und die Vollstreckung der Strafe gegen eine dem aktiven Heere

angehörende Milltärperson erfolgt auf Ersuchen durch das Militärgericht.

. § 362. (K. V. 8 362, G, 8 375.) Der Sachverständige hat, wenn nicht beide
Parteien auf seine Beeidigung verzichten, vor Erstattung des Gutachtens einen Eid
dahin zu leisten:

daß er das von ihm geforderte Gutachten unparteiisch und nach bestem
Wissen und Gewissen erstatten werde.

Ist der Sachverständige für die Erstattung von Gutachten der betreffenden Art
im Allgemeinen beeidigt, so genügt die Berufung auf den geleisteten Eid.

8 363. (K. V. 8 368, G. 8 376.) Wird schriftliche Begutachtung angeordnet, l
so hat der Sachverständige das von ihm unterschriebene Gutachten auf der Gerichts- i
schreiberei niederzulegen.

Das Gericht kann das Erscheinen des Sachverständigen anordnen, damit derselbe !
das schriftliche Gutachten erläutere.

Z 364. (K. V. 8 364, G. 8 377.) Das Gericht kann eine neue Begutachtung ß
durch dieselben oder durch andere Sachverständige anordnen, wenn es das Gutachten ß
für ungenügend erachtet.

Das Gericht kann eine neue Begutachtung durch einen anderen Sachverständigen i
anordnen, wenn ein Sachverständiger nach Erstattung des Gutachtens mit Erfolg ^
abgelehnt ist.

S. 63. >8 365. (K. V. 8 365, G. 8 378 1 Der Sachverständige hat nach Maßgabe der l
Gebührenordnungen auf Entschädigung für Zeitversäumniß, auf Erstattung der ihm ^
verursachten Kosten und außerdem auf angemessene Vergütung seiner Mühewaltung ^
Anspruch.

8 366. (K. V. 8 366, G. 8 379.) Insoweit zum Beweise vergangener Thatsachen ^
oder Zustände, zu deren Wahrnehmung eine besondere Sachkunde erforderlich war, ^
sachkundige Personen zu vernehmen sind, kommen die Vorschriften über den Zeugen- l
beweis zur Anwendung.

Kenntet Mel.
Meweis durch Urkunden.

8 367. (K. V. 8 367, G. 8 380.) Urkunden, welche von einer öffentlichen Behörde ^
innerhalb der Grenzen ihrer Amtsbefugnisse oder von einer mit öffentlichem Glauben ^
versehenen Person innerhalb des ihr zugewiesenen Geschäftskreises in der vorgeschrie- l
denen Form aufgenommen sind (öffentliche Urkunden), begründen, wenn sie über eine l
vor der BeHürde oder der Urkundsperson abgegebene Erklärung errichtet sind, vollen ^
Be«eis der beurkundeten Vorgänge.

Der Beweis der Unrichtigkeit des Inhalts ist zulässig.
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8 368. (K, V. § 868, G, ß 381,) Privaturkunden begründen, sofern sie von den
Ausstellern unterschrieben oder "mittelst gerichtlich oder notariell beglaubigten Hand¬
zeichens unterzeichnet sind, vollen Beweis dafür, daß die in denselben enthaltenen
Erklärungen von den Ausstellern abgegeben sind,

8 369. (K. N, 8 369, G. § 382.) Die von einer Behörde ausgestellten, eine
amtliche Anordnung, Verfügung oder Entscheidung enthaltenden öffentlichen Urkunden
begründen vollen Beweis ihres Inhalts.

§ 370. (K, V. § 370, G. 8 383.) Oeffentliche Urkunden, welche einen anderen
als den in den 88 367, 369 bezeichnetenInhalt haben, begründen vollen Beweis der
darin bezeugten Thatsachen.

Der Beweis der Unrichtigkeit der bezeugten Thatsachen ist zulässig, sofern nicht
die Landesgesetze diesen Beweis ausschließen oder beschränken.

Beruht das Zeugniß nicht auf eigener Wahrnehmung der BeHürde oder der
Urkundsperson, so findet die Vorschrift des ersten Absatzes nur dann Anwendung, wenn
sich aus den Landesgesetzen ergiebt, daß die Beweiskraft des Zeugnisses von der eigenen
Wahrnehmung unabhängig ist.

§ 371. (K, V. 8 371, G. 8 384.) Inwiefern Durchstreichungen, Radirungen, Ein¬
schaltungen oder sonstige äußere Mängel die Beweiskraft einer Urkunde ganz oder
theilweise aufheben oder mindern, entscheidet das Gericht nach freier Ueberzeugung.

I Z 372. («. V. ß 372, G. 8 385.) Die Antretung des Beweises erfolgt durch die I S. 64.
Vorlegung der Urkunde.

Z 373. (K. V. 8 373, G. 8 386.) Befindet sich die Urkunde nach der Behaup¬
tung des Beweisführers in den Händen des Gegners, so erfolgt die Antretung des
Beweises durch den Antrag, dem Gegner die Vorlegung der Urkunde aufzugeben.

8 374. (K. V. 8 674, G. 8 48?-) Der Gegner ist zur Vorlegung der Urkunde
verpflichtet:

1) wenn der Beweisführer nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts
die Herausgabe der Urkunde oder deren Vorlegung auch außerhalb des
Prozesses verlangen kann;

2) wenn die Urkunde ihrem Inhalte nach eine für den Beweisführer und
den Gegner gemeinschaftliche ist.

Als gemeinschaftlichgilt eine Urkunde insbesondere für die Personen,
in deren Interesse sie errichtet ist oder deren gegenseitige Rechtsverhältnisse
darin beurkundet sind. Als gemeinschaftlich gelten auch die über ein Rechts¬
geschäft zwischen den Betheiligten oder zwischen einem derselben und
dem gemeinsamen Vermittler des Geschäfts gepflogenen schriftlichen Ver¬
handlungen.

8 375. (K. V. 8 375, G. 8 388.) Der Gegner ist auch zur Vorlegung derjenigen
in seinen Händen befindlichen Urkunden verpflichtet, auf welche er im Prozesse zur
Beweisführung Bezug genommen hat, selbst wenn dieses nur in einem vorbereitenden
Schriftsätze geschehen ist.

8 376. (K. V. 8 376, O. 8 388.) Der Antrag soll enthalten:
1) die Bezeichnung der'Urkunde;
2) die,Bezeichnung der Thatsachen, welche durch die Urkunde bewiesen werden

sollen;
3) die möglichst vollständige Bezeichnung des Inhalts der Urkunde;
4) die Angabe der Umstände, auf welche die Behauptung sich stützt, daß die

Urkunde sich in dem Besitze des Gegners befindet;
5) die Bezeichnung des Grundes, welcher die Verpflichtung zur Vorlegung

der Urkunde ergiebt. Der Grund ist glaubhaft zu machen.
8 377. (K. V. 8 377, G. 8 3«0.) Erachtet das Gericht die Thatsache, welche

durch die Urkunde bewiesen werden soll, für erheblich und für begründet, so ordnet
es, wenn der Gegner zugesteht, daß die Urkunde sich in seinen Händen befinde oder
wenn der Gegner sich ül>er den Antrag nicht erklärt, die Vorlegung der Urkunde an.

Materialien zur Livilprozeflordmmg. 4
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Z 378. (K. V. § 378, G. § 391.) Bestreitet der Gegner, daß die Urkunde sich
in seinem Besitze befinde, so hat er einen Eid dahin zu leisten:

daß er nach sorgfältiger Nachforschung die Ueberzeugung erlangt habe,
S. 65. daß die Urkunde in seinem Besitze sich nicht befinde, daß er die Ur <künde

nicht in der Absicht abhanden gebracht habe, deren Benutzung dem Be¬
weisführer zu entziehen, daß er auch nicht wisse, wo die Urkunde sich
befinde.

Auf die Leistung des Eides durch Streitgenossen, gesetzliche Vertreter, Minder¬
jährige und Verschwender finden die Vorschriften der 88 416—418. entsprechende
Anwendung.

Hat eine öffentliche BeHürde Urkunden vorzulegen, so wird der Eid von dem
Beamten geleistet, welchem die Verwahrung der Urkunden übertragen ist.

8 379. (K. V. § 379, G. ß 392.) Kommt der Gegner der Anordnung, die
Urkunde vorzulegen oder den Eid zu leisten, nicht nach, so ist, wenn der Veweis-
führer eine Abschrift der Urkunde beigebracht hat, diese Abschrift als richtig und,
wenn eine Abschrift der Urkunde nicht beigebracht ist, die Thatsache als bewiesen an¬
zusehen, welche durch die Urkunde unmittelbar bewiesen werden soll.

§ 380. lK. N. § 360, G. 8 393.) Befindet sich die Urkunde nach der Behaup¬
tung des Beweisführers in den Händen eines Dritten, so erfolgt die Antretung des
Beweises durch den Antrag, zur Herbeischassung der Urkunde eine Frist zu bestimmen,

8 381. (K. V. ß 381, G. 8 394.) Der Dritte ist aus denselben Gründen wie
der Gegner des Veweisführers zur Vorlegung einer Urkunde verpflichtet; er kann
zur Vorlegung nur im Wege der Klage genöthigt werden.

8 382. (K V. 8 389, G. 8 395.) Zur Begründung des nach 8 380 zu stellenden
Antrags hat der Veweisführer den Erfordernissen des I 376 Nr. 1—3. 5. zu genügen
und außerdem glaubhaft zu machen, daß die Urkunde sich in den Händen des Dritten
befinde.

§ 383. (K V. 8 383, G. 8 396.) Ist die Thatsache, welche durch die Urkunde
bewiesen werden soll, erheblich und der Antrag den Bestimmungen des vorstehenden
Paragraphen entsprechend, so hat das Gericht eine Frist zur Vorlegung der Urkunde
in einem von dein Veweisführer zu erwirkenden Termine zu bestimmen.

Der Gegner kann die Fortsetzung des Verfahrens vor dem Ablaufe der Frist
beantragen, wenn die Klage gegen den Dritten erledigt ist oder wenn der Veweis¬
führer die Erhebung der Klage oder die Betreibung des Prozesses oder der Zwangs¬
vollstreckung verzögert,

8 384. (K. V. 8 384, G. 8 397.) Befindet sich die Urkunde nach der Behauptung
des Beweisführers in den Händen einer öffentlichen BeHürde oder eines öffentlichen
Beamten, so erfolgt die Antretung des Beweises durch den Antrag, die BeHürde oder
den Beamten um die Mittheilung der Urkunde zu ersuchen.

Diese Vorschrift findet auf Urkunden, welche die Parteien nach den gesetzlichen
Vorschriften ohne Mitwirkung des Gerichts zu beschaffen im Stande find, keine
Anwendung.

8 385. (K. V. 8 385, G. 8 398.) Wird nach Erlassung eines Veweisbeschlusses
S. 66. über die in demselben bezeichne Iten streitigen Thatsachen Beweis in Gemäßheit der

88 380, 384 angetreten, so ist die Beweisantretung auf Antrag zurückzuweisen, wenn
durch das zur Herbeischaffung der Urkunden erforderliche Verfahren die Erledigung
des Rechtsstreits verzögert werden würde und das Gericht die Ueberzeugung gewinnt,
daß die Partei in der Absicht, den Prozeß zu verschleppen, oder aus grober Nach¬
lässigkeit den Beweis nicht früher angetreten hat.

8 386. (K. V. 8 386, G. 8 399.) Wenn die Vorlegung einer Urkunde bei der
mündlichen Verhandlung wegen erheblicher Hindernisse nicht erfolgen kann oder wegen
der Wichtigkeit der Urkunde und der Besorgnis; des Verlustes oder der Beschädigung
bedenklich erscheint, so kann das Prozeßgericht anordnen, daß die Vorlegung vor einem
seiner Mitglieder oder vor einem anderen Gerichte geschehe.
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§ 387. (K. N, 8 887, G. 8 400,) Eine öffentliche Urkunde kann in Urschrift
oder in einer beglaubigten Abschrift, welche hinsichtlich der Beglaubigung die Erfor¬
dernisse einer öffentlichen Urkunde an sich trägt, umgelegt werden; das Gericht kann
jedoch anordnen, daß der Veweisführer die Urschrift vorlege oder die Thatsachen
angebe und glaubhaft mache, welche ihn an der Vorlegung der Urschrift verhindern.
Bleibt die Anordnung erfolglos, so entscheidet das Gericht nach freier Ueberzeugung,
welche Beweiskraft der beglaubigten Abschrift beizulegen sei.

Z 388. (K. V. § 388, G. § 401.) Der Beweisführer kann nach erfolgter Vor¬
legung einer Urkunde nur mit Zustimmung des Gegners auf dieses Beweismittel
verzichten.

8 389. (K. V. 8 388, G. 8 402.) Urkunden, welche nach Form und Inhalt als
von emer öffentlichen Behörde oder von einer mit öffentlichem Glauben versehenen
Person errichtet sich darstellen, haben die Vermuthung der Echtheit für sich.

Das Gericht kann, wenn es die Echtheit für zweifelhaft hält, auch von Amts¬
wegen die BeHürde oder die Person, von welcher die Urkunde errichtet sein soll, zu
einer Erklärung über die Echtheit veranlassen.

8 390. (K. V. z 390, G. § 408.) Ob eine Urkunde, welche als von einer aus¬
ländischen BeHürde oder von einer mit öffentlichem Glauben versehenen Person des
Auslandes errichtet sich darstellt, ohne näheren Nachweis als echt anzusehen sei, hat
das Gericht nach den Umständen des Falles zu ermessen.

Zum Beweise der Echtheit einer solchen Urkunde genügt die Legalisation durch
einen Konsul oder Gesandten des Reichs.

8 391. sK. V. 8 391, G. 8 404.) Ueber die Echtheit einer Privaturkunde hat sich
der Gegner des Beweisführers nach Vorschrift des Z 125 zu erklären.

Befindet sich unter der Urkunde eine Namensunterschrift, so ist die Erklärung
auf die Echtheit der Unterschrift zu richten.

Erfolgt die Erklärung nicht, so ist die Urkunde als anerkannt anzusehen, >wenn I S. 67.
nicht die Ansicht, die Echtheit bestreiten zu wollen, aus deu übrigen Erklärungen der
Partei hervorgeht.

Z 392. (K. V. 8 392, G. 8 405.) Die Echtheit einer nicht anerkannten Privat¬
urkunde ist zu beweisen.

Steht die Echtheit der Namensunterschrift fest oder ist das unter einer Urkunde
befindliche Handzeichen gerichtlich oder notariell beglaubigt, so hat die über der Unter¬
schrift oder dem Handzeichen stehende Schrift die Vermuthung der Echtheit für sich.

ß 393. (K. V. 8 393, G. 8 406.) Der Beweis der Echtheit oder Unechtheit
einer Urkunde kann auch durch Schriftuergleichung geführt werden.

In diesem Falle hat der Beweisführer zur Vergleichung geeignete Schriften
vorzulegen oder deren Mittheilung in Gemäßheit der Bestimmung des Z 384 zu bean¬
tragen und erforderlichen Falls den Beweis der Echtheit derselben anzutreten.

Befinden sich zur Vergleichung geeignete Schnften in den Händen des Gegners,
so ist dieser auf Antrag des Beweisführers zur Vorlegung verpflichtet. Die Be¬
stimmungen der M 373—378 finden entsprechende Anwendung, Kommt der Gegner
der Anordnung, die zur Vergleichung geeigneten Schriften vorzulegen oder den in ß 378
bestimmten Gio zu leisten, nicht nach^ so gilt der Echtheitsbeweis als geführt.

Macht der Beweisführer glaubhaft, daß in den Händen eines Dritten geeignete
Vergleichungsschriften sich befinden, deren Vorlegung er im Wege der Klage zu
erwirken im Stande sei, so finden die Vorschriften des ß 383 entsprechende Anwendung.

§ 394. (K, V. 8 394, G. 8 407.) Ueber das Ergebniß der Schriftvergleichung
hat das Gericht nach freier Ueberzeugung, geeigneten Falls nach Anhörung von Sach¬
verständigen zu entscheiden.

8 395. (K. V. 8 395, G. 8 408.) Urkunden, deren Echtheit bestritten ist oder
deren Inhalt verändert sein soll, werden bis zur Erledigung des Rechtsstreits auf der
Gerichtsschreiberei verwahrt, sofern nicht ihre Auslieferung an eine andere Behörde
im Interesse der öffentlichen Ordnung erforderlich ist.

4'
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Z 396. sK. V. 8 3^6, G- 8 409.) Ist eine Urkunde von einer Partei in der
Absicht, deren Benutzung dem Geaner zu entziehen, beseitigt oder zur Benutzung
untauglich gemacht, so können die Behauptungen des Gegners über die Beschaffenheit
und den Inhalt der Urkunde als bewiesen angesehen werden.

Zehntel Ml.
Beweis durch Oid.

8 897. (K. V. § 397, G. 8 410.) Die Eideszuschiebung ist nur über Thatsachen
ig, welche in Handlungen des Gegners, seiner Rechtsvoraänger oder Vertret

bestehen oder welche Gegenstand der Wahrnehmung dieser Personen gewesen sind.
zulässig, welche in Handlungen des Gegners, seiner Rechtsvoraänger oder Vertreter

'ehe

! S. 68. !Z 398. (K. V. 8 398, G. 8 411.) Die Eideszuschiebung über eine Thatsache,
deren Gegentheil das Gericht für erwiesen erachtet, ist unzulässig.

Z 399. (K. V. 8 399, G. § 412.) Eine nicht beweispflichtige Partei übernimmt
durch Eideszuschiebung nicht die Beweispflicht.

8 400. (K. V. 8 4U4a, G. 8 418.) Wird Beweis bezüglich einer Thatsache von
derselben Partei durch Eideszuschiebung und durch andere Beweismittel, oder von der
einen Partei durch Eideszuschiebung, von der anderen Partei durch andere Beweis¬
mittel angetreten, so gilt der Eid nur für den Fall als zugeschoben, daß die Antretung
des Beweises durch die anderen Beweismittel erfolglos bleibt.

Z 401. (K, V. 8 401, G. 8 413.) Die Zurückschiebuna des Eides ist nur insofern
zulässig, als nach den Bestimmungen des § 38? die Zuschiebung desselben zulässig seinwürde.

Sie findet nicht statt, wenn die Partei, welcher der Eid zugeschoben ist, nicht
aber die Gegenpartei über ihre eigene Handlung oder Wahrnehmung zu schwören
haben würde.

ß 402. (K. V. 8 402, G. L 414.) Der Eid kann nur der Partei, nicht einem
Dritten zugeschoben oder zurückgeschoben werden. Die Zuschiebung oder Zurück¬
schiebung an einen Neben-Intervenienten findet nur statt, wenn dieser als Streitgenosse
der Hauptpartei anzusehen ist (ß 66).

Z 403. (K. V. 8 403, G. 8 416.) Die Antretung des Beweises erfolgt durch
die Erklärung, daß dem Gegner über die bestimmt zu bezeichnendeThatsache der Eid
zugeschoben werde.

Z 404. (K.V. 8404, G. 88 417.419.) Die Partei, welcher der Eid zugeschoben ist,
hat sich zu erklären, ob sie den Eid annehme oder zurückschiebe,selbst wenn sie Ein¬
wendungen in Beziehung auf die Eideszuschiebung vorbringt.

Giebt die Partei keine Erklärung ab oder schiebt sie m einem Falle, in welchem
die Zurückschiebung unzulässig ist, den Eid zurück, ohne denselben bedingt anzunehmen,
so wird der Eid als verweigert angesehen.

Ist der Eid nur für den Fall zugeschoben oder als zugeschoben anzusehen, daß
die Aufnahme anderer Beweismittel erfolglos bleiben werde, so ist die Erklärung über
die Eideszuschiebung spätestens in demjenigen Termine abzugeben, in welchem über
das Ergebniß der anderen Beweise verhandelt wird.

Z 405. (K. V. 8 405, G. 8 421.) Der zurückgeschobene Eid gilt auch ohne aus¬
drückliche Erklärung über die Annahme als von dem Beweisführer angenommen.

Z 406. (K. V. 8 408, G. 88 422, 423.) Wird der Schwurpflichtige wegen wissent¬
licher Verletzung der Eidespflicht rechtskräftig uerurtheilt oder wird glaubhaft gemacht,
daß der Gegner erst nach erfolgter Zuschiebung oder Zurückschiebung des Eides von

l S. 69. einer solchen Ver I urtheilung Kenntniß erlangt habe, so kann der Gegner die Zu¬
schiebung oder Zurückschiebung des Eides widerrufen.

Außer diesem Falle ist der Widerruf der Zuschiebung des Eides nach erfolgter
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Annahme oder Zurückschiebung, sowie der Widerruf der Zurückschiebung des Eides
wirkungslos.

Die Annahme des Eides kann nicht widerrufen werden,

§ 407. (K. V. 8 407, G. § 425.) Auf die Leistung eines Eides ist durch bedingtes
Endurtheil zu erkennen.

Die Eidesleistung erfolgt erst nach Eintritt der Rechtstraft des Urtheils.

§ 408. (K. V. § 406, G. 5. 426.) 'Sind die Parteien über die rechtliche Erheb¬
lichkeit und die Norm des Eides einverstanden oder dient der Eid zur Erledigung
eines Zwischenstreits, so kann die Leistung des Eides durch Beweisbeschluß ange¬
ordnet werden.

Hangt die Entscheidung über einzelne selbständige Angriffs- und Vertheidigungs-
mittel von der Leistung eines Eides ab, so kann die Leistung des Eides durch Beweis¬
beschluß angeordnet oder auf dieselbe durch bedingtes Zwischenurtheil erkannt werden.
In dem letzteren Aalle erfolgt die Eidesleistung nur dann, wenn durch bedingtes End¬
urtheil rechtskräftig erkannt ist, daß es auf dieselbe für die Endentscheidung des Rechts¬
streits noch ankomme.

§ 409. (K. V, 8 408, G. 8 427.» In dem bedingten Urtheile ist die Eidesnorm
und die Folge sowohl der Leistung als der Nichtleistung des Eides so genau, als die
Lage der Sache dies gestattet, festzustellen.

Der Eintritt dieser Folge wird durch Endurtheil ausgesprochen.

§ 410. (K. V. 8 406b, G. 8 424.) Ueber eine Thatsache, welche in einer Hand¬
lung des Schwurpflichtigen besteht oder Gegenstand seiner Wahrnehmung gewesen ist,
wird der Eid dahin geleistet:

daß die Thatsache wahr oder nicht wahr sei.
Ist eine solche Thatsache vom Gegner des Schwurpflichtigen behauptet und kann

dem Letzteren nach den Umständen des Falles nicht zugemuthet werden, daß er die
Wahrheit oder Nlchtwahrhelt derselben beschwöre, so kann das Gericht auf Antrag
die Leistung des Eides dahin anordnen:

daß der Schwurpflichtige nach sorgfältiger Prüfung und Erkundigung die
Ueberzeugung erlangt habe, daß die Thatsache wahr oder nicht wahr sei.

Ueber andere Thatsachen wird der Eid dahin geleistet:
daß der Schwurpflichtige nach sorgfältiger Prüfung und Erkundigung
die Ueberzeugung erlangt oder nicht erlangt habe, daß die Thatsache
wahr sei.

Z 411. (K. V. 8 411, G. 8 428.) Durch Leistung des Eides wird voller Beweis
der beschworenen Thatsache begründet.

Der Beweis des Gegentheils findet nur unter denselben Voraussetzungen I statt, I S. 70.
unter welchen ein rechtskräftiges Urtheil wegen Verletzung der Eidespflicht angefochten
werden kann.

Z 412. <K. V. 8 412, G. 8 429.) Die Erlassung des Eides von Seiten des
Gegners hat dieselbe Wirkung, wie die Leistung des Eides.

Die Verweigerung der Eidesleistung hat zur Folge, daß das Gegentheil der
zu beschwörenden Thatsache als voll bewiesen gilt.

Z 413. (K. V. 8 413, G. 8 430.) Erscheint der Schwurpflichtige in dem zur
Eidesleistung bestimmten Termine nicht, so ist auf Antrag ein Versäumnißurtheil dahin
zu erlassen, daß der Eid als verweigert anzusehen sei.

Z 414. (K. V. 8 414, G. 8 431.) Der Schwurpflichtige, welcher frühere Behaup¬
tungen zurücknimmt oder früher bestrittene Thatsachen zugesteht, kann sich zur Leistung
eines beschränkteren Eides erbieten, selbst wenn der Eid bereits durch bedingtes Urtheil
auferlegt ist.

8 415. lK. V. 8 4l5, G. ß 433.) Wenn der Schwurpflichtige stirbt, wenn er zur
Leistung des Eides unfähig wird oder wenn er aufhört, gesetzlicher Vertreter zu sein.
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so können beide Parteien in Ansehung der betreffenden Beweisführung alle Rechte
ausüben, welche ihnen vor der Zuschiebung des Eides zustanden.

Dasselbe gilt, wenn in Folge der Verurtheilung des Schwurpflichtigen wegen
wissentlicher Verletzung der Eidespflicht die Zuschiebung oder Zurückschiebungdes Eide«
widerrufen wird.

Ist der Eid durch bedingtes Urtheil auferlegt, so wird unter Aufhebung des
Urtheils in der Sache anderweit erkannt.

ß 416. (K. V. § 416, G. ^ 434.) Der Eid über eine Thatsache, welche für ein
allen Streitgenossen gegenüber nur einheitlich festzustellendes Rechtsverhältniß von
Einfluß ist, muß allen Streitgenossen zugeschoben oder Zurückgeschoben werden, sofern
nicht rücksichtlich einzelner Streitgenossen die Zuschiebung oder Zurückschiebung unzu¬
lässig ist. In jedem Falle bedarf es zur Zuschiebung oder zur Zurückschiebuna der
übereinstimmenden Erklärung aller Streitgenossen. Ueber die Annahme des Eides
haben sich nur diejenigen Streitgenossen zu erklären, welchen der Eid zugeschoben ist.

Ist der von allen oder von einigen Streitgenossen zu leistende Eid von einem
oder mehreren derselben, oder ist der von einem Theile der Streitgenossen zu leistende
Eid von allen Schwurpflichtigen verweigert oder als von ihnen verweigert anzusehen,
so entscheidet das Gericht nach freier Ueberzeugung, ob die Behauptung, deren Beweis
durch Eideszuschiebung angetreten ist, für wahr zu erachten sei. Erklären einzelne
Streitgenossen, daß sie den Eid nicht leisten werden, so ist in Ansehung der übrigen
Streitgenossen die Leistung des Eides nicht anzuordnen oder der Eid nicht abzunehmen,
sofern das Gericht denselben für unerheblich erachtet.

8 417. (K. V. 8 417. G. Z 43S.) Ist eine Partei nicht prozeßfähig, so ist die
Zuschiebung oder Zurückschiebung des Eides nur an ihre gesetzlichenVertreter und
nur insoweit zulässig, als dieselbe zulässig sein würde, wenn der Vertreter selbst
Partei wäre.

S. 71. ! Minderjährigen, welche das sechzehnte Lebensjahr zurückgelegt haben, oder
Verschwendern kann über Thatsachen, welche in Handlungen derselben bestehen oder
Gegenstand ihrer Wahrnehmung gewesen sind, der Eid zugeschoben oder zurückgeschoben
werden, sofern dies von dem Gerichte auf Antrag des Gegners nach den Umstanden
des Falles für zulässig erklärt wird.

ß 418. (K. V. 8 418, G. 8 436.) Sind mehrere gesetzliche Vertreter vorhanden,
so finden die Vorschriften des ß 416 entsprechende Anwendung. Betrifft der Eid die
eigenen Handlungen oder Wahrnehmungen nur einiger oder eines der Vertreter, so
ist er von den übrigen nicht zu leisten.

8 419. (K. V. ß 419, G. § 437.) Ist das Ergebniß der Verhandlungen und
einer etwaigen Beweisaufnahme nicht ausreichend, um die Ueberzeugung des Gerichts
von der Wahrheit oder Unwahrheit der zu erweisenden Thatsache zu begründen, so
kann das Gericht der einen oder der anderen Partei über eine streitige Thatsache einen
Eid auferlegen.

8 420. (K. V. 8 420, G.. 8 438.) Der richterliche Eid kann allen Streitgenossen
oder gesetzlichen Vertretern, er kann einigen oder einem derselben auferlegt werden.

8 421. (K. V. 8 421, G. 8 439.) Die Bestimmungen der 88 406—415, 41? finden
auf den richterlichen Eid entsprechende Anwendung.

Ist der Schwurpflichtige wegen wissentlicher Verletzung der Eidespflicht rechts¬
kräftig verurtheilt, so ist der Antrag des Gegners, den richterlichen Eid zurückzunehmen,
gerechtfertigt, wenngleich der Gegner schon vor der Auferlegung des Eides von dieser
Verurtheilung Kenntniß gehabt hat.

Der richterliche Eid wird durch bedingtes Urtheil auferlegt.
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Elster Ml.
Verfahren bei der Abnahme von Oiden.

§ 422. (K, V. § 422, G, 8 440,) Der Eid muß von dem Schwurpflichtigen in
Person geleistet werden.

ß 483. (K. V. ß 423, G. 8 441.) Das Prozehgericht kann anordnen, daß die
Eidesleistung vor einem seiner Mitglieder oder vor einem anderen Gerichte erfolge,
wenn der Schwurpflichtige am Erscheinen vor dem Prozeßgerichte verhindert ist oder
in großer Entfernung von dem Sitze desselben sich aufhält.

Die Eidesleistung der Landesherren und der Mitglieder der landesherrlichen
Familien, sowie der Fürstlichen Familie Hohenzollern erfolgt in der Wohnung der¬
selben vor einem Mitgliede des Prozeßgenchts oder vor einem anderen Gerichte.

8 424. (K. V. 8 424, G. 8 442.) Vor der Leistung des Eides hat der Richter
den Schwurpflichtigen m angemessener Weise auf die Bedeutung des Eides hinzuweisen.

Iß 425. (K. V. 8 425, G. 8 443.) Der Eid beginnt mit den Worten: I S. 72.
„Ich schwöre bei Gott dem Allmächtigen und Allwissenden"

und schließt mit den Worten:
„So wahr mir Gott helfe."

8 426. (K. V. 8 426, G. 8 444.) Der Eid wird mittelst Nachsprechens oder
Ablesens der die Eidesnorm enthaltenden Eidesformel geleistet.

Ist die Eidesnorm von großem Umfange, so genügt die Vorlesung der Eides-
norm und die Verweisung auf die letztere in der Eidesformel.

Die Landesherren und die Mitglieder der landesherrlichen Familien, sowie der
Fürstlichen Familie Hohenzollern leisten den Eid mittelst Unterschreibens der die
Eidesnurm enthaltenden Eidesformel. >

Z 427. (K. V. 8 427, G. ß 445.) Stumme, welche schreiben können, leisten den
Eid mittelst Abschreibens und Unterschreibens der die Eidcsnorm enthaltenden
Eidesformel.

Stumme, welche nicht schreiben können, leisten den Eid mit Hülfe eines
Dolmetschers durch Zeichen,

Z 428. (K. V. 8 428, G. 8 446.) Der Eidesleistung wird gleichgeachtet, wenn
ein Mitglied einer Religionsgesellschaft, welcher das Gesetz den Gebrauch gewisser
Vetheuerungsformeln an Stelle des Eides gestattet, eine Erklärung unter der
Betheuerungsformel dieser Religionsgesellschaft abgiebt.

ZMsttt Ml.
Sicherung des Beweises.

8 429. (K. V, 8 429, G. 8 447.) Die Einnahme des Augenscheins und die
Vernehmung von Zeugen und Sachverständigen kann wegen Besorgnis; des Verlustes
oder der Erschwerung der Benutzung des Beweismittels zur Sicherung des Beweises
erfolgen.

Z 430. (K. V. 8 430, G. 8 448.) Das Gesuch ist bei dem Gerichte anzubringen,
vor welchem der Rechtsstreit anhängig ist; es kann vor dem Gerichtsschreiber zu
Protokoll erklärt werden.

In Fällen dringender Gefahr kann das Gesuch auch bei dem Amtsgerichte
angebracht werden, in dessen Bezirke die zu vernehmenden Personen sich aufhalten
oder der in Augenschein zu nehmende Gegenstand sich befindet.

Bei dem bezeichneten Amtsgerichte "muß das Gesuch angebracht werden, wenn
der Rechtsstreit noch nicht anhängig ist.

Z 431. (K. V. 8 431, G. § 449.) Das Gesuch muß enthalten:
1) die Bezeichnung des Gegners;
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2) die Bezeichnung der Thatsachen, über welche die Beweisaufnahme er¬
folgen soll;

S. 73. 1 3) die"Bezeichnung der Beweismittel unter Benennung der zu vernehmenden
Zeugen und Sachverständigen;

4) die Darlegung des Grundes, welcher die Besorgniß des Verlustes oder
der Erschwerung der Benutzung des Beweismittels rechtfertigt. Dieser
Grund ist glaubhaft zu machen.

8 438. <K. V, 8 432, G, ß 451.) Die Entscheidung über das Gesuch kann ohne
vorgängige mündliche Verhandlung erfolgen.

In dem Beschlusse, durch welchen dem Gesuche stattgegeben wird, sind die That¬
sachen, über welche der Beweis zu erheben ist, und die Beweismittel unter Benennung
der zu vernehmenden Zeugen und Sachverständigen zu bezeichnen. Eine Anfechtung
dieses Beschlusses findet nicht statt.

§ 433. (K. V. 8 438, G. § 452.) Der Beweisführer ist verpflichtet, sofern es
nach den Umständen des Malles geschehen kann, unter Zustellung des Beschlusses und
einer Abschrift des Gesuchs zu dem für die Beweisaufnahme bestimmten Termine
den Gegner so zeitig zu laden, daß derselbe in diesem Termine seine Rechte wahr¬
zunehmen vermag.

Die Nichtbefolgung dieser Vorschrift steht der Beweisaufnahme nicht entgegen,

8 434. (K. V. § 434, G. § 453.) Die Beweisaufnahme erfolgt nach den für
die Aufnahme des betreffenden Beweismittels überhaupt geltenden Vorschriften.

Das Protokoll über die Beweisaufnahme ist bei dem Gerichte, welches dieselbe
angeordnet hat, aufzubewahren.

8 435. (K. V. 8 435. G. 8 454.» Jede Partei hat das Recht, die Beweis-
uerhandlungen in dem Prozesse zu benutzen.

War der Gegner in dem Termine nicht erschienen, in welchem die Beweis¬
aufnahme erfolgte, so ist der Beweisführer zur'Benutzung der Beweisverhandlungen
nur dann berechtigt, wenn der Gegner zu dem Termine rechtzeitig geladen war oder
wenn der Beweisführer glaubhaft macht, daß die rechtzeitige Ladung ohne sein
Verschulden unterblieben sei.

8 436. (K. N. 8 436, G. 8 455.) Wird von dem Beweisführer ein Gegner
nicht bezeichnet, so ist das Gesuch nur dann zulässig, wenn der Beweisführer glaubhaft
macht, daß er ohne sein Verschulden außer Stande sei, den Gegner zu bezeichnen.

Wird dem Gesuche stattgegeben, so kann das Gericht dem unbekannten Gegner
zur Wahrnehmung seiner Rechte bei der Beweisaufnahme einen Vertreter bestellen.

I Zweiter Abschnitt.
Verfahren vor den Handelsgerichten und vor den Amtsgerichten.

8 437. lK. V. 8 437, G. 8 456) Auf das Verfahren vor den Handelsgerichten
und vor den Amtsgerichten finden die Vorschriften über das Verfahren vor den
Landgerichten Anwendung, soweit nicht aus den allgemeinen Bestimmungen des ersten
Buchs, aus den nachfolgenden besonderen Bestimmungen und aus der Verfassung der
Amtsgerichte sich Abweichungen ergeben.

8 438. (K. V. 8 438, G. 8 457.) Die Klage kann bei dem Gerichte schriftlich
eingereicht oder zum Protokolle des Gerichtsschreibcrs angebracht werden.

8 439. sK. V. 8 439, G. 8 458.) Nach erfolgter Bestimmung des Termins zur
mündlichen Verhandlung hat der Gerichtsschreiber für die Zustellung der Klage Sorge
zu tragen, sofern nicht der Kläger erklärt hat, dieses selbst thun zu wollen.
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S 440. (K, V, 8 440, G. 8 438,) Die Einlassungsfrist beträgt mindestens drei
Tage, wenn die Zustellung im Bezirke des Prozehgerichts; mindestens eine Woche,
wenn sie außerhalb desselben, jedoch in: Deutschen Reiche erfolgt; in Meß- und Marit-
sachen mindestens vier und zwanzig Stunden,

Ist die Zustellung im Auslande vorzunehmen, so hat der Vorsitzende bei Fest¬
setzung des Termins die Einlassungsfrist zu bestimmen,

Z 441. (K, V. 8 441, G, § 460.) Die Klage wird durch Zustellung der Klage¬
schrift oder des die Klage enthaltenden Protokolls erhoben, Sie kann auch durch
Zustellung der Lndungsurkunde eines Gerichtsvollziehers erhoben werden.

Die Ladungsurtunde muß außer den im Z 222 Nr. 1, 2 bezeichneten Erforder¬
nissen die Ladung des Beklagten in eine bestimmte Sitzung enthalten. Der vorgängigen
Bestimmung eines Termins durch den Vorsitzenden bedarf es nur, wenn unter
Abkürzung der Einlassungsfrist oder auf einen anderen als den ordentlichen Gerichtstag
geladen werden soll. Den Antrag auf Abkürzung der Einlassungsfrist kann der
Gerichtsvollzieher ohne Nachweis einer Vollmacht stellen.

In der Ladungsurkunde soll der Werth des nicht in einer bestimmten Geldsumme
bestehendenStreitgegenstandes angegeben werden, wenn die Zuständigkeit des Gerichts
von diesem Werthe abhängt.

Nach erfolgter Zustellung ist eine Abschrift der Lndungsurkunde auf der Gerichts¬
schreiberei niederzulegen.

Z 443. (K. V. 8 442, G. 8 461.) An ordentlichen Gerichtstagen können die
Parteien zur Verhandlung des Rechtsstreits ohne Ladung und Terminsbestimmung
vor Gericht erscheinen.

Die Erhebung der Klage erfolgt in diesem Falle durch den mündlichen Vortrug
derselben.

I § 443. (K. N. 8 448, G. 8 462.) Die Vorschriften der 438 439, 441 finden I S. 75.
entsprechende Anwendung, wenn eine Partei im Laufe des Rechtsstreits zu laden ist,
insbesondere zur Verhandlung über einen Zwischenstreit, über den Antrag auf
Berichtigung oder Ergänzung eines Urtheils, über den Einspruch, über den Antrag
auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand oder über die Aufnahme eines unter¬
brochenen oder ausgesetzten Verfahrens.

8 444. (K. V. 8 444, G. 8 463.) Auch wenn eine Partei nicht zu laden ist,
können ihr Anträge und Erklärungen, auf welche sie ohne vorgängige Mittheilung
voraussichtlich eine Erklärung in einer mündlichen Verhandlung nicht abzugeben
vermag, durch Zustellung eines Protokolls des Gerichtsschreibers oder mittelst Urkunde
eines Gerichtsvollziehers mitgetheilt werden.

Diese Mittheilung kann auch unmittelbar und ohne besondere Form geschehen.

Z 445. (K. V. 8 445, G. 8 464.) Bei der mündlichen Verhandlung hat der
Vorsitzende dahin zu wirken, daß die Parteien über alle erheblichen Thatsachen sich
vollständig erklären und die sachdienlichen Anträge stellen.

8 446. (K. V. 8 446, G. 8 463.) Die Vorschrift, daß prozeßhindernde Einreden
gleichzeitig und vor der Verhandlung zur Hauptsache vorzubringen sind, findet nur
insoweit Anwendung, als die Einrede der Unzuständigkeit des Gerichts vor der Ver¬
handlung zur Hauptsache geltend zu machen ist.

Auf Grund prozeßhindernder Einreden darf die Verhandlung zur Hauptsache
nicht verweigert werden; das Gericht kann jedoch die abgesonderte Verhandlung über
diese Einreden auch von Amtswegen anordnen.

H 447. lK V. 8 447, G. 8 467.) Wird in einem bei dem Amtsgerichte anhängigen
Prozesse durch Widerklage oder durch Erweiterung des Klagantrags (Z 232 Nr. 2, 3)
ein Anspruch erhoben, welcher zur Zuständigkeit der Landgerichte gehört, oder wird
in Gemäßheit des I 243 die Feststellung eines Rechtsverhältnisses beantragt, für
welches die Landgerichte zuständig sind, so hat das Amtsgericht, sofern eine Partei
vor weiterer Verhandlung zur Hauptsache darauf anträgt,'seine Unzuständigkeit nus-
zusprechen und den Rechtsstreit "vor das Landgericht zu verweisen.
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Ist die Verweisung rechtskräftig erfolgt, so gilt der Rechtsstreit als bei dem
Landgerichte anhängig. Die im Verfahren vor dem Amtsgerichte erwachsenen Kosten
werden als Theil der bei dem Landgerichte erwachsenen Kosten behandelt.

8 448. (K. V. —, G. — .) Wird in einem bei dem Handelsgerichte anhängigen
Prozesse in Gemäßheit des s 243 die Feststellung eines Rechtsverhältnisses beantragt,
welches nicht zur Zliständigteit der Handelsgerichte gehört, so ist der Antrag zurück¬
zuweisen, wenn der Gegner, bevor er sich auf denselben eingelassen hat, widerspricht.

Das Handelsgericht kann den Antrag auch von Amtswegen zurückweisen.
Die Bestimmung des ersten Absatzes findet entsprechende Anwendung, wenn in

S. 76. einem bei dem Amtsgerichte anhängigen Prozesse durch Widerklage ein An I spruch
erhoben oder in Gemäßheit des S 243 die Feststellung eines Rechtsverhältnisses bean¬
tragt wird, für welche em Handelsgericht zuständig ist.

8 449. (K, V. ß 449. G. § 469.) Die Vorschriften der Z§ 303—309 finden auf
das Verfahren vor den Amtsgerichten; die Vorschrift des § 259, daß die Anträge
aus Schriftsätzen zu verlesen sind, findet auf das Verfahren vor den Handelsgerichten
und den Amtsgerichten leme Anwendung.

Z 450. (K. V. § 480, G. 8 470.) Anträge und Erklärungen einer Partei sind
durch das Sitzungsprotokoll insoweit festzustellen, als das Gericht bei dem Schlüsse
derjenigen mündlichen Verhandlung, aufweiche das Urtheil oder ein Beweisbeschluß
ergeht, die Feststellung für angemessen erachtet.

Geständnisse sowie die Annahme und Zurückschiebung zugeschobener Eide sind
auf Antrag durch das Protokoll festzustellen.

§ 451. (K. V. — , G. — .) Ueber Gegenstände, zu deren Beurtheilung
eine kaufmännische Begutachtung genügt, sowie über das Bestehen von Handels¬
gebräuchen kann das Handelsgericht auf Grund eigener Sachkunde und Wissenschaft
entscheiden.

Trittes Buch.
Rechtsmittel.

Erster Abschnitt.
Berufung.

ß 452. (K. V, 8 452, G. 8 472.) Die Berufung findet gegen die in erster Instanz
erlassenen Endurtheile statt.

ß 453. (K. V. 8 453, G. 8 473.) Der Beurtheilung des Berufungsgerichts
unterliegen auch diejenigen Entscheidungen, welche dem Endurtheile vorausgegangen
sind, sofern nicht dieselben nach den Vorschriften dieses Gesetzbuchs unanfechtbar oder
mit der Beschwerde anfechtbar sind.

Z 454. (K. V, 8 454, G. 8 474.) Ein Versäumnißurtheil kann von der Partei,
gegen welche es erlassen ist, mit der Berufung nicht angefochten werden.

I Gegen ein dem Einsprüche nicht unterliegendes Versäumnißurtheil ist die
Berufung insoweit statthaft, als sie darauf gestützt wird, daß der Fall der Versäu¬
mung nicht vorgelegen habe.
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8 455. lK. V. 8 453, G, 8 475.) Die Wirksamkeit eines nach Erlassung des
Urtheils erklärten Verzichts auf das Recht der Berufung ist nicht davon abhängig,
daß der Gegner die Verzichtleistung angenommen hat.

Die Verzichtleistung kann auch durch Handlungen erfolgen, aus welchen die
Absicht hervorgeht, das Urtheil nicht anfechten zu wollen,

8 456. (K. V. 8 456, G. 8 478,) Die Zurücknahme der Berufung ist ohne
Einwilligung des Verufungsbeklagten nur bis zum Beginne der mundlichen Verhand¬
lung des Verufungsbeklagten zulässig.

Die Zurücknahme erfolgt, wenn sie nicht bei der mündlichen Verhandlung
erklärt wird, durch Zustellung eines Schriftsatzes, Abschrift desselben ist sofort nach
erfolgter Zustellung auf der Gerichtsschreiberei niederzulegen.

Die Zurücknahme hat den Verlust des Rechtsmittels und die Verpflichtung zur
Folge, die durch das Rechtsmittel entstandenen Kosten zu tragen. Auf Antrag des
Gegners find diese Wirkungen durch Urtheil auszusprechen,

ß 457. (K, V. § 457, G. 8 477,) Die Berufungsfrist beträgt einen Monat; sie ist
eine Nothfrist und beginnt mit der Zustellung des Urtheils.

Die Berufung kann gleichzeitig mit der Zustellung des Urtheils eingelegt werden.
Die Einlegung vor Zustellung des Urtheils ist wirkungslos.

8 458. (K. V. 8 458, G. 8 479,) Die Einlegung der Berufung erfolgt durch
Zustellung eines Schriftsatzes.

Derselbe muß enthalten:
1) die Bezeichnung des Urtheils, gegen welches die Berufung gerichtet wird;
2) die Erklärung, daß gegen dieses Urtheil Berufung eingelegt werde;
3) die Ladung des Verufungsbeklagten vor das Berufungsgericht zur münd¬

lichen Verhandlung über die Berufung.

8 459. (K. V. 8 459, G, 8 480,) Die allgemeinen Bestimmungen über die
vorbereitenden Schriftsätze finden auch auf die Berufungsschrift Anwendung,

Als vorbereitender Schriftsatz soll die Berufungsfchrift insbesondere enthalten:
die Erklärung, inwieweit das Urtheil angefochten werde und welche Abänderungen
desselben beantragt werden (Berufungsanträge), sowie die Angabe derjenigen neuen
Thatsachen und Beweismittel, welche die Partei geltend zu machen beabsichtigt.

8 460. (K. V. 8 460, G. 8 481.) In Betreff der Frist, welche zwischen der
Zustellung der Berufungsschrift und dem Termine zur »rundlichen Verhandlung liegen
muß, finden die Vorschriften des Z 226 entsprechende Anwendung.

Iß 461. (K. V. 8 461, G. 8, 482.) Der Berufungsbeklagte kann sich der Berufung > S. 78.
anschließen, selbst wenn er auf die Berufung verzichtet hat oder wenn die Berufungs¬
frist verstrichen ist.

Die Vorschriften über die Anfechtung des Versäumnißurtheils durch Berufung
finden auch auf die Anfechtung desselben durch Anschließung Anwendung.

8 462. (K. V. 8 462, G, 8 483.) Die Anschließung verliert ihre Wirkung, wenn
die Berufung zurückgenommen oder als unzulässig verworfen wird.

Hat der Berufungsbeklagte innerhalb der Berufungsfrist sich der erhobenen
Berufung angeschlossen, so wird es so angesehen, als habe er die Berufung selb¬
ständig eingelegt.

Z 463. (K, V, 8 463, G. 8 484,) Der Berufungsbeklagte hat dem Berufungs¬
kläger die Beantwortung der Berufung innerhalb der ersten zwei Dritttheile der Zeit,
welche zwischen der Zustellung der Berufungsschrift und dem Termine zur mündlichen
Verhandlung liegt, mittelst vorbereitenden Schriftsatzes zustellen zu lassen.

Der Schriftsatz soll insbesondere die Anträge, sowie die Angabe der neuen
Thatsachen und Beweismittel enthalten, welche der Verufungsbeklagte geltend zu
machen beabsichtigt.

8 464. (K. V. 8 464, G. § 485.) Auf das weitere Verfahren finden die in erster
Instanz für das Verfahren vor den Landgerichten geltenden Vorschriften entsprechende
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Anwendung, soweit nicht Abweichungen aus den Bestimmungen dieses Abschnitts sich
ergeben.

ß 465. (K. V. ß 463, G, § 486.) Die mündliche Verhandlung ist, wenn an
dem für dieselbe bestimmten Tage die Berufungsfrist für den Verufungsbeklagten !
noch nicht verstrichen ist, auf dessen Antrag bis zum Ablaufe der Frist, und wenn
der Berufungsbeklagte gegen das Urtheil den Einspruch erhoben hat, auch von Amts-
wegen bis zur Erledigung des Ginspruchs zu vertagen.

8 466. sK. V. ß 466, G. 8 487.) Vor dem Berufungsgerichte wird der Rechts¬
streit in den durch die Anträge bestimmten Grenzen von Neuem verhandelt.

Z 467. (K. V. 8 467, G. § 488.) Bei der mündlichen Verhandlung haben die
Parteien das durch die Berufung angefochtene Urtheil sowie die dem Urtheile vor¬
ausgegangenen Entscheidungen nebst den Entscheidungsgründen und den Beweisver-
handlungen insoweit vorzutragen, als dies zum Verständnisse der Verufungs antrüge
und zur" Prüfung der Nichtigkeit der angefochtenen Entscheidung erforderlich ist.

Im Falle der Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Vortrags hat der Vor¬
sitzende dessen Berichtigung oder Vervollständigung, nüthigenfalls unter Wiedereröff¬
nung der Verhandlung zu veranlassen.

8 468. (K. V. 8 468, G. § 489.) Eine Aenderung der Klage ist selbst mit Ein¬
willigung des Gegners unstatthaft.

1 8 469. (K. V. 8 469, G. 8 490.) Prozeßhindernde Einreden, auf welche die Partei
wirksam verzichten kann, dürfen nur geltend gemacht werden, wenn die Partei glaubhaft
macht, daß sie ohne ihr Verschulden außer Stande gewesen sei, dieselben in erster
Instanz vorzubringen.

Die Verhandlung zur Hauptsache darf auf Grund prozeßhindernder Einreden
nicht verweigert werden; das Gericht kann jedoch die abgesonderte Verhandlung über
solche Einreden auch von Amtswegen anordnen.

8 470. (K. N. ß 470, G. 8 491.) Die Parteien tonnen Angriffs- und Verthei-
diqungsmittel, welche in erster Instanz nicht geltend gemacht sind, insbesondere neue
Thatsachen und Beweismittel vorbringen.

Neue Ansprüche dürfen abgesehen von den Fällen des 8 232, Nr. 2, 3 nur
erhoben werden, wenn mit denselben kompensirt werden soll und wenn zugleich
glaubhaft gemacht wird, daß die Partei ohne ihr Verschulden außer Stande gewesen
sei, dieselben in erster Instanz geltend zu machen.

§ 471. (K. V. 8 471, G. 8 492.) Die Verletzung einer das Verfahren erster
Instanz betreffenden Vorschrift kann in der Berufungsinstanz nicht mehr gerügt
werden, wenn in Gemäßheit der Bestimmung des 8 257 die Parte» das Rügerecht
bereits in erster Instanz verloren hat.

8 472. (K. V. 8 472, G. 8 493.) Die in erster Instanz unterbliebenen oder
verweigerten Erklärungen über Thatsachen, Urkunden und Eideszuschiebungen können
in der Berufungsinstanz nachgeholt werden.

8 473. (K. V. 8 473, G. 8 494.) Das in erster Instanz abgelegte gerichtliche
Geständnis; behält seine Wirksamkeit auch für die Berufungsinstanz.

8 474. (K. V. 8 474, G. 8 493.) Die in erster Instanz erfolgte, Zuschiebung,
Annahme oder Zurückschiebung eines Eides behält ihre Wirksamkeit auch für die
Berufungsinstanz.

Dasselbe gilt von der Leistung, von der Verweigerung der Leistung und von
der Erlassunq eines.Eides, wenn die Entscheidung, durch welche die Leistung des
Eides angeownet ist, von dem Berufungsgerichte für gerechtfertigt erachtet wird.

8 475. (K. V. 8 473, G. 8 496.) Ein nicht oder nicht unbedingt für vorläufig
vollstreckbar erklärtes Urtheil erster Instanz ist, insoweit dasselbe durch die Berufungs-
anträge nicht angefochten wird, auf den im Laufe der mündlichen Verhandlung
gestellten Antrag von dem Berufungsgerichte für vorläufig vollstreckbar zu erklären.

Eine Anfechtung dieser Entscheidung findet nicht statt.
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8 476. (K. V. 8 476, G, 8 497.) Das Berufungsgericht hat von Amtswegen zu
prüfen, ob die Berufung an sich statthaft und ob sie in der gesetzlichenForm und
Frist eingelegt sei. Mangelt es an einein dieser Erfordernisse, so ist die Berufung als
unzulässig zu verwerfen.

I § 477. (K. V. 8 477, G. ^ 496.) Das Urtheil erster Instanz darf nur insoweit ! S. 80.
abgeändert werden, als eine Abänderung beantragt ist.

8 478. (K. V. 8 478, G. § 499.) Gegenstand der Verhandlung und Entscheidung
des Berufungsgerichts sind alle einen zuerkannten oder aberkannten Anspruch betref¬
fenden Streitpunkte, über welche in Gemäßheit der Anträge eine Verhandlung und
Entscheidung erforderlich ist, selbst wenn über diese Streitpunkte in erster Instanz
nicht verhandelt oder nicht entschieden ist. Das Berufungsgericht hat ein von ihm
erlassenes bedingtes Urtheil zu erledigen. Dasselbe kann ein innerster Instanz erlassenes
bedingtes Urtheil erledigen, wenn die Berufung zurückgewiesen ist.

§ 479. <K. V. 8 479, G. 8 500.) Das Berufungsgericht hat die Sache, insofern
eine weitere Verhandlung derselben erforderlich ist, an das Gericht erster Instanz
zurückzuverweisen:

1) wenn durch das angefochtene Urtheil ein Einspruch als unzulässig ver¬
worfen ist;

2) wenn durch das angefochtene Urtheil nur über prozeßhindernde Einreden
entschieden ist;

3) wenn im Falle eines nach Grund und Betrag streitigen Anspruchs
durch das angefochtene Urtheil über den Grund des Anspruchs vorab
entschieden ist;

4) wenn das angefochtene Urtheil im Urkunden- oder Wechselprozesse unter
Vorbehalt der Rechte erlassen ist;

5) wenn das angefochtene Urtheil ein Versäumnißurtheil ist.
Im Falle der Nr. 2 hat das Berufungsgericht die sämmtlichen prozeßhindernden

Einreden zu erledigen.

8 480. <K. V. § 480, G. 8 501.) Leidet das Verfahren erster Instanz an einem
wesentlichen Mangel, so kann das Berufungsgericht, unter Aufhebung des Urtheils
und des Verfahrens, soweit das letztere durch den Mangel betroffen wird, die Sache
an das Gericht erster Instanz zurückverweisen.

8 481. (K. V. 8 481, G. ß 502.) Werden nach Vorschrift des 8 242 Vertheidi¬
gungsmittel zurückgewiesen, so ist die Geltendmachung derselben dem Beklagten vor¬
zubehalten.

Enthält das Urtheil keinen Vorbehalt, so kann die Ergänzung des Urtheils nach
Vorschrift des 8 282 beantragt werden.

Das Urtheil, welches unter Vorbehalt der Geltendmachung von Vertheidigungs¬
mitteln ergeht, ist in Betreff der Rechtsmittel und der Zwangsvollstreckung als End¬
urtheil anzusehen,

8 483. (K. V. 8 482, G. 8 503.) In Betreff der Vertheidigungsmittel, deren
Geltendmachung dem Beklagten vorbehalten ist, bleibt der Rechtsstreit in der Berufungs¬
instanz anhängig.

Insoweit sich in dem weiteren Verfahren «giebt, daß der klagend geltend gemachte
Anspruch unbegründet war, ist das frühere Urtheil aufzuheben, der Kläger mit dem
Ansprüche abzuweisen und auf Antrag zur Erstattung des von dem Beklagten auf
Grund des Urtheils Gezahlten oder Geleisteten zu verurtheilen, sowie über die Kosten
anderweit zu entscheiden.

18 483. (K. V. 8 483, G. 8 504.) Die Vorschriften über das Versäumnißue
in erster Instanz finden entsprechende Anwendung. >^U^licl<

Beantragt der Berufungskläger gegen den im Termine zur mündliMiVDerhc '
' lung nicht erschienenen Berufungsbellagten das Versäumnißurtheil, so/fft^-soweit

festgestellteSachverhältniß nicht entgegensteht, das thatsächliche mündl/^
des Berufungstlägers für zugestanden zu erachten und in Ansehung s

'552lH^
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weise beantragten Beweisaufnahme anzunehmen, daß sie das in Aussicht ssestellte
Ergebniß ssehabt habe.

8 484. (K, V. 8 484, G. 8 Fos.) Der Gerichtsschreiber des Berufungsgerichts
hat innerhalb vierundzwanzw Stunden, nachdem die Berufungsschrift zum Zwecke der
Terminsbestimmung eingereicht ist, von dem Gerichtsschreiber des Gerichts erster Instanz
die Prozeßakten einzufordern.

Nach Erledigung der Berufung sind die Akten dem Gerichtsschreiber des Gerichts
erster Instanz nebst einer beglaubigten Abschrift des in der Berufungsinstanz erlassenen
Urtheils zurückzusenden.

Zweiter Abschnitt.
Revision.

ß 485. (K.V.8 485, G, 88 S07,409.) Die Revision findet gegen die in der Berufungs¬
instanz von den Oberlllndessserichten erlassenen Endurtheile statt, soweit durch die¬
selben die der Rechtskraft fähisse Entscheidunss des Urtheils erster Instanz abgeändert
oder die Berufung als unzulässig verworfen ist.

In Rechtsstreitigkeiten über Ansprüche, für welche die Landsscrichte ohne Rücksicht
auf den Werth des Streitssegenstandes ausschließlich zuständig sind, findet die Revision
auch statt, wenn durch das von dem Oberlandesgerichte erlassene Endurtheil die der
Rechtskraft fähige Entscheidung des Urtheils erster Instanz nicht abgeändert ist.

Z 486. (K. V. 8 486, G. 8 510.) Der Beurtheilung des Revisionsgerichts unter¬
liegen auch diejenigen Entscheidungen, welche dem Endürtheile vorausgegangen sind,
sofern nicht dieselben nach den Vorschriften dieses Gesetzbuchs unanfechtbar oder mit
der Beschwerde anfechtbar sind.

ß 487. (K, V. 8 487, G. 8 511.) Die Revision kann nur darauf gestützt werden,
daß die Entscheidung auf der Verletzung eines Reichsgesetzes oder eines Gesetzes, dessen
Geltungsbereich sich über den Bezirk des Berufungsgerichts hinauserstreckt, beruhe.

Z 488. (K. V. 8 488, G. 8 512.) Das Gesetz ist verletzt, wenn eine Rechtsnorm
nicht oder nicht richtig angewendet worden ist.

!Z 489. (K. V. 8 489, G. 8 513.) Eine Entscheidung ist stets als auf einer
Verletzung des Gesetzes beruhend anzusehen:

1) wenn das erkennende Gericht nicht vorschriftsmäßig besetzt war;
2) wenn ein erkennender Richter von der Ausübung des Richteramts in

dem Rechtsstreite kraft Gesetzes ausgeschlossen war, sofern nicht dieses
Hinderniß mittelst eines Ablehnungsgesuchs ohne Erfolg geltend gemacht ist;

3) wenn ein erkennender Richter wegen "Besorgnis; der Befangenheit abgelehnt
und dem Ablehnungsssesuche Folge gegeben war;

4) wenn das Gericht seine Zuständigkeit oder Unzuständigkeit mit Unrecht
angenommen hat;

5) wenn eine Partei in dem Verfahren nicht nach Vorschrift der Gesetze
vertreten war, sofern sie nicht die Prozeßführung ausdrücklich oder still¬
schweigend genehmigt hat;

6) wenn oie Entscheidung auf Grund einer mündlichen Verhandlung ergangen
ist, bei welcher die Vorschriften über die Oesfentlichkeit des Verfahrens
verletzt sind;

7) wenn die Entscheidung nicht mit Gründen versehen ist.

Z 490. (K. V. 8 490, G. 8 514.) Die Revisionsfrist beträgt einen Monat; sie
ist eine Nothfrist und beginnt mit der Zustellung des Urtheils.

Die Revision kann gleichzeitig mit der Zustellung des Urtheils eingelegt werden.
Die Einlegung vor Zustellung des Urtheils ist wirkungslos.
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Z 491. (K. V. § 491, G. § 515.) Die Einlegung der Revision erfolgt durch
Zustellung eines Schriftsatzes.

Derselbe muß enthalten:
1) die Bezeichnung des Urtheils, gegen welches die Revision gerichtet wird;
2) die Erklärung, daß gegen dieses Urtheil die Revision eingelegt werde;
3) die Ladung des Revisionsbeklagten vor das Revisionsgericht zur münd¬

lichen Verhandlung über die Revision.

8 492. (K. V, 8 492, G. § 516.) Die allgemeinen Bestimmungen über die
vorbereitenden Schriftsätze finden auch auf die Revisionsschrift Anwendung.

Als vorbereitender Schriftsatz soll die Revisionsschrift insbesondere die Erklä¬
rung, inwieweit das Urtheil angefochten und dessen Aufhebung beantragt werde
(Revisionsanträge) und zur Begründung der Revisionsanträge enthalten:

1) insoweit die Revision darauf gestützt wird, daß eine Rechtsnorm nicht
oder nicht richtig angewendet sei, die Bezeichnung der Rechtsnorm;

2) insoweit die Revision darauf gestützt wird, daß das Gesetz in Bezug auf
das Verfahren verletzt fei, die Bezeichnung der Thatsachen, welche den
Mangel ergeben;

3) insoweit d« Revision darauf gestützt wird, daß unter Verletzung des
I Gesetzes Thatsachen festgestellt, übergangen oder als vorgebracht cmge- > S. 83.
nommen seien, die Bezeichnung dieser "Thatsachen.

Z 493. (K. V. 8 493, G. 8 517.) In Betreff der Frist, welche zwischen der
Zustellung der Revisionsschrift und dem Termine zur münolichen Verhandlung liegen
muß, finden die Vorschriften des Z 226 entsprechende Anwendung.

8 494. (K. V. 8 494, G. 8 518) Der Revisionsbeklagte kann sich der Revision
anschließen. Auf diese Anschließung finden die Vorschriften über die Unschließung
des Verufungsbeklagten an die Berufung entsprechende Anwendung.

ß 495. (K. V. 8 495, G. 8 519.» Der Revisionsbeklagte hat dem Revisions¬
kläger die Beantwortung der Revision innerhalb der ersten zwei Drittheile der Zeit,
weiche zwischen der Zustellung der Reuifionsschrift und dem Termine zur mündlichen
Verhandlung liegt, mittelst vorbereitenden Schriftsatzes zustellen zu lassen.

Der Schriftsatz foll insbesondere die Anträge und im Falle der Anschließung
deren Begründung nach Vorschrift des H 492 enthalten.

3 496. <K. V. 8 496, G. 8 520.) Auf das weitere Verfahren finden die in
erster Instanz für das Verfahren vor den Landgerichten geltenden Vorschriften ent¬
sprechende Anwendung, soweit nicht Abweichungen aus den Bestimmungen dieses
Abschnitts sich ergeben.

8 497. (K. V, 8 497, G. 8 521.) Die Verletzung einer das Verfahren der
Berufungsinstanz betreffenden Vorschrift kann in der Revisionsinstanz nicht mehr
gerügt werden, wenn in Gemäßheit der Bestimmung des 8 25? die Partei das
Rügerecht bereits in der Berufungsinstanz verloren hat.

Z 498. (K. V. 8 498, G. 8 522.) Der Prüfung des Revisionsgerichts unter¬
liegen nur die von den Parteien gestellten Anträge.

8 499. (K. V. 8 499, G. 8 523.) Ein nicht oder nicht unbedingt für vorläufig
vollstreckbar erklärtes Urtheil der Berufungsinstanz ist, insoweit dasselbe durch die
Revifionsanträge nicht angefochten wird, auf den im Laufe der mündlichen Verhand¬
lung gestellten Antrag von dem Reuisionsgerichte für vorläufig vollstreckbar zu
erklären,

! . 8 500. (K. V. 8 500, G. 8 524.) Für die Entscheidung des Revisionsgerichts
sind die in dem angefochtenen Urtheile gerichtlich festgestellten Thatsachen maßgebend.
Außer denselben können nur die im 8 492 Nr. 2, 3 erwähnten Thatsachen berück¬
sichtigt werden.

8 501. (K. V. 8 501, G. 8 525.) Die Entscheidung des Berufungsgerichts über
das Bestehen und den Inhalt von Gesetzen, auf deren Verletzung die Revision nach
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8 487 nickt gestützt werden kann, ist für die auf die Revision ergehende Entscheidung
maßgebend.

S. 84. > S 502. (K. V. 8 502, O. 8 526.) Ergeben die Entscheidungsgründe zwar eine
Gesetzesverletzung, stellt die Entscheidung selbst aber aus anderen Gründen sich als
richtig dar, so ist die Revision zurückzuweisen.

8 503. (K. V. 8 503, G. § 527.) Insoweit die Revision für begründet erachtet
wird, fft das angefochtene Urtheil aufzuheben.

Erfolgt die Aufhebung des Urtheils wegen eines Mangels des Verfahrens, so
ist zugleich das Verfahren insoweit aufzuheben, als es durch den Mangel betroffen
wird.

§ 504. (K. V. 8 5N4, G. 8 328.) Im Falle der Aufhebung des Urtheils ist
die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung an das Berufungsgericht
zurückzuverweisen.

Dasselbe hat die rechtliche Beurtheilung, welche der Aufhebung zu Grunde
gelegt ist, auch seiner Entscheidung zu Grunde zu legen.

Das Reuisionsgericht hat jedoch in der Sache selbst zu entscheiden:
1) wenn die Aufhebung des Urtheils nur wegen Gesetzesverletzung bei An¬

wendung des Gesetzes aus das festgestellte Sachuerhaltniß erfolgt und
nach letzterem die Sache zur Endentscheidung reif ist:

2) wenn die Aufhebung des Urtheils wegen Unzuständigkeit des Gerichts
oder wegen Unzulässigkeit des Rechtsweges erfolgt.

Kommt in den Fallen der Nr. 1 und 2 für die in der Sache selbst zu erlassende
Entscheidung die Anwendbarkeit von Gesetzen, auf deren Verletzung die Revision
nach § 487 nicht gestützt werden kann, in Frage, so ist die Sache zur anderweiten
Verhandlung und'Entscheidung an die Berufungsinstanz zurück zu verweisen.

8 505. (K. V. 8 505, G, 8 528.) Die für die Berufung geltenden Vorschriften
über die Anfechtbarkeit der Versäumnißurthcile, über die Verzichtleistung auf das
Rechtsmittel und die Zurücknahme desselben, über die Vertagung der mündlichen
Verhandlung, über die Verhandlung prozeßhindernder Einreden, über die Prüfung
der Zulässigieit des Rechtsmittels und über die Einforderung und Zurücksendung
der Prozeßakten finden auf die Revision entsprechende Anwendung.

Dritter Abschnitt.
Beschwerde.

8 506. (K. V. 8 506, G, 8 530.) Das Rechtsmittel der Beschwerde findet in l
den in diesem Gesetzbuche besonders hervorgehobenen Fällen und gegen solche eine >
vorgängige mündliche Verhandlung nicht erfordernde Entscheidungen statt, durch welche l
ein das Verfahren betreffendes Gesuch zurückgewiesen ist.

S. 85. 18 507. (K. V. 8 507, G. 8 531.) Ueber die Beschwerde entscheidet das im In- !
stanzenzuge zunächst höhere Gericht.

Gegen die Entscheidung des Beschwerdegerichts findet, soweit' nicht in derselben l
ein neuer selbständiger Beschwerdegrund enthalten ist, eine weitere Beschwerde l
nicht statt.

8 508. (K. V. 8 508, G. 8 532.) Die Beschwerde wird bei dem Gerichte ein- !
gelegt, von welchem oder von dessen Vorsitzenden die angefochtene Entscheidung l
erlassen ist; sie kann in dringenden Fällen auch bei dem Beschwerdegerichte eingelegt !
werden.

Die Einlegung erfolgt durch Einreichung einer Beschwerdeschrift; die Einlegung l
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kann auch durch Erklärung zum Protokolle des Gerichtsschreibers erfolgen, wenn der
Rechtsstreit bei einem Amtsgerichte oder Handelsgerichte anhängig ist oder anhängig
war, wenn die Beschwerde das Armenrecht betrifft oder von einem Zeugen oder
Sachverständigen erhoben wird.

tz 509. (K. V. § 509, G. § 533.) Die Beschwerde kann auf neue Thatsachen
und Beweise gestützt weiden.

Z 510. (K. V. § 510, G. 8 534.) Erachtet das Gericht oder der Vorsitzende,
dessen Entscheidung angefochten wird, die Beschwerde für begründet, so ist derselben
abzuhelfen; anderenfalls ist die Beschwerde vor Ablauf einer Woche dem Beschwerde-
gerichte vorzulegen.

ß 511. (K. V. 8 511, G. 8 585.) Die Beschwerde hat nur dann aufschiebende
Wirkung, wenn sie gegen eine der in den ZZ 334, 343, 361, 548, 556 erwähnten
Entscheidungen gerichtet ist.

Das Gericht oder der Vorsitzende, dessen Entscheidung angefochten wird, kann
anordnen, daß die Vollziehung derselben auszusetzen sei.

Das Beschwerdegericht kann vor der Entscheidung eine einstweilige Anordnung
erlassen; es kann insbesondere anordnen, daß die Vollziehung der angefochtenen Ent¬
scheidung auszusetzen se,.

Z 512. (K, V. 8 512, G. 8 536.) Die Entscheidung über die Beschwerde kann
ohne vorgängige mündliche Verhandlung erfolgen.

Ordnet das Gericht eine schriftliche Erklärung an, so kann dieselbe in den
Fällen, in welchen die Beschwerde zum Prototolle des Gerichtsschreibers eingelegt
werden darf, zum Protokolle des Gerichtsschreibers abgegeben weiden.

Z 513. (K. V. 8 513, G. 8 537.) Das Beschwerdegericht hat von Amtswegen
zu prüfen, ob die Beschwerde an sich statthaft und ob sie in der gesetzlichen Form
und Frist eingelegt sei. Mangelt es an einem dieser Erfordernisse, so ist die Be¬
schwerde als unzulässtg zu verwerfen.

Z 514. (K. V. 8 514, G. 8 538.) Erachtet das Beschwerdegericht die Beschwerde
für begründet, so kann es demjenigen Gerichte oder Vorsitzenden, von welchem die
beschwerendeEntscheidung erlassen war, die erforderliche Anordnung übertragen.

I Z 515. (K. V. 8 515, G. 8 539.) Wird die Aenderung einer Entscheidung des I S. 86.
beauftragten oder ersuchten Richters oder des Gerichtsschreibers verlangt, so ist die
Entscheidung des Prozeßgerichts nachzusuchen. Die Beschwerde findet gegen die
Entscheidung des Prozeßgerichts statt.

Z 516. (K. V. § 51«, G. 8 540.) Für die Fälle der sofortigen Beschwerde
gelten die nachfolgenden besonderen Bestimmungen.

Die Beschwerde ist binnen einer Nothfrist von zwei Wochen, welche mit der
Zustellung, in den Fällen der §Z 291 und 774 Absatz 3 mit der Verkündung der
Entscheidung beginnt, einzulegen. Die Einlegung bei dem Beschwerdegerichte genügt
zur Wahrung der Nothfrist, auch wenn der Fall für dringlich nicht erachtet wird.
Liegen die Erfordernisse der Nichtigkeits- oder der Restitutionsilage vor, so kann die
Beschwerde auch nach Ablauf der Nothfrist innerhalb der für diese Klagen geltenden
Nothfristen erhoben werden.

Das Gericht ist zu einer Abänderung seiner durch Beschwerde angegriffenen
Verfügung nicht befugt.

In den Fällen des H 515 muß auf dem für die Einlegung der Beschwerde
vorgeschriebenen Wege die Entscheidung des Prozeßgerichts binnen der Nothfrist
nachgesucht werden. Das Prozeßgericht hat das Gesuch, wenn es demselben nicht
entsprechen will, dem Beschwerdegerichte vorzulegen.

Materialien zur Lwi!pr«zes!c»'dmmss,
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Viertes Buch.
Wiederaufnahme des Verfahrens.

8 517. (K, V. 8 517, G, 8 541.) Die Wiederaufnahme eines durch rechts¬
kräftiges Endurtheil geschlossenenVerfahrens kann durch Nichtigkeitsklage und durch
Restitutionstlage erfolgen.

Werden beide Magen von derselben Partei oder von verschiedenen Parteien
erhoben, so ist die Verhandlung und Entscheidung über die Restitutionsklage bis zur
rechtskräftigen Entscheidung über die Nichtigkeitsklage auszusetzen.

8 518. (K. V. § 518, G. 8 5l2.) Die Nichtigkeitsklage findet statt:
1) wenn ein erkennender Richter von der Ausübung des Richteramts in

dem Rechtsstreite kraft Gesetzes ausgeschlossen war, sofern nicht dieses
Hinderniß mittelst eines Ablehnungsgesuchs ohne Erfolg geltend gemacht ist;

2) wenn eine Partei in dem Verfahren nicht nach Vorschrift der Gesetze
vertreten war, sofern sie nicht die Prozeßführung ausdrücklich oder still¬
schweigend genehmigt hat.

I S. 87. l 8 519. (K. V. 8 519, G. 8 543.) Die Restitutionsklage findet statt:
1) wenn der Gegner durch Leistung eines Parteieides, auf welche das

Urtheil gegründet ist, sich einer vorsätzlichen oder fahrlässigen Verletzung
der Eidespflicht schuldig gemacht hat;

2) wenn eine Urkunde, auf welche das Urtheil gegründet ist, fälschlich
angefertigt oder verfälscht war;

3) wenn durch Beeidigung eines Zeugnisses oder eines Gutachtens, auf
welche das Urtheil gegründet ist, der Zeuge oder der Sachverständige
sich einer vorsätzlichen oder fahrlässigen Verletzung der Eidespflicht schuldig
gemacht hat;

4) wenn das Urtheil von dem Vertreter der Partei oder von dem Gegner
oder dessen Vertreter durch eine in Beziehung auf den Rechtsstreit
verübte Handlung erwirkt ist, welche mit einer im Wege des gerichtlichen
Strafverfahrens zu verhängenden öffentlichen Strafe bedroht ist;

5) wenn ein Richter bei dem Urtheile mitgewirkt hat, welcher sich in
Beziehung auf den Rechtsstreit einer Verletzung seiner Amtspflichten
gegen die Partei schuldig gemacht hat, sofern diese Verletzung mit emer
im Wege des gerichtlichen Strafverfahrens zu verhängenden "öffentlichen
Strafe bedroht ist;

6) wenn ein strafgerichtliches Urtheil, auf welches das Urtheil gegründet ist,
durch ein anderes rechtskräftig gewordenes Urtheil aufgehoben ist;

7) wenn die Partei
a) ein in derselben Sache erlassenes, früher rechtskräftig gewordenes

Urtheil, oder
d) eine andere Urkunde auffindet oder zu benutzen in den Stand gesetzt

wird, welche eine ihr günstigere Entscheidung herbeigeführt haben würde.
Diese Bestimmung kommt in dem unter d bezeichnetenFalle nicht zur

Anwendung, wenn das angefochtene Urtheil darauf beruht, daß auf
Grund einer Eidesleistung des Gegners die betreffende Thatsache oder
deren Gegentheil für bewiesen erachtet ist,

8 520. (K. V. 8 520, G. 8 544.) In den Fällen des vorhergehenden Paragraphen
Nr. 1—5 findet die Restitutionstlage nur statt, wenn wegen der strafbaren Handlung
eine rechtskräftige Verurtheilung ergangen ist, oder wenn die Einleitung oder Durch¬
führung eines Strafverfahrens aus anderen Gründen, als wegen Mangels an Beweis
nicht erfolgen kann.
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Der Beweis der Thatsachen, welche die Restitutionsklage begründen, kann durch
Eideszuschiebung nicht gefühlt werden.

8 521. (K. V, 8 521, G, § 545,) Die Restitutionsklage ist nur zulässig, wenn
die Partei ohne ihr Verschulden außer Stande war, den Restitutionsgrund in dem
frühreren Verfahren, insbesondere durch Einspruch oder Berufung oder mittelst
Anschliehung an eine Berufung geltend zu machen.

I Z 522. (K. V. § 522, G. 8 546.) Mit den Klagen können Anfechtungsgründe, j S. 88.
durch welche eine dem angefochtenen Urtheile vorausgegangene Entscheidung derselben
oder einer unteren Instanz betroffen wird, geltend gemacht werden, sofern das
angefochtene Urtheil auf dieser Entscheidung beruht.

8 523. (K. V. 8 323, G. 8 547.) Für die Klagen ist ausschließlich zuständig
das Gericht, bei welchem der Rechtsstreit in erster Instanz anhängig gemacht wurde;
wenn das angefochtene Urtheil oder auch nur eines von mehreren angefochtenen
Urtheilen von dem Berufungsgerichte erlassen wurde, das Berufungsgericht; wenn
ein in der Instanz der Revision erlassenes Urtheil auf Grund der §3 518, 519 Nr.
4, 5 angefochten wird, das Gericht dieser Instanz.

Sind die Klagen gegen einen Vollstreckungsbefehl gerichtet, so gehören sie aus¬
schließlichvor das Amtsgericht, welches den Befehl erlassen hat; wenn der Anspruch
nicht zur Zuständigkeit der Amtsgerichte gehört, vor das für den Rechtsstreit über
den Anspruch zuständige Gericht.

§ 524. (K. V. 8 524, G. 8 548.) Auf die Erhebung der Klagen und das
weitere Verfahren finden die allgemeinen Vorschriften entsprechende Anwendung,
sofern nicht aus den Bestimmungen dieses Gesetzbuchs sich eine Abweichung ergiebt.

§525. (K. V. L 525. G. 8 549.) Die Klagen sind vor Ablauf der Nothfrist
eines Monats zu erheben.

Die Frist beginnt mit dem Tage, an welchem die Partei von dem Anfechtungs-
qrunde Kenntniß erhalten hat, jedoch nicht vor eingetretener Rechtskraft des Urtheils.
Nach Ablauf von zehn Jahren, von dem Tage der Rechtskraft des Urtheils an
gerechnet, sind die Klagen unstatthaft.

Die Vorschriften des vorstehenden Absatzes finden auf die Nichtigkeitsklage
wegen mangelnder Vertretung keine Anwendung; die Frist für Erhebung der Klage
läuft von dem Tage, an welchem der Partei und bei mangelnder Prozetzfähigkeit dem
gesetzlichen Vertreter derselben das Urtheil zugestellt ist.

Z 526. (K. V. 8 526, G. 8 550.) In der Klage muß die Bezeichnung des Urtheils,
gegen welches die Nichtiqteits- oder die Restitutionsklage gerichtet wird, und die
Erklärung, welche dieser Klagen erhoben werde, enthalten sein.

ß 527. (K. V. 8 527, G. 8 551.) AIs vorbereitender Schriftsatz soll die Klage
enthalten:

1) die Bezeichnung des Anfechtungsgrundes;
2) die Angabe der Beweismittel für die Thatsachen, welche den Grund und

die Einhaltung der Nothfrist ergeben;
3) die Erklärung, inwieweit die Beseitigung des angefochtenen Urtheils und

welche andere Entscheidung in der Hauptsache beantragt werde.
Dem Schriftsätze, durch welchen eine Restitutionsklage erhoben wird, sind die

Urkunden, auf welche dieselbe gestützt wird, in Urschrift oder in Abschrift beizufügen.
Befinden sich die Urkunden nicht in den Händen des Klägers, so I hat er zu erklären, I S. 89.
welchen Antrag er wegen Herbeischaffung derselben zu stellen beabsichtigt.

8 528. (K. V. 8 528, G. 8 552.) Das Gericht hat von Amtswegen zu prüfen,
ob die Klage an sich statthaft und ob sie in der gesetzlichenForm und Frist erhoben
sei. Mangelt es an einem dieser Erfordernisse, so ist die Klage als unzulässig zu
verwerfen.

Die Thatsachen, welche ergeben, daß die Klage vor Ablauf der Nothfrist
erhoben ist, sind glaubhaft zu machen.
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Z 529. (K, V. 8 529, G, § 353,) Die Hauptsache wird, insoweit sie von dem
Anfechtungsgrunde betroffen ist, von Neuen: verhandelt.

Das "Gericht kann anordnen, daß die Verhandlung und Entscheidung über
Grund und Zulässigkeit der Wiederaufnahme des Verfahrens vor der Verhandlung
über die Hauptsache erfolge. In diesem Falle ist die Verhandlung über die Haupt¬
sache als Fortsetzung der Verhandlung über Grund und Zulässigkeit der Wieder-

. aufnähme des Verfahrens anzusehen.
Das für die Klagen zuständige Reuifionsgericht hat die Verhandlung über

Grund und Zulässigkeit der Wiederaufnahme des Verfahrens zu erledigen, auch wenn
diese Erledigung von der Feststellung und Würdigung bestrittener Thatsachen
abhängig ist.

8 530. (K. V. 8 530, G. tz 554.) Rechtsmittel sind insoweit zulässig, als sie
gegen die Entscheidungen der mit den Klagen befaßten Gerichte überhaupt stattfinden.

Fünftes Buch.
Urkunden- und Wechselprozeß.

§ 531. (K, V. 8 531, G. 8 555.) Ein Anspruch, welcher die Zahlung einer
bestimmten Geldsumme oder die Leistung einer bestimmten Quantität anderer vertret¬
barer Sachen oder Werthpapiere zum Gegenstände hat, kann im Urtundenprozesse
geltend geinacht werden, wenn die sämmtlichen zur Begründung des Anspruchs
erforderlichen Thatsachen durch Urkunden bewiesen werden tonnen,

§ 532. (K. V. 8 539, G. 8 558.) Die Klage muß die Erklärung enthalten, daß
im Urtundenprozesse geklagt werde. Die Urkunden müssen in Urschrift oder in Ab¬
schrift der Klage beigefügt werden.

§ 533. (K. V. 8 533, G. 8 557.) Auf Grund prozeßhindernder Einreden darf
S.W. die Verhandlung zur Haupt >fache nicht verweigert weiden; das Gericht kann jedoch

die abgesonderte Verhandlung über diese Einreden auch von Amtswegen anordnen.

ß 534. (K. V. 8 534, G. 8 558.) Widerklagen sind nicht statthaft.
Als Beweismittel sind bezüglich der Echtheit oder Unechtheit einer Urkunde,

sowie bezüglich anderer als der im Z 531 erwähnten Thatsachen nur Urkunden und
Eideszuschiebung zulässig.

Die Antretung des Urkundenbeweises kann nur durch Vorlegung der Urkunden
erfolgen.

Die Leistung eines Eides ist durch Veweisbeschluß anzuordnen.

§ 535. (K, V. 8 535, G. 8 558,) Der Kläger kann, ohne daß es der Einwilligung
des Beklagten bedarf, bis zum Schlüsse der mündlichen Verhandlung von dem Ur¬
kundenprozesse in der Weise abstehen, daß der Rechtsstreit im ordentlichen Verfahren
anhängig bleibt.

Z 536. (K. V. 8 536, G. 8 560.) Insoweit der in der Klage geltend gemachte
Anspruch an sich oder in Folge einer Einrede des Beklagten als unbegründet sich dar¬
stellt, ist der Kläger mit dem Ansprüche abzuweisen.

Ist der Urkundenprozeß unstatthaft, ist insbesondere ein dem Kläger obliegender
Beweis nicht mit den im Urkundenprozesse zulässigen Beweismitteln angetreten oder
mit solchen Beweismitteln nicht vollständig geführt, so wird die Klage als in der
gewählten Prozehart unstatthaft abgewiesen, selbst wenn in dem Termine zur münd¬
lichen Verhandlung der Beklagte nicht erschienen ist oder der Klage nur auf Grund
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von Einwendungen widersprochen hat, welche rechtlich unbegründet oder im Urkunden¬
prozesse unstatthaft sind.

§ 537. (K, V. ß 537, G, § 561.) Einwendungen des Beklagten sind, wenn der
dem Beklagten obliegende Beweis derselben nicht mit den im Urkundenprozesse zu¬
lässigen Beweismitteln angetreten oder mit solchen Beweismitteln nichtvollständig geführt
ist, als im Urkundenprozesse unstatthaft zurückzuweisen.

§ 538. (K. V, 8 538, G. 8 562.) Dem Beklagten, welcher dem geltend gemachten
Ansprüche widersprochen hat, ist in allen Fällen, in denen er verurtheilt wird, die
Ausführung seiner Rechte vorzubehalten.

Enthält das Urtheil keinen Vorbehalt, so kann die Ergänzung des Urtheils nach
Vorschrift des L 282 beantragt werden.

Das Urtheil, welches unter Vorbehalt der Rechte ergeht, ist in Betreff der
Rechtsmittel und der Zwangsvollstreckung als Endurtheil anzusehen.

Z 539. (K. V. § 539, G. § 563.) Wird dem Beklagten die Ausführung seiner
Rechte vorbehalten, so bleibt der Rechtsstreit im ordentlichen Verfahren anhängig.

Insoweit sich in diesem Verfahren ergiebt, daß der klagend geltend gemachte
Anspruch unbegründet war, ist das frühere Urtheil aufzuheben) der "Kläger mit dem
Ansprüche abzuweisen und zur vollen oder theilweisen Erstattung der ver >ursachten I S. 91
Kosten, sowie auf Antrag zur Erstattung des von dem Beklagten auf Grund des
Urtheils Gezahlten oder Geleisteten zu uerurtheilen.

Erscheint in diesem Verfahren eine Partei nicht, so finden die Vorschriften über
das Versaumnißurtheil entsprechende Anwendung,

ß 540. (K. V. 8, 540, G. 8 364.) Die Vorschriften der ZZ 481 und 482 finden
im Urtundenprozesse keine Anwendung.

§ 541. (K. V. 8 541, G. 8 565.) Werden im Urkundenprozesse Ansprüche aus
Wechseln im Sinne der Wechselordnung geltend gemacht (Wechselprozeh), so kommen
die nachfolgenden besonderen Vorschriften zur Anwendung.

H 542. (K. V. 8 542, G. 8 566) Wechselklagen können sowohl bei dem Gerichte
des Zahlungsorts, als bei dem Gerichte angestellt werden, bei welchem der Beklagte
seinen allgemeinen Gerichtsstand hat.

Wenn mehrere Wechselverpflichtete gemeinschaftlich verklagt werden, fo ist außer
dem Gerichte des Zahlungsorts jedes Gericht zuständig, bei welchem einer der Beklagten
seinen allgemeinen Gerichtsstand hat,

§ 543. (K. V. 8 543, G. 8 567.) Die Klage muß die Erklärung enthalten, daß
im Wechselprozesse geklagt werde.

Die Einlllssungsfrist beträgt, wenn die Klage am Sitze des Gerichts zugestellt
wird, mindestens vier und zwanzig Stunden; wenn sie an einem anderen Orte im
Bezirke des Gerichts zugestellt wird, mindestens drei Tage; wenn sie an einem anderen
deutschen Orte zugestellt wird, mindestens eine Woche.

Sechstes Buch.
Ehesachen und Entmündigungssachen.

Erster Abschnitt.
Verfahren in Ehesachen.

8 544. (K. V. 8 544, G. 8 368.) Für die Rechtsstreitigkeiten, welche die Tren¬
nung, Ungültigkeit oder Nichtigkeit einer Ehe oder die Herstellung des ehelichenLebens
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zum Gegenstände haben (Ehesachen), ist das Landgericht, bei welchem der Ehemann
seinen allgemeinen Gerichtsstand hat, ausschließlich zuständig.

S. 92. >Gegen den Ehemann, welcher seine Ehefrau verlassen und seinen Wohnsitz nur
im Auslande hat, kann von der Ehefrau die Klage bei dem Landgerichte seines letzten
Wohnsitzes im Deutschen Reiche erhoben werden, sofern der Beklagte zur Zeit, als
er die Klägerin verließ, ein Deutscher war.

8 545. (K. V. § 545, G. 8 569.) Bei dem Verfahren in Ehesachen tritt eine
Mitwirkung der Staatsanwaltschaft ein.

Einer Verhandlung vor dem erkennenden Gerichte muß der Staatsanwalt bei¬
wohnen, einer Verhandlung vor einem beauftragten oder ersuchten Richter kann er
beiwohnen. Er ist von allen Terminen von Amtswegen in Kenntniß zu setzen.

Er kann sich über die zu erlassende Entscheidung gutachtlich äußern und, sofern
es sich um die Aufrechterhaltung einer Ehe handelt, neue Thatsachen und Beweis¬
mittel vorbringen.

Im Sitzungsprotokolle ist der Name des Staatsanwalts anzugeben, auch sind
in dasselbe die von dem Staatsanwalte gestellten Anträge aufzunehmen.

8 546. (K. V. 8 546, G, 8 570.) Der Vorsitzende darf den Termin zur münd¬
lichen Verhandlung über eine Ehescheidungsklage oder über eine Klage auf Herstellung
des ehelichen Lebens erst festsetzen, wenn den nachfolgenden Vorschriften über den
Sühneversuch genügt ist.

8 547. lK. V, § 547, G. § 571.) Der Kläger hat bei dem Amtsgerichte, vor
welchem der Ehemann seinen allgemeinen Gerichtsstand hat, die Anberaumung eines
Sühnetermins zu beantragen und zu diesem Termine den Beklagten zu laden.

Durch die Zustellung der Ladung wird die Verjährung unterbrochen.

8 548. lK. V. 8 548, G. 8 572.) Die Parteien müssen in dem Sühnetermine
persönlich erscheinen; Beistände können zurückgewiesenwerden.

Erscheint der Kläger oder erscheinen beide Parteien in dem Sühnetermine nicht,
so verliert die Ladung ihre Wirkung. Erscheint.der Kläger, aber nicht der Beklagte,
so ist der Sühneversuch als mißlungen anzusehen. Auf Antrag des Klägers ist gegen
den nicht erschienenen Beklagten wie gegen einen im Vernehmungstermine nicht
erschienenen Zeugen zu verfahren; auf Haft darf nicht erkannt werden.

Z 549. (K. V, 8 ^ , G. H — -) Das Amtsgericht hat den Seelsorger einer jeden
Partei um seine Mitwirkung im Sühnetermine zu ersuchen; ein Zwang gegen den
Seelsorger findet nicht statt.

8 550. (K. V. 8 550, G. 8 573.) Der Sühneversuch ist nicht erforderlich, wenn
der Aufenthalt des Beklagten unbekannt oder im Auslande ist, wenn dem Sülme-
uersuche ein anderes schwer zu beseitigendes Hinderniß entgegensteht, welches von dem
Kläger nicht verschuldet ist, oder wenn die Erfolglosigkeit des Sühneversuchs mit
Bestimmtheit vorauszusehen ist.

S. 93. l Ueber das Vorhandensein dieser Voraussetzungen entscheidet der Vorsitzende des
Landgerichts ohne vorgängiges Gehör des Beklagten.

8 551. (K. V. 8 551, G. 8 574.) Bis zum Schlüsse derjenigen mündlichen Ver¬
handlung, auf welche das Urtheil ergeht, können andere als die in der Klage
vorgebrachten Klagegründe geltend gemacht werden.

Das neue Vorbringen und die Erhebung einer Widerklage ist von einem Sühne¬
versuche nicht abhängig.

8 552. (K. V. 8 552, G. 8 575.) Die Ehescheidungsklage, die Klage auf Her¬
stellung des ehelichen Lebens und die Ungültigkeitsklage können verbunden werden.

Die Verbindung einer anderen Klage mit den erwähnten Klagen sowie die
Erhebung einer Widerklage anderer Art ist unstatthaft.

8 553. (K. V. 8 553, G. 8 576.) Der mit einer Ehescheidungsklage, einer Klage
auf Herstellung des ehelichen Lebens oder einer Ungültigkeitsklage abgewiesene Kläger
kann Thatsachen, welche er in dem früheren Rechtsstreite oder welche er durch Verbindung
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einer anderen Klage mit der erhobenen hätte geltend machen können, als selb¬
ständigen Klagegrund nicht mehr geltend machen. Ein Gleiches gilt für den Beklagten
in Ansehung der Thatsachen, auf welche er eine Widerklage zu gründen im Stande war.

H 554. (K. V. § 554, G. 8 577.) Die Vorschriften über die Folgen der unter¬
bliebenen oder verweigerten Erklärung über Thatsachen oder über die Echtheit von
Urkunden, sowie die Vorschriften über die Wirkungen eines Anerkenntnisses, eines
gerichtlichen Geständnisses und die Erlassung eines Eides kommen nicht zur Anwendung.

Die Eideszufchiebung und der Antrag, dem Gegner die Vorlegung einer Urkunde
aufzugeben, sind nicht zulässig.

tz 555. (K. V, § 555, G, 8 578.) Erscheint der Beklagte in dem auf die Klage
zur mündlichen Verhandlung anberaumten Termine nicht, so kann erst in einem neuen,
auf Antrag des Klägers zu bestimmenden Termine verhandelt werden.

Der "Beklagte ist zu jedem Termine, welcher nicht in seiner Gegenwart anberaumt
wurde, zu laden.

Diese Vorschriften finden keine Anwendung, wenn der Beklagte durch öffentliche
Zustellung geladen, aber nicht erschienen ist.

Ein Versäumnißurtheil gegen den Beklagten ist nur in dem Aalle zu erlassen,
wenn der Beklagte in dem zur Leistung eines richterlichen Eides bestimmten Termine
nicht erscheint.

Die Vorschriften diefes Paragraphen finden auf den Widerbeklagten entsprechende
Anwendung.

3 556. (K. V 8 556, G. § 579.) Das Gericht kann das persönliche Erscheinen
einer Partei anordnen und dieselbe über die von ihr, von dem Gegner oder von dem
Staatsanwalte behaupteten Thatsachen vernehmen.

Ist die zu vernehmende Partei am Erscheinen vor dem Prozeßgerichte ver l hindert
oder hält sie sich in großer Entfernung von dem Sitze desselben auf, so kann die
Vernehmung durch einen beauftragten oder ersuchten Richter erfolgen.

Gegen die nicht erschienenePartei ist wie gegen einen im Vernehmungstermine
nicht erschienenen Zeugen zu verfahren; auf Haft darf nicht erkannt werden.

ß 557. (K. V. 8 557, G. 8 580.) Das Gericht kann die Aussetzung des Verfahrens
über eme Ehescheidungsklage oder über eine Klage auf Herstellung des ehelichen Lebens
von Amtswegen anordnen^ wenn es die Aussöhnung der Parteien für nicht unwahr¬
scheinlich erachtet.

Auf Grund diefer Bestimmung darf die Aussetzung im Laufe des Rechtsstreits
nur einmal und höchstens auf ein Jahr angeordnet werden.

Z 558. <K, V. §558. G. 8 583.) Die Vorschrift des Z 242 findet in der Berufungs¬
instanz keine Anwendung.

Z 559. (K. V. 8 559, G. 8 584.) In Betreff einstweiliger Verfügungen, ins¬
besondere in den Fällen, wenn ein Ehegatte die Gestattung der vorläufigen Trennung
und die Entrichtung von Alimenten beantragt, kommen die Bestimmungen der ZZ 760
bis 767 zur Anwendung.

8 560. (K. V. 8 560, G. 8 585.) Für'die Nichtigkeitsklage gelten die in den nach¬
folgenden Paragraphen enthaltenen besonderen Vorschriften.

Z 561. (K. V. ß 561, G, 8 586.) Die Klage kann auch vom Staatsanwalte
erhoben werden; inwiefern ein Dritter zur Erhebung derselben befugt ist, bestimmt
sich nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts.

Die von dem Staatsanwalte oder einem Dritten erhobene Klage ist gegen beide
Ehegatten, die von einem Ehegatten erhobene Klage ist gegen den anderen Ehegatten
zu richten.

8 562. (K. V. 8 562, G. 8 587.) Mit der Nichtigkeitsklage kann eine andere
Klage nicht verbunden werden.

Eine Widerklage ist nur statthaft, wenn sie eine Nichtigkeitsklage ist.
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8 563. fK, N. ß 563, G. 8 588,) So lange die Ehegatten leben, kann die Nich¬
tigkeit einer Ehe aus einem Grunde, welcher auch von Amtswegen geltend gemacht
werden kann, nur auf Grund einer Nichtigkeitsklage ausgesprochen werden.

8 564. (K. V. 8 364, G. 8 589,) Der Staatsanwalt kann, auch wenn er die
Klage nicht erhoben hat, den Rechtsstreit betreiben, insbesondere selbständig Anträge
stellen und Rechtsmittel einlegen.

Z 565. (K. V. 8 565, G. 8 390,) Wird ein Rechtsmittel von dem Staatsanwalte
oder einer Privatpartei eingelegt, so sind im ersteren Falle die Privatparteien, im
letzteren Falle die übrigen Privatparteien und der Staatsanwalt, sofern derselbe
Partei ist, für das Rechtsmittelverfahren als die Gegner anzusehen.

S. 95. 1 8 566. (K. V. 8 366, G. 8 591.) In den Fällen, in welchen der als Partei
auftretende Staatsanwalt unterliegt, ist die Staatskasse Zur Erstattung der dem obsiegenden
Gegner erwachsenen Kosten in Gemäßheit der Bestimmungen des fünften Titels des
zweiten Abschnitts des ersten Buchs zu verurtheilen.

8 567. (K. N. 8 367, G. 8 392.) Im Sinne dieses Abschnitts ist unter Ehe¬
scheidungsklage zu verstehen die Klage auf Trennung der Ehe dem Bande nach oder
auf immerwährende oder zeitweilige Trennung von Tisch und Bett; unter Ungültig¬
keitsklage die Klage auf Anfechtung einer Ehe aus irgend einem Grunde, welcher
nicht von Amtswegen geltend gemacht werden kann; unter Nichtigkeitsklage die Klage
auf Anfechtung einer Ehe aus einem Grunde, welcher auch von Amtswegen geltend
gemacht werden kann.

Zweiter Abschnitt.
Verfahren in Entmündigungssachen.

8 568. sK. V. 8 568«,, G, 88 598, 621) Eine Person kann für geisteskrank
(wahnsinnig, blodsinmg u. s. w.) oder für einen Verschwender nur auf erhobene
Klage durch Urtheil erklärt werden.

8 569. (K. V, 8 568b, G, 88 594, 606, 621.) Für die Entmündigungsklage ist
das Landgericht, bei welchem der Beklagte seinen allgemeinen Gerichtsstand hat, aus¬
schließlich zuständig.

Gegen einen Deutschen, welcher seinen Wohnsitz nur im Auslande hat, kann
die Klage bei dem Landgerichte seines letzten Wohnsitzes im Deutschen Reiche erhoben
werden.

8 570. (K, V. 8 568«, G. 88 595, 621.) Die Entmündigungsklage kann von
dem Ehegatten, einem Verwandten oder dem Vormunde des Beklagten erhoben
werden. "Gegen eine Ehefrau kann nur von dem Ehemanne, gegen eine Person,
welche unter väterlicher Gewalt oder unter Vormundschaft steht, nur von dem Vater
oder dem Vormunde die Klage erhoben werden. Die Bestimmungen des bürgerlichen
Rechts, nach welchen noch andere Personen die Klage erheben können, bleiben un¬
berührt.

Zur Erhebung der Klage ist in allen Fällen auch der Staatsanwalt befugt.

8 571. (K. V. 8 568ä, G. 88 597, 621.) Auf die Entmündigungsklage darf der
Termin zur mündlichen Verhandlung erst bestimmt werden, nachdem das Prozeß¬
gericht die Klage zugelassen hat.

Die Klage ist zuzulassen, wenn erhebliche Thatsachen zu ihrer Begründung
angeführt und glaubhaft gemacht sind.

Die Entscheidung über die Zulassung erfolgt ohne vorgängiges Gehör des
Beklagten.

Der Beschluß, welcher die Zulassung ausspricht, ist mit der Klage zuzustellen.
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I Z 572. (K, V,-------, G, 8 608,) Mit der Entmündigungstlage kann eine > S. 96.
andere Klage nicht verbunden werden.

Eine Widerklage ist unzulässig.
Z 573. (K. V. 8 5688, G. 88 597, 609.) Nach Zulassung einer wegen Geistes¬

krankheit erhobenen Klage wird dem Beklagten für den Rechtsstreit von dem Vor¬
sitzenden des Prozeßgerichts ein Rechtsanwalt als Vertreter bestellt. Die Zustellung
der Klage erfolgt an diesen Vertreter.

Die Berechtigung des Beklagten zur Bestellung eines Anwalts ist nicht aus¬
geschlossen. ,

8 574. (K. V. ß 568e, G. 88 611, 614.) Bei dem Verfahren in Entmündigungs-
sachen tritt eine Mitwirkung der Staatsanwaltschaft in gleicher Weise ein, wie bei
dem Verfahren, welches die Nichtigkeitserklärung einer Ehe zum Gegenstande hat.

Auch finden die Vorschriften der HZ 554, 555, 565, 566 auf das Verfahren in
Entmündigungssachen entsprechende Anwendung,

Z 575. (K. V, § 5685 G, 88 598, 612.) Im Falle einer weczen Geisteskrankheit
erhobenen Klage ist der Beklagte persönlich von dem Gerichte m nicht öffentlicher
Sitzung zu vernehmen. Die Vernehmung kann auch durch einen beauftragten oder
ersuchten Richter erfolgen.

Die Vernehmung kann unterbleiben, wenn sie nach Ansicht des Gerichts schwer
ausführbar oder für die Entscheidung unerheblich ist.

Z 576. (K. V. § 5663. G. 88 599, 612.) Das Endurtheil auf eine wegen
Geisteskrankheit erhobene Klage darf nicht erlassen werden, bevor das Gericht einen
oder mehrere Aerzte als Sachverständige über den Geisteszustand des Beklagten
gehört hat.

8 577. (K, V.------- , G. 88 608, 607, 623,) Ein die Entmündigung aussprechen¬
des Endurtheil tritt mit der Verkündung vorläufig in Wirksamkeit.

§ 578. (K. V. 8 5681, G. 88 603, 615.) Das Prozeßgericht hat der vormund-
schaftlichen BeHürde von der Zulassung der Entmündigungstlage und von jedem in
der Sache erlassenen Endurtheile Mittheilung zu machen. "

8 579. (K. V. 8 568x^, G. 88 616, 617.) Die Wiederaufhebung der Entmündi¬
gung kann nur auf Grund eines neuen Verfahrens durch Urtheil ausgesprochen werden.

Für die Klage ist das Landgericht, bei welchem der Entmündigte seinen all¬
gemeinen Gerichtsstand hat, ausschließlich zuständig.

Ist der Entmündigte ein Deutscher und hat er seinen Wohnsitz nur im Aus¬
lande, so kann die Klage bei dem Landgerichte seines letzten Wohnsitzes im Deutschen
Reiche erhoben werden," sofern die Entmündigung von einem deutschen Gerichte aus¬
gesprochen ist.

1 8 580. (K. V. 8 568 bb, G. 88 620, 626,) Zur Erhebung der Klage auf > S. 97.
Wiederaufhebung der Entmündigung ist der dem Entmündigten bestellte Vormund
oder Kurator befugt.

Will dieser die Klage nicht erheben, so kann die uormundschaftliche Behörde
dem Entmündigten einen besonderen Kurator zur Prozeßführung bestellen, auch im
Falle der Entmündigung wegen Verschwendung den Entmündigten ermächtigen, selbst
die Klage zu erheben.

Die Klage wird gegen den Staatsanwalt gerichtet. Das Verfahren bestimmt
sich nach den Vorschriften, welche für das Entmündigungsuerfahren gelten.

Der Entmündigte kann einen Anwalt bestellen, auch wenn er nicht ermächtigt
worden ist, selbst die Klage zu erheben.
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Siebentes Buch.
M a h n v e r f c> h r e n.

8 581. (K. V. 8 581, G. 8 628.) Wegen eines Anspruchs, welcher die Zahlung
einer bestimmten Geldsumme oder die Leistung einer bestimmten Quantität anderer
vertretbarer Sachen oder Werthpapiere zum Gegenstände hat, ist auf Gesuch des
Gläubigers ein bedingter Zahlungsbefehl zu erlassen.

Das Mahnverfahren findet nicht statt, wenn nach Inhalt des Gesuchs die
Geltendmachung des Anspruchs von einer noch nicht erfolgten Gegenleistung abhängig
ist oder wenn die Zustellung des Zahlungsbefehls im Auslande oder durch öffentliche
Bekanntmachung erfolgen müßte.

8 582. (K. V. § 589, G. § 629.) Die Zahlungsbefehle werden von den Amts¬
gerichten erlassen.

Zuständig ist das Amtsgericht, welches für die im ordentlichen Verfahren er¬
hobene Klage zuständig sein würde, wenn die Amtsgerichte in erster Instanz sachlich
unbeschränkt zuständig wären.

ß 583. (K. V. 8 583, G. § 630.) Das Gesuch muß enthalten:
1) die Bezeichnung der Parteien nach Namen, Stand oder Gewerbe und

Wohnorts
2) die Bezeichnung des Gerichts;
3) die bestimmte Angabe des Betrags oder Gegenstandes und des Grundes

des Anspruchs;
4) das Gesuch um Erlassung des Zahlungsbefehls.

S. 98. I Z 584. (K. V. 8- 584, G. 8 631.) Entspricht das Gesuch nicht den Bestim¬
mungen der vorstehenden Paragraphen oder ergiebt sich aus dem Inhalte des Gesuchs,
daß oer Anspruch überhaupt oder zur Zeit nicht begründet ist, so wird dasselbe zurück¬
gewiesen.

Das Gesuch ist auch dann zurückzuweisen, wenn der Zahlungsbefehl nur in
Ansehung eines Theils des Anspruchs nicht erlassen werden kann.

Eine Anfechtung der zurückweisenden Verfügung findet nicht statt.

8 585. (K. V. 8 585, G. 8 632.) Der Zahlungsbefehl enthält die in S 583
Nr, 1—3 bezeichneten Erfordernisse des Gesuchs und außerdem den Befehl an den
Schuldner, binnen einer vom Tage der Zustellung laufenden Frist von zwei Wochen
bei Vermeidung sofortiger Zwangsvollstreckung den Gläubiger wegen des Anspruchs
nebst den dem Betrage nach zu bezeichnenden Kosten des Verfahrens und den ge¬
forderten Zinsen zu befriedigen oder bei dem Gerichte Widerspruch zu erheben.

§ 586. (K, V, 8 586, G. 8 633.) Mit der Zustellung des Zahlungsbefehls an
den Schuldner treten die Wirkungen der Rechtshängigkeit ein.

8 587. (K. V. 8 587, G, 8 634,» Der Schuldner kann gegen den Anspruch
oder einen Theil desselben Widerspruch erheben, so lange der Vollstreckungsbefehl
nicht verfügt ist.

Das Gericht hat den Gläubiger von dem rechtzeitig erhobenen Widersprüche
in Kenntniß zu setzen und dem Schuldner auf Verlangen eine Bescheinigung darüber
zu ertheilen, daß er rechtzeitig Widerspruch erhoben habe.

Einer Zurückweisung des nicht rechtzeitig erhobenen Widerspruchs bedarf es
nicht.

8 588. (K, V, 8 588, G. 8 635.) Durch die rechtzeitige Erhebung des Wider-
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spruchs gegen den Anspruch oder einen Theil desselben verliert der Zahlungsbefehl
seine Kraft, Die Wirkungen der Rechtshängigkeit bleiben bestehen,

8 589. (K. V, 8 689, G. § 636.) Gehört eine wegen des Anspruchs zu erhebende
Klage vor die Amtsgerichte, so wird, wenn rechtzeitig Widerspruch erhoben ist, die
Klage als mit der Zustellung des Zahlungsbefehls bei dem Amtsgerichte erhoben
angesehen, welches den Befehl erlassen hat.

Jede Partei kann den Gegner zur mündlichen Verhandlung laden; die Ladungs-
fnst beträgt mindestens drei Tage.

8 590. (K. V. § 590, G. § 637.) Gehört eine wegen des Anspruchs zu erhebende
Klage vor die Landgerichte oder Handelsgerichte, so erlöschen die Wirkungen der
Rechtshängigkeit, wenn mcht binnen einer sechsmonatigen Frist, welche von dem Tage
der Benachrichtigung von der Erhebung des Widerspruchs läuft, die Klage bei dem
zuständigen Gerichte erhoben wird.

S 591. (K. V, 8 591, G. 8 638.) Die Kosten des Mahnuerfahrens sind im
Falle der rechtzeitigen Erhebung <des Widerspruchs als ein Theil der Kosten des > S. 99.
entstehenden Rechtsstreits anzusehen.

Wird im Falle des 8 590 die Klage nicht binnen der bestimmten Frist erhoben,
so hat der Gläubiger die Kosten des Mahnverfahrens zu tragen.

8 592. (K. V. 8 592, G. 8 639.) Der Zahlungsbefehl ist nach Ablauf der darin
bestimmten Frist auf Gesuch des Gläubigers für vorläufig vollstreckbar M erklären,
sofern nicht vor der Vollstreckbarkeitserklärung von dem Schuldner Widerspruch
erhoben ist. Die Vollstreckbarkeitserklärung erfolgt durch einen auf den Zahlungs¬
befehl zu setzendenVollstreckungsbefehl. In den Vollstreckungsbefehl sind die von dem
Gläubiger zu berechnenden Kosten des bisherigen Verfahrens aufzunehmen.

Gegen den Beschluß, durch welchen das Gesuch des Gläubigers zurückgewiesen
wird, findet sofortige Beschwerde statt.

8 593. (K. N. 8 393, G. 8 640.) Der Vollstreckungsbefehl steht einem für vor¬
läufig vollstreckbar erklärten auf Versäumnis; erlassenen Endurtheile gleich. Gegen
denselben findet der Einspruch nach den Vorschriften der HZ 293—301 statt. Gehört
der Anspruch nicht vor die Amtsgerichte, so ist der Einspruch bei dem zuständigen
Landgerichte oder Handelsgerichte einzulegen,

Z 594. (K. V. 8 594, G. 8 641.) Wird in dem Falle, wenn Widerspruch nicht
erhoben ist, die Erlassung des Vollstrecküngsbefehls nicht binnen einer sechsmona¬
tigen Frist, welche mit Ablauf der im Zahlungsbefehle bestimmten Frist beginnt,
nachgesucht, so verliert der Zahlungsbefehl dergestalt seine Kraft, daß auch die
Wirkungen der Rechtshängigkeit erlöschen. Dasselbe gilt, wenn die Erlassung des
Vollstrecküngsbefehls rechtzeitig nachgesucht ist, das Gesuch aber zurückgewiesen wird.

Z 595. (K. V. 8 595, G. 8 642.) Das Gesuch um Erlassung eines Zahlungs¬
befehls oder eines Vollstreckungsbefehls sowie die Erhebung eines Widerspruchs
weiden der anderen Partei abschriftlich nicht mitgetheilt; im Falle ihrer mündlichen
Anbringung ist die Aufnahme eines Protokolls nicht erforderlich.

8 596. (K. V 8 596. G. 8 643.) Des Nachweises einer Vollmacht bedarf es
nicht, wenn für den Gläubiger die Erlassung eines Zahlungsbefehls nachgesucht oder
für den Schuldner Widerspruch gegen einen Zahlungsbefehl erhoben wird.
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S i«o. I Achtes Buch.
Zwangsvollstreckung.

Erster Abschnitt.
Allgemeine Bestimmungen.

§ 597. (K. V. § 597, G. 8 644.) Die Zwangsvollstreckung findet statt aus Eck
len, welche rechtskräftig oder für vorläufig vollstreckbar erklärt sind.
Urtheile in Ehesachen dürfen nicht für vorläufig vollstreckbar erklärt werden

ß 598. (K. N. § 598, G. 8 645.) Die Rechtskraft der Urtheile tritt vor Abla»,
der für die Einlegung des zulässigen Rechtsmittels oder des zulässigen Einspruch«
bestimmten Frist nicht ein. Der Eintritt der Rechtskraft wird durch rechtzeitige Ein-
legung des Rechtsmittels oder des Einspruchs gehemmt.

Z 599. (K. V, 8 599, G. 8 646.) Zeugnisse über die Rechtskraft der Urtheil«
sind auf Grund der Prozeßakten vom Gerichtsschreiber erster Instanz, und so lang!
der Rechtsstreit in einer höheren Instanz anhängig ist, von dem Gerichtsschreibe!
dieser Instanz zu ertheilen.

Insoweit die Eriheilung des Zeugnisses davon abhängt, daß gegen das Urtheil
ein Rechtsmittel nicht eingelegt ist, genügt ein Zeugniß des Oerichtsschreibers d«
für das Rechtsmittel zuständigen Gerichts/daß innerhalb der Nothfrist ein Schriftsatz
zum Zwecke der Terminsbestimmung nicht eingereicht sei.

8 600. (K. V. 8 600, G. 8 647.) Wird die Wiedereinsetzung in den voriqen
Stand oder eine Wiederaufnahme des Verfahrens beantragt, so kann das Gericht
auf Antrag anordnen, daß die Zwangsvollstreckung gegen oder ohne Sicherheitsleistmiz
einstweilen eingestellt werde oder nur gegen Sicherheitsleistung stattfinde, und daß die
erfolgten Vollstreckungsmaßregeln gegen Sicherheitsleistung aufzuheben seien. Die Ein¬
stellung der Zwangsvollstreckung ohne'Sicherheitsleistung ist nur zulässig, wenn glaubhaft
gemacht wird, daß die Vollstreckung einen nicht zu ersetzendenNachtheil bringen würde,

Die Entscheidung kann ohne uorgängige mündliche Verhandlung erfolgen, Eine
Anfechtung des Beschlusses findet nicht statt.

8 601. (K. V. 8 601, G. 88 648. 649.) Auch ohne Antrag sind für vorläufig voll
streckbar zu erklären:

1) Urtheile der Amtsgerichte;
2) Urtheile, welche auf Grund eines Anerkenntnisses eine Verurtheilunz

cnissprechen;
S. 101. ! 3) Urtheile, welche den Eintritt der in einem bedingten Endurtheile aus¬

gedrückten Folgen aussprechen;
4) ein zweites oder ferneres in derselben Instanz gegen dieselbe Partei z«

Hauptsache erlassenes Versäumnißurtheil;
5) Urtheile, welche im Urkunden- oder Wechselprozesse erlassen werden;
6) Urtheile, durch welche Arreste oder einstweilige Verfügungen aufgehoben

werden;
?) Urtheile, welche die Verpflichtung zur Entrichtung von Alimenten <u>5

sprechen, soweit die Alimente für'die Zeit nach der Erhebung der Klage
und für das diesem Zeitpunkte vorausgehende letzte Vierteljahr zu ent¬
richten sind,

8 602. (K. V. 8 6N9, G. 8 650.) Urtheile sind auf Antrag für vorläufig voll¬
streckbar zu erklären, wenn glaubhaft gemacht wird, daß die Aussetzung der Voll-
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treckung dem Gläubiger einen schwer zu ersetzenden oder einen schwer zu ermittelnden
Mchtheil bringen würde, oder wenn sich der Gläubiger erbietet, vor der Vollstreckung
Sicherheit zu leisten,

§ 603. (K, V. 8 603, G, § «51,) Wird glaubhaft gemacht, daß die Vollstreckung
des Urtheils dem Schuldner einen nicht zu ersetzenden Nachtheil bringen würde, so
ist in den Fällen des Z 601 auf Antrag des Schuldners auszusvrechen, daß dasselbe
nicht vorläufig vollstreckbar sei; in den Fällen des Z 602 ist der Antrag des Gläubigers
zurückzuweisen.

Z 604. (K. V. § 604, G. 8 652,) Das Gericht kann auf Antrag die vorläufige
Pollstreckbarteit von einer vorgängigen Sicherheitsleistung abhängig machen.

Das Gericht hat auf Antrag dem Schuldner nachzulassen, durch Sicherheits¬
leistung oder durch Hinterlegung die Vollstreckung abzuwenden, wenn nicht der
Gläubiger sich erbietet, vor der Vollstreckung Sicherheit zu leisten.

8 605. (K. V. 8 605, G. 8 633.) Die in den Z§ 602—604 erwähnten Anträge
sind vor dem Schlüsse der mündlichen Verhandlung zu stellen, auf welche das Urtheil
ergeht,

§ 606. (K. V. 8 606, G. 8 654) Ist der Antrag, das Urtheil für vorläufig
vollstreckbar zu erklären, Übergängen oder ist in Fällen, in welchen ein Urtheil ohne
Antrag für vorläufig vollstreckbar zu erklären ist, eine Entscheidung über die vorläufige
Vollstreckbarieit nicht erfolgt, so kommen wegen Ergänzung des Urtheils die Vor¬
schriften des Z 282 zur Anwendung.

8 «07. (K. V. 8 607, G. 8 655 > Die vorläufige Vollstreckbarkeit tritt mit der
Aertundung eines Urtheils, welches die Entscheidung in der Hauptsache oder die
Vüllstreckbarieitserklarung aufhebt oder abändert, insoweit außer Kraft, als die Auf¬
hebung oder Abänderung erfolgt,

§ 608. sK, V. 8 608, G. 8 656,) In der Berufungsinstanz ist über die vor¬
läufige Vollstreckbarkeit, sofern die >felbe nicht den alleinigen Gegenstand der Ver- > S. 102.
Handlung bildet, auf Antrag vorab zu verhandeln und zu entscheiden.

Die Bestimmung des § 465 über die Vertagung der mündlichen Verhandlung
findet in diesem Falle keine Anwendung.

Eine Anfechtung der in der Berufungsinstanz über die vorläufige Vollstreckbar¬
keit erlassenen Entscheidung findet nicht statt.

8 609. (K. V. 8 609, G. 8 657., Wird gegen ein für vorläufig vollstreckbar
erklärtes Urtheil der Einspruch oder ein Rechtsmittel eingelegt, so finden die Vor¬
schriften des ß 600 entsprechende Anwendung.

j Z 610. (K. V. 8 610, G. 8 660.) Aus dem Urtheile eines ausländischen Ge¬
richts findet die Zwangsvollstreckung nur statt, wenn ihre Zulässigkeit durch ein Voll¬
streckungsurtheil ausgesprochen ist.

Für die Klage auf Erlassung desselben ist das Amtsgericht oder Landgericht,
bei welchem der Schuldner seinen allgemeinen Gerichtsstand hat, und in Ermangelung
eines solchen das Amtsgericht oder Landgericht zuständig, bei welchem in Gemaßheit
>es § 24 gegen den Schuldner Klage erhoben werden kann.

8 611. (K. V. 8 611, G, 8 661,) Das Vollstreckungsurtheil ist ohne Prüfung
der Gesetzmäßigkeit der Entscheidung zu erlassen.

Dasselbe ist nicht zu erlassen.
1) wenn das Urtheil des ausländischen Gerichts nach dem für dieses Gericht

geltenden Rechte die Rechtskraft noch nicht erlangt hat;
2) wenn durch die Vollstreckung eine Handlung erzwungen werden würde,

welche nach dem Rechte des über die Zulässigkeit der Zwangsvollstreckung
urtheilenden deutschen Richters verboten ist;

3) wenn nach dem Rechte des über die Zulässigkeit der Zwangsvollstreckung
urtheilenden deutschen Richters die Gerichte desjenigen Staats nicht zu¬
ständig waren, welchem das ausländische Gericht angehört;
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4) wenn der verurtheilte Schuldner ein Deutscher ist Und sich auf den
Prozeß nicht eingelassen hat, sofern die den Prozeß einleitende Ladung
oder Verfügung ihm weder in dem Staate des Prozeßgerichts in Person
noch durch Gewährung der Rechtshülfe im Deutschen Reiche zugestellt ist,

8 612. (K, V. 8 612, G. 8 662.) Die Zwangsvollstreckung erfolgt auf Grund
einer mit der Vollstreckungsklausel versehenen Ausfertigung des Urtheils (vollstreckbare
Ausfertigung).

Die vollstreckbare Ausfertigung wird von dem Gerichtsschreiber des Gerichts
erster Instanz und, wenn der Rechtsstreit bei einem höheren Gerichte anhängig ist,
von dem Gerichtsschreiber dieses Gerichts ertheilt.

§ 613. (K. V. 8 «13, G- 8 663) Die Vollstreckungsklausel:
„Vorstehende Ausfertigung wird dem u. s. w. (Bezeichnung der Partei
zum Zwecke der Zwangsvollstreckung ertheilt."

I S. 103. I ist der Ausfertigung des Urtheils am Schlüsse beizufügen, von dem Gerichtsschreibei
zu unterschretben und mit dem Gerichtssiegel zu versehen.

8 614. (K. V. 8 614, G. 8 664.> Von Urtheilen, deren Vollstreckung nach
ihrem Inhalte von dem durch den Gläubiger zu beweisenden Eintritte einer anderen
Thatsache als einer dem Gläubiger obliegenden Sicherheitsleistung abhängt, darf
eine vollstreckbare Ausfertigung nur ertheilt werden, wenn der Beweis durch öffentliche
Urkunden geführt wird.

8 615. (K, V. 8 615, G. 8 665.) Eine vollstreckbare Ausfertigung kann für den
Rechtsnachfolger des in dem Urtheile bezeichneten Gläubigers sowie gegen die allgemeinen
Rechtsnachfolger des in dem Urtheile bezeichnetenSchuldners und unter Berücksichtigung
der ß8 228, 230 gegen denjenigen Rechtsnachfolger dieses Schuldners ertheilt werden,
an welchen die in Streit befangene Sache während der Rechtshängigkeit oder nach
Beendigung des Rechtsstreits veräußert ist, sofern die Rechtsnachfolge bei dem Gerichte
offenkundig ist oder durch öffentliche Urkunden nachgewiesen wird.

Ist die Rechtsnachfolge bei dem Gerichte offenkundig, fo hat dies der Gerichts-
schreiber in der Vollstreckungsklausel zu bezeugen.

8 616. <K. V. 8 616, G. 8 667.) Kann der nach den vorstehenden Paragraphen
erforderliche Nachweis durch öffentliche Urkunden nicht geführt werden, fo hat der
Kläger bei dem Prozeßgerichte erster Instanz aus dem Urtheile auf Ertheilung der
Vollstreckungsklausel Klage zu erheben.

8 617. (K. V. 8 617, G. 8 668.) Ueber Einwendungen des Schuldners, welche
die Zulässigkeit der Vollstreckungsklausel betreffen, entscheidet das Gericht, von dessen
Gerichtsschreiber die Vollstreckungsklausel ertheilt ist. Die Entscheidung kann ohne
vorgängige mündliche Veryandlung erfolgen.

Das Gericht kann vor der Entscheidung eine einstweilige Unordnung erlassen;
es kann insbesondere anordnen, daß die Zwangsvollstreckung gegen oder ohne Sicher¬
heitsleistung einstweilen einzustellen oder nur gegen Sicherheitsleistung fortzusetzen sei.

8 618. (K. V. 8 618. G. 8 669.) Eine weitere vollstreckbare Ausfertigung darf
derselben Partei, sofern nicht die zuerst ertheilte Ausfertigung zurückgegeben wird,
nur auf Anordnung des Vorsitzenden ertheilt werden.

Vor der Entscheidung kann der Schuldner mündlich oder schriftlich gehört werden.
Der Gerichtsschreiber hat von der Ertheilung der weiteren Ausfertigung, wenn

die Entscheidung, durch welche dieselbe angeordnet wird, nicht verkündet ist, den
Gegner in Kenntniß zu setzen.

Die weitere Ausfertigung ist als solche unter Erwähnung der Entscheidung
ausdrücklich zu bezeichnen.

8 619. (K. V. 8 619, G, 8 670.) Vor der Aushändigung einer vollstreckbaren
l S. 104. Ausfertigung ist auf der Url schrift des Urtheils zu bemerken, für welche Partei und

zu welcher Zeit die Ausfertigung ertheilt ist.
8 630. (K, V. ß 620, G. 8 671,) Die Zwangsvollstreckung darf nur beginnen,

wenn die Personen, für und gegen welche sie stattfinden foll, in dem Urtheile oder
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in der demselben beigefügten Vollstreckungsklausel namentlich bezeichnet sind und das
Urtheil bereits zugestellt ist oder gleichzeitig zugestellt wird.

Hängt die Vollstreckung eines Urtheils seinem Inhalte nach uon dem durch
den Gläubiger zu beweisenden Eintritts einer Thatsache ab oder handelt es sich um
die Vollstreckung eines Urtheils für die Rechtsnachfolger des in demselben bezeichneten
Gläubigers oder gegen die Rechtsnachfolger des in demselben bezeichnetenSchuldners,
so muß außer dem zu vollstreckenden Urtheile auch die demselben beigefügte Vollstreckungs¬
klausel und, sofern die Vollstreckungsklausel auf Grund öffentlicher Urkunden ertheilt
ist, auch eine Abschrift dieser Urkunden vor Beginn der Zwangsvollstreckung zugestellt
sein oder gleichzeitig mit Beginn derselben zugestellt werden.

§ 621. (K. V. 8 621, G. 8 672.) Ist die Geltendmachung des Anspruchs uon
dem Gintritte eines Kalendertages abhängig, so darf die Zwangsvollstreckung nur
beginnen, wenn der Kalendertag abgelaufen"ist.

Hängt die Vollstreckung uon einer dem Gläubiger obliegenden Sicherheits¬
leistung ab, so darf der Beginn der Zwangsvollstreckung nur erfolgen, wenn die
Sicherheitsleistung durch eine öffentliche Urkunde nachgewiesen und eine Abschrift
diefer Urkunde bereits zugestellt ist oder gleichzeitig zugestellt wird.

S 622. (K. V. 8 «22, G, § 67g.) Gegen eine dem aktiven Heere angehörende
Militärperson darf die Zwangsvollstreckung nur beginnen, wenn dieser Person durch
die zuständige Militärbehörde die Weisung ertheilt ist, sich der Zwangsvollstreckung
zu unterwerfen.

Die zuständige Militärbehörde hat die Weisung auf Verlangen des Gläubigers
sofort zu ertheilen, auch denselben sofort schriftlich in Kenntniß zu setzen, daß die
Weisung erfolgt sei.

8 623. (K. V. § 623, G. 8 674.) Die Zwangsvollstreckung erfolgt, soweit sie
nicht den Gerichten zugewiesen ist, durch Gerichtsvollzieher, welche dieselbe im Auftrage
des Gläubigers zu bewirken haben.

Der Gläubiger kann wegen Ertheilung des Auftrags zur Zwangsvollstreckung
die Mitwirkung des Gerichtsschreibers in Anspruch nehmen. Der uon dem Gerichts-
schreiber beauftragte Gerichtsvollzieher gilt als von dem Gläubiger beauftragt.

Z 624. (K. V. 8 624, G, § 675.) In dem schriftlichen oder mündlichen Auftrage
zur Zwangsvollstreckung in Verbindung mit der Uebergabe der vollstreckbaren Aus¬
fertigung liegt die Beauftragung des Gerichtsvollziehers^ die Zahlungen oder sonstigen
Leistungen in Empfang zu nehmen, über das Empfangene wirksam zu quittiren und
dem Schuldner, wenn dieser seiner Verbindlichkeit genügt hat, die vollstreckbare Aus¬
fertigung auszuliefern.

8 625. (K. V. 8 625, G. 8 676.) Dem Schuldner und Dritten gegenüber wird
der Gerichtsvollzieher zur Vor >nähme der Zwangsvollstreckung und der im § 624 > S. 105.
bezeichneten Handlungen durch den Besitz der vollstreckbaren Ausfertigung ermächtigt.
Der Mangel oder tue Beschränkung des Auftrags kann diesen Personen gegenüber
von dem Gläubiger nicht geltend gemacht werden.

8 626. <K. V. 8 626, G. 8 677.) Der Gerichtsvollzieher hat nach Empfang der
Leistungen dem Schuldner die vollstreckbare Ausfertigung nebst einer Quittung aus¬
zuliefern, bei theilweiser Leistung diese auf der vollstreckbaren Ausfertigung zu bemerken
und dem Schuldner Quittung zu ertheilen.

Das Recht des Schuldners, nachträglich eine Quittuug des Gläubigers selbst
zu fordern, wird durch diese Bestimmungen mcht berührt.

§ 627. (K. V. 8 627, G. § 678.) Der Gerichtsvollzieher ist befugt, die Wohnung
und die Behältnisse des Schuldners zu durchsuchen, soweit der Zweck der Vollstreckung
dies erfordert.

Er ist befugt, die verschlossenen Hausthüren, Zimmerthüren und Behältnisse
öffnen zu lassen.

Er ist, wenn er Widerstand findet, zur Anwendung von Gewalt befugt und
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kann zu diesem Zwecke die Unterstützung der polizeilichen Vollzugsorgane nachsuchen,
Ist militärische Hülfe erforderlich, so hat er sich an das Vollstreckungsgericht zu wenden.

§ 628. (K. V. 8 628, G. 8 679,) Wird bei einer Vollstreckungshandlung Wider¬
stand geleistet oder ist bei einer in der Wohnung des Schuldners erfolgenden Voll¬
streckungshandlung weder der Schuldner noch eine zur Familie desselben gehörige
oder in dieser Familie dienende erwachsene Person gegenwärtig, so hat der Gerichts¬
vollzieher zwei großjährige Männer oder einen Gemeinde- oder Polizeibeamten als
Zeugen zuzuziehen.

8 629. (K. V. 8 629, G. 8 680.) Jeder Person, welche bei dem Vollstreckungs¬
verfahren betheiligt ist, muß auf Begehren Einficht der Alten des Gerichtsvollziehers
gestattet und Abschrift einzelner Aktenstückeertheilt werden.

ß 630. <K, V. § 630, 8 G- 681,) An Sonntagen und allgemeinen Feiertagen
darf eine Vollstreckungshandlung nur mit Erlaubniß des Amtsrichters erfolgen, in
dessen Bezirke die Handlung vorgenommen werden soll.

Die Verfügung, durch welche die Erlaubniß ertheilt wird, ist bei der Zwangs¬
vollstreckung vorzuzeigen,

8 63l. (K. V. 8 631, G. 8 662.) Der Gerichtsvollzieher hat über jede Voll¬
streckungshandlung ein Protokoll aufzunehmen.

Das Protokoll muß enthalten:
1) Ort und Zeit der Aufnahme;
2) den Gegenstand der Vollstreckungshandlung unter kurzer Erwähnung der

wesentlichen Vorgänge;
3) die Namen der Personen, mit welchen verhandelt ist;
4) die Unterschrift dieser Personen und die Bemerkung, daß die Unterzeich¬

nung nach uorgängiger Vorlesung oder Vorlegung zur Durchsicht und
nacl/ vorgängiger Genehmigung erfolgt fei;

>5) die Unterschrift des Gerichtsvollziehers.
Hat einem der unter Nr. 4 bezeichnetenErfordernisse nicht genügt werden können,

so ist der Grund anzugeben.

8 632. (K. V. 8 632, G. § «83.) Die Aufforderungen und sonstigen Mitthei¬
lungen, welche zu den Vollstreckungshandlungen gehören, sind von dem Gerichts¬
vollzieher mündlich zu erlassen und vollständig in das Protokoll aufzunehmen.

Kann die mündliche Ausführung .nicht erfolgen, so ist eine Abschrift des
Protokolls unter entsprechender Anwendung der 88 151, 159—163 zuzustellen oder,
wenn demjenigen, an welchen die Aufforderung oder Mittheilung zu richten ist, am
Orte der Zwangsvollstreckung nicht zugestellt werden kann, durch die Post zu über¬
senden. Die Befolgung dieser Vorschrift muß zum Protokolle bemerkt werden. Eine
öffentliche Zustellung findet nicht statt.

8 633. (K. V. 8 633, G. 8 684.) Die den Gerichten zugewiesene Anordnung
von Vollstreckungshandlungen und Mitwirkung bei solchen gehört zur Zuständigkeit
der Amtsgerichte als Vollstreckungsgerichte.

Als Vollstreckungsgericht ist, sofern nicht das Gesetz ein anderes Amtsgericht
bezeichnet, dasjenige Amtsgericht anzusehen, in dessen Bezirke das Vollstreckungs-
verfahren stattfinden soll oder stattgefunden hat.

Die Entscheidungen des Vollstreckungsgerichts können ohne vorgängige münd¬
liche Verhandlung erfolgen.

8 634. (K V. 8 634, G. 8 685.) Ueber Anträge, Einwendungen und Erinne¬
rungen, welche die Art und Weise der Zwangsvollstreckung oder das bei derselben
vom Gerichtsvollzieher zu beobachtende Verfahren betreffen, entscheidet das Voll¬
streckungsgericht. Dasselbe ist befugt, die im 8 617, Absatz 2 bezeichneten Anord¬
nungen zu erlassen.

Dem Vollstreckungsgerichte steht auch die Entscheidung zu, wenn ein Gerichts¬
vollzieher sich weigert, einen Vollstreckungsauftrag zu übernehmen oder eine Voll-
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streckungshandlung dem Auftrage gemäß auszuführen, oder wenn in Ansehung der
von dem Gerichtsvollzieher in Ansatz gebrachten Kosten Erinnerungen erhoben werden.

Z 635. (K. V. § «35, G. ^ 686.) Einwendungen, welche den durch das Urtheil
festgestellten Anspruch selbst betreffen, sind von dem Schuldner im Wege der Klage
bei dem Prozehgerichte erster Instanz geltend zu machen.

Dieselben sind nur insoweit zulässig, als die Gründe, auf denen sie beruhen,
erst nach dem Schlüsse derjenigen mündlichen Verhandlung, in welcher Einwendungen
in Gemäßheit der Bestimmungen dieses Gesetzbuchs spätestens hätten geltend gemacht
«erden müssen, entstanden sind und durch Einspruch oder Berufung nicht mehr
geltend gemacht werden tonnen.

Der Schuldner muß in der von ihm zu erhebenden Klage alle Einwendungen
geltend machen, welche er zur Zeit der Erhebung der Klage "geltend zu machen im
Stande war.

Z 636. <K. V, 8- 636, G. 8687.) Die Bestimmungen des Z 635, Abs. 1, 3 finden
entsprechende Anwen I düng, wenn in den Fällen der Zß 614, 615 der Schuldner den > S. 107.
bei Ertheilung der Vollstreckungsilausel als bewiesen angenommenen Eintritt der
Thatsache, von welcher das Urtheil die Vollstreckung abhängig macht, oder die als
eingetreten angenommene Rechtsnachfolge bestreitet, unbeschadet der Befugnih des
Schuldners, in diesen Fällen Einwendungen gegen die Zulässigkeit der Vullstreckungs-
tlausel in Gemäßheit des Z 61? zu erheben,

Z 637. (K. V. § 637, G. 8 688.) Das Prozeßgericht kann auf Antrag anord¬
nen, daß bis zur Erlassung des Urtheils über die in den ZH 635, 636 bezeichneten
Einwendungen die Zwangsvollstreckung gegen oder ohne Sicherheitsleistung eingestellt
oder nur gegen Sicherheitsleistung fortgesetzt werde und daß die erfolgten Voll¬
streckungsmaßregeln gegen Sicherheitsleistung aufzuheben seien. Die thatsächlichen
Behauptungen, welche den Antrag begründen, sind glaubhaft zu machen.

In dringenden Fällen kann das Vollstreckungsgericht eine solche Anordnung
erlassen, unter Bestimmung einer Frist, innerhalb welcher die Entscheidung des
Prozeßgerichts beizubringen sei. Nach fruchtlosem Ablaufe der Frist wird die Zwangs¬
vollstreckung fortgesetzt.

Die Entscheidung über diese Anträge kann ohne uorgängigc mündliche Ver¬
handlung erfolgen.

8 638. (K. V. 8 638, G. 8 689.) Das Prozeßgericht kann in dem Urtheile,
durch welches über die Einwendungen entschieden wird, die in dem vorstehenden Para¬
graphen bezeichneten Anordnungen erlassen oder die bereits erlassenen Anordnungen
aufheben, abändern oder bestätigen. In Betreff der Anfechtung einer solchen Ent¬
scheidung finden die Vorschriften des Z 608 entsprechende Anwendung.

ß 639. (K. V. 8 639, G. 8 690.) Behauptet ein Dritter, daß ihm an dem
Gegenstände der Zwangsvollstreckung ein die Veräußerung hinderndes Recht zustehe,
so ist der Widerspruch gegen die Zwangsvollstreckung im Wege der Klage bei dem
Gerichte geltend zu machen, in dessen Bezirke die Zwangsvollstreckung erfolgt.

Wird die Klage gegen den Gläubiger und den Schuldner gerichtet, so sind diefe
als Streitgenossen anzusehen.

Auf die Einstellung der Zwangsvollstreckung und die Aufhebung der bereits
erfolgten Vollstreckungsmaßregeln finden die Vorschriften der HZ 637, 638 entsprechende
Anwendung. Die Aufhebung einer Vollstreckungsmaßregel ist auch ohne Sicherheits¬
leistung zulässig.

Z 64l). (K, V. 8 640, G. 8 691.) Die Zwangsvollstreckung ist einzustellen oder
zu beschränken:

1) wenn die Ausfertigung einer vollstreckbaren Entscheidung vorgelegt wird,
aus welcher sich ergiebt, daß das zu vollstreckende Urtheil oder dessen
vorläufige Vollftreckbarkeit aufgehoben, oder daß die Zwangsvollstreckung
für unzulässig erklärt oder deren Einstellung angeordnet ist;

2) wenn die Ausfertigung einer gerichtlichen Entscheidung vorgelegt wird,
aus welcher sich ergiebt, daß die einstweilige Einstellung der Vollstreckung
oder einer Vollstreckungsmaßregel angeordnet ist;
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3) wenn eine öffentliche Urkunde ^vorgelegt wird, aus welcher sich ergiebt,
l S. 108. l daß die zur Abwendung der Vollstreckung nachgelasseneSicherheitsleistung

oder Hinterlegung erfolgt ist;
4) wenn eine öffentliche Urkunde oder eine von dem Gläubiger ausgestellte

Privaturkunde vorgelegt wird, aus welcher sich ergiebt, daß der Gläubiger
nach Erlassung des zu vollstreckenden Urtheils befriedigt ist oder Stun¬
dung bewilligt hat;

5) wenn ein Postschein vorgelegt wird, aus welchem sich ergiebt, daß nach
Erlassung des Urtheils die zur Befriedigung des Gläubigers erforderliche
Summe zur Auszahlung an den Letzteren bei der Post eingezahlt ist.

§ 641. (K. V. 8 641. G. S «92.) In den Fällen des 8 640 Nr. 1, 3 sind zu¬
gleich die bereits erfolgten Vollstreckungsmaßregeln aufzuheben. In den Fällen der
Nr. 4. 5 bleiben diese Maßregeln einstweilen bestehen; dasselbe gilt in den Fällen
der Nr. 2, sofern nicht durch die betreffende Entscheidung auch die Aufhebung der
bisherigen Vollstreckungshandlungen angeordnet ist.

8 642. (K. V. § 642, G. 8 693.) Eine Zwangsvollstreckung, welche zur Zeit
des Todes des Schuldners gegen diesen bereits begonnen hatte, wird in den Nachlaß
desselben fortgesetzt.

Ist bei einer Vollstreckungshandlung die Zuziehung des Schuldners nöthig, so
hat bei ruhender Erbschaft oder wenn der Erbe oder dessen Aufenthalt unbekannt ist,
das Vollstreckungsgericht auf Antrag des Gläubigers dem Nachlasse oder dem Erben
einen einstweiligen besonderen Vertreter zu bestellen.

Z 643. (K. V. § 643, G. 8, 694.) Ist der Schuldner vor Beginn der Zwangs¬
vollstreckung gestorben, so hat bei ruhender Erbschaft oder wenn der Erbe oder dessen
Aufenthalt unbekannt ist, das nach den Landesgesetzen zuständige Nachlaßgericht auf
Antrag des Gläubigers dem Nachlasse oder dem Erben einen Kurator zu bestellen.

Z 644. (K. V. 8 644, G, 8 695.) Der als Erbe des Schuldners verurtheilte
Beklagte kann die Rechtswohlthat des Inventars nur geltend machen, wenn ihm

> dieselbe im Urtheile vorbehalten ist.

Z 645. (K. V, 8 645, G. 8. 686.) Bei der Zwangsvollstreckung gegen einen
Schuldner, welcher als Benefizialerbe oder als Erbe unter Vorbehalt der Rechts¬
wohlthat des Inventars verurtheilt oder gegen welchen als Erben des verurtheilten
Schuldners die Zwangsvollstreckung begonnen hat, bleibt die Rechtswohlthat unberück¬
sichtigt, bis auf Grund derselben gegen die Zwangsvollstreckung von dem Erben
Einwendungen erhoben werden.

Inwieweit der Benifizialerbe berechtigt ist, auf Grund der Rechtswohlthat die
Aussetzung, Aufhebung oder Beschränkung der Zwangsvollstreckung zu verlangen,
bestimmt sich nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts.

Die Erledigung der Einwendungen erfolgt nach den Bestimmungen der 88 635,
637, 638.

8 646. (K. V. 8 646, G. 8 697.) Die Kosten der Zwangsvollstreckung fallen,
S. 109. soweit sie nothwendig waren I (ß 85), dem Schuldner zur Last; sie smd zugleich mit

dem zur Zwangsvollstreckung stehenden Ansprüche beizutreiben.
Die Kosten der Zwangsvollstreckung sind dem Schuldner zu erstatten, wenn das

Urtheil, aus welchem dieselbe erfolgt ist, aufgehoben wird.

8 647. (K. V. 8 647, G. 8 698.) Wird zum Zwecke der Vollstreckung das un¬
gesäumte Einschreiten einer Behörde erforderlich, so hat das Gericht auf Antrag des
Gläubigers die BeHürde um ihr Einschreiten zu ersuchen.

8 648. (K. V. 8 648, G, 8 699.) Soll die Zwangsvollstreckung gegen eine dem
aktiven Heere angehörende Person des Soldatenstandes in Kasernen und anderen
militärischen Dienstgebäuden erfolgen, so hat auf Antrag des Gläubigers das Voll¬
streckungsgericht die zuständige Militärbehörde um die Zwangsvollstreckung zu
ersuchen.
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8 649. (K, V, 8 649, G. 8 700) Soll die Zwangsvollstreckung in einem aus¬
ländischen Staate erfolgen, dessen Behörden im Wege der Rechtshülfc die Urtheile
deutscher Gerichte vollstrecken, so hat auf Antrag des Gläubigers das Prozeßgericht
erster Instanz die zuständige Behörde des Auslandes um die Zwangsvollstreckung zu
ersuchen.

Kann die Vollstreckung durch einen Reichskonsul erfolgen, so ist das Ersuchen
an diesen zu richten.

§ 650. (K. V. § 650, G. 8 701.) Gegen Entscheidungen, welche im Zwangs-
vollstreckungsverfahren ohne vorgängige mündliche Verhandlung erfolgen können,
findet sofortige Beschwerde statt.

§ 651. (K. V. 8 651, G. 8 702.) Die Zwangsvollstreckung findet ferner statt:
1) aus Vergleichen, welche nach Erhebung der Klage zur Beilegung des

Rechtsstreits seinem ganzen Umfange nach oder in Betreff eines Theils
des Streitgegenstandes vor einem deutschen Gerichte abgeschlossensind;

2) aus Entscheidungen, gegen welche das Rechtsmittel der Beschwerde statt¬
findet;

3) aus Vollstreckungsbefehlen;
4) aus Urkunden, welche von einem deutschen Gerichte oder von einem

deutschen Notar innerhalb der Grenzen seiner Amtsbefugnisse in der
vorgeschriebenen Form aufgenommen stnd, sofern die Urkunde über einen
Anspruch errichtet ist, welker die Zahlung einer bestimmten Geldsumme
oder die Leistung einer bestimmten Quantität anderer vertretbarer Sachen
oder Werthpapiere zum Gegenstände hat, und der Schuldner sich in der
Urkunde der sofortigen Zwangsvollstreckung unterworfen hat.

§ 653. (K. V. 8 652, G. 8 703.) Auf die Zwangsvollstreckung aus den in dem
vorstehenden Paragraphen erwähnten Schuldtiteln finden die Bestimmungen der
LL 612—650 entsprechende Anwendung, soweit nicht in den 88 653, 654 abweichende
Vorschriften enthalten sind.

I Z 653. <K. V. 8 658, G. 8 7«.) Vollstreckungsbefehle bedürfen der Voll- > S. 110.
streckungsklausel nur in dem Falle, wenn nach Erlassung der Befehle eine Rechts¬
nachfolge auf Seiten des Gläubigers oder des Schuldners eingetreten ist.

Einwendungen, welche den Anspruch selbst betreffen, sind nur insoweit zulässig,
als die Gründe, auf denen sie beruhen, nach Zustellung des Vollstreckungsbefehls
entstanden sind.

Für Klagen auf Grtheilung der Vollstreckungsklausel sowie für Klagen, durch
welche die den Anspruch selbst betreffenden Einwendungen geltend gemacht werden
oder die bei der Ertheilung der Vollstreckungsklausel als eingetreten angenommene
Rechtsnachfolge bestritten wird, ist das Amtsgericht zuständig, welches den Vollstreckungs-
befehl erlassen hat. Gehört der Anspruch nicht vor die Amtsgerichte, so sind die
Klagen bei dem zuständigen Landgerichte oder Handelsgerichte zu erheben.

8 654. (K. V. 8 654, G. 8 705.) Die vollstreckbare Ausfertigung gerichtlicher
Urkunden wird von dem Gerichtsschreiber des Gerichts ertheilt, welches die Urkunde
aufgenommen hat.

Die vollstreckbare Ausfertigung notarieller Urkunden wird von dem Notar
ertheilt, welcher die Urkunde verwahrt. Befindet sich die Urkunde in der Verwahrung
einer Behörde, so bat diese die vollstreckbare Ausfertigung zu ertheilen.

Die Entscheidungen über Einwendungen, welche die Zulässigleit der Voll¬
streckungsklausel betreffen, sowie die Entscheidung über Ertheilung einer weiteren
vollstreckbaren Ausfertigung erfolgt bei gerichtlichen Urkunden von dem im ersten
Absätze bezeichneten Gerichte, bei notariellen Urkunden von dem Amtsgerichte, in
dessen Bezirke der im zweiten Absätze bezeichnete Notar oder die daselbst bezeichnete
Behörde den Amtssitz hat.

Auf die Geltendmachung von Einwendungen, welche den Anspruch selbst betreffen,
findet die beschränkende Vorschrift des 8 635 Abs. 2 keine Anwendung.

Für Klagen auf Ertheilung der Vollstreckungsklausel sowie für Klagen, durch
welche die den Anspruch selbst betreffenden Einwendungen geltend gemacht werden
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oder der bei der Ertheilung der Vollstreckungsklausel als bewiesen angenommene
Eintritt der Thatsache, von welcher die Vollstreckung aus der Urkunde abhängt, oder
die als eingetreten angenommene Rechtsnachfolge bestritten wird, ist das Gericht, bei
welchem der Schuldner im Deutschen Reiche seinen allgemeinen Gerichtsstand hat, und
in Ermangelung eines solchen das Gericht zuständig, bei welchem in Oemäßheit des
8 24 gegen den Schuldner Klage erhoben werden kann.

Z 655. <K. V, § 655, G. ^ 706.) Die Landesgesetzgebung ist nicht gehindert,
auf Grund anderer als der in den M 597, 651 bezeichnetenSchuldtitel die gerichtliche
Zwangsvollstreckung zuzulassen und insoweit abweichende Vorschriften von den
Bestimmungen dieses Gesetzbuchs über die Zwangsvollstreckung zu treffen.

Die vorstehende Bestimmung findet auch auf Huvothekenurkundcn (Hyputheken-
schuldbriefe, Hypothekenscheine u. s. w.) Anwendung.

§ 656. (K. V. tz 656, G. 8 707.) Die in diesem Buche angeordneten Gerichts¬
stände sind ausschließliche.

S.m. >Zweiter Abschnitt.
Zwangsvollstreckung wegen Geldfordernngen.

Erster Titel.
Zwangsvollstreckung in das bewegliche Ilermögen.

I. Allgemeine Bestimmungen.

Z 657. (K. V. § 657. G. § 708.) Die Zwangsvollstreckung in das bewegliche
Vermögen erfolgt durch Pfändung. Sie darf nicht weiter ausgedehnt werden, als
zur Befriedigung des Gläubigers und zur Deckung der Kosten der Zwangsvollstreckung
erforderlich ist.

Die Pfändung hat zu unterbleiben, wenn sich von der Verwerthung der zu
pfändenden Gegenstände ein Ueberschuß über die Kosten der Zwangsvollstreckung nicht
erwarten läßt.

ß 658. (K. V. 8 658, G. § 709.) Durch die Pfändung erwirbt der Gläubiger
ein Pfandrecht an dem gepfändeten Gegenstande.

Kraft dieses Pfandrechts kann der Gläubiger aus dem gepfändeten Gegenstände
seine Befriedigung vor anderen Gläubigern des Schuldners verlangen. Der Gläubiger
behält dieses Recht auch gegenüber der Konkursmasse des Schuldners, unbeschadet der
Vorschriften, welche die Wirkungen der Konkurseröffnung auf die Gültigkeit der
Pfandrechte betreffen. Das Pfandrecht steht dem Rechte derjenigen Gläubiger nach,
welche kraft eines an dem gepfändeten Gegenstande ihnen zustehenden speziellen Pfand¬
oder Vorzugsrechts den Faustpfandgläubigern vorgehen.

Das durch eine frühere Pfändung begründete Pfandrecht geht demjenigen vor,
welches durch eine spätere Pfändung begründet wird.

8 659. (K. V. 8 638, G. 8 710.) Der Pfändung einer Sache kann ein Dritter,
welcher sich nicht im Besitze der Sache befindet, auf Grund eines Pfand- oder Vorzugs¬
rechts nicht widersprechen; er kann jedoch seinen Anspruch auf vorzugsweise Befriedigung
aus dem Erlöse bei dem Vollstreckungsgerichte geltend machen, ohne Rücksicht darauf,
ob seine Forderung fällig ist oder nicht.

Wird der Anspruch glaubhaft gemacht, so hat das Gericht die Hinterlegung des
Erlöses anzuordnen.

ß 660. (K. V. 8 660, G. 8 7N) Hat die Pfändung zu einer vollständigen Befrie¬
digung des Gläubigers nicht geführt oder macht dieser glaubhaft, daß er durch Pfändung
feine Befriedigung nicht vollständig erlangen könne, so ist der Schuldner auf Antrag
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verpflichtet, ein Verzeichnis seines Vermögens vorzulegen, in Betreff seiner Forderungen
den Grund und die Beweismittel zu bezeichnen, sowie den Offenbarungseid dahin
zu leisten:

daß er sein Vermögen vollständig angegeben und wissentlich nichts
verschwiegen habe.

>II. Zwangsvollstreckung in körperliche Sachen. > S. 112.

tz 661. (K. V, 8 Wl, G. § 712.) Die Pfändung der im Gewahrsam des Schuldners
befindlichen körperlichen Sachen wird dadurch bewirkt, daß der Gerichtsvollzieher die¬
selben in Besitz nimmt.

Am Gewahrsam des Schuldners sind die Sachen nur zu belassen, wenn der
Gläubiger einwilligt oder wenn ein anderes Verfahren mit erheblichen Schwierig¬
leiten verbunden ist. In diesem Falle ist die Wirksamkeit der Pfändung dadurch
bedingt, daß durch Anlegung von Siegeln oder auf sonstige Weise die Pfändung ersichtlich
gemacht ist.

Der Gerichtsvollzieher hat den Schuldner von der geschehenen Pfändung in
Kenntniß zu setzen.

ß 662. (K. V. 8 6«2, G. H 713.) Die vorstehenden Bestimmungen finden ent¬
sprechende Anwendung auf die Pfändung von Sachen, welche sich im Gewahrsam des
Gläubigers oder eines zur Herausgabe bereiten Dritten befinden.

H 663. (K. V. 8 663, G. § 714.) Früchte, welche von dem Boden nicht getrennt
sind, dürfen nicht früher als einen Monat vor der Reife gepfändet werden,

Z 664. (K. V. § 664, G. § 715.) Folgende Sachen sind der Pfändung nicht
unterworfen:

1) die Kleidungsstücke, die Betten, das Haus- und Küchengerät!), insbesondere
die Heiz- und Kochöfen, soweit diese Gegenstände für den Schuldner, seine
Familie und sein Gesinde unentbehrlich sind;

2) die für den Schuldner, seine Familie und sein Gesinde auf zwei Wochen
erforderlichen Nahrungs- und Feuerungsmittel;

3) eine Milchkuh oder statt einer solchen zwei Ziegen oder zwei Schafe nebst
dem zum Unterhalte und zur Streu für dieselben auf zwei Wochen
erforderlichen Futter und Stroh, sofern die bezeichneten Thiere für die
Ernährung des Schuldners, seiner Familie und seines Gesindes unent¬
behrlich sind;

4) bei Künstlern, Handwerkern, Hand- und Fabrikarbeitern die zur persön¬
lichen Ausübung des Berufs unentbehrlichen Gegenstände;

5) bei Personen, welche Landwirthfchaft betreiben/das zum Wirthschafts¬
betriebe erforderliche Geräth, Vieh- und Feldinventarium nebst dem
nöthigen Dünger, sowie die landwirtschaftlichen Erzeugnisse, welche zur
Fortsetzung der Wirthschaft bis zur nächsten Ernte erforderlich sind;

6) bei Offizieren, Beamten, Geistlichen, Lehrern an öffentlichen Unterrichts¬
anstalten, Rechtsanwälten und Notaren die zur Verwaltung des Dienstes
erforderlichen Gegenstände sowie anständige Kleidung;

?) bei Offizieren, Beamten, Geistlichen und Lehrern an öffentlichen Unter-
richtsanstlllten ein Geldbetrag, welcher dem der Pfändung nicht unter¬
worfenen Theile des Diensteinlommens oder der Pension für die Zeit von
der Pfändung bis zum nächsten Termine der Gehalts- oder Pensions¬
zahlung gleichkommt;

>8) das Inventarium der Posthaltereien; I S. 113
9) Orden und Ehrenzeichen;

10) die Bücher, welche zum Gebrauche des Schuldners und seiner Familie in
der Kirche oder zum Gebrauche seiner Kinder in der Schule bestimmt sind.

Z 665. (K. V. 8 665, G. 8 ?16.) Die gepfändeten Sachen sind von dem Gerichts¬
vollzieher öffentlich zu versteigern, Kostbarkeiten sind vor der Versteigerung durch einen
Sachverständigen abzuschätzen.
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Gepfändetes Geld ist dem Gläubiger abzuliefern. Die Wegnahme des Geldes
durch den Gerichtsvollzieher gilt als Zahlung von Seiten des Schuldners.

8 666. <K. V. § 666, O. 8 717) Die Versteigerung der gepfändeten Sachen darf
nicht vor Ablauf einer Woche seit dem Tage der Pfändung geschehen, sofern nicht der
Gläubiger und der Schuldner über eine frühere Versteigerung sich einigen oder die¬
selbe erforderlich ist, um die Gefahr einer beträchtlichen Werthsverringerung der zu
versteigernden Sache abzuwenden oder um unverhältnißmäßige Kosten einer längeren
Aufbewahrung zu vermeiden.

Die Versteigerung erfolgt in der Gemeinde, in welcher die Pfändung geschehen
ist, sofern nicht der Gläubiger und der Schuldner über einen anderen Ort sich einigen,

Zeit und Ort der Versteigerung sind unter allgemeiner Bezeichnung der zu
versteigernden Sachen öffentlich bekannt zu machen.

8 667. (K. V. 8 667, G. 8 718.) Der Zuschlag an den Meistbietenden erfolgt nach
dreimaligem Aufrufe.

Die Ablieferung einer zugeschlagenen Sache darf nur gegen baare Zahlung
geschehen.

Hat der Meistbietende nicht zu der in den Versteigerungsbedingungen bestimmten
Zeit oder in Ermangelung einer solchen Bestimmung nicht vor dem Schlüsse des Verstei-
gerungstermins die Ablieferung gegen Zahlung des Kaufgeldes verlangt, so wird die
Sache anderweit versteigert. Der Meistbietende wird zu einem weiteren Gebote nicht
zugelassen; er haftet für den Ausfall, auf den Mehrerlös hat er keinen Anspruch.

8 668. (K. V. 8 668, G. 8 719.) Die Versteigerung wird eingestellt, sobald der
Erlös zur Befriedigung des Gläubigers und zur Deckung der Kosten der Zwangs¬
vollstreckung hmreicht.

§ 669. (K. V. 8 669, G. 8 720.) Die Empfangnahme des Erlöses durch den
Gerichtsvollzieher gilt als Zahlung von Seiten des Schuldners.

8 670. (K. V. 8 670, G. 8 721.) Gold- und Silbersachen dürfen nicht unter
ihrem Gold- oder Silberwerthe zugeschlagen werden. Wird ein den Zuschlag gestattendes
Gebot nicht abgegeben, so kann der Gerichtsvollzieher den Verkauf aus freier Hand
zu dem Preise bewirken, welcher den Gold- oder Silberwerth erreicht.

Iß 671. (K. V. 8 671, G. 8 722.) Gepfändete Papiere auf Inhaber sind, wenn
sie einen Börsen- oder Marktpreis haben, von dem Gerichtsvollzieher aus freier Hand
zum Tageskurse zu verkaufen und, wenn sie einen solchen Preis nicht haben, nach den
allgemeinen Bestimmungen zu versteigern.

§ 673. (K. N. 8 672, O>. 8 724.) Ist ein Inhaberpapier auf den Namen ein¬
geschrieben (außer Kurs gesetzt), so kann der Gerichtsvollzieher durch das Vollstreckungs¬
gericht ermächtigt werden, die Aufhebung der Einschreibung (die Wiederinkurssetzung)
zu bewirken und die hierzu erforderlichen Erklärungen des Schuldners abzugeben.

8 673. (K. N. 8 673. G. 8 725.) Die Versteigerung gepfändeter, von dem Boden
noch nicht getrennter Früchte ist erst nach der Reife zulässig. Sie kann vor oder nach
der Trennung der Früchte erfolgen; im letzteren Falle hat der Gerichtsvollzieher die
Aberntung durch einen Dritten bewirken zu lassen.

8 674. (K. V. 8 674, G. 8 726.) Auf Antrag des Gläubigers oder des Schuldners
kann das Vollstreckungsgericht anordnen, daß die Verwerthung einer gepfändeten Sache
in anderer Weise oder an einem anderen Orte, als in den vorstehenden Paragraphen
bestimmt ist, stattzufinden habe oder daß die Versteigerung durch eine andere Person
als den Gerichtsvollzieher vorzunehmen sei.

8 675. (K. V. 8 673, G. 8 727.) Die Pfändung bereits gepfändeter Sachen wird
durch die in das Protokoll aufzunehmende Erklärung des Gerichtsvollziehers, daß er
die Sachen für seinen Auftraggeber pfände, bewirkt.

Ist die erste Pfändung durch einen anderen Gerichtsvollzieher bewirkt, so ist
diesem eine Abschrift des Protokolls zuzustellen.

Der Schuldner ist von den weiteren Pfändungen in Kenntniß zu setzen.
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8 676. (K, V, 8 «76, O. tz 728.) Auf den Gerichtsvollzieher, von welchem die
erste Pfändung bewirkt ist, geht der Auftrag des zweiten Gläubigers kraft Gesetzes über,
sofern nicht das Vollstreckungsgericht auf Antrag eines bethelligten Gläubigers oder
des Schuldners anordnet, daß die Verrichtungen jenes Gerichtsvollziehers von einem
anderen zu übernehmen seien. Die Versteigerung erfolgt für alle betheiligten Gläubiger.

Ist der Erlös zur Deckung der Forderungen nicht ausreichend und verlangt der
Gläubiger, für welchen die zweite oder eine spätere Pfändung erfolgt ist, ohne Zustim¬
mung der übrigen betheiligten Gläubiger eine andere Vertheilung als nach der Reihen¬
folge der Pfändungen, so hat der Gerichtsvollzieher die Sachlage unter Hinterlegung
des Erlöses dem Vollstreckungsgerichte anzuzeigen. Dieser Anzeige sind die auf das
Verfahren sich beziehenden Schriftstücke beizufügen.

In gleicher Weise ist zu verfahren, wenn die Pfändung für mehrere Gläubiger
gleichzeitig bewirkt ist.

I III. Zwangsvollstreckung in Forderungen und andere Vermögensrechte. >

8 677. (K. V. § 677, G. § 729.) Die gerichtlichen Handlungen, welche die Zwangs¬
vollstreckung in Forderungen und andere Vermögensrechte zum Gegenstände haben,
erfolgen durch das Vollstreckungsgericht.

Als Vollstreckungsgericht"ist das Amtsgericht, bei welchem der Schuldner im
Deutschen Reiche seinen allgemeinen Gerichtsstand hat, und in Ermangelung eines
solchen das Amtsgericht zuständig, bei welchem in Gemäßheit des 8 24.gegen den
Schuldner Klage erhoben werden kann.

8 678. (K. V. § 678, G. 8 730.) Soll eine Geldforderung gepfändet werden, so
hat das Gericht dem Drittschuldner zu verbieten, an den Schuldner zu zahlen. Zugleich
hat das Gericht an den Schuldner das Gebot zu erlassen, sich jeder Verfügung über
die Forderung, insbesondere der Einziehung derselben zu enthalten.

Der Gläubiger hat den Beschluß dem Schuldner und dem Drittschuldner zustellen
zu lassen.

Mit der Zustellung des Beschlusses an den Drittschuldner ist die Pfändung als
bewirkt anzusehen.

Z 679. (K. N. 8 679, G. 8 731.) Inwieweit die Pfändung einer Forderung in
das Hnpothekenbuch einzutragen und wie eine solche Eintragung zu erwirken ist, bestimmt
sich nach den Landesgesetzen.

§ 680. (K. V. 8 680, G. 8 732.) Die Pfändung von Forderungen aus Wechseln
und anderen Papieren, welche durch Indossament übertragen werden können, wird
dadurch bewirkt, daß der Gerichtsvollzieher diese Papiere in Besitz nimmt.

8 681. <K. V. 8 681, G. 8, 733.) Das Pfandrecht, welches durch die Pfändung
einer Gehaltsforderung oder einer ähnlichen in fortlaufenden Bezügen bestehenden
Forderung erworben "wird, erstreckt sich auch auf die nach der Pfändung fällig
werdenden Beträge.

8 682. (K. V. 8 682, G. 8 734.) Durch die Pfändung eines Diensteintommens
wird auch dasjenige Einkommen betroffen, welches der Schuldner in Folge der Versetzung
in ein anderes Amt, der Übertragung eines neuen Amtes oder einer Gehaltserhöhung
zu beziehen hat.

D,ese Bestimmung findet auf den Fall der Aenderung des Dienstherrn keine
Anwendung.

8 683. (K. V. 8 683, G. 8 735.) Vor der Pfändung ist der Schuldner über das
Pfändungsgesuch nicht zu hören.

8 684. (K. V. 8 684. G. 8 736.) Die gepfändete Geldforderung ist dem Gläu¬
biger nach seiner Wahl zur Einziehung oder an Zahlungsstatt zum Nennwerthe zu
überweisen.

Im letzteren Falle geht die Forderung auf den Gläubiger mit der Wirkung
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S. 116, I über, daß derselbe, soweit die Forderung besteht, wegen seiner Forderung an den
Schuldner als befriedigt anzusehen ist.

Der Gläubiger hat dem Schuldner und dem Drittschuldner den Beschluß, welcher
die Ueberweisung ausspricht, zustellen zu lassen.

8 685. (K. V. § 685, G. 8 737.) Die Ueberweisung ersetzt die förmlichen Erklä¬
rungen des Schuldners, von welchen nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts
die Berechtigung zur Einziehung der Forderung abhängig ist, insbesondere das
Indossament des Schuldners.

Der Schuldner ist verpflichtet, dem Gläubiger die über die Forderung vorhan¬
denen Urkunden herauszugeben. Die Herausgabe kann von dem Gläubiger im Wege
der Zwangsvollstreckung erwirkt werden.

ß 686. (K. V. Ze>86, G. 8 739.) Auf Verlangen des Gläubigers hat der Dritt¬
schuldner binnen zwei Wochen, von der Zustellung des Pfändungsbeschlusses an gerechnet,
dem Gläubiger zu erklären:

1) ob und inwieweit er die Forderung als begründet anerkenne und Zahlung
zu leisten bereit sei;

2) ob und wegen welcher Ansprüche die Forderung bereits für andere Gläubiger
gepfändet sei.

Die Aufforderung zur Abgabe dieser Erklärungen muß in die Zustellungsurkunde
aufgenommen werden. Der Drittschuldner haftet dem Gläubiger für den aus der
Nichterfüllung feiner Verpflichtung entstehenden Schaden.

Die Erklärungen des Drittschuldners können bei Zustellung des ,Pfändungs-
beschlusses oder innerhalb der im ersten Absätze bestimmten Frist an den Gerichts¬
vollzieher erfolgen. Im ersteren Falle sind dieselben in die Zustellungsurkunde auf¬
zunehmen und von dem Drittschuldner zu unterschreiben.

§ 687. (K. V. 8 687, G, § 740,) Der Gläubiger, welcher die Forderung einklagt,
ist verpflichtet, dem Schuldner gerichtlich den Streit zu verkünden, sofern nicht eine
Zustellung im Auslande oder eine öffentliche Zustellung erforderlich wird.

§ 688. (K. V. 8 688, G. 8 741,) Der Gläubiger, welcher die Beitreibung einer
ihm zur Einziehung überwiesencn Forderung verzögert, haftet dem Schuldner für den
daraus entstehenden Schaden.

8 689. (K. V. 8 689, G. 8 749.) Der Gläubiger kann auf die durch Pfändung
und Ueberweisung zur Einziehung erworbenen Rechte unbeschadet seines Anspruchs
verzichten. Die Verzichtleistung erfolgt durch eine dem Schuldner zuzustellende Erklärung.
Die Erklärung ist auch dem Drittschuldner zuzustellen.

8 690. (K. V. 8 690, G. 8 743) Ist die zur Einziehung überwiesene Forderung
eine bedingte oder eine betagte, oder ist ihre Einziehung wegen der Abhängigkeit von
einer Gegenleistung oder aus anderen Gründen mit Schwierigkeiten verbunden, so
kann das Gericht auf Antrag eine andere Art der Verwerthung anordnen.

S. 11?. l Vor dem Beschlusse, durch welchen dem Antrage stattgegeben wird, ist der
Gegner zu hören, sofern nicht eine Zustellung im Auslande "oder eine öffentliche
Zustellung erforderlich wird.

§ 691. (K. V. 8 691, G. 8 744.) Schon vor der Pfändung kann der Gläubiger
durch einen Gerichtsvollzieher dem Drittschuldner und dem Schuldner die Benach¬
richtigung, daß die Pfändung bevorstehe, zustellen lassen mit der Aufforderung an den
Drittschuldner, nicht an den Schuldner zu zahlen, und mit der Aufforderung an den
Schuldner, sich jeder Verfügung über die Forderung, insbesondere der Einziehung der¬
selben zu enthalten.

Die Benachrichtigung hat die Wirkung eines Arrestes (8 755), sofern die
Pfändung der Forderung innerhalb drei Wochen bewirkt wird. Die Frist beginnt
mit dem Tage, an welchem die Benachrichtigung dem Drittschuldner zugestellt ist.

8 692. (K V. 8 692, G. 8 745,) Die Zwangsvollstreckung in Ansprüche, welche
die Herausgabe oder Leistung körperlicher Sachen zum Gegenstande haben, erfolgt
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nach den Vorschriften der 88 678—691 unter Berücksichtigung der nachfolgenden
Bestimmungen.

H 693. (K. V. ^ 693, G. 8 746.) Bei der Pfändung eines Anspruchs, welcher eine
bewegliche körperliche Sache betrifft, ist anzuordnen, daß die Sache an einen vom
Gläubiger zu beauftragenden Gerichtsvollzieher herauszugeben sei.

Auf die Verwerthung der Sache finden die Vorschriften über die Verwerthung
gepfändeter Sachen Anwendung.

8 694. (K V. 8 694, G. § 747.) Bei Pfändung eines Anspruchs, welcher eine
unbewegliche Sache betrifft, ist anzuordnen, daß die Sache an emen auf Antrag des
Gläubigers vom Amtsgerichte der belegenen Sache zu bestellenden Sequester heraus¬
zugeben sei.

Die Zwangsvollstreckung in die herausgegebene Sache wird nach den für die
Zwangsvollstreckung in unbewegliche Sachen geltenden Vorschriften bewirkt.

8 695. (K. V, § «93, G. 8 748.) Eine Überweisung der im Z 692 bezeichneten
Ansprüche an Zahlungsstatt ist unzulässig.

8 696. (K. V. 8 698, G. 8 749.) Der Pfändung sind nicht unterworfen:
1) der Arbeits- oder Dienstlohn nach den Bestimmungen des Reichsgesetzes

vom 21. Juni 1869 (B.-G.-Bl. 1869. S. 242 und 1871 S. 63);
2) die auf gesetzlicherVorschrift beruhenden Alimentenforderungen;
3) die fortlaufenden Einkünfte, welche ein Schuldner aus Stiftungen oder

sonst auf Grund der Fürsorge und Freigebigkeit eines Dritten bezieht,
.insoweit der Schuldner zur Bestreitung des nothdürftigen Unterhalts für
sich, feine Ehefrau und feine noch unversorgten Kinder dieser Einkünfte
bedarf und nicht im Stande ist, diesen Unterhalt auf eine seinen Verhält¬
nissen angemessene Art selbst zu erwerben;

1 4) die aus Kranken-, Hülfs- oder Sterbekasfen, insbesondere aus Knappschafts- > S. 118.
lassen und Kassen "der Knappschaftsuereine zu beziehenden Hebungen;

5) der Sold und die Inualidenvension der Unteroffiziere und der Soldaten;
6) das Diensteinkommen der Militärpersonen, welche zu einem mobilen

Truppentheile oder zur Besatzung eines in Dienst gestellten Kriegsfahr-
zeuges gehören;

7) die Pensionen der Wittwen und Waisen uud die denselben aus Wittwen-
und Waisenkassen zukommenden Bezüge, die Erziehungsgelder und die
Studienstipendien, sowie die Pensionen invalider Arbeiter;

8) das Diensteinkommen der Offiziere, der Beamten, der Geistlichen und der
Lehrer an öffentlichen Unterrichtsanstalten; die Pension dieser Personen
nach deren Versetzung in einstweiligen oder dauernden Ruhestand, sowie
der nach ihrem Tode den Hinterbliebenen zu gewährende Sterbe- oder
Gnlldengehlllt,

Uebersteigen in den Fällen Nr. 7 und 8 das Diensteinkommen, die Pension oder
die sonstigen Bezüge die Summe von fünfzehnhundert Mark für das Jahr, fo ist der
dritte Theil des Mehrbetrags der Pfändung unterworfen. Die Pfändung ist ohne
Rücksicht auf den Betrag zulässig, wenn sie zur Befriedigung der Ehefrau und der
ehelichen Kinder des Schuldners wegen solcher Alimente beantragt wird, welche für die
Zeit nach Erhebung, der Klage und für das diesem Zeitpunkte vorausgehende letzte
Vierteljahr z^u entrichten sind.

Die Einkünfte, welche zur Bestreitung eines Dienstaufwandes bestimmt sind, und
der Servis der Offiziere und Militärbeamten sind weder der Pfändung unterworfen
noch bei der Ermittelung, ob und zu welchem Betrage ein Diensteinkommen der
Pfändung unterliege, zu berechnen.

8 697. <K. V. 8 697, G. 8 750.» Ist eine Geldforderung für mehrere Gläubiger
gepfändet, fo ist der Drittschuldner berechtigt und auf Verlangen eines Gläubigers,
welchem die Forderung überwiesen wurde, verpflichtet, unter Anzeige der Sachlage und
unter Aushändigung der ihm zugestellten Beschlüssean das Amtsgericht, dessen Beschluß
ihm zuerst zugestellt ist, den Schuldbetrag zu hinterlegen.
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ß 698. (K. V. 8 698, G. ß 731.) Ist ein Anspruch, welcher eine beweglichekörper¬
liche Sache betrifft, für mehrere Gläubiger gepfändet, so ist der Drittschuldner berechtigt
und auf Verlangen eines Gläubigers, welchem der Anspruch überwiesen wurde,
verpflichtet, die Sache unter Anzeige der Sachlage und unter Aushändigung der ihm
zugestellten Beschlüsse dem Gerichtsvollzieher herauszugeben, welcher nach dem ihm
zuerst zugestellten Beschlusse zur Empfangnahme der Sache ermächtigt ist. Hat der
Gläubiger einen solchen Gerichtsvollzieher nicht bezeichnet, so erfolgt dessen Ernennung
auf Antrag des Drittschuldners von dem Amtsgerichte des Orts, wo die Sache heraus¬
zugeben ist.

Ist der Erlös zur Deckung der Forderungen nicht ausreichend und verlangt der
Gläubiger, für welchen die >zweite oder eine spätere Pfändung erfolgt ist, ohne
Zustimmung der übrigen betheiligten Gläubiger eine andere Vertheilung, als nach der
Reihenfolge der Pfändungen, so hat der Gerichtsvollzieher die Sachlage unter Hinter-

S. 119. legung des Erlöses dem Amtsgerichte anzuzeigen, dessen Be I schluß dem Drittschuldner
zuerst zugestellt ist. Dieser Anzeige sind die auf das Verfahren sich beziehenden Schrift¬
stücke beizufügen.

In gleicher Weise ist zu verfahren, wenn die Pfändung für mehrere Gläubiger
gleichzeitig bewirkt ist.

§ 699. (K. V, 8. 699, O. § 752.) Betrifft der Anspruch eine unbewegliche
Sache, so ist der Drittschuldner berechtigt und auf Verlangen eines Gläubigers,
welchem der Anspruch überwiesen wurde, verpflichtet, die Sache unter Anzeige der
Sachlage und unter Aushändigung der ihm zugestellten Beschlüsse an den von dem
Amtsgerichte der belegenen Sache ernannten oder auf seinen Antrag zu ernennenden
Sequester herauszugeben.

ß 700. (K. V. 8 700, G. 8 753.) Jeder Gläubiger, welchem der Anspruch
überwiesen wurde, ist berechtigt, gegen den Drittschuldner Klage auf Erfüllung der
nach den Bestimmungen der ZZ 697—699 diesem obliegenden Verpflichtungen zu
erheben.

Jeder Gläubiger, für welchen der Anspruch gepfändet ist, kann sich dem Kläger
in jeder Lage des Rechtsstreits als Streitgenosse anschließen.

Der Drittschuldner hat die Gläubiger, welche die Klage nicht erhoben und dem
Kläger sich nicht angeschlossen haben, zum Termine der mündlichen Verhandlung zu
laden.

Die Entscheidung, welche in dem Rechtsstreite über den in der Klage erhobenen
Anspruch erlassen wird, ist für und gegen mmmtliche Gläubiger wirksam.

Gegen einen Gläubiger, welcher nicht zum Termine zur mündlichen Verhand¬
lung geladen ist, obgleich er von dem Drittschuldner hätte geladen werden sollen,
kann der Drittschuldner sich auf die ihm günstige Entscheidung nicht berufen.

Z 701. (K. V. 8 701, G. 8 754.) Auf die Zwangsvollstreckung in andere Ver¬
mögensrechte, welche nicht Gegenstand der Zwangsvollstreckung in das unbewegliche
Vermögen sind, finden die vorstehenden Bestimmungen entsprechende Anwendung.

Ist ein Drittschuldner nicht vorhanden, so ist die Pfändung mit dem Zeitpunkte
als bewirkt anzusehen, in welchem dem Schuldner das Gebot, sich jeder Verfügung
über das Recht zu enthalten, zugestellt ist.

Das Gericht kann bei der Zwangsvollstreckung in Rechte, welche nur in An¬
sehung der Ausübung veräußerlich sind, besondere Anordnungen erlassen. Es kann
insbesondere bei der Zwangsvollstreckung in Nutzungsrechte eine Verwaltung anordnen.
In diesem Falle wird die Pfändung durch Uebergabe der zu benutzenden Sache an
den Verwalter bewirkt, sofern sie nicht durch Zustellung des Beschlusses bereits vorher
bewirkt ist.

Ist die Veräußerung des Rechts selbst zulässig, so kann auch diese Veräußerung
von dem Gerichte angeordnet werden.
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ZMlttt titel.

Zwangsvollstreckung in das unvewegliche Vermögen.

H 702. (K. V. ß 702, G. 8 755.) Für die Zwangsvollstreckung in ein Grund¬
stück ist als Vollstreckungsgericht das Amtsgericht zuständig, in dessen Bezirke das
Grundstück belegen ist.

Die Zwangsvollstreckung wird von diesem Gerichte auf Antrag angeordnet.

I ß 703. (K. V. 8 703. G. § 756.) Ist es mit Rücksicht auf die Grenzen ver- 1 S. 120.
schiedener Amtsgerichtsbezirke ungewiß, welches Amtsgericht zuständig sei, oder ist das
Grundstück in den Bezirken verschiedener Amtsgerichte belegen, so ist auf Antrag eines
Betheiligten von dem zunächst höheren Gerichte unter Berücksichtigung der im Z 36
enthaltenen Vorschriften eines dieser Gerichte zum Vollstreckungsgerichte zu bestellen.

Dieselbe Anordnung kann getroffen werden, wenn die Zwangsvollstreckung in
mehrere Grundstücke desselben Schuldners, welche in verschiedenen Amtsgerichtsbezirken
belegen sind, beantragt wird.

ß 704. (K. V. 8 704, G. 8 757.) Die Zwangsvollstreckung in das unbewegliche
Vermögen einschließlich des mit derselben verbundenen Aufgebots- und Vertheilungs-
verfahrens bestimmt sich nach den Landesgesetzen.

Nach den Landesgesetzen bestimmt sich insbesondere auch, welche Sachen und
Rechte in Ansehung der Zwangsvollstreckung zum unbeweglichen Vermögen gehören,
inwiefern der Gläubiger berechtigt ist, seine Forderung in das Hypothekenbuch ein¬
tragen zu lassen, und wie die Eintragung zu bewirken "ist.

Entstehen in dem die Zwangsvollstreckung betreffenden Verfahren Rechtsstreitig¬
keiten, welche in einem besonderen Prozesse zu erledigen sind, so erfolgt die Erledigung
nach den Bestimmungen dieses Gesetzbuchs. Auf Vertheilungsstreitigkeiten finden die
HZ 712—715 entsprechende Anwendung.

Dlltttt Titel.
Uerthei tun gsv erfahren.

8 705. (K, N. 8 705, G. 8 758.) Das Vertheilungsverfahren tritt ein, wenn
bei der Zwangsvollstreckung in das bewegliche Vermögen ein Geldbetrag hinterlegt
ist, welcher zur Befriedigung der betheiligten Gläubiger nicht hinreicht.

§ 706. (K. V. 8 706, G. 8 759.) Das zuständige Amtsgericht (Z§ 676, 69?
bis 699) hat nach Eingang der Anzeige über die Sachlage an jeden der betheiligten
Gläubiger die Aufforderung zu erlassen, binnen zwei Wochen eine Berechnung der
Forderung an Kapital, Zinsen, Kosten und sonstigen Nebenforderungen einzureichen,

8 707. (K. V. 8 707, G. 8 760.) Nach Ablauf der zweiwöchigen Fristen wird
von dem Gerichte ein Theilungsplan angefertigt.

Der Betrag der Kosten des Verfahrens "ist von dem Bestände der Masse vor¬
weg in Abzug zu bringen.

Die Forderung eines Gläubigers, welcher bis zur Anfertigung des Theilungs-
plans der an ihn gerichteten Aufforderung nicht nachgekommen ist, wird nach der
Anzeige und deren Unterlagen berechnet. Eine nachträgliche Ergänzung der Forderung
findet nicht statt.

Z 708. (K. V. 8 708, G. 8 761.) Das Gericht hat zur Erklärung über den
Theilungsplan sowie zur Aus I führung der Vertheilung einen Termin zu bestimmen. > S. 121.
Der Theilungsplan muß spätestens drei Tage vor dem Termine auf der Gerichts¬
schreiberei zur Einsicht der Betheiligten niedergelegt werden.

Die Ladung des Schuldners zu dem Termine ist nicht erforderlich, wenn sie
durch Zustellung im Auslande oder durch öffentliche Zustellung erfolgen müßte.

Z 709. (K. V. 8 709, G. 8 762.) Wird in dem Termine ein Widerspruch gegen
den Plan nicht erhoben, so ist dieser zur Ausführung zu bringen. Erfolgt ein
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Widerspruch, so hat sich jeder bei demselben betheiligte Gläubiger sofort zu erklären.
Wird der Widerspruch von den Betheiligten als begründet anerkannt oder kommt
anderweit eine Einigung zu Stande, so ist der Plan demgemäß zu berichtigen. Wenn
ein Widerspruch sich nicht erledigt, so erfolgt die Ausführung des Plans insoweit,
als der Plan durch den Widerspruch nicht betroffen wird.

Z 710. (K. V. 8 710, G. 8 763.) Gegen einen Gläubiger, welcher in dem Termine
weder erschienen ist noch vor dem Termine bei dem Gerichte Widerspruch erhoben
hat, wird angenommen, daß er mit der Ausführung des Plans einverstanden sei.

Ist ein in dem Termine nicht erschienener Gläubiger bei dem Widersprüche
betheiligt, welchen ein anderer Gläubiger erhoben hat, so "wird angenommen, daß er
diesen Widerspruch nicht als begründet anerkenne.

8 711. (K. V. 8 711, G. 8 764.) Der widersprechende Gläubiger muß ohne
vorherige Aufforderung binnen einer Frist von einem Monate, welche mit dem Termins¬
tage beginnt, dem Gerichte nachweisen, daß er gegen die betheiligten Gläubiger Klage
erhoben habe. Nach fruchtlosem Ablaufe dieser Frist wird die Ausführung des Plans
ohne Rücksicht auf den Widerspruch angeordnet.

Die Befugniß des Gläubigers, welcher dem Plane widersprochen hat, ein
besseres Recht gegen den Gläulnger, welcher einen Geldbetrag nach dem Plane
erhalten hat, im Wege der Klage geltend zu machen, wird durch die Versäumung
der Frist und durch die Ausführung des Plans nicht ausgeschlossen.

8 712. (K. V. ß 712, G. 8 765.) Die Klage ist bei dem Vertheilungsgerichte
und, wenn der Streitgegenstand zur Zuständigkeit der Amtsgerichte nicht gehört, bei
dem Landgerichte zu erheben, in dessen Bezirke das Vertheilungsgericht seinen Sitz hat.

Das Landgericht ist für sämmtliche Klagen zuständig, wenn seine Zuständigkeit
nach dem Inhalte der erhobenen und in dem Termine nicht zur Erledigung gelangten
Widersprüche auch nur in Betreff einer Klage begründet ist, sofern nicht die sämmt¬
lichen betheiligten Gläubiger vereinbaren, daß das Vertheilungsgericht über alle
Widersprüche entscheiden solle.

Z 713. (K. V. 8 713, G- 8 766) In dem Urtheile, durch welches über einen
erhobenen Widerspruch entschieden wird, ist zugleich zu bestimmen, an welche Gläubiger
und in welchen Beträgen der streitige Theil der Masse auszuzahlen sei. Wird dies
nicht für angemessen erachtet, so ist die Anfertigung eines neuen Planes und ein
anderweites Vertheilungsuerfahren in dem Urtheile anzuordnen.

l S. 122. 1 8 714. (K. V, § 714, G. 8 767.) Das Versäumnißurtheil gegen einen wider¬
sprechenden Gläubiger ist dahin zu erlassen, daß der Widerspruch als zurückgenommen
anzusehen sei.

§ 715. (K. V. 8 71S, G. 8 768.) Auf Grund des erlassenen Urtheils wird die
Auszahlung oder das anderweite Vertheilungsuerfahren von dem Vertheilungsgerichte
angeordnet.

Dritter Abschnitt.
Zwangsvollstreckung zur Orwirkung der Herausgabe von Sachen und

zur ErWirkung von Handlungen oder Unterlassungen.
8 716. (K. V, 8 716, G. 8 769.) Hat der Schuldner eine bewegliche Sache oder

eine Quantität bestimmter beweglicher Sachen herauszugeben, so sind dieselben von
dem Gerichtsvollzieher ihm wegzunehmen und dem Gläubiger zu übergeben.

Wiro die herauszugebende Sache nicht vorgefunden, so ist der Schuldner
uervflichtet, auf Antrag des Gläubigers den Offenbarungseid dahin zu leisten:

daß er.die Sache nicht besitze, auch nicht wisse, wo die Sache sich befinde.
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Die Verpflichtung des Schuldners zur Eidesleistung erlischt durch Leistung des
Interesse.

8 717. <K. V. 8 717, G. § 771.) Hat der Schuldner eine unbewegliche Sache
oder ein bewohntes Schiff herauszugeben, zu überlassen oder zu räumen, so hat der
Gerichtsvollzieher den Schuldner aus dem Besitze zu setzen und den Gläubiger in den
Besitz einzuweisen.

Bewegliche Sachen, welche nicht Gegenstand der Zwangsvollstreckung sind,
weiden von dem Gerichtsvollzieher weggeschafft und dem Schuldner oder, wenn dieser
abwesend ist, einem Bevollmächtigten desselben oder einer zur Familie des Schuldners
gehörigen oder in dieser Fannlie dienenden erwachsenen Person übergeben oder zur
Verfügung gestellt.

Ist weder der Schuldner noch eine der bezeichneten Personen anwesend, so hat
der Gerichtsvollzieher die Sachen auf Kosten des Schuldners in das Pfandlokal zu
schaffen ooer anderweit in Verwahrung zu bringen.

Verzögert der Schuldner die Anforderung, so kann das Vollstreckungsgericht
den Verkauf der Sachen und die Hinterlegung des Erlöses anordnen.

8 718. (K. V. 8 718, G. 8 772.) Befindet sich eine herauszugebende Sache im
Gewahrsam eines Dritten, so ist dem Gläubiger auf dessen Antrag der Anspruch des
Schuldners auf Heraus I gäbe der Sache nach den Vorschriften zu überweisen, welche! S. 123.
die Pfändung einer Geldforderung betreffen.

§ 719. <K. V. 8 719, G. 8 773.) Erfüllt der Schuldner die Verpflichtung nicht,
eine Handlung vorzunehmen, deren Vornahme durch einen Dritten erfolgen kann, fo
ist der Gläubiger von dem Prozeßgerichte erster Instanz auf Antrag zu ermächtigen,
auf Kosten des Schuldners die Handlung vornehmen zu lassen.

Der Gläubiger kann zugleich beantragen, den Schuldner zur Vorauszahlung
der Kosten zu uerurtheilen, welche durch die Vornahme der Handlung entstehen
werden, unbeschadet des Rechts auf eine Nachfordern««,, wenn die Vornahme der
Handlung einen größeren Kostenaufwand verursacht.

8 720. (K. V. 8 720, G. 8 774.) Kann eine Handlung durch einen Dritten
nicht vorgenommen werden, so ist, wenn sie ausschließlich von dem Willen des
Schuldners abhängt, auf Antrag von dem Prozeßgerichte erster Instanz zu erkennen,
daß der Schuldner zur Vornahme der Handlung durch Geldstrafen bis zum Gefammt-
betrage von fünfzehnhundert Mark oder durch Haft anzuhalten sei.

Diese Bestimmung kommt im Falle der Verurteilung zur Eingehung einer
Ehe nicht und im Falle der Verurtheilung zur Herstellung des ehelichen Lebens nur
insoweit zur Anwendung, als die Landesgesetze die Erzwingung der Herstellung des
ehelichen Lebens für zulässig erklären.

8 721. (K. V. 8 721, G. 8 775.) Handelt der Schuldner der Verpflichtung zu¬
wider, eine Handlung zu unterlassen oder die Vornahme einer Handlung zu dulden,
so ist er wegen einer jeden Zuwiderhandlung auf Antrag des Gläubigers von dem
Prozeßgerichte erster Instanz zu einer Geldstrafe bis zu fünfzehnhundert Mark oder
zur Strafe der Haft bis zu fechs Monaten zu verurtheilen.

Der Verurtheilung muß eine Strafandrohung vorausgehen, welche, wenn sie
in dem die Verpflichtung ausfprechenden Urtheile nicht enthalten ist, auf Antrag von
dem Prozeßgerichte erster Instanz erlassen wird.

§ 722. (K, V. 8 722, G. 8 77«.) Die in Gemäßheit der 88 719—721 zu
erlassenden Entscheidungen können ohne vorgängige mündliche Verhandlung erfolgen.
Vor der Entscheidung ist der Schuldner zu hören.

8 723. (K. V. 8 723, G. 8 777.) Leistet der Schuldner Widerstand gegen die
Vornahme einer Handlung, welche er nach den Bestimmungen der 88 719, 721 zu
dulden hat, so kann der Gläubiger zur Beseitigung des Widerstandes einen Gerichts¬
vollzieher zuziehen, welcher nach den Bestimmungen des 8 62/ Abs. 3 zu verfahren hat.

8 724. (K. V. 8 724, G. 8 778.) Durch die Bestimmungen dieses Abschnitts
wird das Recht des Gläubigers'nicht berührt, die Leistung des Interesse zu verlangen.
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Den Anspruch auf Leistung des Interesse hat der Gläubiger im Wege der
Klage bei dem Prozeßgerichte erster Instanz geltend zu machen.

l S. 124. > Z 725. (K. V. 8 72S. G. 8 779.) Ist der Schuldner zur Abgabe einer Willens¬
erklärung verurtheilt, so gilt die Erklärung als abgegeben, sobald das Urtheil die
Rechtskraft erlangt hat.

Diese Bestimmung kommt im Falle der Verurtheilung zur Eingehung einer
Ehe nicht zur Anwendung.

Vierter Abschnitt.
Offenbarungseid und Haft.

§ 726. (K. V. 8 726, G. 8 780.) Für die Abnahme des Offenbarungseides ist
das Amtsgericht, in dessen Bezirke der Schuldner im Deutschen Reiche seinen Wohnsitz
oder in Ermangelung eines solchen seinen Aufenthaltsort hat, als Vollstreckungsgericht
zuständig.

8 727. (K. V. § 727, G. 8 781.) Das Verfahren beginnt mit der Ladung des
Schuldners zur Leistung des Offenbarungseides.

Bestreitet der Schuldner die Verpflichtung zur Leistung des Eides, so ist von
"dem Gerichte durch Urtheil über den Widerspruch zu entscheiden. Die Eidesleistung
erfolgt erst nach Eintritt der Rechtskraft des Urtheils.

8 728. (K. V. § 728, G. 8 782.) Gegen den Schuldner, welcher in dem zur
Leistung des Offenbarungseides bestimmten Termine nicht erscheint oder die Leistung
des Eides ohne Grund verweigert, hat das Gericht zur Erzwingung der Eidesleistung
guf Antrag die Haft anzuordnen.

8 729. (K. V. 8 729, G. 8 783.) Der verhaftete Schuldner kann zu jeder Zeit
bei dem Amtsgerichte des Haftorts beantragen, ihm den Eid abzunehmen. Dem
Antrage ist ohne Verzug stattzugeben.

Nach Leistung des Eides wird der Schuldner aus der Haft entlassen und der
Gläubiger hiervon m Kenntniß gesetzt.

Z 730. (K. V. 8 730, G. 8 784.) Ein Schuldner, welcher den im 8 660 er¬
wähnten Offenbarungseid geleistet hat, ist zur nochmaligen Leistung des Eides auch
einem anderen Gläubiger gegenüber nur verpflichtet, wenn glaubhaft gemacht wird,
daß er später Vermögen erworben habe.

8 731. (K. V. 8 731, G. 8 785.) Die Haft ist unstatthaft:
1) gegen Mitglieder einer deutschen gesetzgebendenVersammlung wahrend der

Sitzungsperiode, sofern nicht die Versammlung die Vollstreckung genehmigt;
S. 125. >2) gegen Militärpersonen, welche zu emem mobilen Truppentheile oder zur

Besatzung eines in Dienst gestellten Kriegsfahrzeuges gehören;
3) gegen den Schiffer, die Schiffsmannschaft uno alle übrigen auf einem

Seeschiffe angestellten Personen, wenn das Schiff zum Abgehen fertig
(segelfertig) ist.

8 732. (K. V. 8 732, G ß 786.) Die Haft wird unterbrochen:
1) gegen Mitglieder einer deutschen gesetzgebenden Versammlung für die

Dauer der Sitzungsperiode, wenn die Versammlung die Freilassung
verlangt:

2) gegen Militärpersonen, welche zu einem mobilen Truppentheile oder auf
ein in Dienst gestelltes Kriegsfahrzeug einberufen werden, für die Dauer
dieser Verhältnisse.

§ 733. (K. V. § 733, G. 8 787.) Gegen einen Schuldner, dessen Gesundheit
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durch die Vollstreckung der Haft einer nahen und erheblichen Gefahr ausgesetzt wird,
darf, so lange dieser Zustand dauert, die Haft nicht vollstreckt weiden.

H 734. (K. V. 8 734, G. § 789.) Das Gericht hat bei Anordnung der Haft
einen Haftbefehl zu erlassen, in welchem der Gläubiger, der Schuldner und der Grund
der Verhaftung zu bezeichnen sind.

§ 735. (K. V. ß 735, G. 8 790.) Die Verhaftung des Schuldners erfolgt durch
einen Gerichtsvollzieher. Der Haftbefehl mutz bei der Verhaftung dem Schuldner
vorgezeigt und auf Begehren abschriftlich mitgetheilt werden.

§ 736. (K. V. § 736, G. 8 791.) Vor der Verhaftung eines Beamten, eines
Geistlichen oder eines Lehrers an öffentlichen Unterrichtsanstalten ist der vorgesetzten
Dienstbehörde von dem Gerichtsvollzieher Anzeige zu machen. Die Verhaftung darf
erst erfolgen, nachdem die vorgesetzte BeHürde für die dienstliche Vertretung des
Schuldners gesorgt hat. Die Behörde ist verpflichtet, ohne Verzug die erforderlichen
Anordnungen zu treffen und den Gerichtsvollzieher hiervon in Kenntniß zu setzen.

§ 737. (K. V. Z 737, G. 8 792.) Der Gläubiger hat die Kosten, welche durch
die Haft entstehen, einschließlich der Verpftegungstosten von Monat zu Monat vor¬
auszuzahlen. Die Aufnahme des Schuldners in das Gefängniß ist unstatthaft, wenn
nicht mindestens für einen Monat die Zahlung geleistet ist. Wird die Zahlung nicht
spätestens bis zum Mittage des letzten Tages erneuert, für welchen sie geleistet ist,
so wird der Schuldner von Amtswegen aus der Haft entlassen. Gegen den Schuldner,
welcher aus diesem Grunde oder ohne sein Zuthun auf Antrag des Gläubigers
entlassen ist, findet auf Antrag desselben Gläubigers eine Erneuerung der Haft
nicht statt.

§ 738. (K. V. 8 738, G. 8 793.) Soll die Haft gegen eine dem aktiven Heere
angehörende Militärperson vollstreckt werden, fo hat das Gericht die vorgefetzte
Militärbehörde um die Vollstreckung zu ersuchen.

l ß 739. (K. V. ß 739, G. 8 794.) DieHllft darf die Dauer von fechs Monaten > S. 126.
nicht übersteigen. Nach Ablauf der sechs Monate wird der Schuldner von Amts¬
wegen aus der Haft entlassen.

8 740. (K. V. 8 740, G. 8 795.) Ein Schuldner, gegen welchen wegen Ver¬
weigerung des im Z 660 erwähnten Offenbarungseides eine Haft von fechs Monaten
vollstreckt ist, kann auch auf Antrag eines anderen Gläubigers von Neuem zur Leistung
dieses Eides durch Haft nur angehalten werden, wenn glaubhaft gemacht wird, daß
der Schuldner später Vermögen erworben habe.

Fünfter Abschnitt.
Arrest und einstweilige Verfügungen.

§ 741. <K. V. 8 741, G. 8 796.) Der Arrest findet zur Sicherung der Zwangs¬
vollstreckung in das bewegliche «der unbewegliche Vermögen wegen einer Geldforde¬
rung oder wegen eines Anspruchs statt, welcher in eine Geldforderung übergehen kann.

Die Zulässigkeit des Arrestes wird dadurch nicht ausgeschlossen, datz der An¬
spruch ein betagter ist.

§ 742. (K. V. 8 749, G. 8 797.) Der dingliche Arrest findet statt, wenn zu
besorgen ist, daß ohne dessen Verhängung die Vollstreckung des Urtheils vereitelt
oder wesentlich erschwert werden würde.

Als ein zureichender Nrrestgrund ist es anzusehen, wenn das Urtheil im Aus¬
lande vollstreckt werden mutzte.

§ 743. (K. V. 8 743, G. 8 798.) Der persönliche Sicherheitsarrest findet nur
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statt, wenn er erforderlich ist, um die gefährdete Zwangsvollstreckung in das Vermögen
eines zahlungsfähigen Schuldners zu sichern.

§ 744. (K. V. 8 744, O. 8 799.) Für die Anordnung des Arrestes ist sowohl
das Gericht der Hauptsache als das Amtsgericht zuständig, in dessen Bezirke der mit
Arrest zu belegende Gegenstand oder die in ihrer persönlichen Freiheit zu beschrän¬
kende Person sich befindet.

§ 745. lk. V. 8 745, G. 8 80«.) Das Gesuch soll die Bezeichnung des Anspruchs
unter Angabe des Geldbetrags oder des Geldwerths sowie die Bezeichnung des
Arrestgrundes enthalten.

Der Anspruch und der Arrestgrund sind glaubhaft zu machen.
Das Gesuch kann vor dem Gerichtsschreiliel zu Protokoll erklärt werden.

! S. 127. ! 8 746. (K, V, 8 746, G. 8 801,) Die Entscheidung kann ohne vorgängige münd¬
liche Verhandlung erfolgen.

Das Gericht kann, auch wenn der Anspruch oder der Arrestgrund nicht glaubhaft
gemacht ist, den Arrest anordnen, sofern wegen der dem Gegner drohenden Nachtheile
eine nach freiem Ermessen zu bestimmende Sicherheit geleistet wird. Es kann die Anord¬
nung des Arrestes von einer solchen Sicherheitsleistung abhängig machen, selbst wenn
der Anspruch und der Arrestgrund glaubhaft gemacht sind.

Z 747. lK. V. 8 747, G. 8 802.) Die Entscheidung über das Gesuch erfolgt im
Falle einer vorgängigen mündlichen Verhandlung durch Endurtheil, anderenfalls durch
Beschluß,

Den Beschluß, durch welchen ein Arrest angeordnet wird, hat die Partei, welche
den Arrest erwirkt hat, zustellen zu lassen.

Der Beschluß, durch welchen das Airestgesuch zurückgewiesen oder vorrangige
Sicherheitsleistung für erforderlich erklärt wird, ist dem Gegner nicht mitzutheilen.

§ 748. (K. V. 8 748, G. 8 803,) In dem Arrestbefehle ist ein Geldbetrag festzu¬
stellen, durch dessen Hinterlegung die Vollziehung des Arrestes gehemmt und der
Schuldner zu dem Antrage auf Aufhebung des vollzogenen Arrestes berechtigt wird,

8 749. (K. V. 8 749, G. 8 804.) Gegen den Beschluß, durch welchen ein Arrest
angeordnet wird, findet Widerspruch statt.

Die widersprechende Partei hat den Gegner unter Mittheilung der Gründe, welche
sie für die Aufhebung des Arrestes geltend machen will, zur mündlichen Verhandlung
zu laden.

Durch Erhebung des Widerspruchs wird die Vollziehung des Arrestes nicht
gehemmt.

S 750. <K. V. 8 750, G, 8 803.) Wird Widerspruch erhoben, so ist über die Recht-
mäßigseit des Arrestes durch Endurtheil zu entscheiden.

"Das Gericht kann den Arrest ganz oder theilweise bestätigen, abändern oder auf¬
heben, auch die Bestätigung, Abänderung oder Aufhebung von einer nach freiem Ermessen
zu bestimmenden Sicherheitsleistung abhängig machen.

8 751. (K. V. 8 751, G- 8 806.) Ist die Hauptsache nicht anhängig, so hat das
Arrestgericht auf Antrag ohne vorgängige mündliche Verhandlung anzuordnen, daß die
Partei, welche den Arrestbefehl erwirkt hat, binnen einer zu bestimmenden Frist Klage
zu erheben habe. '

Wird dieser Anordnung nicht Folge geleistet, so ist auf Antrag die Aufhebung
des Arrestes durch Vndurtheil auszusprechen.

§ 752. (K. V. 8 752, G. 8 807.) Auch nach der Bestätigung des Arrestes kann
wegen veränderter Umstände, insbesondere wegen Erledigung des Arrestgrundes oder

l S. 128. auf Grund des Erbietens > zu einer nach freiem richterlichen Ermessen zu bestimmenden
Sicherheitsleistung die Aufbebung des Arrestes beantragt werden.

Die Entscheidung ist durch Vndurtheil zu erlassen; sie erfolgt durch das Gericht,
welches den Arrest angeordnet hat, und wenn die Hauptsache anhängig ist, durch das
Gericht der Hauptsache.
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8 753. (K. V. § 753, G. 8 808,) Auf die Vollziehung des Arrestes finden die
Vorschriften über die Zwangsvollstreckung entsprechende Anwendung, soweit nicht die
nachfolgenden Paragraphen abweichende Bestimmungen enthalten.

8 754. (K. V, 8 754, G. 8 809.) Arrestbefehle bedürfen der Vollstreckungsklausel
nur in dem Falle, wenn nach Erlassung der Befehle eine Rechtsnachfolge auf Seiten
des Gläubigers oder des Schuldners eingetreten ist.

Die Vollziehung des Arrestbefehls ist unstatthaft, wenn feit dem Tage, an
welchem der Befehl verkündet oder der Partei, auf deren Gesuch derselbe erging,
zugestellt ist, zwei Wochen verstrichen sind.

8 755. (K. V. 8 755. G. 8 «w.) Die Vollziehung des Arrestes in bewegliches
Vermögen wird durch Pfändung bewirkt. Die Pfändung erfolgt nach denselben
Grundsätzen, wie jede andere Pfändung und begründet ein Pfandrecht mit den im
§ 658 bestimmten Wirtungen. Für die Pfändung einer Forderung ist das Arrest¬
gericht als Vollstreckunqsgericht zuständig.

Gepfändetes Geld und ein im Vertheilungsuerfahren auf den Gläubiger
fallender Betrag des Erlöses werden hinterlegt.

Das Vollstreckungsgericht kann auf Antrag anordnen, daß eine beweglichekörper¬
liche Sache, wenn sie oer Gefahr einer beträchtlichen Werthsverringerung ausgesetzt
ist oder wenn ihre Aufbewahrung unuerhältnihmäßige Kosten verursachen würde,
versteigert und der Erlös hinterlegt werde.

8 756. (K. V. 8 75«, G. 8 811.) Die Vollziehung des Arrestes in unbewegliches
Vermögen bestimmt sich nach den Landesgesetzen.

§ 757. sK. V. 8 757. G. 8 812.) Die Vollziehung des persönlichen Sicherheits-
arrestes richtet sich, wenn sie durch Haft erfolgt, nach den Vorschriften der 88 731—739
und, wenn sie durch sonstige Beschränkung der persönlichen Freiheit erfolgt, nach den
vom Arrestgerichte zu treffenden besonderen Anordnungen, für welche die Beschrän¬
kungen der Haft maßgebend sind.

8 758. (K, V, 8 758, G. 8 813.) Die Aufhebung eines vollzogenen Arrestes
gegen Hinterlegung des in dem Arrestbefehle festgestellten Geldbetrags erfolgt von
dem Vollstreckungsgerichte.

Das Vollstreckungsgericht kann die Aufhebung des Arrestes auch anordnen, wenn
die Fortdauer besondere Aufwendungen erfordert und die Partei, auf deren Gesuch
der Arrest verhängt wurde, den nöthigen Geldbetrag nicht vorschießt.

l Die in diesem Paragraphen erwähnten Entscheidungen können ohne vorgängige > S. 129.
mündliche Verhandlung erfolgen.

Gegen den Beschluß, durch welchen der Arrest aufgehoben wird, findet sofortige
Beschwerde statt.

8 759. (K. V. ß 759, G. 8 814.) Einstweilige Verfügungen in Beziehung auf
den Streitgegenstand sind zulässig, wenn zu besorgen ist, daß durch eine Veränderung
des bestehenden Zustandes die Verwirklichung des Rechts einer Partei vereitelt oder
wesentlich erschwert werden könnte.

8 760. (K. V. § 760, G. 8 815.) Auf die Unordnung einstweiliger Verfügungen
und das weitere Verfahren finden die Vorschriften über die Anordnung von Arresten
und über das Arrestverfahren entsprechende Anwendung, soweit nicht die nachfolgenden
Paragraphen abweichende Vorschriften enthalten,

8 761. (K. V. 8 761, G. 8 816.) Für die Erlassung einstweiliger Verfügungen
ist das Gericht der Hauptsache zuständig.

Die Entscheidung kann in dringenden Fällen ohne vorgängige mündliche Ver¬
handlung erfolgen.

8 762. (K. V. 8 762, G. 8 «17.) Das Gericht bestimmt nach freiem Ermessen,
welche Anordnungen zur Erreichung des Zweckes erforderlich sind.

Die einstweilige Verfügung kann auch in einer Sequestration sowie darin
bestehen, daß dem Gegner eine Handlung geboten oder verboten, insbesondere die
Veräußerung, Belastung oder Verpfändung eines Grundstücks untersagt wird.

Materialien zur Civilprozeßordnung, 7
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L 763. (K. V. § 763, G. 8 818.) Nur unter besonderen Umständen kann die
Aufhebung einer einstweiligen Verfügung gegen Sicherheitsleistung gestattet werden,

Z 764. (K. V. 8 764, G. § 819,) Einstweilige Verfügungen sind auch zum
Zwecke der Regelung eines einstweiligen Zustandes in Bezug auf ein streitiges Rechts-
Verhältniß zulässig, sofern diese Regelung, insbesondere bei dauernden Rechtsverhält¬
nissen zur Abwendung wesentlicher Nachtheile oder zur Verhinderung drohender
Gewalt oder aus anderen Gründen nöthig erscheint.

8 765. (K. V. 8 763, G. § 820.) In dringenden Fällen kann das Amtsgericht,
in dessen Bezirke sich der Streitgegenstand befindet, eine einstweilige Verfügung
erlassen, unter Bestimmung einer Frist, innerhalb welcher der Gegner zur mündlichen
Verhandlung über die Rechtmäßigkeit der einstweiligen Verfügung vor das Gencht
der Hauptsache zu laden ist.

Nach fruchtlosem Ablaufe der Frist hat das Amtsgericht auf Antrag die erlassene
Verfügung aufzuheben.

Die in diesem Paragraphen erwähnten Entscheidungen des Amtsgerichts können
ohne vorgängige mündliche Verhandlung erfolgen.

> S. 130. I H 766. (K, V. 8 766, G. 8 821.) Als Gericht der Hauptsache im Sinne der
Bestimmungen dieses Abschnitts ist, wenn die Hauptsache in der Berufungsinstanz
anhängig ist, das Berufungsgericht anzusehen.

ß 767. (K. V. 8 767, G. 8 822.) In dringenden Fällen kann der Vorsitzende
über die in diesem Abschnitte erwähnten Gesuche, sofern deren Erledigung eine vor¬
gängige mündliche Verhandlung nicht erfordert, anstatt des Gerichts entscheiden.

Neuntes Buch.
Aufgebotsverfahren.

Z 768. (K. V. 8 768, G. 8 8W.) Eine öffentliche gerichtliche Aufforderung zur
Anmeldung von Ansprüchen oder Rechten findet mit der Wirkung, daß die Unterlassung
der Anmeldung einen Rechtsnachtheil zur Folge hat, nur in den durch das Gesetz
bestimmten Fällen statt.

Für das Aufgebotsverfahren ist das durch das Gesetz bestimmte Gericht zuständig.

Z 769. (K. V. 8 769, G. 8 824.) Der Antrag kann schriftlich oder zum Protokolle
des Gerichtsschreibers gestellt werden. Die Entscheidung kann ohne vorgängige münd¬
liche Verhandlung erfolgen.

Ist der Antrag zulässig, so hat das Gericht das Aufgebot zu erlassen. In
dasselbe ist insbesondere aufzunehmen:

1) die Bezeichnung des Antragstellers;
2) die Aufforderung, die Ansprüche und Rechte spätestens im Aufgebots-

termine anzumelden;
3) die Bezeichnung der Rechtsnachtheile, welche eintreten, wenn die Anmel¬

dung unterbleibt;
4) die Bestimmung eines Aufgebotstermins.

Z 770. (K. V. 8 770, G. 8 825.) Die öffentliche Bekanntmachung des Auf¬
gebots erfolgt durch Anheftung an die Gerichtstafel und durch Einrückung in das
Reichscentralblatt, außerdem aber, sofern nicht das Gesetz für den betreffenden Fall
eine abweichende Anoronung getroffen hat, nach den im ß 180 für Ladungen gegebenen
Vorschriften,
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> § 771. (K, V. 8 771, G. 8 826.) Auf die Gültigkeit der öffentlichen Bekannt- > S. 131.
machung hat es keinen Einfluß, wenn das anzuheftende Schriftstück von dem Orte
der Anheftung zu früh entfernt ist oder wenn im Falle wiederholter Bekanntmachung
die vorgeschriebenen Zwischenfristen nicht eingehalten sind.

ß 772. (K, V. 8 772, G. 8 827.) Zwischen dem Tage, an welchem die Einrückung
oder d,e erste Einrückung des Aufgebots in das Reichscentralblatt erfolgt ist, und
dem Aufgebotstermine muß, sofern das Gesetz nicht eine abweichende Anordnung
enthalt, ein Zeitraum von mindestens sechs Wochen liegen.

§ 773. (K. V. § 773, G. § 828.) Eine Anmeldung, welche nach dem Schlüsse
des Aufgebotstermins, jedoch vor Erlassung des Ausschlutzurtheils erfolgt, ist als
eine rechtzeitige anzusehen.

8 774. (K. V. 8 774, G. 8 529.) Das Ausschlußurtheil ist in öffentlicher Sitzung
auf Antrag zu erlassen.

Vor Erlassung des Urtheils kann eine nähere Ermittelung, insbesondere die
eidliche Versicherung der Wahrheit einer Behauptung des Antragstellers angeordnet
werden.

Gegen den Beschluß, durch welchen der Antrag auf Erlassung des Ausschluß¬
urtheils zurückgewiesen wird, sowie gegen Beschränkungen und Vorbehalte, welche
dem Ausschlutzurtheile beigefügt sind, findet sofortige Beschwerde statt.

§ 775. (K. V. 8 775, G. 8 830.) Erfolgt eine Anmeldung, durch welche das
von dem Antragsteller zur Begründung des Antrags behauptete Recht bestritten wird,
so ist nach Beschaffenheit des Falles entweder das Aufgebotsverfahren bis zur end¬
gültigen Entscheidung über das angemeldete Recht auszusetzen, oder m dem Ausschluß»
urtheile das angemeldete Recht vorzubehalten.

8 776. (K. V. 8 776, G. 8 831.) Ist der Antragsteller in dem Aufgebotstermine
nicht erschienen, so ist auf seinen Antrag ein neuer Termin zu bestimmen. Der
Antrag ist nur binnen einer vom Tage des Aufgebotstermins laufenden Frist von
sechs Monaten zulässig.

8 777. (K. V. ß 777, G. ß 832.) Wird zur Erledigung des Aufgebotsverfahrens
ein neuer Termin bestimmt, so ist eine öffentliche Bekanntmachung des Termins nicht
erforderlich.

8 778. (K, V. 8 778, G. 8 833.) Das Gericht kann die öffentliche Bekannt¬
machung des wesentlichen Inhalts des Ausschlußurtheils durch einmalige Einrückung
in das Reichscentralblatt anordnen.

8 779. (K. V. 8 779, G. 8 834.) Gegen das Ausschluhurtheil findet ein
Rechtsmittel nicht statt.

Das Ausschlußurtheil kann bei dem Aufgebotsgerichte mittelst einer gegen den
Antragsteller zu erhebenden Klage angefochten werden:

> 1) wenn ein Fall nicht vorlag, in welchem das Gesetz das Aufgebotsverfahren > S. 132
zuläßt;

2) wenn die öffentliche Bekanntmachung des Aufgebots oder eine in dem
Gesetze vorgeschriebene Art der Bekanntmachung unterblieben ist;

3) wenn die vorgeschriebene Aufgebotsfrist nicht gewahrt ist;
4) wenn der erkennende Richter von der Ausübung des Richteramts kraft

Gesetzes ausgeschlossen war;
5) wenn ein Anspruch oder ein Recht ungeachtet der erfolgten Anmeldung

nicht dem Gesetze gemäß in dem Urtheile berücksichtigt ist;
6) wenn die Voraussetzungen vorliegen, unter welchen die Restitutionsklage

wegen einer strafbaren Handlung stattfindet.

8 780. (K. V. 8 780, G. 8 835.) Die Anfechtungsklage ist binnen der Nothfrist
eines Monats zu erheben. Die Frist beginnt mit dem Tage/an welchem der Kläger
Kenntniß von dem Ausschlußurtheile erhalten hat, in dem Falle jedoch, wenn die
Klage auf einem der in 8 7?9 Nr. 4, 6 bezeichneten Anfechtungsgründe beruht und
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dieser Grund an jenem Tage noch nicht zur Kenntniß des Klägers gelangt war, erst
mit dem Tage, an welchem der Anfechtungsgrund dem Kläger bekannt geworden ist.

Nach Ablauf von zehn Jahren, von dem Tage der Verkündung des Ausschluß¬
urtheils an gerechnet, ist die Klage unstatthaft.

8 781. <K. V. 8 "61, G. 8 836.) Das Gericht kann die Verbindung mehrerer
Aufgebote anordnen, auch wenn die Voraussetzungen des Z 132 nicht vorliegen.

§ 783. (K, V. 8 782, G. § 837.) Für das Aufgebotsverfahren zum Zwecke
der Kraftloserklärung (Amortisation) abhanden gekommener oder vernichteter Wechsel
und der in den Artikeln 301 und 302 des Handelsgesetzbuchs bezeichneten Urkunden
gelten die nachfolgenden besonderen Bestimmungen,

Die Bestimmungen finden in Betreff anderer Urkunden, bezüglich welcher das
Gesetz das Aufgebotsverfahren zuläßt, insoweit Anwendung, als in dem Gesetze nicht
besondere Vorschriften enthalten sind,

8 783. (K. V, 8 783, G, § 838) Bei Papieren, welche auf den Inhaber lauten
oder welche durch Indossament übertragen werden können und mit einem Blanko-
indossllmente versehen sind, ist der letzte Inhaber berechtigt, das Aufgebotsverfahren zu
beantragen.

Bei anderen Urkunden ist derjenige zu dem Antrage berechtigt, welcher das
Recht aus der Urkunde geltend machen kann.

8 784. (K. V. § 784, G, 8 839.) Für das Aufgebotsverfahren ist das Gericht
des Orts zuständig, welchen die Urkunde als den Erfüllungsort bezeichnet. Enthält
die Urkunde eine solche Bezeichnung nicht, so ist das Gericht zuständig, bei welchem
der Aussteller seinen allgemeinen Gerichtsstand hat, und in Ermangelung eines solchen
Gerichts dasjenige, bei welchem der Aussteller zur Zeit der Ausstellung seinen all¬
gemeinen Gerichtsstand gehabt hat.

S, 133. l 3 ?85. (K. V. 8 785, G. 8 840.) Der Antragsteller hat zur Begründung des
Antrags:

1) entweder eine Abschrift der Urkunde beizubringen, oder den wesentlichen
Inhalt der Urkunde und alles anzugeben, was zur vollständigen Erkenn¬
barkeit derselben erforderlich ist;

2) den Verlust der Urkunde sowie diejenigen Thatsachen glaubhaft zu machen,
von welchen seine Berechtigung abhängt, das Aufgebotsverfahren zu
beantragen;

3) sich zur eidlichen Versicherung der Wahrheit seiner Angaben zu erbieten,

Z 786. (K. V. 8 786, G. 8 341,) In dem Aufgebote ist der Inhaber der Urkunde
aufzufordern, spätestens im Aufgebotstermine seine Rechte bei dem Gerichte anzu¬
melden und die Urkunde vorzulegen. Als Rechtsnachtheil ist anzudrohen, daß die
Kraftloserklärung der Urkunde erfolgen werde.

§ 787. (K. V. 8 787, G. 8 842.) Die öffentliche Bekanntmachung des Aufgebots
erfolgt durch Anheftung an die Gerichtstafel und in dem Lokale der Börse, wenn
eine solche am Sitze des Aufgebotsgerichts besteht, sowie durch dreimalige Emrückung
in die im 8 180 Abs. 2 bezeichneten Blätter.

Das Gericht kann anordnen, daß die Emrückung noch in andere Blätter und
zu mehreren Malen erfolge.

8 788. (K. V,------- , G. 88 846, 47.) Zwischen dem Tage, an welchem die erste
Einrückung des Aufgebots in das Reichscentralblatt erfolgt ist, und dem Aufgebots¬
termine muß ein Zeitraum von mindestens sechs Monaten liegen.

Ist in einer Schuldurkunde eine Verfallzeit angegeben und diese noch nicht
eingetreten, so tritt an die Stelle des in dem vorstehenden Absätze erwähnten Tages
der Verfalltag.

ß 789. (K. V. 8 788, G. 8 843.) Bei Werthpapieren, für welche von Zeit zu
Zeit Zinsscheine oder Gewinnantheilsscheine ausgegeben werden, ist der Aufgebots¬
termin dergestalt zu bestimmen, daß in die Zwischenzeit der Tag fällt, an welchem
neue Zinsscheine oder Gewinnantheilsscheine auszugeben sind.
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Vor Erlassung des Ausschlußurtheils hat der Antragsteller ein Zeugniß der
betreffenden Behörde, Kasse oder Anstalt beizubringen, daß die Urkunde zur Ausgabe
der neuen Zinsscheine oder Gewinnantheilsscheine nicht vorgelegt sei,

8 79V. (K. V. § 790, G. § 848,) In dem Ausschlußurtheile ist die Urkunde für
kraftlos zu erklären.

Das Ausschlußurtheil ist seinem wesentlichen Inhalte nach durch das Reichs-
centralblatt bekannt zu machen.

In gleicher Weise hat nach eingetretener Rechtskraft die Bekanntmachung des
auf die Anfechtungsklage ergangenen Urtheils, soweit dadurch die Kraftloserklärung
aufgehoben wird, zu erfolgen.

8 791. (K, V, § 791, G. § 850.) Derjenige, welcher das Ausfchlutzurtheil erwirkt
hat, ist dem durch die Urkunde Verpflichteten gegenüber berechtigt, die Rechte aus
der Urkunde geltend zu machen.

'Zehntes Buch.
Schiedsrichterliches Verfahren.

8 792. (K. V, 8 792, G. 8 651.) Die Vereinbarung, daß die Entscheidung einer
Rechtsstreitigkeit durch einen oder mehrere Schiedsrichter erfolgen fülle, hat infoweit
rechtliche Wirkung, als die Parteien berechtigt sind, über den Gegenstand des Streits
einen Vergleich zu schließen.

8 793. (K. V. 8 793, G. 8 852.) Ein Schiedsvertrag über künftige Rechts-
streitigteiten hat keine rechtliche Wirkung, wenn er nicht auf ein bestimmtes Rechts-
verhättniß und die aus demselben entspringenden Rechtsstreitigkeiten sich bezieht.

§ 794. (K. V, 8 794, G, 8 853.) Ist nach den Bestimmungen des bürgerlichen
Rechts ein mündlich geschlossener Schiedsvertrag gültig, so kann jede Partei die
Errichtung einer schriftlichen Urkunde über den Vertrag verlangen.

H 795. sK. V, 8 795, G. 8 854.) Ist in dem Schiedsvertrage eine Bestimmung
über die Ernennung der Schiedsrichter nicht enthalten, fo wird von jeder Partei ein
Schiedsrichter ernannt.

8 796. (K. V. 8 796, G. 8 855.) Steht beiden Parteien die Ernennung von
Schiedsrichtern zu, so bat die betreibende Partei dem Gegner den Schiedsrichter
schriftlich mit der Aufforderung zu bezeichnen, binnen einer einwöchigen Frist feinerseits
ein Gleiches zu thun.

Nach fruchtlofem Ablaufe der Frist wird auf Antrag der betreibenden Partei
der Schiedsrichter von dem zuständigen Gerichte ernannt.

8 797. (K. V. 8 797, G. 8 856.) Eine Partei ist an die durch sie erfolgte
Ernennung eines Schiedsrichters dem Gegner gegenüber gebunden, sobald derselbe
die Anzeige von der Ernennung erhalten hat.

8 798. (K. V. 8 798, G. 8 857.) Wenn ein nicht in dem Schiedsuertrage
ernannter Schiedsrichter stirbt oder aus einem andern Grunde wegfallt, oder die
Uebernahme oder die Ausführung des Schiedsrichteramtes verweigert, so hat die
Partei, welche ihn ernannt hat, auf Aufforderung des Gegners binnen einer ein¬
wöchigen Frist einen anderen Schiedsrichter zu bestellen. Nach fruchtlosem Ablaufe
der Frist wird auf Antrag der betreibenden Partei der Schiedsrichter von dem
zuständigen Gerichte ernannt.
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I S. 135. I § 799. (K, V, 8 799, G. § 858.) Ein Schiedsrichter kann aus denselben Gründen
und unter denselben Voraussetzungen abgelehnt werden, welche zur Ablehnung eines
Richters berechtigen.

Die Ablehnung kann außerdem erfolgen, wenn ein nicht in dem Schiedsvertrage
ernannter Schiedsrichter die Erfüllung seiner Pflichten ungebührlich verzögert.

Frauen, Minderjährige, Taube, Stumme und Personen, welchen die bürgerlichen
Ehrenrechte aberkannt sind, können abgelehnt werden.

§ 800. (K, V. 8 800, G. H 859.) Der Schiedsuertrag tritt außer Kraft, sofern
nicht für den betreffenden Fall durch eine Vereinbarung der Parteien Vorsorge
getroffen ist:

1) wenn bestimmte Personen in dem Vertrage zu Schiedsrichtern ernannt
sind und ein Schiedsrichter stirbt oder aus einem anderen Grunde weg¬
fällt oder die Uebernahme des Schiedsrichtcramtes verweigert oder von
dem mit ihm geschlossenenVertrage zurücktritt «der die Erfüllung seiner
Pflichten ungebührlich verzögert;

2) wenn die Schiedsrichter den Parteien anzeigen, daß unter ihnen Stimmen¬
gleichheit sich ergeben habe.

§ 801. (K. V. § 801, G. 8 860.) Die Schiedsrichter haben vor Erlassung des
Schiedsspruchs die Parteien zu hören und das dem Streite zu Grunde liegende Sach¬
verhältniß zu ermitteln, soweit sie die Ermittelung für erforderlich erachten.

In Ermangelung einer Vereinbarung der Parteien über das Verfahren wird
dasselbe von den Schiedsrichtern nach freiem Ermessen bestimmt.

3 809. (K. V, § 802, G. 8 801.) Die Schiedsrichter können Zeugen und Sach¬
verständige vernehmen, welche freiwillig vor ihnen erscheinen.

Zur Beeidigung eines Zeugen oder eines Sachverständigen und zur Abnahme
eines Parteieneides sind die Schiedsrichter nicht befugt.

Z 803. <H. V. § 803, G. § 862.) Eine von den Schiedsrichtern für erforderlich
erachtete richterliche Handlung, zu deren Vornahme dieselben nicht befugt sind, ist auf
Antrag einer Partei, sofern der Antrag für zulässig erachtet wird, von dem zuständigen
Gerichte vorzunehmen.

Dem Gerichte, welches die Vernehmung oder Beeidigung eines Zeugen oder
eines Sachverständigen angeordnet hat, stehen auch die Entscheidungen zu, welche im
Falle der Verweigerung des Zeugnisses oder des Gutachtens erforderlich werden.

§ 804. (K, V. 8 804, G. 8 863.) Die Schiedsrichter können das Verfahren
fortsetzen und den Schiedsspruch erlassen, auch wenn die Unzulässigkeit des schiedsrichter¬
lichen Verfahrens behauptet, insbesondere wenn geltend gemacht wird, daß ein rechts¬
gültiger Schiedsvertrag nicht bestehe, daß der Schiedsvertrag sich auf den zu entscheidenden
Streit nicht beziehe oder daß ein Schiedsrichter zu den schiedsrichterlichenVerrichtungen
nicht befugt sei.

I S. 136. ! 8 805. (K. V. 8 805, G. ß 864.) Ist der Schiedsspruch von mehreren Schieds-
' richtern erlassen, so ist die absolute Mehrheit der Stimmen entscheidend, sofern nicht

der Schiedsvertrag ein Anderes bestimmt.

Z 806. (K. V. 8 806, G. 8 865.) Der Schiedsspruch ist unter Angabe des
Tages der Abfassung von den Schiedsrichtern zu unterschreiben, den Parteien in
einer von den Schiedsrichtern unterschriebenen Ausfertigung zuzustellen und unter
Beifügung der Beurkundung der Zustellung auf der Gerichtsschreiberei des zuständigen
Gerichts niederzulegen.

Z 807. (K. V. 8 807. G. 8 866.) Der Schiedsspruch hat unter den Parteien
die Wirkungen eines rechtskräftigen gerichtlichen Urtheils.

§ 808. (K. V. 8 808, G. 8 867.) Die Aufstellung des Schiedsspruchs kann
beantragt werden:

1) wenn das Verfahren unzulässig war;
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2) wenn der Schiedsspruch eine Partei zu einer Handlung verurtheilt, deren
Vornahme verboten ist;

3) wenn die Partei in dem Verfahren nicht nach Vorschrift der Gesetze
vertreten war, sofern sie nicht die Prozeßführung ausdrücklich oder still¬
schweigend genehmigt hat;

4) wenn der Partei in dem Verfahren das rechtliche Gehör nicht gewährt
war;

5) wenn der Schiedsspruch nicht mit Gründen versehen ist;
6) wenn die Voraussetzungen vorliegen, unter welchen in den Fällen der

Nr. 1—6 des § 519 die Restitutionsklage stattfindet.
Die Aufhebung des Schiedsspruchs findet aus den unter Nr. 4, 5 erwähnten

Gründen nicht statt, wenn die Parteien ein Anderes vereinbart haben.

Z 809. (K. V. § 809, G. 8 668.) Aus dem Schiedssprüche findet die Zwangs¬
vollstreckung nur statt, wenn ihre Zuläffigkeit durch ein Vollstreckungsurtheil aus¬
gesprochen ist.

Das Vollstreckungsurtheil ist nicht zu erlassen, wenn ein Grund vorliegt, aus
welchem die Aufhebung des Schiedsspruchs beantragt werden kann.

Z 810. (K. V. ^ 810, G. § 869.) Nach Erlassung des Vollstreckungsurtheils
lann die Aufhebung des Schiedsspruchs nur aus den in ß 808 Nr. 6 bezeichneten
Gründen und nur dann beantragt werden, wenn glaubhaft gemacht wird, daß die
Partei ohne ihr Verschulden außer Stande gewesen sei, den Aufhebungsgrund in dem
früheren Verfahren geltend zu machen.

8 811. (K. V. 8 811, G. 8 870.) Die Klage auf Aufhebung des Schiedsspruchs
ist im Falle des vorstehenden Paragraphen binnen der Nothflist eines Monats zu
erheben.

Die Frist beginnt mit dem Tage, an welchem die Partei von dem Aufhebungs¬
grunde Kenntniß erhalten hat, jedoch nicht vor eingetretener Rechtskraft des Voll¬
streckungsurtheils. Nach Ablauf von zehn Jahren, von dem Tage der Rechtskraft des
Urtheils an gerechnet, ist die Klage unstatthaft.

>Wird der Schiedsspruch aufgehoben, fo ist zugleich die Aufhebung des Voll- >
streckungsurtheils auszusprechen.

ß 812. <K. V, 8 812, G. 8 871.) Für die Klagen, welche die Ernennung oder
Ablehnung eines Schiedsrichters, das Erloschen eines Schiedsvertrages, die Unzulässig-
teit des schiedsrichterlichen Verfahrens, die Aufhebung eines Schiedsspruchs oder die
Erlassung des Vollstreckungsurtheils zum Gegenstände haben, ist das Amtsgericht oder
das Landgericht zuständig, welches in einem schriftlichen Schiedsvertrage als solches
bezeichnet ist, und, in Ermangelung einer derartigen Bezeichnung, das Amtsgericht
oder das Landgericht, welches für die gerichtliche Geltendmachung des Anspruchs zuständig
sein würde.

Unter mehreren hiernach zuständigen Gerichten ist und bleibt dasjenige zuständig,
an welches sich zuerst eine Partei oder das Schiedsgericht (§ 806) gewendet hat.

Wenn für die gerichtliche Geltendmachung des Anspruchs die Zuständigkeit des
Handelsgerichts begründet sein würde, so tritt an dessen Stelle das Amtsgericht oder
das Landgericht, welches für den Anspruch zuständig wäre, wenn derselbe keine Handels¬
sache beträfe.

ß 813. (K. V. 8 813, G. 8 872.) Auf Schiedsgerichte, welche in gesetzlich statt¬
hafter Weise durch letztwillige "oder andere nicht auf Vereinbarung beruhende Ver¬
fügungen angeordnet werden, finden die Bestimmungen diefes Buches entsprechende
Anwendung.



S. 138. !

Entwurf eines Gesetzes,
betreffend

die Einführung der Civilprozeßordnung.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser,
König von Preußen lc.

verordnen im Namen des Deutschen Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundes¬
raths und des Reichstags, was folgt:

ß 1. (K. V. 8 1, G, § 1,) Die Civilprozeßordnung tritt im ganzen Umfange
des Reichs mit dem..........in Kraft,

8 2. (K. V. 8 2, G. 8 8) Die Civilvrozeßordnung findet auf alle bürgerlichen
Rechtsstreitigkeiten Anwendung, welche vor die ordentlichen Gerichte gehören.

Insoweit die Gerichtsbarkeit in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, für welche be¬
sondere Gerichte zugelassen sind, durch die Landesgesetzaebung den ordentlichen
Gerichten übertragen wird, kann dieselbe ein abweichendes Verfahren gestatten.

§ 3. (K. V. 8 3, G. 8 5.) In Ansehung der Landesherren und der Mitglieder
der landesherrlichen Familien sowie der Fürstlichen Familie Hohenzollern finden die
Bestimmungen der Civilvrozeßordnung nur insoweit Anwendung, als nicht besondere
Vorschriften der Hausverfassungen oder der Landesgesetze abweichende Bestimmungen
enthalten.

Z 4. (K. V. 8 4, G. 8 6>) Mit Zustimmung des Bundesraths kann durch
Kaiserliche Verordnung bestimmt werden:

1) daß die Verletzung von Gesetzen, obgleich deren Geltungsbereich sich
über den Bezirk des Berufungsgerichts hinaus erstreckt, die Revision
nicht begründe;

2) daß die Verletzung von Gesetzen, obgleich deren Geltungsbereich sich nicht
über den Bezirk des Berufungsgerichts hinaus erstreckt, die Revision
begründe.

S. 139. I § 5. (K. V. 8 5, G. 8 ?-) Ist in einem Bundesstaate auf Grund der Bestim¬
mung des Einführungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetze § ^ für bürgerliche
Rechtsstreitigkeiten ein oberstes Landesgericht errichtet, so wird das Rechtsmittel der
Revision bei diesem Gerichte eingelegt. Die Einlegung erfolgt durch Einreichung
der Revisionsschrift. Eine Abschrift derselben ist der Gegenpartei von Amtswegen
zuzustellen.

Das oberste Landesgericht entscheidet ohne vorgängige mündliche Verhandlung
über die Zuständigkeit für die Verhandlung und Entscheidung der Revision, Erklärt
es sich für zuständig, so ist der Termin zur mündlichen Verhandlung von Amtswegen
zu bestimmen und den Parteien bekannt zu machen. Erklärt es sich dagegen für un-
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zuständig, weil das Reichsgericht zuständig sei, so sind dem letzteren die Prozeßakten
zu übersenden.

Für das Reichsgericht ist die Entscheidung des obersten Landesgerichts über
die Zuständigkeit bindend. Der Termin zur mündlichen Verhandlung vor dem
Reichsgerichte ist von Amtswegen zu bestimmen und den Parteien bekannt zu
machen.

Die Vorstehenden Bestimmungen finden auf das Rechtsmittel der Beschwerde
entsprechende Anwendung.

ß 6. (K, V. § 6, G. § 9.) Die Bestimmung des zuständigen Gerichts erfolgt,
falls es sich um die Zuständigkeit der Gerichte verschiedener Bundesstaaten handelt,
durch das Reichsgericht auch dann, wenn in einem dieser Bundesstaaten ein oberstes
Landesgericht für bürgerliche Rechtsstreitigteiten errichtet ist.

ß 7. (K. V. 8 7, G. 8 IN.) Die Bestimmungen der Civilprozehordnung über
das Verfahren in Entmündigungssachen finden auf die Bestellung eines Beistandes
für einen Geistesschwachen oder für einen Verschwender, insofern diese Bestellung
nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts erforderlich ist, entsprechende An¬
wendung.

§ 8. (K. V. 8 6, G. 8 11.^ Die Landesgesetze können in anderen als in den
durch ein Reichsgesetz bestimmten Fällen die Anwendung der Bestimmungen der
Civilprozeßordnung über das Aufgebotsverfahren ausschließen oder diese Bestimmungen
durch andere Vorschriften ersetzen.

Z 9. (K. V, 8 9, G. 8 12.) Gesetz im Sinne der Civilprozeßordnung und dieses
Gesetzes ist jede Rechtsnorm.

§ 10. (K. V. 8 10, G. 8 13.) Die prozeßrechtlichen Vorschriften der Reichs¬
gesetze werden durch die Civilprozeßordnung nicht berührt.

Aufgehoben werden:
1) 32 des Gesetzes betreffend die Aufhebung der Schuldhaft vom 29.

Mai 1868;
2) Artikel 34—36. 38. 39. 77. 78. 79. Abs. 2. 488. 494. 889. des Handels¬

gesetzbuchs ;
3) Z 6 des Gesetzes betreffend die Verbindlichkeit zum Schadensersatze für

die bei dem Betriebe von Eisenbahnen, Bergwerken u. s. w. herbeige¬
führten Tödtungen und Körperverletzungen vom 7, Juni 1871;

> 4) Z 14 des Gesetzes über das Postwesen des Deutschen Reichs vom 28. >
Oktober 1871, insoweit diese Vorschrift die Unterbrechung der Verjährung
an die Anmeldung der Klage knüpft.

Der Artikel 80 der Wechselordnung wird dahin abgeändert, daß die Verjäh¬
rung auch nach Maßgabe der M 183, 244, 442 Abs. 2 der Civilprozeßordnung unter¬
brochen wird.

In den Fällen der Artikel 348, 365, 407 des Handelsgesetzbuchs ist das Amts¬
gericht des Orts zuständig; auf die Ernennung, Beeidigung und Vernehmung der
Sachverständigen finden die Vorschriften der Civilprozeßordnung in dem achten Titel
des ersten Abschnitts des zweiten Buchs entsprechende Anwendung.

§ 11. (K. V. 8 11, G. 8 14.) Die prozehrechtlichen Vorschriften der Landes¬
gesetze treten für alle bürgerlichen Rechtsstreitigteiten, deren Entscheidung in Gemäß-
heit des tz 2 nach den Vorschriften der Civilprozeßordnung zu erfolgen hat, außer
Kraft, soweit nicht in der Civilprozeßordnung auf sie verwiesen oder soweit nicht be¬
stimmt ist, daß sie nicht berührt werden.

Außer Kraft treten insbesondere:
1) die Vorschriften, welche in Ansehung gewisser Rechtsverhältnisse einzelne

Arten von Beweismitteln ausschließen oder nur unter Beschränkungen
zulassen;

2) die Vorschriften, nach welchen unter bestimmten Voraussetzungen eine
Thatsache als mehr oder minder wahrscheinlich anzunehmen ist;

3) die Vorschriften über die Bewilligung von Moratorien, über die Urtheils-
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fristen und über die Befugnisse der Gerichte, dem Schuldner bei der
Verurtheilung Zahlungsfristen zu gewähren;

4) die Vorschriften, nach welchen eine Nebenfordcrung als aberkannt gilt,
wenn über dieselbe nicht entschieden ist.

8 13. (K. V. § 12, G. § 15.) Unberührt bleiben:
1) die landesgefetzlichen Vorschriften über die Einstellung des Verfahrens

für den Fall, oaß ein Kompetenzkonflikt zwischen den Gerichten und den
Verwaltungsbehörden entsteht;

2) die landesgefetzlichen Vorschriften über die Fortdauer des Gerichtsstandes
einer Gesellschaft, einer Genossenschaft oder eines Vereins nach Auflösung
derselben; über das Verfahren in Betreff der Sperre der Zahlung ab¬
handen gekommener Inhaberpapiere; über das Verfahren bei Streitig¬
keiten, welche die Zwangsenteignung und die Entschädigung wegen der¬
selben betreffen;

3) die landesgefetzlichen Vorschriften über das erbschaftliche Liquidations-
v erfahren;

4) die landesgesetzlichen Vorschriften über die Zwangsvollstreckung wegen
Geldforderüngen gegen den Fiskus, Gemeinden und andere Kommunal-
verbände (Prouinzial-, Kreis-, Amtsverbände), sowie gegen solche Korpo¬
rationen, deren Vermögen von Staatsbehörden verwaltet wird, insoweit
nicht dingliche Rechte verfolgt werden;

5) die Vorschriften des mecklenburgischenRechts über das Verfahren bei
s S. 141. Klagen des Fiskals gegen Obrigkeiten auf Erfüllung ihrer obrigkeit > lichen

Verpflichtungen und auf Strafe wegen Zuwiderhandlungen gegen diese
Verpflichtungen;

6) die Vorschriften des französischen und des badischen Rechts über den
erwählten Wohnsitz, soweit es sich um Zustellungen handelt, und über
das Verfahren bei Vermügensabsonderungen unter Eheleuten.

Entstehen in einem unter Nr. 3 bezeichneten Verfahren Rechtsstreitigkeiten,
welche in einem besonderen Prozesse zu erledigen sind, so erfolgt die Erledigung nach
den Bestimmungen der Civilprozeßordnung und dieses Gesetzes.

8 13. <H. V. 8 13, G. § 16.) Unberührt bleiben:
1) die Vorschriften des bürgerlichen Rechts, nach welchen unter bestimmten

Voraussetzungen eine Thatsache unter Ausschließung des Gegenbeweises
oder bis zum Beweise des Gegentheils als gewiß anzusehen ist.

Insoweit der Beweis des Gegentheils zulässig ist, kann dieser Beweis
auch durch Eideszuschiebung nach Maßgabe der §Z 397 ff. der Civilprozeß¬
ordnung geführt werden.

Unberührt bleiben ferner:
2) die Vorschriften des bürgerlichen Rechts über die Beweiskraft der

Beurkundung des bürgerlichen Standes in Ansehung der Erklärungen,
welche über Geburten und Sterbefälle von den zur Anzeige gesetzlich
verpflichteten Personen abgegeben werden;

3) die Vorschriften des bürgerlichen Rechts über die Verpflichtung zur Leistung
des Offenbarungseides;

4) die Vorschriften des bürgerlichen Rechts, nach welchen in bestimmten
Fällen einstweilige Verfügungen erlassen werden können;

5) die Vorschriften des bürgerlichen Rechts über das Verfahren bei Ehe¬
scheidungen auf Grund gegenseitiger Einwilligung;

6) me Vorschriften des bürgerlichen Rechts über die auf einseitigen Antrag
eines Ehegatten zu erlassenden gerichtlichen Rückkehr-, Aufnahme- und
Besserungsbefehle, fowie über die als Vorbedingung einer Ehescheidung
anzuordnenden Zwangsmaßregeln;

?) die Vorschriften des bürgerlichen Rechts über die Voraussetzungen der
böslichen Verlassung, namentlich in Ansehung der Frist, welche seit der
Entfernung des Beklagten verstrichen sein muß, sowie in Ansehung der
Fälle, welche der böslichen Verlassung gleichgestellt sind;



Entwurf der Civilprozeßordnung. 10?

8) die Vorschriften des bürgerlichen Rechts, nach welchen eine bösliche
Verlassung nicht schon deshalb als festgestellt angenommen werden darf,
weil der Beklagte die in dem bürgerlichen Rechte vorgeschriebenen
Rückkehrbefehle nicht befolgt hat.

Z 14. (K. V. § 14. G. § 17,) Die Beweiskraft eines Schuldscheins oder einer
Quittung ist an den Ablauf einer Zeitfrist nicht gebunden.

Abweichende Vorschriften des bürgerlichen Rechts über die zur Eintragung in
das Hypothekenbuch bestimmten Schuldurkunden bleiben unberührt, soweit sie die
Verfolgung des dinglichen Rechts betreffen.

ß 15. (K. V. § 15, G. 8 18.) Auf die Erledigung der vor dem................
anhängig ge > wordenen Prozesse finden bis zur rechtskräftigen Entscheidung die bis- > S. 142.
herigen Prozeßgesetze Anwendung.

Der Landesgesetzgebunff bleibt vorbehalten, die Civilprozeßordnung auf die vor
dem ......... anhängig gewordenen Prozesse für anwendbar zu erklären und zu
dem Zwecke Uebergangsbestimmungen zu erlassen.

§ 16. (K. V. 8 1«, G- 8 1».) Rechtskräftig im Sinne dieses Gesetzes sind
Endurtheile, welche mit einem ordentlichen Rechtsmittel nicht mehr angefochten werden
können.

Als ordentliche Rechtsmittel im Sinne des vorstehenden Absatzes sind diejenigen
Rechtsmittel anzusetzen, welche an eine von dem Tage der Verkündung oder Zustellung
des Urtheils laufende Nothfrist gebunden sind.

3 17. lK. V. 8 17, G. 8, 20.) Gegen Endurtheile, welche vor dem...... die
Rechtskraft erlangt haben sowie gegen Endurtheile, welche in den vor dem .......
anhängig gewordenen Prozessen nach dem ....... die Rechtskraft erlangen, finden
als außerordentliche Rechtsmittel nur die Nichtigkeitsklage und die Restitutionsklage
nach den Bestimmungen der Civilprozeßordnung statt.

§ 18. (K. V. 8 18, G. 8 21.) Eine am............ anhängige Zwangs¬
vollstreckung ist nach den bisherigen Prozeßgesetzen zu erledigen.

Von welchem Zeitpunkte an die Zwangsvollstreckung als anhängig anzusehen
ist, bestimmt sich nach den bisherigen Prozeßgesetzen oder nach den von der Landes¬
gesetzgebungzu erlassenden Uebergangsbestimmungen.

8 19. (K. V. 8 19, G. 8 22.) Aus einer vor dem.............. auf¬
genommenen Urkunde, aus welcher nach den bisherigen Gesetzen die Zwangsvollstreckung
zulässig ist, findet dieselbe auch nach dem ............ statt, jedoch nur inner¬
halb des Rechtsgebietes, in welchem die ihre Zulässigkeit bedingenden Gesetze gegolten
haben, sofern nicht die Urkunde den Erfordernissen der Civilprozeßordnung entspricht.
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Deutscher Reichstag.
II. Legislatur-Periode.

II. Zession 1874.

Zu Nr. 6.

Oegrimnung äes Entwurfs > ^ i
emer

Civilprozeßordnung
und des

Einführungsgesetzes.

lVorwort. l S. 3.
Der Bundesrath beschloß in seiuer Sitzung vom 8. Mai 1871:

1) Zur definitiven Feststellung des Entwurfs einer Prozeßordnungin
bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten für das Deutsche Reich wird eine
Kommission von zehn Juristen berufen;

2) Der Vorsitzende wird aus der Mitte der Kommission von dem Reichs¬
kanzler ernannt, sofern sich nicht der Königlich preußische Iustizminister
Dr. Leonhardt zur Uebernahme des Vorsitzes bereit finden läßt;

3) Die Kommission wird ihren Berathungen den von dem Königlich
preußischen Iustizminister aufgestellten Entwurf einer deutschen Civil¬
prozeßordnung von 1871 in Verbindung mit dem von der früheren
norddeutschen Bundeskommission ausgearbeitetenEntwurf von 1870
und den fonstigen einschlägigen legislativen Vorarbeiten zu Grunde
legen.

Zu Mitgliedern dieser Kommission wurden vom Bundesrathe gewählt:
1) der Königlich preußische Geheime Ober - Iustizrath und vortragende

Rath im Justizministerium Dr. Falk zu Berlin,
2) der Königlich preußische Ober-Tribunalsrath Freiherr von Diepen-

broik-Grüter zu Berlin,
3) der Königlich preußische Appellationsgerichtsrath Planck zu Celle,
4) der Iustizrath Dorn, Nechtsanwalt bei dem Obertribunal zu Berlin,
5) der Iustizrath von Wilmowski, Rechtsanwalt zu Breslau,
6) der Königlich bayerische Appellationsgerichtsrath und Referent im

Justizministerium Dr. Gottfried Schmitt zu München,
7) der Königlich fächsische Geheime Iustizrath Abeken zu Dresden,
8) der Königlich württembergische Obertribunalsrath von Kohlhaas

zu Stuttgart,
9) der Großherzoglich badische Ministerialrath im Justizministerium

Dr. Albert Gebhardt zu Karlsruhe,
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10) der Großherzoglich Mecklenburg - schwerinscheMinisterialrath von
Amsberg zu Schwerin;

und derselben:
der Königlich preußische Stadt- und Kreisgerichtsrath Hagens zu

Danzig, und
S. 4. l der Königlich preußische Kreisrichter Potenz zu Sprottau

als Schriftführer beigcgeben.
Nachdem der Königlich preußische Iustizminister vi-. Leonhardt dem

Wunsche des Bundesraths entsprechend den Vorsitz angenommen hatte, trat die
Kommission am ?. September 1871 in Berlin zusammen. Ihre Berathungen
nahmen die Zeit vom 7. September 1871 bis zum 7. März 1872 in Anspruch,
Bei Behinderung des Königlich preußischen Iustizministers Dr. Leonhardt
wurde der Vorsitz von dem Königlich bayerischen Appellationsgerichtsrath
Dr. Schmitt geführt.

Der Königlich sächsische Geheime Iustizrath Abeken schied in Folge seiner
Ernennung zum Königlich sächsischenIustizminister am 7. Oktober 1871 aus der
Kommission. An Stelle desselben wurde vom Bundesrathe der Königlich sächsische
AppellationsgerichtspräsidentKlemm zu Zwickau gewählt. Der Königlich preußische
Geheime Ober-Iustizrath vi'. Falk verblieb auch nach seiner im Januar 1872
erfolgten Ernennung zum Königlich preußischen Staatsminister und Minister der
geistlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten Mitglied der Kommission.

Die neueren Prozeßgesetze und Prozeßgesetzentwürfe, sowie die auf die
Reform der Civilprozeßgesetzgebung bezügliche Literatur hat die Kommission bei
ihren Berathungen in den Kreis ihrer Erwägungen gezogen.

Die dem Königlich preußischen Iustizministerialentwurfe einer deutschen
Civilprozeßordnung von 1871 zu Gruude liegenden Prinzipien sind von der
Kommission im Wesentlichen adoptirt worden, dagegen haben die einzelnen
Bestimmungen dieses Entwurfs ihrer Mehrzahl nach sowohl in sachlicher als auch
in redaktioneller Beziehung Abänderungen erfahren.

Außer dem Entwurf einer Civilprozeßordnung ist von der Kommission auch
der Entwurf eines Einführuugsgesetzes berathen und festgestellt.

Der Konimissionsentwurf ist durch die Beschlüsse des Bundesraths mehrfach
modifizirt. Die wichtigsten Aenderungen sind folgende:

1) Neben der Zustellung durch Gerichtsvollzieher ist die Zustellung durch
die Post aufgenommen.

2) Die Revision ist als Rechtsmittel gegen die in erster Instanz erlassenen
Endurtheile der Landgerichte und gegen die Endurtheile der Handels¬
gerichte aufgegeben und durch die Berufung ersetzt. In Folge davon
ist für die erste Iustauz eine Präklusion des Beklagten mit nachträglichem
Vorbringen und für die Berufungsinstanz eine Verweisungnachträglichen
Vorbringens zum besonderen Verfahren eingeführt, sowie die Zulässig-
teit der vorläufigen Vollstreckbarkeit der Endurtheile erweitert.
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Allgemeine Begründung.

§1.
Mit den Bestrebungen nach einer politischen Einigung Deutschlands hat sich

auch das Bedürfniß, eine Einheit des Rechts zu erreichen, verbunden. Auf dem
Gebiete des materiellen Rechts sind bereits bedeutendere Erfolge errungen worden.
Im Rechtsverfahren dagegen besteht eine sehr erhebliche Vielgestaltigkeit fort; diefe
hat fogar durch die Prozeßordnungen, welche in neuester Zeit in mehreren deutschen
Staaten erlassen worden sind, an Umfang gewonnen. Mit Recht hat man dem
Streben nach einer Einheit im Rechtsuerfahren tiefere Bedeutung beigelegt. Dasselbe
ist ein Zweig des öffentlichen Lebens; die Eigenartigkeit eines Volkes findet darin
ebenso ihre "Ausprägung, wie in der Gestaltung der Formen für seine politische
Existenz. Das Bedürfniß des Verkehrs drängt zur Einheitlichkeit des Rechtsverfahrens.
Der Verkehr bequemt sich nur mit Widerstreben einer vielgestaltigen Rechtsordnung
im; diese wird für ihn ein Hemmniß, welches er durch Einschlagen anderer Bahnen
möglichst meidet.

Mit richtiger Erkenntniß der Sachlage hat die Verfassung des Deutschen Reichs
im Artikel 4 das gerichtliche Verfahren zum Gegenstande gemeinsamer Gesetzgebung
gemacht.

Auch in dem deutschen Iuristenstande ist die Nothwendigkeit zu einer Einheit
des Rechtsverfahrens zu gelangen, vielfach anerkannt woroen. Man darf sich indessen
darüber nicht täuschen, daß gerade unter den Iuristeu auch zahlreiche und entschiedene
Gegner vorhanden sind. Das zähe Festhalten an dem Bestehenden scheint eine
Eigenschaft des juristischen Sinns zu sem, welcher gewohnt ist, ein Verhältniß, weil
es längere Zeit bestanden hat, als wohlbewährt anzusehen und seine Mängel, welche
die tägliche Anwendung oft ausgleicht, weniger zu bemerken. Dazu kommt, daß das¬
jenige, was durch lange Uebung bekannt und bequem geworden, leicht eine gewisse
Eingenommenheit erzeugt, welche durch die Besorgniß, sich mit Neuem und Unge¬
wohntem einrichten zu müssen, befestigt wird. Auch ist es natürlich, daß man Ein¬
richtungen nicht leicht und gern aufgiebt, mit welchen vielfache geistige Bestrebungen,
Mühe und Arbeit sich verbunden haben. Die deutsche Rechtsgeschichte liefert den
Beweis, daß die in der Eigenthümlichkeit des deutschen Volks hervortretende Richtung,
alle Verhältnisse des sozialen und politischen Lebens zu partikularisiren, sich auch m
der Rechtsentwickelung geltend gemacht hat und in Folge dessen zu einer Eigenheit
des Iuristenstandes geworden ist.

Nicht blos von Juristen, sondern auch von anderer Seite wird dem Streben
nach Einheit des Rechtsverfahrens in Deutschland das Beispiel Preußens > entgegen- I S.
gehalten, in welchem der gemeine, der rheinisch-französische und der Gerichtsordnungs-
Prozeß beinahe ohne Vermittelung eine Reihe von Jahren neben einander bestanden
haben, ohne die Staatseinheit zu gefährden. Allein daß der preußische Staat diese
von einander so abweichenden Systeme bisher ohne erheblich wahrnehmbaren Schaden
ertragen hat, ist noch kein Beweis dafür, daß die Nachtheile nicht vielfach im Volke
selbst empfunden worden sind, daß sie nicht oft Unzuträglichkeiten in der Rechts-
verfolgung verursacht haben, und kein Grund dagegen, nach besseren Zuständen zu
streben. Die Besonderheit der Prozeßordnungen hat das Gefühl der Zusammen¬
gehörigkeit, der Staatseinheit nicht zur vollen Entwickelung kommen lassen. Auch der
Verkehr hat darunter gelitten. Es darf nur an die Schwierigkeiten erinnert werden,

Materialien zur Civilprozchordximg. 8
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welche die Verschiedenheit des Konkursverfahrens, die Vollstreckung der Urtheile in
dem Gebiete einer anderen Prozeßordnung hervorriefen.

Aber auch aus dem bestehenden Prozeßrechte selbst ist das Reformbedürfniß
nachzuweisen. Daß der gemeine deutsche Prozeß in seiner durch die Schriftlichkeit
und die Ausartung der Verhandlungs-Maxime bedingten Langsamkeit und Schwer¬
fälligkeit, in seiner Unsicherheit in Folge der zahlreichen Streitfragen und des
Mangels der Kodifikation, in seiner Fremdartigkeit und Unverstcindlichkeit zu dem
Volts- und Verkehrsleben seit langer als einem Jahrhundert im Mißverhältnis steht,
beweisen die seit den letzten Jahrzehnten des vorigen Jahrhunderts innerhalb Deutsch¬
lands hervorgetretenen Prozeßordnungen, welche den Zweck hatten, diesem Mißstande
abzuhelfen, ünwiderleglich.

Die preußische Gerichtsordnung, welche sin) in den wichtigsten Prinzipien
von dem gemeinen deutschen Prozesse entfernte, ja sich in einen direkten Gegensatz
gegen denselben stellte, indem sie an die Stelle der Verhandlungs- und Euentual'-
Maxime ein Instruktionsverfahren einführte, welches dem Prozeßrichter die amtliche
Fürsorge dafür auferlegte, durch jedes zulässige Mittel das materielle zwischen den
Parteien bestehende Recht zu erforschen, ist ein großartiger Versuch, sich aus den
engen Grenzen des gemeinrechtlichen Formalismus zu befreien. Aber das Ziel sollte
durch Mittel erreicht werden, welche sich in der Praxis als verfehlt und unausführbar
erwiesen. Es trat daher sehr bald das Bedürfniß nach Aenderungen hervor. Die
Reformen, welche die Allgemeine Gerichtsordnung in Preußen durch die Gesetzgebung
der Jahre 1833 und 1846 erfahren hat, suchten — von vielen einzelnen durch andere
Gesetze eingeführten Aenderungen abgesehen — eine prinzipielle Besserung einerseits
durch eine Annäherung an die Grundsätze der Mündlichknt des Verfahrens, anderer¬
seits durch eine Rückkehr zu den beiden Grundsätzen der Verhandlungs- und Eventual-
Maxime zu erreichen. Aber der novellenartige Charakter dieser Gesetze gestattete nicht
den gänzlichen Bruch mit dem Sustem der Gerichtsordnung. Das letztere blieb
3aneben gültig.

Die Vereinigung so verschiedener, ja einander entgegengesetzterProzeßgrundfätze,
ihre Verarbeitung zu dem Ganzen des Rechtsganges' blieb der Praxis überlassen.
Diese hat auch hier Bedeutendes geleistet, war jedoch außer Stande, die schroffen
Unebenheiten auszugleichen, die zu einander entgegengesetztenResultaten führen müssen,
je nachdem das eine oder das andere Prinzip vorwaltet.

Auch die Gesetzgebung würde die Aufgabe unerfüllt lassen müssen, aus diesen
heterogenen Elementen des preußischen Prozesses, unter Festhaltung an seinen bewährten
Grundlagen, ein nur einigernmßen in sich übereinstimmendes Ganzes zu gestalten.

S. 7. Eine solche Aufgabe wird von weiten preußischer Juristen viel j fach der Gesetzgebung
gestellt, ohne daß man erwägt, daß das Mißlingen derselben schon in der Natur der
Sache liegt, daß mau nicht aus so verschiedenartigen Bestandtheilen eine Einheit
herstellen, sie nicht auf einer Grundlage mit einander verbinden kann. Aber auch
hiervon abgesehen, sind die Prozeßnovellen vom 1. Juni 1833 und 21. Juli 1846
weder nach Form noch Inhalt geeignet, als Ziel und Resultat des Ringens nach
Einheit des Nechtsvcrfahrens in Deutschland angesehen zu werden. Gegen den
Gerichtsordnungs-Prozeß gehalten verkörpern sie allerdings den oben dargestellten
bedeutenden Fortschritt im prenßischen Rechtsverfahren, namentlich durch die den
Schriftsätzen angehängte mündliche Verhandlung, Eine eingehendere Kritik kann aber
unmöglich das Halbfertige, die Uebergangs- und'Novellcnnatür in diesen Verordnungen
verkennen.

Sieht man von dem in neuerer Zeit erheblich verbesserten Konkurs- und Voll-
streckungsuerfahren ab, so ist der preußische Prozeß seit den Reformen von 1833 und
1846 im Ganzen unverändert geblieben, trotz der gänzlichen Umgestaltung des Staats-
und öffentlichen Lebens und der Bearbeitung und Verhandlung fast aller anderen
Angelegenheiten, trotz des gewaltigen Umschwungs der Verkehrs- und Kommunikations-
uerhllltnisse, von denen man meinen sollte, daß sie eine entsprechende Umgestaltung
des Rechtsverfahrens längst hätten nach sich ziehen müssen.

Daß eine solche auch im preußischen Volke dringend gewünscht wird, hat sich
sowohl in den Verhandlungen des Landtags, als in den Zeitschriften vielfach kund¬
gegeben. Wenn solche Aeußerungen vielleicht mehr in der Nation, besonders in den
vom Leben und Verkehr berührten Kreisen derselben, als in dem in den geltenden
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Normen eingewöhnten Iuristenstande hervorgetreten sind, so kann hieraus auf den
Mangel eines Reformbedürfnisses nicht geschlossen werden.

'Der rheinisch-französische Prozeß beruht auf der Vertheilung von Recht
und Faktum unter Richter und Parteien, Das Faktum gebort den Parteien an.
Dem entsprechend erörtern diese das Faktum, vorlaufig unabhängig von der Ein¬
wirkung des Nichters, untereinander in Schriftsätzen. Der Richter empfängt das
Faktum von den Parteien, um, nach Feststellung des streitig Gebliebenen durch
Beweis, Recht zu finden. Seine Thätigkeit ist die richterliche Funktion in ihrer
Reinheit, eine urtheilende. Die Fortbewegung des Prozesses geht von den Parteien
aus. Diese füllen mit ihrer Thätigkeit den Raum zwischen den Verhandlungen vor
dem Gerichte. Es findet Freiheit der Bewegung statt, ohne welche, wie der gemeine
deutsche Prozeß in seiner über das Maß gctriehenen Verhandlungs - Maxime gezeigt
hat, das materielle Recht im Prozesse nur zu leicht einem formalistischen Scheingebilde
aufgeopfert wird.

Eine erfreuliche Erscheinung in dem Geltungsgebiete dieses Prozesses ist nicht
allein die Uebereinstimmung der "Juristen über die Porzüge ihres Verfahrens, fondein
auch, daß die Bevölkerung sich durch dasselbe im Ganzen und Großen befriedigt
fühlt und Reformwünsche in Betreff der Grundlagen nicht hervorgetreten sind. Es
kommt ferner die bestechende Logik in Betracht, welche aus der Veitheilung des
Faktums und Rechts zwischen Parteien und Nichter hervorzutreten scheint, und die
Zurückführung des Richteramts auf das Urtheilen. Endlich darf die glückliche Lage
nicht übersehen weiden, in welcher sich der rheinische Richter, von dem lästigen Bei¬
werke richterlicher Thätigkeit nicht >behelligt, seinen altureußischen Berufsgenossen
gegenüber befindet, während der Advokat, bei bestehendem Anwaltszwangs und der
ihm überlassenen Sorge für die Erörterung des Faktums, als beinahe unumschränkter
Herr des Rechtsstreits dem altländischen Anwalt sich überlegen dünken mag.

An dieser Stelle kommt es hauptsächlich auf die Frage an: ob der rheinisch-
französische Prozeß mit oder ohne sachgemäße Ueberarbeitung, welche demselben bereits
m verschiedenen Ländern zu Theil geworden ist, Grundlage des neuen deutschen
Prozesses zu werden geeignet ist? So viel muß man unbedenklich einräumen, daß,
wie manche andere französische Institution, auch der französischeProzeß in den letzten
Jahrzehnten mittelbar eine anregende, heilsame Rückwirkung auf die Entwickelung
des deutschen Verfahrens geübt hat. Dennoch aber wäre der Uebergang zu diesem
Verfahren ein Schritt, der eine allgemeine Zustimmung, zumal seit der Bekräftigung
des nationalen Bewußtseins in Folge der Gründung des Deutschen Reichs, schwer
erlangen würde. Als oberstes Erforderniß einer Prozeßordnung darf hingestellt
weiden, daß sie praktisch brauchbar und zweckmäßig ist, daß sie den Rechtsstreit auf
dem einfachsten, kürzesten, sichersten Wege seiner Entscheidung zuführt. Allein daraus
folgt noch nicht, daß ein Gesetzgeber ein Verfahren, selbst wenn es diesem obersten
Erfordernisse durchweg entsprechen sollte, von einem fremden auf den heimischen
Boden ohne Weiteres verpflanzen kann. Eine Nation, deren in bedeutenden Geschichts¬
epochen stärker hervortretendes Rechtsbewußtsein nicht blos das materielle Recht,
sondern auch das Rechtsverfahren umfaßt, würde in einem fremden Verfahren sich
nicht wiedererkennen. Dieses würde keine Wurzel schlagen und trotz seiner Zweck¬
mäßigkeit, von Einzelnen geschützt. Wenigen bekannt, kein Theil des Rechtslebens
des Volkes werden. Die Einbürgerung des französischen Prozesses in dem rheinischen
Gebiete kann schon wegen der besonderen Verhältnisse und der nach der Einverleibung
der Provinz mitwirkenden politischen Ursachen nicht als Widerlegung dieser Ansicht
angesehen werden.

Allerdings ist das öffentliche und mündliche Verfahren, welches in Frankreich
seit den ältesten Zeiten sich forterhalten hat, auch Grundsatz des ältern deutschen
Prozesses gewesen und in Deutschland erst in späterer Zeit durch den aus Italien
herübergekommenen kanonisch-römischen Prozeß verdrängt worden. Allein andere
Eigenheiten des französischen Prozesses entsprechen dem deutschen Rechtsbewußtsein
um so weniger. Letzterem gehört vor Allem der durch die Geschichte des deutschen
Prozesses hindurchgehende Zug an, die richterliche Machtvollkommenheit durch Formen
heilsam einzuschränken. Hierin dürfte die Quelle des sonderbar gestalteten altdeutschen
Beweisverfahrens und wahrscheinlich auch der aus dem altdeutschen Prozesse in den
gemeinen übernommenen Verhandlungsmaxime zu suchen sein. Im Gegensatze hierzu



116 Begründung des Entwurfs.

findet der französische Prozeß in der sogenannten Souueränetät der Gerichte den
Ersatz für Normen des Verfahrens, welche allerdings die freie Bewegung hemmen,
aber auch gegen Willkür und Uebereilung schützen können.

Die ganz überwiegende Bedeutung des Nrkundenbeweises im französischen
Eioilverfahren ist für ein mündliches Verfahren von wesentlichster Bedeutung; allein
die Einführung des Rechtsgrundsatzes, worauf jene Bedeutung des Urkundenbeweises
beruht, würde der im deutschen Volte herrschenden Rechtsanschauung und Sitte
nicht entsprechen.

Ebensowenig würde es thunlich sein, den sogenannten Prozeßbetrieb der Parteien
S. N. in derjenigen Konsequenz und Starrheit, welche das Prozeßverfahren I Frankreichs

beherrscht, ohne Verletzung des deutschen Rechtsbewußtseins zu einem gemeinen
deutschen Rechte zu erheben.

Schließlich kommt in Betracht, daß das französischeProzeßgesetz, wie allgemein
anerkannt wird, die mangelhafteste der Navoleonischcn Rechtsschüpfungen ist. Dasselbe
ist nur eine neue Ausgabe der Ordonnanz Ludwigs des Vierzehnten vom Jahre 1667,
auf welche der übermächtige Einfluß der Korporation der Anwälte einen höchst nach¬
theiligen Einfluß geäußert hat. Während das Gesetz einerseits eine sehr freie
Bewegung gestattet, starrt es andererseits von Formen. Auch wird, ohne daß Wider¬
spruch zu befürchten wäre, behauptet werden dürfen, daß das Prozeßverfahren in den
deutschen Rheinprovinzen durch Einwirkung der deutschen Prozeßwissenschaft mehrfach
eine nicht unerhebliche Umgestaltung erfahren hat. Nie groß übrigens das Reform¬
bedürfniß in den Staaten ist, in welchen der LoclL äs proesäurs eivils herrscht,
zeigen nicht allein die Reformfchriften aus jenen Ländern, sondern auch die aus der
neuesten Zeit stammenden Entwürfe von Civilprozeßordnungen, welche im Auftrage
der französischen und belgischen Regierung bearbeitet worden sind.

Einer besonderen Erwähnung verdient die hannouersche Prozeßordnung,
weil sie dem sogenannten hcmnouerschenEntwürfe aus dem Jahre 1866, der letzte aber
wiederum einer größeren Reihe von Gesetzgebungsarbeiten, insbesondere auch dem
Entwürfe einer Prozeßordnung für den norddeutschen Bund zur Grundlage gedient
hat. In der hannooerschen Prozeßordnung ist der Versuch gemacht worden, ein Ver¬
fahren herzustellen, welches auf den Grundlagen des gemeinen deutschen Prozesses
das große freigestaltete Prozeßprinzip der Unmittelbarkeit der Verhandlung eines
Rechtsstreits vor dem erkennenden Gerichte mit seinen Konsequenzen in sich ausnimmt.
Fundamental in der hannouerschen Prozeßordnung ist, daß das Hauptverfahren in
zwei Abschnitte zerfällt, von denen der erstere die Behauptungen der Parteien, der
zweite den Beweis der bestrittenen Behauptungen zum Gegenstande hat; daß diese
beiden Abschnitte getrennt und gegeneinander abgeschlossenwerden durch eine richter¬
liche Verfügung, in welcher nach Prüfung des von den Parteien vorgelegten Prozeß¬
stoffs diesen eröffnet wird, was und von wem zu beweisen sei; daß diese richterliche
Verfügung im Sinne des deutschen Prozeßrechts ein Urtheil ist, unabänderlich für
die Instanz, in welcher sie erlassen wurde. Sobald man diese Fundamental-Einrichtung
aufgiebt, ist die hannoversche Prozeßordnung als Grundlage für ein neues Gcsetz-
gebungswerk nicht weiter geeignet. Den sogenannten hannouerschen Entwurf und
sämmtliche ihm folgende Prozeßordnungen oder Prozeßordnungs-Entwürfe, welche die
erwähnte Konstruktion des Verfahrens aufgegeben haben, trifft gemeinsam der Vorwurf,
daß sie die große Bedeutung dieser Abweichung in materieller und systematischer
Beziehung nicht genügend gewürdigt haben.

' 8 2.
Die Herstellung eines Reichsprozeßrechts für bürgerliche Rechtsstreitigkeiten ist

ein Werk uon außerordentlicher Schwierigkeit. Andere Gesetze werden durch das im
Volksleben und imVerkehr hervortretende Bedürfniß und die sich daran knüpfendeRechts¬
übung nicht selten dergestalt gezeitigt, daß der Gesetzgeber der nach Inhalt und Form
fast vollendeten Rechtsidee nur die staatliche Anerkennung und Geltung aufzuprägen
hat; sie fallen ihm, wie eine reife Frucht, gleichsam in den Schooh. Die neue
Prozeßordnung erfordert einen Aufbau durch die Hand des Gesetzgebers vom Fundamente

S. 10. aus. Die Ursachen I dieser Schwierigkeit sind in der Geschichte und in der Zerspaltung
Deutschlands zu suchen. Der einheimischeProzeß des Mittelalters ist nicht zur Aus¬
bildung gekommen, sondern uon dem über die Alpen eindringenden römisch-kanonischen
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Rechtsuerfahren,.dlls aus dem altgermanischen nur einzelne Elemente in sich aufnahm,
nach und nach, weniger auf dem Wege der Gesetzgebung als des Gewohnheitsrechts,
verdrängt worden. Es liegt in der Natur der Sache, daß dies in den verschiedenen
Ländern, je nach den lokalen Verhältnissen und nach den Regierungsgrundsätzen der
Fürsten, bei der schwachen Einwirkung des früheren Reichsregiments, nicht überall
auf dieselbe Weise und mit demselben Ergebnisse geschah. Zwar bildete sich auf der
fremden Grundlage allmälig der gemeine deutsche Prozeß aus; allein dieser kam theils
nicht zur vollen Durchbildung eines in sich bestimmten und festgegliederten Verfahrens,
theils blieb er seiner fremdartigen Grundlage halber der Nation fern und unver¬
ständlich, theils artete er, bei überhand nehmender Schriftlichkeit, zu einer unerträglichen
Schwerfälligkeit und Langsamkeit aus. Eine Anzahl deutscher Territorien, und zwar
die bedeutendsten, haben sich durch eigene Prozeßordnungen von dem gemeinschaftlichen
Grunde des gemeinen deutschen Prozesses gelüst; andere sind in den letzten Jahren,
nachdem in den deutschen Prozeß Leben und Bewegung gekommen ist, gefolgt. Wenn
in anderen Fällen dem Gesetzgeber die Grundlage seines Werkes durch die Verhält¬
nisse und die Rechtsentwickelung seines Landes gegeben ist, so daß er nicht zweifelhaft
sein kann, wo er anzuknüpfen hat, so ist diese Grundlage für die deutsche Prozeß¬
ordnung schwer und nur durch Reflexion zu finden. Es ist auch hier an der Regel
festzuhalten, daß der Gesetzgeber nicht sowohl Recht zu machen, nach Hinwegräumung
des Bestehenden aus seinem Kopfe Neues zu schaffen, als vielmehr das im Volks¬
leben und Verkehr sich bildende Recht weiter zu entwickeln und zu gestalten hat.
Sonst läuft er Gefahr, daß sein Werk dem Rechtsbewußtsein seines Volkes fremd
bleibt, in seinem Lande keme Wurzel schlägt, trotz der ihm beigelegten Autorität
gesetzlicher Geltung praktisch nicht zur Anwendung kommt oder doch sich nicht fort¬
entwickelt.

Dem deutschen Gesetzgeber steht ein überreiches Material an Vorarbeiten Zu
Gebote. Man kann dasselbe in vier Gruppen sondern.

Die erste Gruppe bilden neuere deutsche Prozeßgesetze, welche im Wesentlichen
die Grundprinzipien des gemeinen deutschen Prozesses beibehalten, und die Bearbei¬
tungen des deutschen Prozeßrechts oder einzelner Theile desselben, welche an wissen¬
schaftlicher Bedeutung die Bearbeitungen fremder Prozehrechte weit überragen.

Eine zweite Gruppe bilden die aus den letzten Jahrzehnten herrührenden
preußischen Gesetze, durcl, welche zuerst in den landrechtlichen, später auch in den
meisten gemeinrechtlichen Provinzen eine weitgreifende Reform des bestehenden Prozeß¬
rechts bewirkt worden ist.

Eine dritte Gruppe bildet der in Rheinpreußen, in Rheinhessen und in Elsaß-
Lothringen geltende Nocke cks proosckuro civile und die in fast sämmtlichen Ländern
seines Geltungsbereichs unternommenen mehr oder weniger freien Umarbeitungen
desselben. In der neuesten Zeit ist sowohl in Belgien als in Frankreich ein proM
do revizion cw (üoäs <ls pi-oesclurs civile bearbeitet worden. Der erstere Entwurf
entfernt sich von seiner Grundlage weiter als der letztere, wenngleich nicht so weit
als der doäe- clc «Äsnöve.

Im Mittelpunkte der vierten Gruppe steht die hcmnöuersche Prozeß >ordnung > S. 11,
vom 8. November 1850. Sie diente bei der Bearbeitung des sogenannten hannouerschen
Entwurfs als Grundlage, wie dieser wiederum die Grundlage für eine Reihe neuerer
deutscher Gesetzgebungswerle abgab. Unter den letzteren sind die württembergsche
Civilvrozeßordnung (1868) und der Entwurf einer Cwilprozeßoidnung für den nord¬
deutschen Bund (1870) besonders hervorzuheben. Auch die neuesten Gesetzentwürfe
für die nicht zur ungarischen Krone gehörigen Länder des österreichischen Kaiserstaats
beruhen auf dieser Grundlage,

Während die badische Prozeßordnung (1864) und das oldenburgschc Prozeß-
gesetz (1857) der vierten Gruppe zugewiesen werden können, schließen sich der preußische
Entwurf (1864) und die bayerische Civilprozeßordnung (1869) in Betreff der Anlage
und Konstruktion des eigentlichen Verfahrens den Gesetzen der dritten Gruppe, im
Uebrigen aber den Gesetzen der vierten Gruppe an. In ersterer Richtung unter¬
scheiden sich die beiden Gesetzeswerke wesentlich so, daß der preußische Entwurf die
dem NnäL <Ie i>i'ooL<lure civile eigenthümlichen Prozehprinzipien mit großer Feinheit
und übertriebener Konsequenz durchführt, während das bayerische Gesetz diesen
Fehler meidet und der Nechtsentwickelung in der Rheinpfalz sich anschließt.
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Die Geschichte der Prozeßgesetzgebung in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten beweist
unwiderleglich den Satz, daß die weitläufigen Formen einer ordentlichen Prozedur
im Laufe der Zeit durch die einfachen Formen einer beschleunigten Prozedur verdrängt
werden. Im alten Rom trat an die Stelle des Prozesses mittelst ls^i» »c-tio der
m-clo Mliüioi-nm privätorum und wiederum an dessen Stelle die früher nur als
Ausnahme von demselben zugelassene extraordinarm «ausas eozuitio. Das von der
Clementine 82LVL als Ausnahme von dem alten m-clo ^uäioiariuz des kanonischen
Rechts eingeführte beschleunigte Verfahren hat in Deutschland bereits seit zwei Jahr¬
hunderten das Regelverfahren vollständig verdrängt und die Fortbildung des
beschleunigten Verfahrens, als des neueren'ordentlichen Prozesses, ist auf dem von
der Clementine 8asps betretenen Wege der Vereinfachung und Abkürzung des Ver¬
fahrens viel weiter und über die von der Clementine noch eingehaltenen Grenzen
längst hinausgegangen. Die neueste Geschichte der Gesetzgebung bietet weitere Belege
für den obigen Satz. Die preußische Verordnung vom 1. Juni 1833 führte das
neue (summarische) Verfahren für eine beschränkte Zahl von Fällen, also als Ab¬
nahmeverfahren, ein; allein bereits durch die Verordnung vom 21. Juli 1846 wurde
dieses Ausnahmeverfahren zum ordentlichen Verfahren erhoben, die Prozedur der
Allgemeinen Gerichtsordnung aber nur für eine sehr beschränkte Zahl von Rechts¬
streitigkeiten beibehalten. Von besonderem Interesse ist es ferner, daß der für das
Verfahren nach dem ^ocls ds proeLäuro civile- so überaus wichtige Unterschied
zwischen ordinären und summarischen Sachen, nachdem derselbe bereits seit Jahrzehnten
den lebhaftesten Anfechtungen unterlegen hatte, nicht allein in dem neuesten Projekte
für Belgien, sondern auch in dem für Frankreich in der Art beseitigt ist, daß die
Prozedur in summarischen Sachen die durchgreifende Regel bilden soll.

In dieser geschichtlichenEntwickelung liegt für jeden Gesetzgeber eine wichtige
Lehre, welche er nicht übersehen darf, wenn er dem Verkehrsleben seines Volkes die
gebührende Rücksicht gewähren will.

8 3.
S. 12. Innerhalb des deutschen Prozesses findet seit Jahrzehnten eine Bewegung I statt,

über deren Tiefe, Nachhaltigkeit und Zielpunkte man sich wenigstens jetzt nicht mehr
täuschen kann. Diese Bewegung geht unverkennbar von oer Schriftlichkeit zur Münd¬
lichkeil hin. Sämmtliche neuen "Prozeß-Ordnungen, die Literatur des deutschen
Prozeßrechts, die Verhandlungen fast aller deutschen Landesvertretungen sind Beweise
für die Bewegung selbst und deren Ziel. Wir stehen mitten in dieser Bewegung;
hier liegt der berechtigte Standpunkt für den Gesetzgeber.

Ueber die erwähnten prozessualischen Gegensätze der Schriftlichkeit und Münd¬
lichkeit des Verfahrens ist Mancherlei geredet und geschrieben worden, allein ein
allgemeines wirkliches Verständniß der Sache ist nicht gewonnen. Eine Verständigung
über die Begriffe muß hier versucht werden. Zu diesem Ende wird es sich empfehlen,
das Verfahren nach den Prozedursnstcmen der oben gesonderten Gruppen neben
einander zu stellen, zu prüfen und gegensätzlichzu beleuchten. Uebrigens wird die
Darlegung stch auf das regelmäßige Verfahren vor Kollegialgerichten der ersten
Instanz beschränken können, dieses auch nur insoweit, als die obigen Gegensätze
reichen, in Betracht zu ziehen haben.

I. Von den beiden, für das landrechtliche Gebiet des preußischen Staats
bestimmten Verordnungen (1833, 1846) verhalt sich die letztere nouellenartig zu der
ersteren, welche wiederum eine, die Allgemeine Gerichtsordnung in ihren Grundlagen
abändernde Novelle ist. In den beiden späteren, für die gemeinrechtlichen Gebiete
bestimmten preußischen Verordnungen (1849, 1867) ist die neue Prozedur ohne
wesentliche Abweichungen, aber übersichtlicher geordnet. Die Darlegung wird sich
der Verordnung von 1867, da sie die neueste Entwicklungsphase enthält, angemessen
anschließen.

Wenn das Gericht die bei ihm eingereichteKlage für vollständig und begründet
hält, so findet eine schriftliche Instruktion der Sache nöthigenfalls bis zur Duplit zu
Protokoll oder durch Schriftwechsel statt. Ist diese Instruktion beendigt oder die
Verhandlung der Replik oder der Duplik binnen vorgeschriebener Frist nicht erfolgt,
so werden die Parteien zur mündlichen Verhandlung in eine Sitzung des Prozeß¬
gerichts geladen. In dieser Sitzung hat zuvörderst ein Mitglied des Gerichts auf
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Grund eines vor dein Termine aus den bisherigen Verhandlungen angefertigten
schriftlichenReferats eine kurze mündliche Darstellung der Sache zu geben; hieran
knüpft sich dann der mündliche Vortrug der Parteien.

Wie die Klage, so bilden auch Vernehmlassung, Replik und Duplik feste
Prozeßstadien, deren Nichtinnehaltung fachliche Nachtheile mit sich führt. Vom Gegner
angeführte Thatsachen und beigebrachte Urkunden, worüber eine Partei in der dem
Vorbringen nächstfolgenden schriftlichen Auslassung sich gar nicht oder nicht vollständig
erklärt, werden für zugestanden und anerkannt erachtet. Auf Thatfachen beruhende
Entgegnungen (Einreden, Repliken, Dupliken) gehen für die Instanz verloren, wenn
sie in der für dieses Vorbringen bestimmten schriftlichen Auslassung nicht geltend
gemacht weiden.

In dem Termine zur mündlichen Verhandlung hat jede Partei, soweit dieses
nicht bereits früher geschehenist, die Beweismittel, deren sie sich zum Nachweife oder
zur Widerlegung thatsächlicher Behauptungen bedienen will, anzugeben. Eine spatere
Vervollständigung der Beweisantretung ist im Falle des Widerspruchs des Gegners
nur dann zulässig, wenn die neuen Beweismittel erst aus der stattgehabten Beweis¬
aufnahme sich ergeben haben. Die Gideszufchiebung ist jedoch bis zum Erlaffe des
Endurtheils zulässig.

I Nach erfolgter Beweisaufnahme werden die Parteien zur mündlichen Schluß- I S. 13.
Verhandlung und Entscheidung in eine Gerichtssitzung unter der Verwarnung vorge¬
laden, daß gegen den Ausbleibenden angenommen werden würde, er habe zur
Unterstützung seiner Behauptungen und Anträge nichts weiter anzuführen und wolle
die Entscheidung der Sache nach Lage der Akten erwarten.

Wenn in dem auf die Klage anberaumten Termine zur schriftlichenInstruktion
der Kläger nicht erscheint, fo wird angenommen, daß er auf dem Klageantrage bestehe
und die weitere Entscheidung oder Verfügung des Richters nach Maßgabe der Klage
und der erfolgten oder nicht erfolgten Einlassung des Verklagten erwarten wolle.
Erscheint in dem Termine der Letztere nicht, ist auch eine schriftliche Klagebeantwortung
nicht eingegangen, so nimmt das Gericht die in der Klage angeführten Thatsachen
für richtig an und erkennt, soweit die Klage begründet ist, nach dem Antrage der
Klage. — Wenn in den, nach beendeter schriftlicher Instruktion zur mündlichen Ver¬
handlung anberaumten Termine beide Parteien nicht erscheinen, so bleibt die Sache
bis auf Anrufen der einen oder andern Partei auf sich beruhen. Erscheint die eine der
Parteien nicht oder läßt sie sich auf die Sache nicht ein, fo kann die andere auf
Äontumazilllverhündlung antragen. In diesem Falle werden alle streitigen, von der
nicht erschienenen oder sich nicht einlassenden Partei angeführten, mit Beweismitteln
nicht unterstützten Thatsachen für nicht angeführt, sowie alle von derselben vorzu¬
legenden Urkunden als nicht beigebracht erachtet, alle von dem Gegner angeführten
Thatsachen aber, welchen noch mcht ausdrücklich widersprochen worden ist, für zuge¬
standen, ingleichen die von dem Gegner beigebrachten Urkunden für anerkannt erachtet.
Dasselbe gut, wenn eine der erschienenen Parteien auf ein neues Vorbringen der
andern Partei, soweit dasselbe bei der mündlichen Verhandlung noch zulässig ist, sich
nicht einläßt.

Unter sehr erschwerenden Umständen kann Restitution gegen Frist»erfäumnisse
ertheilt werden, wenn nämlich der Grund der Versäumung "in Naturbegebenheiten
oder anderen unabwendbaren Zufällen liegt. Gegen ein öei nicht erfolgter Klage¬
beantwortung erlassenes Kontumazialerkenntniß findet Restitution ohne dieselbe recht¬
fertigende Gründe statt. >

Auf die mündliche Verhandlung kann nicht verzichtet werden; dagegen sollen
Hindernisse in der Perfon des bevollmächtigten Rechtsanwalts in der Regel nicht
berücksichtigt werden, wenn es sich um die Verlegung des Termins zur mündlichen
Verhandlung auf einseitigen Antrag handelt.

Aus dieser Darlegung des Verfahrens geht mit größter Klarheit und Be¬
stimmtheit hervor, daß das streitige Sachuerhaltniß durch schriftliche Auslassungen
entweder zu richterlichem Protokolle" oder in Schriftsätzen festgestellt wird, daß also
in dieser Beziehung mcht die mündliche Verhandlung, sondern die Schrift entscheidend
ist. Demgemäß findet irgend welcher Zwang der Parteien, überhaupt und vollständig
in der Gerichtssitzung mündlich zu verhandeln, nicht statt. Beide Parteien können
vollständig oder unvollständig verhandeln, wie die eine Partei, nicht aber die andere.
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die eine vollständig, die andere Partei unvollständig verhandeln mag. Das System
bietet nicht die geringste Garantie dafür dar, daß der Rechtsstreit vor den zu seiner
Entscheidung berufenen Nichtern von den Parteien verhandelt wird. Ein kurzes,
aber vollständiges Referat eines Richters legt dar, wie das dem Rechtsstreite zum

S. 14. Grunde liegende Sachverhältniß durch die schriftlichen Auslassungen der l Parteien
sich gestaltet hat, bereits festgestellt ist. Dieses Referat, möglicherweise auf Grund
von Bemerkungen der Parteien dem Akteninhalte gemäß berichtigt, bildet die wesent¬
liche Grundlage für die richterliche Entscheidung.

Das Verfahren charakterisirt sich nicht als mündliches, sondern als schriftliches
Verfahren mit mündlicher Schlußverhandlung. Das Nebensächliche dieser mündlichen
Schlußverhandlung tritt insofern hervor, als Hindernisse m der Person des bevoll¬
mächtigten Rechtsanwalts nach den Verordnungen von 1833, 1846, 1849 überall
nicht, nach der Verordnung von 186? aber der Regel nach nicht berücksichtigtwerden
sollen, wenn es sich um die Verlegung des Termins zur mündlichen Verhandlung
auf einseitigen Antrag handelt, sowie feiner darin, daß, wenn in der mündlichen
Schlußverhandlung beide Theile ausbleiben, die Sache nicht ruht. Daß ein solches
Ruhen der Sache eintreten soll, wenn beide Parteien in der mündlichen Haupt-
uerhandlung ausbleiben, daß der Verzicht der Parteien auf die mündliche Verhandlung
in den späteren Verordnungen für unzulässig erklärt ist, während die Verordnung
von 1833 ihn zuließ, sind dem Grundsatze der Mündlichkeit dargebrachte Konzessionen,
welche durch das System nicht gefordert weiden.

Dem Gesetzgeber mochte der Gedanke vorschweben, daß die schriftlichen Aus¬
lassungen der Parteien sich in den Grenzen motivirter Konklusionen halten würden,
daß einem kurzen, wenngleich vollständigen, mündlichen Referate des Richters eine
Verhandlung sich anschließen werde, welche auf Grundlage des schriftlich festgestellten
Sachverhältnisses in freier Rede und Gegenrede den Rechtsstreit vorführt, das Sach-
uerhältmß weiter entwickelt und unter die einschlagenden rechtlichen Gesichtspunkte
bringt. Wenn der Gesetzgeber von diesem Gedanken ausging, so ließ er sich denselben
Fehler zu Schulden kommen, in welchen der Schöpfer der Allgemeinen Gerichts¬
ordnung verfiel, daß er nämlich die realen Verhältnisse des Lebens nicht genügend
berücksichtigte. Jener Gedanke konnte dem System gegenüber nur dann zu
wahrer Geltung gelangen, wenn einerseits mäßig beschäftigte, von dem Geiste der
Mündlichkeit durchdrungene Gerichte den Glauben, daß die Parteien einem fertigen
Urtheile des Gerichts oder des Referenten gegenüber aufträten, nicht aufkommen
ließen, andererseits aber nicht mit Geschäften überhäufte, von der Bedeutung eines
mündlichen Verfahrens lebhaft überzeugte Rechtsanwälte in der Lage sich befanden,
ihr eigentliches Berufsleben in den Gerichten und nicht in ihrer Schreibstube zu führen.
An diesen Voraussetzungen mangelte aber Vieles, da insbesondere die Rechtsanwälte
einen großen Theil ihrer Zeit dem Notariat und Verwaltungsgeschäften widmeten
und widmen mußten. Es war nur zu erklärlich, wenn Rechtsanwälte selbst oder durch
Hülfsarbeiter Schriftsätze anfertigten, welche Alles enthielten, was sie möglicherweise
mündlich hätten vortragen können, zumal da das Gesetz nicht einmal andeutete, daß
für Rechtsausführungen die Schriftsätze nicht bestimmt seien.

Das System mußte, wenn es nicht durch außerordentliche Umstände gehoben
und gebessert wurde, die mündliche Schlußverhandlung zur Bedeutungslosigkeit, zu
einer Scheinverhandlung herabsinken lassen. Daß dieses wirklich, von Ausnahmen
abgesehen, der Fall ist, scheint ziemlich allgemein angenommen zu werden. Es wird
in den Motiven zum preußischen Entwurf von 1864 von den angesehensten Rechts¬
anwälten und von hochstehendenRichtern bezeugt. An skW Schriftsteller, welche mit
besonderer Lebhaftigkeit für das System im Allgemeinen Partei ergreifen, halten doch

S. 13. das Verfahren wie es sich nach I dem System gestaltet hat und gestalten mußte, für
ein unhaltbares. Sie werfen die Schuld auf das Referat; dasselbe soll entweder
ganz beseitigt werden oder nur auf besondere Unordnung des Vorsitzenden, um eine
kurze Uebersicht der Sachlage zu geben, eintreten. Diese Vorschläge sind legislativ
unhaltbar. Wenn nach einem Prozeßsystem das Sachverhältniß "durch schriftliche
Auslassungen der Parteien vor der mündlichen Verhandlung in der Art festgestellt
wird, daß es, vom Restitutionsfalle abgesehen, in der mündlichen Verhandlung nicht
verändert werden kann, so ist es legislativ völlig gerechtfertigt, daß über das fest¬
stehende Sachverhältniß in der öffentlichen Sitzung von einem Richter ein kurzer, aber
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vollständiger mündlicher Vortrass erstattet wird. Geschieht das nicht, so muß an die
Stelle dieses Vortrags ein Referat in der betreffenden Sitzung treten, fofern man
nicht die einzelnen Richter zur Durchsicht der Akten verpflichten will. Auch muß ein
solches Referat in jedem Falle erstattet werden, gleichviel, ob beide Parteien ver¬
handeln, oder nur die eine oder andere, gleichviel ferner, ob umfassend verhandelt
wurde oder nicht; denn nicht das mündlich vorgetragene, sondern das vor der münd¬
lichen Verhandlung schriftlich festgestellte Sachverhältniß bildet die Grundlage für die
richterliche Entscheidung. Nach jenen Vorschlägen tritt demgemäß an die Stelle des
kontrolirten, folgeweise sofortiger Berichtigung empfänglichen Vortrags ein unkontro-
lirtes, späterer Anfechtung unterliegendes Referat. Das Wegfallen des Vortrags
führt selbstverständlich keinen Zwang zur mündlichen Verhandlung für die Parteien
herbei, würde aber den realen Verhältnissen gegenüber aller Wahrscheinlichkeit nach
die mündliche Verhandlung oder richtiger die für diese bestimmte Sitzung zu einer
völligen Bedeutungslosigkeit hcrabdrücken.

II, Im vollen Gegensatze zu dem entwickelten System steht das System der
zur vierten Gruppe vereinigten Gesetze und Gesetzentwürfe.

Auf die Klaganträge, welche einer richterlichen Vorprüfung nicht unterliegen,
wird ein Termin zur mündlichen Verhandlung angesetzt. In diesem verhandeln die
Parteien nach Anleitung der schriftlichen Klaganträge und der vom Beklagten in der
Zwischenzeit dem Kläger zugestellten schriftlichen Gegenanträge in freier Rede über
den Rechtsstreit, nachdem sie zuvor ihre Gesuche (Mita) gestellt haben. In dieser
mündlichen Verhandlung gestalten die Parteien, ungebunden durch den Inhalt der
gewechseltenSchriftsätze) soweit nicht das Verbot der Klagänderung einwirkt, das
Sachverhaltniß und entwickeln dasselbe unter den einschlagenden rechtlichen Gesichts¬
punkten. Sie tonnen bis zum Schlüsse der mündlichen Verhandlung neue Thatsachen,
insbesondere zur Begründung von Einreden, Repliken, Duvliken und einer Wider¬
klage vorbringen, auch, soweit eine Verbindung der Beweise mit den Behauptungen
in den Gesetzeswerken geboten ist, neue Beweismittel zum Beweise oder zur Wider¬
legung von Thatsachen anbieten.

Wenn in der zur mündlichen Verhandlung bestimmten Sitzung beide Theile
nicht erscheinen, so ruht das Verfahren; erscheint der Kläger nicht, so wird auf Antrag
des Beklagten die Klage ohne Nachprüfung abgewiesen; erscheint aber der Beklagte
nicht, so werden auf Antrag des Klägers die dem Beklagten vorher mitgetheilten
Klagthlltsachen für zugestanden angenommen und der Beklagte, foweit die Klage
begründet ist, uerurtheilt.

In diesem System ist der Grundsatz der Mündlichkeit nach den verschiedenen
Seiten hin durchgeführt. Die schriftlichen Parteianträge, welche der >mündlichen > S. 16.
Verhandlung vorausgehen und nach dem Gesetze den Charakter motivirter Konklusionen
an sich tragen, verfolgen den Zweck, die bevorstehende mündliche Verhandlung vorzu¬
bereiten, einen geordneten Verlauf derselben und deren vollständige Durchführung zu
befördern; dagegen wirken sie sachlich in einer den Inhalt der mündlichen Verhandlung
bestimmenden Weise nicht ein. Die Parteien treten vor ein unbefangenes Gericht;
dieses erfährt nicht durch ein Referat, wie der Rechtsstreit in bestimmten und fest¬
stehenden Grenzen sich bereits entwickelt hat, sieht vielmehr vor seinen Augen, wie
der Rechtsstreit sich entwickelt und seine Grenzen erhält.

Aus dem Verhältnisse der Schriftsätze, welche der mündlichen Verhandlung
vorausgehen, zu dieser selbst folgt wenigstens als Regel zweierlei: zuerst, daß das
Gericht Alles zu berücksichtigenhat, was ihm mündlich vorgetragen wird, wenngleich
es in den vorbereitenden Schriftsätzen nicht angeführt worden ist; zweitens aber
mngekehrt, daß das Gericht ein thatsächliches Vorbringen, welches in den vorbereiten¬
den Schriftsätzen enthalten ist, den Gegenstand der mündlichen Verhandlung aber nicht
gebildet hat, nicht berücksichtigendarf. In dieser zweiten Folge liegt für eine jede
Partei ein sehr entschiedener sachlicher Zwang, den Rechtsstreit 'und zwar vollständig
mündlich zu verhandeln.

Dieses mündliche Verfahren hat sich, obwohl der Uebergang zu demselben von
einem rein schriftlichen Verfayren ein sehr schroffer war, feit fast zwei Jahrzehnten
in der Provinz Hannover völlig bewährt. Es trat ins Leben und mußte ins Leben
treten, wie es der Gesetzgeber gedacht hatte. Nur ein Uebelstand ist, wenngleich
nicht bei allen Gerichten, hervorgetreten, dessen hier erwähnt werden mag,, obwohl
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er mit dem System selbst nur im entferntesten Zusammenhange stellt. Derselbe besteht
in dem Ausfallen mündlicher Verhandlungstermine, sofern dasselbe, durch sachliche
Gründe nicht gerechtfertigt, auf gegenseitiger Konnivenz der Anwälte im Hinblick auf
die Konkurrenz verschiedener an verschiedenen Orten wahrzunehmender Geschäfte beruht.
In dieser Beziehung hat nicht sowohl die Verbindung des Notariats mit oer Anwalt¬
schaft, als der Umstand eingewirkt, daß die für den Dienst eines bestimmten Kollegial-
gerichts berufenen, zur Vertretung der vor diesem Gerichte auftretenden Parteien
nicht allein berechtigten, sondern auch verpflichteten Anwälte außerdem berech¬
tigt, aber nicht verpflichtet sind, bei jedem beliebigen Gerichte des Landes als
Advokaten thätig zu werden, von dieser letzteren Berechtigung aber einen jener
Verpflichtung nicht entsprechenden Gebrauch machten. An einem Mittel, diesem
Uebelstande abzuhelfen, fehlte es nicht, allein es erschien bedenklich, von demselben
während eines Uebergangsstadiums Gebrauch zu machen.

III. Ein besonderes Interesse bietet das System des Locke äs proccäure civile,
insbesondere auch wegen der Entwickelung, welche sich in demselben vollzogen hat.

Wenn der Beklagte auf die vom Kläger ohne Mitwirkung des Gerichts an
ihn gerichtete Aufforderung einen Anwalt bestellt hat, so können zwischen den Parteien
Schriftsätze (ckstsnzs, rcponsc) gewechselt werden, welche dem Gerichte fremd bleibe»,
Ist dieser Schriftwechsel erledigt oder als erledigt anzusehen, so hat der fleißigere
Theil den Gegner in eine Gerichtssitzung zu laden, welche nicht zur mündlichen Ver¬
handlung, vielmehr nur zur Einleitung derselben bestimmt ist. Die Einleitung der
mündlichen Verhandlung erfolgt aber dadurch, daß die Anwälte ihre motivirten

S. 17. Konklusionen (Gesuche und ! deren Begründung) verlesen und dieselben bei dem
Gerichte hinterlegen. Die Anwälte können im Verlaufe der mündlichen Verhandlung
ihre motivirten Konklusionen ändern, müssen aber die Abänderungen schriftlich zum
Sitzungsprotokolle überreichen.

Das Verlesen der motivirten Konklusionen ist ein sehr bedeutungsvoller Akt,
Mit diesem Akte wird die Sache dergestalt kontradiktorisch, daß kein Versäumniß-
urtheil ergehen kann, auch wenn der Anwalt in der zur mündlichen Verhandlung
der Sache bestimmten Sitzung nicht erscheint. Die Sache erscheint mit diesem Akte
aber auch zur Entscheidung reif (sn ctut), so daß die Uitheilsfällung durch eine in
der Zwischenzeit in der Person der Partei oder ihres Anwalts eintretende Aenderung
nicht gehindert wird. Besonders dieser letztere Satz ist in dem Geltungsbereiche des
Locke äs pi-accckui-c civile als mit den Anforderungen eines mündlichen Verfahrens
unvereinbar lebhaft angefochten worden. Was von ihm gilt, gilt jedoch auch von
dem ersten Satze, da beide im engsten Zusammenhange stehen.

Wie groß nun aber auch die prozessualische Bedeutung des Verlesens der
motivirten Konklusionen ist, so erscheint es doch selbstverständlich,"daß dasselbe, zumal
da die mündliche Verhandlung (Miäoirie) sich m der Regel dem Verlesen nicht
anschließt, dieses auch in einer Reihe von Sachen nach einander zu erfolgen pflegt,
für das Gericht ohne allen Nutzen ist, da die Mitglieder desselben, von einem Wechsel
ganz abgesehen, das Verlesene sich für Wochen nicht so gegenwärtig halten können,
um auf Grund desselben zu urtheilen. Nothwendige Folge ist, daß dieses voraus¬
sichtlich nutzlose Verlesen Richter und Anwälte in gleicher Weise langweilt. Man
möchte der Annahme geneigt sein, die Sache habe im Laufe der Zeit sich so gestaltet,
daß in der zur Einleitung bestimmten Sitzung die Gesuche ohne Begründung, in der
zur mündlichen Verhandlung bestimmten Sitzung unmittelbar vor dem Beginne der
Rede und Gegenrede aber die Gesuche mit der Begründung verlesen würden. Einer
solchen Entwickelung stand nur das Bedenken entgegen, daß der Locke äs proceckure
civile nicht den geringsten Anhalt für die Frage darbietet, von wem denn beim Aus¬
bleiben einer Partei in der zur mündlichen Verhandlung bestimmten Sitzung die
von dieser Partei niedergelegten Konklusionen verlesen werden sollen, um zur Kenntniß
der Mitglieder des Gerichts zu gelangen. Nach Perrut möchte man annehmen, daß
im Anfange der vierziger Jahre eine solche Rechtsentwickelung bei mehreren rheinischen
Gerichten sich geltend gemacht habe. Heutzutage werden nur bei einem rheinischen
Landgerichte die motivirten Konklusionen in beiden Sitzungen verlesen, indem man
beim Ausbleiben der einen Partei in der zweiten Sitzung von der erschienenen Partei
verlangt, daß sie die gegnerischen Konklusionen verlese. "Damit wahrt dieses Land¬
gericht nothdürftig den Grundsatz der Mündlichkeit. — Bei den übrigen rheinischen
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Gerichten hat eine ganz andere Entwickelung sich Bahn gebrochen. Es werden nur
die Gesuche ohne deren Begründung verlesen, und wenn in der zweiten oder in einer
ferneren, zur Fortsetzung der Verhandlung bestimmten Sitzung die eine Partei aus¬
bleibt, so wird auf Grund der von ihr hinterlegten Konklüsionen entschieden, obwohl
dieselben, abgesehen von den Gesuchen, zur Kenntniß der Richter in der öffentlichen
Sitzung des Gerichts gar nicht gekommen sind. Damit wird dem Gerichte viele Zeit,
Richtern und Anwälten viele Langeweile gespart; aber man ist dem Grundsatze der
Zchriftlichkeit verfallen. Es ist interessant, im Schlink'schen Kommentar eine Phase
der Ent> Wickelung beim Landgerichte zu Trier zu lesen. Er sagt: „Das Deponiren I S. 18.
der Qualitäten ist bei den Tribunalen erster Instanz, wobei viele neue Sachen vor¬
zukommen pflegen, eine etwas langweilige und zeitraubende Arbeit, deren Nutzen
zum Theil problematisch ist. Man kann sich nämlich vorstellen, daß, da diese Sachen
in der Sitzung, in welcher die Anträge deponirt werden, nicht zum Vortrage gelangen,
das Gericht dem Verlesen der Anträge leine Aufmerksamkeit schenkt, weil es diese
ohne Entwickelung des faktischen und rechtlichen Theils nicht verstehen kann, und
daher überspringen auch die Anwälte ganze >L?ätze der Motive und beeilen sich fertig
zu werden, so daß man sie oft kaum versteht."

Die bayerische Civilprozeßordnung hat sich der Rechtsentwickelung bei den
rheinischen Gerichten angeschlossen. Sie ordnet nur das Verlesen der Gesuche an,
knüpft aber an diesen Akt die wichtige Folge, daß die Sache lontradiktorisch wird.
Die zweite der oben erwähnten Folgen des Verlesens der motivirten Konklusionen
hat das Gesetz nicht gebilligt.

Das System des rheinischen Prozesses hält zwischen den unter I, und II.
entwickelten Systemen die Mitte. Aus dem unter II. enwickelten System folgte
zweierlei: zuerst, daß das Gericht Alles zu berücksichtigenhat, was ihm mündlich
vorgetragen wird, wenngleich es in den der mündlichen Verhandlung vorausgehenden
Schriftsätzen nicht angeführt wurden ist' sodann aber zweitens, daß das Gericht
ein thatsächliches Vorbringen, welches m den der mündlichen Verhandlung voraus¬
gehenden Schriftsätzen enthalten ist, den Gegenstand der mündlichen Verhandlung
aber nicht gebildet bat, nicht berücksichtigen darf. Für das System unter I. gilt
weder die erste noch oie zweite Folge, für das System unter III. gilt die erste, nicht
aber die zwecke Folge. Mit anderen Worten heißt das: nach rheinischem Prozeßrechte
besteht für die Parteien kein sachlicher Zwang, den Rechtsstreit vor den zu seiner
Entscheidung berufenen Richtern in freier Rede und Gegenrede überhaupt, beziehungs¬
weise vollständig zu verhandeln. Wenn dessenungeachtet im Gebiete des rheinischen
Rechts ein Verfahren besteht, welches mit dem Verfahren in dem Gebiete der neueren
preußischen Reformgesetze keine Aehnlichkeit hat, so erklärt sich dieses ganz einfach
daraus, daß die oben erwähnten außerordentlichen Umstände, unter deren Voraus¬
setzung auch die letzteren Reformgesetze zu einem befriedigenden Ergebnisse hätten
führen können, im Gebiete des rheinischen Rechts im vollen Maße vorhanden sind.
Der Loäs cls zn-neeclurLcivile ist bereits über zwei Menschenalter hinaus für die
Rhcinprovinz matzgebendes Gesetz. Magistratur und Advokatur sind von den großen
Vorzügen einer in freier Rede und Gegenrede vor sich gehenden Verhandlung des
Rechtsstreits tief durchdrungen. Sie erblicken in einer solchen ein nationales Gut,
welches ihnen um so lieber ist, als sie in früherer Zeit lebhaft darum gerungen
haben. Die Advokat - Anwälte, mit deren Amt überdies das Notariat unvereinbar
ist, setzen die Berechtigung, bei jedem Gerichte des Landes als Advokaten aufzu¬
treten, der Verpflichtung ihres Amtes bei dem Gerichte, für dessen Dienst sie
vorzugsweise berufen sind, nicht nach, machen vielmehr von jener Berechtigung so gut
wie gar keinen Gebrauch. Sie widmen ihr Leben demjenigen Gerichte, für dessen
Dienst sie verpflichtet wie berechtigt sind. An Persönlichkeiten kann das beste Ver¬
fahren scheitern und durch Persönlichkeiten ein mangelhaftes Verfahren gehoben werden.

Wenn nun, nachdem die verschiedenen Systeme entwickelt und gegensätzlichge¬
prüft sind, die Frage aufgeworfen wird, welchem System ein Gesetzgeber, l welcher > S. 19.
nicht für einzelne Ländestheile, sondern für das ganze Deutsche Reich Recht schaffen
soll, sich anzuschließen habe, so kann die Antwort für ihn, wenn er die realen Ver¬
hältnisse des Lebens berücksichtigen will und berücksichtigen muß, kaum zweifelhaft
sein. Will der Gesetzgeber nicht von vorn herein darauf verzichten, daß sein Gedanke
für den bei weitem größten Theil des Geltungsbereichs des Gesetzes Leben gewinne
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und fruchtbringend wirke, so mutz er, von allen prinzipiellen Erwägungen abgesehen,
dem unter II. entwickelten System sich anschließen, weil in diesem und nur in diesem
ein sachlicher Zwang für die Parteien liegt, den Rechtsstreit überhaupt und zugleich
umfassend vor den zu dessen Entscheidung berufenen Richtern in freier Rede und
Gegenrede zu verhandeln.

Ein Gesetzgeber, welcher sich dem Gedanken hingeben wollte, er könne die durch
langjährige Sitte beherrschten Zustände der rheinischen Anwaltschaft in anderen
Gebieten durch Gesetzesparagraphen ins Leben rufen, würde in einer nicht zu ent¬
schuldigenden Täuschung sich befinden, felbst wenn die realen Verhältnisse ihm
gestatteten, das Notariat von der Advokatur zu scheiden. In einer Zeit, welche nach
Menschenaltern zählt, entwickeln sich solche Verhältnisse; jedenfalls müssen große
Uebergangsstadien zurückgelegtsein. Die Uebelstände, welche m der Provinz Hannover,
wie oben bemerkt, Heroortraten, verdienen um so mehr Beachtung, als dort das
mündliche Verfahren in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten von vorn herein der lebhaftesten
Sympathie der Advokatur sich zu erfreuen hatte.

Der Gesetzgeber muß sich entscheiden, entweder Schriftlichkeit oder Mündlichkeit
des Verfahrens; wenn diese, dann volle Mündlichkeit, kein halb schriftliches, halb
mündliches Verfahren. Das letztere muß nothwendig in dem bei weitem größten
Ländergebiete Deutschlands unter Einwirkung menschlicher Schwächen, alter Gewöh¬
nung, der Bequemlichkeit, des Mangels der Uebung in freiem Vortrage, des an sich
sehr erklärlichen Bestrebens, den bisherigen Wirkungskreis zu sichern, zu denselben
Erscheinungen führen, welche in dem Geltungsbereiche der neueren preußischen Ver¬
ordnungen klar zu Tage getreten sind. Um so mehr wird dieses der Fall sein, als
bei Anwälten, welche von den Vorzügen einer mündlichen Verhandlung nicht durch¬
drungen sind, gar leicht der Glauben entstehen kann, daß die Interessen der von
ihnen vertretenen Parteien weit besser gewahrt seien, wenn Alles an Thatsachen und
Rechtsausführungen in den vorbereitenden Schriftsätzen niedergelegt, als wenn das¬
selbe möglicherweise in nicht sehr anziehender Form mündlich vorgetragen werde,

reilich entspricht eine solche Behandlung der Sache in den vorbereitenden Schrift-5ätzen überall nicht den gesetzlichenVorschriften, nach welchen diese Schriftsätze, auf
den wesentlichen Sachverh'alt beschränkt, nur eine Skizze des mündlichen Vortrags
enthalten sollen: allein derartige gesetzliche Vorschriften werden, da dem Gesetzgeber
keine Mittel sich darbieten, um seinem Gebote Nachdruck zu verschaffen, stets den
Charakter von I6FL8 imperteetaL an sich tragen.

8 4.
Der Grundsatz der Mündlichkeit bedarf seiner äußeren und inneren Bedeutung

nach einer weiteren Entwickelung.
Mündlichkeit des Verfahrens ist ein zwar gängiger, aber inkorrekter Aus¬

druck. Man spricht richtiger von dem Grundsatze der Ünmittelbarkeit der Verhandlung
S. 20. und versteht darunter, daß die Verhandlung der Parteien l über den Rechts¬

streit vor dem erkennenden Gerichte eine mündliche sein soll.
Aus dieser Formulirung ergiebt sich, daß der Grundsatz der Mündlichkeit eben¬

sowenig wie der Grundsatz der Öeffentlichkeit das ganze Prozehverfahren beherrscht.
Er hat seine Bedeutung für den freilich erheblichsten, aber doch beschränkten Theil
des Verfahrens.

Nach der obigen Formulirung findet der Grundsatz keine Anwendung auf
Zwischenstreitigkeiten, welche zwischen einer Partei oder auch beiden Parteien einer¬
seits und einer dritten Person, dem Nebenintervenienten, einem Zeugen oder dem
Rechtsanwalt der Gegenpartei andererseits entstehen. Soll der Grundsatz auch auf
derartige Zwischenstreitigkeiten Anwendung finden, was sich ohne Zweifel empfiehlt,
so wird der Gesetzgeber besonders vorzuschreiben haben, daß dieselben nach vorgangiger
mündlicher Verhandlung zu entscheiden seien.

Die Beweisaufnahme als solche, insbesondere die Vernehmung von Zeugen
und Sachverständigen, ist ein Akt, welcher sich zwischen dem Richter und einer anderen
Person vollzieht, keine Parteienuerhandlung, wenngleich den Parteien eine Mitwirkung
gestattet sein und eine Parteienverhandlung die Beweisaufnahme begleiten kann.
Damit wird aber selbstverständlich nicht verneint, daß die Beweisaufnahme, ins¬
besondere die Vernehmung von Zeugen und Sachverständigen, vor den zur Entscheidung
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des Rechtsstreits berufenen Richtern durch die ssewichtigstensachlichen Gründe geboten
werde.

Es giebt Prozeßatte, welche uon Partei zu Partei, mit oder ohne Mitwirkung
von Zustellungsbeamten erfolgen oder auf Veranlassung der Parteien uon den Ge-
richtsschreibern oder,Zustellungsbeamten ausgehen. Selbstverständlich kann hier von
dem Grundsatze der Mündlichkeit keine Rede sein. — Ein Gleiches gilt aber auch
in den Fällen, wo Parteien eine Thätigkeit des Gerichts in Anspruch nehmen, welche,
wie insbesondere in der Instanz der Zwangsvollstreckung, mehr ordnend, administrativ,
nicht eigentlich prozessualisch ist.

Selbst m denjenigen Fällen ist für den Grundsatz der Mündlichkeit kein Raum,
wo eine richterliche Entscheidung auf einseitigen Antrag einer Partei zu treffen ist
oder doch getroffen werden kann. Dahin gehören beispielsweise Arreste und einst¬
weilige Verfügungen, die Ablehnung eines Richters und die Bestimmung des rechten
Richters. In derartigen Fallen wird der Gesetzgeber, um die richtige Anwendung
der Gesetze zu sichern, auszusprechen haben, daß die Entscheidung ohne vorgängige
mündliche Verhandlung erfolgen tonne, wodurch nicht ausgefchlosfen wird, daß das
Gericht nach Lage des "einzelnen Falls entweder der Gegenpartei Gelegenheit giebt,
sich zu Protokoll oder mittelst eines Schriftsatzes zu erklären, oder erst entscheidet,
nachdem eine mündliche Verhandlung ausnahmsweise angeordnet worden ist. Dagegen
dürfte es sich nicht empfehlen, uon einer Entscheidung in berathender Sitzung zu
sprechen, weil dieser technische Ausdruck nicht gemeinverständlich ist, und, auf einen
tzinzelrichter angewandt, als gänzlich unpassend empfunden werden muß.

Demgemäß bleibt als durch den Grundsatz der Mündlichkeit beherrscht nur
dasjenige Parteiverfahren übrig, welches als ein gleichzeitiges sich darstellt,
mag dasselbe nun wirtlich gleichzeitig sein oder nach oer Intention des Gesetzgebers
gleichzeitig sein sollen (Versaumnihverfahren). Diesen Gedanken kann man auch
so ausdrücken: dasjenige Verfahren, welches als eigentliche Verhandlung zwischen
den streitenden Parteien sich charakterisirt, beruht auf dem Grundsätze der
Uündlichteit.

I Spricht der Gesetzgeber diesen Gedanken in dem Gesetze als einen allgemeinen > S. 21.
aus, so werden die einzelnen Anordnungen im Sinne desselben auszulegen sein.
Hiervon wird auch der Gesetzgeber ausgehen dürfen, wenngleich es sich empfehlen wird,
in Fällen, wo es zweifelhaft fein kann, ob ein Verfahren als ein gleichzeitiges vom
Gesetzgeber gedacht sei, ausdrücklich auszusprechen, daß die Entscheidung nach vor-
gll'nglger mündlicher Verhandlung zu erlassen sei.

Die wahre Bedeutung und die Folgen des Grundsatzes der Mündlichkeit
müssen sich aus der ganzen Konstruktion des Verfahrens ergeben. Dieselben in schroffen
Sätzen auszusprechen, nützt nicht, schadet vielmehr, weil derartige Sätze leicht Miß¬
verständnisse erregen, indem sie wegen ihrer allgemeinen Fassung als uneingeschränkt
gültig angesehen werden, während sie doch durch anderweite Vorschriften des Gesetzes
erheblichen Beschränkungen unterworfen sind.

Insbesondere bedarf es schwerlich einer ausdrücklichen gesetzlichen Vorschrift,
daß, wenn im Laufe einer bestimmten mündlichen Verhandlung ein Wechsel im
Richterpersonal eintritt, die mündliche Verhandlung uon Neuem zu beginnen habe.
Hierin liegt eine ganze unabweisliche Konsequenz des Grundsatzes, welche auch
entsprechende Anwendung finden müßte, wenn je ein zur Urtheilsfällung berufener
Richter erklären sollte, daß ein für die Beurtheilung oes Rechtsstreits wesentlicher
Theil der Verhandlung seiner Erinnerung entschwunden sei. Wer in solchen Kon¬
sequenzen Uebelstände erblickt, welche das schriftliche Verfahren nicht kennt, der hat
zu beachten, daß jedes Prinzip neben feinen Lichtfeiten auch Schattenseiten hat und
daß die Lichtseiten des einen Prinzips Schattenseiten des andern entgegengesetzten
Prinzips sind.

Es fragt sich schließlich,ob von dem richtig verstandenen Grundsatze der unmittel¬
baren Verhandlung des Rechtsstreits vor dem zu seiner Entscheidung berufenen
Richter oder konkreter von den beiden bereits wiederholt erwähnten Folgen dieses
Grundsatzes Ausnahmen zu gestatten seien?

Von dem Satze, daß der Richter bei der Urtheilsfällung das thatsächliche Vor¬
bringen nur insoweit zu berücksichtigen habe, als es ihm uon den Parteien uorgetragen
wurde, selbst wenn es in den bei ihm hinterlegten vorbereitenden Schriftsätzen enthalten
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ist — eine Ausnahme zu ssestatten, wie sie im rheinischen Verfahren sich ssebildet hat,
dürfte völlig unzulässig sein; denn damit würde der für die Parteien gebotene Zwang,
die Sache mündlich 'zu verhandeln, beseitigt erscheinen. Ebensowenig würde die
Annahme statthaft sein, daß ein vom Gerichte einseitiss und ohne die Möglichkeit
eines von den Parteien zu beantrassenden Berichtigungsuerfahrens festgestelltes Sach-
Verhältniß die Grundlage einer spateren richterlichen Entscheidung bilden könne; eine
solche Feststellung darf nie und unter keinen Umstanden an die Stelle einer münd¬
lichen Verhandlung als Ersah für dieselbe treten, wenn im Laufe des Rechtsstreits
über ein bestimmtes thatsächliches Verhältniß entweder für sich oder in Verbindung
mit einem anderen wiederholt zum Zwecke einer richterlichen Entscheidung zu
verhandeln ist,

Ausnahmen von dem umgekehrten Satze, daß der Richter alles in der münd¬
lichen Verhandlung Vorgebrachte, auch wenn dasselbe nicht schriftlichfestgestellt worden
ist, zu berücksichtigen habe, sind weit unbedenklicher, weil sie die Gefahr, die Entwickelung
der mündlichen Verhandlung zu lahmen, nicht in dem Maße mit sich führen, wie die
Ausnahmen von dem ersten Satze, Sie brauchen nicht mit großer Aengstlichkeit

! S. 22, vermieden zu werden, weil die Güte eines I Prozeßverfahrens nicht davon abhängt,
daß seine Grundprinzipien in voller und schroffer Konsequenz durchgeführt werden.

Es mag deshalb bei der großen Bedeutung, welche die Gesuche (Mit«,) haben,
eine Vorschrift gerechtfertigt fein, welche dahin geht, daß eine Abänderung dieser
Gesuche in der mündlichen Verhandlung nicht zu berücksichtigen sei, wenn sie nicht
nachträglich zum Sitzungsprotokolle festgestellt wird, wenngleich praktisch dasselbe durch
die Vorschrift erreicht wird, daß derartige Abänderungen von Amtswegen zum Sitzungs¬
protokolle festzustellen sind. Die Bedenken, welche man vom Standpunkte des Grund¬
satzes der Mündlichkeit aus gegen jene Vorschrift geltend machen kann, sind theoretischer
Natur. Jeder, welcher mit einem mündlichen Verfahren aus Erfahrung vertraut ist,
wird auf diese Bedenken erwidern, daß die Voraussetzungen derselben aar nicht
eintreten tonnen. Der Vorsitzende sitzt ja nicht den verhandelnden Parteien ruhig
und kalt, nur als Hörer gegenüber. Er leitet die Verhandlung, wirkt auf dieselbe
fördernd ein und ist bei der Gestaltung des Rechtsstreits mitthätig. Wenn er
bemerkt, daß die vor ihm liegenden schriftlichen Gesuche abgeändert werden, ohne
daß die schriftliche Feststellung erfolgt, so wird er hierauf aufmerksam machen; wenn
er dieses aber unterläßt, und' erst bei der Urtheilsfällung das Versehen zur Sprache
kommt, so wird durch die Wiedereröffnung der Verhandlung vor der Urtheilsverlundung
dasselbe in einfachster Weise zu beben sein.

Nur als eine scheinbare Ausnahme von dem vorerwähnten Satze kann es
angesehen werden, wenn einzelne Schriftsätze neben ihrer allgemeinen Bedeutung für
eine bestimmte mündliche Verhandlung noch eine besondere wesentliche Bedeutung
für die durch ihre Zustellung erfolgende Einleitung oder Erneuerung einer Instanz
haben, wie z. B. Klagschriften, Berufungsschriften, Einsvruchsschriften.' Diese Schrift¬
sätze haben eine doppelte Natur; sie sind theils bestimmend, theils vorbereitend. Es
empfiehlt sich nach dem Vorgänge des Entwurfs einer Civilprozeßordnung für den
norddeutschen Bund, die verschiedeneNatur dieser Schriftsätze durch den Wortausdruck
in den betreffenden gesetzlichenVorschriften in der Art hervortreten zu lassen, daß
hinsichtlich der wesentlichen Bestandtheile des Schriftsatzes das imperative „Muß",
hinsichtlich der unwesentlichen Bestandtheile aber das instruktionelle „Soll" gebraucht
wird.

§ 5.
Im schriftlichen Verfahren liegt das Sachuerhältniß fest und sicher gebettet in

den Akten; eine mündliche Schlußverhandlung kann in Betreff desselben nichts ab-
oder zuthun. Anders im mündlichen Verfahren. Das gesprocheneWort verhallt, und
dennoch ist es an sich, wie für spätere prozessualische Vorgänge, von Interesse, das
flüchtige Wort insoweit fixirt zu sehen, als es einen wesentlichen Bestandtheil des
Sachverhältnisses bezielt. Hierin würde ein erheblicher Mangel des mündlichen
Verfahrens zu erblicken sein-, wenn in den Ländern, wo mündliches Verfahren herrscht,
die richtige Fixirung des Sachverhältnisses irgend welchen nennenswerthen Schwierig¬
keiten begegnet wäre. Dieses ist erfahrungsmäßig nicht der Fall.
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Für die Fixirung des Sachverhältnisses kommen die vorbereitenden Schriftsätze,
das Sitzungsprotokoll und der Thatbestand im Urtheil in Betracht.

Als der normale Fall wird es anzusehen sein, daß eine Kongruenz zwischen
dem mündlichen Vortrage und dem Inhalte des, die mündliche Verhandlung > vor- > S. 23.
bereitenden Schriftsatzes in den wesentlichen Stücken des Sachverhältnisses besteht.
Wird dieselbe aufgehoben, so kann sie durch das Sitzungsprotokoll hergestellt werden.
Es fragt sich, in welchem Umfange und in welcher Weise dieses vorzuschreiben oder
nachzulassen ist? In dieser Beziehung ist die Rechtsentwickelung m der Provinz
Hannover nicht ohne Interesse. Der Gesetzgeber war ängstlich für die Herstellung
der Kongruenz durch das Sitzungsprotokoll bemüht gewesen, indem er, ohne zwischen
Gesuchen und sonstigem thatsächlichen Vorbringen zu unterscheiden, vorschrieb, daß alle
thatsächlichen Abweichungen des mündlichen Vortrags vom Inhalte der gewechselten
Schriften nicht allein auf Antrag, sondern auch von Amtswegen zum Sitzungsprotokolle
festzustellenseien. Während nun ein Theil der Vorsitzenden diese Vorschriften, wie
sie gemeint waren, zur Anwendung brachte, sehr vereinzelte Vorsitzende dieselben
geradezu mißbrauchten, unterschied sehr bald eine größere Anzahl von Vorsitzenden
ohne jeden genügenden Anhalt im Gesetze zwischen Abänderungen im strengen Sinne
und sonstigen Abweichungen, indem sieiene, nicht aber diese zum Sitzungsprotokolle fest¬
stellen ließen. Bei Gelegenheit der Berathungen der hannouerschen Prozcßkonferenz
erklärten sich die Vorsitzenden in ganz überwiegender Zahl dahin, daß es genüge,
wenn von Amtswegen nur Abänderungen der Gesuche (Mit»,) zum Sitzungsprotokolle
festgestellt würden. Diese Ansicht ist in dem Entwurf jener Konferenz und den
ihm folgenden Gesetzeswerken zur Geltung gelangt; nur der norddeutsche Entwurf
hat der Sache schließlich eine andere Wendung gegeben.

Wenn man von den Abänderungen der Gesuche, deren bereits früher gedacht
wurde, absieht, so wird es sich empfehlen, diese Angelegenheit für Anwaltsprozesse
in folgender Weise zu ordnen,

Anerkenntnisse, Verzichtleistungen und Vergleiche, durch welche der geltend
gemachte Anspruch ganz ooer theilweise erledigt wird, werden unbedenklich auch von
Amtswegen zum Sitzungsprotokolle festzustellen sein, ohne Rücksichtdarauf, ob ihrer
in den vorbereitenden Schriftsätzen gedacht ist oder nicht. Gerichtliche Geständnisse
werden, wie auch der Oocle cle proeeclure civile und andere Gesetze vorschreiben, auf
Antrag festzustellen sein, selbst wenn sie bereits im Schriftsatze angekündigt sind, weil
sie, einmal abgegeben, im Laufe der Verhandlungen nicht zurückgezogen werden können.
Dieser Grund spricht für die gleiche Behandlung der Annahme und der Zurück-
schiebungzugeschobener Eide. Sonstige Abweichungen des mündlichen Vortrags von
dem Inhalte der vorbereitenden Schriftsätze werden gleichfalls nur auf Antrag fest¬
zustellen sein.

Insoweit eine Feststellung auf Antrag erforderlich ist, wird dieselbe behufs
Forderung des Geschäftsgangs nicht im, sondern zum Sitzungsprotokolle mittelst
Üeberreichungnachträglicher Schriftsätze, welche formlos sein können, zu erfolgen haben.

Das Sachverhaltmß wird im Thatbestände des Urtheils festgestellt. Dieses
Itück des Urtheils geht nach dem Oeele He proeeäure civile von den Anwälten aus.
Der betreffende Anwalt theilt die von ihm bearbeiteten sog. Qualitäten dem
gegnerischen Anwalt mit, welcher berechtigt ist, binnen vierundzwanzig Stunden
Widerspruch zu erheben, worüber der Vorsitzende entscheidet. Dieses System gehört
als eine auf die Spitze getriebene Konsequenz des Grundsatzes, daß der Richter nur
zu entscheiden habe, zu den größten Sonderbarkeiten des franzosischen Prozeßrechts.
Begründet in der Ordonnanz von 1667, durch die Intermediair-Gesetzgebung beseitigt,
wurde es in den <üc>üe äe proceclure I civile wieder aufgenommen, obwohl eine große >S. 24.
Reihe von Appellhöfen sich dagegen erklärte. Im Mutterlande selbst wegen seiner
offensichtlichen Mängel lebhaft angefochten, ist es nicht allein in dem Ooäe de Aeneve,
sondern auch im neuesten belgischen Gesetzesprojekte aufgegeben. Wenngleich in der
bayerischen Prozeßordnung ohne irgend welche wesentliche Aenderung aufgenommen,
wird dieses System doch schwerlich deutsches Prozeßrecht werden können, Die Rück¬
sicht, daß in Folge dieses Systems den Richtern ein gutes Stück nicht gerade ange¬
nehmer Arbeit erspart wird, kann dasselbe, ganz abgesehen von den ihm entgegenstehenden
prinzipiellen Bedenken erheblichster Art, nicht rechtfertigen, weil es deutschen Rechts¬
anschauungen widerspricht, daß ein Urtheil theilweise von Anwälten bearbeitet wird.
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Uebrigens ist der Gedanke, daß der Thatbestand des Urtheils einem Berichtigungs-
uerfahren unterliegt, den deutschen auf Mündlichkeit des Verfahrens beruhenden
Gesetzeswerken mit dem Oocks an proeoclurs civile gemeinsam. Jene erweitern nur
die Frist und verstellen den Berichtigungsantrag nach uorgängiger mündlicher Ver¬
handlung zur Entscheidung des Gerichts, welches den Thatbestand feststellte.

Nur der norddeutsche Entwurf hat sich von den allgemein geltenden, bewährt
befundenen Anschauungen losgesagt und nach langem Hin- und Herschwanken der
Kommission sich zu Vorschriften bekannt, welche bereits mehrfach lebhaft getadelt
worden sind und als unannehmbare bezeichnet werden müssen.

Ein Verfahren, welches die Berichtigung des Thatbestandes zum Gegenstände
hat, kennt der norddeutsche Entwurf nicht. Er unterscheidet, ob ein thatsächliches
Vorbringen im Thatbestande erwähnt oder bezeugt ist, eine Unterscheidung, welche

' neu und fein ist, aus diesen: Grunde aber auch wenig anspricht. Was bezeugt ist,
steht unwandelbar fest; in Betreff dessen, was erwähnt ist, hat das Gericht nach
freier Ueberzeugung zu entscheiden, ob es als feststehend anzusehen sei oder nicht.
Das Erstere ist bedenklich, das Letztere unnatürlich. Richter, welche einer bestimmten
mündlichen Verhandlung nicht beigewohnt haben, tonnen darüber, ob im Laufe dieser
Verhandlung bestimmte Erklärungen erfolgt sind, nicht urtheilen, weil es für die freie
Ueberzeugung an der erforderlichen thatsächlichenGrundlage mangelt. Noch unnatürlicher,
weil den herrschenden Rechtsanschauungen widersprechend, ist es aber, wenn Anträge
und Erklärungen, welche durch das Sitzungsprotokoll festgestellt sind, als zurück¬
genommen oder abgeändert gelten sollen, wenn diese Zurücknahme oder Abänderung
in dem Urtheil, insbesondere in dem Thatbestande, bezeugt wird. Die Feststellung
durch das Sitzungsprotokoll erfolgt ja gerade zu dem Zwecke, lim die richtige Fest¬
stellung des Sachverhältnisses im Urtheil zu sichern, so daß also das Sitzungsprotokoll
in Betreff der Darstellung des Sachverhältnisses im Thatbestände des Urtheils Gegen¬
beweis liefert. Werden durch das Sitzungsprotokoll festgestellte Anträge öder
Erklärungen zurückgenommen oder abgeändert, so wird diese Zurücknahme oder
Abänderung zum Sitzungsprotokolle festzustellen sein; der Richter kann das erwähnte
Zeugniß mit Wirksamkeit im Urtheil nicht abgeben, weil die Feststellung zum Sitzungs¬
protokolle darauf abzweckt, ihn in seiner freien Thätigkeit zu beschränken.

Man hat sich zu solchen Neuerungen entschlossen, um den Grundsatz der Münd¬
lichkeit recht strenge durchzuführen. Dieses ist aber nicht nöthig. Auch kann die
Konsequenz nicht zugegeben, vielmehr darf behauptet werden, daß es eine Verletzung

IS, 25. jenes Grundsatzes enthält, wenn Richter, welche einer bestimmten >mündlichen Ver¬
handlung nicht beigewohnt haben, darüber urtheilen sollen, ob im Laufe dieser
mündlichen Verhandlung ein Antrag gestellt oder abgeändert, eine Erklärung abgegeben
sei oder nicht.

Schließlich mag noch bemerkt werden, daß die Vorsitzenden der hannoverschen
Gerichte wiederholt und übereinstimmend sich dahin geäußert haben, daß auf Berich¬
tigung des Thatbestandes gerichtete Anträge zu den größten Seltenheiten gehören,
w« auch einzelne Vorsitzende, welche in Betreff der die Feststellung des Thatbestandes
bezielenden gesetzlichen Vorschriften theoretische Bedenken hatten, erklärt haben, daß
die Erfahrung diese Bedenken als begründete nicht erscheinen lasse.

8 6.
Das schriftliche Verfahren ist seiner Natur nach ein einseitiges, ungleichzeitiges.

Der schriftliche Prozeß bewegt sich in festbestimmten Stadien vorwärts; auf die Klage
folgt die Vernehmlllssung, auf diese die Replik, auf die Replik die Duplik. Jeder
Schriftsatz hat einen bestimmten Inhalt und selbst für diesen eine bestimmte Reihen¬
folge, Die tcchnisch-prozessulllische Regel, daß Repliken nicht zu antizipiren seien, hat
für den schriftlichen Prozeß Sinn und Bedeutung. Die Uebertragung dieser Verhält¬
nisse auf den mündlichen Prozeß, welcher seiner Natur nach ein zweiseitiges, gleich¬
zeitiges Verfahren ist, würde, selbst wenn sie durchzuführen wäre, ganz unnatürlich
ein. Die mündlichen Parteivorträge müssen geordnete sein, der Vorsitzende hat
sierauf zu achten, und muß befugt sein, die Trennung der Verhandlung über ver-
chiedene Punkte anzuordnen, wenn deren gemeinschaftliche Verhandlung die Ueber-
ichtlichkeit aufheben würde. Allein innerhalb dieser Schranken darf eine weitere

nicht aufgeführt, eine bestimmte mündliche Verhandlung nicht in Stadien zerlegt und
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für diese eine feste Reihenfolge festgesetzt werden. Geschieht dieses, so würde den
Parteien, welche durch die, eine mündliche Verhandlung, vorbereitenden Schriftsätze
von der Lage und dem Stoffe des Rechtsstreites bereits Kenntniß erlangt haben,
ganz unnüthigerweise eine Beschränkung auferlegt, der mündlichen Verhandlung selbst
aber wegen des Zerreißens des natürlichen Zusammenhangs des Streitstoffs alle
Lebendigkeit entzogen werden. Es tritt noch hinzu, daß die Feststellung, ob ein that¬
sächlichesVorbringen in einem früheren Stadium einer bestimmten mündlichen Ver¬
handlung erfolgt ist, großen Schwierigkeiten unterliegen muß, wenn man nicht zu den:
ganz unzulässigen Mittel der schriftlichen Fixirung des Details der mündlichen
Porträge greifen will, ja daß Me Feststellung von vorn herein ausgeschlossen ist,
wenn in der Zwischenzeit ein Wechsel im Richterp ersonal eintrat.

Diese Erwägungen führen zu dem Gedanken, daß eine bestimmte mündliche
Verhandlung, selbst wenn sie in mehrere äußerlich getrennte Akte zerfällt, als ein
W anzusehen ist. Dieser in den allgemeinen Motiven zum Entwurf der hannouerschen
Prozeßordnung entwickelte Gedanke hat zuerst in einem österreichischen Entwurf einer
Civilprozeßordnung gesetzlichen Ausdruck gefunden. Diese Formulirung ist dann in
den hannovrischen Entwurf sowie in die 'ihm folgenden Gcsetzeswerke, insbesondere
auch in den norddeutschen Entwurf übergegangen. Es liegt jedoch ein Bedürfniß
nicht vor, einen solchen doktrinären Satz dem Gesetze einzuverleiben, weil die Konstruktion
des Verfahrens ihn ergeben muß. Auch kommt hinzu, daß der Satz in seiner
Allgemeinheit insofern Mißverständnissen ausgesetzt ist, als er dahin verstanden
werden kann und verstanden worden ist, daß auch Dispositionsakte, gerichtliche
Geständnisse, sowie I die Annahme und Zurückschiebungzugeschobener Eide im weiteren
Verlaufe einer bestimmten mündlichen Verhandlung zurückgezogen werden könnten.

Der Gedanke kann auch in folgender Weise ausgedrückt werden, und zwar
korrekter, wenn man in Betracht zieht, daß im Laufe einer bestimmten mündlichen
Verhandlung ein Wechsel in dem Richterpersonal eintreten oder in Folge der Schwäche
des menschlichen Gedächtnisses den zur Urtheilsfällung berufenen Richtern oder auch
nur einem derselben diejenige Klarheit in der Erinnerung und Auffassung des that¬
sächlichen Vorbringens entschwinden kann, welche die Voraussetzung für eme sachgemäße
Entscheidung bildet. Wenn eine bestimmte mündliche Verhandlung eine Unterbrechung
erleidet, weil sie wegen der einen oder anderen Schwierigkeit, insbesondere wegen
eines hervortretenden Bedürfnisses der Aufklärung durch Aufnahme von Beweisen
nicht durchgeführt werden kann, so erscheint die fortgesetzte Verhandlung sachlich
insofern als eine neue, als prinzipiell in derselben der ganze Streitstoff vorgebracht
werden muh. Diejenige mündliche Verhandlung, welche der Urtbeilsfällung unmittelbar
vorausgeht, stellt sich demgemäß prinzipiell als die entscheidende dar.

Aus diesen Erwägungen ergeben sich nun wichtige Folgen für den Grundsatz
der Konzentration der Rechtobehelfe, welche man als Eventualmaxime bezeichnet,und
für das Kontumazialsnstem.

I. Den Parteien steht es frei, Rechtsbehelfe jeder Art, insbesondere Einreden,
Repliken, Dupliken, Widerklagen und Beweise, wie beim Beginne, so auch im ganzen
weiteren Verlaufe einer bestimmten mündlichen Verhandlung vorzubringen. 'Dieser
Gedanke hat, von Ausnahmen abgesehen, in allen Gesetzeswerken, welche auf Münd¬
lichkeit des Verfahrens in der einen oder anderen Gestalt beruhen, Geltung, obwohl
er in dem <^uäc ä« pi'oeeäm'L civile und den ihm folgenden Gesetzeswerken, ja selbst
in der Bürgerlichen Prozeßordnung für das Königreich Bayern, keinen besonderen
Ausdruck gefunden hat. Dieses ist erklärlich, weil die sog, Euentualmaxime dem
schriftlichen Verfahren ihr Entstehen und ihre weitere Entwickelung verdankt. In
diesem ist, seiner Natur als einseitigem entsprechend, das Bedürfniß der Konzentration
der Rechtsbehelfe immer lebhafter empfunden worden, nicht aber im mündlichen
Verfahren, weil letzteres schon wegen des gleichzeitigen VerHandelns der Parteien
eine solche Beweglichkeit hat, daß ein Verbessern oder Nachholen besondere Schwierig¬
keiten mcht darbietet. Wer an das schriftliche Verfahren gewöhnt und von den
Vortheilen, welche die Euentualmarnne in diesem bietet, lebhaft überzeugt, Mißbräuche
erheblicher Art für ein mündliches Verfahren ohne Euentualmaxime befürchtet, wird
zu erwägen haben, daß die befürchteten Mißbräuche in den Ländern des mündlichen
Verfahrens nicht hervorgetreten sind, auch nicht wohl hervortreten konnten, weil
Anwälte, welche umgeben von ihren Kollegen Angesichts des Genchts einen Nechts-

!M>,terialie,i ;«r bivilprozeßorlmimg, ^
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streit verhandeln, nur unter schwerer Beschädigung ihrer Dienstehre von Prozeß-
uorschriftcn mißbräuchliche Anwendung machen tonnen. Daneben darf nicht unberück¬
sichtigt bleiben, daß eine Partei, welche mit dem Vorbringen zögert, dieses auf die
Gefahr hin thut, durch das Urtheil mit weiteren Nechtsbehelfen sich ausgeschlossen
zu sehen, da das Gericht auf die Möglichkeit eines noch zulässigen weiteren Vor¬
bringens keine Rücksicht zu nehmen hat. Dieses Moment muß sich um so wirksamer
erweisen, als das mündliche Verfahren dahin führt, Theilurtheile und Zwischenurtheile
für geboten zu erachten, die Erlassung solcher Urtheile aber die Folge hat, daß

j S. 27. Rechtsbehelfe irgend welcher Art, die den erledigten Rechtsstoff <betreffen, nicht nach¬
geholt werden können. Jedenfalls ist es nicht erforderlich, das Korrektiv gegen die
befürchteten Mißbräuche m der Beibehaltung der Eventualmaxime zu suchen. Bereits
im Gebiete des französischen Rechts hat sich in der Praxis der Grundsatz entwickelt,
daß das Gericht befugt sei, Angriffs-, Vertheidigungs- und Beweismittel, welche nach
seiner Ueberzeugung zum Verschleife der Sache geltend gemacht werden oder zurück¬
gehalten sind, sofern ihre Berücksichtigung die sofortige Erlassung des Endurtheils
verhindern würde, als zur Berücksichtigung nicht geeignet zu verwerfen und der
preußische Entwurf Z 324 hatte die Aufnahme dieses Grundsatzes in das Gesetz in
Vorschlag gebracht. Soviel ist zweifellos, daß eine derartige Bestimmung mit dem
mündlichen Verfahren vereinbar ist und daß ihr sachliche Bedenken nicht entgegen¬
stehen, vorausgesetzt, daß sie richtig begrenzt wird. In Betreff der Angriffsmittel ist
sie nicht erforderlich, da gegen einen Mißbrauch derselben anderweit Vorkehr getroffen
werden kann. Rücksichtlichder Beweismittel ist sie nur insoweit gerechtfertigt, als sie
in den ZZ 329, 385 des Entwurfs Ausdruck gefunden hat. Was endlich die Ver-
theidigungsmittel anlangt, so besteht ein Bedürfniß für eine beschränkende Vorschrift
nur hinsichtlich derjenigen Vertheidigungsmittel, welche von dem Beklagten oder von
dem Widerbetlagten nachträglich geltend gemacht werden, indem nur diese Personen
ein Interesse haben können, den Prozeß zu verschleppen. Welches Vorbringen übrigens
als ein nachträgliches anzusehen sei, wird das Gericht nach freiem Ermessen zu
bestimmen haben. Die Fixirung eines bestimmten Zeitpunkts verbietet die Struktur
des mündlichen Verfahrens und, wenn auch in manchen Fällen die Beantwortung
der Frage mit Schwierigkeiten verbunden sein wird, weil sich nicht mit Sicherheit
beurtheilen läßt, ob ein Vertheidigungsmittel im früheren Verlaufe der mündlichen
Verhandlung vorgebracht sei, so ist doch in Betracht zu ziehen, daß die Voraussetzungen
für die Zurückweisung eines nachträglichen Vorbringens in der Art geregelt werden
können, daß richterliche Willkür ausgeschlossen bleibt.' Wird nämlich der Antrag des
Gegners gefordert und die Zurückweisung des nachträglichen Vorbringens davon
abhängig gemacht, daß durch die Zulassung desselben die Erledigung des Rechtsstreits
verzögert werden würde und daß das Gericht die Ueberzeugung gewonnen habe, der
Beklagte habe in der Absicht, den Prozeh zu verschleppen oder aus großer Nach¬
lässigkeit das Vertheidigungsmittel nicht früher vorgebracht, so ist einerseits der Partei
die Möglichkeit eröffnet, dem Gerichte die Gründe darzulegen, welche die Verzögerung
veranlaßt haben, andererseits Sorge getragen, daß eine Zurückweisung nur eintreten
kann, falls eine Prozeßverschleppung wirklich vorliegt. Die strikte Durchführung der
Vorschrift des Z 242 des Entwurfs in erster Instanz ist für den Beklagten ohne
materiellen Nachtheil, denn der Verlust des Vertheidigungsmittels wirkt nur für die
Instanz, da dem Beklagten gestattet ist, das zurückgewiesene Vertheidigungsmittel in
der Berufungsinstanz von neuem geltend zu machen, insoweit nicht die Bestimmung
des ß 470 Absatz 2 des Entwurfs eingreift. Anders gestaltet sich dagegen das Ver¬
hältniß in der Berufungsinstanz. Würde in dieser die Vorschrift des § 242 unbeschränkt
zur Anwendung gebracht werden, so würde die Folge sein, daß der Beklagte mit dem
zurückgewiesenen"Vorbringen definitiv ausgeschlossen wäre, eine Folge, welche vielfach
eine materielle Venachtheiligung des Benagten nach sich ziehen und deshalb die
energische Ausübung der in Z 242 den Gerichten eingeräumten Befugniß in zweiter

S. 28. Instanz lahmen könnte. Vermieden wird ein > solches Ergebniß, wenn in Anlehnung
an die Vorschriften über den Urkundenprozeß (ß§ 538, 539) dem Beklagten die
Geltendmachung des zurückgewiesenen Vertheidigungsmittels vorbehalten wird. Die
Besorgnis;, daß die der gemeinrechtlichen Verweisung ack zsparawm nachgebildete
Institution zu einer Verweitläufigung und unleidlichen Zersplitterung der Prozesse
führen könne, erscheint unbegründet, wenn man erwägt, daß das Urtheil, welches in
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der Berufungsinstanz unter Vorbehalt der Geltendmachung von Vertheidigungsmitteln
ergeht, in Betreff der Zwangsvollstreckung als Endurtheil aufzufassen ist, dadurch
aber für den Beklagten das wirksamste Motiv geschaffen wird, rechtzeitig mit seinen
Pertheidigungsmitteln hervorzutreten. Und ebensowenig ist zu befürchten, daß der
Prozeß verewigt werde. Der Rechtsstreit bleibt in der Berufungsinstanz anhängig
und beschrankt sich auf die Verhandlung und Entscheidung der vorbehaltenen Ver¬
theidigungsmittel. — Zulässig und als weiteres Korrektiv gegen die beim Wegfall der
Euent'ualmaxime befürchteten^Mißbräuche erscheint endlich eine Vorschrift, durch welche
das Gericht ermächtigt wird, wenn durch ein nachträgliches Vorbringen von Rechts¬
behelfen die Erledigung des Rechtsstreits erheblich verzögert wird, einer Partei, welche
nach freier richterlicher Ueberzeugung im Stande war, den Rechtsbebelf zeitiger geltend
zu machen, auch wenn dieselbe obsiegt, die Prozeßkosten ganz oder theilweise auf¬
zuerlegen.

Eine neue Nechtsentwickelung in dieser Lehre hat der norddeutsche Entwurf
dadurch anzubahnen versucht, daß er zwischen selbstständigen Angriffs- und Verthei¬
diaungsmitteln einerseits, und Thatsachen, welche zur näheren Begründung eines
setbstständigen Angriffs- oder Vertheidigungsmittels dienen, andererseits unterscheidet
und die letzteren sog. Hülfsthatsachen in einem weiteren Umfange als die ersteren
zulassen will. Die neue" Unterscheidung ist schon begrifflich, jedenfalls aber praktisch
nicht durchführbar. Auch ist es unnatürlich, daß der Entwurf das nachträgliche Vor¬
bringen f. g. Hülfsthntsachen gestattet, nicht aber die nachträgliche Angabe von Beweis¬
mitteln für das doch zulässige neue Vorbringen. Der Zusammenhang, in welchem
die neue Ansicht mit der Lehre selbst steht, wird später hervorgehoben werden.

II. Es wurde bereits früher bemerkt, daß der Onäe cls proeeäurs oivils und
die ihm folgenden Gesetzeswerke, sowie die bauerische Prozeßordnung von dem Satze
ausgehen, daß durch das bloße Verlesen der motiuirten Konklusionen, ja selbst der
Gesuche ohne Begründung, der Rechtsstreit dergestalt kontradiktorisch wird, daß kein
Versäumnißurtheil ergehen kann, auch wenn einer der Anwälte in der zur mündlichen
Verhandlung der Sache anberaumten Sitzung nicht erscheint. Es wurde daneben
ausgeführt/ daß dieser Satz nicht zu billigen sei, weil er dem Mündlichkeitsprinzip
widerspricht, insbesondere aber aus dem durchgreifenden praktischen Grunde, daß mit
jenem Satze jeder sachliche Zwang für die Parteien, in freier Rede und Gegenrede
ihren Rechtsstreit den zur Entscheidung berufenen Richtern vorzutragen, beseitigt
erscheint. Wird der Satz aber aufgegeben, so folgt ohne Weiteres, daß eine Partei,
welche eine bestimmte mündliche Verhandlung versäumt, in gleicher Weise zu behan¬
deln ist, möge nun die Versäumung in der ersten oder in einer weiteren zur Fort¬
setzung jener" Verhandlung anberaumten Gerichtssitzung eintreten. Dieser Gedanke
wird auch in den zur vierten Gruppe vereinigten Gesetzeswerken, wie in der hanno-
verschen Prozeßordnung, so auch in dem norddeutschen Entwürfe, im Prinzip anerkannt.
Auf den ersten Blick "kann diese Auffassung als eine unnatürliche, >ja befremdliche I S. 29.
erscheinen, indem eine vielleicht weit vorgeschrittene bestimmte mündliche Verhandlung
durch den Erlaß des Vcrsäumnißurtheils auf den Anfang zurückgeworfen wird und
etwa erlassene Zwischenurtheile zwar nicht aufgehoben werden, aber doch folgeweise
in Wegfall kommen. DaZ Befremdliche verschwindet jedoch, wenn man beachtet, daß
das Versäumnißurtheil, so lange ein nicht näher zu motivirender Einspruch gegen
dasselbe stattfindet, formaler Natur ist, indem der Einspruch zur Folge hat, daß das
Versäumnißurtheil verschwindet und der Rechtsstreit in die Lage zurückversetztwird,
in welcher er sich vor dem Erlasse desselben befand. Ein aus dem Umstände, daß
diese Auffassung zu Verzögerungen führen kann, zu entnehmendes Bedenken wird
durch die Vorschrift zu beseitigen sein, daß jedes zweite oder fernere in derselben
Instanz gegen dieselbe Partei zur Hauptsache erlassene Versäumnißurtheil auch ohne
Antrag für vorläufig vollstreckbar zu erklären ist.

Die unter I. und II. erwähnten Folgen würden mißverstanden werden, wenn
man nicht beachtete, daß immer nur eme bestimmte mündliche Verhandlung, d. h.
eine mündliche Verhandlung, welche einen bestimmten Prozeßabschnitt zum Gegen¬
stände hat, in Frage steht. Den verschiedenenProzeßabschnitten entsprechen verschiedene
besondere mündliche Verhandlungen, von denen eme jede in sich und gegen die andere
abgeschlossen ist. Hieraus folgt, daß es sich um eine völlige Aufhebung des Eventual-
prinzips ebensowenig, als um die folgeweife Beseitigung von Theiüirtheilen durch

9



132 Begründung des Entwurfs.

ein Versäumnißurtheil handelt, ferner aber, daß die Bedenken, welche die unter I.
und II. gezogenen nothwendigen Konsequenzen mit sich führen mögen, erheblich an
Gewicht verlieren, wenn der Prozeß in mehrere Prozeßabschnitte, die mündliche
Verhandlung in mehrere gesonderte mündliche Verhandlungen zerfällt. Dieser letztere
Gedanke wird in größerem Zusammenhange zu entwickeln sein.

8 7.
Es entspricht den Anforderungen eines mündlichen Verfahrens, daß der Prozeß¬

stoff einer mündlichen Verhandlung ein thunlichst beschrankter sei, nicht zu Vielerlei
und zu Verschiedenartiges umfasse; daß die Möglichkeit leichter Uebersicht gegeben
und bei Bestimmung dieser Möglichkeit nur die gewöhnliche durchschnittlicheBefähigung
von Richtern und Anwälten in Betracht gezogen werde, daß die behufs Abgabe eines
Urtheils erforderliche Würdigung des in emer mündlichen Verhandlung vorgelegten
Prozeßstoffs dieser der Zeit nach so nahe folge, als es die Verhältnisse nur immer
gestatten.

Diese und andere mit jenen zusammenhängende, bereits früher erwähnte Gründe
lassen es von größter Bedeutung erscheinen, daß das Verfahren in mehrere Abschnitte
mit einem bestimmten Prozeßstoffe zerfällt, welche in sich und gegen einander durch
den Richter wie die Parteien bindende Urtheile abgeschlossen, später in ihrer Ver¬
bindung das Endurtheil ergeben. Man kann sehr wohl einem schriftlichen Versahren
gegenüber den Satz rechtfertigen, daß Theilurtheile nicht zu erlassen sind, Zwischen¬
urtheile den Richter der Instanz nicht binden dürfen, und dennoch das Gegentheil
für ein mündliches Verfahren aus mehr formalen Gründen für geboten erachten.

Von großer Nichtigkeit in der erwähnten Richtung ist die dem Gerichte gewährte
Vefugniß, auf Antrag oder von Amtswegen entweder eine Trennung der Verhandlung
und der Entscheidung oder auch bei ungctrennter Verhandlung eine getrennte Ent-

S. 3N. scheidung eintreten zu lassen. Wenn über einen von > mehreren klagend geltend
gemachten Ansprüchen, wenn über einen Theil eines Anspruchs, oder wenn im Fall
einer erhobenen Widerklage über die Klage oder die Widerklage mittelst Endurtheils
(Theilurtheil) vorab entschieden wird, so ist damit dasjenige, was Gegenstand des
Urtheils bildet, vollständig für die Instanz erledigt. Es ist selbstverständlich, daß
Rechtsbehelfe irgend welcher Art, welche den erledigten Theil des Prozeßstoffs betreffen,
für die Instanz nicht mehr geltend gemacht werden können, und daß ein im späteren
Laufe des Rechtsstreits ergehendes Versäumnißurtheil den erledigten Theil des Prozeß¬
stoffs überall nicht berührt. Wenn über einen von mehreren selbstständigen Angriffs¬
oder Vertheidigungsgründen (Klaggründen, Einreden, Repliken :c.) durch ein
Zwischenurtheil, welches Richter und Parteien für die Instanz bindet, vorab entschieden
wird, so ist es wiederum selbstverständlich, daß Rechtsbehelfe aller Art, welche den
erledigten Prozeßstoff betreffen, nicht nachgeholt werden können, während durch ein
im weiteren Laufe des Rechtsstreits zur Hauptsache erlassenes Versäumnißurtheil das
Zwischenurtheil folgeweise, wenngleich einstweilen nur provisorisch, in Wegfall kommen
kann.

Aber auch abgesehen von der Vorschrift, welche die Trennung der Verhandlung
und Entscheidung und damit die Bildung besonderer Prozeßabschnitte in das Ermessen
des Gerichts verstellt, wird die Nothwendigkeit einer Trennung der mündlichen Ver¬
handlung in mehrere Abschnitte kraft gesetzlicherRegel anzuerkennen sein.

Die Natur der Sache ergiebt, daß Streitpunkte zwischen einer Prozetzpartei
und einem Dritten den Gegenstand eines besonderen Prozeßabschnitts (Zwischenstreits)
bilden, welcher in erster wie in einer weiteren Instanz ein für sich bestehendes 5!eben
hat. Auch ist es, wenngleich nicht durch die Natur der Sache geboten, so doch zulässig
und behufs Erlangung der großen Vortheile getrennter Prozeßabschnitte empfehlens¬
wert!), einzelne Verhandlungen unter den Parteien selbst, so H. B. die Verhandlungen
über die Edition oder die Aechtheit von Urkunden, als Zwischenstreit anzuerkennen.

In Betreff der Hauptsache ist es historisch und sachlich gerechtfertigt, drei
Prozeßabschnitte als möglich anzuerkennen, welche als Vorverfahren, Hauptverfahren
und Nachverfahren bezeichnet werden können. Das Vorverfahren hat oie Frage zum
Gegenstande, ob der Beklagte verpflichtet sei, auf die Klage zu antworten. Es handelt
sich hier um eine sehr geringe Zahl von Prozeßeinreden, deren Einfachheit es gestattet,
das Konzentrationsprinzip durchzuführen. Das Nachverfahren hat die Ableistung der
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durch bedingtes Endurheil auferlegten Gide und die Rcalisiruna, der in diesem Urtheil
an nie Leistung oder Nichtleistung der Eide geknüpften Folgen zum Gegenstande.
Das Hauptverfahren ist nach der einen wie nach der anderen Seite hin durch ein
Urtheil abgeschlossen, welches nicht allein Richter und Parteien für die Instanz bindet,
sondern auch, als Endurtheil qualifizirt, sofortiger Anfechtung durch Rechtsmittel
unterliegt.

Es ist nun möglich, denjenigen umfangreichen Prozeßabschnitt, welcher als
Hauptverfahren bezeichnet wurde, wiederum in zwei Abschnitte zerfallen zu lassen,
welche in sich und gegen einander durch ein Urtheil abgeschlossenwerden. Dieses ist
der Punkt, in welchem die hannoversche Prozeßordnung von den mit ihr zur vierten
Gruppe vereinigten Gesetzeswerten sich ganz wesentlich unterscheidet. Das Haupt-
uerfahren der hannoverschen Prozeßordnung zerfällt in zwei Abschnitte, von denen
der erstere die Behauptungen der Parteien, der > letztere den Beweis der bestrittenen > S. 31.
Behauptungen zum Gegenstande hat. Die beiden Abschnitte werden getrennt und
abgeschlossen durch eine richterliche Verfügung, in welcher nach Prüfung des von den
Parteien vorgelegten Prozeßstoffs diesen eröffnet wird, was und von wem zu beweisen
sei (richterliche Feststellung des Beweissatzes und der Beweistast). Diese
richterliche Verfügung ist ein Urtheil, welches für die Instanz Richter wie Parteien
bindet, und von den letzteren, wie jedes andere Zwischenurtheil, erst gelegentlich des
Endurtheils angegriffen werden kann.

Die Frage, ob man in diesem Punkte sich der hannouerschen Prozeßordnung
anschließen solle, bewegte die hannoversche Prozeßtonferenz auf das lebhafteste; die
Erörterung derselben mit ihren Folgen nahm die Zeit vieler Monate in Anspruch.
Eine kleine Majorität wollte Verbindung des Beweises mit den Behauptungen und
lediglich prozeßleitende Beweisverfügung" In dieser Gestalt ist das Verfahren aus
dem sog. hannoverschen Entwurf in die ihm folgenden späteren Gesetzeswerke, ins¬
besondere auch in den norddeutschen Entwurf übergegangen. Es ist erklärlich, daß
bei Berathung des letzteren Entwurfs der Streit über jene Frage nicht wieder auf¬
genommen würde: nach Lage der Verhältnisse verlohnt es sich nicht, einen Streit
fortzusetzen, welcher voraussichtlich ohne allen und jeden Erfolg sein würde. Einer
ganz entschiedenen Strömung der neueren Gesetzgebung hat man zugesehen, wenngleich
in dem Umstände etwas sehr Charakteristisches erblickt werden mag, daß in neuester
Zeit mehrere angesehene Mitglieder der preußischen Rechtsanwaltschaft für die Scheidung
des Verfahrens im Sinne der hannoverschen Prozeßordnung sehr entschieden das
Wort ergriffen haben.

Demgemäß ist ein Hauptverfahren anzunehmen, welches erst durch das unbedingte
oder bedingte Endurtheil abgeschlossen wird, in dem einerseits das Gebot der Ver¬
bindung der Beweise mit den Behauptungen herrscht, andererseits aber die eine
Beweisaufnahme bezielende Verfügung dieselbe Natur hat, wie jede andere prozeß¬
leitende Verfügung.

Nur das Gebot der Verbindung der Beweise mit den Behauptungen und dessen
Bedeutung für das Verfahren giebt zu besonderen Bemerkungen Veranlassung.

Das System der Veweisverbindung im schriftlichen Prozesse führt jedenfalls
einen großen Nachtheil und einen großen Vortheil mit sich. Der erstere besteht in
der oft großen Anhäufung unnützer Beweisanerbieten, Der letztere beruht in dem
Umstände, daß die Parteien durch das Gebot gezwungen werden, bie Operation ihres
Vehauptens durchzuführen, wahrend sie nach den Grundsätzen des gemeinen deutschen
Prozehrechts diese Operation unterbrechen dürfen, wenn sie dieselbe nur so weit fort¬
gesetzt haben, daß das Gericht im Stande ist, genau zu erkennen, daß und auf welche
Weise die von den Parteien für sich angeführten juristischen Begriffe einen realen
Inhalt haben und sich auf ein im Leben wirklich existirendes Rechtsverhältniß, nicht
aber auf eine falsche juristische Beurtheilung von Thatsachen stützen. In einem
mündlichen Verfahren, nach welchem die Parteien ohne fachliche Nachtheile das
Anerbieten der Beweise bis zum Schlüsse der mündlichen Verhandlung verschieben
können, verliert selbstverständlich einerseits dieser Vortheil wie andererseits jener
Nachtheil sehr erheblich an Bedeutung.

Ein durch den Grundsatz der Beweisverbindung beherrschtes schriftliches oder
mündliches Verfahren unterscheidet sich seiner Anlage nach ganz wesentlich <von dem > S. 32.
Verfahren des gemeinen deutschen Prozeßrechts, Die Beweise treten mit den
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Behauptungen in gleiche Linie; wie diese anzuführen, so sind jene anzubieten; das
Gesetz, nicht das Gericht, sagt den Parteien, was uon ihnen behufs Durchführung
ihrer Ansprüche zu beweisen sei, und wer uon ihnen dieses zu beweisen habe, wie
das Gesetz, nicht das Gericht, die Parteien darüber belehrt, welche Behauptungen sie
zur Begründung ihrer Ansprüche und zur Widerlegung der gegnerischen Ansprüche
vorzubringen haben. Demgemäß ist der Beweisbeschluß nichts anderes, als eine
Verfügung, welche die Aufnahme bestimmter angebotener Beweise zuläßt- er enthält
keine Beweisauflllge, keine Aufforderung an die Parteien, nachträglich den Beweis
von Thatsachen anzutreten, welche das Gericht für erheblich hält, die Parteien aber
für unerheblich erachtet haben, keine Regelung der Beweislast. Die Nothwendigkeit
uud das Bedürfniß, die Beweislast zu regeln, wird prinzipiell nicht berührt, wohl
aber wird dieses Bedürfniß im Hinblick auf das Ergebniß geführter oder nicht
geführter Beweise in sehr vielen Fällen praktisch sich gar nicht geltend machen. Die
maßgebenden Gedanken sind, wie nicht zu verkennen ist, in dem norddeutschen Entwurf
zu einem korrekteren Ausdrucke gelangt, als in dem hannoverschen Entwurf; beide
Entwürfe, sowie andere Gesetzeswerke trifft aber gemeinsam der Vorwurf, daß sie in
der systematischen Anordnung der Vorschriften über das ordentliche Verfahren vor
Kollegialgerichten erster Instanz der hannoverschen Prozeßordnung gefolgt sind, während
doch bei völlig veränderter Anlage des Verfahrens eine dieser Aenderung entsprechende
sehr abweichende systematische Behandlung jener Vorschriften geboten ist, wenn Klar¬
heit der prozessulllischen Verhältnisse gewonnen werden soll.

8 8.
Die Rückwirkungen der Beseitigung der Urtheilsnatur, welche die Beweis-

uerfügung nach gemeinem deutschen Prozeßrechte, wie nach der hannoverschen Prozeß¬
ordnung an sich trägt, liegen zu Tage. Der hannouersche Gesetzgeber verfuhr ganz
konsequent, wenn er das Nachholen von Einreden, Repliken u. s. w. bis zum Beweis¬
urtheil frei gab, nach dem Erlasse desselben aber nur im Restitutionsfalle gestattete,
während das unmotivirte Nachholen der Rechtsbehelfe bis zum Endurtheil als eine
nothwendige Konsequenz des MündlichkeitspiinzipB sich darstellt, wenn die Beweis¬
verfügung prozeßleitender Natur ist. Ebenso konsequent verfuhr der hannouersche
Gesetzgeber, wenn er nur bis zum Erlasse des Veweisurtheils die allgemeinen
Kontumazilllfolgen eintreten ließ, die nach diesem Zeitpunkte liegenden
Versäumnißfälle aber besonders regelte, während der Eintritt der allgemeinen
Kontumazilllfolgen bis zum Endurtheil geboten erscheint, wenn die Beweisuerfügung
prozeßleitender Natur ist. Wenn diese Rückwirkungen theoretische oder praktische
Bedenken erregen, so wird zu wiederholen sein, daß jedes eingreifende Prozeßprinzip
nebeil Vortheilen Nachtheile mit sich führt, welche hingenommen werden müssen, wenn
mail die Vortheile für überwiegend erachtet. Schwerlich kann aber der Versuch
Billigung verdienen, unumgängliche wesentliche Konsequenzen der Mündlichteit auf
eine künstliche Weise weg zu konstruiren.

Weit erheblichere Bedenken als die erwähnten Rückwirkungen erregt der Umstand,
daß nach Beseitigung der Urtheilsnatur der Beweisuerfügung in verwickelten Fällen
im Hauptverfahren, selbst wenn man dasselbe nur bis zum Erlasse des Beweis-

33. beschlusses ms Auge faßt, ein schwer zu übersehender und j nicht ohne große Schwierig¬
keit zu beurtheilender Streitstoff sich anhäufen kann. Dieses ist die Folge der Ver¬
bindung des Beweises mit den Behauptungen, Diese Verbindung gestaltet sich in
der Art, daß vor dem Erlasse des Beweisbeschlusses nicht allein beide Parteien ihre
Mitwirkung für den Beweis und die Widerlegung uon Thatsachen anzubieten, sondern
auch auf das gegenseitige Anbieten sich zu erklären haben, daß über die Zulässigkeit
der Beweismittel und die Veweiseinreden zu verhandeln ist, daß ferner das Editions-
uerfahren wie das Aechtheitsverfahren in Betreff vorgelegter Urkunden, insbesondere
auch das Verfahren durch Schriftenuergleichung, so lange nicht Zeugen oder Sach¬
verständige zu vernehmen oder Eide abzunehmen sind, dieser Partie des Verfahrens
anheimfallen. Auch fehlt es für ein ungetrenntes Verfahren von einer solchen Aus¬
dehnung an jedem Vorgänge. Insbesondere findet er sich nicht in dem vom lüoclo
<Is proLLäui'6 beherrschten Lcindergebiet. Nach diesem Gesetze zerfällt der Rechtsstreit
unter Einwirkung des wichtigen Grundsatzes, daß jedes Urtheil, im Sinne des Gesetzes
nicht allein das definitive, sondern auch das interlotutorische (cmi plHuF« Is loiiä)
und da6 präparatorische (renclu ponr l'iuztruLtiuu äs 1<l L»u3L) Urtheil, das mit der
Sache befaßte Gericht der Regel nach desaisirt, in eine Reihe uon Inzidentverhand-
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lungen, welche in sich und gegeneinander abgeschlossene Prozeßabschnitte bilden.
Daneben kommt, ganz abgesehen von dem bedeutungsvollen Grundsätze der Unteil¬
barkeit des gerichtlichen Geständnisses, in Betracht einmal die auf Gebot und Sitte
beruhende urkundliche Festsetzung der Rechtsverhältnisse, zweitens aber, daß in der
Gerichtssitzung nur über die Art der Beweisführung und deren Zulässigkeit verhandelt
und entschieden wird, während die weiteren Veweisuerhandlungen in der Regel dem
Verfahren vor einem Richterkommissair anheimfallen. Das sind Grundsätze, von
denen die ersteren aus später zu besprechenden Gründen nicht übernommen werden
können, der letztere nicht, weil er auf dem Gedanken beruht, daß in ordinairen
Sachen Zeugen nie in der Sitzung vernommen werden, einem Gedanken, welcher
selbstverständlich zurückzuweisen ist. Man wird auch hier in der Erwägung eme
Beruhigung finden dürfen, daß die einfachen Sachen die Regel bilden und für ver¬
wickelte Sachen das prozesfualische Recht der Parteien, Rechtsbehelfe im Laufe der
mündlichen Verhandlung nachzuholen, sowie die dem Richter gewährte Befugniß, eine
getrennte Verhandlung und Entscheidung des Streitstoffs eintreten zu lassen, die noth¬
wendige oder doch wünschenswerthe Hülfe schaffen werde.

Es darf nunmehr den künstlichen Konstruktionen näher getreten werden, durch
welche die hannoversche und die norddeutsche Kommission die oben erwähnten Rück¬
wirkungen zu beseitigen suchten. Insbesondere hat die norddeutsche Kommission, dem
von der hannoverschen Konferenz gegebenen Impulse folgend, die Sache mit Gründ¬
lichkeit und Umsicht in Angriff genommen. Auch muß man anerkennen, daß den
Dispositionen ein bestimmt und scharf formulirter Ausdruck gegeben ist, wenngleich
man der Ansicht sein sollte, daß dieselben im hohen Grade bedenklich sind, weil sie
nicht allein den Fortgang der Prozedur unnöthigerweise stören, sondern auch der
freien, den Verhältnissen des konkreten Falls entsprechenden Bewegung des Gerichts
und der Parteien Hindernisse in den Weg legen.

In dem norddeutschen Entwurf wird von „Hauptverhandlung" und „Schluß-
verhandlung" gesprochen. Unter „Hauptverhandlung" kann kaum etwas Anderes
verstanden sein, als die mündliche Verhandlung bis zum Beweisbe > schlusse, während I S. 34.
unter „Schlußverhllndlung" die mündliche Verhandlung, welche nach erfolgter Auf¬
nahme von Beweisen stattfindet und das Ergebniß dieser Beweisaufnahme, wenn¬
gleich nicht zum ausschließlichen Gegenstände hat, zu verstehen sein dürfte. Hiernach
handelt es sich nicht um reine Gegensätze, indem zwischen den Schluß der Haupt-
uerhandlung und der Schlußverhandlung eine weitere mündliche Verhandlung treten
kann, wenn neue Angriffs-, Vertheidigungs- oder Beweismittel im Restitutionsfalle
geltend gemacht werden. Diese letztere mündliche Verhandlung würde man als
Zwischenverhandlung ansehen und bezeichnen können. Der Ausdruck „Hauptverhand¬
lung", auf welchen es wesentlich ankommt, hat in den preußischen Prozeßnovellen,
aus denen er entnommen zu sein scheint, einem schriftlichen Verfahren gegenüber
seinen vollen guten Sinn, welcher ihm im norddeutschen Entwurf mangelt. Wenn
in einem mündlichen Verfahren mit prozeßleitender Beweisverfügung die Sache in
einem Termine nicht durchgeführt weiden kann, weil sie nicht genügend aufgeklärt
ist, diese Aufklärung aber durch eine Beweisaufnahme beschafft werden soll, so kehrt
die Sache nach erfolgter Beweisaufnahme zur Sitzung zurück, um von Neuem iu
größerer Fülle verhandelt zu werden. Dieses kann sich beliebig wiederholen, bis die
Zache vollständig zum Urtheil reif durch ein solches erledigt wird. Als Hauptver¬
handlung würde demgemäß, wenn man diesen Ausdruck überhaupt gebrauchen will,
die dem Urtheil unmittelbar vorausgehende mündliche Verhandlung zu bezeichnen
sein. Auch der norddeutsche Entwurf wird von dem richtigen Gedanken geleitet,
wenn es im § 491 heißt, bei der Schlußverhllndlung hätten die Parteien unter Dar¬
legung des gefammten Streitverhältnisses das Ergebniß der Beweisausführung
vorzutragen.

Im norddeutschen Entwurf, welcher an den Schluß seiner Hauptverhand¬
lung wichtige praktische Folgen knüpft, ist nun offenbar im Hinblick auf diese
Folgen die Grenzlinie gleichsam durch eine feste geschlossene Mauer bezeichnet
worden.

Der Veweisbeschluß, eine einfache prozeßleitende Verfügung, wird zuvörderst
gerade so behandelt, als wenn er ein Urtheil wäre. Er ist nicht allein der Formen
eines Urtheils theilhaftig, sondern soll auch einen Thatbestand und Entscheidungs-
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gründe enthalten. Das ist an sich ebenso unnatürlich als unpraktisch; unnatürlich
insofern, als Thatbestand und Entscheidungsgründe nur auf eine einfache ganz
unpräjudizielle Verfügung, durch welche lediglich die Aufnahme eines Beweises
zugelassen wird, hinauslaufen, unpraktisch aber," weil es auf den Geschäftsgang
störend einwirken muß, wenn solche Weitläufigkeiten gefordert werden, wo es völlig
ausreicht, daß ein Eid normirt oder daß angeordnet wird, ein Zeuge oder Sach¬
verständiger sei über den einen oder den andern Punkt zu vernehmen. Auch ist es
doch sicher angemessener, daß das nachfolgende Urtheil Thatbestand und Entscheidungs-
gründe in sich asfnimmt, als daß e» dieserhalb auf eine vorausgegangene Prozeß-
leitende Verfügung Bezug nimmt. Gerade umgekehrt bestimmt der § 31 der preußi¬
schen Prozeßnovelle vom 24. Juni 1867, der Richter habe die von ihm für zulässig
und erheblich erachtete Beweisaufnahme durch einen ohne Beifügung von Gründen
zu erlassenden Vorbescheid (Beweisresolut) anzuordnen, in welchem die Thatsachen,
worüber Beweis erhoben werden soll, und die zu erhebenden Beweise zu bezeichnen
sind, — während es sich empfehlen dürfte, den Beweisbeschluß in der betreffenden
Beziehung wie jede andere prozeßleitende Verfügung zu behandeln. — Insoweit stimmt

S. 35, der hannoversche mit dem norddeutschen Entwurf überein; > der letztere geht jedoch
nach zwei Seiten hin weiter. Im Z 470 wird bestimmt: wenn angeordnet worden
sei, daß die mündliche Verhandlung zunächst auf ein oder auf einzelne Angriffs- oder
Vertheidigungsmittel sich zu befchränken habe, so sei der Beweisbescheid erst dann
zu erlassen, wenn die mündliche Verhandlung auch über die anderen Angriffs- oder
Vertheidigungsmittel geschlossen sei. Durch eine solche Vorschrift werden die großen
Vortheile, welche die dem Gerichte gewährte Befugniß, die Verhandlung und Ent¬
scheidung zu trennen, so gut wie ganz aufgegeben. Die getrennt durchgeführte Ver¬
handlung kann durch Urtheil oder Beweisbeschluß einstweilen nicht abgefchlosfcn
werden. Außerdem wird man aber genöthigt, den ganzen Streitstoff durchzuverhandeln,
in allen denjenigen nicht seltenen Fällen ganz nutzloser Weise, in welchen voraus¬
sichtlich durch die Beweisaufnahme, insbesondere durch einen Schiedseid über einen
Punkt, der ganze Rechtsstreit seine Erledigung findet. — Andererseits bestimmt der
S 420, daß nicht allein Zwischenurtheile, sondern auch Theilurthnle, o. h. Urtheile
über einen Theil eines Anspruchs oder über einzelne von mehreren Ansprüchen, zu¬
gleich mit dem Vorbescheide zu erlassen sind. Nenn also, wie dieses so häusig der
Fall ist, gleich im Anfange des Rechtsstreits auf Grund der Erklärungen des Be¬
klagten sich herausstellt, daß ein Theil des Anspruchs oder einer von mehreren klagend
geltend gemachten Ansprüchen unbestritten ist, so wird das Theilurtheil dennoch erst
ergehen dürfen, wenn der nicht streitige Theil durchuerhandelt ist. Einstweilen können
viele Monate verstreichen, selbst wenn man besondere Komplikationen, wie sie z. B,
durch ein Editionsvcrfahren entstehen, außer Betracht läßt.

Durch Vorschriften, wie sie in den §Z 420, 470 enthalten, dem hannoversche»
Entwurf aber ebensowenig wie der hannouerschen Prozeßordnung bekannt sind, ist
man dahin gelangt, in einem bestimmten späteren Zeitpunkte den Prozeß überhaupt
und insbesondere das Beweisverfahren zu tonzentriren, indem eine und dieselbe
Verfügung Theilurtheile, Zwischenurtheile und Beweisbescheide zusammenfaßt. Man
hat damit eine Prozeßfigur gewonnen, welche derjenigen gleich ist, die der gemein¬
rechtliche deutsche Prozeß in der Verfügung, welche nach dem Schlüsse des sogenannten
ersten Verfahrens ergeht, aufzeigt, freilich mit dem Unterschiede, daß einerseits die
Bcweisverfugung kein Urtheil ist, andererseits aber Beweisverbindung stattfindet,
folgeweife der Zeitpunkt, in welchem die generelle Verfügung ergeht, in "ein sehr viel
späteres Prozeßstadium fällt. Man fragt nun aber, welchen praktischen Nutzen denn
solche künstliche Konstruktionen gewähren, welche den Anforderungen eines mündlichen
Verfahrens widersprechen, das Bedürfniß des einzelnen Falls unbeachtet lassen, Richter
und Parteien in ihrer freien Bewegung beengen? Nach dem norddeutschen Entwurf
kommen hier vorzugsweise zwei Punkte in Betracht.

Nach dem Schlüsse der Hauptverhandlung dürfen neue Thatsachen, sofern die¬
selben nicht bloße Hülfsthatsachen sind, und neue Beweismittel nicht vorgebracht
werden, wenn nicht der Restitutionsfall vorliegt. Der Umstand, ob eine Thatsache
oder ein Beweismittel neu ist oder nicht, soll aus dem einseitig aufgenommenen,
dem Berichtigungsantrage der Parteien nicht unterworfenen Thatbestände
des Beweisbescheids entnommen werden.
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Nach dem Schlüsse der Hauptverhandlung findet das allgemeine Kontumazial-
piäjudiz keine weitere Anwendung; das spätere Kontumazialverfahren ist vielmehr
besonders geregelt. Wenn nun in der sogenannten Schlußuerhandlung die eine
Partei ausbleibt, so wird entschieden auf Grund des einseitig auf j genommenen, > S. 36.
der Parteikontrole nicht unterworfenen Thatbestandes, nach den Konferenz-
urotoiollen selbst dann, wenn inzwischen ein Wechsel in der Person der Richter ein¬
getreten ist, indem man den neuen wie den alten Richtern ansinnt, nach freier Ueber¬
zeugung zu entscheiden, ob der Thatbestand dem Inhalte einer vielleicht weit zurück¬
liegenden mündlichen Verhandlung entspricht. Für den Fall, daß die Beweisaufnahme
nicht vor dem Prozetzgerichte erfolgte, wird der erschienenen Partei zugemuthet, für die
nicht erschienene Partei dasjenige vorzutragen, was die von dieser vorgeführten
Beweismittel ergeben.

Diese Satze enthalten gehäufte Anomalien, Singularitäten und Verletzungen
des Grundsatzes der Mündlichkeit, welche schwerlich geeignet sein können, jenen künst¬
lichen Konstruktionen als Stütze zu dienen. Uebrigens fallen dieselben von vorn
herein in sich zusammen, wenn man aus allgemeinen oder aus besonderen, bereits
früher angedeuteten Gründen dafür hält, daß an sich neue Rechtsbehelfe bis zum
Schlüsse derjenigen mündlichen Verhandlung, auf welche das Urtheil ergeht, vorgebracht
werden dürfen: denn das freie Vorbringen von Rechtsbehclfen steht mit den gedachten
Konstruktionen in prinzipiellem Gegensatze,

Uebrigens mag schließlich noch darauf aufmerksam gemacht werden, daß der
Beweisbeschluß im System des norddeutschen Entwurfs ein viel zu unbedeutender,
der Zeit nach viel zu schwankender Akt ist, als daß davon wichtige prozessualische
Folgen abhängig gemacht werden könnten. Da die Einnahme des Augenscheins und
die Vernehmung von Sachverständigen auch von Amtswegen erfolgen kann, der
Urkundenbeweis aber an und für sich zu einem Beweisbescheidc keinen Anlaß dar¬
bietet, so bleibt für diesen nur übrig die Vernehmung von Zeugen und der Schiedseid,
sofern derselbe nicht durch bedingtes Endurtheil auferlegt wird.

§9.
Die prozessualische Einrichtung, welche man als den unmittelbaren Prozeß¬

betrieb durch die Parteien bezeichnet, ist in Veranlassung mehr zufälliger Umstände
in weiten Kreisen des deutschen Iuristenstandes der Art diskreditirt worden, daß es
schwer hält, den Standpunkt einer unbefangenen Würdigung der Verhältnisse, welche
doch allein ein Verständniß ermöglicht, zu gewinnen. Hier kann dieser Punkt nur
ganz im Allgemeinen berührt werden.

Die Frage, ob Prozeßbetrieb unter Vermittelung des Gerichts oder unmittel¬
barer Prozeßbetrieb durch die Parteien, steht mit der sogenannten Verhandlungsmaxime
in keinem Zusammenhange. Wie auch der Prozeßbetrieb gestaltet sein möge, immer
wird ein ausgedehntes und scharf durchgeführtes richterliches Prozeßleitungsamt für
die mündliche Verhandlung in der Gerichtssitzung als erforderlich und gerechtfertigt
sich ergeben. Nach dem Rechte des Oocle, cle pi-oceäni-L civile ist der Betrieb des
Prozesses den Parteien im weitesten Umfange überlassen. Die Sache ist bis in die
äußerstenKonsequenzen verfolgt, so daß selbst die Bearbeitung der Urtheilsqualitäten,
also eines Theils des Urtheils, den Anwälten anheimfällt. Man kann die Konse¬
quenzen eines Grundsatzes verwerfen, ohne den Grundsatz selbst und damit den
Gedanken zu verleugnen, auf welchem der Grundsatz beruht, daß in bürgerlichen
Rechtsstreitigkeiten die eigentliche Aufgabe des Richters das Rechtsvrechen sei. Wer
die Verhältnisse übersieht, kann nicht wohl zweifelhaft sein, daß die Zeit gekommen
ist, um den Richter von Geschäften zu befreien, deren Erledigung wegen ihrer for¬
mellen, mechanischen Natur wissenschaftliche Befähigung, insbesondere juristi >sche > lH. 37.
Ausbildung nicht erfordert und deshalb sehr wohl untergeordneten Beamten überlassen
werden darf.

Man kann zwei Seiten des Prozeßbetriebes unterscheiden: die Einleitung des
Rechtsstreits und die Fortführung der richterlichen Thätigkeit bis zur Verkündigung
des Endurtheils einerseits und die außergerichtliche Vorbereitung des weiteren Ver¬
fahrens, insbesondere der mündlichen Verhandlung, durch Zustellung von Schriftsätzen
und Urtheilen andererseits.

Nach dem Entwurf gilt als weitgreifende Regel die Vorschrift, daß die Ein-
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leitung des Rechtsstreits eine wenngleich nur formelle Mitwirkung des Gerichts
voraussetzt, und daß der Vorsitzende für die Fortsetzung der Verhandlungen von
Umtswegen Sorge zu tragen hat. Nach dein Rechte des «üoäe äs proeeäurs civil«
wird der Rechtsstreit ganz regelmäßig anhängig, ohne daß das Prozetzgericht von der
Existenz desselben Kunde erhält, wie das Prozehgericht ganz regelmäßig durch jedes,
auch das interlolutorische und rein präparatorische Urtheil mit dem anhängigen
Rechtsstreite befaßt zu sein aufhört. Die Vorschriften des Entwurfs dürften die
natürlicheren fein, welche auch irgendwelche Belästigung des Prozeßgerichts nicht ver¬
ursachen können.

Der unmittelbare außergerichtliche Prozeßbetrieb setzt Zustellungsbeamte voraus,
welche eine selbständigere Stellung einnehmen, als Personen, die nach bestimmter
Anleitung des Gerichts thätig werden. Das Institut selbständiger Zustellungsbeamten
hat sich nicht allein m den Rheinprovinzen, sondern auch in der Provinz Hannover
vollständig bewährt, obwohl in dieser letzten Provinz nicht in gleicher Weise wie in
jenen Provinzen durch Anordnung eines Vorbereitungsdienstes und einer Prüfung
für die tüchtige Ausbildung jener Beamten Sorge getragen ist. Demgemäß kann
nur in Frage kommen, ob auf die Prozeßparteien zu"nehmende Rücksichten es wider¬
rathen, den außergerichtlichen Geschäftsbetrieb den Parteien zu überlassen. Diese
Frage wird, insoweit Anwaltszwang gilt, unbedingt zu verneinen sein, während bei
mangelndem Anwaltszwange alle Rücksichten gewahrt werden, wenn eine Partei
wählen kann, ob sie einen Zustellungsbeamten unmittelbar oder durch Vermittelung
des Gerichtsschreibers des Prozeßgerichts beauftragen will. Nach dem Rechte des
Onäs cle pluosäurs civils gilt der unmittelbare außergerichtliche Prozeßbetrieb auch
für Rechtsstreitigkeiten, welche nicht Anwaltsprozesse sind. Daneben tritt das Institut
der Zustellung durch die Post, ein Institut, welches geeignet ist, den außergerichtlichen
Verkehr unter den Parteien zu erleichtern und zu vereinfachen.

Es wird nicht zu verkennen sein, daß das System des Entwurfs alle Rücksichten
wahrt, von übertriebenen Konsequenzen aus dem Dogma der Reinhaltung des Richter-
amts sich aber frei hält.

Das Verfahren des Entwurfs beruht auf der folgenden einfachen Regel. Wer
eine richterliche Entscheidung erwirken will, welche auf Grund einer mündlichen Ver¬
handlung erfolgen muß, hat die Gegenpartei in eine bestimmte, vom Vorsitzenden
des Gerichts bezeichnete Sitzung laden zu lassen, und zwar mittelst Zustellung eines
Schriftsatzes, in welchem die Gegenpartei von dem in der Sitzung zu stellenden
Gesuche und den für dasselbe sprechenden Gründen in Kenntniß gesetzt wird. Die
Gegenpartei ist bei Vermeidung der Kosten des verzögerten Prozesses verpflichtet,

I S. 38. der vorladenden Partei vor dem Termine eine > Gegenerklärung zustellen zu lassen,
in welcher sie mittheilt, ob und welche Gründe sie dem in der Sitzung zu stellenden
Gesuche entgegenzusetzen beabsichtige. In dem anberaumten Termine stellen die
Parteien ihre Gesuche und verhandeln zur Sache.

Diese einfache Regel ist aber auch eine allgemeine. Sie gilt für alle Rechts¬
streitigkeiten, für jede Instanz, deren Verfahren überhaupt ein mündliches ist, für
die Hauptsache wie für Zwischenstreitigkeiten, für jede Art der mündlichen Prozedur.

Für das Verfahren vor den Handels- und Amtsgerichten ist eine Abweichung
insofern zugelassen, als die Gegenpartei auf einen ordentlichen Gerichtstag ohne vor-
gängige Bestimmung desselben durch den Vorsitzenden geladen werden kann, die
Gegenpartei auch nicht bei Vermeidung der Kosten des verzögerten Prozesses verpflichtet
ist, der Partei vor dem Termine eine Gegenerklärung zustellen zu lassen.

Dem Entwurf ist die Unterscheidung zwischen einer ordinairen und summarischen
Prozedur im Sinne des LoäL cls pi-ooeäui-L civile fremd. Dagegen kennt er in dem
Urkunden- und Wechfelprozesse ein Verfahren mit materiell beschränkter Defension
und in dem Ehe- und Entmündigungsprozesse ein Verfahren mit nicht unwesentlichen
Abweichungen, welche mit der Natur der Rechtsverhältnisse selbst im engsten Zusammen¬
hange stehen.

Neben dein durch das Mündlichkeilsprinzip beherrschten eigentlichen Prozeß¬
verfahren findet ein ganz abweichend tonstruirtes Verfahren Platz, welches der
Entwurf als Mahnuerfahren bezeichnet. Dasselbe beruht auf der Erwägung, daß
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der tägliche Verkehr eine Masse von Rechtsstreitigteiten hervorruft, welche lediglich
aus dem Grunde vor die Gerichte gelangen, weil der Schuldner aus Saumseligkeit,
Nachlässigkeitoder wegen Mangel augenblicklich bereiter Mittel eine unstreitige und
deshalb der richterlichen Feststellung nicht bedürfende Forderung nicht berichtigt. In
dem erwirkten, unter Androhung sofortiger Zwangsvollstreckung ergehenden Zahlungs¬
befehle liegt für den Schuldner eine ernste Mahnung, seinen Gläubiger zu befriedigen.

Zu.
Das bestehende Rechtsmittelsystem hat im Entwurf Abänderungen erlitten,

welche ihrem allgemeinen Charakter nach schon hier zu beleuchten sind.
Der Begriff eines Rechtsmittels ist kein historisch gegebener; in der Prozeß¬

theorie wie in den Gesetzgebungen wird er in verschiedenem Sinne genommen. Im
Entwurf werden unter Rechtsmitteln prozessualische Rechtsbehelfc verstanden, wodurch
Entscheidungen, welche die Rechtskraft noch nicht bcschritten haben, vor einem höheren
Richter angefochten werden. Damit scheiden aus der Reihe der Rechtsmittel die
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand, der Einspruch, die Nichtigkeitsklage und die
Restitutionsklage, Die Wiedereinsetzung bezweckt,die Folgen der Versäumung einer
Nothfrist zu beseitigen und die Anfechtung einer durch Ablauf der Nothfrist rechts¬
kräftig gewordenen Entscheidung zu ermöglichen; über den Antrag auf Wiedereinsetzung
enffch'eidet das Gericht, welchem die Entscheidung über die nachgeholte Prozeßhandlung
zusteht. Der Einspruch gehört zur Zuständigkeit desjenigen Gerichts, welches das
Ungehorsamsurtheil erließ und hat nicht rechtskräftige Urtheile zum Gegenstande.
Die Nichtigkeitsilage und die Restitutionsklage richten sich stets gegen rechtskräftige
Urtheile und gehören nicht zur Zuständigkeit eines höheren Richters. > Von der < S. 39.
Wiedereinsetzung wird im Zusammenhange mit den Folgen der Versäumung, von
dem Einsprüche im Zusammenhange mit dem Ungehorsamsurtheil gehandelt. Die
Nichtigkeitsklage und die Restitutionsklage, welche in gleicher Weise, wenn auch aus
verschiedenen Gründen, die Wiederaufnahme eines durch rechtskräftiges Urtheil
geschlossenen Verfahrens bezwecken, bilden den Gegenstand eines besonderen Buchs;
fast sämmtliche Prozetznormen sind beiden Klagen gemeinsam.

Als Rechtsmittel kommen in Betracht die Berufung, die Revision und die
Beschwerde.

Unter diesen Rechtsmitteln ist die Beschwerde von einer mehr untergeordneten,
nebensächlichenBedeutung. Den Gegenstand der Anfechtung bilden verhältnißmäßig
einfache unbedeutende Entscheidungen; für die Anfechtung selbst und deren Erledigung
empfehlen sich daher thunlichst einfache Formen. Die einzelnen Entscheidungen,
welche den Gegenstand der Beschwerde bilden, können nicht wohl in einer allgemeinen
Gesetzesformelzusammengefaßt werden. Zur allgemeinen Charalterisirung der einzelnen
Entscheidungen dient jedoch Folgendes. Wenn die übrigen auf mündlicher Prozedur
beruhenden Rechtsmittel, ihrer ganzen Konstruktion nach, nur solche richterliche Ent¬
scheidungenzum Gegenstande haben, welche nach vorgängiger mündlicher Verhandlung
im Verhältnisse der einen Partei zur andern erfolgte sachliche Entscheidungen enthalten,
so fallen dem Gebiete der Beschwerde Entscheidungen anheim, welche entweder eine
mündliche Verhandlung nicht voraussetzen oder einen Streit zwischen den Parteien
und dritten Personen bezielen oder eine sachliche Entscheidung nicht enthalten.
Nur ganz ausnahmsweise sind Entscheidungen, auf welche diese Kriterien nicht passen,
dem Rechtsmittel der Beschwerde unterworfen, weil die untergeordnete Bedeutung
der Entscheidungen die Anwendung der einfacheren Prozeßformen rechtfertigt.

Die sonstigen Rechtsmittel haben nur Endurtheile zu ihrem Gegenstande.

8 13.
Die Berufung stimmt dem Grundcharakter nach mit der römischrechtlichen

Appellation überein. Das Verufungsrecht ist nicht, wie die gemeinrechtlicheBefugnitz
der Appellation, ein Recht auf Kritik des Verfahrens erster Instanz oder auf Nach¬
prüfung und Berichtigung des unterrichterlichen Urtheils vom Gesichtspunkte der
Frage aus, ob gerecht geurtheilt, d. h. das dem Unterrichter vorgelegte Material
richtig gewürdigt sei, vielmehr das Recht auf Gewährung eines neuen Indizium,
aus Erneuerung" und Wiederholung des Rechtsstreits vor einem anderen Richter. Daß
das neue Verfahren mit dem vorausgegangenen Verfahren, insbesondere mit dem in
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diesem erlassenen Urtheil, welches angefochten wird, im nächsten Zusammenhange steht,
ist selbstverständlich, und das Fortwirten gewisser in erster Instanz bereits eingetretener
Rechtsnachtheile nicht ausgeschlossen.

Wenn man die Berufung als ein Rechtsmittel, welches die rechtliche und die
thatsächliche Seite eines Rechtsstreits zum Gegenstände hat, zuläßt, so ist die erwähnte
Konstruktion desselben durch das das Verfahren beherrschende Mündlichkeitsprinzip
so bestimmt geboten, daß es sehr erklärlich erscheint, wenn in diesem Punkte die auf
mündlicher Prozedur beruhenden Prozeßordnungen im Wesentlichen übereinstimmen.
Eine andere Frage ist es jedoch, ob es sich sür ein auf dem Mündlichkeitsprinzip

I S. 40. beruhendes Verfahren legislativ recht >fertigt, die thatsächliche Seite eines Rechtsstreits
einer wiederholten Würdigung durch einen höheren Richter zu unterwerfen, folgeweise
die Berufung in der Gestalt eines neuen Indizium zu gestatten. Diese Frage ist
seit einer Reihe von Jahren für das Strafverfahren lebhaft und eingehend erörtert
worden. Der Gedanke, daß die Berufung in dieser Gestalt mit einem mündlichen
Strafverfahren unvereinbar sei, hat sich nicht allein in der Theorie, sondern auch in
der Gesetzgebung immer weitere Bahn gebrochen und ist für die deutsche Strafprozeß¬
ordnung adoptirt.

Die Frage, ob nicht dieser Gedanke wie seine Begründung für das Civilprozeß-
uerfahren eine völlig gleiche Berechtigung habe, wie für das Strafverfahren, hat der
Preußische Iustizministerialeniwurf von 1871 einer eingehenden Prüfung unterzogen.
Er gelangt zu dem Ergebnisse, daß die Frage in Betreff der Endurtheile der mit
Einzelrichtern besetzten Amtsgerichte zu verneinen, dagegen rücksichtlich der in erster
Instanz erlassenen'Endurtheile der Landgerichte sowie der Endurtheile der Handels¬
gerichte zu bejahen sei. Der Entwurf der Reichsciuilprozeßkommission von 1872 ist
diesem Borgange gefolgt. Beide Entwürfe schließen gegen die erstinstanzlichen End¬
urtheile der Landgerichte und der Handelsgerichte die Berufung aus; sie gewähren
statt derselben ein (regelmäßig) auf die rechtliche Beurtheilung des Rechtsstreits
beschränktes Rechtsmittel, eine freigestaltete i-evi^in in jure. Die Garantien gegen
eine mögliche Gefährdung der Parteiinteressen durch die Abschneidung der Berufung
suchen beide Entwürfe theils in der Konstruktion des Verfahrens der ersten Instanz
— sie beseitigen nicht nur die Eventunlmaxime, sondern verwerfen auch jede Präklusion
mit nachträglichem Vorbringen — theils in einer verstärkten Besetzung der Erstinstanz-
gerichte — sie fordern die Mitwirkung von fünf Richtern bei der Verhandlung und
Entscheidung des Rechtsstreits in erster Instanz. Diese Vorschläge haben Zustimmung
und Widerspruch gefunden. Der Widerspruch war überwiegend. Die Gründe, auf
welche sich derselbe stützt, erscheinen von solchem Gewichte, daß es geboten ist, die
Berufung als Rechtsmittel gegen die Endurtheile aller Erstinstanzgerichte festzuhalten.

Die Anforderungen, welche man an den Staat in Betreff der Rechtspflege
stellen kann, haben eine durch die Zwecke und die Bedürfnisse des Staats gegebene
Grenze. Vor den realen Verhältnissen des Lebens sinken Ideale und Theorien,
welche in ihrer Konsequenz zu einer unbegrenzten Zahl der Instanzen führen. Die
Masse der Sachen, deren Erledigung den Gerichten anheimfällt, steigt und die Zahl
derjenigen, welche sich dem Dienste der Rechtspflege widmen, sinkt. Die Ansprüche
der Iustizbeamten an den Staat wachsen und müssen, weil sie wohlbegründete sind,
befriedigt werden, wenn nicht die Rechtspflege selbst schweren Sehaden leiden soll.
Alles drängt zu einer starken, aber einfachen Gerichtsverfassung, in welcher mit einer
thunlichst geringen Zahl von Personen zu operiren ist.

Diese Rücksichten haben schon seit langer Zeit in deutschen und außerdeutsche»
Ländern sich wirtsam erwiesen. Die Berufung wurde für diejenigen Sachen beseitigt,
welche dem Streitgegenstände oder der Veschwerdesumme nach einen bestimmten Werth-
betrag nicht erreichen. Eine wirtlich bedeutende Wirkung äußerten jene Rücksichten
aber nur in den Ländern, welche unter der Herrschaft des Locke äs proeöclurL «ivilo
stehen, bis in neuester Zeit die bayerische und selbst die württembergische Gesetzgebung
sich den in dem gedachten Ländergebiete herrschenden Grundsätzen anschlössen.

I S. 41. >Nach der Gerichtsverfassung Frankreichs erkannten die Friedensrichter in Sachen
bis 50 Franken, die Erstinstanzgerichte und die Handelsgerichte in Sachen bis zu
1000 Franken in erster und letzter Instanz. Im Jahre 1838 wurde die erstere
Summe auf 100 Franken, die letztere Summe hinsichtlich der Erstinstanzgerichte auf
1500 Franken erhöht. In dem neuesten proM cks rsvizion soll die erstere Summe
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M Franken betragen. In Belgien sind die Summen bereits jetzt höhere; nach dem
neuesten pi-uM cle revision sollen die Friedensgerichte in Sachen bis zu 3(10 Franken,
die Erstinstanzgerichte und die Handelsgerichte in Sachen bis zu 2500 Franken in
erster und letzter Instanz entscheiden. Nach der bayerischen Civilprozeßordnung ist
die Berufung gegen die Urtheile der Einzelgerichte durch eine Beschwerdesumme von
25 Gulden, gegen die Urtheile der Bezirks- und Handelsgerichte durch eine Beschwerde¬
summe von 300 Gulden bedingt. Nach der württembergischen Civilvrozeßordnung
beträgt die Verufungssumme 100 oder 400 Gulden, je nachdem es sich um Endur¬
theile der Oberamtsgerichte oder der Kreisgerichte handelt.

Derartige Vorschriften sind vom Standpunkte einer, höheren Ansprüchen ent¬
sprechenden Rechtspflege nur all) rein willkürliche zu bezeichnen, weil sie jeder inneren
Rechtfertigung entbehren. Die Gründe, welche für und gegen die Nothwendigkeit
einer zweiten Instanz sprechen, haben mit dem Werthe des Streit- oder Beschwerde-
Gegenstandes nichts zu thun. Auch wird die Prinzipwidrigleit der Vorschriften nicht
dadurch gemindert, daß für die von der Berufung ausgeschlossenenRechtsstreitigkeiten
ganz oder theilweise ein laxeres Erstinstanzuerfahren stattfindet, vielmehr spricht dieser
Umstand gerade umgekehrt für die Zulassung der Berufung, weil damit die Möglich¬
keit gegeben wird, die Sache von Neuem in einem Verfahren zu verhandeln, welches
feiner ganzen Anlage nach eine größere Gewähr für eine gründliche Rechtsprechung
darbietet. Die Erwägung, daß die Kosten des Rechtsstreits im Verhältnisse zu dem
Werthe des Streitgegenstandes stehen mühten, würde auf einer nicht gerechtfertigten
staatlichen Bevormundung der Parteien beruhen, wenn der Betrag des Streitgegen¬
standes aber nach Hunderten bestimmt werden soll, selbstverständlich gar nicht Platz
greifen.

Es sind äußere Gründe, die finanziellen Interessen des Staats, welche zu
solchen Vorschriften geführt haben. Diesen wird auch Rechnung getragen werden
tonnen, aber durch Vorschriften, denen jede Willkür fremd ist. Wenn die Endurtheile
der Amtsgerichte auch ohne Antrag für vorläufig vollstreckbar zu erklären sind, wenn
ferner die Erklärung der vorläufigen Vollstieckbarieit bestimmter Endurtheile der
Kollegialgerichte von"Rechtswegen einzutreten hat, wenn endlich der Gläubiger, sei es
gegen, sei es ohne Sicherstellung, verlangen kann, daß die vorläufige Vollstreckbarkeit
der Endurtheile der Kolleginlgerichte ausgesprochen werde, so ist dadurch ein ungemein
wirtsames Korrektiv gegen den übermäßigen Gebrauch des Rechtsmittels der Berufung
gegeben und der Gesetzgeber dadurch der Nothwendigkeit überhoben, die zweite In¬
stanz für die Mehrzahl aller Rechtsstreitigkeit abzuschneiden oder doch zu schmälern,
indem er der Berufung eine mehr oder weniger beschränkte Nichtigkeitsbeschwerde
oder einen diesem letzten Rechtsmittel nachgebildeten Rekurs substituirt.

8 14.
Den Anforderungen, welche die Prozeßparteien an den Staat stellen können,

dürfte völlig genügt sein, wenn der Staat den Prozeßparteien die Möglichkeit > ge¬
währt, ihren Rechtsstreit in einem wohlgeordneten Verfahren zweimal zu verhandeln
und die Entscheidung zweier wohlbesetzter Gerichte zu erwirken, vorausgesetzt, daß in
Fällen unheilbarer Nichtigkeit oder prätorischer Restitution den Parteien nachgelassen
wird, durch Nichtigteits- oder Restitutionstlage die Wiederaufnahme des durch rechts¬
kräftiges Endurtheil geschlossenen Verfahrens herbeizuführen. Dennoch kann ein
Staat, dessen Gebiet ein zu umfangreiches ist, als daß die Einsetzung eines einzigen
Oberlandesgerichts zulässig wäre, für geboten oder doch für wünschenswerth erachten,
im Interesse der freilich nie vollständig zu erreichenden, aber doch thunlichst zu er¬
strebenden Einheit des Rechts und der Rechtsprechung eine dritte Instanz vor einem
obersten Gerichtshofe zu gestatten. Wenn die Herbeiführung dieser Einheit auch
vorzugsweise Aufgabe der Wissenschaft ist, so kann dieselbe durch den einen einzelnen
Rechtsstreit bezielenden richterlichen Spruch, wenngleich nicht direkt, so doch folge¬
weise gefördert werden.

Diese Erwägung war für die Vorschrift des Entwurfs maßgebend, nach welcher
gegen die Endurtheile der Oberlandesgerichte das Rechtsmittel der Revision zuge¬
lassen ist.

Die Revision ist als ein auf die rechtliche Beurtheilung des Rechtsstreits be¬
schränktes Rechtsmittel, als eine frei gestaltete rLvizio in M'L konstruirt. Der
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Revisionsrichter hat zu prüfen, ob das angefochtene Urtheil auf einer Gesetzesuer-
letzung beruht und bei dieser Prüfung das im Urtheil festgestellte Sachverhältniß
zum Grunde zu legen, sofern mcht in oem Verfahren, welches zur Feststellung des
Sachverhältnisses geführt hat, eine Gesetzesuerletzung gerügt wird.

In dem Entwurf ist dieses Rechtsmittel als „Revision" bezeichnet, weil man
einen besseren Ausdruck nicht zu finden vermochte. Den in der neueren deutsche»
Gesetzgebung üblich gewordenen, wenngleich der Sache nicht entsprechenden Ausdruck
„Nichtigkeitsbeschwerde" wollte man meiden, weil er zu sehr an den Kassationsrekurs
des französischen Rechts erinnert, mit diesem aber der Sache und den Formen nach
vollständig gebrochen werden sollte.

Der Kassationsrekurs des französischen Rechts ist eine Rechtsbildung, welche
mit der staatsrechtlichen Stellung des Kassationshofes in engster Verbindung steht,
Daß neuere deutsche Gesetze den zur Aburtheilung der neueren Nichtigkeitsbeschwerde
berufenen BeHürden eine ganz andere staatsrechtliche Stellung, wie sie der Kassation^-
Hof einnimmt, anwiesen, sich dennoch aber von den Vorschriften des von seiner
Grundlage losgelösten Kassationsrekurses nicht frei machen konnten, wird immer
eine auffallende Erscheinung in der Geschichte der deutschen Gesetzgebung bleibe».

Die nachfolgenden Gegensätze weiden den Charakter der Revision deutlich
hervortreten lassen.

Der Kassationshof, triduiml uni^ue et »eäsutairo aupre» äu cur^z leZislatik,
ist ein Organ der oberaufsehenden Gewalt des Staats, welches im öffentliche»
Interesse richterliche Urtheile wegen der darin enthaltenen Gesetzesverletzung vernichtet,
— Der Revisionshof ist ein Gericht, welches den Parteien Recht spricht und ein
Privatinteresse schützt, indem es ein Urtheil aufhebt, wenn und insoweit es auf einer
Gesetzesverletzung beruht, folgeweise Parteirechte schädigt. Ihrem Charakter ent¬
sprechend ist die Revision von den Parteien zur Hand zu nehmen, während der
Kassationsrekurs auch von der Staatsbehörde erhoben'werden kann; die Rücksicht auf

43. die Beförderung der > Einheit des Rechts und der Rechtsprechung giebt nur den
allgemeinen rechtfertigenden Grund für die Zulassung der Revision als einer
vrozessulllen Institution ab.

Der Kassationsrekurs als romöels extreme, hui ue peut avuir pour olifet ane
1e maintien äe l'lwturite leZizlativs et <Io8 orcloinmuee« hat keinen Suspensiveffekt,
wird durch die der gemeinrechtlichen Restitutionsklage entsprechende re<iuete civile
ausgeschlossen und gegen ein ari-et des Kassationshofes ist die regnete civile unzulässig,
— Die Revision als ein ordentliches civilvrozessualisches Rechtsmittel hat Suspensiv¬
effekt und schließt ihrerseits die Restitutionsklage aus; gegen ein Nemsionsurtheil ist
die Restitutionsklage statthaft.

Der Kassationsrekurs bedarf ciuer streng formalen Begründung einerseits, weil
das Urtheil nicht sowohl wegen einer nicht sachgemäßen Entscheidung, als wegen der
Verletzung eines bestimmten Gesetzes angegriffen wird, andererseits, weil die Zulassung
des Rekurses von einer — für Elsaß und Lothringen bereits durch Reichsgesetz vom
14. Juni 1871 ß 2 (N.G.V. 1871 S. 31?) beseitigten — Vorprüfung durch die
olmmbre üe« re^uetes abhängig ist. — Die Revision ist rücksichtlich ihrer Begründung
so frei gestaltet, wie die Berufung. Daß der Revisionstläger, wenn er Mängel des
Verfahrens rügt, die diesen Mangel ergebenden Thatsachen, wenn er behauptet, daß
unter Verletzung des Gesetzes Thatsachen unrichtig festgestellt, übergangen oder als
vorgebracht angenommen seren, diese Thatsachen zu bezeichnenhat, ist Folge allgemeiner
Grundsätze über die Substantiirung von Anträgen.

Die Prozedurformen vor dem Kasfationshofe weichen von den Prozedurformen
vor den Gerichten ganz wesentlich ab, wenngleich dieselben als lorme-8 prezaue ,fuäi-
eiaire» bezeichnet werden können; sie beruhen auf dem Prinzip der Schriftlichkeit.
— Die Prozedurformen vor dem Reuisionsgerichte sind die allgemeinen Prozeßformen,
in Nichts verschieden von denjenigen, welche für das Verufungsverfahren Geltung
haben; sie folgen durchweg dem Prinzip der Mündlichkeit.

Der Kassationshof als Organ der oberaufsehenden Gewalt des Staats kann,
wenn er dem Rekurse statt giebt, nur das angefochtene Urtheil vernichten, mcht aber
den Parteien Recht sprechen; dieser Rechtsfpruch muß einem Gerichtshofe überlassen
werden, welcher grundsätzlich nicht an die Rechtsnormen gebunden ist, welche der
Kassationshof der Vernichtung des Urtheils zum Grunde gelegt hat. — Das Revisions-
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gericht hat grundsätzlich, wie jedes Gericht, den Parteien Recht zu sprechen, und es
sind lediglich Gründe der Zweckmäßigkeit, welche eine Bestimmung rechtfertigen, wonach
das Revisionsgericht im Falle der Aufhebung des angefochtenen Urtheils die Sache
mr anderweiten Verhandlung und Entscheidung an das Berufungsgericht zurück¬
zuweisen hat, sofern die Sache nicht bereits zur Entscheidung reif erscheint. Daß das
letztere Gericht an die rechtliche Beurtheilung, welche der Aufhebung zum Grunde
gelegt ist, gebunden sein muß, folgt ohne Weiteres aus allgemeinen Grundsätzen.

s 13.
Der Gesetzgeber hat, wenn er gegen die Endurtheile der Oberlandesgerichte

das Rechtsmittel der Revision zuläßt, mit gewissen Schwierigkeiten zu kämpfen, welche
mit der Große des Geltungsbereichs des Prozeßgesetzes wachsen. Die Einsetzung
eines obersten Gerichtshofes genügt noch keineswegs, um den Zweck einer, wenn auch
nur indirekten Förderung der Einheit des Rechts und >der Rechtsprechung zu erreichen.
Wenn der Gerichtshof in mehrere Abtheilungen zerfällt, so fintt in demselben Maße,
als die Zahl der Abtheilungen wächst, die Aussicht auf die Erreichung jenes Zwecke,
weil alle künstlichen Mittel, die Differenz der Ansichten der mehreren Äbtheilungen
zu beseitigen, zumal bei mündlichem Verfahren sich als ganz ungenügende erweisen.
Wenn das etutsmäßige Richterpersonal des preußischen Ober-Tribunals aus 69 Mit¬
gliedern, das etatsmäßige Richterpersonal des Reichsoberhandelsgerichts aus 22 Mit¬
gliedern besteht, so würde die Zahl der Mitglieder eines obersten Reichsgerichts mit
der Zuständigkeit der vorgedachten Gerichtshöfe auf 100 noch gering beziffert fein.
Ein solcher Gerichtshof wird als Unmöglichkeit oder doch als eine fehlfame Institution
bezeichnet werden dürfen.

Wenn nun auch diese Schwierigkeiten nicht ganz beseitigt werden tonnen, so
sind sie doch in erheblicher Weise dadurch abzuschwächen, daß man das Rechtsmittel
der Revision nur unter Beschränkungen gestattet. Es fragt sich nur, welche Beschränkungen
die richtigsten sind? Wie diese Frage auch beantwortet werden mag, stets wird einem
obersten deutschen Gerichtshof ein überreiches Material zu Gebote stehen, um an
demselben die Aufgabe der Förderung der Einheit des Rechts und der Rechtspflege
zu bethätigen.

Die wirksame Erhebung des Kassationsreturses des französischenRechts ist von
der vorgängigen Niederlegung eines Suttumbenzgeldes abhängig. Obwohl diese
Vorschrift im System des Kassationsrekurses einer Rechtfertigung nicht ganz entbehrt,
so ist sie doch für eine bedenkliche erachtet, aufgehoben und dann wieder hergestellt
wurden, weil sie als eine nothwendige sich erwies, um den Kassationshof vor Ueber-
bürdung mit Geschäften zu schützen. Im System der Revision als eines ordentlichen
civilprozessualischenRechtsmittels würde eine solche Vorschrift nicht allein Rechts¬
prinzipien widersprechen, sondern auch das Rechtsgefühl fchwer verletzen. Uebrigens
ist das Mittel ein grobes und deshalb wirtsames; es kommt, nur auf die Höhe der
Suttumbenzfumme an, um das Rechtsmittel faktisch zu einem Privilegium der Reichen
und der Armen, sofern man nämlich die Letzteren von der Befolgung der Vorschrift
entbindet, umzugestalten.

Geringere Bedenken würde es erregen, wenn man die Zulässigkeit des Rechts¬
mittels von einer bestimmten Höhe des Streitgegenstandes oder des Beschwerdegegen-
stcmdes abhängig machen wollte. Auch würde dieses Mittel als ein wirksames
angesehen werden müssen, weil man an und für sich die Summe beliebig hoch stellen
kann. Eine entsprechende Vorschrift empfiehlt sich jedoch nicht, weil die Festsetzung
der einen wie der anderen Summe auf Willkür beruht, sodann aber, weil die Be¬
schränkungder Rechtsmittel mit Rücksicht auf den Werthbetrag des Streitgegenstandes
oder des "Beschwerdegegenstandes ebensowenig mit allgemeinen Prozeßprinzipien als
mit dem Rechtsmittelsystem des Entwurfs im Einklänge stehen würde.

Aus dem Entwurf ergeben sich die nachfolgenden Beschränkungen des Rechts¬
mittels der Revision.

Die Revision findet nur gegen die in der Berufungsinstanz von den Oberlandes-
gerichten erlassenen Endurtheile statt. Diese Vorschrift wird durch das System der
Gerichtsverfassung gerechtfertigt, wenn die Berufung gegen die Endurtheile der Amts¬
gerichte zur Zuständigkeit der Landgerichte gehört, welche dem Revisionsgerichte nicht
unmittelbar wie die Oberlandesgerichte untergeordnet sind.

S. 44.



144 Begründung des Entwurfs.

> S, 45, I Die Revision findet gegen die in der Berufungsinstanz erlassenen Endurtheile
regelmäßig nur soweit statt/als durch dieselben die der Rechtskraft fähige Entscheidung
des Urtheils erster Instanz abgeändert oder die Berufung als unstatthaft verworfen
wird. Die Revision ist also ausgeschlossen, wenn die Berufung als unbegründet
zurückgewiesen wird. Es handelt sich um den bekannten Gegensatz konformer und
difformer Erkenntnisse. Die beschränkende Vorschrift dürfte als eine aus sachlichen
Gründen gerechtfertigte anzusehen sein. Wenn den Anforderungen, welche die Prozeß¬
parteien an den Staat stellen können, schon dadurch genügt sein dürfte, daß der
Staat den Prozeßparteien zwei Instanzen eröffnet, so wird von einer Partei mit
gutem Grunde verlangt werden tonnen, daß sie sich beruhige, wenn der Ausgang
beider Instanzen ein gleich ungünstiger für sie gewesen ist. Der gegen diese Auffassung
geltend gemachte Einwand, daß das zweite Urtheil auf anderer thatsächlicher Grund¬
lage beruhen tonne, als das erste, die Uebereinstimmung beider Erkenntnisse daher
leicht eine zufällige sei, und das zweite unter solchen Verhältnissen wesentlich den
Charakter einer erstinstanzlichen Entscheidung trage, kann als zutreffend nicht betrachtet
werden. Maßgebend ist die der Rechtskraft fähige Entscheidung des Urtheils erster
Instanz. Der Rechtskraft fähig ist aber ein Urtheil nur insoweit, als über den durch
die Klage oder durch die Widerklage erhobenen Anspruch oder über das Bestehen oder
Nichtbestehen einer mittelst Einrede geltend gemachten Gegenforderung entschieden ist,
Mag nun auch der Berufungsrichtcr von einer verschiedenen Nechtsauffassung oder
von einer verschiedenen thatsächlichen Grundlage aus zu demselben Urtheile gelangt
sein, immerhin läßt sich nicht ohne Grund behaupten, daß eine Entscheidung, welche
von abweichenden Standpunkten aus sich als richtig ergiebt, als eine solche erscheine,
die besondere Bürgschaft der Richtigkeit an sich trage und darum der Partei den
geringsten Anspruch auf Zulassung zu einer dritten Instanz gewähre.

Der Kognition des Revisionsgerichts sollen nur solche Rechtsnormen unterliegen,
deren Geltungsbereich sich über den Bezirk desjenigen Oberlandesgerichts, welcheo
das Berufungsurtheil gesprochen hat, hinaus erstreckt. Die in dieser Vorschrift ent¬
haltene Beschränkung der Revision ist von der größten organisatorischen und politischen
Bedeutung, ihrem Charakter nach aber von der in den beiden anderen Vorschriften
enthaltenen Beschränkung ganz wesentlich verschieden. Die letztgedachte Vorschrift
wird an und für sich durch fachliche Gründe gerechtfertigt, ja geboten, so daß sie zur
Geltung zu bringen wäre, auch wenn ein Bedürfniß, die Geschäftsmasse des obersten
Gerichtshofes zu beschranken, gar nicht anzuerkennen sein möchte.

Der rechtfertigende Gründ für die Eröffnung einer dritten Instanz vor einem
obersten Gerichtshofe wurde in dem Bedürfnisse nach Einheit des Rechts und der
Rechtspflege gefunden. Dieser Gedanke kann gar nicht zur Geltung kommen, wenn
es sich um Rechtsnormen handelt, deren Geltungsbereich entweder mit den Bezirksgrenzen
des^Oberlandesgerichts zusammenfällt oder innerhalb diefer Grenzen liegt. Die Einheit
dieser Rechtsnormen kann das Oberlandesgericht ebenso gut und besser wahren als
ein oberster Gerichtshof, Daß eine solche Rechtsnorm auch der Kognition eines andere»
Oberlandesgerichts unterliegen kann, ist richtig, wird jedoch als etwas rein Zufällige-,
außer Betracht bleiben müssen. — Wenn man aber den obigen, die Zulassung
einer dritten Instanz rechtfertigenden Grund unberücksichtigt lassen oder oenfelben

I S. 46. I sogar verwerfen wollte, so würde doch die Zulassung eines weiteren, lediglich die
richterliche Würdigung bezielenden Rechtsmittels dadurch bedingt sein, daß die Mit¬
glieder des höheren Gerichts prafumtiu qualifizirter sind als die Richter der Vorder-
instanz, das Recht zu weisen. Für diese Annahme fehlt es nun aber an jedem
Grunde, wenn es sich um Prouinzialgesetzc und Lotalstatuten, insbesondere um
Provinzielles oder lokales Gewohnheitsrecht, sowie ferner um die Rechtsübung in
Betreff dieser Rechtsnormen handelt. Es wird vielmehr gerade die umgekehrte
Annahme Platz greifen, weil die hier fraglichen Rechtsnormen meist mit Eigenthüm¬
lichkeiten, mit den Nechtsllnschauungen, Sitten und Gebräuchen, mit den Lebens- und
Verkehrs«erhältnissen der Geltungsbereiche jener Rechtsnormen im engeren Zusammen¬
hange stehen, diese Eigenthümlichkeiten aber von dem ihnen näher stehenden Ober-
landesgerichte präsumtiv richtiger gewürdigt weiden, außerdem aber Rechtsnormen
präsumtiv sicherer und besser angewandt werden, wenn sie häufiger, als wenn sie
selten den Gegenstand der richterlichen Kognition bilden. Je allgemeiner die Rechts¬
normen sind, welche ein oberster Gerichtshof anzuwenden hat, umfomehr ist die Vor-
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aussetzung begründet, daß er dieselben richtiger würdigen und auf ein gegebenes
Faktum anwenden werde, als ein ihm nachgeordnetes Gericht. Je beschränkter dagegen
der Geltungsbereich einer Rechtsnorm ist, um so begründeter ist die Befürchtung, daß
einzelne Mitglieder, ja selbst ein einzelnes Mitglied des obersten Gerichtshofes einen
ganz überwiegenden, durch die Verhältnisse nicht gerechtfertigten Einfluß auf die
Entscheidung ausüben werde.

Die große organisatorische und politische Bedeutung der beleuchteten Vorschrift
tritt hervor, wenn man daneben erwägt, daß es ungeachtet der Zulassung der Beru¬
fung gegen die in erster Instanz erlassenen Endurtheile der Landgerichte und gegen
die 'Endurtheile der Handelsgerichte ausführbar ist, sehr große Bezirke der Oberlandes-
gerichte zu bilden. Erstrecken doch die beiden preußischen Nppellationsgerichte zu Köln
und Celle, für welche ebenso wie für die ihnen Nachgeordneten Gerichte mündliches
herfahren gilt, sich über ein weites Gebiet mit drei und zwei Millionen Seelen, ob¬
wohl sie ApvelllltionLgerichte sind und die Appellation auch die thatsächliche Seite des
Rechtsstreits ergreift.

Werden Oberlandesgerichtsbezirke von einer Größe gebildet, welche das Prozeß¬
verfahren zuläßt, so wird schon von vornherein das Reichsgericht grundsätzlich als
ein Gerichtshof für das Recht des Deutschen Reichs angesehen werden können. Freilich
wird daneben einstweilen das gemeine Ciuilrecht, das Civilrecht des preußischen All¬
gemeinen Landrechts und des rheinischen Gesetzbuchs den Gegenstand der Kognition
des obersten Gerichtshof« bilden, allein dieser Rechtsstoff wird sich allmälig mindern
und schließlich durch ein allgemeines deutsches Civilgesetzbuch erseht werden. Dann
wird der oberste Gerichtshof nicht allein grundsätzlich, sondern auch faktisch ein
Gerichtshof für das deutsche Neichsrecht sein. ^

§16.
Die Civilprozeßordnung ist als ein Theil eines größeren Ganzen gedacht, welches

die Gerichtsverfassung, das Civilverfahren und das Strafverfahren umfaßt.
Mit Rücksicht auf diesen Zusammenhang ist es erklärlich, daß Vorschriften,

welche dem Civilverfahren und dem Strafverfahren ihrem wesentlichen Gehalte nach
gemeinsam sind, aus dem Entwurf der Civilprozeßordnung ausgeschieden j und dem > S. 47.
Entwurf der Gerichtsverfassung überwiesen sind. Hierher gehören besonders die Vor¬
schriften über Rechtshülfe, Oeffentlichkeit der Sitzungen und Sitzungspolizei sowie
über Gerichtssprache, Berathung und Abstimmung (vergl. Gerichtsverfassungsgesetz
88 127 ff.).

Selbstverständlich finden auch die Vorschriften über die Gerichte und deren
sachliche Zuständigkeit in dem Gesetze über die Gerichtsverfassung ihren richtigen Platz.
Es ist jedoch von Interesse, hier hervorzuheben, daß man bei der Bearbeitung und
Feststellung des Entwurfs der Ciuilprozeßordnung davon ausgegangen ist, daß der
Entwurf der Gerichtsverfassung die nachfolgenden Fundamentalsätze anerkennt.

Für das Reichsgebiet bestehen zur Ausübung der ordentlichen streitigen Civil-
gerichtsbarkeit erster Instanz und mit örtlich abgegrenzten Gerichtssprengeln Land¬
gerichte, Handelsgerichte und Amtsgerichte. Die Verfassung der Landgerichte und der
Handelsgerichte ist eine kollcgialische, während die Amtsrichter als Einzelrichter ver¬
handeln und entscheiden.

Vor die nach Maßgabe des Verkehrsbedürfnisses zu errichtenden Handelsgerichte
gehören handelsrechtliche Streitigkeiten ohne Rücksicht auf den Werthbetrag. Den
Amtsgerichten werden alle Rechtsstreitigkeiten über uermügensrechtliche Ansprüche,
deren'Gegenstand an Geld oder Geldeswerth die Summe von dreihundert Mark nicht
übersteigt," sowie gewisse einfache oder schleunige Erledigung erheischende, oder regel¬
mäßig auf Grund genauer örtlicher Kenntniß zu entscheidende Nechtsstreitigkeften
überwiesen. Für alle nicht den Handelsgerichten oder den Amtsgerichten zugetheilten
Rechtsstreitigkeiten sind die Landgerichte zuständig. Sämmtliche genannte Erstinstanz¬
gerichte sind ordentliche Gerichte.

AIs Gerichte zweiter Instanz sind den Amtsgerichten die Landgerichte, den
Landgerichten und Handelsgerichten die Oberlandesgerichte vorgeordnet.

Die Gerichtsbarkeit dritter Instanz wird von einem obersten Gerichtshofe, dem
Reichsgerichte, ausgeübt.

ullattrmiien der Livilpvo;<ßord,»M!> 10



S. 48. l II.

Besondere Begründung.

Erstes Buch.
Allgemeine Bestimmungen,

Erster Abschnitt.
Gerichte.

Erster Wel.
Sachliche Zuständigkeit der Gerichte.

88 1-11.

88 1, !i. (Komm, Vorl. 8 1. Gesetz 8 1.)
Die Bestimmungen über die sachliche Zuständigkeit der Gerichte bilden einen

organischen Theil des Gerichtsverfassungsgesetzes, dessen gesonderter Erlaß in der all¬
gemeinen Begründung 8 16 gerechtfertigt ist. Der Entwurf verweist in 8 1 auf diese
Bestimmungen (vgl/Gerichtsverfassungsgesetz 88, 12, 50, 51, 83, 84, 95, 106) und
beschränkt sich darauf, dieselben in einzelnen Beziehungen zu vervollständigen und zu
ergänzen.

1. Durch den Entwurf werden die Amtsgerichte für zuständig erklärt: für
die Erlaffung von Arresten und einstweiligen Verfügungen (M 744, 765,) für Beweis¬
aufnahmen zum ewigen Gedächtniß (8 430), für das Mahnverfahren (8 582), für den
Sühneversuch in Ehesachen (8 547), für die Zwangsvollstreckung (8 633). Den Land¬
gerichten sind die Ehe- und Entmündigungssache'n ausschließlich zugewiesen (88544,
569, 579) — und den Handelsgerichten ist endlich für die Klagen auf Erlaffung
von Vollstreckungsurtheilen ausländischer Erkenntnisse (§ 610) und für die Klagen im
schiedsrichterlichen Verfahren (8 812) die Zuständigkeit entzogen.

2. Insoweit nach dem Gesetze über die Gerichtsverfassung die Zuständigkeit der
Amtsgerichte und der Landgerichte von dem Werthe des Streitgegenstandes abhängt,
sind Vorschriften über die Festsetzung dieses Werthes nothwendig, Vorschriften, welohc
m Gemäßheit der Bestimmung des 8 2 durch die

88 3-9 (K. V. 88 3-9. G. 8s 3-9)
ertheilt werden.

Aus Zweckmäßigkeitsgründen ist instruktionell vorgeschrieben, daß die Klage,
S. 49, I bezw. die Ladungsurkunde den Werth des nicht in einer bestimmten Geldsumme

bestehenden Streitgegenstandes angeben soll, wenn die Zuständigkeit des Gerichts von
diesem Werthe abhängt (8ß 222, 441). Der Werth des Streitgegenstandes ist von
dem Gerichte in Gemäßheit der Bestimmungen über die Prorogation (88 38, 39)
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nur zu prüfen, wenn derselbe unter den Parteien streitig ist oder wenn gegen den
nicht erschienenen Beklagten die Erlassung eines Versäumnißurtheils beantragt wird.
In Anschluß an die Vorschrift des Z 250 verordnet der H 3, daß das Gericht den
Werth des Streitgegenstandes nach freiem Ermessen festzusetzen hat. Folgeweise
hat das Gericht auch frei zu würdigen, ob zum Zwecke dieser Feststellung eine von
den Parteien beantragte Beweisaufnahme erforderlich ist. Fehlt es dem Gerichte an
den nothwendigen Grundlagen für die Werthsfeststellung, so kann es in Anwendung
der allgemeinen Vorschrift H 129 auch von Amtswegcn die Einnahme des Augenscheins
und die Begutachtung durch Sachverständige anordnen.

Für die Werthsschätzung wird der nach allgemeinen Grundsätzen zu beurtheilende
Werth des Streitgegenstandes maßgebend sein, (Prot. der norddeutschen Prozeß¬
kommission Bd. I S. 80). Die württembergische Prozeßordnung Art. 21 und der
hannoversche Entwurf ß 6 erklären den „Verkehrswerth" für entscheidend. Ein anderer
Werth wird nur ausnahmsweise zur Berücksichtigungkommen können, wenn nach dem
Inhalte der Klage der Affektionswerth beansprucht wird, oder wenn der Streitgegen¬
stand aus besonderen sachlichen Verhältnissen für eine der Parteien einen höheren'als
den gemeinen Werth hat.

Der maßgebende Zeitpunkt für die Werthsberechnung ist nach Z 4 die Erhebung
der Klage. Die ßß 222, 441, 442 bestimmen des Näheren, wann die Klage als
erhoben gilt. Der für den Zeitpunkt der Klaqeerhebung angenommene Werth bleibt
für die Dauer des Rechtsstreits maßgebend. Anders verhält es sich, wenn nicht der
Werth des Streitgegenstandes, sondern dieser selbst im Laufe des Prozesses sich
uerändert. In Uebereinstimmung mit § 22? Nr. 2 des Entwurfs sprechen die badische
Prozeßordnung L 17, die bayerische Prozeßordnung Art. 11 Abs. 3, der hannoversche
Entwurf Z ? Abs. 2, der preußische Entwurf ß 63 und der norddeutsche Entwurf
ß 21 ausdrücklich aus, daß die Minderung des Streitgegenstandes oder die Ermäßigung
der Streitansprüche von der einen oder anderen Seite auf die Zuständigkeit des
Kollegialgerichts ohne Einfluß bleiben. Entgegengesetzt ist die Sache unter Beachtung
der Vorschriften über die Prorogation für den Fall geregelt, daß durch Anträge aus
Lß 232 Nr, 2. 3., 23? oder durch Erhebung einer Widerklage der Gegenstand des
Rechtsstreits erweitert wird (§ 44?).

Im Widersprüche insbesondere mit dem preußischen Rechte (Verordnung vom
21, Juli 1843 ß 1, Gerichtskostengesetzvom 10. Mai 1851 ß 11 Nr. 1, preuß. Entw.
Z 50) bestimmt der ß 4, daß Früchte, Nutzungen (gesetzlicheund vertragsmäßige —
nordd, Protok, I S. 80 —) Zinsen, Schäden und Kosten bei der Werthsberechnung
schlechthin und nicht etwa nur hinsichtlich des während der Dauer des Prozesses auf¬
laufenden Betrags außer Betracht bleiben, insofern sie als Nebenforderungen geltend
gemacht werden. Diese Bestimmung kann allerdings zur Folge haben, daß, wenn
der Werth solcher Nebenforderungen die Zuständigkeit der Amtsgerichte übersteigt,
ihre Geltendmllchung aber in Verbindung mit einem geringeren Hauptanspruche erfolgt,
das Amtsgericht, wenn dagegen die Nebenforderungen selbstständig eingeklagt wer l den, > S, 50.
das Landgericht zuständig ist. Praktisch werden indessen solche Fälle äußerst selten
eintreten. Die angedeutete Inkonsequenz hat wesentlich theoretische Bedeutung und
kann bei einer Frage, für deren Entscheidung gewichtige Gründe der Zweckmäßigkeit
sprechen, nicht einmal die Berücksichtigung beanspruchen, welche sie in Art. 21 der
württembergischen Prozeßordnung dahin gefunden hat, daß eine Nebenforderung,
welche für sich die Zuständigkeitssumme erreicht, in Betracht gezogen werden soll.
Die Zweckmäßigkeitspricht entscheidendfür die Bestimmung des Entwurfs; es empfiehlt
sich, daß die Werthsermittelung zum Zwecke der Kompetenzbestimmung nach klaren
und einfachen Regeln geschehe. Es erfordert dies insbesondere die für den Prozeß
vor Amts- und Handelsgerichten zugelassene Einleitungsform durch Ladungsurkunde
des Gerichtsvollziehers (ß 441). Das entgegengesetzte Prinzip würde, auch wenn es
nur hinsichtlich der vor der Klageerhebung entstandenen Nebenforderungen Anerkennung
fände, praktisch manche Schwierigkeiten und Weitläufigkeiten zur Folge haben, indem
insbesondere bei feststehendem Werthe des Haupiansuruchs die Werthsermittelung der
Nebenforderungen oft schwierig sein und Beweiserhebungen veranlassen kann.

Bei der Berechnung des Werths des Streitgegenstandes sind nach § 5 mehrere
Ansprüche,welche in einer Klage geltend gemacht werden, zusammenzurechnen. Diese
Bestimmung findet selbstverständlich auch dann Anwendung, wenn die mehreren

10*
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Ansprüche, welche in einer Klage verbunden sind, auf verschiedenen Gründen beruhen
oder wenn sie von mehreren Klägern oder gegen mehrere Beklagte erhoben sich
(nordd. Entw. Z 14 Abs. 1). Eine Zusammenrechnung des Gegenstandes der Klage
und der Widerklage erfolgt dagegen nicht, indem eine solche Zusammenrechnung aus
inneren Gründen nicht gerechtfertigt ist und praktisch zu erheblichen Uebelständen
führen würde.

Die ZZ ü—9 stehen nicht im Widersprüche mit dem durch 8 3 für entscheidend
erklärten freien Ermessen des Gerichts; sie geben die leitenden Grundsätze für die
Werthsberechnung in einzelnen besonderen Fallen, welche in der Praxis oft vorkommen
und in welchen die Feststellung des Werths des Streitgegenstandes erfahrungsmäßig
nach verschiedenen Grundsätzen geschieht. Eine solche verschiedenartige Praxis ist aber
unerwünscht; es sollen daher die 88 6—8 auf die Herbeiführung eines übereinstimmende»
Verfahrens der Gerichte wirken und gleichzeitig 'für die Parteien bei der Veurtheilunz,
der Zuständigkeit des anzugehenden Gerichts als Anhalt dienen.

Zusätzlich zu den Vorschriften des 8 9 bestimmen manche Gesetze und Gesetz¬
entwürfe (Bayern Art. 4, Württemberg Art, 21 Nr. 3, preuß. Entw. 8 49, bannen.
Entw. 8 6 Nr. 3, nordd. Entw. 8 12 ^Nr. 6), daß bei Prozessen über Rechte auf
wiederkehrende Nutzungen die gesetzlich erforderliche Ablösungssumme als Streit¬
gegenstand zu berechnen sei. Der Aufnahme dieser Vorschrift in eine deutsche Prozeß¬
ordnung steht entgegen, daß die Lcmdesgcsetze für dergleichen Rechte einen sehr
verschiedenenAblösungswerth festsetzen; es würde dies für Prozesse über an sich gleich
werthe Rechte eine verschiedenartige Kompetenz der Gerichte im Deutschen Reiche zur
Folge haben. Außerdem ist die Berechnung des Ablösungswerths selbst oft sehr
schwierig und kasuistisch, wie es z. B. nach den preußischen Gesetzen vom 2. März 1850
un einzelnen Falle darauf ankommt, ob der Berechtigte oder der Verpflichtete auf
Ablösung provozirt, ob die Entschädigung in Land, Geld oder Rente zu gewähren ist,
ob das ablösbare Recht mit einer Gegenleistung verbunden ist u, f. w. —

l S. 51. > Die

88 10, 11 (K. V. 88 10.11. G. 88 10.11)
sollen widersprechende Entscheidungen verschiedener Gerichte üb^r die sachliche
ZuständigkeiiLfrage in Beziehung auf einen und denselben Rechtsstreit thunlichst
verhüten.

Der 8 1^ versagt jedes Rechtsmittel gegen das Urtheil eines Landgericht«
aus dem Grunde, weil die Zuständigkeit des Amtsgerichts in der Sache begründet
gewesen sei. Bei der präsumtiu besseren Rechtsprechung des Kollegialgerichis fehlt
es an einem fachlichen Grunde, dem Beklagten dieserhalb ein Rechtsmittel zu
gestatten.

Wenn sich in einem Prozesse das zunächst angegangene Gericht auf Grund
einer Bestimmung über die sachliche Zuständigkeit der Gerichte rechtskräftig für unzu¬
ständig erklärt hat, so bindet diese Entscheidung nach 8 H jedes Gericht, bei welchem
die Sache später anhängig wird, sei es ein Gericht derselben oder einer anderen
Gattung. Durch diese Vorschrift soll die Möglichkeit, daß für denselben Rechtsstreit
sich mehrere Gerichte, von denen eines für den Rechtsstreit zuständig ist, aus dem¬
selben Grunde rechtskräftig für sachlich unzuständig erklären, und dadurch für diese»
Fall der Eintritt der Anwendbarkeit des 8 35 Nr. U ausgeschlossen werden.

Da nach dem Gerichtsuerfassungsgesetze 8 ^3 die Handelsgerichte ohne Rück¬
sicht auf den Werth des Streitgegenstandes in Handelssachen zuständig sind, so werde»
alle Fragen der sachlichen Zuständigkeit erledigt, wenn das Amts- oder Landgericht
sich rechtskräftig für unzuständig erklärten, weil eine Handelssache vorliege. Hat
aber das Handelsgericht rechtskräftig seine Inkompetenz ausgesprochen, weil keim
Handelssache im Streite sei, so ist die Entscheidung der nicht minder zur sachlichen
Zuständigkeit gehörigen Frage über den Werth des Streitgegenstandes zwischen Amts¬
und Landgericht noch offen und es kann daher aus diesem Grunde von dem zweit-
angegangenen Gerichte wiederum ein Urtheil auf Unzuständigkeit ergehen. Dasselbe
Ergebniß gewinnt man in dem Falle, daß ein Amts- oder Landgericht ihre Unzu¬
ständigkeit nur aus dem Grunde angenommen haben, weil der Streitgegenstand mehr
oder weniger als Einhundert Thaler werth sei. Die Rechtskraft des erstergangenen
Urtheils bezieht sich hier nur auf diese Frage und es bleibt noch zu entscheiden, ob
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der Rechtsstreit eine Handelssache betrifft oder nicht. Zu demselben Resultate
qelangt man endlich in noch anderen Fällen, insofern nach dem Gerichtsverfassungs-
gesetze die sachliche Zuständigkeit der Gerichte nicht allein uon dem Werthe des
Ztreitgegenstandes oder von der Eigenschaft der Streitsache als Handelssache ab¬
hängen kann.

Der preußische Entwurf 88 60, 61 (Motive S. 24) und norddeutsche Entwurf
Lß 19, 18 (Protokolle I S. 93, III S. 1137, 1169, 1266) bestimmen entsprechend den
W 10, 11. Die Bestimmung des 8 11 gilt auch nach Baden § 16 Abs. 3 und nach
dem preußischen Gesetze vom 15. März 1869 8 4.

Ziutittt Wtl.
Gerichtsstand.

§8 12—37. (K. V. 68 12—37, G. 88 12-37.)
Die 88 12—20 behandeln die allgemeinen Gerichtsstände, während sich die 88

21—31 mit den besonderen Gerichtsständen beschäftigen. Der s 35 I normirt das > S. 52.
Verhältniß mehrerer zuständiger Gerichte zu einander. Die §8 36, 37 ordnen
für bestimmte Falle die Bestimmung des zuständigen Gerichts durch das höhere
Gericht.

Mit Rücksicht auf den Zusammenhang, der zwischen einzelnen Gerichtsständen
und den in der Prozeßordnung geregelten Materien besteht, ist darauf verzichtet,
sämmtliche Gerichtsstände in dem zweiten Titel zusammenzustellen. Es finden sich
daher durch den ganzen Entwurf zerstreut Vorschriften über den Gerichtsstand. Für
das Mahnverfahren fetzt der 8 582 die Gerichtsstände fest. Einen besonderen
Gerichtsstand bestimmen ferner der 8 61 für die Hauptintervention, der 8 523 für
die Nichtigkeits- und Restitutionstlagen, der 8 542 für die Wechselklagen, die 88
544, 569/579 für Ehe- und Entmündigungssachen, der L ?84 für die Amortisation
von Urkunden und der 8 812 für die Klage im schiedsrichterlichen Verfahren. Eine
qroße Zahl uon Gerichtsständen stellt das achte Buch für die Zwangsvollstreckung
auf (88 610, 616, 633, 635, 636, 639, 653, 654, 677, 702, 705, 720, 721, 724,
726). Außerdem regelt der Entwurf die Zuständigkeit für die Erledigung uon Neben-
'treitigkeiten. Auch sind für einzelne Fälle (8 768 Abs. 2; Einführungsgesetz 88 ?,
ll) andere reichs- uud landesgesetzliche Unordnungen über den Gerichtsstand auf¬
recht erhalten.

Nach

8 12 (K. V.' 8 12, G. 8 12)
ist das Gericht, bei welchem eine Person ihren allgemeinen Gerichtsstand hat, für
alle gegen dieselbe zu erhebenden Klagen zuständig, und nach ß 35 hat der Kläger
unter mehreren zuständigen Gerichten die Wahl. Eine Ausnahme tritt ein, wenn
für eine Klaye durch die Prozeßordnung, durch das Einführungsgesetz zu derselben
oder durch ein anderes Reichsgesetz ein ausschließlicher Gerichtsstand begründet ist.
Dem ausschließlichen Gerichtsstände hat jederandere Gerichtsstand zu weichen. Aus¬
schließliche Gerichtsstände schreibt der Entwurf, abgesehen von der Zwangsvollstreckung
(§ 656) nur in beschränktem Maße vor: für die dinglichen Klagen des 8 25, für
die Nichtigkeits- und Restitutionstlagen 8 523, für Ehe- und Entmündigungssachen
88 544, 579.

Soweit nicht einzelne Ausnahmen bestimmt werden, gelten die Vorschriften
über den Gerichtsstand nicht nur für die Inländer, d. h. die Angehörigen des
Deutschen Reichs — Reichsuerfassung vom 16. April 1871 Art. 3, Gesetz von dem¬
selben Tage 8 2 Abs. 2, Reichsgesetz über die Erwerbung und den Verlust der
Vuudes- und Staatsangehörigkeit vom 1. Juni 1870 88 1—12 —, sondern eben¬
sowohl für die Ausländer, und zwar ohne Rücksicht auf die Parteistellung der be¬
treffenden Personen im Prozesse und — entgegen der altpreuß. Praxis (Erk. des
Ober-Tribunals vom 26. April 1855. Striethörst Archw Band 1? S. 144) — ohne
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Rücksicht darauf, ob es sich um den allgemeinen oder einen besondern Gerichtsstand
handelt.

Der Entwurf erkennt ferner keinen privilegirten Gerichtsstand an und reseruirt
nur durch Z 3 des Einführungsgesetzes den landesrechtlich bestehenden Sondergerichts-
stand der Landesherren und der landesherrlichen Familien.

Die Vorschriften über das Forum von Ausländern, welche im Inlande als
Exterritoriale leben, berühren Straf- und Civilprozeß und gehören daher nach dem
in der allgemeinen Begründung § 16 entwickelten Gesichtspunkte in das Gerichts-
uerfassungsgesetz (vgl. (Serichtsuerfassungsgcsetz W 6—9).

I S. 53. I In Uebereinstimmung mit allgemeinen Rechtsgrundsätzen und allen neueren
Prozeßgesetzen erklärt der

§ 13 (K. V. ß 13, G. 8 13)
als den Prinzipalen Entstehungsgrund des allgemeinen Gerichtsstandes den Wohnsitz
des Beklagten. Der Entwurf giebt gleich den Prozeßordnungen für Bayern Art. 12,
Württemberg Art. 32, Baden Z 18, Hannover § 5, Oldenburg Art. 11, Braunschweig
Z 25 keine Definition des Wohnsitzes, davon ausgehend, daß der prozeßrechtliche
Wohnsitz mit dem civilrechtlichen Wohnsitze identisch sei und daß der Begriff des
Wohnsitzes, sowie die Voraussetzungen, unter denen der Wohnsitz begründet und auf¬
gehoben wird, durch die Vorschriften des bürgerlichen Rechts bestimmt werden. Es
kann mithin nicht zweifelhaft sein und bedarf einer ausdrücklichen Bestimmung nicht,
daß, insofern nach den Bestimmungen des bürgerlichen Rechts Jemand an mehreren
Orten Wohnsitz hat, der allgemeine Gerichtsstand dieser Person an jedem der mehreren
Orte begründet ist.

Nach den angezogenen Prozeßgesetzen und den neueren Prozeßgesetzentwttrfen
— preuß. Entw. Z 4, hannov. Entw. S 10 — gilt der Grundsatz des Z 13 nur
insoweit, als der Wohnsitz des Beklagten im Inlande belegen ist. Auch nach dem
nordd. Entw. ZZ 43, 44 tritt in Ermangelung des inländischen Wohnsitzes der
Gerichtsstand des Aufenthalts und, wo auch dieser unbekannt oder im Auslande,
der des letzten inländischen Wohnsitzes ein. Gegen Personen, welche im Auslande
ihren Wohnsitz haben, kann jedoch

a) im Gerichtsstande des Aufenthalts seitens der Ausländer nur wegen
vermögensrechtlicher Ansprüche,

b) in dem des letzten inländischen Wohnsitzes nur aus den vor Begründung
des ausländischen Domizils entstandenen Rechtsverhältnissen geklagt
werden.

Diese Vorschriften sind kasuistisch und entbehren eines festen Prinzips, Der
Entwurf hielt es daher für angemessen, in konsequenter Anwendung des Grundsatzes,
hinsichtlich des Gerichtsstandes nicht zwischen Inländern und Ausländern zu unter¬
scheiden, einen Schritt weiter zu gehen und in den Fällen der ZS 13, 18 den allge¬
meinen Wohnsitzgerichtsstand dort anzunehmen, wo der Beklagte wohnt, gleichviel,
ob der Wohnsitz im Inlande oder im Auslande liegt. Der subsidiäre allgemeine
Gerichtsstand am Aufenthaltsorte in Deutschland (§ 18) findet daher nur Anwendung,
wenn der Beklagte gar keinen Wohnsitz hat, weder innerhalb noch außerhalb
des Deutschen Reichs; und ebensowenig soll in Betreff des letzten Wohnsitzes —
welcher für Beklagte ohne Domizil und ohne bekannten deutschen Aufenthaltsort den
allgemeinen Gerichtsstand begründet — unterschieden werden, ob der Beklagte den
letzten Wohnsitz im Inlande oder im Auslande hatte. Der Entwurf hofft mit diesen
Grundsätzen eine dem Rechtsbedürfnisse der Gegenwart entsprechende Fortbildung des
internationalen Rechts zu fördern und besorgt hieraus keine Gefährdung der deutschen
Interessen. Die besonderen Gerichtsstände der belegcnen Sache, des Vertrags, des
Vermögens «. ZZ 25, 29, 24 werden genügen, um in den geeigneten Fällen den im
Auslande wohnhaften Schuldner vor ein inländisches Gericht zu ziehen. In besonderer
Berücksichtigung der einschlagenden Verhältnisse hat der Entwurf zu Gunsten der
Inländer einige Ausnahmen von der allgemeinen Regel bestimmt für die Ehescheidungs¬
klage der verlassenen deutschen Ehefrau Z 544 Abs, 2, für die Entmündigunqsklage

I S. 54. und die Klage auf Wiederaufhebung der Entmün >digung ZZ 568, 579, endlich für
einige Fälle im Zwangsoollstreckungsverfahren ZS 654, 677, 726.
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Die

8Z 14—16 (K. V. §8 14—16, G, M 14—18)
stellen den allgemeinen Gerichtsstand für diejenigen Fälle fest, in denen der den
Gerichtsstand begründende Wohnsitz uon dem Beklagten nicht frei gewählt, sondern
durch Beruf oder Amt bestimmt ist.

Der Ausdruck „Militärperson" in den HZ 14 und 15 findet seine Erläuterung
in dem § 38 des Reichsmilitärgesetzes vom 2. Mai 1874. Den zweiten Absatz des
8 14 ergänzt der 8 21 Abs. 2.' Die 88 14 und 21 Abs. 2 entsprechen dem 8 39
Abs. 2 des Reichsmilitärgesetzes.

Der 8 16, welcher, insoweit es sich um Reichsbeamte handelt, mit dem Reichs-
becuntengesetze vom 31. März 1873 8 21 im Wesentlichen übereinstimmt, unterscheidet
-wischen Deutschen, welche das Recht der Exterritorialität genießen, und zwischen im
Auslande angestellten Beamten des Reichs oder eines Bundesstaats. Die exterritorialen
Deutschen können ihren Wohnsitz außerhalb ihres Heimathsstaats in und außer dem
Deutschen Reiche haben. In ersterer Beziehung wird auf Art, 10 der Reichsver¬
fassung und auf die von den deutschen Bundesstaaten bei einander beglaubigten
Missionen verwiesen. Beispiele der im Auslande stationirten Beamten sind die
Zolluereinsbeuollmächtigten im Großherzogthum Luxemburg (Zollvereinsvertrag vom
8. Juli 186? Art. 20). Auf Wahlkonsuln — ctr, 88 9 und 6 des Reichs-Konsulats-
gesetzes vom 8. November 188? — findet der 8 16 keine Anwendung.

Die im 8 16 bezeichneten Personen sollen in Ansehung des Gerichtsstandes
den Wohnsitz behalten, welchen sie in dem Heimathsstaate hatten. Nicht prinzipaliter
— wie nach den Prozeßordnungen für Bayern Art. 13, Abs. 1, Oldenburg Art. 13,
.Hannover 8 6, Baden Z 19 —, sondern nur eventuell tritt an die Stelle des letzten
Wohnsitzes die Landeshauptstadt, Ist die letztere in mehrere Gerichtsbezirke getheilt,
so ist, wie in der Prozeßordnung für Bayern Art. 13 Abf. 2, festgesetzt, daß der als
Wohnsitz geltende Bezirk von der Justizverwaltung durch allgemeine Anordnung
bestimmt wird. In dem Reichsbeamtengesetze 8 21 ist auch der Fall vorgesehen,
daß für den Beamten im Deutschen Reiche kein Heimathsstaat besteht: für diesen
Fall ist der allgemeine Gerichtsstand vor dem Stadtgerichte zu Berlin begründet.

Der

8 17 (K. V. 8 1?, G- 8 17)
behandelt den accessorischenGerichtsstand abhängiger Personen. Durch die Stellung
des 8 18 hinter den 8 17 wird zum Ausdruck gebracht, daß der abgeleitete Gerichts¬
stand nicht anders als durch den Wohnsitz des Ehemannes, des Vaters, der Mutter
bestimmt wird und in Ermangelung eines Wohnsitzes derselben ein accessorischer
Gerichtsstand nicht begründet werden kann. Die Vorschriften der 88 14—16 gelten
aber auch gegenüber dem abgeleiteten Gerichtsstande. Um dieserhalb mögliche Zweifel
auszuschließen, sind die betreffenden Bestimmungen dem 8 17 vorangestellt.

Einen abgeleiteten Gerichtsstand hat:
1) die Ehefrau. Sie theilt in Ansehung des Gerichtsstandes den Wohnsitz

des Ehemannes, auch wenn sie nach dem bürgerlichen Recht während der Dauer der
Ehe emen selbstständigen Wohnsitz zu begründen vermag. So lange der Wohnsitz
des Ehemannes besteht, ist für die Bestimmung ihres allgemeinen sGerichtsstandes > S. 55.
nicht ihr Wohnsitz, sondern der Wohnsitz des Ehemannes ausschließlich maßgebend.

Wird die Ehe durch den Tod des Ehemannes oder durch Scheidung ynoack
vineuwlli getrennt, so fällt der abgeleitete Gerichtsstand fort. Der Scheidung «inoaä
viueuluin ist die immerwährende Trennung uon Tisch und Bett durch 8 1? gleichgestellt.
Nenn und so lange der Ehemann kein Domizil hat, wird die Ehefrau in Beziehung
auf ihren Gerichtsstand als selbstständige Person angesehen und begründet ihren
Gerichtsstand selbstthätig nach Maßgabe der in dem Entwürfe für die Konstituirung
eines allgemeinen Gerichtsstandes 88 13, 18 aufgestellten Vorschriften. Erlangt in
stehender Ehe der Ehemann von Neuem ein Domizil, so tritt die Ehefrau wieder in
den abgeleiteten Gerichtsstand zurück. Der norddeutsche Entwurf § 50 Abs. 2 schreibt
ferner vor, daß der „abgeleitete Gerichtsstand der Ehefrau aufhöre, wenn die Ehefrau
uon dem Ehemanne verlassen ist und dieser keinen Wohnsitz im Inlande hat"; desgl.
Württemberg Art. 33 Nr. 1, preuß. Entw. § 7 Abs. 2, 3. Solche Ausnahme-
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bestimmungen sind aber unter Berücksichtigung der Porschriften des Entwurfs über
die besonderen Gerichtsstände durch ein dringendes praktisches Bedürfniß nicht geboten
und um so weniger rathsam, als die thatsächliche Voraussetzung der Bcfugniß der
Ehefrau zur eigenen Begründung eines getrennten Wohnsitzes eine sehr schwierige
Feststellung erfordert, welche zu einer verschiedenartigen und bedenklichenPraxis führen
würde. Ist schon der Begriff der Verlafsung der Ehefrau ein thatsächlich ungeeignetes
Kriterium, so verstoßt die zweite, vom nordd, Entw, erforderte Bedingung, „daß der
Ehemann keinen Wohnsitz im Inland e habe", gegen das zu 8 13 erörterte allgemeine
Prinzip.

2) Den durch Wohnsitz begründeten allgemeinen Gerichtsstand des Vaters theilen
die ehelichen und die diesen gleichgestellten Kinder. Desgleichen theilen in Ansehung
des Gerichtsstandes die unehelichen Kinder den Wohnsitz der Mutter. Nach § 1?
Abs. 2 behalten die Kinder diesen Wohnsitz, bis sie denselben in rechtsgültiger Weise
aufgeben. Dies kann geschehen nach erlangter Verfügungsfähigteil oder schon früher
unter Hinzutritt der vormundschaftlichen oder auch väterlichen Genehmigung, Dno
bloße Aufhören des väterlichen oder mütterlichen Wohnsitzes alterirt den Gerichtsstand
der Kinder nicht.

Von der Aufstellung eines allgemeinen Gerichtsstandes der unter Vormund¬
schaft und Kuratel stehenden Personen bei dem Gerichte, in dessen Bezirke die
Vormundschaftsbehörde ihren Sitz hat (nordd. Entw. 8 52, preuß. Entw. ß 10) ist
Abstand genommen. Ein praktisches Bedürfniß zur Konstituirung dieses den Prozeß-
gesetzgebungen fast durchweg unbekannten Gerichtsstandes besteht nicht; auch ist es
mit Rücksicht auf das Vorinundschaftsrecht nicht ohne Bedenken, den Schwerpunkt
der Repräsentation des Bevormundeten in die Verwaltungsbefugnisse der Vormund¬
schaftsbehörde zu legen.

Des

§ 18 (K. V. § 18, G, § 18)
geschah bereits bei der Begründung des 8 13 Erwähnung, Der deutsche Aufenthalts¬
ort des Beklagten begründet erst in Ermangelung eines in- oder ausländischen
Wohnsitze« den allgemeinen Gerichtsstand, Zur Erleichterung der Rechtshülfe erscheint
es angemessen,nicht allein den dauernden Aufenthalt (röziäenes), sondern den Aufenthalt
überhaupt ins Auge zu fassen, und zwar um so mehr, als eine Grenze zwischen

S. 56. längerem und kürzerem Aufenthalte nicht s wohl gezogen werden kann. Zur Begründung
des in Rede stehenden allgemeinen Gerichtsstandes genügt, daß der Beklagte sich in
dem Bezirke des Gerichts, bei welchem die Klage erhoben werden soll, so lange aufhält,
daß ihm daselbst die Klage zugestellt werden kann.

Ist aber ein deutscher Aufenthaltsort des Beklagten nicht bekannt, so taun
sich der Kläger an das Gericht des letzten Wohnsitzes des Beklagten wenden.
Hierbei wird aber wiederum — wie oben bemerkt — zwischen In- und Ausland
nicht unterschieden.

Die Grundsätze des

§ 19 (K. V. Z 19, G, § 19)
über den allgemeinen Gerichtsstand der juristischen Personen und anderer nicht nls
einzelne physische Personen in Betracht kommenden Parteien, welche nach dein bür¬
gerlichen Rechte vor Gericht belangt werden tonnen, entsprechen im Wesentlichen den
bestehenden Rechten und stehen insbesondere in Uebereinstimmung mit den Vorschriften
des deutschen Handelsgesetzbuchs und des Reichsgesetzes, betreffend die Erwerbs- und
Wirthschaftsgenossenschaften vom 4. Juli 1868 über den ordentlichen Gerichtsstand der
Gesellschaften und Genossenschaften. Die Vorschrift über den Gerichtsstand der
Gewerkschaften ist aus 8 96 des preußischen Berggesetzes vom 24. Juni 1865 über¬
nommen. Die Bestimmungen des 8 IN haben übrigens nur eine subsidiäre Bedeutung,
indem der für die Gesellschaft :e. im Allgemeinen durch Statut oder in anderer
Weise, z. B. durch Normatiubestimmungen :c., speziell bestimmte Gerichtsstand dem¬
jenigen aus 8 1^ vorgeht.

In Uebereinstimmung mit dem preußischen Rechte — Gesetz vom 26. April 1851
Art. II Nr, 1 —, dem preüß. Entw. 8 13 und dem nordd. Entw.' 8 49 bestimmt der
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8 20 lK, V. 8 20, G, !; 20)
den allgemeinen Gerichtsstand des Fiskus nach dem Sitze derjenigen BeHürde, welche
berufen ist, den Fiskus in dem Rechtsstreite zu vertreten. Eine Anwendung dieses
Grundsatzes enthalten z. B. das Gesetz, betreffend die Pensionirung und Versorgung
der Mmtärpersonen des Reichsheeres und der Kaiserlichen Marine u. s. w., vom
27, Juni 1871 8 116 (N. G. V. S. 275) wegen der Klagen aus Rechtsansprüchen auf
Pensionen, Beihülfe und Bewilligungen, das Rcichspostgcsctz vom 28. Oktober 1871
8 13 (R. G. V. S. 347) in Betreff der Entschädigungsklagen wider den Reichspost-
Mus, und das Reichsbeamtengesetz vom 31. März 1873 §151 (R. G. B. S. 61) lück¬
sichtlich der gegen den Reichsfiskus zu richtenden Klagen. Die Bestimmung des 8 20
entspricht dem "Bedürfnisse der Staatsverwaltung nach möglichst einheitlicher Regelung
des Gerichtsstandes für diese das öffentliche Recht vielfach berührenden Prozesse und
ist den Bestimmungen der Partikularrechte (Bayern Art. 15, Baden § 21, Württem¬
berg Art. 38) vorzuziehen, welche den allgemeinen Gerichtsstand des Fiskus zu sehr
zersplittern.

Die 88 21 und 22 vermitteln den Uebergang zu den besonderen Gerichts¬
ständen. Der

§ 21 <K. V. tz 2), G. H 21)
stammt ebenfalls aus dem preußischen Rechte, für welches die Kabinets-Ordre vom
1. Juli 1832 verordnete, daß Personen der im § 21 bezeichneten Art in Injurien-,
Alimenten- und Entschädigungsprozessen sowie in allen Rechtsstreitigkeiten, welche aus
ihren Dienst-, Erwerbs- und Kontraktsuerhältnissen entsprin > gen, dem persönlichen > S. 57.
Gerichtsstande ihres Aufenthalts unterworfen sein sollen. Der Z 16 des preußischen
Entwurfs, der Z 4 des Nürnberger Entwurfs eines Rechtshülfegesetzes und Württem¬
berg Art. 41 haben diesen Gerichtsstand aufgenommen hinsichtlich der für jene Per¬
sonen aus den am Aufenthaltsorte aus Verträgen, Handlungen oder Unter¬
lassungen entstandenen Verbindlichkeiten. Die Beschränkung des Gerichtsstandes auf
die am Aufenthaltsorte entstandenen Verbindlichkeiten ist wegen ihrer
kasuistischen und nicht prinzipiellen Natur verfehlt. In Betreff dieser Verpflichtungen
ist der Gläubiger durcl) die besonderen Gerichtsstände des Vertrags, des Vermögens,
der unerlaubten Handlung ausreichend geschützt. Die hannoversche Kommission über¬
ging daher diesen Gerichtsstand als überhaupt nicht erforderlich. Seinen eigentlichen
Werth erhält das Forum erst durch feine Erhebung zu einem Quasidomizil der
betreffenden Personen mit der Wirkung, daß in demselben während des Aufenthalts
der Personen alle bestehenden uermögensrechtlichen Ansprüche ohne Rücksicht auf den
Entstehungsort gegen sie verfolgt werden können. Mit dieser Erweiterung entspricht
der § 21 den Prozeßordnungen für Hannover § 7 Abs. 3, Bayern Art. 18, Braun-
schweig ß 25, Baden 8 25 und Oldenburg Art. 14 § 4.

Für Militärpersonen, welche nur zur Erfüllung der Wehrpflicht dienen oder
selbstständig einen Wohnsitz nicht begründen können, tritt an Stelle des Gerichts des
Aufenthaltsorts dasjenige" des Garnisonorts, welcher mit dem ersteren nicht noth¬
wendig zusammenfällt.

Der

8 22 !K. V. 8 22, G. § 22)
begründet — übereinstimmend mit dem Nürnberger Entwurf § 5, Bayern Art. 24
bis 26, Württemberg Art. 40, Baden 8 32, preuß. Entw. 88 17, 18, hannov. Entw.
8 16, nordd. Entw. 8 54 — einen besonderen Gerichtsstand der Niederlassung.
Derselbe ist dem torum änmillilii nachgebildet: das Etablissement wird, was die auf
den Geschäftsbetrieb desselben bezüglichen Klagen anlangt, dem Wohnsitze gleich-
geachtet; dasselbe gilt für das Gut, was die Klagen aus den auf dessen Bewirth¬
schaftung sich beziehenden Rechtsverhältnissen betrifft (vergl. den Kommissionsbericht
in den Verhandlungen der Nürnberger Konferenz über die in den deutschen Bundes-
staaten in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten gegenseitig zu gewährende Nechtshülfe
S. 36 ff,). Daß in diesem Umfange der Gerichtsstand durch das Bedürfniß gerecht¬
fertigt wird, beweist dessen allgemeine Anerkennung in den neueren deutschen Prozeß¬
gesetzen und Entwürfen.
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Der

8 33 (K, V, 8 23, G. 8 23)
enthält einen besonderen Gerichtsstand für Streitigkeiten aus gesellschaftlichen und
genossenschaftlichenVerhältnissen, indem er im Anschlüsse an die Vorschriften des
'8 19 bestimmt, daß Gemeinden, Körperschaften, Gesellschaften, Genossenschaften und
andere Personenvereine bei dem Gerichte, in dessen Bezirke sie ihren Sitz und folge¬
weise ihren allgemeinen Gerichtsstand haben, Klagen gegen ihre Mitglieder als solche
erheben können (Locks cle proosdurL civile art. 59, Bayern Art. 16, Baden Z 3l),
nordd. Entw. 8 55). In Uebereinstimmung mit diesen Gesetzgebunasarbeiten und
in Anerkennung des sachlichen Grundes, auf welchem dieser Gerichtsstand beruht,

I S. 58. soll das Gericht des 8 23 > auch sür solche Klagen der Gesellschafter zuständig sein,
welche sie aus den Rechtsverhältnissen der Sozietät gegen einander anstellen.

Gegenüber den neuen Grundsätzen, auf denen die §§ 13 und 18 des Entwurf«
beruhen, hat der durch

Z 34 (K. V. 8 24, G. 8 24)
zugelassene Gerichtsstand des Vermögens seine besondere Bedeutung. Gegen eine
Person, welche in Deutschland keinen Wohnsitz hat, sollen nach 8 24 Klagen wegen
uermögensrechtlichcr Ansprüche bei dem Gerichte erhoben werden können, in dessen
Bezirke sich das Vermögen jener Person oder der mit der Klage in Anspruch genommene
Gegenstand befindet. Diese Vorschrift schützt die Gläubiger der im Auslande
wohnenden oder im Inlande ohne Domizil sich umhertreibenden Schuldner und ist
ein bewährter Satz des preußischen Prozeßrechts — Z 25 der Allg. Ger. Ordn. Th.
I Tit. 2 Anh. § 34 —. Gleicherweise bestimmen die Prozeßordnungen für Braun-
schweig Z 26, Oldenburg Art. 15, Bayern Art. 19 und Württemberg Art. 34 für
die Schuldner ohne Wohnsitz und ohne Aufenthaltsort. In der Ausdehnung des
§ 24 ist dies Forum dem gemeinen Rechte und den meisten neueren Gesetzgebungs¬
arbeiten nicht bekannt, und es stehen ihr insofern legislative Bedenken entgegen, als
bei zerstreuten Vermögensstücken eine große Zahl von Gerichtsständen begründet
sein kann, und jedes geringfügige, vielleicht nur zufällig zurückgelasseneVermögensstück
einen Gerichtsstand herbeizuführen vermag. Auf der anderen Seite macht aber die
Zulassung dieses Gerichtsstandes denjenigen des Arrestes entbehrlich und dient deshalb
zur Vereinfachung der die Gerichtsstände betreffenden Vorschriften, Da der Gerichts¬
stand des L 24 vorzugsweise den Zweck hat, daß die im Inlande vorhandenen Ver¬
mögensstücke als Gegenstände der Zwangsvollstreckung benutzt werden können, s«
rechtfertigt sich die Beschränkung dieses Gerichtsstandes auf Klagen wegen vermügens-
rechtlicher Ansprüche. Da ein Vermügensgegenstand auch mit einer dinglichen Klage
in diesem Gerichtsstände in Anspruch genommen werden kann, so bietet derselbe in
Betreff beweglicher Sachen in gewissem Sinne einen Ersatz für das auf unbewegliche
Sachen beschränkte Forum der belegenen Sache. Der zweite Satz des H 24 hat den
Zweck, einen in der preußischen Praxis hervorgetretenen Zweifel zu beseitigen. Das
Ober-Tribunal hatte in der vielfach als unpraktisch angefochtenen Entscheidung vom
3. Dezember 1848 entgegengesetzt erkannt (Entscheidungen des Ober-Tribunals Bd. 19
S. 433).

Die

§8 35—37 (K. V. 88 25-27. G. 88 25—27)
handeln von dem dinglichen Gerichtsstände, Der Entwurf hat diesen Gerichtsstand
nur für unbewegliche Sachen anerkannt und in Betreff der im 8 25 aufgeführten
Klagen für einen ausschließlichen erklärt. Darin entspricht der Entwurf der preuß,
A. G. O. 1.2, 88 10?, 116, dem tüoäe ÜL prao. art. 3, 59, den Prozeßordnungen von
Württemberg Art. 45 und Bayern Art, 21, dem preuß. Entw. 8 21, hannou. Entw.
8 17, sächs. Entw. 8 ?5, nordd. Entw. 88 56, 58. Nach den Prozeßordnungen von
Hannover 8 8, Oldenburg Art. 19 8 1, Baden 8 26 ist der Gerichtsstand der belegenen
Sache blos elektiu. Die auch dem kanonischen Rechte und dem älteren deutschen
Genchtsgebrauche entsprechende Nusschließlichieit des dinglichen Gerichtsstandes für
die Klagen des 8 25 rechtfertigt sich durch Gründe des internationalen Rechts —
Protokolle der hannoverschen Prozeß-Kommission Bd. I S. 437 ff. — und durch die
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<Zr! wägung, daß eine richtige Würdigung und eine sichere Feststellung der Rechts- > S. 59.
Verhältnissedes Grund eigenthums vorzugsweise von dem Richter der belegenen Sache
m erwarten ist. Unter dem Ausdrucke „Besitzungen" sind die sämmtlichen Besitzklagen
mit Einschluß der intei-äict«, »äiMoenäaL pö88tz88iom8 verstanden worden. Hinsicht¬
lich der Klagen, welche Servituten und Reallasten betreffen, ist die Vorschrift auf¬
genommen, daß der dingliche Gerichtsstand — sowohl für die uctio ooicksZoria, als
für die aotio ne^atoria — durch die Lage des dienenden oder belasteten Grundstücks
bestimmt werde. Dieser Grundsatz, welcher hinsichtlich der negatorischen Klage in der
preußischen Praxis bezweifelt worden ist (Reskript vom IN. April 1840, Just. Min.
Vl. 1840 S. 146; dagegen Koch Civilprozeßrecht Bd. 2 S. 45 Anm. 33), stimmt mit
dem gemeinen Rechte und neueren Prozeßgefctzen (Hannover ß 8, Württemberg Art. 45,
Bayern Art. 21) überein; behufs Herbeiführung einer gleichmäßigen Anwendung des
Gesetzes erschien es angemessen, den Grundsatz gesetzlich festzustellen.

Der Z 26 gewährt dem Kläger in Uebereinstimmung mit dem hannov. Entw,
Z 1? und mit Württemberg Art, 45 nur das Recht, im dinglichen Gerichtsstande
mit einzelnen Klagen, durch welche eine dingliche Belastung oder die Freiheit von
einer solchen geltend gemacht wird, die konnexen persönlichen Klagen zu verbinden,
insoweit sie gegen denselben Beklagten gerichtet sind. Der preuß. Entw. Z 22 und
der nordd. Entw. Z 59 haben diese letztere Beschränkung nicht. Eine Ausdehnung
auf den Fall der Erhebung der Klagen gegen verschiedene Personen ist durch ein
praktisches Bedürfniß nicht geboten, aus inneren Gründen nicht genügend gerechtfertigt
und aus prozessulllifchenRücksichten wegen der Gefahr, daß durch Klagenhäufung eine
Verwirrung des Verfahrens herbeigeführt werde, nicht zu billigen.

Das Motiv, welches für die Geltendmachung dinglicher Rechte den Gerichts¬
stand der belegenen Sache rechtfertigt, ist auch hinsichtlich der in 8 27 beregten
äetious8 in rein «criptÄL zutreffend. "Hinsichtlich der Klagen wegen Ersatz des einem
Grundstücke zugefügten Schadens ist dieser Gerichtsstand erfahrungsmäßig für die¬
jenigen, welche auf Ersatz des Schadens einen Anspruch haben, von Wichtigkeit. Aus
Gründen der Zweckmäßigkeit ist ferner das dingliche Forum für Klagen auf Ent¬
schädigung wegen Expropriation eines Grundstücks zu billigen (vgl. Reichsgesetz von,
21. Dezember 1871, betreffend die Beschränkung des Grundeigenthums in der Umgebung
von Festungen ß 42).

Die Bestimmungen des

Z 28 (K. V. § 28, G. § 28)
über den Gerichtsstand der Erbschaft stehen im Einklang mit dem nürnberger Entw
§ 9, Baden § 29, Bayern Art. 22, Württemberg Art. 48, dem preuß. Entw. ZZ 25, 26
und dem hannov. Entw. H 19.

Mit den allegirten Gesetzen unterscheidet der Entwurf in Betreff der Dauer
des Gerichtsstandes der Erbschaft zwischen den Klagen der Erben und Vermächtniß-
uehmer einerseits und zwischen den Klagen der Nachlaßgläubiger gegen den Erblasser
und die Erben als solche andererseits. Für erstere gilt der Gerichtsstand der Erb¬
schaft ohne Beschränkung. In diesen Fällen ist das Gericht, vor welchem der Erblasser
seinen letzten allgemeinen Gerichtsstand hatte, recht eigentlich zum Erbschaftsgerichte
berufen. Das Recht desselben ist für die Rechte der Erben und Legatare allgemein
maßgebend, insoweit es sich nicht um die Succession in Güter handelt, welche von
der Üniversalsuccession ausgeschlossen sind (Lehen, Htammgüter, Familienfideikommisse,
Bauergüter) > vgl, Stobbe, Handbuch des deutschen Priuatrechts I S. 214 ff. Gegen- > ^>. 60.
über den Nachlaßgläubigern erscheint das Erbschaftsgericht nicht in gleicher Art als
das naturgemäß kompetente Gericht. Vielmehr ist seine Zuständigkeit nur auf eine
gewisse Zeit im Interesse der Rechtsuerfolgung der Gläubiger erstreckt, so lange
hierfür erhebliche Gründe vorliegen (hannov. Prot, II S. 454—463, 489—499),
Als solche sind anerkannt:

u) der Aufenthalt des Nachlasses im Bezirke des Nachlatzgerichts. Der
Gerichtsstand dient zum Schutze der inländischen Nachlaßgläubiger gegen
ausländische Erben eines inländischen Erblassers,

b) das Vorhandensein mehrerer Erben bis zur erfolgten Theilung. Es würde
die Rechtsverfolgung der Gläubiger unbillig erschweren, wenn sie auch
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in diesem Falle vorab die Bestellung eines gemeinsamen Gerichtsstandes
für die Erben besonders beantragen müßten.

Nach der Entfernung, beziehungsweise Verkeilung des Nachlasses haben die
Gläubiger, insoweit für den Anspruch nicht das Erbschaftsgericht aus anderen Grün¬
den zuständig ist, dem Gerichtsstande der Erben in gleicher Weise zu folgen, wie
demjenigen des Erblassers bei verändertem Domizile.

Unter den Ansprüchen an die Erben als solche sind Ansprüche zu verstehen,
welche nach dem Tode des Erblassers an die ungetheilte Erbschaftsmassc, z, B. durch
Verträge der Erben als solcher begründet werden (Verhandlungen der nürnberger
Kommission S. 61).

Die im nordd. Entw. Z 60 Abs. 8 vorbehaltene abweichende Bestimmung der
Landesgesetze — preuß. A. L. R. Thl. I Tit. 17 8 132 — über die Fortdauer des
Gerichtsstandes der Erbschaft zu Gunsten der Nachlaßgläubiger, wenn die Theilung
des Nachlasses ohne Benachrichtigung derselben geschieht, erscheint nicht von genügender
Bedeutung, um gegen das Interesse der Rechtseinheit aufrecht erhalten zu werden.

Die" Bestimmungen des hannou. Entw. 8 19 Abs. 4 und Württemberg Art. 48
Abs. 3, welche den ausschließlichen Gerichtsstand der belegenen Sache gegenüber dem¬
jenigen der Erbschaft rcserviren, sind schon bei Berathung des norddeutschen Entwurfs
— Protok, 1 S. 52 — absichtlich Übergängen. Ohne Gefahr der Zersplitterung des
Theilungsuerfahrens lassen sich die unbeweglichen Sachen, welche der Universalsuccessillü
unterliegen, der Verfügung des Erbschaftsgerichts nicht entziehen.

Nach

Z 29 (K. V. S 29, G.,H 29)
welcher das lorum oontrlietuz bestimmt, ist als solches das Gericht des Orts Zuständig,
wo der Vertrag von dem Beklagten zu erfüllen ist. Im Gegensatz zur gemeinrecht¬
lichen Praxis — Wetzell, System des ordentlichen Cwilprozesses Nil, II. S. 455—
456 — und zum preußischen Rechte — A. G, O I. 2 88 142 ff. — verlangt der
Entwurf nicht mehr, daß der Benagte in dem Bezirke dieses Gerichts anzutreffen fei
oder dort Vermögen besitze. Unter Beseitigung dieser Beschränkungen ist im Interesse
des Verkehrs der Gerichtsstand des Vertrags möglichst frei gestaltet und im Anschlüsse
an den nürnberger Entw. Z 6, preuß. Entw. 8 19, hannov. Entw. 8 20, nordd.
Entw. 8 61, Württemberg Art. 42 der Ort der Vertragserfüllung als maßgebend
anerkannt. Die Prozeßordnung von Hannover 8 10 bestimmt alternativ und die
von Oldenburg Art. 16 subsidiär den Ort des Vertragsabschlusses. Die neuere
Doktrin geht aber davon aus, daß es keinen Fall gebe, in welchem die aushülfs-

S. 61. weise Er >wähnung des Vertragsorts an Stelle des Erfüllungsorts nöthig wäre,
daß vielmehr für jeden Fall ein Erfüllungsort bestimmt sei. Der hannov. Entw,,
Württemberg und Baden Z 31 bezeichnen den Erfüllungsort noch näher als den Ort,
„an welchem der Betrag von dem Beklagten nach ausdrücklicher oder stillschweigender
Uebereinkunft der Parteien, nach der Natur der Sache oder nach gesetzlicher
Bestimmung zu erfüllen ist," Eine solche Spezialisirung erschien unnöthig. Der
§ 29 des Entwurfs lautet so generell, daß in denselben alle Momente fallen, durch
welche der Erfüllungsort sirirt werden kann. Die von der bayerischen Prozeß¬
ordnung Art. 23 getroffene Beschränkung des torum «ontriletii« auf die Fälle, m
denen die Erfüllung eines Vertrags nur an einem bestimmten Orte möglich oder der
Ort derselben in dem Vertrage ausdrücklich bezeichnet ist, konnte schon deswegen
nicht adoptirt werden, weil sie mit den Bestimmungen des Handelsgesetzbuchs Art.
324, 325, 342 in Widerspruch steht.

Die in diesem Forum zulässigen Klagen sind die Klagen auf Erfüllung sowie
Aufhebung des Vertrages und die Klagen auf Entschädigung wegen Nichterfüllung
oder nicht gehöriger Erfülluug. Die vorhin allegirten neueren Legislationen bestimmen
in gleicher Weise die Kompetenz dieses Gerichtsstandes. Ferner liegt es in der
Konsequenz der Rechtsentwickelung, wenn der Entwurf auch oie Präjudizialklage auf
Feststellung des Bestehens oder Nichtbestehens eines Vertrags (8 223) in diesem
Gerichtsstande zuläßt. Die Zuständigkeit für die Vertragsaufhebungsklagen mußte
besonders mit Rücksicht auf Art. 1184 des Oaäs «vil und den gleichen Satz des
badischen Landrechts erfolgen, welche in der Praxis dahin angewendet werden, daß
auf Entschädigung nicht ohne gleichzeitige Klage auf Aufhebung des Vertrags geklagt
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weiden kann. Die Gründe für die Aufhebung des Vertrags stehen oft in engster
Verbindung mit der durch den Vertrüg begründeten Obligation. Auch erscheint diese
Ausdehnung des im-um euntractu« gegenüber den im Auslande wohnenden Personen
zur Ausgleichung der in 88 13, 18 angenommenen Grundsätze geboten.

Das französische Recht kennt den Gerichtsstand des Erfüllungsorts nur für
Handelssachen, Ooäe Äe pro«, ari. 4Ü0. (^rre et Olilmveau ^äolpbe I,oi8 äe ia
vwcsäurL civile 4 Vä. I. xaz. 303, cj04. III. paZ. 516. Einen beschrankten Ersatz
bietet für NichtHandelssachen der Gerichtsstand des clomieile elu(Oucls eivil lu-t. 111.
(!oc>L cle pruo. art. 59) — das lorum i,rußaratum des französischenRechts (Zachariä
Handbuch des franzosischen Civilrechts 5. Aufl. eä. Anschütz I. S. 340 Note 1 -
hannov. Prot. II. S. 476, 477). Daß das Bedürfniß dadurch nicht befriedigt wird,
beweist, daß die Aufnahme des toruin ountraew« in den auf französischem Rechte
beruhenden Lackiee cki preeeäur^ eivile liel re^nu cl'Italia urt. 91 erfolgt und von
dem belgischen Entwurf in Vorschlag gebracht ist.

Für Klagen aus wechselmüßigen Verpflichtungen ist der Gerichtsstand besonders
geregelt (Z 542).

Die innerhalb der norddeutschen Prozeßkommission angezweifelte Bedürfnißfrage
für einen besonderen Gerichtsstand in Meß- und Marktsachen haben von den um
Auskunft ersuchten Bundesstaaten Mecklenburg-Schwerin, Braunschweig und Sachsen-
Weimar verneint. Preußen findet die Kreirung dieses von dem Handelsstanoe zu
Berlin und Frankfurt a. O. begehrten Gerichtsstandes für nicht bedenklich, während
ihn das Künigreill! Sachsen sogar für nöthig erklärt, um eine richtige Würdigung
der Usancen des Meßortes und die nothwendige > Beschleunigung des Verfahrens in
Meß- und Marktsachen sicher zu stellen. Folge dieser Enquete war der Z 62 des
nordd. Entw., welcher als

8 30 (K. V, 8 30, G. 8 30)
aufrecht erhalten ist. Den Begriff der Meß- und Marktsachen präcisirt der Aus¬
schluß deraufden in das Gebiet desKleinvcrkehrs fallenden Jahr- und Wochenmärkten ge¬
schlossenen Handelsgeschäfte, während sich die Bedeutung des Ausdrucks „Handels¬
geschäfte" aus den Bestimmungen des Handelsgesetzbuchs Art. 271 ff. ergiebt (verql.
nordd. Protot. S. 1240, 2284 ff.). Die Nothwendigkeit der Beschleunigung des
Verfahrens hat in den Vorschriften der 88 226 und 440 über die Einlassungsfrist
und des Gerichtsverfassungsgesetzes Z 165 über die Feriensachcn Ausdruck gefunden.

Der Gerichtsstand der VermügenLverwaltung bezieht sich, wie übereinstimmend
mit Z 63 des nordd. Entw. zur Vermeidung einer unrichtigen Ausleguug ausdrück¬
lich in

8 31 (K. V. 8 31, G. 8 31)
gesagt wird, nur auf die uetio äireet«. des Geschäftsherrn und die aetiu eoulraria
des Verwalters, Trotz des abweichenden und ganz allgemein gehaltenen Ausdrucks
„Klagen aus der geführten Verwaltung" stehen auch § 7 des nürnberger Entwurfs
— Protokolle S. 49 —, 8 21 des hannov. Entwurfs (Protokolle S. 478), § 20 des
ureuß. Entwurfs (Motive S. 18), ferner die Prozeßgesetze von Hannover 8 11,
Baden 8 33, Württemberg Art. 42, Bayern Art. 27 auf dem gleichen Standpunkte.
Für die Klagen dritter Personen aus der geführten Verwaltung ist dieser besondere
Gerichtsstand neben demjenigen des Vertrags kein Bedürfniß.

Die Vorschrift (nordd! Entw. § 63, nürnb. Entw. 8 ? Abs. 2), daß der Ort,
an welchem die die Verwaltung leitende oder beaufsichtigende obrigkeitliche Behörde
ihren Sitz hat, als Ort der geführten Verwaltung gelten soll, ist nicht aufgenommen
worden, weil eine solche Bestimmung entbehrlich erscheint und zu Intonvenienzen,
sowie zu einer unbilligen Belästigung des Klägers führen kann.

8 32 (K. V. 8 39, G. 8 32)
Das torum üelieti entspricht den meisten Gesetzgebungen (z. B. Hannover 8 12,

Baden 8 34, Württemberg Art. 4-1, Bayern Art, 29). Der Begriff „unerlaubte
Handlungen" umfaßt sowohl die strafbaren Handlungen als auch die Fälle der
civilrechtiichen Verschuldung, insbesonoere die Fälle, in denen die gemeinrechtliche
»ei!« lezi« iuiuiliae begründet ist. Das im preußischen Rechte rezipirte besondere
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torum für Klagen aus außerehelicher Schwängerung — Z 11 Ges. vom 24. April
1854, preuß. Entwurf § 28 — ist nicht übernommen; die Frage des Gerichtsstandes
wird durch die civilrechtliche Beurtheilung dieses Klagegrunoes entschieden.

Der

8 33 (K. V. § 33, G. 8 33)
bestimmt den Gerichtsstand der Widerklage. Die unbedingte Zulassigkeit der Erhebung
einer Widerklage im Gerichtsstande der Klage mochte in früherer Zeit mit Rücksicht
auf die größeren Schwierigkeiten der Rechtsuerfolgung und die Hemmnisse, welche der
Gewährung der Rechtshülfe entgegenstanden, für Deutschland gerechtfertigt sein.
Gegenwärtig sind diese Momente bei der eingetretenen völligen Umgestaltung der

S. 63. Verhältnisse nicht mehr von Bedeutung. Bei einem > Verfahren, welches auf dem
Grundsatze der Mündlichkeit beruht, ist es außerdem nicht angemessen, die Geltend-
machung verschiedener mcht zusammenhangender Ansprüche im Wege der Klage und
Widerklage zu begünstigen, indem eine solche Verbindung nur zu leicht eine bedenkliche
Verwirrung des Verfahrens herbeiführen kann. Es erscheint daher gerechtfertigt,
daß der Entwurf die Zulassigkeit der Widerklage von der Konnexität derselben mit
der Klage abhängig macht. Andererseits konnte aber der Entwurf — wie dies in
dem nürnberger Entwurf 8 14 und dem preuß, Entwurf 8 30 geschehen — die
Widerklage nicht auf diesen Fall beschränken, er mußte dieselbe vielmehr — in
Anschluß an den hannov. Entw. 8 25 und an die württcmbergische Prozeßordnung
Art. 49 — auch gestatten, wenn die Widerklage auf einen Gegenanspruch gegründet
wird, welcher im Wege der Einrede geltend gemacht werden kann. Denn da dem
Beklagten die Befugniß nicht entzogen werden darf, die Verhandlung und Entscheidung
von Gegenansprüchen in dem anhangigen Prozesse durch eine Einrede herbeizuführen,
so fordert die Rücksicht auf die Vermeidung der Vervielfältigung und Zersplitterung
der Prozesse, diese Verhandlung und Entscheidung soweit auszunutzen, daß über den
Gegenanspruch seinem ganzen Umfange nach rechtskräftig (8 283 Abs. 1) entschieden
wird. Eine Erweiterung hat das torum rsc-onventiomz noch durch die Zulassung der
Piäsudizilll-Inzidentklage (§ 243) erfahren, eine Erweiterung, welche durch "eine
angemessene Regelung der Lehre von der Rechtskraft der Urtheile geboten war, und
bei den 88 243 und 283 zu rechtfertigen ist.

Den einzigen Fall des Gerichtsstandes des materiellen Zusammenhanges giebt
in diesem Titel der

8 34 (K. V. 8 34, G. § 34)
für die Klagen der Prozeßbevollmächtigten, Beistände, Zustellungsbevollmächtigten
und Gerichtsvollzieher wegen Gebühren und Auslagen an dem Gerichte des Haupt¬
prozesses, unter welchem das Gericht erster Instanz verstanden wird, so daß bei diesem
auch die Gebühren und ProzeßcmZlagen aus dem Verfahren der höheren Instanzen
einzuklagen sind. Nach dem rheinischen Rechte war letzteres streitig. Dieser Gerichts¬
stand entspricht der preuß, Praxis (8 8 Instr. vom 24. Juli 1833) und ist im ß 1«
nürnb. Entw., Z 32 preuß. Entw., § 88 sachs. Entw. und Bayern Art. 28 — auch
für Ansprüche gegen Advokaten :c, wegen zuviel erhaltenen Vorschusses — vorgesehen.
Im § 34 sind neu hinzugetreten die unter dem gleichen Gesichtspunkte zu beurtheilenden
Klagen der Zustellungsbevollmächtigten. Aus der allgemeinen Fassung des 8 34
folgt ohne Weiteres, daß solche Ansprüche auch vor dem Handelsgericht eingeklagt
werden können, soweit sie im handelsgerichtlichen Prozesse entstanden sind. Dieser
Gerichtsstand erleichtert es den Anwälten, die Vertretung ausländischer Prozeßparteien
ohne vorherige Einforderung eines Gebührenvorschusses zu übernehmen. Auch erübrigt
die Zulassung dieses Gerichtsstandes die vorherige gerichtliche Festsetzung der einzu¬
klagenden Gebühren und Auslagen, welche schwer zu vermeiden wäre, wenn die
Klage vor anderen Gerichten erhoben werden müßte.

Die Prozeßordnungen von Hannover 8 13, Bayern Art. 33 Abs. 3, Oldenburg
Art. 21 und Baden 8 45 generalisiren das Forum der Konnexität und erklären das
Gericht der Hauptsache ohne Unterscheidung für die im Laufe des Hauptprozesses
hervortretenden Nebensachen für zuständig. Der vorliegende Entwurf vermeidet eine
solche allgemeine Bestimmung, erkennt jedoch den Gerichtsstand des Zusammenhanges

S. 64. m einzelnen Anwendungen an, z.B. für >die Hauptinteruention §8 61, 639, für das
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Verfahren gegen einen Rechtsanwalt, welcher eine vorgelegte Urkunde zurückhält —
8 122 — und gegen den ungehorsamen Zeugen — Z 340 —, für die Wiederauf¬
nahme des Verfahrens Z 523, für die Präjüdizial-Inzidentklage Z 243.

Die

88 36, 37 (K. V. 88 36, 37. G. 8§ 36, 37)
bezeichnen die Fälle, in denen die Bestimmung des zuständigen Gerichts (vergl.
(was <!s zn-nc titrs 19: „äes rs^lLMLn« äs iu^s^) durch das im Instanzenzuge
zunächst höhere Gericht erfolgt, und regeln das Verfahren, welches in diesen Fällen
einzuschlagenist, in möglichst einfacher, zweckentsprechenderWeise. Nach dem preuß.
Rechte A. G. O. I. 2 §Z 131 ff., preuß. Entw. W 39 ff. findet hier ein sogen, außer¬
ordentlicher Gerichtsstand statt.

Die Fälle der rechtlichen Behinderung des an sich zuständigen Gerichts —
8 36 Nr. 1 — faßt der Z 41 zusammen. Thatsächlich ist das Gericht an der
Ausübung des Richteramts verhindert z. B. in dem Falle des Z 214.

Die Nr. 2 des L 36 ist entgegen dem vreuß. Entw. Z 39 Nr. 4 und dem
nordd. Entw. Z 69 Nr. 2 nicht auf den Fall beschränkt, daß in Folge eines
Streites über die örtlichen Grenzen verschiedener Gerichte es ungewiß
ist, welches Gericht für den Rechtsstreit zuständig sei, sondern läßt den ß 36 allgemein
eintreten, sobald die Zuständigkeit des Gerichts mit Rücksicht auf die Grenzen
verschiedener Gerichte zweifelhaft ist. Es fallen mithin unter die Nr. 2 alle
Fälle, in denen das Gericht mit Rücksicht auf Umstände, die zu den Grenzen in
Beziehung stehen, zweifelhaft wird, z. V., wenn die Grenze das Wohnhaus eines im
Gerichtsstände des Wohnsitzes zu belangenden Beklagten durchschneidet, wenn die
Verwaltung einer Gemeinde (§ 19) sowohl vom Gemeindehause aus, als aus der
Wohnung des Bürgermeisters geführt wird und beide Grundstücke in verschiedenen
Gerichtshezirken liegen. Durch die Fassung der Nr. 2 wird auch der Fall gedeckt,
wenn eine unerlaubte Handlung (Z 32) sich aus mehreren in verschiedenen Gerichts-
bezirten begangenen Handlungen zusammensetzt.

In den Fällen der Nr. 3 und 4 gewähren Hannover LZ 5, 8, Baden §S 22
ff. 28., Württemberg Art. 39, 45, Bayern Art. 21, hannov. Entw. tzß 14, 17 den:
Kläger das Wahlrecht unter den mehreren konkurrirenden Gerichten. Gegen die
Einräumung des Wahlrechts spricht durchgreifend, daß dasselbe durch die einseitige
Begünstigung des Klägers den Beklagten m eine zu nachtheilige Lage bringt, auch
keine Gewähr dafür bietet, daß dasjenige Gericht mit der Sache befaßt wird, welches
nach den Umständen des Falls als das am besten geeignete erscheint. Auch würde
das Wahlrecht des Klägers bei der Verschiedenheit der deutschen Civilrechte Unzu¬
träglichkeiten veranlassen und bei Kollusionen des Klägers mit einzelnen Beklagten
den übrigen zum Schaden gereichen können (vergl. nordd, Prot. I. S. 66). Mit dem
Entwurf entscheiden gegen" das Wahlrecht das preußische und französische Recht,
Oldenburg Art. 29, 30, Braunschweig W 39, 40, Hannover H 18, vreuß. Entw.
ß 39, nordd. Entw. Z 69.

Das Zusammentreffen mehrerer Gerichte der belegenen Sache — Nr. 4 ent¬
scheidet Baden Z 27 dahin, daß es den Rechtsstreit vor dasjenige Gericht verweist,
in dessen Bezirke nach Maßgabe des Steueranschlags sich der grüßte Theil des
Streitgegenstandes befindet. Diese Lösung erfordert aber durch die >vom Kläger I S. 65.
zunächst einzuholenden Auszüge des Katasters eben so viel Zeit, als das Verfahren
des Entwurfs und macht den Aufwand von Kosten nothig. Der badischcn Bestimmung
steht ferner entgegen, daß manche Kataster die Grund- und Gebäudesteuer kombinirt
angeben, daß die Höhe dieser Abgaben im Laufe der Zeit wechselt und daß jedenfalls
der Rechtszustand bei der Verschiedenheit der deutschen Grundsteuergesetze kein ein¬
heitlicher sein könnte.

Der Z 36 kann selbstverständlich in einem anhängigen Prozesse unter Umständen
erst in höherer Instanz eintreten. Der nordd. Entw. Z 72, preuß. Entw. Z 42 be¬
merken dies ausdrücklich.

Das zuständige Gericht wird bestimmt:
a) im Falle des ß 36 Nr. 1 von dem im Instanzenzuge zunächst höheren

Gerichte,
d) in den übrigen Fällen des ß 36 von demjenigen im Instanzenzuge
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Zunächst höheren Gerichte, zu dessen Bezirke die verschiedenen Gerichte
gehören.

Hieraus folgt: gehören die Gerichte den Bezirken verschiedener Oberlandes-
gerichte an, so erfolgt die Bestimmung durch das Reichsgericht. Eine Ausnahme
enthalt das Einführungsgcsetz zur Civilprozeßordnung § 6. Sind in einem Bundes-
staate mehrere Oberlandesgerichte errichtet und ist in diesen: Bundesstaate auf Grund
der Bestimmung des Einführungsgesetzes zum Gerichtsuerfaffungsgefetze § 7 fi^
bürgerliche Rechtsstreitigkeiten ein oberstes Landesgericht eingesetzt, so trifft das letzten
Bestimmung über den zuständigen Richter, wenn die betreffenden Gerichte innerhalb
der Bezirke verschiedener dem Bundesstaate ungehöriger Oberlandesgerichte ihren
Sitz haben. Dagegen tritt die Regel, also die Kompetenz des Reichsgerichts wieder
ein, falls es sich um die Zuständigkeit der Gerichte verschiedener Bundesstaaten
handelt, weil in diesem Falle das Reichsgericht für alle in Betracht kommenden
Gerichte die gemeinsame Spitze bildet.

Gegen die in dem § 37 geordneten Verfahren ergangene Entscheidung schließen
gleich dem Entwurf auch Hannover 8 18 Abs. 3, Bayern Art. 35 Abs. 5, hanneu,
Entw. § 26 Abs. 4 ausdrücklich die Beschwerde aus.

Witter Met.
Vereinbarung üver die Zuständigkeit der Gerichte.

HZ 38—40. (K. V. 88 38^40, G. 88 38—4«,)
Im Einklänge mit der Tendenz der neueren deutschen Prozeßgesetze und Ent¬

würfe (Hannover H 19, Oldenburg Art. 27, Baden 88 46 ff., Württemberg Art.
59—64, Bayern Art. 38, 39, preuß. Entw. 88 34 bis 38, hannov. Entw. 88 27, 28,
nordd. Entw. HZ 76—78) gewahren die Vorschriften des dritten Titels der pi-oi-OMtw
fm-i einen weiten Spielraum.

Das prorogirte Gericht hat kein Recht des Widerspruchs gegen die Prorogation,
Ein solches Widerspruchsrecht, welches das gemeine Prozeßrecht, die badische Prozeß¬
ordnung 8 46 und der sächs. Entw. 8 71' einräumen, entbehrt der ausreichenden
Begründung.

Ganz abgesehen davon — bemerken die Motive zur hannoverschen Prozeß¬
ordnung (Leonhardt, die bürgerliche Prozeßordnung 4. Aufl. S. 31) —, daß es nicht

S. 66. passend sein dürfte, wenn die richterlicheThätigkeit nicht durch > feste Regeln bestimmt
ist, vielmehr nach Willkür geübt weiden darf, scheine es dem bei Anordnung der
Rechtspflege in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten vorherrschenden Gesichtspunkte auf
das Interesse der Parteien, die Erleichterung und Beförderung der Rechtspflege zu
entsprechen, wenn dem übereinstimmenden Willen der Parteien auch in Betreff der
Bestimmung der Gerichtszuständigkeit Berücksichtigung geschenkt werde. Der hier¬
gegen zu erhebende Einwurf, daß unter solchen Umständen die Ueberhäufung einzelner
Gerichte zu befürchten, dürfte rein theoretischer Natur sein. Das Interesse der
Parteien führe sie der Regel nach vor den an sich zuständigen Richter, eben weil
das Gesetz bei der Ordnung der Gerichtsstände durch lokale Verhältnisse und das
Interesse der rechtsuchenden "Parteien geleitet werde. Hiervon aber ganz abgesehen,
sei zu erwägen, daß nur der übereinstimmende Wille der Parteien entscheide, und
der Erfahrungssatz zu beachten, daß die Parteien der Regel nach sich mit Mißtrauen
begegnen und in dem gegenseitigen Anerbieten Gefahr für sich erblicken, daß selbst
die Sachführer derartige Gesinnungen, auch wenn sie dieselben nicht theilen, nicht
unberücksichtigt lassen dürften.

Tue Praxis hat die obige Bemerkung, daß der fragliche Einwurf rein theore¬
tischer Natur sei, als richtig bestatisst. Sowohl in den RheinvrouinZen, als auch in
der Provinz Hannover ist von der Prorogation namentlich in der Richtung, daß zur
Kompetenz der Kullegialgerichte gehörige Sachen an die Einzelrichter gebracht sind,
zwar in erheblichem Maße Gebrauch gemacht; allein die befürchtete Ucberlastunss
einzelner Gerichte ist dadurch nicht hervorgetreten (hannov. Prot. II, S. 557).

Eine Ausnahme ist in 8 3U Abs. 2 für die Handelsgerichte zugelassen, indem
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diese zwar befugt, aber nicht verpflichtet find, gegenüber einer Prorogation ihre
Unzuständigkeit auszusprechen. Die Organisation und die auf bestimmte Rechts-
stieitigkeitenbeschränkte Kompetenz der Handelsgerichte läßt es gerechtfertigt erscheinen,
haß sie in einem einzelnen Falle eine gesetzlich nicht zu ihrer Zuständigkeit gehörende
Ztreitsache ungeachtet des übereinstimmenden Willens der Parteien, dieselbe uor dem
Handelsgerichte zu verhandeln, von sich abweisen dürfen. Im Interesse der Parteien
ist aber eine solche Abweisung nur so lange für statthaft erklärt, als mcht eine
mündliche Verhandlung zur Hauptsache erfolgt und auf dieselbe ein Beschluß verkündet
ist. Die Verhandlung und Entscheidung von prozeßhindernden Einreden beseitigt die
Vefugniß zur Abweisung noch nicht, da das Handelsgericht vielfach erst durch die
Verhandlung zur Hauptsache in die Lage versetzt werden wird, mit Sicherheit beurtheilen
in können, ob die Sache zu seiner Kompetenz gehört oder nicht. Ebensowenig genügt
ein Vertagungsbeschluß, um dem Handelsgerichte die Befugniß zur Abweisung zu
entziehen,denn nur aus einem auf die Verhandlung zur Hauptsache selbst erlassenen
Beschlusse läßt sich entnehmen, daß das Handelsgericht die Sache angenommen und
auf sein Widerspruchsrecht Verzicht geleistet habe.

Der § 40 setzt der Prorogation bestimmte Schranken: er verhindert, daß die
vom Gesetze aus besonderen Rücksichten im Interesse der öffentlichenOrdnung getroffenen
Kompetenzbestimmungengeändert werden. Die Prorogation ist deshalb unzulässig, wenn
der Rechtsstreit andere als vermügensrechtliche Klagen — z. B. Ehe- und Statussachen —

, betrifft, sowie ferner, wenn für die Klage ein ausschließlicher Gerichtsstand begründet ist
— z. B., wenn es sich um Ansprüche handelt, welche nur im dinglichen Gerichtsstande >gel- l S. 67.
tcnd gemacht werden tonnen. Auch ist, um einer willkürlichen Aufhebung des allgemeinen
Gerichtsstandes vorzubeugen, der Prorogation nur dannrechtlicheWirkungbeigelegt, wenn
sie sich auf ein bestimmtes Rechtsverhältniß und die daraus entspringenden Rechts
streitigkeitenbezieht. Dagegen greift der obige Gesichtspunkt rücksichtlich der sonstigen
Vorschriften über die sachliche Zuständigkeit der Gerichte, insbesondere nach Summen
nicht m dem Maße Platz, daß sich der Gesetzgeber genöthigt sehen müßte, dieselben
von der Prorogation auszunehmen. Es wäre dies um so weniger angemessen, als
gerade hier in der Erweiterung der Priuatwillkür ein bedeutendes Mittel gegeben
ist, um die Nachtheile und Schwierigkeiten zu heben, welche mit der Abgrenzung
der Zuständigkeit verknüpft sind. Denn mag auch der Gesetzgeber bei dieser Abgren¬
zung noch so sehr die Interessen der Parteien in Betracht ziehen, so bleibt doch eine
ssewisse Willkür unvermeidlich, so daß im Einzelnen zahlreiche Fälle vorkommen kön¬
nen, in denen die Abgrenzung keineswegs dem Interesse der Parteien entspricht.
Insoweit z, B. die Zuständigkeit der Gerichte von dem Werthe des Streitgegenstandes
abhängt, liegt kein genügender Grund vor, die Parteien zu hindern, die Summe von
ION Thalern nicht übersteigende, aber schwierige Sachen vor dem Landgerichte zu
uerhanoeln und sich auf diesem Wege für die Rechtsmittelinstanzen den Zutritt zu
den höheren Gerichten (Oberlandesgericht, Reichsgericht) zu eröffnen, oder umgekehrt
die amtsgerichtliche Kompetenz übersteigende, aber einfache Sachen in dem weniger
kostspieligen, dem Anwaltszwangs nicht unterworfenen. Mit dem Vortheile der sofortigen
Vullstreckbarkeit des Urtheils ausgestatteten amtsgerichtlichen Verfahren zur Erledigung
zu bringen. Der Ausschluß der Prorogation in'derartigen Fällen würde das Gericht
verpflichten, in jedem einzelnen Falle den Werth des Streitgegenstandes zu prüfen
und festzustellen. Damit würde die Veranlassung zu zahlreichen Kompetenzstreitigkeiten
ssegeben fein. Besonders würden die Inkonvenienzen beim Ausschlüsse der Prorogation
in den S§ 447, 448 behandelten Fällen hervortreten, Ware z. B, das Amtsgericht in
diesen Fällen stets genöthigt, seine Kompetenz zu untersuchen, fo würde jede Partei
ein Mittel in die Hand bekommen, durch Erhebung eines die amtsgerichtliche Kom¬
petenz überschreitenden Anspruchs den durchverhandelten Prozeß auf seinen Anfang
zurückzuwerfen. Der Entwurf hat daher, wie die allgemein gehaltene Fassung des
8 38 Abs. 1 ergiebt, kein Bedenken getragen, zu gestatten, daß nicht nur ein örtlich
unzuständiges Gericht durch Vereinbarung zuständig wird, sondern daß auch durch
Vereinbarung amtsgerichtliche Sachen vor die Landgerichte und landgerichtliche Sachen
vor die Amtsgerichte, sowie handelsgerichtliche Sachen vor die Amts- und Landgerichte,
und amts- und landgerichtliche Sachen uor die Handelsgerichte gebracht werden können.
Auch hat der Entwurf keinen Anlaß, mit der bayerischen Prozeßordnung Art. 39
Abs. 2 zur Erweiterung der Zuständigkeit eines Amtsgerichts zu fordern/ daß die

Materialienz„r Cwllpr°,tßordmma,, II
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Parteien sich hierüber ausdrücklich zu Protokoll erklären, nachdem der Richter sie über
seine Unzuständigkeit belehrt hat, da der Entwurf derartige Rechtsbelehrungen — von
dem Falle des 8 585 abgesehen — prinzipiell vermeidet, im Uebrigen aber den
Interessen rechtsungelehrter Parteien durch die Vorschrift des § 445 bereits aus¬
reichend Rechnung trägt.

Die Proroglltion auf ein Gericht höherer Instanz mit der preuß. A. G. O. I. iz
Anh. 8 100 zum 8 20 und mit der badischen Prozeßordn. § 47 zuzulassen, fordert kein
überwiegendes Bedürfniß.

S. 68. ! Eine Bestimmung über das üoinioilL slu war nicht erforderlich, da die Vor¬
schriften des französischen Rechts über die Wahl eines Wohnsitzes pour l'ßXLcntion
ä'un llets in die umfassenderen Bestimmungen des Z 38 aufgehen, insbesondere diese
Bestimmungen auch der Vereinbarung — was der preußische Entw. Z 38 noch aus¬
drücklich ausgesprochen hat — nicht entgegenstehen, daß der prorogirte Gerichtsstand
ein ausschließlicher sein solle (nordd. Prot. I. S. 72).

Daß die vroroß-Mo toi-i auch für Nebenintervenienten und Litisdenunziaten
bindend ist, kann einem Zweifel nicht unterliegen. Diese Personen sind Nebenper¬
sonen im Prozesse; ein Recht auf Verhandlung der Sache vor einem bestimmten
Gerichte steht ihnen nicht zu.

Die Vereinbarung der Parteien, durch welche ein an sich zuständiges Gericht die
Zuständigkeit erlangt, kann nach 8 38 eine ausdrückliche oder stillschweigendesein. In
8 39 wird ein besonderer Fall der stillschweigendenVereinbarung hervorgehoben, welche
auch in anderen Prozeßgesetzen und Prozeßgesetzentwürfen (Hannover 8 19, Baden
§ 49, Württemberg Art. 59, Banern Art. 39, preuß. Entw. §36, hcmnov. Entw. §27,
nordd. Entw. ß 76) eine spezielle Berücksichtigung gefunden hat. Wenn der Beklagte,
ohne die Unzuständigkeit geltend zu machen, vor einem unzuständigen Gerichte 'zur
Hauptsache mündlich verhandelt, so ist die Annahme gerechtfertigt, daß er sich diesen,
Gerichte freiwillig unterwerfe. Dagegen bestimmt der Entwurf nicht, daß eine still¬
schweigende Vereinbarung auch dann anzunehmen sei, wenn der Beklagte in dem
Termine zur mündlichen Verhandlung nicht erscheint (HZ 286, 288), denn aus der
Thatsache des Nichterscheinens ist eine Unterwerfung unter das an sich unzuständige
Gericht nicht zu folgern; der nicht erschieneneBeklagte darf erwarten, daß das unzu¬
ständige Gericht die Unzuständigkeit von Amtswegen aussprechen werde. Er thut die«
jedoch auf seine Gefahr; hat das Gericht, seiner Unzuständigkeit ungeachtet, gegen ihn
in eouwmaoimn erkannt, so muß er rechtzeitig den Einspruch — (beziehungsweise die
Berufung Z 454) — einlegen und die Aufhebung des Urtheils wegen Mangels dn
Zuständigkeit beantragen, widrigenfalls das Urtheil, obgleich von einem an sich unzu¬
ständigen Gerichte erlassen, in Rechtskraft übergeht (Motive zum preuß. Entw. S. 21),
Eine ausdrückliche Bestimmung in dieser Richtung erschien nicht erforderlich, obschon
der nürnb. Entw. § 20, der preuß. Entw. 8 36 und die baner. Prozeßordn. Art, 38
eine solche enthalten.

Ausschließung und Ablehnung der Gerichtsversonen.
88 41—49. (K. V. W 41—49, G. U 41—49.)

Die Vorschriften des vierten Titels über die Ausschließung und Ablehnung der
Gerichtspcrsonen schließen sich auf das engste den Bestimmungen der neueren Prozeß-
gesetzt und Entwürfe (Ooäs Äe proe. Art. 44—47, 378—396, Hannover 88 21—2?,
Braunschweig 88 46—56, Oldenburg Art. 33—43, Baden 88 66—91, Württemberg
Art. 67—78, Bayern Art. 40—53, preuß. Entw. 88 64—80, hannov. Entw. 88 32-41,
nordd. Entw. 88 22—35) an, reproduziren im Wesentlichen die bewährten Grundsätze
des bestehenden Rechts und erfordern daher nur in Betreff einzelner Punkte eine
nähere Begründung.

S. 69. Wie das bestehende Recht, so unterscheidet auch der Entwurf zwischen I Gründen,
welche dem Richter die Befugniß entziehen, in einem Prozesse sem Amt auszuüben,
und solchen Gründen, welche den Parteien das Recht geben, einen Richter zu relusnen,s
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Die Gründe der ersten Kategorie sind der Art, daß schon die Rücksicht auf das
Ansehen der Justiz die Ausschließung des Richters erheischt: „der Richterist in diesen
Mallen von der Ausübung des Richteramts kraft Gesetzes ausgeschlossen (Z 41).")
Die Ausschließung erfolgt ohne Rücksicht darauf, ob eine der Parteien den Richter
abgelehnt hat oder nicht'(ß 42), die Ablehnung wegen Ausschließung kraft Gesetzes
ist daher an kein bestimmtes Stadium des Prozesses gebunden (2,1-3. 88 43, 44 Abs. 3),
und em Urtheil, bei welchem ein kraft Gesetzes von der Ausübung des Richteramtes
ausgeschlossener Richter mitgewirkt hat, unterliegt der Anfechtung durch Rechtsmittel
(ß 489 Nr. 2), und durch'die Nichtigkeitsklage' (8 518 Nr. 1). Völlig abweichend
ist das Verhältniß der Gründe der letzteren Kategorie: sie geben den Parteien nur
das Recht, den Richter „wegen Besorgnis; der Befangenheit abzulehnen" — ohne
indessen dem Richter die Befugniß zu nehmen, von Amtswegen sein Ausscheiden
veranlassen zu können (§8 42, 48), sie sind dem Verzichte der Parteien unterworfen,
ihre Geltendmachung ist deshalb auf ein bestimmtes Stadium des Prozesses beschrankt
^ßß 43, 44 Abs. 3)^ auch kann ihretwegen ein Urtheil nur angefochten werden, wenn
ein erkennender Richter rechtzeitig abgelehnt und dem Ablehnungsgesuche Folge
gegeben war (8 481 Nr. 3).

Der

8 41 (K. V. H 41, G. 8 41.)
stellt unter 6 Nummern die Falle zusammen, in welchen ein Richter traft Gesetzes
von der Ausübung des Richteramts ausgeschlossen ist. Zu

Nr, 1 wird die Ausschließung keineswegs dadurch abgewendet, daß der Richter
in den hier bezeichneten Rechtsverhältnissen zu beiden Parteien steht. Vorausgesetzt
wird eine Mitbetheiligung des Richters am Rechtsstreite im engeren Sinne. Bereits
der hannov. Entw. 8 32 Nr. 1 vermied die Bestimmung der hannov. Prozeßordn,
ß 21 Nr. 1, welche schon ein mittelbares Interesse für ausreichend erachtet. Solche
Falle gehören (unter Umstanden) in das Gebiet der Ablehnung.

Betreffend Nr. 2 stellen viele Gesetzgebungen, insbesondere Hannover 8 21
Nr. 1, Baden 8 6? Nr. 2; Württemberg Art. 67 Nr. 2, preuß. Entw. L 64 Nr. 2
und hannov. Entw. 8 32 Nr. 2 die Verlobte des Richters der Ehefrau gleich.
Als Ausschließungsgrund ist dieses Verhältniß nicht geeignet. Die Rechtsformen der
Verlobung sind in den deutschen Staaten sehr verschieden bestimmt und werden im
wirtlichen Leben meistens nicht beachtet. Für Preußen kann der § 3 des Ges. u.
84, April 1854 zur gesetzlichen Bestätigung der letzteren Behauptung angeführt werden.
Der Begriff der Verlobten, wollte man die thatsächliche Auffassung des Verhältnisses
treffen, entzieht sich der rechtlichenFixirung und führt im einzelnen Falle zu erheblichen
Schwierigkeiten. Der Fall der 88 336, 33? Nr. 1 liegt anders. Es entspricht die
Vorschrift, daß der Verlobte einer Partei das Zeugniß verweigern kann, dem Stand¬
punkte, den Richter, welcher mit einer Partei verlobt ist, nur nach der Regel der
Ablehnung 8§ 42, 48 zu behandeln. Die preuß. A. G. O.I. 2. § 143 führt das Verhältniß
ausdrücklich als Perhorreszenzgrund an.

Die Berechnung der Nähe der Verwandtschaft erfolgt in dem Falle der Nr. 3
nach den Regeln des bürgerlichen Rechts.

>Der Ausschließungsgrund der Nr. 4 soll auch dann eintreten, wenn das
betreffende Verhältniß vor dem Beginne des Rechtsstreits bestanden hat. Diese > S. 70.
Bestimmung ist geltendes Recht nach Hannover ß 21 Nr. 6, Braunschweig § 48 Nr. 3,
Oldenburg Art. 34 litt, d., Württemberg Art. 6? Nr. 4, Bayern Art. 40 Nr. 5,
auch im preuß. Entw. 8 64 Nr. 6 vorgeschlagen, während der nordd. Entw. ß 23
das beendete Verhältniß nur als Ablehnungsgrund hinstellt. Der Grund erhalt aber
eine stärkere praktische Bedeutung, sobald der Eintritt von Rechtsanwalten in das
Richteramt häufiger geschehen wird.

Der Fall der Nr. 5 liegt nur vor, wenn der Richter im Prozesse als Zeuge
oder Sachverständiger wirklich vernommen ist. Hiermit stimmt auch der (^oäs äs prue.
»rt. 378 Nr. 8. Bildete schon der bloße Zeugenvorschlag des Richters einen
Ausschließungsgrund, wie allerdings Hannover 8 21 Nr. 5, Braunschweig § 48 Nr. 4,
Oldenburg Art. 34 litt, e., Baden 8 72 und preuß. A. G. O. I. 2 § 143 bestimmen,
so wäre nicht ohne Grund zu besorgen, daß die Aufstellung des Richters als Zeuge
zu chikanüfer Verschleppung des Prozesses gemißbraucht würde.

11*
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Zu Nr, 6 schließt nicht jede Mitwirkung des Richters in einer früheren Instanz
desselben Prozesses oder in einem vorangehenden schiedsrichterlichen Verfahren von
der Ausübung des Richteramts aus. Desgleichen Hannover Z 21 Nr. ?,
Banern Art. 40 Nr. 6, Loele- do pru«. Art. 378'Nr. 8. Den Ausschließungsgrund
gestalten allgemeiner: Württemberg Art. 67 Nr. 8, Oldenburg Art. 34 litt, d., preuß.
Entw. § 64 Nr. 7. Es ist aber nicht abzusehen, weshalb die Vornahme z. V. ein«
Beweiähandlung den Richter für die neue Instanz untauglich machen sollte. Solche
Bestimmungen schaffen ohne ausreichenden Grund Schwierigkeiten, wenn Richter an
ein höheres Gericht versetzt werden.

Bayern Art. 40 Nr. 6 schließt in den Prozessen, welche die Anfechtung od«
Auslegung einer gerichtlich aufgenommenen Urkunde betreffen, den instrumentirenden
Richter aus. Für eine solche Vorschrift läßt sich vom Standpunkte des Entwurfs
aus sagen, daß der betreffende Richter vielfach die Entscheidung nicht lediglich auf
Grund der vor dem Gerichte erfolgten mündlichen Verhandlung des Rechtsstreits
fallen würde, und auch durch seine bestimmende Theilnahme an der Entstehung dn
Urkunde einen starken Einfluß auf das Votum der anderen Richter ausüben kann.
Es ist aber zu besorgen, daß dieser Inhabilitätsgrund, zumal auf die freiwillig!
Gerichtsbarkeit seitens des Staats noch nicht verzichtet werden wird, eine sehr weit-
greifende Ausfchließung der Einzelrichter zur Folge haben würde. Auch wird häufig
den Parteien die Mitwirkung gerade dieses Nichters bei Entscheidung des Rechtsstreits
ganz erwünscht sein. Andererseits ist durch den Entwurf die Möglichkeit nicht aus¬
geschlossen,in geeigneten Fällen den Richter, welcher die Urkunde errichtet hat, wessen

.isdM-
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Art. 6tt und dem hannou. Entw. § 34 beschrankt sich der

8 42 (K. V. 8 42, G. 8 49.)
> S. 71. auf den allgemeinen Grundsatz, daß wegen Besorgnis; der Befangenheit die I Ableh¬

nung stattfindet, wenn ein Grund vorliegt, welcher geeignet ist, Mißtrauen gegen die
Unparteilichkeit eines Richters zu rechtfertigen. Von' einer Aufstellung einzelner
Kategorien von Ablehnungsgründen sowie von beispielsweiser Aufzählung einzeln«
Fälle — wie z. B. Baden 88 70, 71, «üocls äs proe. »rt. 378 Nr. 3—9, nordd.
Entw. ß 23, preuß. Entw. § 65, — ist Abstand genommen, da eine solche Speziali-
sirung in erschöpfender Weise nicht wohl geschehen kann, auch insofern nicht angemessen
ist, als die übergangenen Fälle gegen die hervorgehobenen von geringerer Bedeutung
erscheinen würden.

Die

Z8 44—46 <K. V. §8 44-46, G. 88 44-46)
regeln das Verfahren, im Falle ein Richter aus den Gründen der Uusschließun
oder der Ablehnung rekusirt wird. Das Verfahren beginnt mit einem „Gesuche"
der Partei, welches auch in Anwaltsprozessen — 8 72 Abs. 2 — bei Gericht ein¬
gereicht oder vor dem Gerichtsschreiber zu Protokoll erklärt werden kann. Die ab¬
lehnende Partei mutz nach 8 44 Abs. 2 den Ablehnungsgrund glaubhaft machen.
Auf diese Glaubhaftmachung finden die allgemeinen Vorschriften des 8 256 mit dn
Abweichung Anwendung, daß der Eid als Mittel der Glaubhaftmachung gänzlich
ausgeschlossen ist, da eine Eidesleistung über das Mißtrauen in die Unparteilichkeit
des Richters grundsätzlich nicht gebilligt werden kann. Auch der nach den bisherig»
Prozeßrechten' zulässige Perhorreszenzeid ist beseitigt worden. Nur in dem Falle des
dritten Absatzes des § 44 wird die Partei, welche 'glaubhaft zu machen hat, daß dei
Ablehnungsgrund erst später — nach erfolgter Einlassung oder nach Stellung eines
Antrags — entstanden oder ihr bekannt geworden sei, vom Gerichte zur eidlichen
Versicherung der Wahrheit dieser thatsächlichen Behauptung in Gemäßheit des 8 25!!
zugelassen werden können (nordd. Prot. VI. S. 2328).

Daß über die Ablehnung gegen einen Amtsrichter das Landgericht entscheidet,
ist eine Konsequenz des Abs. 1 aufgestellten Prinzips, daß in Stelle des durch Aus¬
scheiden des abgelehnten Richters beschlußunfähigen Gerichts das im Instanzenzuge



Begründung des Entwurfs. 165

umgeordnete zu entscheiden hat. Denn das Amtsgericht wird durch die Ablehnung
des Umtsrichters stets beschlußunfähig, auch wenn es mit mehreren Richtern besetzt
ist, da die Amtsrichter prinzipiell als Einzelrichter handeln. Wenn der Amtsrichter
die Ablehnung für begründet hält, so soll es nach ß 45 Abs. 2 nicht der Entscheidung
des Landgerichts bedürfen. Dieserhalb, außer der Zustimmung des abgelehnten
Umtsrichters, auch noch diejenige seines Substituten zu fordern, erschien weder er¬
forderlich, noch angemessen. Pflichtwidrige und grundlose Enthaltung des Amtsrichters
ist nicht zu besorgen und würde etwanigenfalls im Disziplinarwege die nöthige
Remedur finden. Andererseits ist es an sich nicht geeignet und für das kolle¬
giale Verhältniß nicht zuträglich, wenn der Amtsrichter bei Ausübung der Er-
Wrungspflicht auf das Ablehnungsgesuch unter die Kontrole des Substituten gestellt
wird.

Das über die Ablehnung entscheidende höhere Gericht kann mit der Ent¬
scheidung über das Ablehnungsgesuch die Bestimmung des zuständigen Gerichts
verbinden. Dieser Satz folgt aus § 36 Nr. 1 von selbst und bedürfte daher
nicht der im preußischen Entwurf S 74 und Württemberg Art. 75 beliebten Wieder¬
holung.

Mit dem ß 46 stimmen der preutz., hannou. und nordd. Entw. überein. Da-
l gegen giebt der Loäo äe proo. Art. 391 gegen jeden Beschluß auf das Ablehnungs¬

gesuch ein Rechtsmittel, Baden § 84 umgekehrt niemals.
I Die Zulassung eines Rechtsmittels im Falle die Ablehnung für begründet I S. 72.

erklärt wird, ist kein Bedürfniß. Der ablehnenden Partei ist Genüge geschehen; dem
Gegner muß die Ersetzung des abgelehnten Richters durch einen anderen Richter
gleichgültig sein, da prinzipiell alle Nichter zur Entscheidung des Rechtsstreits gleich
befähigt sind und die Parteien auf bestimmte Personen der Richter kein Recht haben.
Das Ablehnungsgesuch kann daher auch kurzer Hand dadurch erledigt werden, daß
der abgelehnte Richter ausscheidet und ohne Weiteres ein anderer Richter für ihn
eintritt (hannou. Entw. Z 38). Die sofortige Beschwerde gegen den die Ablehnung
uerwerfenden Beschluß (8 516) sichert gegen eine schädliche Verschleppung des Rechts¬
streits, dessen Fortgang ohnehin durch das Verfahren über das Ablehnungsgesuch
aufgehalten wiro.

Der

Z 47 (K. V. H 47. G. § 47)
bestimmt, daß ein abgelehnter Richter vor Erledigung des Ablehnungsgesuchs solche
Handlungen, aber auch nur solche vornehmen darf, welche keinen Aufschub gestatten.
Der nordd. Entw. § 33 verpflichtet dagegen den Richter, sich der Vornahme von
Prozetzhandlungen zu enthalten, wenn er den Erfolg des Ablehnungsgesuchs nach
den vorgetragenen Gründen für wahrscheinlich hält. Das Recht zur Vornahme von
Prozeßhandlungen würde hiernach unter dem subjektiven Ermessen des Richters
stehen und die Gültigkeit seiner Handlung^ nicht gesichert sein. Insofern verdient
die Bestimmung des' Entwurfs den Vorzug. Würde die Anbringung eines jeden
Ablehnungsgesuchs und selbst eines solchen, welches ganz offenbar unbegründet ist,
den Richter zur gänzlichen Einstellung jeder amtlichen Thätigkeit verpflichten, so
würde durch frivole Ablehnungsgesuche eine Verschleppung des Prozesses und eine
Venachiheiligung des Prozeßgegners herbeigeführt werden können. Die Sicherung
der Interessen' des Prozeßgegners erheischt aber eine stärkere Berücksichtigung,
M daß ohne Weiteres auf den einseitigen Antrag der ablehnenden Partei
der vielleicht zu Unrecht abgelehnte Richter sofort gänzlich brach gelegt werden
könnte.

Die Entscheidung des zuständigen Gerichts über die Ausschließung oder Ab¬
lehnung eines Richters kann nach

§ 48 ,K. V 8 48, G, 8 48)
auch ohne einen vorhergehenden Antrag einer Prozeßpartei herbeigeführt werden,
und zwar auf Anreguug des betreffenden Richters oder anderer Gerichtsmitglieder,
wenn Zweifel darüber entstehen, ob der Richter für den Rechtsstreit kraft Gesetzes
ausgeschlossen sei (Z 41); auf Anregung nur des betreffenden Richters, wenn der-
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selbe dem Gerichte einen Grund mittheilt, welcher seine Ablehnung wegen BesorgM
der Befangenheit rechtfertigen würde.

Die Prozeßordnungen für Vraunschweig 8 46 Abs. 3, Hannover Z 22, Olden¬
burg Art. 41 § 8 und Baden 88 75 ff. gestatten dem Nichter, sich ohne Angabe
von Gründen des Richteramts zu enthalten, wenn er auf seinen Diensteid versichert
daß Gründe vorliegen, welche seine Ablehnung wegen Befangenheit rechtfertige«
würden. Sowenig auch verkannt werden kann/daß auf diesem Wege ein sehr ein-
faches Verfahren herbeigeführt und zugleich vermieden wird, daß der Richter genöthigt
ist, Verhältnisse delikater Natur offen zu legen, so erschien es doch nicht angemessen,
eine derartige Vorschrift in den Entwurf aufzunehmen. Ohne eine Aufzahlung der
einzelnen Gründe, aus denen wegen Besorgnis; der Befangenheit abgelehnt werden

I S. 73. darf, würde es dem sub I jektiven Ermessen des Richters anheimgestellt sein, ob er
in der einzelnen Sache Recht sprechen will oder nicht, eine Maßnahme, welche selbst
bei dem grüßten Vertrauen zu der Pflichttreue der deutschen Richter zu weit führe»
und über die Absicht des Gesetzes hinaus wirken könnte (hannov. Prot. II. S. 63?,
639, 640).

Durch

8 49 (K. V. § 49, G. § 49)
erhalten die Bestimmung des Titels entsprechende Anwendung auf die Ablehnung
des Gerichtsschreibers, was um so nothwendiger erschien, ie wichtiger die Verrichtungen
des Gerichtsschreibers nach dem System des Entwurfs sein werden.

Gleich Baden 8 88, Bayern Art. 52 Abs. 2, preuß. Entw. § 80, 1 und sächs.
Entw. 8 109 die Verwandtschaft des Gerichtsschreibers und des Richters als Aus-
schliehungsgrund aufzustellen, liegt im mündlichen Verfahren kein ausreichender Nnlch
vor, da die Amtspflichten des Gerichtsschreibers ihre Spitze nicht in einer Kontiole
des Richters haben.

Gegenüber den Beamten der Staatsanwaltschaft bedürfen die Parteien nicht
des Ablehnungsrechts. Die Organisation der Staatsanwaltschaft gestattet, daß in
den Fällen, wo im Ciuilprozesse deren Mitwirkung erfordert wird (in Ehe- unb
Entmündigungssachen) von Amtswegen oder auf Antrag der Partei oder des betreffenden
Beamten mit den Funktionen des Staatsanwalts ein völlig unbetheiligter Beamter
betraut wird, ohne daß es eines förmlichen Verfahrens hierfür bedarf (vgl. Bayern
Art. 53, hannov. Entw. 8 44).

Zweiter Abschnitt.
Parteien.

Wer Wl.
WrozeßfähigKeit.

§8 50—55. (K. V. §8 30-55, G. 88 50-55).
Unter Prozeßfähigkeit versteht der Entwurf die Fähigkeit einer Partei, vor

Gericht zu stehen, d. h. die Fähigkeit, einen Prozeh, an welchem die Partei betheiligt
ist, selbst zu führen oder durch einen von ihr bestellten Prozeßbevollmächtigten
führen zu lassen — Iszitium persona «tanüi in ^ucUeio (vgl. Hannover S 32, preuß.
Entw. 8 81, hannov. Entw. § 48, Bayern Art. 58, Württemberg Art. 78).

Die Prozeßfähigkeit ist ein Ausfluß der Handlungs- und Dispositionsfähigkeit.
Wer handlungsfähig und wer dispositionsfähig' ist, bestimmt das bürgerliche Recht.
Die Vorschriften desselben ergeben daher, wer als prozeßfühig betrachtet werden muß.
Der Entwurf anerkennt in 8 50, daß rücksichtlich der Prozeßfähigkeit das bürgerliche
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Necht maßgebend sei, allein an diesem Grundsätze konnte nur soweit festgehalten
werden, als nicht wichtige Interessen des Rechtsverkehrs zur Herbeiführung der Rechts-
cinheit in Deutschland Ausnahmebestimmungen erfordern. Solche Ausnahmen begründet
der 8 51 in dreifacher Richtung:

1) Jede Person — bestimmt 8 51 Abs. 1 — ist insoweit prozeßfähig, als
sie sich durch Verträge verpflichten kann.

>Die Definition lehnt sich an den Art. 1 der deutschen Wechselordnung und ! S. 74.
erscheint in der Parallele des Prozesses mit dem Vertrage ganz korrekt (juclieio
wutrabitur). Demnach ist eine Person, welche sich nur ausnahmsweise verpflichten
kann, sei es durch Vertrage gewisser Art oder unter gewissen Voraussetzungen, nur
für diejenigen Rechtsstreitigketten prozehfähig, welche aus solchen Verträgen entstanden
sind (nordd. Entw. Z 82). Gleichgültig ist es, ob in dem betreffenden Falle die
beschränkt verpflichtungsfähige Person allein oder unter der an sich nicht erforderlichen
Mitwirkung des Vaters oder Vormunds :c, kontrahirt hat.

2) Die Prozeßfähigkeit einer großjährigen Person soll dadurch, daß sie unter
väterlicher Gewalt steht, die Prozeßfähigkeit einer Frau dadurch, daß sie
Ehefrau ist, nicht beschränkt werden. Z 51 Abs. 2.

In ersterer Beziehung entspricht der § 51 Abs. 2 dem Rechtsgebiete Deutsch¬
lands, in welchem der lüoäe civil rezipirt ist, nach dessen Art 372 die väterliche
Gewalt mit der Großjahrigteit erlischt.

Zu demselben Resultate wie die Bestimmung des § 51 Abs. 2 führt das sächsische
Ciuilgesetzbuch Art. 1821:

„Volljährige Kinder handeln selbst für sich, vorbehaltlich des ihrem
Vater zustehenden Rechts der Verwaltung und des Nießbrauchs."

Aus dieser Bestimmung folgert Schmidt, Vorlesungen über sächsisches Privat-
recht II S. 94 zutreffend: „die sie betreffenden Prozesse führen die volljährigen Haus-
linder in allen Fällen selbstständig"; nur dann hat der Vater zu komurriren, wenn
und insoweit ein von ihm abhängiger Vermögenstheil des Kindes dabei in Frage
steht. Ist er in einem Falle der letzteren Art bei dem Rechtsstreite nicht zugezogen
worden, so erscheint das erlangte Prozeßergebniß formell zu Recht beständig, aber
auch hier seinem Rechte an dem Vermögen des Hauskindes unpräjudizirlich. —

Gemeinrechtlich hat gegenüber großjährigen Hauskindern der Hausvater keine
Vertretungsbefugniß; diese ist vielmehr mtt dem Eintritt der Großjahrigteit von selbst
beendet. Großjährige Hausiinder sind daher nach gemeinem Rechte handlungsfähig
und in Folge davon prozeßfähig. „Zwar bedürfen sie zu Klagen, welche sich auf
das peeulium aäventieium irreguläre beziehen, der väterlichen Einwilligung; allein
diese kann durch den Richter erzwungen werden, ist also eine leere Formalität.
Allerdings aber ist die väterliche Gewalt insofern von Einfluß, als sie gerade den¬
jenigen Erwerb der tilii lainiliaz, welcher am häufigsten vorkommt, das peeulium
aävontieiuiu reguläre, h^i Niehbruch uno der Administration des Vaters unterwirft,
so daß in Beziehung darauf die tilii tamili^ zur Prozeßführung nicht legitimirt sind.
— Die von ihnen ausgewirkten Urtheile sind ungültig. — Jedoch dürfen
sie die in ihrer Person entstandenen aetionez ex neun et aec^uo eonoeiMe, welche
«bwohl nicht selbst schon Aduenticium, doch auf einen dem Adventicium zufallenden
Vermögenserwerb abzielen, wenigstens im Falle der Säumniß oder Behinderung des
Vaters anstellen. Und haben sie fremde Sachen, die sie an Dritte zu restituiren
verpflichtetsind. Andern zu Depositum gegeben oder kommodirt, so sind sie als die
an der Wiedererlangung der Detention allein Interessirten auch zur Erhebung der
betreffendenKlagen 'berechtigt" (Wetzell Nü. IN. Z 12 S 94).

I Die Prozeßfähigkeit des Hauskindes nach preußischem Recht ist bestritten. > S. 75.
Während die Rechtsprechung des höchsten Gerichtshofes (etr. v. Rönne Ergänzungen
:c, III. S. 161) nach dem Standpunkte des Gemeinen Rechts neigt, stellen andere
Gerichte — preuß. Anwalts-Zeitung 1865 S. 65? ff. — und einzelne Rechtslehrer
das Hauskind als geschäfts- und daher auch prozetzunfähig dar (vgl. Koch, Recht der
Ford. Nä. II. Bd. II. S. 315 ff., Stülzel, das Recht der väterlichen Gewalt in
Preußen, Berlin 1874 S. 28). Jedenfalls hat in der neueren preuß. Gesetzgebung
eine Wendung nach der freieren Verkehrsrichtung stattgefunden, indem den Haus-
kindern durch die Kab. - Ordre vom 4. Juli 1832 und u. 5. Dezember 1835 eine
gewisse Prozeßfähigkeit eingeräumt ist, wenn sie in den Fällen des § 21 klagen oder
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verklagt werden müssen. Das Prinzip ist auf Schiffsmannschaften durch das Gesetz
u. 26. März 1864 81 weiter angewendet; auch in der Verord. u. 24. Juni 188?
§ 95 in die neuen Provinzen des Gemeinen Rechts eingeführt. Der preuß. Entw.
Z§ 85, 86 wollte diese Bestimmungen aufrecht erhalten.

In dem lüoclsx Maximilianen bavaricn» oivili« I. 5. ? sind die Beendigungs-
gründe der väterlichen Gewalt aufgeführt und hier der Großjährigkeit allem ei»
Ginfluß auf die Stellung des Hausvaters nicht eingeräumt; Kreitmanr spricht sich
vielmehr Anm. 2 zur bayerischen Gerichtsordnung III. 6 dahin aus, „daß Hauskindei
für sich keine psi-zuna »taucli in ^uäioio haben, sondern bei gerichtlichenVerhandlungen
der Verbeistandung des Vaters bedürfen." Roth, bayerisches Ciuilrecht I. S. 418
Note 14.

Nur der Zustand des Rechts in den größeren deutschen Rechtsgebieten ist in
dem Vorstehenden skizzirt. Diese Skizze genügt aber auch, um darzulegen, daß die
Herbeiführung der Nechtseinheit dringend wünschenswert!) ist und daß die Vorschrift
des § 51 Abs. 2 die bereits mehrfach angebahnte Entwickelung, dem großjährigen
Hauskinde leMima pei-Foim zwncki in Mäioia beizulegen, zum Abschlüsse bringt. Die
Möglichkeit, daß Nullitätsklagen gegen Erkenntnisse aus Prozessen, welche mit
anscheinend vollkommen selbständigen und großjährigen Hauslindern geführt find,
erfolgreich angestellt werden, bedroht in empfindlicher Weise den Verkehr. In solcher
Ausdehnung entspricht die väterliche Gewalt dem Rechtsbewußtsein der Gegenwan
nicht, welche vielmehr dem Gewalthaber nur bestimmte Nutzungs- und Verwaltung!,-
rechte zugesteht.

Die Ehefrau ist nach gemeinem Rechte handlungsfähig und demgemäß prozeß¬
fähig. Eine Beschränkung ihrer Handlungsfähigkeit ist dagegen nicht nur in denjenigen
Rechtsgebieten gegeben, in denen noch die eheliche Vormundschaft des Ehemannes
besteht, sondern auch regelmäßig mit den eherechtlichen Güterordnungen verbunden;
in letzterer Beziehung ist sie auf die dem Ehemanne an dem Vermögen der Ehefrau
sowie an dem gemeinsamen Vermögen zustehenden Rechte gegründet. Aus der Menge
der auf deutschen! Boden geltenden Bestimmungen werden nur die nachfolgenden
hervorgehoben. Nach französischem Rechte — (ünclL civile art. 215 — bedarf die
Ehefrau — von einzelnen wenigen Ausnahmen abgesehen — der Autorisation des
Ehemannes, um vor Gericht zu stehen, sie mag der klagende Theil oder der beklagte
Theil sein; die Gegenpartei sei, welche sie wolle; der Rechtsstreit mag erst während
der Ehe seinen Anfang nehmen oder schon vor der Ehe seinen Anfang genommen
haben, sie bedarf sogar dieser Autorisation, huaucl intzms ells «srait marolumäe
Mb1i<in6, ou n«n oommuiiL an 8LiM'6S äs bisn«. Zachariä Handbuch des französischen

S. 76. Ciuilrechts 5. Aufl. von Anschütz III. S. 72—74. Das preußische Ciuilrecht list
schwankend, so daß einzelne Autoren die Ehefrau für geschäftsunfähig erklären. Die
Bestimmungen lassen doch aber schließlich nur objektive Beschränkungen des Vei-
fügungsrechts der Ehefrau erkennen, welche auf den Rechten des Ehemannes an
ihrer Person und an ihrem Vermögen beruhen. Die im A. L. R. II. I. ß 189 aus¬
gesprochene Regel, daß die Ehefrau ohne Zuziehung und Einwilligung des Mannes
mit Anderen keine Prozesse führen kann, ist modifizirt in Betreff der Prozesse über
ihr vertragsmäßig uorbehaltenes Vermögen — § 230 ib. — und bei Prozessen der
Eheleute unter einander. Die Ehefrau wird ferner nach A. G. O. I. 1. § 21 in
Prozessen über gesetzlich vorbehalten.es Vermögen bei versagter Genehmigung allein
zugelassen. Das sächsische Civilgesetzbuch §§ 1638, 1641 fordert — von einzelnen
Ausnahmen abgesehen — zu allen Rechtsgeschäften der Ehefrau mit Dritten, durch
welche sie nicht lediglich erwirbt, die Einwilligung ihres Ehemannes; Rechtsgeschäfte,
von einer Ehefrau ohne Einwilligung ihres Ehemannes eingegangen, sind
nichtig (vgl. Schmidt, Vorlesungen über das sächsische Privatrecht II. A. 36—38). Aus
dieser Beschränkung der Handlungsfähigkeit zieht der sächsische Entwurf ZZ 292, 295
zutreffend die Folgerung, daß die Ehefrau in den Fällen, in denen sie sich nicht
selbstständig ohne Einwilligung des Ehemannes verpflichten kann, auch nicht prozeß-
fähig sei. Das Bedürfniß nach prozessualer Selbstständigleit der Ehefrau hat sich
zunächst im Gebiete des Handelsrechts Geltung verschafft. Noch im Art. 215 des
(>oil6 oivil ausdrücklich versagt, wurde die Prozeßfähigkeit in Handelssachen der
Handelsfrau im deutschen Handelsgesetzbuche Art, 6 und 9 zugestanden und ebenso
ertheilt der 8, 11 der Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 der vcrheiratheten gleich
der unverheiratheten Gewerbefrau in Angelegenheiten ihres Gewerbes das Recht zum
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selbstständigen Auftreten vor Gericht. Das hier befriedigte Bedürfniß der Prozeß-
fllhigkeit besteht in gleichem Maße in den zahlreichen Fällen, in welchen sich Eheleute
thatsächlichtrennen und die wirthschaftliche Gemeinschaft aufgeben.

Der ß 51 Abs. 2 wird hinsichtlich des großjährigen Hauskindes und der Ehefrau
uon dem Gedanken beherrscht, daß beiderlei Personen an sich handlungsfähig sind und
nur in ihrer Verfügungsbefugniß durch die Rechte des Inhabers der väterlichen
Gewalt, bez. des Ehemannes beschränkt werden. Diese Beschränkungen der Ver¬
fügungsbefugniß werden durch die Ertheilung der vollen Prozeßfähigkeit nicht beein¬
trächtigt. Denn dem Hausvater oder dem Ehemanne gegenüber hängt die Gültigkeit
und Wirksamkeit der ohne ihre Zuziehung zu dem Prozesse erstrittenen Iuditate davon
ab, inwieweit ihnen nach dem zur Anwendung gelangenden Civilrechte in Bezug auf
den Gegenstand der Entscheidung Rechte zustehen, welche die Dispositionsbefugnisse
des Hauskindes, bez. der Ehefrau beschränken oder aufheben. Ebensowenig braucht
sich der Hausvater oder der EHemann aus Iudikaten, welche ohne seine Zuziehung
erlassen sind, eine Zwangsvollstreckung in dasjenige Vermögen des Hauskindes oder
der Ehefrau gefallen zu lassen, welches in Folge der ihm zustehenden Rechte der
Disposition der Schuldner entzogen ist. Nichtsdestoweniger werden die Entscheidungen
gegen das im Prozesse stehende Hauskind bez, die Ehefrau rechtskräftig. Durch diese
Vorschriften werden die Beschränkungen des Verfügungsrechts in das Gebiet der
Sachlegitimation verwiesen, und es ist dies durchaus angemessen, weil die beschrän¬
kenden Rechte dem materiellen Rechte angehören. Eine Vervielfältigung der Prozesse
ist als Folge dieser neuen Vorschriften aber nicht zu besorgen, weil die Institute der
Intervention und Streitvertundung die ! Möglichkeit gewähren, den Hausvater bez. > S. 77.
den Ehemann an dem Prozesse zu betheiligen.

3) Der ß 5l Abs. 3 entzieht der Geschlechtsvormundschaft jede Einwirkung
auf die Prozeßführung,

Die Geschlechtsvormundschllft ist, nachdem sie neuerdings auch in Mecklenburg-
Schwerin (vgl. Publikllndum v. 17. September 1867) — mit Ausnahme vonWismar—,
in Lübeck (Ges. v, 15. März 1869), in Lauenburg (Ges. v. 18. März 1869) und in
Hamburg (Ges. u. 3. Juni 1870 Art. 1) aufgehoben worden, fast gänzlich vom
deutschen Boden verschwunden. Bei dieser Sachlage hat die Vorschrift oes § 51
Abs. 3 um so weniger Bedenken, als das erlöschende Institut gegenüber den Rechts-
anschauungen und Verkehrsbedürfnisfen der Gegenwart jeder Berechtigung entbehrt
und dennoch wegen seiner kontroversen Natur geeignet ist, der Prozeßführung große
Schwierigkeiten zu schaffen.

Nach den Grundsätzen des Entwurfs sind nicht prozeßfähig:
«.) die physischen Personen, welche keinen Willen haben, wie Kinder, Geistes¬

kranke :c.
b) die physischen Personen, welche willensfähig sind, aber welche keine oder

nur eine beschränkte Disvositionsbefugniß haben (letzterenfalls mit der
Maßgabe des ß 51 Abf. 1), Zu dieser Kategorie gehören die minder¬
jährigen Haustinder, die Verschwender, der minderjährige Emanzipirte des
französischen Rechts «^oäs eivil Art, 476 ff. und alle Personen, welche
aus irgend einem Grunde unter Vormundschaft — Tutel oder Kuratel —
stehen und nicht ohne Vormund, Kurator, Beistand, Pfleger u. f. w.
handeln können'

o) die juristischen Personen und die Personenvereine und Vermügensmassen,
welche als solche klagen und verklagt weiden können (§§ 19, 150).

Alle nicht prozeßfähigen Parteien weiden im Prozesse durch „gesetzliche
Vertreter" vertreten. Wer im konkreten Falle der gesetzliche Vertreter der nicht
prozeßfähigen Partei ist, bestimmt nach H 50 das bürgerliche Recht.

Der gesetzliche Vertreter hat im Allgemeinen und, insoweit nichts Abweichendes
vorgeschrieben ist, die Befugnisse und Pflichten einer Partei — oder wie sich Württem¬
berg Art. 85 und Bayern Art, 60 ausdrücken, der gesetzliche Vertreter steht der
Partei gleich und ist, wie diese, zu allen Prozeßhandlungen befugt, soweit das Gesetz
nicht etwas Anderes bestimmt, Konsequenzen dieses in dem Entwürfe ausdrücklich
nicht ausgesprochenen Grundsatzes enthalten die HZ 80 (in Betreff der Vollmacht),
211, 215 (rücksichtlich der Unterbrechung und Aussetzung des Verfahrens), 378,
415, 417, 418, 421 (m Ansehung des Eides), 203 (in Betreff der Versäumungen).
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Auch die Bestimmungen über die Zustellungen in § 150 können hierher gerechnet
werden.

Aus dem bürgerlichen Rechte ist nach § 50 endlich zu entscheiden, ob zu einem
Prozesse eine nicht prozeßfähige Partei — z. B. nach preußischem Rechte A. L. R. II,
11 §§ 652 ff. die Kirchengemeinde — oder der gesetzliche Vertreter einer Partei
einer besonderen Ermächtigung zur Prozeßführung bedarf. Ist die nothwendige
Ermächtigung zur Prozeßführung ertheilt oder ist die Prozeßführung auch ohne
eine solche Ermächtigung im Allgemeinen statthaft, fo sind nach dem wichtigen
Prinzip des

! S. 78. > Z 52 (K. V. § 52. G. 8 52)
einzelne Prozeßhandlungen, zu welchen nach dem bürgerlichen Rechte eine besondere
Ermächtigung erforderlich ist, gleichwohl ohne dieselbe gültig. Dieser Grundsatz —
dem S 85 des nordd. Entw. entnommen — ist eine Anwendung des m dem Deutschen
Handelsgesetzbuche Art. 43 rücksichtlich der Prokura und in dem Entwürfe ß??
hinsichtlich der Vollmacht anerkannten Prinzips, daß nach Außen hin — dritten
Personen gegenüber im Interesse der Sicherheit des Verkehrs Beschränkungen der
Legitimation, der Vertretungsbefugniß unzulässig sind, mögen diese Beschränkungen
auf Willkür einer Partei oder auf einer gesetzlichenBestimmung beruhen, welche nicht
dem Reichsrechte angehört. Durch den "ß 52 werden Vorschriften beseitigt, wie sie
z. B. die preuß. A. G. O. I. 10 § 292 in Betreff der Berechtigung der Vormünder
zur Relation von Eiden enthält.

Der

8 53 (K. V. 8 53, G. 8 53)
erweitert im Anschluß an Z 35 der Einleitung zum preuß. A. L. R. und Art. 84
der Wechsel-Ordnung die Prozeßfähigkeit des Ausländers dergestalt, daß es genügt,
wenn derselbe entweder nach dem Rechte seines Landes oder nach dem Rechte am
Orte des Prozehgerichts prozeßfähig ist. Gericht und Gegner werden durch diese
Vorschrift m der Regel hinsichtlich der Prozeßfähigkeit der Nachforschung nach dem
fremden Rechte überhoben sein.

Der

§ 54 (K. V. § 54, G. 8 54)
erklärt es in Uebereinstimmung mit der gemeinrechtlichen Doktrin, den neuen deutschen
Prozeßgesetzen und Prozeßgesetzentwürfen für einen Gegenstand der öffentlichen
Ordnung, daß leine Verhandlungen gepflogen werden, welche wegen Mangels der
Prozeßfähigkeit, der Legitimation eines gesetzlichenVertreters und der Ermächtigung
zur Prozeßführung nichtig sind. Er überweist daher diese Punkte der Offizialprüfung
durch das Prozeßqericht, Eine Konsequenz enthalten die Bestimmungen der ß§ 126,
238 Abs. 2, 257 Abs. 2, 290 Nr. 1, eine weitere Konsequenz ist der — von dem
Entwürfe allerdings nicht ausdrücklich ausgesprochene — Satz, daß das Gericht die
fraglichen Mängel — sei es von Amtswegen, sei es auf Antrag einer Partei — bis
zur Erlassung des Endurtheils zu berücksichtigenhat. Nur wenn der Beklagte über
die „Einrede der mangelnden Prozeßfähigteit oder der mangelnden gesetzlichenVer¬
tretung" abgesonderte Verhandlung und Entscheidung verlangt, muß er dieselbe vor
der Verhandlung zur Hauptsache gleichzeitig mit sonstigen prozeßhindernden Einreden
vorbringen <M 238 Nr. 6, 239). Wenn erst im Laufe eines Prozesses eine Partei
die Prozeßfählgkeit verliert, oder der gesetzliche Vertreter durch Tod oder Ende seiner
Vertretungsbefugniß wegfällt und letzternfalls vom Vertreter ein Prozeßbeuollmächtigter
nicht bestellt ist, so wird nach §§ 211, 215 der Prozeß bis zur Regelung des Ver-
tretunqspunkts unterbrochen.

In Uebereinstimmung mit Bayern Art. 59 und mit dem hannov. Entw. ß 50
bestimmt der Abs. 2 des § 54, daß bei Gefahr im Verzüge die Partei oder deren
gesetzlicher Vertreter mit Vorbehalt der Beseitigung des Mangels einstweilen zur
Prozeßführung zugelassen werden kann. Das Endurtheil darf hier — wie im Falle

l S. 79. des ß 83, bei nicht vollständiger Legitimation des > einstweilen zugelassenen Prozeß¬
bevollmächtigten — erst erlassen werden, nachdem die für die Beseitigung des Mangels
zu bestimmende Frist abgelaufen ist.
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Im
8 55 (K, V. § 55, G, § 55)

wird das Institut des Litiskurators — preuß. A. G. O. I. 1 88 9, 12 — geregelt.
Der erste Absatz bestimmt, daß, im Falle eine nicht prozeßfähige Person, bezw. emes
der nach HZ 19, 150 „parteifähigen" Prozeßsubjekte verklagt werden soll und ohne
gesetzlichen Vertreter ist, der Vorsitzende des Prozeßgerichts auf Antrag des Gegners
unter der Voraussetzung, daß mit dem Verzüge Gefahr verbunden ist, bis zu dem
Eintritte des gesetzlichen Vertreters einen „besonderen Vertreter" bestellen
muh. Die Befugn iß zur gleichen Maßregel giebt der Abs. 2, wenn eine nicht
prozeßfahige Person in dem Gerichtsstände des Aufenthalts- oder Garnisonorts m
Fällen des ß 21 verklagt werden soll. Der Abs. 2 bezieht sich nur auf physische
Personen, ergänzt die durch 8 21 getroffene Einrichtung eines besonderen Gerichts¬
standes für dergleichen Klagen und stellt im Gegensatze zum Absatz 1 die Bestellung
des besonderen "Vertreters in das Ermessen des Vorsitzenden des Gerichts.

Der ernannte besondere Vertreter hat die Rechte der von ihm vertretenen
Partei mit allen Befugnissen eines gesetzlichen Vertreters bis dahin wahrzunehmen,
daß im Falle des Abs. 1 der gesetzliche Vertreter, beziehentlich im Falle des Abs. 2
der Vater oder Vormund in den Prozeß eintritt.

Für eine Ausdehnung der Bestimmungen des ersten Absatzes auf die Fälle
einer bloßen Verhinderung des vorhandenen gesetzlichenVertreters und der Bestim¬
mungen des zweiten Absatzes auf Klagen, welche die nicht prozeßfahige Partei erheben
will, ist dem preuß. Entw. 8 8? und dem nordd. Entw. § 88 entgegen ein besonderes
praktisches Bedürfniß nicht anerkannt.

Zweiter Ml.
Streitgenofsenschaft.

§§ 56—60. (K. V. 88 56—60, G. 88 56—60.)
Treten mehr als zwei Personen in einem Prozesse als selbstständige Parteien

auf, so liegt eine Verbindung mehrerer Prozesse zu Einem Verfahren vor. Die
juristische Behandlung jedes einzelnen Prozesses wird durch die Vereinigung nicht
verändert. Abgesehen von den äußeren Vortheilen der Abkürzung, Vereinfachung
und Kostenersparung hat die Verbindung mehrerer Prozesse zu gleichzeitiger Ver¬
handlung und Entscheidung den Vortheil, daß sie eine übereinstimmende Beurtheilung
der den verbundenen Prozessen gemeinsamen oder gleichartigen Streitpunkte garantirt.
Diese Sätze, das Ergebniß der neueren Untersuchungen über die subjektive Klagen-
kumulation und das Litiskonsortium (vergl. Planck die Mehrheit der Rechtsstreitig¬
keiten im Prozeßrechte S. 105 ff., 385 ff., Wetzell Nä. II. S. 76? ff.), bilden die
Grundlage und den Ausgangspunkt für die dem hannov. Entw. 88 52, 53, 55 und
dem nordd. Entw. 88 91, 92, 94 entnommenen Bestimmungen der 88 56—58 des
Entwurfs. Der Z 59 enthält Modifikationen des in 8 58 ausgedrückten Prinzips,
während der 8 60 eine Vorschrift über das Betreibungsrecht der Streitgenossen
giebt.

I Z8 56, 57. (K. V. 88 56, 57, G. 88 56. 57.)
In Nebereinstimmung mit Hannover 88 33, 34, Baden 88 99 ff., Württem¬

berg Art. 86, 87, Bayern Art. 63, preuß. A. G. O. I. 1 88 35—37, preuß. Kab.-
Ordre u. 7. März 1838, preuß. Entw. 88 109, 110, 114 (Motive S. 32), sächs.
Entw. 88 308, 309 gestattet der Entwurf nicht nur im Falle der Gemeinsamkeit
(8 56), sondern auch im Falle der Gleichartigkeit der Streitpunkte (8 57), daß
mehrere Personen als Streitgenossen gemeinschaftlich klagen oder verklagt werden
tonnen, da auch in dem letzteren Falle die prozessualischeMöglichkeit einer ordnungs¬
mäßigen Verhandlung der mehreren Ansprüche in demselben Verfahren gegeben
und dem Gerichte durch das ihm unbeschränkt eingeräumte Trennungsrecht (8 130)
das Mittel gewährt ist, die Verbindung wieder aufzuheben, wenn sich heraus-
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stellt, daß dieselbe zu einer Verwirrung, des Verfahrens führen muß, oder daß
aus anderen Gründen der dadurch angestrebte Zweck nicht erreicht zu werden
vermag.

Bewogen durch die Zweckmäßigteitsgründe, welche für die Verbindung mehrerer
Prozesse zu'Einem Verfahren sprechen, ist der Entwurf nicht dabei stehen geblieben,
diese Verbindung ausschließlich von dem Willen des oder der Klageberechtigten ab¬
hängig zu machen, er hat vielmehr dem Gerichte die Bsfugniß ertheilt, unabhängig
von dem Willen derselben mehrere bei ihm anhängige Prozesse verschiedener Parteien
zu verbinden, wenn die Ansprüche, welche den Gegenstand dieser Prozesse bilden, in
rechtlichem Zusammenhange stehen oder in einer Klage hätten geltend gemacht werden
können (Z 132). Außerdem hat der Entwurf durch die Vorschrift des S 36 Nr. 3
die Herbeiführung der Verbindung in Fällen ermöglicht, in denen rücksichtlich der
mehreren zu verklagenden Personen kein gemeinschaftlicher Gerichtsstand besteht, und
durch die Bestimmung des Z 5 über die Zusammenrechnung mehrerer in einer Klage
geltend gemachter Ansprüche den Vortheil geboten, amtsgerichtliche Sachen auch beim
Mangel einer Prorogation zur Verhandlung und Entscheidung vor die Landgerichte
zu bringen.

8 58. (K. V. 8 58, G. § 38.)
Die Strcitgenossen treten in Folge des Prozesses in kein besonderes Verhält¬

niß zu einander; daß sie gemeinschaftlich klagen oder verklagt werden, ist ein Faktum,
welches rechtliche Wirkungen unter ihnen nicht begründet. Materiell sind ihre Inter¬
essen unabhängig von einander, so daß jeder Streitgenosse so beurtheilt werden muß,
als ob er allein mit seinem Gegner im Prozesse befangen wäre (vergl. Wetzell Ncl.
II. S. 791, 792, Planck 1 o. S. 107). Was der einzelne Streitgenosse thut oder
unterläßt — der Ausdruck „Handlungen" in Z 58 umfaßt seiner allgemeinen Bedeu¬
tung nach auch die Unterlassungen — gereicht dem anderen weder zum Vortheile,
noch zum Nachtheile. Jeder Streitgenosse kann sich daher besonderer Angriffs- und
Vertheidigungsmittel (vergl, § 93 Abs. 3) bedienen, wie umgekehrt der Gegner besondere
Angriffs- und Vertheidigungsmittel einzelnen Streitgenossen gegenüber geltend machen
kann, ohne daß der Erfolg derselben auf den Ausfall des Prozesses für oder gegen
die anderen Streitgenossen einwirkt. Insofern allerdings die Handlungen eines
Streitgenossen auf die Feststellung der Thatsachen von Einfluß sind, und insoweit
diese Feststellung nicht an gesetzliche Regeln gebunden, sondern von der freien Ueber-

S. 81. zeugung des Gerichts abhängig (ß 249) ist, bilden die betreffenden !Handlungen einen
Theil des Materials für die richterliche Ueberzeugung und werden daher mittelbar
die Sache des anderen Streitgenossen beeinflussen können. Ueber den zugeschobenen
und richterlichen Eid muß die Erörterung bis zur Besprechung der M 416 und 420
vorbehalten bleiben.

Einzelne Prozeßgesetzeund Entwürfe verpflichten die Streitgenossen zur Bestellung
eines gemeinschaftlichen Vertreters (Hannover § 33 Abs. 5, Oldenburg Art. 48,
Bayern Art. 64 Abs. 3, hannov. Entw. § 56, preuß. Entw. § 113, § 152, Baden
§ 104, sächs. Entw. ß 310). Für das gemeine Recht ist die Verpflichtung zur
Bestellung eines gemeinsamen Prozeßproturators bestritten (vgl. Wetzell, Nck. II.
S. 741), während die Bestellung eines gemeinsamen Insinuationsmandatars gefordert
werden kann. Solche Bestimmungen sind allerdings für die Interessen der
Gegenpartei, insbesondere für die Erleichterung der geschäftlichen Verbindung unter
den Parteien fowie für die Ordnung des Verfahrens von praktischer Bedeutung, sie
sind indessen lebhaft bekämpft, weil sie den Grundsätzen des § 58 widersprechen und
m einzelnen Fällen — namentlich, wenn das Gericht in Ermangelung einer Verein¬
barung der Streitgenossen den Bevollmächtigten zu bestellen hat (Oldenburg Art. 48,
hannov. Entw. § 56 Abs. 2, Bayern Art/64 Abs. 3) — zu Härten und Verwicke¬
lungen führen, auch die Parteirechte dadurch gefährden können, daß Streit¬
genossen genöthigt werden, ihre Vertretung einer nicht geeigneten Persönlichkeit zu
überlassen. Der Entwurf hat aus den letzten Gründen in Uebereinstimmung mit
der württembergischen Prozeßordnung und dem norddeutschen Entwurf Abstand
genommen, die Bestellung eines gemeinschaftlichen Vertreters oder Insinuations-
inandatars vorzuschreiben.

Von den neueren deutschen Prozeßgesetzen und Prozeßgesetzentwürfen haben
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Hannover § 372 (vgl. Meyer, Neues Magazin für hannoversches Recht IX. S. 316 bis
M), Bayern Art. 316—318 und der preuß. Entw. §§ 391—394 das sogen.
Kontumazialverbindungsurtheil des französischen Rechts (lüocke clL i>roo, Art. 153)
aufgenommen. Dasselbe läßt sich dahin präzisiren:

Erscheint einer der Streitgenossen in dem ersten Verhandlungstermine
nicht, so wird die Ladung erneuert. Bleibt er auch im zweiten Verhand¬
lungstermine aus — oder erscheint er zwar, es versäumt aber einer der
andern Streitgenossen diesen Termin, so wird mit den erschienenen
Streitgenossen verhandelt und auf Grund dieser Verhandlung durch
dasselbe Urtheil rücksichtlich aller Streitgenossen entschieden. Das
Urtheil hat zum Vortheile sowie zum Nachtheile der Nichterschienenen
die Wirksamkeit eines kontradiktorischen Urtheils, so daß gegen dasselbe
der Einspruch unzulässig ist.

Wenngleich dieses Institut geeignet sein mag, den Erlaß widersprechender
Urtheile gegen die mehreren Streitgenossen zu verhindern und wenngleich auch viel¬
fach bezeugt wird, daß dasselbe sich als zweckmäßig bewährt habe, so mußte sich doch
der Entwurf in Uebereinstimmung mit dem hannoverschen und dem norddeutschen
Entwurf (vgl. hannov. Prot. V. S. 1742—1752, XV. S, 5559, 5560, XVI. S. 6292
—6296, nordd. Prot. II. 630, 631, 638) gegen die Aufnahme des Verbindungsurtheils
entscheiden. Denn dasselbe steht mit dem Grundsatze des § 58 in Widerspruch,
greift in bedenklicher Weise in das bürgerliche Recht ein, führt dahin, den nicht
erschienenen Streitgenossen einen Vertreter aufzudrängen und sie im Falle der
Verurtheilung mit einer Quote der l erfolglos gebliebenen Vertheidigungskosten auch l S.
dann zu belasten, wenn sie nicht erschienen waren, weil sie sich nicht vertheidigen,
sondern kontumaziren lassen wollten und entzieht in amtsgerichtlichen Sachen dem
Kläger den wichtigen prozessualischen Vortheil, pro r»w seines Anspruchs gegen die
nicht erschienenen Streitgenossen sofort ein vorläufig vollstreckbares Urtheil (§ 601
Nr. 1) zu erlangen. Ueberdies ist ein besonderer Nachtheil — ein zcanclalL
MäioillirL, 8i propre ^ intirmer la eoutmnee, Hu'il «8t, i!eee88g,ire cl'imprimer aux
äeoi8ion8 äe8 rriduuaux, wie Loitlirck et 0o1met>I)a2M I.eeon8 6e8 proeeckure civile
(M. XI. I. S. 28?) behaupten — von der Erlassung verschieden lautender Urtheile
nicht zu besorgen, da auch beim Erscheinen aller Streitgenossen in Folge der den
einzelnen zustehenden verschiedenen Vertheidigungsmittel ganz von einander abweichende
Entscheidungen ergehen können, ganz abgesehen davon, daß eine gleiche Verschieden¬
artigkeit möglich ist, wenn gegen das Urtheil erster Instanz nicht von allen Streit¬
genossen das Rechtsmittel der Berufung oder der Revision eingelegt wird. Es hat
daher nach dem Entwürfe in konsequenter Durchführung des in § 58 ausgesprochenen
Grundsatzes die Versäumung eines Streitgenossen für diesen dieselben Folgen, wie
wenn er allein geklagt hätte oder verklagt worden wäre, so daß rücksichtlich desselben
die Vorschriften der §§ 285 ff. zur Anwendung kommen, während rücksichtlich der
erschienenenStreitgenossen die Verhandlung und die Entscheidung kontradiktorisch
erfolgen.

Der § 58 kommt nicht zur Geltung, soweit aus den Vorschriften des bürger¬
lichen Rechts oder dieses Gesetzbuchs sich ein Anderes ergiebt. Derartige Ausnahmen
bat der Entwurf für den Fall der Versäumung und des zugeschobenen Eides in den
z§ 59 und 416 aufgestellt, Ausnahmen, welche eintreten, wenn

1) das streitige Rechtsverhältniß allen Streitgenossen gegenüber nur einheit¬
lich festgestellt werden kann oder wenn

2) die Streitgenossenschaft aus einem sonstigen Grunde eine nothwendige ist.
Beiden Voraussetzungen ist gemeinsam, daß" sie dem bürgerlichen Rechte zu

entnehmen sind. Während die letztere 5ie Fälle umfaßt, in denen nach den Vor¬
schriften des bürgerlichen Rechts eine Klage gemeinschaftlichvon mehreren Berechtigten
oder gegen mehrere Verpflichtete zu erheben ist (die Fälle der sogen, exeeptia
plurium 1itl8<:on3ortiu.m), ist bei der ersteren zunächst an Fälle gedacht, in denen
mehrere Personen gemeinschaftlich klagen oder verklagt werden, obgleich jedem
Einzelnen die Vertretung rücksichtlich des streitigen Rechtsuerhältnisses in 8oliäuin
zusteht. Ein Beispiel gewähren die Bestimmungen des römischen Rechts, nach denen
„die Unteilbarkeit der Pradialseruituten jeden Miteigenthümer als solidarischen
Vertreter des herrschenden sowohl als des dienenden Grundstücks erscheinen laßt," so
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daß jeder Miteigenthümer konfessorisch oder negatorisch klagen und verklagt werden
kann und das erlassene Urtheil für und gegen sämmtliche Miteigenthümer volle
Wirksamkeit hat — zentsutill prasclia äatur — (vgl. von Sämann System VI. S
479—481, Wetzell Nä. II. S. 522, theilweise anderer Meinung Windscheid Lehrbuch
des Pandettenrechts 3. Aufl. Bd. I. S. 363, 364). Klagen daher sämmtliche eunäomini
oder werden sie sämmtlich verklagt, so ist für und gegen dieselben nur ein überein¬
stimmendes Urtheil möglich: das Grundstück kann pro varw incliviL«, nicht servitut-
frei und pro parw inäiviza nicht mit einer Sernitut belastet sein. Außer der Untheil-

S. 83. barkeit des streitigen Rechtverhältnisses kann hierher auch die Un I Heilbarkeit des
Streitgegenstandes gehören — je nach der Auffassung, welche eine derartige Unteil¬
barkeit in den bürgerlichen Rechten gefunden hat. Ob und inwieweit die offene
Handelsgesellschaft hierher gerechnet werden kann (vgl. deutsches Handelsgesetzbuch
Art. 111, 114, 117), wie in den Debatten der norddeutschen Kommission behauptet
worden, mag dahingestellt bleiben. Jedenfalls werden die Verhältnisse des Miteigen¬
tums und des Miterbrechts in dem Geltungsgebiete des preuß. A. L. N. nach der
die Praxis bestimmenden Auffassung des Obertribunals mit ergriffen (nordd. Pro,t,
II. 637—39, 795, 796, III. 1270), wenn sie nicht der zweiten Kategorie, den Fällen
der LXLSptio plurium litizoouzoitium beizuzählen sind.

In den bezeichneten Fällen muß im Interesse des bürgerlichen Rechts, durch
welches das in stnlioium geführte Rechts»erhältniß beherrscht wird, eine prozessualische
Verbindung der mehreren Streitgenossen mit Nothwendigkeit eintreten, damit nicht
durch widersprechende Urtheile über dieses Nechtsverhältniß unlösbare Verwickelungen
herbeigeführt werden. Der § 59 schreibt deshalb in Uebereinstimmung mit dem
nordd. Entw. § 59 vor, daß in solchen Fällen, wenn ein Termin oder eine Frist von
einzelnen Streitgenossen versäumt wird, die säumigen Streitgenossen als durch die
nicht säumigen vertreten angesehen werden. Aus dieser Vorschrift folgt namentlich,
daß in dem Termine, in welchem ein Streitgenosse nicht erscheint, die Verhandlung
mit dem Erschienenen stattfindet, daß gegen den Nichterschienenen ein Versäumniß-
urtheil nicht erlassen wird, daß das Urtheil, welches auf Grund der Verhandlung
mit dem erschienenen Streitgenossen ergeht, gleichwie ob dessen Anführungen dem
Nichterschienenen günstig oder nachtheilig sind, stets auch für den letzteren ein kontradik-
torisches Urtheil ist. Diese nothwendige Verbindung gilt nicht nur für den ersten
Termin, welcher zur mündlichen Verhandlung zur Hauptsache bestimmt ist, sondern
für die ganze Dauer des Rechtsstreits; sie tritt ein, sobald der Fall der Versäumung
vorliegt, und währt bis dahin, daß der säumige Streitgenosse sich an dem späteren
Verfahren wieder betheiligt. Diese Betheiligung ist ihm jederzeit gestattet, und er
ist zu neuen Terminen zu laden, für welche es "überhaupt einer besonderen Ladung
der Partei, beziehungsweise nach § 60 einer Ladung der anderen Streitgenossen bedarf.
Daß auf den säumigen Streitgenossen die §§ 153," 154 Anwendung finden, bedürfte
nicht besonderer Hervorhebung.

Weitere Schwierigkeiten entstehen, wenn sich die Erklärungen der Streitgenossen
widersprechen, wenn z. B. der eine Streitgenosse gesteht, der andere dagegen leugnet;
Schwierigkeiten, welche sich noch steigern, wenn es sich um das Beweismittel des
Eides handelt. Der Entwurf hat, wie bereits bemerkt, den letzteren Fall in § 416
geregelt, während er eine solche Regelung in dem ersteren Falle nicht für erforderlich
erachtete. Die konsequente Durchführung der den Entwurf beherrschenden Prinzipien
fordert, daß die nur von einzelnen Streitgenossen eingeräumte Thatsache als bestritten
gelte; bei der Beurtheilung der Frage' aber, ob "diese bestrittene Thatsache als
bewiesen anzunehmen sei, es der freien Würdigung des Gerichts unterliegen muß,
welches Gewicht auf das Geständnis; einzelner Streitgenossen zu legen ist (nordd.
Prot. II. S. 1040).

Der für alle Fälle der Streitgenossenschaft anwendbare, dem preuß. Entw.
§ 236 und dem nordd. Entw. Z 41? konforme

§ 60 (K. V. 8 W, G. § 60)
S. 84. enthält neben der Bestimmung, daß das Recht zur Betreibung des Prozesses < jedem

einzelnen Streitgenossen zusteht, eine Vorschrift über das Verfahren, welches der
einzelne Streitgenosse zu beobachten hat, wenn er allein den Prozeß betreiben will.
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Er mutz, wenn er den Gegner zu einem Termine ladet, auch die auf seiner Seite
stehenden übrigen Streitgenossen laden' diese Vorschrift erscheint gerechtfertigt, weil
der gemeinsam begonnene Prozeß, soweit thunlich, ms zum Ende gemeinsam fortgefetzt
werden soll.

Drittel Nttl.

Betheiligung Dritter am Rechtsstreite.

§8 61-71. <K. V. 88 61—71, G. 88 61-73.)
Der Titel handelt:

1) von der Hauptintervention, 88 61, 62,
2) von der Nebenintervention, 88 63—67,
3) von der Streituerkündung, 88 68—70,
4) von der Benennung des Auktors, ß 71,,

und faßt in dieser Weise die vom Entwurf anerkannten Fälle zusammen, in denen
dritte Personen aus eigenem Rechte oder Interesse sich an einem anhängigen Prozesse
neben den Hauptparteien betheiligen.

I. Hlluptintervention.

88 61, 62. (K. V. 88 61, 62, G. 88 61. 62.)
Das Institut der Hauptintervention ist aus dem Bedürfnisse der Praxis her

vorgegangen und trotz theoretischer Angriffe gegen seine Berechtigung — vgl. Renaud
Civilprozeh 8 153 S. 408 — im gemeinrechtlichen Prozesse anerkannt (Wetzell Nä.
II. 8 64) und geltendes deutsches Prozeßrecht, einschließlich des preußischen Prozesses
A. G. O. I. 18, und des französischen Rechtsgelnets. In dem französischen Rechte
tritt die Hauptintervention nicht als selbstständiges Institut, sondern als ein Fall
der Intervention (Locks üo proo. ^rt. 339 bis 341, Oarrö 6t (Hanvoau H.äolplie,
I.oi3 äo 1a prooeäuro civile st aämini^trativs 4. Vcl. III. z>ÄF. 201) und der — von
dem belgischen Entwurf beseitigten — tisros Opposition (Ooäs äs proo. ^rt. 466,
474 — 479) auf. Die neuen deutschen Prozeßgesetzgebungsarbeiten haben die
Hlluptintervention aufrechterhalten, und auch der 'revidirte österreichische Entwurf
für die nicht zur ungarischen Krone gehörigen Länder von 1867 hat 88 67 bis
69 das Institut aufgenommen, während es der Entwurf von 1866 Übergängen
hatte.

Der Entwurf hat sich ebenfalls für Beibehaltung der Hauptintervention ent¬
schieden. Dieselbe kann zu einer Minderung der Prozesse und zur Vermeidung
widersprechender Urtheile führen; sie dient ferner als ein geeignetes Mittel, berechtigte
Interessen in wirksamster Weise zu sichern. Solchen praktischen Vortheilen gegenüber
verlieren theoretische Bedenken die ihnen beigelegte Bedeutung. Demgemäß wird in
Anschluß an das gemeine Prozeßrecht dem Hauptintervenienten, welcher nach all¬
gemeinen Grundsätzen nur gegen eine der streitenden Parteien zur Erhebung der
Klage berechtigt ist, die Befugnih eingeräumt, seinen Anspruch auf den Streitgegen¬
stand gegen beide Parteien als Streitgenossen in einer Klage geltend zu machen.
Dies gewährt ihm, im Falle er obsiegt, ein gegen beide Theile wirksames und )e
nach dem Gegenstande des Rechtsstreits auch gegen beide Theile vollstreckbares Urtheil.
Außerdem ist es in Ab > änderung der allgemeinen Kompetenzvorschriften aus Rück- < S. 85.
ficht auf den materiellen Zusammenhang der Sachen gestattet, die Klage bei dem
Gerichte des Hauptprozesses zu erheben.

Die Hauptintervention ist zulässig, wenn Jemand die Sache oder das Recht,
worüber zwischen anderen Personen ein Rechtsstreit anhängig geworden ist, ganz oder
theilweise für sich in Anspruch nimmt. Sie findet Anwendung auf Ansprüche, welche
mittelst einer dinglichen Klage oder mittelst einer persönlichen Klage geltend zu machen
sind, und ist nicht nur in Prozessen, in denen körperliche Sachen — zpooio» oder
univsrÄtÄ» — den Streitgegenstand bilden, sondern auch in Prozessen über Forderun-
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gen zulässig. Letzterer Fall war auf der hannouerschen Prozeßkonferenz — Protokolle
S. 4888 ff. — streitig, ist aber im hannou. Entw. ß 5? zu Gunsten der Forderungen
entschieden.

Der Entwurf giebt über die prozessualische Behandlung dieser Klage außer der
Bestimmung des § 76, daß die Vollmacht für den Hauptprozeß die Vollmacht für
eine Hauptmternention umfaßt, keine besonderen Vorschriften,

Abweichend von Hannover § 35, Baden § 107, Württemberg Art. 91 ist die
Zulässigkeit der Hauvtinteruention nicht von der Bescheinigung des Anspruchs abhängig
gemacht. Auch kann der Hauptintervenient nach Vorschrift der §ß 741 ff. zur
Sicherung feines Anspruchs einen Arrest auf den Streitgegenstand erwirken und nach
§ 62 die Aussetzung des Hauptprozesses bis zur Entscheidung über die Hauptinter¬
vention beantragen. Ein solcher Antrag steht beiden Parteien zu, auch kann nach
ß 133 das Gericht die Aussetzung des Hauptprozesses von Amtswegen anordnen.
Umgekehrt kann das Gericht, dem allgemeinen Grundsätze des ß 132 entsprechend, die
Verbindung des Haupt- und Interventionsprozesses behufs gleichzeitiger Verhandlung
und Entscheidung anordnen, wenn beide Prozesse sich in derselben Instanz befinden.

Die Zulässigkeit der Hauptintcruention beschränkt der preuß. Entw. § 713 auf
die Dauer der ersten Instanz "und gewährt § 718, im Falle der Hauptprozeß in höherer
Instanz anhängig ist, nur eine „unechte" Intervention in dem für diese Klage an sich
zuständigen Gerichtsstände. Dagegen erklären der hannov. Entw. § 57, der nordd.
Entw. § 96 und Württemberg Art. 91 die Hauvtinteruention so lange für zulässig,
als der Hauptprozeß noch nicht völlig erledigt ist, also auch noch im Vollstreckungs-
verfahren. Der Entwurf geht übereinstimmend mit Hannover §§ 35, 583 und der
preuß. A. G. O. I. 18. § 5. t. 24, ß 75 ff., auch Bayern Art. 66 bez. 870, 874, 1021,
1105 einen mittleren Weg, indem er die Hauptintervention mit den Wirkungen der
M 61, 62 nur bis zur rechtskräftigen Entscheidung des Rechtsstreits gestattet. Denn
mit diesem Zeitpunkte erlischt die Anhängigkeit des Hauptprozesses und kann daher
eine Betheiligung des Hauptintervenienten an dem Hauptprozesse, beziehungsweise eme
Einwirkung des Interventionsprozesses auf den Hauptprozeß nicht mehr"stattfinden.
Es fehlt an der charakteristischen Koinzidenz der Prozesse. Dagegen bleibt trotz der
rechtskräftigen Entscheidung das etwaige Recht des Dritten, welcher die Hauptinter-
vention unterließ, an dem Streitgegenstände des entschiedenenHauptprozesses bestehen
und es ist derselbe aus diesem Grunde befugt, falls das rechtskräftige Urtheil des
Hauptprozesses zur Vollstreckung gebracht wird^ auf dem im 8 639 angegebenen Wege
seine Rechte in Betreff des Exekutionsobjekts geltend zu machen.

< S. 86. III. Nebenintervention.

88 63—67. (K. V. 88 63—67. G. 88 63—68.)
Der Nebenintervention gehören im Gegensatze zur Hauptintervention die Fälle

an, in denen der Intervenier!! nicht einen die Rechte der Parteien des Hauptprozesses
auf den Streitgegenstand ausschließenden Anspruch verfolgt, sondern nur besorgt, daß
die Entscheidung des Hauptprozesses auf eigene Rechte' nachtheilig einwirken könne,
und in denen er sich daher auf die Seite der einen Hauptpartei stellt, um ihr in dem
anhängigen Prozesse zu einem obsieglichen Urtheile zu verhelfen.

Der § 63 gestattet die Nebenintervention demjenigen, welcher ein rechtliches
Interesse daran hat, daß in einem zwischen anderen Parteien anhängigen Rechtsstreite
die eine Partei obsiege. Ob der Fall eines solchen rechtlichen Interesses vorliegt,
entscheidet das bürgerliche Recht. Da die Prozeßordnung in dem Geltungs¬
bereiche weit auseinander gehender Civilrechte gelten soll, so war die Gestattung der
Nebenintervention in möglichst weitem Umfange ein entschiedenes Bedürfniß,
In dieser Beziehung folgt der Entwurf der preuß, A. G. O. I. 18 § 2, dem preuß.
Entw. § 719, dem nordd. Entw. § 100 und dem französischen Reckte (vgl. Oarre
st lüKauvLau HäolpNL, 1. «. III. pulZ. 201), und deckt insbesondere die weitgehende
Berechtigung zur Nebenintervention nach dem (üoll, oiv. Art. 1166. (^»i-rö et
NIiauvtHl, ^.slolplle, 1. o. III. 923. 203—205.)
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Der Nebenintervenient kann den Zeitpunkt seines Eintritts in den Prozeß „bis
;u dessen rechtskräftiger Entscheidung" frei wühlen. Die Nebenintervention kann auch
innerhalb der Rechtsmittelfrist in Heibindung mit der Einlegung eines Rechtsmittels
erfolgen (vgl. preuß. Entwurf ß 721, Württemberg Art. 97, Bayern Art. 68, das
altpreuß. Prozeßrecht, Erk. des Ober-Tribunals vom 17. Juli 1860, Entsch. Bd. 43
S. 147).

Der Beitritt des Nebenintervenienten wird nach den allgemeinen Grundsätzen
in der mündlichen Verhandlung erklärt. Die Vorschriften des Entwurfs über vor¬
bereitende Schriftsätze und deren Zustellung sowie über die Anberaumung von Ver¬
handlungsterminen finden entsprechende Anwendung <M 115, 146 ff., 184, 67). Die
hierauf bezüglichen Vorschriften anderer Gesetzeswerke (nordd. Entw. § 104, preuß.
Entw. Z 725, Württemberg Art. 100) sind als entbehrlich Übergängen; auch versteht
es sich für den Fall der Erhebung der Nebenintervention durch Einlegung eines
Rechtsmittels oder des Einspruchs nach den D 295, 458, 491, 598 von selbst, daß
ver betreffende Schriftsatz innerhalb der Nothfrist zur Vermeidung des Eintritts der
Rechtskraft zugestellt werden muß.

Da der Nebenintervenient in den Prozeß nur zur Unterstützung der „Haupt¬
partei" eintritt, so bleibt die letztere nach

8 64 (K. V. ß 64, G, § 64)
das eigentliche Prozehsubjekt, während der Intervenient lediglich ihren Zwecken
dient. Hieraus folgt, daß der Nebenintervenient den Prozeß in der Lage annehmen
muß, in welcher derselbe Hch zur Zeit „seines Beitritts" befindet, ferner, daß er zwar
berechtigt ist, nach seiner Wahl Angriffs- und Vertheidigungsmittel geltend zu machen
und alle Prozeßhandlungen wirksam vorzunehmen, jedoch nur insoweit seine Erklärungen
und Handlungen mit Erklärungen und Handlungen der Hauptpartei nicht im Wider¬
sprüche stehen, endlich, daß der > Nebenintervenient in dem Hauptverfahren zugezogen > S. 87.
wird (ß 6? Abs. 3). Er hat — vgl. preuß. Entw. Z 726, nordd. Entw. § '105 —
in Ansehung des Prozeßbetriebes die Stellung des Streitgenossen; dagegen ist materiell
seine Stellung diejenige eines Beistandes der Hauptpartei, neben welcher er im Prozesse
handeln darf (<NU82L g,äL88s). Uebereinstimmend sind der preuß. Entw. §§ 720, 722,
hllnnov. Entw. § 60, nordd. Entwurf H 101, Hannover ß 36, Württemberg Art. 98,
Bayern Art. 68.

Die Regel des ß 64 gilt auch für die vom Nebenintervenienten eingelegten
Rechtsmittel, welche daher gegenüber dem Verzichte oder der Zurücknahme der Haupt¬
partei unwirksam sind. Auf demselben Prinzip beruht die Vorschrift des Z 402, daß
die Zuschiebung oder Zurückschiebung des Eides an einen Nebenintervenienten nur in
dem Falle zulässig ist, wenn er ausnahmsweise (ß 66) als Streitgenosse der Haupt¬
partei gilt — und nach demselben Grundsatze ist die Vorschrift über die durch die
Nebeninteruention entstehenden Prozeßkosten in ß 94 geregelt.

Selbstverständlich ist es, daß der Nebenintervenient mit Einwilligung aller
Theile den Rechtsstreit statt desjenigen, dem er beitritt, allein übernehmen und ohne
dessen fernere Theilnahme fortsetzen kann. Hannover Z 36, hannov. Entw. Z 60 und
Württemberg Art. 98 drücken diesen Satz noch besonders aus. Ohne Einwilligung
des Gegners kann dagegen die Uebernahme des Prozesses durch den Nebenintervenienten
in Stelle der ausscheidenden Hauptpartei — wie solches die preuß. A. G. O. I. 17
829 und der OoÄL äs proc. Art, 182 unter Umständen gestatten — nicht erfolgen.
Eine solche Befugniß würde die Prozeßstellung des Gegners beeinträchtigen, wenn
ihm z. B. eine zahlungsunfähige Person für den ausscheidenden Gegner gegenüber-
sschellt würde; die A. G. 0. 1. 1? Z 29 macht daher Vorbehalte in Betreff des Kosten¬
punkts und der Vollstreckbarkeit der ergehenden Entscheidung. Ebensowenig darf der
Nebenintervenient gegen den Willen des Gegners als Hauptpartei neben der Prozeß-
purtei, zu deren Gunsten er intervenirt, in den Prozeß eintreten (Baden Z 114 Nr. 1,
Allg. G. O. a. a. O. und 1. 18 Z 9).

Aus dem allgemeinen Charakter der Nebenintervention folgt, daß durch das im
Hauptprozesse ergehende Urtheil nur über das Rechtsverhältniß unter den Haupt-
parteien entschieden wird. Das Urtheil ist aber auch von Einfluß auf das Rechtsver-
lMtniß zwischen dem Nebenintervenienten und der Hauptpartei, welcher er beigetreten ist.

Material«» zur Civilprozeßordnung. 12
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In Anschluß an den preuß. Entw. 8 724 und an den nordd. Entw. § 102 (vgl.
auch Hannover 8 36, Baden Z 116) bestimmt der

8 65 (K. V. 8 65, G. § 65)
daß im Verhältnisse zur Hauptpartei der Nebenintervenient

1) die Entscheidung des Rechtsstreits, wie derselbe dem Richter vorgelegen hat,
als richtig entschieden gegen sich gelten lassen muß, und

2) den Einwand verliert, daß die Hauvtvartei den Prozeß mangelhaft geführt
habe (sxoLritio mllli prooL88U5); wenigstens ist dieser Einwand nur insoweit aufrecht
erhalten, als der Nebenintervenient durch die Lage des Rechtsstreits zur Zeit seines
Beitritts oder durch Erklärungen und Handlungen der Hauptpartei — z. V. durch
Zurücknahme eines vom Nebenintervenienten eingelegten Rechtsmittels — verhindert
ist, Angriffs- oder Vertheidigungsmittel geltend zu machen, oder als Angriffs- oder

S. 88. Vertheidigungsmittel, welche ihm >unbekannt waren, von der Hauptpartei absichtlich
oder durch grobes Verschulden nicht geltend gemacht sind.

Diese Bestimmungen greifen zwar in das bürgerliche Recht ein, sie stehen aber
mit dem Institute der Intervention in einem innigen Zusammenhange und schaffen
den Civilrechten, in denen sie sich nicht oder nicht vollstänoig entwickelt haben, keine
erheblichen Schwierigkeiten. Der Entwurf hat deshalb mit Recht — wie schon die
preuß. A. G. Ü. 1. 1? Z 19 — über den Bereich des Prozeßrechts hinausgegriffen, um
für diese wichtigen und vielfach bestrittenen Rechtsfragen die Rechtseinheit zu
begründen.

Abweichend weiden die in den 88 64, 65 geregelten Fragen durch den

8 66 (K. V. § 66, G. § 66)
geordnet, „insofern nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts die Rechtskraft der
in dem Hauptprozesse erlassenen Entscheidung auf das Rechtsverhültnih des Neben¬
intervenienten zu oem Gegner von Wirksamkeit ist". Hier gilt der Nebenintervenient
als wirklicher Streitgenosse der Hauptpartei im Sinne des 8 58, und es äußert dies
seine Wirkungen auch in Beziehung auf den Beweis durch Eid (88 402, 419) und
auf die Regelung des Kostenpunkts (88 94, 93). Es gehören unter diesen Paragraphen
die Fülle, in welchen das Recht oder die Verbindlichkeit des Nebenintervenienten durch
das Bestehen des Rechts oder der Verbindlichkeit einer im Prozesse begriffenen Partei
bedingt ist (Leonhardt, B. P. O. S. 46 Anm. 3). Ein Beispiel geben I.. 50 8 1. v.
äs IsMtiz I. ; I.. 14 v. äe appLll. 49, 1 (vgl. Wetzeil, Nä. II. S. 523) und das preuß.
A. L. R. I. 12 8 298 für einen Prozeß zwischen dem Testaments- und Intestat-Erben
über die Gültigkeit eines Testaments, wenn dem Ersteren der Legatar beitritt. In
diesen Fällen darf der Nebenintervenient, wie die I.. 14 pr. DiF. Hs appell. (49, 1)
sagt, nicht nur cauzae 2ÄL88L, sondern auch cÄli83,iu aßsrs; er steht dem Gegner nach
8 58 selvstständig als Einzelner gegenüber (vgl. hessisch. Entw. Art. 92, preuß. Entw,
8 723, Württemberg Art. 99, nordd. Entw. 8 103).

Widerspricht keine der Parteien dem Beitritte des Nebenintervenienten, so wird
derselbe vom Gerichte zugelassen. Behauptet aber eine der Parteien, daß die Neben¬
intervention unzulässig sei, so hat das Gericht hierüber nach

8 67 (K. V. § 67. G. 8 68)
auf Grund vorgängiger mündlicher Verhandlung zwischen den Parteien und dem
Nebenintervenienten nach den Regeln über den vrozcssualischen Zwischenstreit durch
ein Zwischenurtheil zu entscheiden. Gegen dieses Urtheil findet in Stelle der Rechts¬
mittel der Berufung oder Revision, deren Gestattung, wie die in Hannover gemachten
Erfahrungen beweisen, mit formellen Schwierigkeiten verbunden sein würde (hannou,
Prot. X. 3863, 64), die sofortige Beschwerde (8 516) statt. Aehnliche Vorschriften
geben Württemberg Art. 101, preuß. Entw. 88 ?27 ff., nordd. Entw. §8 106, 815
Nr. 1, 820. Bis zur rechtskräftigen Feststellung der Unzulässigkeit wird der Neben¬
intervenient zu dem Prozesse zugezogen. Diese Bestimmungen beruhen auf dem
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Gedanken (vgl, preuß. A. G. O. I. 17 8 17, V. u. 1. Juni 1833 8 58), daß durch die
Intervention der Gang des Hauptprozesses nicht aufgehalten werden soll.

Für das Urtheil des Gerichts auf Hulassuna, der Nebenintervention er >klärt > S. 89.
der ß 6? für maßgebend, daß der Nebenintervement sein Interesse, wenn nothig,
glaubhaft macht (8 251). Ebenso bestimmen der gemeinrechtliche Prozeß — Wetzell
tz<l. III. S. 50 —, Hannover 8 35, hannov. Entw. 8 60, nordd. Entw. ß 106,
Württemberg Art. 97.

Baden I 113 und der preuß. Entw. Z 733 schreiben in Betreff des Verhält¬
nisses der Nebenintervention zur Streitverkündigung ausdrücklich vor, daß derjenige,
welcher sich an einem Prozesse als Nebenintervement betheiligt hat, die Versäumung
der StieitverkundigunF nicht geltend machen darf. Eine solche generelle Bestimmung
erscheint aber nicht zweckmäßig, da ihr Inhalt meistens sich von selbst verstehen wird,
andererseits aber, da der freiwillige Beitritt des Nebenintervenienten erst im spateren
herlaufe des Rechtsstreits erfolgt sein, oder auch die Betheiligung des Intervenieren
später aufgehört haben kann, in dem einzelnen Falle zu entscheiden sein wird, ob die
Nebenintervention die Litisdenunziation deckt.

III. Streitverkündung.

§§ 68—70. (K, V. 68-70, G. §8 69—71.)
Gemeinsam ist der Streituerkündung mit der Nebenintervention, daß die

ungünstigeEntscheidung des Rechtsstreits Einfluß üben kann auf die Rechtsverhältnisse,
welche zwischen der Hauptpartei und einem Dritten bestehen. Unterscheidend ist, daß
der Nebenintervement aus freiem Willen in den Prozeß eintritt, um der Hauptpartei
durch seine Unterstützung zu einem obsieglichen Endurtheile Zu verhelfen, während
bei der Streituerkündung die Initiative von der betreffenden Prozeßpartei ausgeht,
welche den Dritten in den Prozeß hineinzieht, um mit dessen Hülfe den Prozeß zu
gewinnen, oder im Falle des Unterliegens sich für die zwischen ihr und dem Drttten
vorzunehmende Auseinandersetzung gegen den Einwand zu schützen, jener Rechtsstreit
sei mangelhaft geführt oder unrichtig entschieden.

Gleich dem preuß. Entw. 8 733 und dem nordd. Entw. Z 123 bleibt dem
bürgerlichen Rechte die Bestimmung überlassen, in welchen Fällen eine Partei zur
Streitverkündung verpflichtet ist und welche Folgen in diesen Fällen die Unterlassung
der Streitverkündung nach sich zieht. Dagegen normirt der Entwurf die prozessualische
Zulässigkeit, Form und Wirkung der Streitverkündung. Unterstellt ist dabei, daß
dieselbe gerichtlich erfolgt; nach dem preußischen Prozeßrechte — U. G. O. I. 17
§ 9 —, dem hannov. Entw. § 61 und nach Württemberg Art. 103 darf sie überhaupt
nicht anders als gerichtlich erfolgen.

Der

8 68 (K. V. § 68, G. 8 69)
bestimmt, daß die Streitverkündung — abgesehen von den civilrechtlichen Fällen
ihrer Nothwendigkeit — für jede Partei statthaft ist, welche im Falle des Verlustes
des Prozesses Regreßansprüche zu erheben oder Ansprüche wegen mangelhafter
Piozeßführung zu besorgen hat. Während Hannover 8 41 die Streitverkündung
nur „mit Rücksicht auf Ansprüche an Dritte" und der hannov. Entw. 8 61, sächf.
Entw. § 327, Baden 8 116, Württemberg Art. 102, Bauern Art. 69 dieselbe nur
dann zulassen, wenn die Partei für den Fall des ihr ungünstigen Ausgangs des
Rechtsstreits einen Anspruch auf Gewährleistung oder Schadloshaltung gegen einen
Dritten erheben zu können glaubt, gestattet der Entwurf — übereinstimmend mit
dem preuß. Entw. § 732, dem >nordd. Entw. L 10? und dem Hess. Entw. Art. 92 I S. 90.
— die Streitverkündung ebensowohl, wenn die Partei für den Fall des Unterliegens
im Prozesse den Anspruch eines Dritten besorgt. In diese Kategorie gehören
beispielsweisedie zahlreichen Fälle aus dem Gebiete des Handelsrechts, insbesondere
der Kommission, der Spedition, des Frachtgeschäfts, der Versicherung ?c., in denen
ein Prozeß auf Gefahr und für Rechnung eines Dritten geführt wird.

Die Streitverkündung wird in Uebereinstimmung mit dem nordd. Entw. § 10?
freigegeben bis zur rechtskräftigen Entscheidung des Rechtsstreits. Sie kann also

12*
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auch in höherer und abweichend von der preuß. A. G. O. I. 17 § 15, Verord. v,
1. Juni 1833 § 5? und dem preuß. Entw. § 735 noch in dritter Instanz geschehen.
Welche Folgen es für das Rechtsverhältniß zwischen dem Streitverkünder "und dem
Dritten hat, wenn die Streituerkündung nicht rechtzeitig geschieht, bestimmt sich im
Allgemeinen nach dem bürgerlichen Rechte, und in Betreff der beschränkteren Prozeß-
rechtlichen Wirkung der verspäteten Litisdenunziation nach ß 70 Abs. 3.

Nach der Schluhbestimmung des § 68 ist der Dritte zu einer weiteren Streit-
verkündung berechtigt: Daß der Litisdenunziat hierin die gleiche Berechtigung wie
die Prozehpartei haben soll, beruht auf den gleichen allgemeinen Gründen, ist allge¬
meines Prozeßrecht (vgl. für Preußen von Rönne, Ergänzungen Bd. III, S. 368,
hannov. Entw. ß 61 in tino, Württemberg Art. 106, Bayern Art. 69, preuß. Entw.
§ 732, nordd. Entw. § 112) und ist nicht davon abhängig, daß der erste Litis¬
denunziat dem Prozesse beitritt.

Der

s 69
bestimmt die Form der gerichtlichen Streituerkündung. Dieselbe geschieht dadurch,
daß der Streitverkünder dem Dritten einen Schriftsatz zustellt, welcher den Grund
der Streitverkündung und die Lage des Rechtsstreits anzugeben hat. Diese beiden
Bestandtheile des Schriftsatzes geben dem Dritten neben der ihm durch 8 261
gestatteten Einsicht der Prozeßakten das erforderliche Material, auf Grund dessen ei
seine Erklärung über die Streitverkündung abgeben kann, Abschrift des Schriftsatzes
ist — wie der nordd. Entw. § 114 noch ausdrücklich hinzufügt, durch den Streit¬
verkünder — dem Gegner mitzutheilen. Nach dem preußischen Prozesse, nach
Hannover § 41, hannov. Entw. 8 61 sind dem Dritten die bisherigen Prozeßver-
handlungcn in Abschrift mitzutheilen. Dies führt aber zur Vielschreibern und ist
auch nicht immer ausreichend zur Information des Dritten, wenn z. B. der vorbe¬
reitende Schriftwechsel nicht stattgefunden hat, oder im amtsgerichtuchen Verfahren
(§450).

Besondere Vorschriften über die Bestimmung und etwaige Verlegung des
Termins zur mündlichen Verhandlung in der Hauptsache mit Rücksicht auf eine
Streituerkündung sind für entbehrlich gehalten, da in dieser Hinsicht die allgemeinen
Vorschriften über Termine und Fristen maßgebend und ausreichend sind. Wegen
einer Streitverkündung findet eine Aussetzung des Hauptprozesses nicht statt.

Der

ß 70 (K. V. § ?o, G. 8 71)
regelt die prozessualischen Folgen der Streituerkündung, ie nachdem der Dritte
dem Streitverkünder beitritt oder aber den Beitritt ausdrücklich oder stillschweigend
ablehnt.

S. 91. Ersterenfalls bestimmt sich das Verhältniß des beitretenden Dritten zu > beiden
Parteien nach den Grundsätzen über die Rebenintervention (HZ 63—67). Desgleichen
bestimmen alle deutschen Prozeßgesetze, z. B. Hannover § 41, Baden § 120, Württem¬
berg Art. 104, Banern Art. 70, hannov. Entw. § 61, preuß. Entw. § 734, nordd.
Entw. tz 108. Es bedarf daher auch keiner besonderen Bestimmung, in welcher Form
der Dritte den Beitritt erklärt.

Der preußische Entwurf § 740 bestimmt im Gegensatze zu dem tz 727 (im Falle
der Nebenintervention), daß der Gegner nicht befugt ist, die Zulässigleit der Streit¬
verkündung zu bestreiten, und rechtfertigt dies damit, daß der Streit über die Zulassung
der Streituerkündung den Prozeß zu sehr aufhalten und den Streitverkünder in die
Gefahr bringen würde. Rechte zu verlieren, die er gar nicht wider den Gegner i»
Anspruch nehme. Die norddeutsche Kommission hat die Aufnahme dieser Bestimmung
mit überwiegender Majorität abgelehnt. Man hielt dafür, heißt es in den Prot. I,
S. 165, „daß durch diese an sich nicht klare Bestimmung das Interesse des Gegners
in nicht gerechtfertigter Weise verletzt werde und daß em Bedürfniß für den Erlaß
einer solchen Bestimmung überall nicht vorliege." Der Entwurf ist dem nordd. Entw,
gefolgt und hat dem Gegner des Litisdenunziaten den Widerspruch gegen den Eintritt
des Lttisdenunzianten in den Prozeß nicht genommen.

Für die Gestattung dieses Widerspruchsrechts sprechen die gleichen Gründe, aus
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denen es bei der Nebeninteruention dem Prozeßgegner gestattet ist, der Hineinziehung
eines Dritten in den Prozeß entgegenzutreten, Andernfalls würde durch ein nicht
schwierig herbeizuführendes Einverständnis; zwischen der Hauptpartei und dem Dritten
der Gegner das Recht zum Widersprüche verlieren, wenn die Nebenintervention in
die Form der Streituerkündung eingekleidet wird. Die Mittheilung des die Streit-
uerkündung enthaltenden Schriftsatzes an den Gegner setzt denselben zur Erklärung
über den Beitritt des Litisdenunziaten in den Stand und ist außerdem durch § 6?
Abs. 3 geboten, da der Litisdenunziat zu den Verhandlungen des Prozesses von der
ladenden Partei zugezogen werden muß.

Wenn dagegen der Dritte/den Beitritt ablehnt oder sich auf die Streituerkündung
nicht erklärt, so wird der Rechtsstreit ohne Rücksicht auf ihn unter den Parteien fort¬
gesetzt. Der Litisdenunziat bleibt aber desunqeachtet berechtigt, insofern die Voraus- -
setzungen des § 63 vorliegen, dem Prozesse als Nebenintervenient beizutreten.

Da das Rechtsverhältniß zwischen dem Streitverkünder und dem Dritten kein
unmittelbarer Gegenstand des ausschließlich unter den Parteien anhängigen Rechts¬
streits ist und da die Wirkung der geschehenen Streitverkündung unter den ersteren
Personen allein zu verhandeln ist, so sind über dieselbe in dem Endurtheile des
Rechtsstreits keine Feststellungen zu treffen. Die Praxis der preußischen Gerichte war
bisher keine gleichmäßige — vergl. von Rönne, Bd. III, S. 370 — obwohl die hier
vertretene richtigere Ansicht vorherrschend ist. Derselben nach Vorgang des nordd.
Entw. § 111 im Gesetze den entsprechenden Ausdruck zu geben, erschien bei der
prinzipiellen Richtigkeit und Selbstverständlichkeit des Satzes nicht geboten.

Aus den zu § 65 erörterten Gründen ist als Folge der Streitvertundung für
das Rechtsverhältniß unter dem Streitverkünder und dem Dritten festgesetzt, daß in
allen Fällen — mag also der Dritte dem ihm verkündeten Streite beitreten oder
nicht — gegen ihn die Vorschriften des tz 65 in Anwendung kommen; jedoch mit der
Abweichung, daß statt der Zeit des Beitritts diejenige Zeit ent >scheidet, zu welcher ! S 92.
der Beitritt in Folge der Streitverkündung möglich war (vgl. preuß. Entwurf § 736),

In den Prozeßordnungen von Hannover § 41, Baden § 119, Württemberg
Art, 106, Bayern Art. 70, im hannov. Entw. § 61 und im nordd. Entw. § 108 ist
ausdrücklich ausgesprochen, daß der Beitritt des Litisdenunziaten nicht als Anerkenntniß
gelte, daß der Streitverkünder den Rückgriff wider ihn habe. Diese Schlußfolgerung
liegt keineswegs im Wesen der Sache und bedarf daher nicht der Ausschließung durch
das Gesetz. Es ist vielmehr im einzelnen Falle Sache der freien richterlichen Würdigung,
ob aus dem Beitritte und den Umständen, unter denen er erfolgte, Beweisgründe
für eine Vertretungspflicht des Litisdenunziaten entnommen werden können.

IV. Benennung des Auttors.

ß.71. (K. V. § 71, G. § 73.)
Wer eine Sache in fremdem Namen besitzt, ist zwar berechtigt, wenn er auf

Restitution oder Exhibition derselben belangt wird, demjenigen, für welchen er besitzt,
den Streit zu verkünden, allein er erreicht durch diese Streitverkündung nicht den
Erfolg, welcher feinem Verhältnisse zur Sache entsprechend ist. Hat er kein eigenes
persönliches Recht an der Sache zu schützen oder will er ein solches Recht nicht schützen,
so ist er an dem Ausgange des Rechtsstreits, in welchen er verwickelt werden soll,
persönlich nicht interessirt." Er muß daher wünschen, daß er von seinem Autor nicht
blos in der Piozehführung unterstützt, sondern der Last derselben, der Verpflichtung
M Defension der Sache, gänzlich enthoben werde. Um diesem Wunsche gerecht zu
werden, bedürfen die Bestimmungen über die Streituerkündung einer Erweiterung.
Es muh einerseits die Möglichkeit gegeben fein, daß der Auktor den Prozeß auch
gegen den Willen des Klägers übernehmen, und demgemäß der alisno uamins
voZ8i<lLii8 aus dem Prozesse ausscheiden kann. Andererseits muß aber dem Beklagten
gestattet werden, wenn der Auktor die Defension nicht übernehmen oder nicht unter¬
stützen will, auch seinerseits die Vertheidigung abzulehnen, ohne für die daraus
entspringenden Folgen verantwortlich zu sein. Beide Zwecke erzielt das gemeine
Prozeßrecht durch die lauclatio auowriz (1^, 2 d udi in rem aotio 3, 19. Wetzell,
Nä. III. S, 54 bis 57, Briegleb, Einleitung in die Theorie der summarischen



182 Begründung des Entwurfs.

Prozesse S. 278 bis 293), ein Institut, welches auch im preußischen Rechte (A, L,
R. I, 7 §§ 165, 166, I. 15 §§ 11 ff.) und in den neueren deutschen Prozeßgesetzen
und Prozeßgesetzentwürfen (Hannover ß 40, Baden W 124—127, Württember»
Art. 107—109, Bayern Art. 74—77, hannov. Entw. §§ 62—67, preuß. Entw. ß 744,
nordd. Entwurf 3 122) mit mannigfachen Modifikationen Anerkennung gefunden hat!
Auch dem französischen Rechte ist die Anschauung, auf welcher die lauäatio auewriz
beruht, nicht fremd geblieben, wie der Art. 1727 des Ouäe oiv. beweist.

Wenn auch die lauäatin auetoriz mannigfach angefochten ist und wenn sie auch
für den hauptsächlichsten Anwendungsfall — für die rei viuäi«atio bei Immobilien
— in Folge der Durchführung des Grundbuchsystems ihre praktische Bedeutung ver¬
lieren mag, so konnte sich der Entwurf der Aufnahme derselben um so weniger ent¬
ziehen, als sie nach einzelnen Landesgesetzen in bestimmten Fällen geboten ist (vgl.
A. L. R. I. «., 0oäs civil I. c).

Der ß 71 gestattet die Nomination jedem Beklagten, welcher als Besitz«
l S. 93. ! (Detentor) einer Sacke — beweglichen oder unbeweglichen preuß. A. G. O. I. 1?

§34 — belangt ist, die er im Namen eines Dritten zu besitzen behauptet. Die
Nomination findet also nicht nur bei den dinglichen und diesen gleichgestelltenKlanen
statt — Baden Z 124, Bayern Art 74, hannov. Entw. § 62 — sondern ist bei allen
Klagen zulässig, welche nach dem bürgerlichen Rechte gegen den Besitzer einer Sache
als solchen erhoben werden können. Insoweit ist sie daher auch bei konfessorischen
und negatorischen Klagen möglich (vgl. nordd. Prot. I. S. 171, 173). Der sächs,
Entw. Z 317 gestattet die Nomination jedem Dritten, welcher wegen einer einseitigen,
in redlichem Glauben vorgenommenen Handlung auf Ersatz des hierdurch entstandenen
Schadens verklagt wird, wenn er die Handlung im Auftrage eines Andern vornahm.
Eine so weite Ausdehnung des Instituts ist theils entbehrlich, theils wegen der in
Betracht kommenden Vorschriften des bürgerlichen Rechts bedenklich, auch in diesen
weitergehenden Fällen ohne innere Berechtigung, da hier der Einwand des un¬
richtigen Beklagten vorliegen wird, während die Nomination lediglich in dem
civilrechtlichen Verhältnisse des Beklagten zum Auttor beruht und die Frage nach
der Pllssivlegitimation nicht berührt. Vgl. Wetzell, llä. III. S. 67, nordd. Pr«t,
I. S. 170—173.

Die Nomination erfolgt dadurch, daß vor der Verhandlung zur Hauptfache
der Beklagte dem Benannten den Streit verkündet und ihn zu einem Termine
behufs feiner Erklärung ladet, gleichzeitig aber dem Kläger den Auktor „benennt,"
Der Beklagte kann bis zur Erklärung des Benannten oder bis zum Schlüsse des
Termins, in welchem sich der Benannte zu erklären hat, die Verhandlung zur Haupt¬
sache verweigern.

Bestreitet der Benannte die Behauptung des Beklagten oder unterläßt er, eine
Erklärung abzugeben, so braucht der Beklagte den Prozeß nicht weiter fortzusetzen,
sondern ist dem Benannten gegenüber berechtigt, dem Klagantrage zu genügen. An¬
erkennt dagegen der Benannte die Behauptung des Beklagten, so ist er berechtigt,
mit Zustimmung des Beklagten den Prozeß zu übernehmen. Will der Beklagte als
Hauptpartei im Prozesse verbleiben, so kann ihm der Benannte nach Z 63 als Neben-
intervenient assistiren (vgl. Hannover 8 40). Wird der Rechtsstreit aber von dem
Benannten übernommen, so ist der Beklagte auf Antrag von der Klage zu entbinden,
Die Zustimmung des Klägers zur Uebernahme des Prozesses durch den Benannten
ist nur insofern erforderlich, als derselbe Ansprüche geltend macht, welche unabhängig
davon sind, daß der Beklagte im Namen eines Dritten besitzt (also in Betreff der
oauzg, rei oder im Falle der preuß, A, G. O. I. 1? § 40), weil das in dem Rechts¬
streite gegen den Benannten ergehende Urtheil in Ansehung der Sache selbst auch
gegen den ausgeschiedenen Beklagten für wirksam und vollstreckbar erklärt worden ist,
so daß auf Grund desselben gegen ihn die Restitution oder Exhibition der Sache
mittelst Zwangsvollstreckung bewirkt weiden kann.

Ueber die civilrechtlichenFragen, in welchen Fällen eine Benennung des Auktors
nothwendig sei und welche Folgen deren Unterlassung nach sich ziehe, enthält sich der Z 71
jeder Bestimmung (vgl. nordd. Entw. Z 123).
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V. Garantie» oder Riickklage.

Der Entwurf kennt das Institut der Garantieklage, die Verbindung der Klage
auf Gewährleistung oder Schadloshaltung mit der Streitverkündung, nicht. Auf
französischem Boden in Folge Mißverständnisses einzelner Bestimmungen des römischen
Rechts — I,, 49 v. äs M. 5, 1. I.. 39 pr. v. äs eviot. 21, 2 — > entstanden, durch > S. 94.
die OräaunÄnos von 166? und durch die späteren französischen Gesetzgebungen(Ooäe
«v. art. 1640, «HoäL äs pioo. art. 175 ff.) sanctionirt, wird dieses Institut in Frank¬
reich und den deutschen Rheinprovinzen als eine praktisch werthvolle und durch die
Erfahrung als zweckmäßig und nützlich erprobte Rechtsschöpfung gerühmt; erfahrungs¬
mäßig sollen die wesentlichen, im mündlichen Verfahren vorzugsweise erkennbaren
Vortheile der Einrichtung, welche es ermöglicht, daß der Prozeß über die Pflicht
zur Gewährleistung und Schadloshaltung (Garantieklage) vor demselben Gerichte
zugleich mit dem Hauptprozesse verhandelt und in einem und demselben Urtheile ent¬
schieden werde, darin bestehen, daß durch dieselbe die Prozesse vermindert, vereinfacht
und beschleunigt, widersprechende Urtheile vermieden und sowohl Zeit als Kosten
erspart werden (vgl. Seuffert, Krit. Vierteljahrsschrift VI. S. 531—556). Das
Institut der Garantie- oder Nückklage ist — abgesehen von Bayern Art. 69—72 —
dem deutschen Rechte und der deutschen Praxis fremd: in Baden ist dasselbe geltendes
Recht gewesen, aber von der Prozeßordnung von 1864 wieder aufgegeben (vgl.
Kommissionsberichtder II. badischen Kammer vom 20. April 1863 S. 9). Theoretisch
ist das Institut nicht zu rechtfertigen, indem es namentlich mit den Vorschriften des
bürgerlichen Rechts über das Klagrecht — aotio uata — durch Gestattung der An¬
stellung der Regreßtlage vor der rechtlichen Begründung des Regreßanspruchs, sowie
mit den Grundsätzen über die re» MieatÄ in Widerspruch steht und den allgemein
geltenden Grundsätzen über den Gerichtsstand durch die Verpflichtung des Regreß-
beklllgten,dem Gerichtsstände des Klägers zu folgen, widerstreitet. Dem Mißbrauche,
zu welchem diese, dem Regreßbeklagten zur schweren Belästigung gereichende Vor¬
schrift in Betreff der Begründung eines Gerichtsstandes Anlaß giebt, hat der Ooäe
äs pruo. durch mehrfache Vorschriften vergeblich zu steuern versucht, und es liegt
die Vermuthung nahe, daß die entsprechenden Vorschriften der bayerischen Prozeß¬
ordnung Art. 71 ebensowenig eine erfolgreiche Wirkung gegenüber senem Mißbrauche
erzielen werden. Der Garantiebeklagte ist überhaupt dabei nicht mteressirt, daß er
schon vor Entscheidung des Hauptprozesses vor dem vielleicht sehr entfernten Gerichts¬
stände des Garantieklagers belangt werden könne; das Institut beruht vielmehr auf
einer einseitigen Bevorzugung des Interesse des Garantieklägers, läßt das Interesse
des Garantiebeklllgten unberücksichtigt und gefährdet die Rechte des letzteren in auf¬
fälliger Weise. Wird im Gebiet des französischen Rechts die Nützlichkeit des Insti¬
tuts anerkannt, so erklärt sich dies zum Theil aus der Thatsache, daß dem französischen
Rechte die Streitvertündung nicht bekannt ist. Neben der Streitvertündung hat die
Garantieklage eine wesentlich andere Stellung, und das praktische Bedürfniß sowie
die praktische Zweckmäßigkeit, welche zu Gunsten der Garantieklage geltend gemacht
werden, treten völlig zurück, wenn die Streitverkündung, welche in beiden Beziehungen
zur Wahrung der Interessen aller Betheiligten genügt, zulässig ist. Ferner kann
nicht bestritten werden, daß der Garantieprozeß ganz unnüthig ist, wenn im Haupt¬
prozesse die Klage abgewiesen oder im Falle des Öbsiegens des Hauptklägers die
Regreßpflicht ohne Weiteres von dem Pflichtigen anerkannt und erfüllt wird, so daß
in vielen Fällen durch Verbindung der Garantieklage mit der Streitverkündung eine
nicht zu billigende Vermehrung der Prozesse und eine ganz nutzlose Prozeßfühlung
eintreten würde. Mag auch immerhin in einzelnen Fällen eine gleichzeitigeVerhandlung
des Hauptprozesses und des Garantieprozesses angemessen erscheinen, so wird doch,
da in der Regel bei streitigem Regreßanspruche schwierige und verwickelte Fragen zu
>entscheiden sind, im Falle gleichzeitiger Verhandlung der beiden Prozesse und wenn > S. 95.
nicht lediglich eine, sondern eine zweite, dritte, vierte :c. Garantieklage erhoben wird,
eine Verwirrung und Verweitläufigung des Verfahrens eintreten tonnen, welcher
nur durch ein sehr ausgedehntes richterliches Trennungsrecht (Bayern Art. 72, norod.
Entw. § 120) vorgebeugt werden kann. Prozessualische Verwickelungen sind außer¬
dem in Folge der doppelten Stellung derjenigen Person, welche nach der Streitver-
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kündung im Hauptprozesse als Nebenintervenient dem Beklagten beitritt und im
Garantieprozesse dem letzteren als Gegner gegenüberstellt, zu befürchten, und die
Regelung des Kostenpunkts bietet kaum zu lösende Schwierigkeiten. Der behauptete
Nutzen der Garantietlage wird endlich dadurch beeinträchtigt, daß bei dem Gerichte
der Hauptsache die Garantieklage nicht angestellt werden kann, wenn es für dieselbe
sachlich unzuständig ist oder durch Vereinbarung nicht zuständig werden kann. Da
mithin für die theoretisch nicht gerechtfertigte, dem französischenRechte eigenthümliche
Garantieklage überwiegende Gründe der Zweckmäßigkeit nicht anerkannt weiden
können, so hat der Entwurf diefe den deutschen Rechtsanschauungen widerstreitende,
auch von der hannov. Prozeßkommission nach wiederholten und eingehenden
Berathungen (Prot, S. 812 ff., 922 ff,, 516? ff.) verworfene Institution — abweichend
von der baner. Prozeßordn., dem preuß. Entw. §§ 745—748 und dem nordd. Entw.
§§ 117—121 — mcht aufgenommen, indem die Hoffnung begründet erscheint, daß
die Nichtabnahme des übereinstimmenden Beifalls der deutschen Rechtswissenschaft
und der überwiegenden Mehrzahl der praktischen Juristen Deutschlands stch zu erfreuen
haben wird.

VI. Beiladung.

Der Entwurf übergeht gleich dem nordd. Entwurf die Beiladung. Die zwangs¬
weise Zuziehung eines Dritten zur Theilnahme an einem anhängigen Rechtsstreite
ist im Allgemeinen unzulässig. So auch Hannover § 42, sächs. Entw. § 311. Eine
solche Beiladung, welche sich in der französischen Praxis entwickelt hat (inwrventiun
torcee, Lonnier, NlLwsnt« äs pi-o<Mui-L civils M. 723. (üai-rö st «HauvW»
^öoliM l. c. III. MF. 208, 209 M. 1271), würde in dem größten Theile Deutsch¬
lands als ein anomales und mit den Vorschriften des bürgerlichen Rechts nicht
vereinbares Institut erscheinen, für dessen Einführung ausreichende Gründe nicht
vorliegen. Von den neueren Gesetzgebungsarbeiten hat nur der preuß. Entwurf
§§ 749—754 die Beiladung für Fälle vorgeschlagen, in denen mehrere Personen,
welche zu einer gemeinschaftlichen Klage berechtigt sind, nicht als Streitgenossen,
sondern nur einer oder nur einige von ihnen klagend auftreten. Hier können die
übrigen vom Beklagten durch eine gegen sie gerichtete negatorische Klage zur Streit¬
genossenschaft genöthigt werden. Das Anwendungsgebiet dieser Beiladung ist nicht
groß und wird zum Theil und für den Beklagten mit besserem Erfolge durch die
exceMu zMrium litizecmzortium gedeckt.

Auch eine allgemeine Verweisung auf die Vorschriften des bürgerlichen Rechts
über die Zulassung der Beiladung — wie z. B. hannov. Entw. § 65, Bayern Art,
73 — ist in Ermangelung näherer Regelung der prozessualen Stellung des Beige-
ladenen nicht nur für bedenklicb, sondern auch für unzulässig erachtet. Der Entwurf
kennt nur in einzelnen Fällen oie Ladung eines Dritten zur Theilnahme am Rechts¬
streite, z. B. Benennung des Auktors § 71, Ladung der Gläubiger Seitens des

S. 96. Drittschuldners im Zwangsvollstreckungs - Verfahren > § 700, Ladung des Anwalts
behufs Zurückgabe von Urkunden § 122. Im Uebrigen gestattet er die Beiladung
nur in der Form der Streituerkündung, schließt also damit jede andere Form und
jeden andern Fall als unstatthaft aus.

MW Mel.
H>rozeßbeV0llm8chtigte und Beistände.

88 72—84. (K. V, 88 72-84, G. 88 74-86.)
Die

88 72, 73 (K. V. 88 72, 73, G. 88 74. 75)
entscheiden die wichtige Frage vom Anwaltszwange dahin, daß

1. vor den Landgerichten und vor allen Gerichten höherer Instanz die Par¬
teien sich in der Regel durch einen bei dem Prozehgerichte zugelassenen
Rechtsanwalt als Bevollmächtigten vertreten lassen müssen;
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2. daß dagegen in den Ausnahmefällen des ersten Satzes und in den Rechts¬
streitigkeiten vor den anderen Gerichten erster Instanz die Parteien den
Rechtsstreit selbst oder durch jede prozeßfähige Person als Bevollmächtigten
führen können.

Nährend das Verfahren vor den Landgerichten vorbehaltlich der durch § 79
Ms, 2 gedachten Ausnahmen als „Anwaltsvrozeß" konstruirt ist, hat der Entwurf
das Verfahren vor den Amtsgerichten und vor den Handelsgerichten derartig ein-
sserichtet, daß die Parteien den Prozeß in Person oder durch Bevollmächtigte, welche
nicht nothwendig Rechtsverständige sein müssen, führen können.

I. Mit den vorstehenoen Bestimmungen entspricht der Entwurf im Allgemeinen
dem französischenRechte (lüaäs cls proo. art. 9, 85, 414, «üoäs äs eommsres art. 627),
der Prozetzordn. für Vraunschweig 88 4, 5, Oldenburg Art. 46 § 1, Hannover ß§ 67,
l,8, Banen 8,§ 128, 994, Bayern Art. 78, 79 und den neuen deutschen Entwürfen,
insbesondere dem hannov. Entw. ß§ 92, 93, dem preuß. §ß89, 90, 924, dem österreich.
von 1867 W 102 und 103, dem nordd. 88, 124, 125. Dagegen besteht kein gesetzlicher
Anwaltszwang im gemeinen Civilprozesse und nach dem altpreußischen Prozeßrechte.
Von den neuen Prozeßgesetzgebungen hat allein Württemberg Art. 111 gegen den
Nnwaltszwang entschieden. Desgleichen das Genfer Gesetz über die Advokaten,
Prokuratoren und Huissiers vom 20. Juni 1834 Art, 8 und der sächs. Entwurf
tzß 331—334.

Der allgemeine und innere Grund für das Gebot der Vertretung durch Anwälte
in dem Regeluerfllhren vor den Landgerichten und vor den höheren Gerichten besteht
m der Art und Weise, wie dieses Verfahren konstruirt ist. Nach den praktischen
Erfahrungen innerhalb der Rechtsgebiete mit gleichen Prozedurformen ist der Anwalts¬
zwang für ein Prozeßverfahren, welches auf "den Grundsätzen der Unmittelbar!«! der
Verhandlung vor dem erkennenden Richter und des Prozeßbetriebes—wenigstens in den
wesentlichen Theilen — durch die Parteien beruht, ganz unentbehrlich. Die Verhütung
unüberlegt und unrichtig begonnener und geführter Prozesse ist vom Standpunkte des
Staatswohls, der Rechtspflege und der prozeßführenden Parteien gleich wünschcnswerth.
Die Thätigkeit der Gerichte soll nicht ohne wirkliches Bedürfniß und nicht ohne die
>Möglichkeit und Wahrscheinlichkeit, daß der erstrebte Zweck auch wirklich erreicht > S. 97.
werde, in Anspruch genommen werden. Jeder wichtige Prozeß erfordert zur erfolg¬
reichen Durchführung eine gründliche Vorbereitung, welche ohne Rechtskunde und
ohne Rechtserfahrung nicht wohl bewirkt werden kann. Das vielfach laut gewordene
Bedürfniß nach einer freieren Gestaltung des Dispositionsrechts der Parteien im
Prozesse und die gerechtfertigten Wünsche auf Beseitigung des Bevormundungs¬
prinzips machen es zur Nothwendigkeit, die vorbereitenden Stadien des Prozesses,
dessen eigentliche Instruktion aus den Handen des Gerichts in diejenigen der Parteien
zu verlegen. Werden aber aus diesen Gründen früher richterliche Funktionen den
Parteien überlassen, so ist eine Gewähr dafür erforderlich, daß der Prozeßbetrieb
in der Hand von Personen ruht, welche eine ähnliche Garantie für die Sorgsamkeit
und Zuverlässigkeit ihrer Geschäftsthätigkeit darbieten, wie die Richter. Nur in der
Voraussetzung, daß die Vertretung der Parteien durch Personen erfolge, welche kraft
ihrer Bildung, ihres Berufs, ihrer Standesehre und ihrer amtlichen Stellung zum
Prozeßgerichte solche Garantien bieten, hat der Entwurf im Interesse der freieren
Gestaltung des Verfahrens nach Möglichkeit von erschwerenden Förmlichkeiten absehen
können. Es bedarf nur des Hinweises auf die präsumtive Vollmacht der Anwälte
und die Größe der ihnen beigelegten Befugnisse — §§ 82, 75 —, auf die wechsel¬
seitige Mittheilung der Prozehschriften und Urkunden §§ 174, 122, auf ihre Pflicht
zum Halten vollständiger Anen § 128, auf ihre Befugnih, den Gang des Prozesses
zu betreiben und einzuhalten, §§ 184, 195, 220. Aus einer mangelhaften Wahrneh¬
mung dieser Verrichtungen müßten für die Gerichte und die Parteien die bedenklichsten
Uebelstänoe hervortreten. Außerdem ist es für die mündliche Verhandlung vor dem
erkennendenGerichte von wesentlicher Bedeutung, daß die verhandelnden Personen
neben der erforderlichen Rechtsbildung auch die Fähigkeit besitzen, in freier Rede
und Gegenrede den Hesammten Inhalt des Rechtsstreits in thatsächlicher und recht¬
licher Beziehung dem Gerichte vorzutragen. Eine diesen Voraussetzungen entsprechende
Führung des Rechtsstreits kann aber nur von rechtskundigen Personen erwartet
werden, welche in dem Verhandeln vor Gericht ihren Beruf erwählt und darin durch
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praktische Uebung Gewandtheit erlangt haben. In einem Verfahren, welches auf dem
Prinzip der Unmittelbarkeit der Verhandlung beruht, würde überdies durch das Auf¬
treten der Parteien ohne rechtskundigen Beistand die Gefahr entstellen, daß durch die
Leidenschaftlichkeitund Rechtsunkunde der verhandelnden Parteien die Lage der Sache
verdunkelt, die Erkenntniß des Rechts erschwert, der Ernst und die Würde der
gerichtlichenVerhandlung verletzt werden könnte. Man würde gegen eine solche Partei
welche selbst vor Gericht auftritt und sich dadurch dem Gegner gegenüber in Nachtheil
setzt, nicht einwenden können, daß sie sich diesen Schaden durch eigene Schuld zufüge
und auf ihr Recht, sich im Prozesse vertreten zu lassen, müsse verzichten können. Denn
die Partei, welche sich durch eigene Prozeßführung schadet, erleidet diesen Schaden,
weil die Formen, in denen der Prozeß sich bewegt, ihr unbekannt und unverständlich
sind, und diese Formen werden vom Gesetze aufgestellt nicht zu dem Zwecke, um die
Partei zu beschädigen, sondern um die Findung des wahren Rechts zu sichern; die
selbst auftretende Partei hat nicht den Willen, auf Rechte zu verzichten, und würde
m Folge ihrer Rechtsunkenntniß Schaden erleiden.

Von Wichtigkeit für die vorliegende Frage ist der nicht zu bestreitende Umstand,
S. 98. daß auch für die Rechtsgebiete ohne gesetzlichen Anwaltszwang thatsächlich >und in¬

soweit nicht die Gerichte selbst die Funktionen der Anwälte erfüllen, die Parteien
nicht ohne Anwalt im Prozesse handeln. So dürfen die Parteien nach dem preußischen
Prozeßrechte in den Terminen zur mündlichen Verhandlung zwar ohne Anwalt er¬
scheinen, dagegen ist dessen Mitwirkung für das vorbereitende schriftliche Verfahren
mit größter Strenge vorgeschrieben, indem die Abfassung und mindestens Legalisation
der Schriftsätze gefordert uno in dritter Instanz — § 23 ä. Verordnung vom 21. Juli
1846 — in der Regel nur Schriftsätze zugelassen werden, welche von den am Ober¬
tribunal angestellten Anwälten unterzeichnet sind. Ebensowenig verkennen es die
Motive der württembergischen Prozeßordnung (S. 113), daß auch fernerhin die Ver¬
tretung der Parteien durch öffentliche Rechtsanwälte in Streitigkeiten von einigem
Belange die Regel bilden werde; gleichwie der entsprechende Bericht der Iustizkom-
mission der württcmbergischen Abgeordneten-Kammer — die Neue Iustizgesetzgebung
des Königreichs Württemberg Bd. II. Abth. 2 S. 133 — es als allgemeine Erfahrung
konstatirt, welche sich namentlich auch bei den württembergischen Handelsgerichten
erprobt habe, daß, auch wo der Anwaltszwang nicht bestehe, nur ausnahmsweise die
Parteien ohne Anwälte auftreten. Außerdem aber sah sich die württembergische
Prozeßordnung Art. 114 zu der Vorschrift genöthigt, daß das Gericht im einzelnen
Falle unverständliche Schriftsätze der Partei mit der Anweisung zurückgebensolle, sich
in dem Rechtsstreite fernerhin durch einen Rechtsanwalt vertreten zu lassen. Gleiches
verordnet die württembergische Handelsgerichts-Ordnung vom 13. August 1865 §58
und bringt auch der fächs. Entw. § 333 m Vorschlag.

Die Vorschriften des Entwurfs machen die Parteien nicht mundtodt; sie dürfen
jederzeit neben ihren Vertretern den Verhandlungen des Prozesses beiwohnen und
die Vortrüge der Anwälte beaufsichtigen, ergänzen und berichtigen (§§124, 79); das
Gericht kann auch im Unwaltsprozesse zum Zwecke des Sühneversuchs das persönliche
Erscheinen der Parteien vor Gericht anordnen und bei solcher Gelegenheit das Frage-
recht gegen sie ausüben (§§258, 126), Im Ehefcheidungs- und Entmündigunas-
prozesse sind noch besondere Vorschriften gegeben, um den nothwendigen Kontakt zwischen
dem Gerichte und den Parteien sicher zu stellen (§§ 548, 556, 575). Daneben sind
die Bestimmungen über das Urmenrecht in liberaler Weise geordnet (§§ 103 ff,), s«
daß durch die Festsetzung des Anwaltszwanges die Gefahr einer Beschränkung des
Rechtswegs nicht zu besorgen ist. Nicht ohne Grund ist daher zu behaupten, daß der
Entwurf nur in konsequenter Weise als gesetzliche Regel hinstellt, was bereits ohne
den Zwang faktische Uebung war und nach anderen Gesetzgebungen für den einzelnen
Fall angeordnet werden durfte. Außerdem ist zur Widerlegung von Argumentationen
aus dem Vorgänge Württembergs hervorzuheben, daß aus sachlichen Gründen der
Entwurf in der Uebertragung des Prozeßbetriebes an die Parteien erheblich weiter
geht, als die württembergische Prozeßordnung, z. B. Art. 114, 176, 184, 226, 323,
334 ff. 372 u. f. w., welche die erhöhte Ofsizialthätigkeit der Gerichte gerade deshalb
festhielt, um den Anwaltszwang ausschließen zu können.

II. Als Vertreter im „Änwaltprozesse" wird nur ein bei dem Prozeßgerichte
zugelassener Rechtsanwalt gestattet.
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Ueber den Grundsatz der Lokalifirung der Anwaltschaft will der § 72 nicht ent¬
scheiden, vielmehr wird über dieses Prinzip, über die Verpflichtung der Anwälte, die
Vertretung der Prozeßparteien zu übernehmen, und über die andern Verhältnisse der
Rechtsunwllltschaft die Anwaltsordnung zu bestimmen haben,

>Der Entwurf setzt voraus, daß schon die Klage im Anwaltsprozesse durch den > S. 99.
von der klagenden Partei bestellten Anwalt erhoben wird (ß§ 117 Nr. 5, 222). Die
instanzeinleitenden Ladungen an den Gegner müssen im Anwaltsprozesse, um ordnungs¬
mäßige zu sein, die Aufförderung enthalten, einen bei dem Prozeßgerichte zugelassenen
Anwalt zu bestellen (HZ 185, 290 Nr. 2). Die Bestellung des Anwalts ist dem
Prozeßgegner anzuzeigen und bleibt für denselben in Kraft, bis ihm die Bestellung
eines anderen Anwalts mitgetheilt ist.

Der im Z 72 Abs. 1 angeordnete Anwaltszwang läßt die daselbst in Abs. 2
gestattete Ausnahme zu.

Der Anwaltszwang wird nicht erfordert für Prozedurakte, welche sich nicht als
grundsätzliche Bestandtheile der mündlichen Verhandlung vor dem erkennenden
Gerichte darstellen. Dahin gehören zunächst alle diejenigen einzelnen Prozeßhandlungen,
welche vor dem Gerichtsschreiber vorgenommen werden können, z. B. die Gesuche
betreffend Ablehnung einer Gerichtsperson § 44, betreffend Festsetzungder zu erstattenden
Kosten § 95, um Bewilligung des Armenrechts § 106, um Aussetzung des Verfahrens
8 217, um Entbindung von einem Zeugnisse ß 339, betreffend Ablehnung eines
Gutachtens ß 358, um Aufnahme von Beweisen zum ewigen Gedächtniß § 430,
betreffend die Anbringung von Beschwerden § 508, von Arresten und Gesuchen um
einstweilige Verfügungen W 745, 759 u. f. w. Sodann das Verfahren vor einem
beauftragten oder ersuchten Richter, z. B. H 303 ff., 316, 317, 32? Abs. 2, 330, 354,
386, 423. Hier fehlen innere und äußere Gründe des Anwaltszwanges.

Die Bestimmung des § 72 Abs. 3, daß ein bei dem Prozeßgerichte zugelassener
Nechtsanwalt sich selbst vertreten kann, enthält keine Ausnahme vom Prmzip. Der
Entwurf wollte es aber nach dem Vorgange von Bayern Art. 79 nicht unerwähnt
lassen, daß der nach § 72 Abs. 1 befähigte Anwalt in eigenen Prozessen nicht der
Vertretung durch einen anderen Anwalt bedarf.

Die ßß 3, 21 und 23 der preußischen Verordnung vom 21. Juli 1846 dispensiren
von dem Zwange der Legalisation oie öffentlichen BeHürden und die zum Richteramte
befähigten Personen; Hannover § 67 vom Anwaltszwang« die am Orte des Prozeß-
gerichts wohnenden Parteien, welche ein juristisches Examen mit Erfolg bestanden
haben; Baden §§ 132—134 zieht ähnliche Ausnahmen. Der Entwurf verwirft in
Uebereinstimmung mit dem preußischen und norddeutschen Entwurf alle solche Aus¬
nahmen, da dieselben sachliche Inkonvenienzen haben, die persönliche Qualifikation"
bei dieser Frage gar nicht in Betracht kommt und derartige Ausnahmen überdies als
Exemtionen von einer allgemein geltenden Vorschrift aufgefaßt werden könnten, zu
welchen um so weniger Grund vorliegt, als erfahrungsmäßig die gedachten Personen
auch da, wo kein Anwaltszwang besteht, sich in der Regel der Anwälte zur Prozeß¬
führung bedienen.

III. Den Gegensatz zum Anwaltsprozesse bilden die Prozeßarten, in denen
eine Vertretung durch Anwälte nicht geboten ist. Bauern Art, 78 hat hierfür den
Gattungsnamen „Parteiprozeß." Es gehört hierher das in manchen Beziehungen
einfacher und mit weniger Formen konstruirte Verfahren vor den Amts- und Handels¬
gerichten, welches auf dem Gedanken beruht, daß die Streitsache in der Regel ohne
ein vorangehendes vorbereitendes schriftliches Verfahren im Verhandlungstermine von
den Parteien dem Richter zur sofortigen Entscheidung mündlich vorgetragen werde.
In den amts- und handelsgerichtlichen Prozeß fallen insbesondere alle geringfügigen
Sachen, welche mit Nothwendigkeit ein beschleunigtes und wohlfeileres Verfahren
erfordern. Nach dieser Gestaltung des l Verfahrens ist für dasselbe die Vertretung > S. 100.
der Parteien nicht nur keine sachliche Voraussetzung, sondern es würde sogar die
grundsätzliche Trennung und Fernhaltung der Parteien vom Gerichte das Verfahren
wesentlich erschweren.

Während über die Verwerflichkeit des Anwaltszwanges für den Prozeß vor den
Amtsgerichten allgemeines Einverständnis; besteht, begegnet dagegen die Exemtion des
Verfahrens vor den Handelsgerichten von dem Anwaltszwanae vielfachen Angriffen.
Man erblickt hierin ein neues Privilegium für den handelsgerichtlichen Prozeß, welcher
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» bei der theilweisen Besetzung d« Richterbank mit Laien in weit größerem Maße als
der ordentliche Prozeß vor den Kollegialgerichten der Mitwirkung rechtskundiger Ver¬
treter bedürfe. Da ferner im Verfahren vor den Handelsgerichten die Vertretung
durch Bevollmächtigte nicht verboten werde, so sei auch nicht zu erwarten, daß als
Folge des fehlenden Anwaltszwanges die Parteien in Person vor dem Gerichte
verhandeln. Trotz des positiven Ausschlusses der Anwälte aus dem Handelsgericht-
lichen Verfahren habe sich in der Praxis der französischen Handelsgerichte eine Klasse
für diese besonders bestimmter Advokaten, die liZresz, gebildet, welche die Prozesse
für die Parteien gewerbsmäßig betreiben und deren Unentbehrlichleit das Werk von
ÜLFnarä, 1'mZ2M8ation iuäieiairs. ?gri8 1855 z>. 404 ff. so hoch anschlägt, daß ei
die Vertretung der Parteien durch die azi-ses obligatorisch erklärt wissen will. Auch
bestätige die Erfahrung in der preußischen Rheinprovinz (Lühr, Centralorgan für das
Handels- und Wechselrecht N, F. II. S. 520, 521), in Württemberg und in den
Hansestädten, daß die Prozesse vor den Handelsgerichten fast durchweg durch Anwälte
oder durch rechtskundige Personen geführt würden. Trotz dieser Bedenken hatten
Frankreich und Belgien den Anwaltszwang ausgeschlossen; desgleichen die deutschen
Handelsgerichtsordnungen, insbesondere württemb. Hand. Ger. Ord. v. 13. August 1865
Art. 50, obwohl hier die Regierung anfänglich oen Anwaltszwang in Vorschlag
gebracht hatte; Bayern Art, 78 für die Handelsgerichte erster Instanz und die Handels-
gerichts-Ordnung für Hamburg v. 15. Dezember 1815 Art. 20 und für Bremen vom
16. Juni 1845 § 31. Der Ausschluß des Anwaltszwanges ist gleichmäßig vorgeschlagen
im preuß. Entw. des Handelsgesetzbuchs von 1857 Art. 1003, im preuß. Entw. der
Prozeßordnung H 924, im norod. Entw. 8 124. Da für die zu errichtenden Handels¬
gerichte eine gemischte Besetzung mit rechtsgelehrten und kaufmännischen Richtern in
Aussicht steht, so verlieren die ungünstigen Erfahrungen des französischen Handels-
gerichtsprozesses ohne Anwaltszwang an Gewicht. Das persönliche Erscheinen der
Parteien vor dem Handelsgerichte hat erfahrungsmätzig zur Folge, da« weniger
Prozesse kontradiktorisch werden; es ermöglicht der Ausschluß des Anwaltszwanges
ferner die Aufrechterhaltung der kaufmännischen Sitte, die Handelspiozesse durch
Geschäftsfreunde am Orte des Handelsgerichts führen zu lassen. Entscheidend für
den Ausschluß des Anwaltszwanges vor den Handelsgerichten fällt in das Gewicht,
daß nach dem Gerichtsuerfassungsgesetz die Handelsgerichte auch in Sachen, deren
Werth 100 Thlr. nicht übersteigt, zuständig sein sollen und es nicht möglich war,
vor denselben Gerichten ein zweifaches Verfahren mit und ohne Anwaltszwang
einzufühlen.

Im Parteiprozesse kann nach § 73 von den Parteien jede Person, welche selbst
prozeßfcihig ist (§§ 50 ff.) zu Bevollmächtigten bestellt werden. Der Entwurf beseitigt
die partlkularrechtlich bestehenden Beschränkungen in der Auswahl der Prozeß¬
bevollmächtigten, preuß. A. G. O. I. 3 § 25. Württemberg Art. 112, preuß. Entw.

>S. 101. § 91, sächs. Entw. §§334, 339. Diese Bestimmungen I sind kasuistisch und
entbehren der prinzipiellen Begründung. Die im preuß. Entw. vorgeschlagen!!
Organisation von Advokaten zweiter Klasse für amtsgerichtliche und handelsgerichtliche
Sachen ist als sachlich zweckwidrig und für das Interesse der Rechtspflege bedenklich
von dem Entwurf nicht adoptirt. Derselbe geht, wie die §§ 85 Abs. 2 und 13?
zeigen, von der Voraussetzung aus, daß nur die Anwälte den Beruf haben, die
Prozeßparteien gewerbsmäßig vor Gericht zu vertreten, und tritt dem Entstehen und
verderblichen Treiben einer Winkeladvokatur durch § 13? energisch entgegen. Die
im nordd. Entw. § 12? und anderwärts aufgenommene Bestimmung (vgl. Hannover
§ 104), daß nur Anwälte einen klagbaren Honoraranspruch haben, gehört nicht in
das Gebiet der Prozeßordnung, Die" durch den Entwurf ausgesprochene Freigebung
der Prozeßvertretung im Parteiprozesse lehrt zu den Grundsätzen des gemeinen
Civilprozesses zurück'— Renaud a. a. O, § 6? u. Wetzell Ncl. III. 8 12 —, ist
geltendes Prozeßrecht nach Hannover §z 68, 104, Baden §§ 128, 130, Bauern Art,
78 Abs. 2 und auch im üsterreich. Entw. § 102 und im nordd. Entw. § 126 vorge¬
schlagen. Aus dem § 51 des Entwurfs folgt ohne Weiteres, daß Frauen von der
Prozeßvertretung nicht ausgeschlossen sind.

Die §§ 74—81 enthalten die nothwendigen näheren Bestimmungen in Betreff
der Prozeßbevollmächtigten und beziehen sich, so weit nicht z. B. die ß§ 77 Abs. 2
und 81 Abs, 1 besondere Ausnahmen machen, sowohl auf die in Anwaltsprozessen
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als bevollmächtigte Vertreter der Parteien fungirenden Anwälte, als auf die in
anderen Prozessen auftretenden Bevollmächtigten. Während über Recht und Pflicht
,ur Prüfung der Legitimation der Prozeßbevollmächtigten der § 82 bestimmt,
enthält der

§ 74 (K. V. § 74, G, 8 78.)
einige für ausreichend erachtete Vorschriften über die Form des Vollmachtsvertrags.
Insoweit das Gericht oder der Gegner den Nachweis der Vollmacht fordern dürfen .
und verlangen, foll der Bevollmächtigte die Bevollmächtigung durch eine „schriftliche"
Hollmacht nachweisen. Diesen Grundsatz spricht in gleicher Weise der preuß. Entw.
8 92 aus, und es folgt aus dem Erfordernisse der Schriftlichkeit ohne Weiteres die
,m preuß. Entw. § 9? und sächs. Entw. § 344 hervorgehobene Nothwendigkeit, das;
Analphabeten Prozeßvollmachten in der für diese Personen landesgesetzlich vorge¬
schriebenen Form ausstellen. Der allgemeine Ausdruck „schriftliche Vollmacht" in
Stelle von „schriftlich durch die Partei ausgestellte Vollmacht" (nordd. Entw. H 129)
ist gewählt, um mit dem einen Satze alle Arten der schriftlichen Vollmachtsertheilung
zu umfassen. Sonach bedarf es zunächst nicht der Bestimmung (nordd. Entw. § 130),
daß die Prozeßvollmacht für alle Rechtsstrcitigkeiten des Vollmachtgebers oder für
eine bestimmte Gattung oder für einen einzelnen Rechtsstreit ausgestellt sein kann — (vgl.
preuß. N. G. O. I. 3 § 32, Württemberg Art. 117, Bayern Art. 87 und hannov.
ßntw. § 96 — und es dürfte hier ferner Übergängen werden, daß die Vollmacht
von der Partei auch mündlich zu Protokoll des Gerichts erklärt werden darf — vgl.
Hannover ß 71, Baden § 141, Württemberg Art. 119, Banern Art. 88, hannov.
Entw. § 98, preuß. Entw. ß 98, nordd. Entw. 8 132. Die Aufnahme der Vollmacht
in das Audienzprotokoll (tz 140) ersetzt die schriftliche Form.

Die ganz ausnahmslos gehaltene Fassung des § 74 Abs. I. erledigt auch den
Zweifel, ob der einer armen Partei bei Bewilligung des Armenrechts beigeordnete
Anwalt § 104 Nr. 3 verpflichtet ist, sich gegenüber dem Gerichte und dem Prozeß¬
gegner durch eine schriftlicheVollmacht des Klienn^t zu legitimiren, >übereinstimmend I S, 102.
mit Hannover § 69 — Leonhardt, B. P. O. L A. 5 — Oldenburg Art. 65 § 1,
preuß. Entwurf § 123 Nr. 2 und dem nordd. Entwurf ß 129 in bemhender Richtung.
Für den Geltungsbereich der preuß. A. G. O. bestimmt die Kab. - Ordre v. 29. Mai
1835 — bei von Rönne, Ergänzungen Bd. III. P2F. 112 — desgl. der sächs. Entw.
s 288, Bayern Art. 39 und Württemberg Art. 168 Abs. 2, daß das Dekret des
Gerichts die Stelle der Vollmacht vertrete. Der Entwurf mußte an einer schriftlichen
Vollmacht für den Armenanwalt festhalten, da nicht anzunehmen ist, daß nach dem
Willen der armen Partei der ihr beigeordnete Anwalt das Recht haben solle, auf
ihren Anspruch zu verzichten (L 75), und es ohne schriftliche Prozehvollmacht ihr
nicht möglich sein würde, die Vertretungsrechte des Anwalts nach Maßgabe des ß 7?
zu beschränken.

Mit Rücksicht auf die Wichtigkeit der Vollmachten im Verhältnisse der Parteien
unter einander schreiben neuere Gesetzgebungen allgemein vor, daß die Prozeßvoll-
machten öffentlich beglaubigt sein sollen. So Hannover § 70, Braunschweig ß 7,
Bayern Art. 85. Minder weit gehen Württemberg Art. 118, der hannov. Entw.
§97 und der sächs. Entw. § 344, welche die Beglaubigung der privatschriftlichen
Vollmacht nur erfordern, wenn die Echtheit der Vollmacht beanstandet wird. Die
ssleiche Bedeutung hat der § 133 des nordd. Entw. Es dient aber zum Aus¬
schlüsse jedes Zweifels, wenn an letzterer Stelle und im H 74 Abs. 2 gesagt wird,
daß die in einer Privaturkunde ausgestellte Vollmacht notariell oder gerichtlich
beglaubigt werden muß, sobald es der Gegner verlangt, also aus welchem Grunde
er wolle und ohne Anzeigepslicht des Grundes. Entsprechend dem Art. 8? der
Wechselordnung ist zur Erleichterung des Verkehrs bestimmt, daß es bei der
Beglaubigung weder der Zuziehung von Zeugen noch der Aufnahme eines Protokolls
bedarf, Desgl. bestimmen Hannover § 70, preuß. Entw. § 97, nordd. Entw. § 133.
Mit Rücksicht auf diese Erleichterung und mit Rücksicht darauf, daß grundsätzlich- die
öffentliche Form der Prozeßvollmachten nicht gefordert wird, versagt der Entwurf
weitergehendeerleichternde Bestimmungen anderer Gesetzgebungen, nach denen Prozeß¬
vollmachten von Parteien, welche in öffentlicher Eigenschaft einen Prozeß führen,
schon aus diesem Grunde einer Beglaubigung nicht bedürfen sollen oder die
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Beglaubigung auch von andern Beamten, z. B. des Staats, der Gemeinde, der
Kirche, welche ein öffentliches Siegel führen, ertheilt werden kann, z. V. Hannover
H 70, hannov. Entw. ß 97, preuß. Entw. § 97, nordd. Entw. 8 131. Die Kosten
der Beglaubigung trägt, vorbehaltlich der Erstattungspflicht aus 3 85, der Vollmacht¬
geber, wie mit Rücksicht auf die preuß. A. G. O. I. 3 § 70 und die Bemerkung in
den Motiven zum preuß. Entw. S. 30 ausdrücklich hervorgehoben wird.

Die fortdauernde Geltung der hier einschlägigen Bestimmungen Art. 17 der
Wechselordnung und der Art. 42, 47, 58 des Handelsgesetzbuchs wird durch § 8
Abs. 1 des Einführungsgesetzes außer Frage gestellt.

Der Entwurf enthält sich weiterer Bestimmungen über den nothwendigen Inhalt
von Vollmachtsurkunden, indem er die betreffenden Bestimmungen anderer Prozeß-
gesetze — preuß. A. G. O. I. 3. § 30, Hannover § 69, Württemberg Art. 117, Baden
ß 142, hannov. Entw. § 96, preuß. Entw. § 96 und nordd. Entw. § 131 — als
selbstverständlich gleich der bayerischen Prozeßordnung übergeht.

S. 103. In sehr verschiedener Weise bestimmen die deutschen Prozeßgesetzgebungen >übn
die Vertretungsbefugnisse eines durch gehörige Prozeßvollmacht ernannten Prozeß-
bevollmächtigten. Die einschlagenden Porschriften enthalten preuß. A. G. O. I, 3
Z 31, Braunschweig § 7, Oldenburg Art. 50, Hannover § 72, Baden § 144, Württem¬
berg Art. 120, 121, Bayern Art/90 ff., preuß. Entw. §§99—102, sächs. Entw.
§§ 349 ff., nordd. Entw. §§ 134, 135. Trotz zahlreicher Abweichungen stimmen
diese Gesetzgebungen darin überein, daß sie im Allgemeinen den Prozeßbevollmüch-
tigten zur Vornahme aller Handlungen ermächtigen, welche der Verlauf des Rechts¬
streits in der Regel mit sich bringt, und für weitergehende Befugnisse — insbesondere
zur Vornahme von Handlungen, welche die Beseitigung des Prozesses bewirken —
die Ertheilung von Svezialvollmachten verlangen. In letzterer Beziehung begegnen
sich die Gesetzgebungen aber wieder in dem Bestreben, das Gebiet der Spezialvull-
machten möglichst einzuschränken. Diese Tendenz beruht in der Erkenntniß, daß eine
zu beschränkte Stellung der Prozeßbeuollmächtigten mit der Rücksicht auf die Sicher¬
heit und Schleunigkeit des Verfahrens kollidirt, auch in Folge der üblichen Einrückung
der Spezilllvollmachten in die Vollmachtsformulare im Erfolge meist bedeutungslos
wird.

Aus diesen Erwägungen ist der Entwurf in Uebereinstimmung mit Hannover
§ 72 und mit dem hannov. Entw. § 99 einen geringen aber folgerichtigen Schritt
weitergegangen und hat im

§ 75 (K. V. 8 75, G. § 77)
unter gänzlicher Aufhebung der sachlich obsoleten Forderung von Spezilllvollmachten
den allgemeinen Grundsatz aufgestellt, daß die Prozeßvollmacht zu allen den Rechts¬
streit betreffenden Prozeßhandlungen — einschließlich derjenigen, welche durch eine
Widerklage, eine Wiederaufnahme des Verfahrens und die Zwangsvollstreckung ver¬
anlaßt werden, einschließlich feiner der Substitution, der Bestellung eines Bevoll¬
mächtigten für die höhere Instanz und der Empfangnahme der vom Gegner zu er¬
stattenden Kosten — ermächtige, in gleicher Weise aber auch die Berechtigung gebe
zur Beseitigung des Rechtsstreits durch Vergleich, Verzichtleistung auf den Streit¬
gegenstand oder Anerkennung des vom Gegner geltend gemachten Anspruchs. Auch
innere Gründe rechtfertigen diese erweiternde Vorschrift des Entwurfs. Die Wieder¬
aufnahme des Verfahrens, obwohl sie in der Form der Klage geltend gemacht werden
muß, steht doch mit dem rechtskräftig entschiedenen Prozesse in einem derartig nahen
Zusammenhange, daß die Prozeßvollmacht unbedenklich auf die dadurch veranlaßten
Prozeßhllndlunqen erstreckt werden kann. — Auch die in der Zwangsvollstreckun<!
vorkommenden Prozeßhandlungen treten vielfach in dem Gewände einer Klage auf
(§§ 600, 616, 634—38, 640 ff., 645), allein in Wirklichkeit stellen sie sich nur als
Bestandtheile des seiner Realisirung entgegenstrebenden Hauptverfahrens dar. — Die
Partei übergiebt ihre Rechtssache dem "Bevollmächtigten, damit dieser den Prozeß
nach bestem Ermessen zu Ende führe und das hierzu Nöthige vornehme. Hierzu
gehören unter Umständen der Verzicht, das Anerkenntniß, der Vergleich. Die all¬
gemeine Prozeßvollmacht kann nicht dahin verstanden werden, daß der Bevollmäch¬
tigte auch gegen seine im Laufe des Verfahrens gewonnene feste Ueberzeugung von
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der Nichtdurchführbarkeit der ihm übertragenen Rechtssache weiter prozessiren und
durch die nutzlose Fortsetzung des Prozesses seine Anwaltsehre beschädigen und
seiner Partei zwecklose Kosten verursachen solle. Die Einräumung dieser weiteren
Befugnissean den Prozeßbevollmächtigten liegt in der Konsequenz seiner Dispositions-
rechte im Prozesse. Durch das Recht zur Ablegung von Gestand > nissen, zur Aner-! S. 104.
tennung von Urkunden, zur Zuschiebung und Zurückfchiebung von Eiden u. f. w.
wird in ganz unmittelbarer Weise auf den materiellen Ausgang des Prozesses ein¬
gewirkt, und es ist eine Halbheit, den Bevollmächtigten ohne Spezialvollmacht hierzu
zu autorisiren, dagegen chn gleichzeitig zu hindern, die nothwendigen Konsequenzen
der innerhalb seiner Vollmachtsgrenzen vorgenommenen Prozeßhandlungcn für die
Beendigung des Rechtsstreits ausdrücklich zu erklären. Es ist ferner ein mnerer
Widerspruch, wenn der Vertreter mit Wirksamkeit gegen seine Partei durch unter¬
lassene Oinlegung des Rechtsmittels die Rechtskraft eines Urtheils zu Gunsten des
Gegners herbeiführen kann und ihm gleichzeitig der direkte Weg der Anerkennung
oder des Verzichts versagt wird. Und was den Vergleich anlangt, so darf es als
Intention der Partei angesehen werden, daß der Bevollmächtigte, dem die Erledigung
des Rechtsstreits nach bestem Ermessen anvertraut ist, einen Vergleich schließen darf,
wenn er sich überzeugt, daß dadurch ein die Interessen seines Mandanten schädigender
Uusgang des Prozesses vermieden werden kann. Alle Besorgnisse gegen die so er¬
weiterte Rechtsstellung des Prozeßbevollmächtigten werden dadurch gehoben, daß
der § 77 der Partei gestattet, aus den Vertretungsbefugnissen in der Vollmacht
die Beseitigung des Rechtsstreits durch Vergleich, Verzicht und Anerkennung aus¬
zuschließen.

Wenn dagegen der Entwurf dem Prozeßbevollmächtigten als solchem nicht die
Vefugniß zugesteht, mit Ausnahme der vom Gegner zu erstattenden Prozeßkosten
Zahlungen für den Mandanten in Empfang zu nehmen, so widerspricht dies nicht
dem Grundsatze des § 75, weil die Erfüllung der streitigen Verpflichtung eine außer¬
halb des Rechtsstreits liegende Handlung ist (vgl. die Motwe der hannoverschen Prozeß¬
ordnung, Leonhardt S. 75 und hannov. Entw. § 99).

Der

§ 76 (K, V, § 76, G. 8 78)
beruht auf dem durch § 102 des preuß. Entw. ausgedrückten richtigen Gedanken, daß
unbeschadet des au<§ im Z 75 anerkannten Rechts des Bevollmächtigten, seinen
Klienten gegen den Prozeßgegner in den Rechtsstreiten der Vollstreckungsinstanz zu
vertreten, die Prozeßuollmacht nicht ermächtigt zur Führung von neuen Prozessen,
welche aus dem Prozesse hervorgehen, für welche die Vollmacht ertheilt war. Von
dieser allgemeinen Regel zieht der § 76 die positive Ausnahme, daß die Vollmacht
für den Hauptprozeß die Vollmacht für das eine Hauptintervention (§§ 61, 639),
einen Arrest und eine einstweilige Verfügung (HI 741 ff.) betreffende Verfahren um¬
faßt (vgl. nordd. Entw. §§ 99, 728, 738). Der enge Zusammenhang zwischen diesen
Streitigkeiten und dem Hauptprozesse rechtfertigt die Annahme, daß der Wille des
Mchtgebers auf die Bevollmächtigung in diesem Umfange gerichtet war. Das Gleiche
ist aber entgegen den HZ 728, 738 des nordd. Entw. nicht für zutreffend angenommen
im umgekehrten Falle der Bevollmächtigung für das Verfahren, betreffend einen
Anest oder eine einstweilige Verfügung m Beziehung auf den nachfolgenden Haupt-
Piozeß. Gehen Arrest und einstweilige Verfügungen dem Hauptprozeß vorher, so
handelt es sich nothwendig um dringliche Maßregeln, welche an sich provisorischer
Natur sind und meist nicht vor dem Gerichte des Hauptprozesses zu betreiben sein
werden (L§ 731, 738, 752). Die Bestellung des Bevollmächtigten für diese schleunigen
und vorübergehenden Prozeßhandlungen rechtfertigt deshalb nicht einen Rückschluß
auf die Wahl Mer Person zum Vertreter im Hauptprozesse.

Der Entwurf überläßt grundsätzlich die Beurtheilung der inneren Seite des
Vollmüchtsvertrags, das Rechtsverhältniß zwischen dem Machtgeber und dem Be l voll- > S. 105.
machtigten, dem materiellen Rechte. Der Mandant kann daher insoweit die Befugnisse
seines Prozeßbevollmächtigten nach Gutdünken beschranken oder erweitern, uno es ist
nach den Regeln des Civilrechts zu entscheiden, inwiefern der Prozeßmandatar seiner
Partei wegen auftragswidriger Prozeßführung haftbar wird. Anders liegt die Sache
für das Rechtsverhältniß des Bevollmächtigten zum Prozeßgegner. Nach dem System
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des Entwurfs würde hier jede Beschränkung der gesetzlich nothwendigen Vertretungs¬
rechte des Prozeßbevollmächtigten das Verfahren erschweren oder unmöglich machen
und den Gegner gefährden, "In sachlicher Uebereinstimmung mit dem preuß. Entw,
§ 103, dem hannov. Entw. § 100 und dem nordd. Entw. 8 136 bestimmt daher der

8 77. (K. V. 8 77, G. 8 79,)
daß eine Beschränkung des gesetzlichen Umfangs dem Gegner gegenüber keine rechtliche
Wirksamkeit hat, insoweit nicht diese Beschränkung die Beseitigung des Rechtsstreits
durch Vergleich, Verzicht oder Anerkenntnih betrifft. Der Entwurf folgt hiermit der
im Gebiete des Handelsrechts (vgl. Art. 42, 43, 116, 138, 231 u. ci. des Handels¬
gesetzbuchs und Z 23 des Reichsqes. vom 4. Juli 1868 über die Erwerbs- und
Wirthschaftsgenossenschnften) zur Anerkennung gebrachten Richtung und entspricht
damit den Bedürfnissen des Prozesses und der Sicherheit des Verkehrs,

Von dem Grundsatze, daß sich die Prozeßvollmacht auf den ganzen Prozeh
bezieht, ist in Uebereinstimmung mit dem preuß. Entw. § 103, dem hannov. Entw.
§ 100 und dem nordd. Entw. 8 136 die eine Ausnahme gestattet, daß im Partei¬
prozesse die Vollmacht nur für einzelne Prozeßhandlungen ertheilt werden kann.

Die Vorschrift des

8 78 (K. V. 8 78, G. § 80.)
daß mehrere Prozeßbevollmächtigte berechtigt sind, sowohl einzeln als gemeinschaftlich
die Partei zu vertreten, erleichtert und sichert die rasche, energischeDurchführung des
Prozesses. Die Vorschrift ist aus dem hannov. Entw. ß 102'und dem nordd. Entn>.
8 13? übernommen, entspricht Württemberg Art. 124 und wird auch im sächs. Entw.
8 353 vorgeschlagen. Gleicherweise bestimmen der 8 201 des preuß. A. L. R. Thl, I.
Tit. 13 und die Art. 114, 167, 196 des Handelsgesetzbuchs. Die Bestimmung des
8 78 Satz 2 entzieht in weiterer Fortentwickelung des in 8 77 sanltionirten Grund¬
satzes der bei Bestellung mehrerer Bevollmächtigten in eme Vollmacht eingerückten
Klausel: „sammt und fonders" gegenüber dem Prozeßgegner jede rechtliche Wirkung
(vgl. §8 150 Abs. 3, 165 Abs. 1)! Daß neben dem 8 78 die abweichenden Vor¬
schriften des Handelsgesetzbuchs Art. 41, Abs. 3, Art. 86 Nr. 4, 100, 115 weitn
gelten, erhellt aus 8 9 des Einführungsgesetzes.

Der

§ 79 lK. V. 8 79, G. 8 81)
stellt außer Zweifel, daß eine volle Repräsentation der Partei durch den Prozeß-
bevollmächtigten stattfindet. So weit die Vollmacht in Gemähheit der Bestimmungen
der §§ 75—7? reicht, verpflichtet der Prozetzbevollmächtigte den Vollmachtgeber durch
seine Handlungen und Unterlassungen. Rücksichtlich der Prozeßhandlungen hat dn
ß 79 ausdrücklich ausgesprochen, daß sie für die Partei verpflichtend sind wie die von
rhr selbst vorgenommenen — nur hat er der Partei, welche neben ihrem Prozeß-

> S. 106. bevollmächtigten in dem Termine erschienen ist, in An l schluß an die I,. 3. <I <lo
Lri-ors Ä«1v. 2, 10 die Befugniß eingeräumt, Geständnisse und andere thatsächliche
Erklärungen des Prozeßbevollmächtigten sofort nach Abgabe derselben in dem Termine
zu widerrufen oder zu berichtigen. Bis zu welchem Zeitpunkte der Widerspruch
rechtzeitig erfolgt, ist im einzelnen Falle Sache des richterlichen Ermessens. Hinsicht¬
lich der Unterlassungen der Bevollmächtigten ergiebt sich deren Verbindlichkeit für
die Partei auf dem § 203 Abs. 2. Dem § 79 konform sind der hannov. Entw. § 103,
der nordd. Entw. § 138 und Württemberg Art. 125.

Ueber die Beendigung drs Vollmachtsvertrages giebt der Entwurf in den

88 80, 81 (K. N. 8 60, 81, G. 8 «2, 83,)
Bestimmungen, wie solche das Bedürfniß des Verfahrens erfordert.

Der 8 99 des Jüngsten Reichsabschieds bezeichnete als nothwendigen Inhalt
der Prozeßvollmachten die olau8u1a lisreäum. Die Stellung der Vollmacht auf die
Erben des Ausstellers erfolgt noch ausdrücklich nach dem Vollmachtsformulare der
braunschweig. Prozeßordnung, und muß geschehen nach Baden § 142. Dagegen
bestimmte als Ausnahme der civilrechtlichen Vorschrift des preuß. A. L. R. I. U
§ 186 schon der § 192 ibidem und der § 59 der A. G. O. I. 3, daß die Prozeßvoll-
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macht durch den Tod des Machtgebers nicht aufgehoben werde, Desgl, machen
Hannover 8 73, Württemberg Art. 126, Oldenburg Art, 51 8 1, Bayern Art. 93
die c1au5u1a Iiereäum entbehrlich, indem die Prozeßuollmacht der Regel nach auch
fm- die Erben des Machtgebers gilt. Der Entwurf halt, entsprechend dem Art. 54
Abs. 2 des Handelsgesetzbuchs, diesen bewahrten Grundsatz aufrecht und erweitert
Hn, gleich dem preuß. Entw. 8 107, dem hannov. Entw. 8 104 und dem nordd.
Entw. ß 139, auf sonstige Veränderungen in Betreff der Prozeßfähigkeit oder der
gesetzlichen Vertretung des Vollmachtgebers. Daß die Verheirathung der Macht-
aeberin, wie der preuß. Entw. § 107, Württemberg Art. 126 ausdrücklich hervor¬
heben, die Gültigkeit der Prozehvollmacht nicht alterirt, folgt ohne Weiteres aus
dem § 51 Abs. 2, da die Verheirathung auf die Prozeßfähigkeit der Frau nicht ein¬
wirkt. Der ß 210 ist eine Konsequenz des Z 80, insofern er in den hervorgehobenen
Füllen eine Unterbrechung des Verfahrens ausschließt, wenn eine Vertretung der
Partei durch einen Prozeßbevollmächtigten stattfand.

Ueber die Berechtigung zur Kündigung des Vollmachtsvertrags entscheidet das
bürgerliche Recht. Der ß 81 trifft nur Vorsorge, daß für den Fortgang des Prozesses
„nd insbesondere für den Prozeßgegner leine Schwierigkeiten entstehen, wenn ein
Prozeßbevollmächtigtcr in Folge seiner Kündigung oder des Widerrufs seitens des
Machtgebers ausscheidet. Wiederum analog dem Handelsgesetzbuche Art. 46 schreibt
daher 8 81 vor, daß die Kündigung des Vollmachtuertrags erst durch die Anzeige
des Erlöschens der Vollmacht, in Anwaltsprozessen aber erst durch die Anzeige von
der Bestellung eines andern Anwalts rechtliche Wirksamkeit erlangt. Desgl, preuß.
Entw. § 108, hannov. Entw. ß 108, nordd. Entw. 8 145, Bayern Art. 94, Württem¬
berg Art. 127, Lncks 6s proe. Art. 75. Bis zu diesem Zeitpunkte geschehen also die
Zustellungen an den früheren Bevollmächtigten mit Wirksamkeit (vgl. Hannover 8 79).

Die Vorschrift des 8 81 Abf. 1 wird dadurch ermöglicht, daß" dem die Vollmacht
kündigenden Anwalt die Verpflichtung auferlegt wird, für den Vollmachtgeber so lange
zu handeln, bis dieser für Wahrnehmung seiner Rechte in anderer Weise gesorgt hat.
Es folgt diese Pflicht aus dein allgemeinen Nechtssatze, daß >das Mandat nicht > S, 107.
intemnßstivL gekündigt werden darf. Inwieweit der Anwalt durch eine Versäumung
dieser Verpflichtung der Partei verantwortlich wird, ist nach dem materiellen Rechte
zu entscheiden.

Nach dem gemeinen Civilprozesse, nach preußischem Prozeßrechte und nach den
Pruzeßordn. von Oldenburg Art. 55, Baden Z 136, Württemberg Art. 115 sowie nach
dem sächs. Entw. ß 341 gehört die Prüfung der Vollmachten allgemein zu den von
Amtswegen zu berücksichtigendenPunkten. Der Entwurf behält dies System für den
Parteiprozeß bei; dagegen hat er die Offizialprüfung der Vollmachten für den Anwalts-
prozeß gänzlich aufgegeben.

Die Vorschrift des

8 82 (K. V. 8 82, G. 8 84)
daß das Gericht den Mangel der Vollmacht von Amtswegen zu berücksichtigenhabe,
insoweit eine Vertretung durch Anwälte nicht geboten ist, entspricht — von' der han-
nouerschen Prozeßordn. 8 74 abgesehen — dem bestehenoen Rechte und rechtfertigt sich
durch die Erwägung, daß die offizielle Prüfung der Vollmacht in anderen als An¬
waltsprozessen das allein zureichende und gleichzeitig kürzeste Mittel bildet, um mit
Sicherheit zwecklose Verhandlungen mit einer in Wirklichkeit nicht legitimirten Person
auszuschließen. Anders gestaltet sich das Verhältniß, infoweit eine Vertretung durch
Anwälte geboten ist. Die Anwälte sind nicht nur befähigt, ihre Vollmacht gegenseitig
z» prüfen, sondern ihre Stellung gewährt auch die Garantie, daß sie diese Prüfung
ordnungsmäßig vornehmen werden. Mit Rücksicht hierauf erscheint es — entgegen
den Bestimmungen der Prozeßordn, für Oldenburg Art. 55 und für Baden 8 136 —
statthaft, in Anwaltsprozessen die Prüfung des "Vollmachtspumts von Amtswegen
fallen zu lassen und dieselbe den Parteien zu überweisen. Die Folge ist, daß öas
Gericht mit der Prüfung des Vollmachtspunkts nur befaßt wird, wenn darüber Streit
unter den Parteien entsteht, daß mithin das Gericht einen Anwalt, welcher für eine
Partei auftritt, so lange als Prozeßbevollmächtigten derselben zu behandeln hat, als
nicht von der Gegenpartei der Mangel der Vollmacht gerügt worden ist (hannov.
Prot. IV. S. 1023—1045, 1128—1131). Indem der Entwurf die Offizialprüfung des

Matomlien zur Ciuilprozeßürdmmg. 13
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Vollmllchtspunkts in Anwaltsprozessen verwirft, stimmt er mit dem französische,,
Prozeßrechte, den Prozeßordn, für Hannover § 74 und Bayern Art, 89 sowie mit den
Prozetzgesetzentwürfen (hannov. Entw. Z 105, preuß. Entw. Z 104, nordd. Entw. § 140),
Die günstigen und zum Theil langen Erfahrungen jener RechtZgebiete zeugen für die
Dispositionen des Entwurfs, welcher übrigens in einzelnen Punkten mehrfach uon
den Bestimmungen der angezogenen Prozehgesetze und Prozeßgesetzentwürfe abweicht,

1. Die hannov. Prozeßordn., der hannov. Entw. und der nordd. Entw. halten
nn der Offizialprüfung in Anwaltsprozessen fest, wenn die Gegenpartei keine Gelegen¬
heit hatte, den Mangel der Vollmacht zu rügen. Praktisch bedeutend wird diese
Vorschrift für das Versaumnißverfahrcn (vgl/nordd. Entw. §434). Allein gerade
dieses Verfahren fordert eine möglichst einfache Konstruktion und die Vermeidung
solcher Vorschriften, welche die schnelle Herbeiführung des Versäumnißurtheils zi,
hemmen geeignet sind. Die Ofsizialprüfung des Vollmllchtspunkts würde aber viel¬
fach zu Verzögerungen Anlaß geben, trotzdem sie durch die Natur des Versäumnis;-
Verfahrens nicht geboten wird.

2. Nach dem französischen Prozeßrechte und der bayerischen Prozeßordnung
bedarf der für eine Partei auftretenoc Anwalt keines besonderen Nachweises dn

S. 108, Vollmacht. Gegenüber dem Gerichte und der Gegenpartei ist er durch die Er >klärung
legitimirt, daß er bevollmächtigt sei (Verhandlungen des Gesetzgebung^-Ausschusses
der Kammer der Abgeordneten des bayerischen Landtages 1863/1865, Beilageband III,
Abth. I. S. 108—111, 119—125, 172—175 und der Kammer der Reichsräthe 1863/8?,
I. S. 215—218, hannov. Prot. XIII. S. 4947—4956). Dieses System ist nur unter
der Voraussetzung durchführbar, daß für die Vornahme bestimmter Prozeßhandlunffen
Spezillluollmachten verlangt werden (Loäo äe proo. Art. 352, bayerische Prozeßordn,
Art. 92) und daß die Mißbilligungstlage — der clözavLu nach französischem Rechte
(Ooäs äs pruo. Art. 352—362), die Nichtigkeitsklage wegen Mangels der Vollmach!
nach der bayerischen Prozeßordn, Art, 95—99 gegeben wird. Daß die Beibehaltung
von Spezillluollmachten unangemessen erscheint^ ist bereits zu ß 75 dargelegt. Ms
aber die Mißbilligungsklage betrifft, so ist dieselbe von der Partei, „für welche ohne
Auftrag zur Prozeßfühlung oder ohne die erforderliche spezielle Ermächtigung Prozeß-
Handlungen vorgenommen 'wurden, auf Nichtigerklärung dieser Handlungen, sowie dn
darauf hin ergnngenen Entscheidungen" zu erheben und „gegen denjenigen, der als
Gewalthaber aufgetreten ist, und gegen die in der Hauptsache betheiligte Gegenpartei"
zu richten (bayer. Prozeßordn. Art. 95, 2). Im Laufe des Verfahrens in der Hauvl-
sache erhoben, unterbricht sie auf Antrag des Nichtigkeitsklägers den HauptprozeK
(ibiä. Art, 97); sie belastet den beklagten Gewalthaber mit dem Nachweise der Veuoll-
mächtigung — eine Last, welche der Art. 95 der bayer. Prozeßord. durch Aufstellung
von Präsumtionen zu erleichtern sucht. Wird die Nichtigkeitsklage für begründe!
erklärt, so ist nicht nur die angefochtene Handlung sowie die etwa darauf hin ergangem
Entscheidung zu vernichten, sondern der unbefugt als Gewalthaber Aufgetretene auch
in alle Prözeßkosten und zum Ersatze des den Hauptparteien entstandenen Schaden«
zu verurtheilen (Art, 98 idicl.). Solche Vorschriften schützen in einseitiger Weise nm
die Partei, für welche der Anwalt aufgetreten ist; die Prozeßstellung des Gegners
ist ohne jede Sicherung.

Kann man auch den Anwälten vertrauen, daß sie nicht ohne ertheilte oder mi!
Bestimmtheit zu erwartende Vollmacht auftreten werden, so ist damit keine Garantie
gegen irrthümliche Voraussetzungen der Anwälte gegeben. Die nachträgliche Geneh¬
migung der Prozeßführung durch die Partei kann'den Irrthum hinterher thatsächlich
bedeutungslos machen; allein die Gegenpartei ist schlechterdings berechtigt, von vom
herein zu wissen, ob der Prozeß zu einem endgültigen Resultate führen werde. W
Recht weisen die Motive zum preuß. Entw. S. 29 darauf hin, daß es gehen die
sonstigen Grundsätze des Civilrechts verstoße, die Gegenparte: zu zwingen, sich mi!
einer Person, die keine Vollmacht vorlege, als Bevollmächtigten lediglich aus dem
Grunde einzulassen, weil dieselbe amtlich erkläre, bevollmächtigt zusein, und in Folge
dieser Erklärung regreßpflichtig sein würde. Zudem fehlt es nach den praktischen
Erfahrungen an besonderen Vortheilen, welche aus der Annahme des französischen
Systems zu erwarten wären. Der vorsichtige, geschäftserfahrene Anwalt wird, um
sich gegen den äesaveu und wegen seiner Honoraransprüche zu sichern, Sorge tragen,
daß' der Vollmachtspunkt in Ordnung ist. Als einfachste Form bietet sich ihm die
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schriftliche Vollmacht des Entwurfs, zumal er sich Spezialvollmachten würde ertheilen
lassen müssen, deren Vorlegung er nach Bayern Art. 92 nicht überhoben ist. .Im
Resultate führen daher jene Gesetzgebungen zu einer dem 8 82 Abs. 1 nahe kommen¬
den faktischen Uebung und es empfiehlt sich daher letztere Vorschrift um so mehr, als
dieselbe ohne jede Gefährdung der Parteien das Mittel zur Abschaffung ! der Spezial- > S. 109.
vollmachten und der Mißbilligungsklage gewährt. Bemerkenswerth ist, daß der belgische
Entwurf vorschlägt, von den Anwälten die Ueberreichung einer schriftlichenVollmacht
^oem-ation 5u>tb,e,nti<ius ou 5ou8 8Linz privs Lin'LFi8tree.) zu fordern, und daß der
Mpport des Berichterstatters diesen Vorschlag unter Hinweisung auf die analogen
Bestimmungen des Locüeo Hi in-oeoclura eivils äel i'Lzno ä'Italia, Art. 156, 158, 159
und auf den holländischen Entwurf I. 10 Art. 3—12 in folgender Weise motivirt:

„Die Nothwendigkeit einer schriftlichen und dem Audienzprotokolle beigefügten
Vollmacht ist nicht zu bestreiten. Ohne diese Garantie hat der Prozeß-
gegner keine Sicherheit, eine vollstreckbare Entscheidung zu erhalten. Der
verurtheilten Partei würde es möglich bleiben, das ihrem Advokaten er¬
theilte mündliche Mandat abzuleugnen. Daher wird schon jetzt schriftliche
Vollmacht für das Verfahren vor den Handels- und Friedensgerichten
gefordert,"

Der Entwurf enthält sich der näheren Bestimmungen, wann das Gericht die
amtliche Prüfung der Vollmachten im Parteiprozesse zu bewirken I)äi und in welchem
Stadium die Partei dem Gegner die Vollmacht vorlegen muß. Die betreffenden
Bestimmungen des preuh. Entw. HZ 93, 94 und des nordd. Entw. ß 140 Abs. 3
sind entbehrlich. Daß das Gericht im Parteiprozesse den Vollmachtspuntt in der
mündlichen Verhandlung berücksichtigensolle, geben die ßZ 126 Abs. 2 und 290 Nr.
I m erkennen. Der Gegner aber kann zu jeder Zeit den Mangel der Vollmacht
rügen und den § 74 vorgeschriebenen Nachweis der Bevollmächtigung fordern.

Durch den

8 83 (K, V. § 83, G. 8 85^
wird es dem freien Ermessen des Gerichts überlassen, ob es im einzelnen Falle
Jemand, der für eine Partei als Geschäftsführer ohne Auftrag oder als Bevoll¬
mächtigter ohne Beibringung einer Vollmacht handelt, zur Prozeßführung einstweilen
nilassen und ob es die Zulassung eines solchen Vertreters gegen oder ohne Sicher¬
heitsleistung für Kosten und Schäden gestatten will. Durch diese Vorschrift wird
sowohl für die Fälle, in welchen eine Vollmacht noch nicht oder noch keine ordnungs¬
mäßige Vollmacht vorgelegt werden kann, als auch für die Fälle Sorge getragen,
in welchen eine Partei durch Abwesenheit oder durch andere Gründe an eigener Wahr¬
nehmung ihrer Rechte behindert ist und daher dritte Personen ohne Auftrag die be¬
drohten Rechte der ersteren wahrnehmen.

Die Prozehgesetze haben die Aufgabe, in solchen Fällen der verhinderten Partei
Hülfe zu gewähren, ohne dadurch die Rechte des Prozeßgegners zu gefährden, ver¬
schieden gelüst. Die Vorschrift des Entwurfs ist in den wesentlichen Beziehungen
übereinstimmend mit den M 141 ff. des nordd. Entwurfs. Das gemeinrechtliche
System der Sicherung des Prozeßgegners durch Kautionen — ouutin Mäieawin »olvi
und <Nutio äs i'llto —, ein System, welches Württemberg Art, 116 noch festgehalten
hat, ist aufgegeben, da es nach den Erfahrungen im Getnete des preußischen Rechts
(A. G. O. 'I.'3 Z26, aufgehoben durch Kab.-Ordre v. 17. Oktober 1833 Nr. 4) sich
praktisch nicht bewährt hat.

Um im weitesten Umfange dem Bedürfnisse zu genügen, kann in Vertretung
einer Partei nicht bloß eine Person handeln, welche eine vermuthete Vollmacht für
sich hat, — so Hannover 8 76, Oldenburg Art. 52 Z 2, Baden § 138, sächs. Entw,
§ 338, hannov. Entw. ß 106 — sondern Jeder, welcher überhaupt als Bevollmäch¬
tigter der Partei auftrete!, darf (Zß 72, 73). Der Z 83 stellt > ferner nicht die Be- l S. 110.
dingung der Bescheinigung des ertheilten Auftrages oder der wahrscheinlichen Geneh¬
migung (Hannover ß 75, Oldenburg Art, 52 ZI, Baden Z 139, hannov. Entwurf
8 106) durch Vorlegung eines Schreibens oder auf die Hauptsache bezüglicher Urkunden
der Partei, Denn die' Geschäftsführung ohne Auftrag würde hierdurch ausgeschlossen
werden, während gleichzeitig nicht anzunehmen ist, daß die öffentlichen Anwälte ohne
Auftrag oder gegründete Aussicht auf dessen Ertheilung sich in Prozesse einmischen

13*
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und für dir im Parteiprozesse sonst auftretenden Bevollmächtigten einige Bescheinig
gung meist in deren Verhältniß zur vertretenen Partei gegeben sein wird. Die durch
das Prozeßgericht erfolgende Zulassung des Vertreters ermächtigt den nicht legitimirten
Vertreter zur wirksamen Vornahme aller Prozeßhandlungen, verpflichtet den Gegner
zur Verhandlung de?> Rechtsstreits mit dem zugelassenen Vertreter und ermöglicht die
vorläufige Verhandlung des Prozesses bis auf die Fällung des Endurtheils.

Zur Sicherung des Gegners schreibt aber der 8 83 vor, daß das Endurtheil
nicht vor Ablauf der für die Beibringung der Genehmigung von dem Gerichte zu
bestimmenden Frist zu erlassen ist. Desgl. Hannover 8 75, Baden S 138, hannuv.
Entw. 8 10U. Es gilt also für den fruchtlosen Ablauf der Frist die Annahme, daß
die Genehmigung versagt sei (nordd. Entw. 8 111) und es wird in diesen» Falle
die Partei als nicht erschienen behandelt. Sie unterliegt daher dem Versäumnis
verfahren §8 285 sf. Das Gericht kann ferner nach freiem Ermessen die Zulassung
des Stellvertreters von einer Sicherheitsleistung für Kosten und Schäden abhängig
machen.

Gegenüber der vertretenen Partei ist die Prozehführung des einstweiligen Ver¬
treters gültig, wenn die Partei auch nur mündlich Vollmacht ertheilt oder wenn sie
die Prozeßführung ausdrücklich oder stillschweigend genehmigt hat. Der erste Theil
der Vorschrift bewirkt für das Gebiet des preuß. Rechts die durch das Verkehrs-
bedürfniß erforderte Modifikation, daß auch der mündliche Auftrag zur Prozeßführung
ohne Rücksicht auf die Höhe des Streitgegenstandes die Anfechtung desjenigen, was
in Folge dieses Auftrags verhandelt ist^ ausschließt. Der zweite Theil ist den grund¬
sätzlichen Bestimmungen des Entwurfs über die Nichtigkeit des wider eine nicht gesetzlich
vertretene Partei geführten Verfahrens (8 518 Nr. 2) konform.

Das durch die Prozeßvertretung ohne Auftrag zwischen dem Vertreter und
der vertretenen Partei entstehende Rechtsverhältniß liegt außerhalb des Bereichs der
Prozeßordnung im materiellen Rechte. Der Entwurf überläßt demselben auch die
Entscheidung der ciuilrechtlichen Frage, ob und inwieweit der unbeauftragte Prozeß-
vertreter bei ausbleibender Genehmigung der Prozeßführung dem Gegner für die
Kosten und Schäden des Prozesses verantwortlich ist.

Der

§ 84 (K. V. tz 8-1, G- 8 86)
begründet sich durch die Nothwendigkeit, den Prozeßparteien die möglichste Freiheit
in der Rechtsverfolgung zu gewähren. Die Zuziehung von Beiständen im Anwalts¬
prozesse ist durch das Prinzip des 8 72 Abs. 1 begrifflich ausgefchlossen. Im Partei¬
prozesse sind dagegen die Parteien befugt, vor Gericht mit jeder prozeßfähigen Partei
(8 73) als Beistand zu erscheinen. Desgleichen bestimmen Hannover Z 104, Bade»
8 128, Württemberg Art. 12«, Bayern Art. 78, preuß. Entw. 8 8«, nordd. Entwurf
8 147. Die Befähigung zum Beistande wird der Qualifikation zum Bevollmächtigte»
parallel behandelt.

I Hinsichtlich der Zulassung der Beistände gilt die allgemeine Regel des 8 13?
und in Betreff der Wirksamkeit der von dem Beistande ohne Widerspruch der Partei
abgegebenen Erklärungen die analoge Vorschrift des 8 79.

Fünftel Mtl.
F> rszeßKosten.

88 85—97. (K. V. W 85—97, G. 88 67—100.)
Der Entwurf giebt nur die Vorschrifteu über die wechselseitigen Rechtsver¬

hältnisse der Parteien in Betreff der Prozeßkosten. Die Rechte des Iustizfiskus und
der von den Parteien im Prozesse in Anspruch genommenen Beamten bezüglich der
Sporteln und Gebühren stehen hier außer Frage und sind besonderer gesetzlicher
Regelung vorbehalten. Der beschränkte Inhalt rechtfertigt die systematische Stellung
des Titels im allgemeinen Theile des Entwurfs und in dem Abschnitte von den
Parteien. Die gleiche Behandlung der Materie befolgen die Prozehgesetze von
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.Hannover 88 44 ff., Baden 88 169 ff, Württemberg Art. 133 ff., Bayern Art.
106 ff, sowie der hannov. Entw. 88 66 ff., der siichs. Entw. 88 256 ff. und der
nordd. Entw. HZ 148 ff. Aber auch in dieser Beschränkung enthält der Titel nicht
alle Vorschriften des Entwurfs über die Prozehkosten/ vielmehr sind zahlreiche
Zpezialbestimmungen des Zusammenhangs wegen und zur Vermeidung von Wieder¬
holungen an den betreffenden Stellen des besonderen Theils gegeben. Kostenrechtliche
Umschriften enthalten namentlich die 88 208 Abs. 3, 241 Abs.' 2, 246 Abs. 2, 299
für den Fall der Säumniß, die 88 234 Abs. 3, 456 Abs. 3, 505, 506 für die Fälle
der Zurücknahme von Klagen und Rechtsmitteln, die 88 585, 591 für das Mahnver¬
fahren, Z 539 Abs. 2 für den Urkunden- und Wechselprozeß, die 88 333, 334, 353
für Zeugen, 8 365 für Sachverständige, die 88 646, 657, 668 für die Zwangsvoll¬
streckung. Die 88 566, 574 regeln die Fälle des Ehe- und Entmündigungsverfahrens,
in denen der Staatsanwalt als Partei auftritt und unterliegt.

Uebereinstimmend mit den genannten Gesetzgebungen und dem Ooäe ew pro«,
»i't. 130 geht der Entwurf von dem Grundsatze aus, daß das Unterliegen in der
Hauptsache als Rechtsfolge die Verantwortlichkeit für die Prozeßkosten nach sich ziehe.
Das Prinzip der Strafe als Rechtsgrund ist allgemein aufgegeben; die Begründung
aus der allgemeinen Pflicht zum Ersatze widerrechtlich verursachten Schadens spricht
unter den neuen Prozeßgesetzen nur Baden 8 169 aus. Vermieden ist die ungerechte
Schonung des unterliegenden Theils auf Kosten des Siegers, zu welcher vielfach der
preuß, Prozeß (z. B. A, G, O. I, 23, 88 2, 4) durch unzutreffende Anwendung der
Bestimmungen über die Verschuldung gelangt war.

In Anwendung des allgemeinen Prinzips bestimmt der

8 85 (K. V. § 85, G. 8 87,)
daß die unterliegende Partei die Kosten des Rechtsstreits zu tragen, d. i. wie der
preuß. Entw. 8 1348 hervorhebt, nicht nur die ihr erwachsenden Kosten zu tragen,
sondern insbesondere die dem Gegner erwachsenden Kosten zu erstatten hat.
Ausnahmen von dieser allgemeinen Regel enthalten die später zu rechtfertigenden
§§ 87—89 und 90 Abs. 2.

Im einzelnen Falle wird die Erstattungspflicht objektiv durch § 85 beschränkt
auf die Erstattung der gegnerischenKosten, soweit dieselben nach dem freien Er! messen ! S. 112.
des Gerichts zur zweckentsprechendenRechtsverfolgung oder Nechtsvertheidigung noth¬
wendig waren (vgl. hannov. Entw. § 67, Württemberg Art. 134, nordd. Entw Z 149,
Bayern Art. 106).

Gegenstand der Erstattungspflicht sind die durch den Prozeß entstandenen Kosten
der Partei ohne Rücksicht darauf, ob dieselben an das Gericht oder an einen andern
Zahlungsempfänger gezahlt sind; im Sinne des preußischen Prozesses die gerichtlichen
und außergerichtlichen Kosten.

Außerhalb des Prozcßkostenersatzes liegen Schadensansprüche, deren Fundament
nicht allein durch die Thatsache des Obsiegs im Rechtsstreite, sondern noch durch
weitere Umstände begründet werden. Solche Forderungen sind in besonderem Prozesse
zu verfolgen, Württemberg Art. 150 spricht den nicht zweifelhaften Satz noch
besonders" aus. Bayern Art. 119 verpflichtet dagegen das Prozeß- bezw. Voll¬
streckungsgericht zur sofortigen Entscheidung über dergleichen Schadensansprüche
und begründet für die etwaige Nachliquidation einen besonderen Gerichtsstand des
Zusammenhangs.

Das Gericht entscheidet über die liquidirten Kosten nach freiem Ermessen. Das
Gericht hat solchergestalt frei zu würdigen über den Ersatz der Kosten einer vom
Beklagten geschehenen Streitueriundung (vgl. preuß. Entw. Z 1352), ob für Streit¬
genossen genügende Veranlassung vorlag, mehrere Anwälte zu bestellen (vgl, preuß,
Entw. 8 112), ob die Partei Grund hatte, neben dem Prozetzbevollmächtigten im
Termine persönlich zu erscheinen — Bayern Art. 106, Württemberg Art. 149 —,
über die Kosten für Beistände, ob die Kosten der Beweisaufnahme, z. B, des Zeugen¬
beweises insgesammt nöthig waren (vgl. preuß. A. G, O, I, 23, 8 23, Nr. 3, preuß.
Entw. § 481), ob Kosten für Handlungen der Zwangsvollstreckung zweckmäßigver¬
wendet sind, z. B, im Falle des 8 689 u. s. w.

Das freie »llütrinin des Gerichts wird durch den Abs. 2 des 8 85 beschränkt
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in Betreff der Gebühren und Auslagen des Rechtsanwalts der obsiegenden Partei,
Diese Kosten bilden im Sinne des Z 85 Abs, 1 einen regelmäßigen Gegenstand der
Erstattungsvflicht. Die Festsetzung, daß auch im Parteiprozesse die Anwaltskosten
von Rechtswegen als zweckentsprechendeKosten der Rechtsverfolgung und Rechtsuer-
theidigung gelten, ist schon bestehendes Recht nach Württemberg Art. 14? und Bayer»
Art. 106. Das preuß. Anwaltskostengesetz vom 12. Mai 1851 berechtigt im Bagatell¬
prozesse zur Liquidation der Anwaltskosten (Z 8) soweit die Führung des Prozesses
durch die Partei gleichfalls außergerichtliche Kosten verursacht haben würde oder wenn
die Partei durch Krankheit, Abwesenheit oder Amt an der persönlichen Wahrnehmung
des Termins behindert war (vgl. preuß. Ges. u. 2. März 1870 ZZ 2, 3). Dagegen
tritt nach Z 85 auch in Betreff der Anwaltskosten das Ermessen des Gerichts ein für
die Erstattung der Reisekosten eines auswärtigen Rechtsanwalts. Wenn die Park,
ohne Nothwendigkeit des Wechsels successive sich mehrerer Anwälte bedient hat, s»
braucht der Gegner die Kosten nur bis zur Höhe der Vertretung durch einen Rechts-
anmalt zu erstatten.

Dem Grundsatze des Z 85 ist es entsprechend, daß im Falle des theilweisen
Unterliegens beider Parteien nach

Z 86 (K. V, t, 86. G. 8 88)
die Kosten gegen einander aufzuheben oder verhältnißmäßig zu theilen sind, denn eine
genauere Scheidung der Kosten, je nachdem dieselben durch das Unterliegen des einen
oder des andern theils veranlaßt sind, ist nicht ausführbar.

I S. 113. I Das Aufheben der Kosten gegen einander bezeichnen die preuß, A. G. O, I,
23 Zß 3, 4 als Kompensation; Hannover §47 und sächs. Entw. ß 273, preuß. Entw.
L1339 als Vergleichung, Die nur uneigentlich als Kompensation zu bezeichnende
Maßregel besteht darin, daß jeder Theil die von ihm aufgewendeten Kosten oder noch
aufzuwendenden Kosten ohne Ersatzanspruch selbst trägt (vgl. Bayern Art. 108).

Die uerhältnißmäßige Theilung der Kosten unter die Parteien kann in sehr
verschiedener Weise geschehen. Es kann das Gericht der einen Partei eine bestimmte
Summe — Mi'8 CuävtH — der Kosten auferlegen und die andere Partei mit dem
Reste belasten; das Gericht kann aber auch die Kosten nach bestimmten Antheilen
— par» yuota — vertheilen, und zwar kann die letztere Theilung die gesammten
Prozeßkosten umfassen oocr sich auf einen Theil derselben beschränken. In dem erstere»
Falle werden die gesammten, beiden Theilen erwachsenden Prozeßtosten als ein
Ganzes behandelt, und von der Gesammtsumme wird jedem Theile eine bestimmte
Quote zur Last gelegt. In dem letzteren Falle wird der einen Partei ein aliquoter
Theil der Prozeßkosten des Gegners zur Erstattung auferlegt, während im Uebrigen
die Kosten beider Theile verglichen werden.

Die weiteren, in einzelnen Rechten anerkannten Fälle der Kostenkompensation,
z, B. Locle ä« proo. Art. 132, bei Prozessen unter Verwandten, die Fälle der preuß.
A. G. O. I. 23 Zß3, 6, von denen in Baden § 172 und Hannover §4? Nr. 1b
noch der Fall beibehalten, daß der Entscheidungsgrund des ungünstigen Urtheils der
Partei nicht bekannt sein mußte oder konnte, widersprechen dem im Eingänge des
Titels erörterten Prinzip und sind zum großen Theil ebenso willkürlich als ungerecht.

Trotz der dem Kläger zur Last fallenden Zuvielforderung kann das Gericht
dem Beklagten die Erstattung der gesammten Prozetzkosten auferlegen, wenn diese
Zuvielforderung

1) eine verhältnißmäßig geringfügige war und leine besonderen Kosten
veranlaßt hat, oder darauf beruht, daß

2) der Betrag der Forderung von der Festsetzung durch richterliches Ermessen,
von der Äusmittelung durch Sachverständige oder von einer gegenseitigen
Berechnung abhing.

Beide Ausnahmen bestimmen gleichmäßig der preuß. Entw. Z 1840, hannov,
Entw. § 69, nordd. Entw. § 150, Hannover § 47^ sächs. Entw. § 274, Bayern Art. 1w,
Württemberg Art. 137. Die erste Abweichung vom Prinzip beruht auf der Gerinq-
fügigtcit der Mehrforderung, deren Berücksichtigung im Kostenpunkte sonst unverlM-
nißmäßigc Weiterungen herbeiführen würde, wahrend bei der zweiten Ausnahme es
der Partei kaum möglich war, die Mehrforderung zu vermeiden.
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Eine mehr scheinbare Ausnahme von dem Prinzip des 8 85 bestimmt der

8 87 (K, V, 8 87. G. § 89)
Derselbe enthalt einen allgemeinen Grundsatz und findet Anwendung auf die¬

jenigen Rechtsstreitigkeiten, in denen der Beklagte nicht durch sein Verhalten zur
Erhebung der Klage Veranlassung gegeben hatte. Ein materieller Streit der Parteien
und ein eigentliches Unterliegen des Beklagten findet hier nicht statt, wenn derselbe
den eingeklagten dinglichen öder persönlichen Anspruch sofort anerkennt oder, ohne
sich auf den Rechtsstreit einzulassen, das Versäumnißurtheil wider sich ergehen laßt.
Der Grundsatz des Z 87 ist bereits durch die preuß. >Allg. G, Ordn. I. 28 § 4 für > S. 114.
die sog. Mandatskündigunffsklllge vorgeschrieben; er wird insbesondere für die im
^ 223' gestatteten Feststellungsklagen praktisch werden, und ist unter Verallgemeinerung
feiner Geltung aus dem preuß. Entw. ß 224 und dem nordd. Entw. 8 195 über¬
nommen. Darüber, ob im einzelnen Falle der Beklagte durch sein Verhalten zur
Klage Veranlassung gegeben hat oder mcht, ist vom Gerichte nach den betreffenden
VelMptungen des Klagers in der Klageschrift, beziehentlich un Termine zur mündlichen
Verhandlung zu entscheiden.

Die

8Z 88, 89, 90 Abs. 2 (K. V. U 88, 89. 90. G. W 90, 91. 92)
umfassen die Falle der Kostenseparation, deren allgemeines Prinzip Württemberg
Art. 142 zutreffend dahin bestimmt, daß auch die in der Hauptsache obsiegendePartei
diejenigen Kosten tragen muß, welche durch ihre Versäumnisse oder durch zwecklose
Handlungen oder durch Verzögerung der Sache ihrerseits ihr selbst oder dem Gegner
erwachsen. In diesen Fällen und im 8 8? hat die obsiegende Partei gegen das
allgemeine Prinzip des 8 85 nicht nur ihrerseits keinen Anspruch auf Ersatz der
Hosten, sondern auch die Pflicht zur Erstattung der Kosten des in der Hauptsache
unterliegenden Gegners.

Der 8 88 enthält eine zwingende Vorschrift und wird anwendbar, wenn eine
Partei einen Termin oder eine Frist verfäumt oder die Verlegung eines Termins,
die Vertagung einer Verhandlung, die Anberaumung eines Termins zur Fortsetzung
der Verhandlung, die Verlängerung einer Frist durch ihr Verschulden veranlaßt.
Diese Vorschrift ist gleich den 88 241, 240 nothwendig als wirksames Mittel gegen
die Verschleppung der Prozesse und entspricht dem preuß. Entw. 8 1344 Nr. 3,' dem
hannov. Entw. 88 194, 193, dem nordd. Entw. 88 151, 152.

Zum Theil auf gleichen Gründen beruht die nur fakultative Vorschrift des
L 89, welche mit dem preuß. Entw. 8.1344 Nr. 1, nordd. Entw. 8 154 übereinstimmt.
Da die gerichtlichen Urtheile über die Ansprüche der Parteien und nicht über die
Angriffs- und Verthcidigungsmittel entscheiden, da ferner die Parteien in der Wahl
ihrer Rechtsverfolgung frei sein müssen und es nicht ohne Weiteres widerrechtlich ist,
wenn erhebliche Klagegründe oder Einreden mit unerheblichen tumulirt werden, so ist
der Hannover 8 47 und Württemberg Art. 134 ausgedrückte Satz unbedenklich, daß
die Verwerfung einzelner Angriffs- und Vertheidigungsmittel einer Partei für sich
allein die Ausscheidung der hierdurch veranlaßten Kosten zu Lasten der obsiegenden
Partei noch nicht rechtfertigt. Die Entscheidung wird das Gericht vielmehr aus
dem konkreten Falle entnehmen müssen.

Der

8 90 Abs. 1 (K. V. § 90. G. 8 92)
bestimmt in Konsequenz des allgemeinen Prinzips (8 85), daß die Kosten eines ohne
Erfolg eingelegten Rechtsmittels der Partei zur Last fallen, welche dasselbe eingelegt
hat. Das erfolglos angewendete Rechtsmittel wird sachgemäß gleich einer abgewiesenen
Klage behandelt. Insoweit besteht auch Uebereinstimmung in den Prozeßgesetzen
(vgl. insbesondere preuß. A, G. O. I. 23. 8 6, preuß. Entw. 8 1341, nordd. Entw.
§ 155, Hannover 8 4« Abs, 2).

Hat dagegen ein eingelegtes Rechtsmittel Erfolg und wird in der Rechtsmittel¬
instanz die angegriffene Sächentscheidung abgeändert, so fällt damit auch die Kosten-
entscheidung des reformirten Urtheils. Die gesammten Kosten des Rechtsstreits in
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allen Instanzen stellen eine einheitliche Aufwendung dar, welche die Geltendmachung
S, 115. des erstrittenen Rechts erforderte, und sind daher nach Maß lgabe der in der Sache

zuletzt ergehenden Entscheidung dem allgemeinen Prinzip des ß 85 gemäß dem Unter¬
liegenden aufzuerlegen. Diese Konsequenz spricht der Entwurf nicht gleich dem preuß.
Entw. ß 1342 und 'Württemberg Art. 189 ausdrücklich aus. Dieselbe ergiebt sich aK
beabsichtigte Folgerung von selbst aus dem an die Spitze des Titels gestellten all¬
gemeinen Grundsätze. Wird in Folge des eingelegten Rechtsmittels nur eine theil-

, weise Aenderung des erstinstanzlichen Urtheils erzielt, so tritt der Z 86 in Anwendung,
Das Vorstehende gilt für alle Rechtsmittel des Entwurfs und es sind keine abwei¬
chenden Vorschriften für die höheren Rechtsmittel wie im preuß, Gntw, ß 1343 gegeben
worden. Die Sonderbestimmung im Z 299 für den Fall des Einspruchs rechtfertigt
sich zur Ausgleichung der durch das System des Entwurfs geforderten leichten Zu¬
gänglichkeit dieser nicht als Rechtsmittel konstruirten Aushülse und zur Sicherung
des Gegners der säumigen Partei wider Vermehrung seiner Prozeßtosten in Folge
der fremden Versäumung, Die frühere gemeinrechtliche und noch uon der preuß.
Allg. Ger. Ordn. I. 23 § 6, der preuß. Verordn, v. 14. Dezember 1833 § 17, Ku-
burger Prozeßgesetz v. 1, November 1858 § 100 und Meininger Prozeßgesetz u, 18,
Juli 1862 Art, 66 festgehaltene Theorie, im Falle der veränderten Sachentscheidung
in höherer Instanz die Prozeßkosten zu vergleichen, sei es für die mehreren NechtZ-
züge oder für die Kosten der höheren Instanz unter Verurtheilung des Gegners in
die Kosten der Vorinstanzen, verstößt gegen das allgemeine Prinzip. Dagegen er¬
kennt der Z 90 Abs. 2 in Uebereinstimmung mit Hannover Z 47, Württemberg Art,
718, preuß. Entw. § 1344, hannou. Entw. Z 590, nordd. Entw. Z 797 ein Verschulden
der obsiegenden Partei für die Fälle an, in denen der Berufungskläger in Folge
eines neuen Vorbringens ganz oder theilweise obsiegt, welches er nach freiem Er¬
messen des Gerichts in erster Instanz geltend zu machen im Stande war. Das
Gericht soll ihm daher die Kosten der Berufungsinstanz ganz oder theilweise aufer¬
legen dürfen.

Der

8 91 (K, V, 8 «1, G- 5 93)
enthält die schon in der preuß. A. G. O. I. 23 § 21 ausgedrückte Interpretations¬
regel, daß die Kosten eines abgeschlossenen Vergleichs, wenn nicht die Parteien ein
Anderes verabredet haben, als gegeneinander aufgehoben anzusehen sind, und wendet
den Satz auf die Kosten durch Vergleich erledigter Prozesse an, insoweit über diese
Kosten nicht bereits rechtskräftig erkannt war/ Für selbstverständlich kann man mit
den Motiven zum preuß. Entw, S. 32? diese Bestimmung keineswegs erachten. Die
auch dem hannov. Entw. §224, sächs. Entw. §193 Äbs. 1, nordd. Entw. ß 378
Abs. 1, Württemberg Art. 141 bekannte Vorschrift ist erfahrungsmäßig uon Werth,
da sie das Zustandekommen uon Vergleichen erleichtert, welche bei sachlicher Einigung
der Parteien häufig nur die nothwendige Verhandlung des Kostenpunkts zum Scheitern
bringt.

Ueber die Anfechtung der Entscheidung des Kostenpunkts bestimmen die Pro-
zeßgesetze sehr verschieden. Nach dem Lnclo äs pi-oc. ist die Berufung nur durch
das allgemeine Erfordernis; der Verufungssumme beschränkt; im Gebiete des alt-
ländischen Prozesses schließt Art. 1 Nr. 3 der preuß. Deklaration vom 6. April 1839
die Appellation aus, gestattet aber den Rekurs, wenn es sich um eine Entscheidung
erster Instanz handelt", dagegen kein Rechtsmittel, wenn in zweiter Instanz erkannt
ist. Konform dem preuß. Entw. 8 61? Abs. 4 und dem nordd. Entw. 8156
schließt der

Z W (K. V, l; 92, O, 8 94)
die Anfechtung der Entscheidung über den Kostenpunkt aus, wenn nicht gegen die

S. 116. > Entscheidung in der Hauptsache ein Rechtsmittel eingelegt wird. Zwar ist es für
eine Partei gleich drückend, ob sie einen Betrag als Kosten- oder Hauptschuld zu
zahlen hat. Es erscheint aber aus allgemeinen Gründen mißlich, Rechtsmittel (auch
nur in Forin der Beschwerde) wegen unrichtiger Entscheidung des Kostenpunkts allein
zuzulassen. Die Erfahrungen im Gebiete des prenß. Rechts haben dargelegt, wie
schwierig in der Praxis die Beurtheilung der Entscheidung im Kostenpunkte von der-
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jenigen über die Hauptsache zu trennen ist. Wird diese Scheidung nicht vorgenommen
und erörtert behufs Prüfung der nur über den Kostenpunkt geführten Beschwerde das
höhere Gericht die Richtigkeit der in der Hauptsache ergangenen Entscheidung, so wird
das in'inoiMlL gelegentlich eines a,L«L88uriuw zur Entscheidung gebracht, und doch ohne
materielle Einwirkung auf die Hauptsache. Es sind aber Urtheile zu vermeiden, durch
welche Vorentscheidungen, welche nicht beseitigt werden tonnen, für sachlich unrichtig
erklärt werden. Soll dagegen bei streng durchgeführter Trennung der Sach- und
Kostenentscheidung der höhere Nichter die letztere nach Maßgabe der ihn der Haupt¬
sache nach verbindenden Entscheidung prüfen, so würde sich das Rechtsmittel gegen
die Absicht als eine Art Nichtigkeitsbeschwerde gestalten. Für ein solches Rechtsmittel
liegt ein Bedürfniß um so weniger vor, als die Gesetze über die Entscheidung des
Kostenpunkts einfach sind, dem richterlichen Ermessen einen weiten Spielraum gestatten
und bei richtiger Entscheidung in der Hauptsache Fehlgriffe in der Anwendung der
kostenrechtlichen Bestimmungen nicht oft vorkommen werden.

Daß dagegen bei Einlegung eines Rechtsmittels in der Hauptfache mit dieser
auch die Kostenentscheidung der Nachprüfung des höheren Gerichts anheimfällt, ist
selbstverständlichund schon zu 8 90 erwähnt. Unzweifelhaft folgt aus der allgemeinen
Fassung des L 92, daß, sobald von einer Partei in der Hauptsache ein Rechtsmittel
eingelegt ist, der andern Partei frei steht, sich jenem Rechtsmittel nach Maßgabe der
§§461, 494 lediglich wegen des Kostenpunkts anzuschließen, ohne daß es ihrerseits
einer Anschließung in der Hauptsache bedarf.

Streitgenossen haften nach dem

8 93 (K. V. § 83. G. 8 95)
welcher Württemberg Art. 136, dem hannov. Entw. § 68 und dem nordd. Entw. ß 15?
entspricht, für die Kostenerstattung nach Kopfthcilen, Ausnahmsweise wird bestimmt, daß

1) bei einer erheblichen Verschiedenheit der Betheiligung am Rechtsstreite
nach dem Ermessen des Gerichts die Betheiligung der Streitgenossen als
Maßstab genommen weiden kann.

Die quotenmäßige Haftung der Streitgenossen ist die Prinzipale Vertheilungs-
norm nach Bayern Art. 108 Abs. 1 und dem' sächs. Entw. § 267. Dieselbe empfiehlt
sich nicht als Regel, weil die verschiedene Betheiligung der Streitgenossen oft nicht
eine aliquote ist, sondern auf ungleichartigen Rechten beruht; z. B, bei einer gegen
den Eigenthümer und den Nießbrauch« einer Sache gemeinsam angestellten dinglichen
Klage. Die Ermittelung der individuellen Betheiligung der streitgenossen verzögert
»othwendig und zu Ungunsten des Gegners die Entscheidung des Prozesses und trägt
in denselben oft unnöthigerweise einen neuen Streit hinein, welcher schwieriger sein
kann, als der Hauptstrelt.

1 2) daß für die Kosten des von einem Streitgenossen geltend gemachten I S. 117.
Angriffs- und Bertheidigungsmittels die übrigen Streitgenossen nicht
haften.

Diesen Vorbehalt ziehen auch die preuß. A, G. O. I. 28, H 29, der preuh.
Entw. § 1350, Baden § 105.

3) daß die Streitgenossen für die Kosten solidarisch haften, insoweit eine
Verpflichtung hierzu nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts (z. B.
im Falle des preuß. U. L. R. I. 5 § 426) besteht.

Die Solidarhaft der Litistonsorten schreibt die preuß. A. G. O. I. 23 Z 29
stibsidiarisch vor, während Baden 8 106 und der preuß. Entw. 8 1350 sie als allge¬
meine Regel aufstellen und Bayern Art. 108 als Strafe für Streitmuthwillen
androht. Die Motive zum preuß. Entw. entscheiden für die regelmäßige Solidarhaft
der Streitgenossen, weil sie deren kontraktsähnlichem Verhältnisse entspreche, sich
häufig nicht ausschließen lasse, vermögende Streitgenossen abhalten müsse, sich unbe-
aründeten Prozessen anzuschließen, und weil dem auf das Ganze in Anspruch
genommenen Streitgenossen der Regreß in der Regel leichter sein werde, als dem
Gegner die getheilte Verfolgung feiner Rechte gegen die mehreren Streitgenossen.
Toweit jene Gründe die Solidarhaft sachlich rechtfertigen, erkennt der § 93 Abs. 4
dieselbe an. In weiterer Zulassung verstößt sie gegen die Gerechtigkeit. '

Der Z 93 gilt nur für die Fälle der Streitgenossenschaft (8 56) und kommt
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auch hier nicht zur Anwendung bei den nur von einem Streitgenossen veranlaßten
Kosten im Zwangsuollstreckungsverfahren (vgl. vreuß. Entw. 88 114 Abs. 2, 1360).

Die Prozeßkostcn können dadurch vermehrt werden, daß em Dritter am Prozesse
sich als Nebenintervenient betheiligt. Für diese Falle schreibt der

§ 94 (K. V. § 94, G. § 96)
vor, daß auf die durch eine Nebeninteruention veranlaßten Kosten die Bestimmungen
der 88 85—91 Anwendung finden. Der Nebenintervenient kann daher von dem
unterliegenden Gegner Kostenersatz verlangen und muß seinerseits dem obsiegenden
Gegner diese Kosten erstatten. Um in dieser Beziehung dem Gegner einen Titel für
die Zwangsvollstreckung zu geben, muß sich das Endurtheil — wie Württemberg Art,
144 Abs. 1 und der sächs. Entw. Z 325 ausdrücklich hervorheben — über den Kosten¬
punkt der Nebeninteruention auslassen. Die durch § 1351 des vreuß. Entw., 8 158
des nurdd. Entw. und Art. 144 der wttrttemb. Prozeßordn, festgesetzte Haftung der
unterliegenden Hauptpartei für die dem Gegner durch die Nebeninteruention verur¬
sachten Kosten wird damit gerechtfertigt, daß sie verabsäumt habe, nach 8 67 auf
Zurückweisung der Nebenintervention anzutragen. Dieser Grund reicht aber für die
Strenge jener Vorschrift nicht aus. Die Nebenintervention ist nach den 88 62, 6?
schon dann zuzulassen, wenn der Intervenient sein Interesse nur glaubhaft macht.
Die Prüfung des Gerichts bei Erlassung des Zwischenurtheils über den Widerspruch
gegen die Nebeninteruention ist nur summarischer Natur; im Zweifel wird das Gericht
geneigter sein, die Intervention zuzulassen, als sie zurückzuweisen. Der Entwurf kehrt
daher zum Schutze des Intervenienten gegen unverschuldete Kosten zu der an sich
richtigeren Theorie des gemeinen Civilprozesses — Wetzell, N6. III. 8 7, Renaud,
Civilvrozeß S. 698 — zurück, wie solche im preuh. Prozesse A. G. O. I. 23 8 18

S. 118. und im sächs. Entwurf 8 325 ebenfalls festgehalten ist. Da in den >Fällen des § W
der Nebenintervenient wirklicher Streitgenosse der Hauptpartei ist, so gelangt insoweit
der 8 93 zur Anwendung.

In Betreff der Kosten der gerichtlichen Streitvertundung erschienen besondere
Bestimmungen nicht erforderlich. Der uerurtheilte Gegner mutz dieselben ersetzen,
soweit nach dem allgemeinen Grundsatze des 8 85 die Streitvertundung zur zweck¬
entsprechenden RechtZvertheidigung oder Rechtsverfolgung nothwendig war. Außer¬
dem charakterisirt der 8 70 den beitretenden Litisdenunziaten als Nebeninteruenientcn
und folgt hieraus die Anwendbarkeit des § 94. Besonderer kostenrechtlicher Bestimmungen
bedürfte es ebensowenig für die Nomination, weil der 8 71 dieselbe als Art der
Streitvertundung behandelt.

Die

8Z 95—97 (K. V. M 95-97, G. §§ 98—100)
regeln das Verfahren Behufs gerichtlicher Festsetzung der dem Gegner zu erstattenden
Kosten. Die gerichtliche Festsetzung des zu erstattenden Quantums ist erforderlich,
da das Endurtheil nur über die Verpflichtung zum KostencrsatzeBestimmung getroffen
hat. Der 8 26 der vreuß. A. G. O, I, 23 schreibt als allgemeine Regel, der Art.
543 des Ooäo <ls l>roe. für den summarischen Prozeß, Bayern Art. 115 für den
Parteiprozeß, der hannov. Entw. 8 ?3 für einfache Prozesse, insbesondere Versäum-
nihurtheile und Einzelrichtersachen vor, daß die Liquidation der zu ersetzendenKosten
so zeitig erfolge, daß deren Festsetzung bei Verkündung des Endurtherls oder in dem
vollständig abgefaßten Urtheile erfolgen kann. Württemberg Art. 153 giebt eine
ähnliche Vorschrift unter Androhung einer Ordnungsstrafe und der Mehrkosten des
nachträglichen Festfetzungsverfahrens. Desgl, Hannover § 51 für amtsgerichtliche,
Kontumazial- und andere einfache Sachen. Dies Verfahren führt aber erhebliche
Bedenken mit sich. Die rechtzeitige Aufstellung der Kostenfpezifitation ist in der Regel
mit Schwierigkeiten verbunden, sie kann die Entscheidung des Prozesses aufhalten
und belastet die mündliche Verhandlung mit überflüssigem Material. Es tritt hinzu,
daß in diesem Stadium des Prozesses überhaupt noch nicht feststeht, ob es der
Kostenfcstsetzung bedürfen wird. Für den Fall der Abänderung der erstinstanzlichen
Entscheidung haben das Gericht und die Parteien vergebliche Arbeit gemacht. Aus
diesen Gründen ist in der preußischen Praxis die Vorschrift des 8 26 cit. völlig
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obsolet und durch das im 8 28 n. a. O. als Ausnahme vorgeschriebene Verfahren
verdrängt worden, daß die Kosten erst nach der Erlassung des Urtheils liquidirt und
festgestellt werden.

Als sichere Grundlage für das Festsetzungsverfahren bestimmt übereinstimmend
mit ß 1354 des preuß. Entw. und 8 161 des nordd. Entw. der § 95 Abs. 1, daß
der Anspruch auf Erstattung der Prozeßkostcn nur auf Grund eines zur Zwangsvoll¬
streckung geeigneten Titels geltend gemacht werden kann. Für die Regel ist diese
Vorschrift um so weniger bedenklich, als betreffend die Kosten der Zwangsvollstreckung
<H 846) und der im Mahnverfahren erhobenen Ansprüche (8 585) anderweite Vor¬
schriften ertheilt sind.

Nach der preußischen Praxis gehört das Festsetzungsuerfahren, abweichend von
den meisten Prozeßrechten — auch dem vreuß. Entw. § 1354 — aus Gründen der
Zweckmäßigkeitzur Zuständigkeit des Prozeßgerichts erster Instanz.

Diesem Gerichte stehen die Parteien und die Vertreter in der Regel am nächsten.
Das Kostenfestsetzunsssuerfahren soll in jedem Prozesse nur einmal erfolgen und
geschieht am einfachsten durch das Gericht der ersten Instanz, im > Falle die Kosten I S. 119.
mehrerer Instanzen getheilt sind. Die gerichtlichen Prozeßakten der höheren Instanzen
enthalten für die Kostenfestsetzungwenig Dienliches; die Manualatten der Vertreter,
welche die Belege für die Kostenforderungen enthalten, gehen an die Vertreter erster
Instanz zurück. Es stände endlich mit der geringfügigen und einfachen Natur des
Kostenfcstsetzungsgeschäftsnicht im Einklänge, wenn sich ein Gericht höherer Instanz
und das höchste Gericht — im Falle der Beschwerde und Nemonstration sogar mehr¬
fach — mit demselben zu befassen hätte. Vorstehende Erwägungen behalten auch
nach dem Verfahren des Entwurfs zum Theil ihren Werth, und es hat sich daher der
Entwurf, dem nordd. Entw. 8 162 folgend, dem preußischen Beispiele angeschlossen.

Dem einfachen Gegenstände entsprechend, schreiben die ZZ 95 Abs. 2 und 96
ein thunlichst einfaches nnd rafches Verfahren vor. Das Gefuch unterliegt daher
nicht dem Anwaltszwang«, fondern kann vor dem GerichtZschreiber zu Protokoll erklärt
werden. Beizufügen find die Kostenberechnung und die zur Rechtfertigung der einzelnen
Ansätze dienenden Belege. Von der Kostenberechnung ist eine Abschrift für den
Gegner mitzutheilen (vgl. auch Hannover S 52, hannov. Entw. Z 74, nordd. Entw.
§ 185). Die Abschrift der Kostenrechnung ist dem Gegner zur Ausübung des Beschwerde¬
rechts, und, da unter Umständen der Festsetzungsbeschluß erst nach mündlicher Ver¬
handlung ergeht, zur Vorbereitung nothwendig.

Der Festsetzungsbeschluß kann — desgl. preuß. Entw. 8 1354, Baden Z 1??,
hannov. Entw. 8 75, Württemberg Art. 152, nordd. Entw. 8 163 Abs. 1 — ohne
uorgängige mündliche Verhandlung erlassen werden. Zur Berücksichtigung eines
Ansatzes genügt dessen Glaubhaftmachung. Gegen den Festsetzungsbeschluß — auf
dessen Ve'rkündung oder Zustellung der'8 284' Anwendung leidet —steht beiden
Parteien die sofortige Beschwerde zu (vgl. hannov. Entw. 8 75, preuß. Entw. 8 1355,
nordd. Entw. 88 815, 822).

Aus dem Festsetzungsbefchlusfe kann nach 8 651 Nr. 2 die Zwangsvollstreckung
nachgesucht werden, jedoch bedarf der Festsetzungsbeschluß nach 8 652 vorab der
Ettheitung der Vollstreckungsklausel (8 612). Die Zulassung schriftlicher Verhandlung
im Festsetzungsv erfahren rechtfertigt sich aus der Nothwendigkeit, den auf die Haupt-
entscheidung nicht mehr einwirkenden Gegenstand einfach, rasch und wohlfeil zu erledigen.
Stellen sich im einzelnen Falle Schwierigkeiten heraus, so kann das Gericht münd¬
liche Verhandlung anordnen.

Der 8 9? entspricht dem preuß. Entwurf 8 1357, hannov. Entw. 8 73, nordd.
Entw. 8 164 und Banern Art. 113. Er bezieht sich auf die Fälle, in denen die beiden
Theilen erwachsenden Kosten nach Quoten vertheilt sind. Die Partei soll hier vor
Anbringung des Festsetzungsgesuchs den Prozeßgegncr zur Einreichung der Gegen-
liquidation auffordern. Als Präjudiz ist ausgesprochen, daß nach fruchtlosem Ablaufe
der hierzu bestimmten Frist die Entscheidung auf das Festsetzungsgesuch ohne Rücksicht
auf die Prozeßkosten des Gegners erfolgt und diesem die durch spätere Nachliauidation
seiner Kosten entstehenden Mehrkosten zur Last fallen.

Viele Prozeßrechte — namentlich lüoäo äs i,ruo. Art. 132, Braunschweig 8 109,
Württemberg Art. 146, Bayern Art. 110, hannov. Entw. 8 71, sächs. Entw. ß 272,
nordd. Entw. 8 160 — haben die Vorschrift, daß gesetzliche Vertreter, Anwälte,
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andere Prozeßbevollmächtigtc, Gerichtsvollzieher u. s. w. zur Tragung der durch ihre
Schuld veranlaßten Prozeßlüsten sogar von Amtswegen persönlich ue'rurtheilt werde,,

! S. 120. können. Der 8 6 der preuß. A. G.' O. I. 23 j und Hannover 8 48 dehnen diese Vor¬
schrift sogar auf Richter aus. Der Entwurf übergeht diese Bestimmung, darin dem
preuß. Entw. beitretend. Für eine solche Vorschrift liegt ein praktisches Bedürfniß
nicht vor. Für den Rechtsstreit, in welchem das Versehen erfolgte, ist die Eisatzpflicht
eine ganz fremde Angelegenheit, deren Mitentscheidung durch ein Urtheil den Prozeß
verwirren und verweitläüfigen muß, da sie nicht ohne Gehör der Betheiligten erfolge»
kann. Die Vorschrift verschiebt in Betreff der Anwälte und Gerichtsvollzieher deren
Stellung zum Prozeßgcrichte. Ob eintretende Verschuldung eines gerichtlichen
Beamten ein Recht auf Niederschlagung der durch ein Versehen derselben entstandenen
Kosten zu Gunsten der beschädigten Partei begründet, gehört in das Bereich de«
gerichtlichen Gebührengesetzes (vgl. ß 3 des' preuß. Gerichtskostengesetzes um»
10. Mai 1851),

Itchlltt Wll.
Sicherheitsleistung.

§8 88—102. (K. V. 88 98—102, G. 88 1U1—105.)
Der

8 98 (K. V. 8 98. G, 8 101)
stellt generell die Mittel fest, durch welche eine prozessualischeSicherheit — prozesstmle
Kaution — geleistet werden kann, Prozessuale Kautionen kennt der Entwurf, außer
der in den 88 99—102 behandelten Kaution für die Prozeßkosten in den Fälleu des
ß 83, in der Zwangsvollstreckung 88 N00, «02, «04, 808, 637, «39, bei dem Arrest
und den einstweiligen Verfügungen 88 748, 763. In ähnlicher Weise enthalten
allgemeine Normen über die prozessualischen Kautionen die preuß. A. G. O. Thl, I.
Titel 21, Hannover 88 56—60, Baden 88 1«?, 188, Württemberg Art, 155, Bayern
Art. 125—130, hannou. Entw. 8 76, nordd. Entw. 8 165.

Nebereinstimmend mit Württemberg Art. 155, Bayern Art. 123, dem preuß.
Entw. 8 139 und dem nordd. Entw. 8 165 gestattet der 8 98 als Kautionsmittel —
insoweit nicht die Parteien ein Anderes vereinbart haben oder das Gesetzbuch (wie
in den Fällen der 88 74«, 752) eine nach freiem Ermessen des Gerichts zu bestimmende
Sicherheit zuläßt — nur die Hinterlegung in baarem Gelde oder solchen Wcrthpapieren,
welche nach richterlichem Ermessen eine genügende Deckung gewähren. Für die Kautiono-
fllhigkeit der Wertpapiere ist es nicht entscheidend, ob dieselben im Sinne der Art.
37«, 357 des Handelsgesetzbuchs einen Markt- oder Börsenpreis haben. Der Entwurf
beseitigt diese und andere Beschränkungen der Partikulargesetzgebungen (z. B. Bayern
Art. 123, preuß. Depos. Ord. u. 15. September 1783 8 41 und Ergänzungen hierzu
bei von Rönne Bd. III. E. 913 ff.), weil es im Interesse der Kaventen erforderlich
ist, die Mittel der Sicherheitsleistung nur soweit zu beschränken, als es die noth¬
wendige Rücksicht auf die Einfachheit des Verfahrens fordert. Von diesem legislativ
gerechtfertigten Standpunkte aus fehlt es an zureichenden Gründen, gute Sicherheit
gewährende Papiere blos deshalb auszuschließen, weil sie, wie z. B. Hypothekenbriefe
keinen Börsen- oder Marktpreis haben.

Andererseits zwingt die Rücksicht auf die Einfachheit des zur Regelung deo
Kautionspuntts erforderlichen Verfahrens den Entwurf (abgesehen von den im Eingänge
des 8 98 bezeichneten beiden Ausnahmen) von der Bestellung der Kaution durch Ünter-

S. 121. pfand oder Bürgen, welche die preuß. A. G. O., Hannover >8 5«, Oldenburg
Art. 79, Baden 8 18^ und das meininger Prozeßgesetz v^ 16. Juli 1862 Art. 60 noch
zulassen, Umgang zu nehmen. Die Bestellung der Kaution durch derartige Mittel
führt zu Verzögerungen im Prozesse, indem häufig neben und nach dem Streite über
die Pflicht zur Sicherheitsleistung noch ein fernerer Streit über die Hinlänglichkeit
der angebotenen Kautionsmittel entsteht.

In wesentlicher Uebereinstimmung mit den angezogenen Prozeßgesetzen regelt
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der Entwurf in den ZS 99—102 speziell die enutio pro ox^en^iz. Die Verpflichtung
uii Sicherheitsleistung wegen der Prozeßkosten legt der

8 98 («. V. t, W, G. 8 W2>
ohne Rücksicht auf die in- oder ausländische Staatsangehörigkeit des Beklagten den
Ausländern auf, welche als Kläger auftreten.

Die im gemeinen und im preuß. Prozesse vorgeschriebene Kautionspflicht
inländischer Kläger ist bei dem weiten Umfange der gezogenen Ausnahmen
— vergl. A. G. O. I. 21 W 1, 2 — praktisch ohne Bedeutung und innerlich
nicht zu rechtfertigen, weil gegen jeden inländischen Kläger die Nechtshülfe gegeben
wird.

Der Art. 166 des (!oüs äs prac, Hannover §54, Oldenburg Art. 81 §1,
Vadcn § 178 und Württemberg Art. 156 heben übereinstimmend hervor, daß diese
ztautionspflicht auch dem Ausländer obliegt, welcher den: Prozesse auf Seiten des
Klägers als Nebeninteruenient beitritt. Bei Berathung des hcmnov. Entw. § 78,
welcher diesen Fall gleich dem § 99 nicht besonders hervorhebt, ging man — Proto¬
kolle S. 938 — von derselben Voraussetzung aus, welche darin ihren Grund hat,
daß der Nebeninteruenient (ß 94) dem Benagten für die durch die Nebeninter-
vention verursachten Kosten haftet, im Falle des ß 66 sogar als Streitgenosse gegen¬
übersteht.

Zur Begründung der Kautionsforderung reicht für den Beklagten die That¬
sache hin, daß der Kläger Ausländer ist. 'Der Kläger kann die Kautionspflicht
ablehnen, wenn er einen der im S 99 aufgeführten fünf Vefrciungsgründc — welchen
die Zulassung zum Nrmenrechte ß 104 Nr. 2 als sechster hinzutritt — für sich geltend
machen kann.

Der Grund Nr. 1 begreift die Fälle der Reziprozität. Die durch Z 166 Nr.
1 des nordd. Entw. für die Befreiung des Ausländers gestellte fernere Bedingung,
daß zugleich die Annahme vorliegen müsse, daß in dem Staate des Klägers die den
Kostenpunkt betreffende Entscheidung des Prozeßgerichts werde vollstreckt werden, ist
nicht aufgenommen. Diese Bedingung liegt außerhalb der Erfordernisse der Rezi¬
prozität und widerspricht der grundsätzlichen Auffassung des Entwurfs von der Stellung
zum Auslande.

Die Exemtion des Urkunden- und Wechselvrozesscs, sowie der Klagen aus
Ansprüchen, welche in das Grund- oder Hnpothekenbuch einer deutschen Behörde
eingetragen sind — Nr. 2 und 5 — rechtfertigen sich durch die beschleunigte Form
des für "diese Prozesse vorgeschriebenen besonderen Verfahrens. Z§ 531 ff. 655 Abs.
ö. Entsprechend Bayern Art. 120 Nr. 3 redet der Entwurf im Falle der Nr. 5 des
8 99 und ebenfo ZZ 692 ff. von Ansprüchen statt von „Forderungen", um jeden
Zweifel über die Anwendbarkeit der Bestimmungen auf dingliche Ansprüche aus¬
zuschließen.

Die Ausnahme der Widerklagen — Nr. 3 — und der in Folge einer öffent¬
lichen Aufforderung (§ 762) angestellten Klagen — Nr. 4 — ist gerecht > fertigt, weil > S. 122.
die Erhebung dieser Klagen durch einen vorangegangenen Angriff des Beklagten ver¬
anlaßt ist.

Das Verlangen der Sicherheitsleistung für die Prozeßtosten ist vom Beklagten
nach Maßgabe der'ZS 238 Nr. 4, 446 als prozeßhindernde Einrede von seiner Ein¬
lassung zur Hauptsache geltend zu machen und befreit den Beklagten von der Ein¬
lassung auf die Klage. In Konsequenz des Z 238 Abs. 2 und in Uebereinstimmung
mit §'9 preuß. A. G, O. I. 21, Baden Z 183, Bayern Art. 121 und dem nordd.
Entw. Z 167, preuß. Entw. § 138 bestimmt der

§ 100 (K. V. 8 l«i), G- 8 108),
daß der Beklagte — auch nach der Einlassung auf die Klage — Sicherheitsleistung
fordern kann, wenn im Laufe des Rechtsstreits der Kläger die Eigenschaft eines
Deutschen verliert oder die Voraussetzung, unter welcher' der Ausländer von der
Sicherheitsleistung befreit war, wegfällt, infofern nicht in diesen Fällen ein zur Deckung
ausreichender Theil des erhobenen Anspruchs unbestritten ist. Der Kläger wird also
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nicht frei von der Kautionspflicht, wenn gegen die an sich unstreitige Klageforderun»
ein KompensationZanspruch vorgebracht ist.

Die Höhe der vom Kläger zu leistenden Sicherheit wird nach

§ 101 (K, V, 8 W1, G, 8 104)
vom Gerichte nach freiem Ermeffen festgesetzt. Gleich Hannover 8 55, Oldenburg
Art. 82 8 2, Württemberg Art, 157, dem hannou. Entw. 8 79 und dem nordd. Entw.
3178 bestimmt der Absatz 2, daß bei Bestimmung der Hohe derjenige Betrag der
Prozeßkosten zu Grunde zu legen ist, welchen der Beklagte wahrscheinlich aufzuwenden
haben wird. Die Baden § 180, Bayern Art. 120 und preuß. Entw. ß 135 angeordnete
generelle Beschränkung auf die Kosten der ersten Instanz ist nicht praktisch/ weil sie
für die höheren Instanzen die regelmäßige Wiederholung des Kautionsverfahrens
nach sich zieht. Wird in Folge einer zu niedrigen Veranschlagung der Prozeßkosten
durch das Gericht oder in Folge von Aenderungen im Werthe der geleisteten Sicher¬
heit dieselbe unzureichend, so kann der Beklagte die Leistung einer weiteren Sicherheit
verlangen, sofern nicht (wie im Falle des 8 100) ein zur Deckung ausreichender Theil
des Klageanspruchs unbestritten ist. Bei Bestimmung der Höhe der Kaution bleiben
die dem Beklagten aus einer Widerklage erwachsenden Prozeßkosten außer Berück¬
sichtigung.

Wenn im Laufe des Rechtsstreits umgekehrt die Voraussetzung, durch welche
die Verpflichtung des Klägers zur Sicherheitsleistung begründet war, fortfällt, fo kann
der Klüger die Aufhebung der Sicherheitsleistung beantragen. Der S 285 des sachs.
Entw. hebt diesen Satz ausdrücklich hervor.

Zur Bestellung der Sicherheit bestimmt das Gericht bei Anordnung der Sicher¬
heitsleistung gemäß

Z 1(12 (K. V. § 102, G. ^ 105)
eine Frist. Wenn der Kläger binnen dieser Frist die angeordnete Sicherheit nicht
oder nicht gehörig leistet, so ist auf Antrag des Beklagten die Klage für zurückgenom¬
men (8 234) zu erklären. Nach Hannover 8 55 und nach der preuß. Verordn, u.
21. Juli 1846 8 5 erfolgt in gleichem Sinne die Abweisung der Klage in der ange¬
brachten Art. Stärker ist der Rechtsnachtheil, welchen der Kläger in gleichem Falle
in der Nechtsmittelinstanz erleidet. Hier wird im Falle der Säumniß des Klägers

> S. 123. das Rechtsmittel verworfen und das angegriffene ! Urtheil rechtskräftig.. Nach der
preuß, A, G. O. I. 21 813 und nach dem preuß. Entw. 8 1-10 soll hierdurch nur
die Fortsetzung der Appellation susvendirt, beziehentlich die Einlassungspflicht des
Beklagten auf die Berufung aufgeschoben werden. Diese Lösung ist aber nicht
konsequent der Behandlung der Einrede in erster Instanz. Der Prozeß darf nicht in
der Schwebe bleiben und muß auf den im 8 102 erforderten Antrag des zur Betreibung
des Rechtsstreits berechtigten Beklagten zu Ende geführt werden.

Ueber die Behandlung der Einrede der fehlenden Sicherheitsleistung für die
Prozeßtosten in den höheren Instanzen bestimmen die 88 469, 505.

Mcntlr Ml,
Zrmenrecht.

W 103—114. (K. V. N 103—114, G. §8 10N-118,)
Die Befreiung armer Prozeßparteien von den Kosten folgt aus der Nothwendigkeit

gleichen Rechtsschutzes für Arm und Reich.
Bis in die neuere Zeit wurde in Frankreich für unentgeltliche Nechtshülfe der

Armen nur gewohnheitsmäßig durch die Anwaltskammern gesorgt; gesetzlich ist das
Nimenrecht — 1'u,88i8tllnee ^uckiciairL — erst durch ein Gesetz vom 22. Januar 1851
geregelt (liuIlLtin ä«8 Ioi8, Serie X Th. 7 Nr. 346 S. 93. Neßum-ck, sie 1'orMninLtion
juäioiairs. ?ari8 1855 S. 248 ff). Dagegen wurde in Deutschland das Armenrecht
aus dem römischen und kanonischen Rechte reichsgesetzlichfortentwickelt und ist altes
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und allgemein geltendes Prozeßrecht (preuß. A. G. O. I, 23 M 30 ff., mecklenburgische
Verordn, v, 13. Septbr. 1845, Hannover N 61 ff., Braunschweig §ß 141 ff., Olden¬
burg Art, 57 ff., Baden Z§ 160'ff., Württemberg Art. 163 ff., Bayern Art. 133 ff.,
preuß. Entw. L§115 ff., sachs. Entw. W286 ff., hannov. Entw. HZ 82 ff., nordd.
Entw. W 170 ff).

Der

Z 103 (K. V. 8 103, G> li 1W)
des Entwurfs giebt demjenigen einen Anspruch auf Bewilligung des Armenrechts,
welcher außer Stande ist, ohne Beeinträchtigung des für ihn und seine Familie noth¬
wendigen Unterhalts die Kosten des Prozesses zu bezahlen. Diese Formulirung des
objektiven Erfordernisses der Armuth ist mit geringen Modifikationen den allegirten
Gesetzgebungengemeinsam und bezieht sich nur auf physische Personen, Inwieweit
ein Recht der Mischen Personen auf Gebührenfreiheit anzuerkennen, wird in der
Prozeßordnung nicht bestimmt. Das erwähnte französischeGesetz behandelt als Arme
nach Art. 1 und 10 nur die Personen, welche geringe oder gar keine Abgaben zahlen
und wegen ihrer Armuth gänzlich außer Stande sind, ihre Rechte vor Gericht zu
verfolgen. Dieser beschränkte Umfang des Armenrechts gilt auch in Frankreich als
ungenügend.

Ausländer haben nur insoweit auf Bewilligung des Armenrechts Anspruch, als
die Gegenseitigkeit verbürgt ist (vgl. Baden ß 161, Württemberg Art. 173, hannov.
Entw. § 83, nordd. Entw. § 171). Die staatliche Fürsorge hat sich darauf zu
beschränken, daß den Deutschen im Falle ihrer Armuth die Möglichkeit der Rechts-
verfolgung und Rechtsvertheidigung vor den deutschen Gerichten gewährt werde.
Ausländern ist dieser Rechtsschutz bei deutschen Gerichten nur > insoweit zu bewilligen, > S. 124.
als in dem fremden Staate, dem sie angehören, den Deutschen die gleiche Wohlthat
zu Theil wird.

Zum Schutze gegen den Mißbrauch des Armenrechts durch frivole Prozeß-
fuhrung ist in zahlreichen Prozeßgesetzen — insbesondere auch für Rheinpreußen
durch die Kab. - Ordre v. 25, Mai 1831 — eine sachliche Vorprüfung der von der
armen Partei beabsichtigten Rechtsverfolgung oder Rechtsvertheidigung vorgeschrieben.
Diese summarische Prüfung erfolgt auf Gründ des einseitigen Vorbringens der das
Armenrecht begehrenden Partei und soll zunächst feststellen, ob nicht der von der
armen Partei geltend gemachte Anspruch ungerecht oder aussichtslos ist (vgl. Vrcmn-
schweig § 143, Oldenburg Art. 60, ZI, hannov. Entw. §82, süchs. Entw. §286,
Bayern Art. 137, Hannover Z 62, nordd. Entw. S 170, preuß. Entw. § 115, franzö¬
sisches Gef. u. 22. Januar 1851). Die Zulassung eines solchen Präuentivmittels
hat aber erhebliche Bedenken gegen sich. Die summarische Vorprüfung kann überall,
da sie ohne die Garantien de» prozessualischenVerfabrens geschieht, nur ein unsicheres
Resultat ergeben; sie ist, wenn man die Vornahme oer Prüfung dem Prozeßgerichte
belassen will, in hohem Grade geeignet, die Unbefangenheit desselben für den Rechts¬
streit zu gefährden, wie sie auch der grundsätzlichen Abschaffung der sachlichen Klage¬
prüfung zuwiderläuft. Die letzteren Erwägungen haben in den meisten Gesetzgebungen
dahin geführt, die fachliche Vorprüfung dem Prozeßgerichte abzunehmen und anderen
Behörden zu übertragen. So haben Braunschweig Z 141 für alle Prozesse und
Hannover ß 62, Oldenburg Art. 58 und hannov. Entw. § 86 für die nicht vor den
— gleichzeitig als Organe der Justizverwaltung anzusehenden — Amtsgerichten an¬
hängigen Prozesse die Bewilligung des Armenrechts zur Zuständigkeit der Staats¬
anwaltschaft verwiesen. Diese Aushülse widerspricht aber der prinzipiellen Fern¬
leitung der Staatsanwaltschaft vom Civilprozesse und es ist daher auch der Versuch
Bayerns Art. 137, 138 nicht zu billigen, wenn es unter Komplikation des Verfahrens
die Vorprüfung des Anspruchs dem Staatsanwalte und die Feststellung der Armuth
dem Gerichte überträgt. Das französische Gesetz — welchem der pieuß. Entwurf
§ß 121 ff. nachgebildet ist — läßt über Bewilligung des Armenrechts von einer be¬
sonderen, aus Mitgliedern der Gerichte, der Advokatur, der Verwaltungs- und Finanz¬
behörden bei jedem einzelnen Kollegialgerichte zu bildenden Behörde — bursau
ä'L8Liswuc,L— entscheiden. Die Einsetzung besonderer Behörden für eine an sich
untergeordnete Thätigkeit ist um so mehr zu vermeiden, als diese Thätigkeit, wenn¬
gleich nicht zur eigentlichen Nechtssprechung gehörend, doch mit der Rechtspflege im
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nächsten Iusannnenhange steht und daher den Gerichten nicht entzogen werden darf.
Der Entwurf hat aus Rückficht auf diese materiellen und formellen Nachtheile, —
welche auch bei Beschränkung der Vorprüfung auf Armenrechtsgesuche klagender
Prozeßparteien bestehen bleiben — in Uebereinstimmung mit dem altpreüßischen,
badischen und württembergischcn Prozeßrechte von einer sachlichen Vorprüfung ab¬
gesehen und hat daher ohne Bedenken die Entscheidung über die Bewilligung des
Armenrechts dem Prozeßgerichte belassen können. Die 88 105, 106, 108 und 112
bieten ausreichenden Schutz gegen mißbräuchliche Anwendung des Armenrechts.

8 104. (K, V. tz 104, O. 8 107.)
Um jeden Zweifel auszuschließen, daß zu den einstweilen gestundeten Gebühren

der Nr, 1 genannten Beamten auch die Kosten der Gerichtsvollzieher gehören, ist
< S. 125. derselben — in Uebereinstimmung mit Hannover Z 61, Nr. 3, Bauern I Art. 134,

Nr. 1, hannou. Entw. § 84, Nr. 1 und preuß. Entw. § 124 — in Nr. 3 ausdrücklich
neben den Anwälten gedacht.

Da nur im Anwaltsprozesfe der Zugang zum Gerichte die Vermittelung eines
Anwalts voraussetzt, so ist der Partei nur für diesen Prozeh ein Recht auf Beiord¬
nung eines Anwalts zugestanden. — Die Regelung des auf die Beiordnung der
Armenanwälte sich beziehenden Verfahrens und der Verpflichtung der Rechtsanwälte,
als Ärmenllnwälte zu fungiren, war der Anwaltsordnung zu überlassen.

Die Prozeßordnungen von Hannover § 61 Nr. 4, Braunschweig § 145 und
Baden Z 162 verordnen, daß dem vermögenden Gegner der armen Partei, die
Lübecker Prozeßordn. u. 28. April 1862 § 33, daß dem von einer zum Armenrechte
zugelllssencu Partei Beklagten die Gerichts- und Stempelkosten vorläufig gestundet
werden. Der Entwurf hält im Einklänge mit den anderen deutschen Legislationen
die Einwirkung des Armenrechts der einen Partei auf die Kostenpflicht des Gegners
weder für prinzipiell richtig noch für ein Gebot der Rechtsgleichheit der Parteien,
Gemäß dem allgemeinen Grundsatze des § 72, Abs. 2 nimmt der

8 106 (K. V. 8 106, G. 8 109)
das Gesuch um Ertheilung des Armenrechts vom Anwaltszwange aus. Dem Gesuche
ist als Grundlage für die Entscheidung des Gerichts über die im 8 103 definirte
Armuth das diese nachweisende Zeugniß der obrigkeitlichen oder vormundschaftlichen
BeHürde beizufügen (vgl. Hannover 8 62, hannov. Entw. S 82, Baden § 160, nordd,
Entw. 8 174, Württemberg Art. 163). Die Bezeichnung der zur Ausstellung der
Armuthzeugnisse berechtigten BeHürden fällt der Verwaltung zu.

Das im Abs. 1 bezeichnete Prozeßgericht ist nicht nothwendig das Prozeßgericht
erster Instanz — § 95, Abs. 2, 635 «. — sondern das Gericht, bei welchem zur
Zeit des Gesuchs der Prozeß anhängig ist.

Der

§ 107 (K. V. 8 '07, G. 8 11«)
drückt aus, daß die Bewilliguug des Armenrechts nur für den einzelnen Rechtsstreit
erfolgt, dann aber für den ganzen Rechtsstreit einschließlich der Zwangsvollstreckung.
Die Beschränkung der Wirkung des Armenrechts auf die betreffende Instanz in anderen
Gesetzgebungen ist eine Folge der als Vorbedingung der Bewilligung vorgeschriebenen
Prüfung der Nothwendigkeit des Rechtsmittels' und fällt daher mit der Beseitigung
jener Bedingung hinweg'. Es wird dadurch eine Reihe kasuistischer Bestimmungen
über die Neubewilligung des Armenrechts für die höheren Instanzen, je nachdem die
arme Partei oder der Prozeßgegner das Rechtsmittel eingelegt haben, entbehrlich
und die für den Prozeßbetrieb störende wiederholte Entscheidung über das Armen¬
recht abgeschnitten. Die höheren Gerichte sind gleich dem Instanzgerichte, welches im
konkreten Falle das Almenrecht bewilligt hat, durch

§ 108 (K. V. 8 108, G. 8 112)
berechtigt, das Armenrecht zu jeder Zeit zurückzunehmen, wenn sich ergiebt, daß die
Voraussetzung der Bewilligung überhaupt nicht vorhanden war oder nicht mehr vor¬
handen ist.
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8 111. (K, V. 8 111. G.^8 115.)
Zur Sicherung der den Armen bestellten Gerichtsvollzieher und Anwälte sind

dieselben ohne Cession zur unmittelbaren Einziehung der Gebühren und >Auslagen > S. 126.
uon dem in die Prozeßkosten- verurtheilten Gegner mit der im Abs. 2 ausgedrückten
nothwendigen Beschränkung für berechtigt erklärt. Gleiches bestimmen Hannover 8 64
Abs. 2, Brnunschweig 8 147, Württemberg Art. 170, preuß. Entw. 8 132, hannov.
Entw. 8 90, nordd. Entw. ß 180 und Bayern Art. 144.

Die nothwendige Ergänzung des 8 104 bildet die mittelst

8 112 (K. V. 8 112, G. 8 US)
ausgedrückte Pflicht der zum Armenrechte zugelassenen Partei, die gestundeten Beträge
„achzuzahlen, sobald sie nn Sinne des 8 104 nicht mehr arm ist.

Daß der
§114 (K. V. 8 114, G. 8 118)

gegen den Beschluß auf Bewilligung des Armenrechts kein Rechtsmittel giebt, ist
sachlich begründet, weil nach Inhalt der 88 1^5, 111 der Gegner ein Interesse zur
Erhebung einer solchen Beschwerde nicht hat. Dagegen ist es (vgl, Hannover 8 63,
Württemberg Art. 165, vreuß. Entw. 88 127, 128, hannov. Entw. 8 88, nordd. Entw.
§ 815 Nr. 10) für geboten erachtet, gegen die Beschlüsse, welche das Armenrecht ver¬
sagen, entziehen oder die Nachzahlung der Kosten anordnen, die Beschwerde zu gestatten.

Dritter Abschnitt.
Verfahren.

Die Vorschriften des dritten Abschnitts beschäftigen sich mit der mündlichen
Verhandlung, nnt den Zustellungen, mit den Ladungen, Fristen und Terminen, mit
den Folgen der Versäumung und mit der Unterbrechung und Aussetzung des
Verfahrens.

Die Bestimmungen über die Oeffentlichkeit der Sitzungen, die Sitzunqspolizei,
die Gerichtssprache und die Verhandlung mit tauben, stummen und taubstummen,
sowie mit der Gerichtssprache nicht mächtigen Personen sind wegen ihrer Gemeinsam¬
keit mit dem Strafverfahren ausgeschieden und dem Gerichtsverfassungsgesetze über¬
wiesen (vgl. Gerichts» erfassungsgesetz 88 139—157).

Der Entwurf hat eine Mitwirkung der Staatsanwaltschaft bei der Ver¬
handlung bürgerlicher Rechtsstreitigkeiten — von den Ehe- und Entmündigungssachen
abgesehen — nicht vorgeschrieben.

In den deutschen Gebieten, in welchen französisches Recht gilt, wird der Wirk¬
samkeit der Staatsanwaltschaft in der Civilrechtspflege ein hoher Werth beigelegt und
die Staatsanwaltschaft als ein nothwendiger Faktor auch für diesen Zweig der Rechts¬
pflege betrachtet. Nicht so günstig lauten die Urtheile in denjenigen deutschen Gebieten,
in denen dieselbe nach dem Muster des französischen Rechts während der letzten
Decennien unter Beilegung größerer oder geringerer Funktionen in den Civilprozeß
eingeschoben worden ist; in keinem dieser Gebiete — weder in der Provinz Hannover,
noch in Bayern, noch in Braunschweig — ist es der Staatsanwaltschaft gelungen,
eine bedeutsame, ersprießliche Thätigkeit im Civilprozeßverfahren zu entwickeln.

Von den neueren Entwürfen räumen der preußische (vgl. 88 276, 673, 674,
854, 855, 866, 878, 882—885, 887—889, 121) und der hannoversche < (88 2, 26, 32, 1 S. 127.
41, 47, 92, 93, 129, 156, 173) Entwurf der Staatsanwaltschaft nur einen beschränkten
Wirkungskreis ein — der erstere hält indessen die in den einzelnen Nechtsgebieten
bereits bestehenden Befugnisse aufrecht, während der letztere zu Gunsten der Landes-
ssesetze einen weitreichenden Vorbehalt macht. Der nordd. Entwurf geht über seine

MtlrioKen zur Livilprozeßordnung, 14
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beiden Vorgänger hinaus: er beseitigt die Mitwirkung der Staatsanwaltschaft in
denselben Grenzen, wie der Entwurf.

Die Einführung der Staatsanwaltschaft in den Ciuilprozeß nach französischem
Vorbilde hat in Deutschland den entschiedenstenWiderspruch erfahren. Die Resolution
des dritten deutschen Iuristentages:

„1) Es ist nicht zweckmäßig, der Staatsanwaltschaft das Recht oder die Ver¬
pflichtung zu geben, in Civilprozessen — sei es in allen oder einzelne»
derselben oder bei bestimmten Inzidentuerhandlungen — ihre Ansicht über
die verhandelte Sache und die abzugebende Entscheidung zu entwickeln;

2) ebenso ist eine Nichtigkeitsbeschwerde im Interesse des Gesetzes nicht u,
empfehlen";

hat in allen Kreisen des deutschen Iuristenstandes ungetheilten Beifall gefunden.
Der Schwerpunkt der Thätigkeit der Staatsanwaltschaft im Civilprozeßverfahren

nach französischem Rechte liegt in der Ausübung der sud 1 und 2 gedachten Funktionen;
das Auftreten der Staatsanwaltschaft als partis prinoiML ist nebensächlicher Natur,
im Prinzip auch von dem fünften deutschen Iuristentage als zulässig anerkannt.

Bei dieser Sachlage war für eine auf ganz Deutschland berechnete Ciuilprozeß-
ordnung die Entscheidung ohne Weiteres gegeben. Von einer Mitwirkung der Staats¬
anwaltschaft war Umgang zu nehmen, dieselbe konnte weder als partis Mnw zu¬
gelassen, noch mit der Befugnis; zur Einlegung der Revision im Interesse des Gesetzes
ausgestattet werden, nur in Ehe- und Gntmündigungssachen durfte der Entwurf auf
die Theilnahme derselben rekurriren. Hiernach erscheint es nicht geboten, die Gründe,
welche für und gegen die Einführung der Staatsanwaltschaft nach französischemMuster
geltend gemacht werden, einer erneuten Prüfung zu unterziehen und von Neuem den
Nachweis zu führen, daß eine ausgedehntere Mitwirkung der Staatsanwaltschaft im
Civilprozeßverfahren, als sie der Entwurf gestattet, mindestens überflüssig ist, um dein
Deutschen Reiche eine geordnete, allen Anforderungen entsprechende Rechtspflege zu
erhalten (vgl. Mot. zu den Entwürfen für Preußen S. 59, 60, für Württemberg
S. 113, für Bayern S. 565 ff. und für Sachsen S. 477 ff. Planck, kritische Viertel-
jahrsschrift IV. S. 270 ff., üsterr. Denkschrift S, 52 ff., hannou. Prot. I. 152—168,
176—192, XIV. 5035—5052. Verhandl. der Kammer der bayerischen Abgeordneten
1863/1865 Beilagen-Bd. III. Abth. 1 S. 200—233, Abth. 4 S. 28—35, 312—318,
sowie der Kammer der bayerischen Reichsräthe 1863/1867 I. S. 296—319, IV. S, 23
bis 25. Verhandlungen des deutschen Iuristentages — des dritten Bd. II. S. 449 ff.,
95 ff. und des fünften Bd. II. S. 21? ff., 73 ff. Keller, die Staatsanwaltschaft in
Deutschland S. 219 ff.).

Daß der Entwurf von der Verhandlungsmaxime ausgeht, ergiebt sich aus
der Structur des Verfahrens und aus zahlreichen Einzelbestimmungen. Andererseits
hat der Entwurf Sorge getragen, insbesondere durch ein ausgedehntes und scharf
durchgeführtes richterliches Prozeßleitungsamt für die mündliche Verhandlung in der

S. 128. Genchtssitzung, daß die Verhandlungsmaxime eine den I praktischen Bedürfnissen ent¬
sprechende Begrenzung erhalt und einer Ausartung derselbe'«, wie sie auf dem Gebiete
des gemeinen Prozeßrechts hervorgetreten ist, vorgebeugt wird. Eine Bestimmung,
wie sie der hannou. Entw. S 115 (vergl. auch die Entwürfe für Hessen Art. 174 und
Oesterreich H 113) an die Spitze der allgemeinen Vorschriften über das Verfahren stellt:

„die Gerichte handeln nur auf Antrag der Parteien, sofern sich nicht aus
den Vorschriften dieses Gesetzes ein Anderes ergiebt",

ist in Uebereinstimmung mit dem preußischen und norddeutschen Entwurf vermieden,
weil sie selbst im Falle spezialisirender Ausätze nach dem Vorbilde der württemb.
Prozeßordn. Art. 175:

„Hiernach sind die Gerichte nicht befugt, über die Anträge der Parteien
hinaufzugehen, Einreden, Gegeneinreden, Beweismittel, welche eine Partei
nicht geltend gemacht hat, zu ergänzen und thatsächliche Verhältnisse, welche
aus den Verhandlungen des Rechtsstreits nicht hervorgehen, bei der Ent¬
scheidung zu berücksichtigen",

nur eine doktrinäre Bedeutung beanspruchen kann, (Mot. z. preuß. Entw. S. 56, 57,
hannov. Prot. S. 354, 4471, 4993, 5899, 6636, 6640, nordd. Prot. I. S. 265).
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Erster Titel.
Mündliche Verhandlung.

ß§ 115—145. (K, V, 88 115—145, G. 88 11»—151.)
Die Ausführungen der allgemeinen Begründung (ZH 3 und 4) über das Wesen

der Mündlichkeit, über die Vorbereitung der mündlichen Verhandlung, über den
Charakter und den Inhalt der vorbereitenden Schriftsätze bilden die Grundlage der

Z8 115—122. (K, V. 88 115—122, G. 88 119—126.)
Eine besondere Begründung bedürfen daher nur einzelne in diesen Paragraphen

getroffene Bestimmungen.

ß 115. (K. V. 8 115, G. 8 119.)
Dem Vorgänge des hnnnov. Entw. LH 131,132, der württemb. Prozeßordn.

Art, 196,197, der Entwürfe für Sachsen ßß 374, 375, Oesterreich §H 139,144 und
Hessen Art, 193 folgend, hat der nordd. Entw. ßß 303, 304 zwei der wichtigsten Kon¬
sequenzen des Grundsatzes der Mündlichkeit ausdrücklich ausgesprochen. Der ß 303
bestimmt:

„die mündliche Verhandlung bildet die ausschließliche Grundlage für die
richterliche Entscheidung";

während der §304 vorschreibt:
„Alle Prozeßhandlungen, welche eine Partei wahrend einer mündlichen Ver¬
handlung bis zum Schlüsse derselben vornimmt, sind als ein Ganzes anzu¬
sehen; alles bis zum Schlüsse der mündlichen Verhandlung Vorgebrachte gilt
als rechtzeitig vorgebracht."

Weshalb der Entwurf diese Bestimmungen nicht aufgenommen hat, ist in der all¬
gemeinen Begründung Z§ 4, 6 dargelegt.'

8 116. (K. V. 8 116, G. 8 120.)
Die Verpflichtung, die mündliche Verhandlung durch Schriftsätze vorzubereiten,

j besteht nur für Anwaltsprozesfe (ß 72). In anderen Prozessen, in denen eine Ver- > S. 129.
lretung durch Anwälte nicht geboten ist, darf diese Verpflichtung den Parteien nicht
auferlegt werden, denn einer rechtsunkundigen Partei kann die Anfertigung von Schrift¬
sätzen, für welche bestimmte Formuorschriften gesetzlich festgestellt sind, nicht angesonnen
werden. Für diese Prozesse, in denen ein in mehrfacher Hinsicht abweichendes Ver¬
fahren (HZ 43? ff.) vorgeschrieben ist, laßt sich ferner ein Bedürfniß zur Vorbereitung
der mündlichen Verhandlung nicht in gleichem Maße, wie für Anwaltsprozesfe, aner¬
kennen; jedenfalls ist eine solche Vorbereitung in den zur Zuständigkeit der Amts¬
gerichte gehörigen Rechtsstreitigkeiten wegen der größeren Einfachheit und Gering¬
fügigkeit des Streitgegenstandes entbehrlich und schon mit Rücksicht auf den Kostenpunkt
kaum durchführbar. Der Entwurf hat jedoch im Z 116 Abs. 2 die gegenseitige
Mittheilung vorbereitender Schriftsätze in anderen als Anwaltsprozessen für zulässig
erklärt; die Zustellung vorbereitender Schriftsätze in dem Verfahren vor oen Handels¬
sserichten und vor den Amtsgerichten zu verbieten (vgl. z. B. nordd. Entw. ß 664,
Vanern Art. 505), kann weder für nothwendig noch für angemessen erachtet werden,
da auch in den zur Zuständigkeit dieser Gerichte gehörigen Prozessen von Parteien,
welche selbst rechtskundig sind oder sich von einem rechtskundigen Bevollmächtigten
vertreten lassen, ein vorbereitender Schriftsatz gefertigt — auch ohne diese Voraus¬
setzung zum Protokolle des Gerichtsschreibers erklärt (Z 443) — und mittelst Zustellung
des Schriftsatzes an den Gegner derselbe Vortheil für die mündliche Verhandlung
gewonnen werden kann, welcher den obligatorischen Schriftenwechsel in Anwalts¬
prozesfe« rechtfertigt.

14*
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§ 117. (K. V. ^ 117, G, 8 121.)
Dem Zwecke der Vorbereitung der mündlichen Verhandlung entsprechen die

instruttionellen Vorschriften, welche m wesentlicher Uebereinstimmung mit dem hannou.
Entw. Z 120 und dem nordd. Entw. 88 184 ff. im 8 117 gegeben sind. Werden
diese Vorschriften befolgt und werden ferner die Schriftsätze so zeitig zugestellt, wie
es der Entwurf vorschreibt, so können die Parteien, zum Angriffe und zur Vertheidigung
gelüstet, in die mündliche Verhandlung eintreten. Dadurch wird ein geordneter uno
rascher Verlauf derselben gesichert und, da eine Abschrift der vorbereitenden Schrift¬
sätze auf der Gerichtsschreiberei des Prozeßgerichts vor dem Verhandlungstermine
niedergelegt werden mutz (Z 120), eine sachgemäße Leitung des Verfahrens ermöglicht,

Die Schriftsätze sollen nur eine Skizze des mündlichen Vortrags enthalten, wie
bereits in der allgemeinen Begründung H 3 i. t. bemerkt worden ist. Die Bedeutung
derselben, wie sie von dem Gesetzgeber gedacht ist, würde völlig verkannt werden,
wenn in dieselben Alles, was m thatsächlicher Beziehung vorgebracht werden kann,
ohne Unterscheidung zwischen wesentlichen und unwesentlichen Thatsachen aufgenommen
und der Sachueihalt nicht in gedrängter Kürze, sondern in ausführlicher Breite dnr-
gestellt würde, oder wenn dieselben mit Rechtserörterungen belastet würden.

Die dem hcmnov. Entw. 8 121 und der württemb. Prozeßordn, Z 182 nachffe-
bildete Bestimmung des nordd. Entw. § 190:

„Auf das im Laufe des Rechtsstreits Vorgebrachte kann in einem späteren
vorbereitenden Schriftsatze Bezug genommen werden,"

ist als selbstverständlich weggelassen. Denn der Vorbereitung durch einen Schriftsatz
bedarf es nur soweit, als oie bevorstehende mündliche Verhandlung noch nicht uoi-

S. 130. bereitet ist. Letzteres ist der Fall, wenn bereits ein früher mitge > theilter Schriftsatz
enthält, was den Gegenstand der mündlichen Verhandlung bilden soll. Es genügt
daher die Bezugnahme auf die Content« des früheren Schriftsatzes in dem späteren.
Mtt dem preuß. Entw. ß 320 die Reproduktion zu fordern, wo eine Bezugnahme
ausreicht, hieße, einem zwecklosen Formalismus huldigen.

Während die Vorschrift der Nr. 4 eine Konsequenz des von dem Entwmf
adoptirten Systems der Veweisverbindung ist, stehen die

ßß 118, 121, 122 (K. V. §8 118, 121, 122, G. §8 122, 125, 126)
in nahem Zusammenhange mit der Vorschrift des Entwurfs über die Antretung des
Urtundenbeweises (8 372). Die Partei kann sich auf die Vertheidigung gegen eine
in der mündlichen Verhandlung vorgelegte Urkunde nur vorbereiten, wenn sie vor
dem Verhandlungstermine Kenntniß von dem Inhalte der Urkunde erhält — und
kann sich über die Echtheit einer Privaturkunde sofort nach erfolgter Vorlegung mir
erklären, wenn sie vor dem Verhandlungstermine die Einsicht der Urkunde fordern
darf (vgl. Mottve zum preuß. Entw. S. 72, 73). In beiden Beziehungen treffen
die 88 H8, 121 Vorsorge. Die Voraussetzung für die Verpflichtung zur Mittheilung
einer Abschrift und zur Gestattung der Einsicht ist, daß die Urkunde sich in den
Händen der Partei befindet und daß die Partei in dem vorbereitenden Schriftsatze
auf die Urkunde Bezug genommen hat. Die Vorschrift des 8 121 ist dem Uocls äe
proc art. 188 (vgl. Hannover 8 134, Württemberg Art. 185, hannou. Entw. 8 124,
preutz. Entw. 88 325, 326, nordd. Entw. 8 193) nachgebildet und hat sich für die
Beschleunigung des Verfahrens förderlich erwiesen (hannou. Prot. IX. S. 3190). Eben
deshalb ist sie" auch nicht, wie es z. B. von dem preuß. Entwurf (88 325, 580)
geschehen ist, auf Anwaltsprozesse beschränkt worden (hannou. Prot. I. S. 279—286).

Den Rechtsanwälten steht es frei, die Mittheilung von Urkunden zur Einsicht
von Hand zu Hand gegen Empfangsbescheinigung zu bewirken. Um diese direkte
Mittheilung zu fördern, da dieselbe aus äußern und innern Gründen der Nieder-
legung aufder Gerichtsschreiberei vorzuziehen ist, hat der 8 122 — in Ueberein¬
stimmung mit Württemberg Art. 186, Bayern Art. 174, hannov. Entw. 8 125,
preuß. Entw. 88 328, 329/ nordd. Entw. 8 194 — für den Fall der Verzögerung
der Rückgabe strenge Bestimmungen getroffen. Das Verfahren gegen den säumigen
Rechtsanwalt wird, analog den Fällen der 88 67, 340, als Zwischenstreit mit einem
Dritten behandelt. Gegen das Urtheil — Zwischenurtheil genannt, weil es einen
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Iwischenstreit entscheidet — findet in Gemäßheit der in der allgemeinen Begründung
s 11 entwickelten Grundsätze nur die Beschwerde und zwar als sofortige und ohne
eine die Vollstreckung aufschiebende Wirkung statt.

Die im

8 119 (K. V. 8 119, G. § 123)
normirten Minimalfristen können nach ß 19? abgekürzt werden und haben nur für
diejenigen Schriftsätze Bedeutung, für deren Zustellung in dem Entwurf nicht besondere
Fristen festgesetzt sind, was in Betreff der wichtigeren vorbereitenden Schriftsätze
geschehen ist (vgl. 88 226, 235, 460, 463, 493, 495, 524).

Aus der Natur der vorbereitenden Schriftsätze folgt, daß die Unterlassung der
Anstellung eines vorbereitenden Schriftsatzes an den Gegner Rechtsnachtheile in
der Sache selbst nicht zur Folge haben kann (8 116 Abs. 1). Dasselbe j gilt, wenn der l S. 131.
oorbereitcndeSchriftsatz nicht zeitig zugestellt wird oder wenn sonstige die Vorbereitung
der mündlichen Verhandlung betreffende Bestimmungen (vgl. 88 118, 120, 121) nicht
beachtet werden. Indessen hat die Partei, welche den Vorschriften der 88 116—121
zuwiderhandelt und dadurch bewirkt, daß die Verhandlung der Sache in dem bevor¬
stehenden Termine nicht vollständig durchgeführt werden kann, die durch ihr Verschulden
Veranlaßten Kosten des verzögerten Prozesses, insbesondere die Kosten der Termins-
uerlegung (§80) zu tragen. Unnöthig erschien es, die dem hannou. Entw. ZZ 126,
134 und der württemb. Proz.-Ordn, Art. 187, 198 nachgebildete Bestimmung des
nordd. Entw. §306:

„Die mündliche Verhandlung kann auf Antrag verlangt werden, wenn
eine Partei erklärt, außer Stande zu sein, die Sache vollständig zu
verhandeln, insbesondere wenn der Gegner die rechtzeitige Mittheilung
oder Niederlegung eines Schriftsatzes oder einer Urkunde unterlassen hat
oder wenn durch ein neues Vorbringen weitere Erhebungen erforderlich
werden,"

in den Entwurf aufzunehmen; es reichen in dieser Beziehung die generellen Vorschriften
der ZZ 198, 199 aus, da selbstverständlich die Unterlassung der rechtzeitigen Mit¬
theilung eines Schriftsatzes u. s. w, geeignet sein kann, den für den Antrag auf
Verlegung oder Vertagung eines Termins erforderlichen „erheblichen Grund" (Z 195
Abs. 2) abzugeben.

Nachdem der Entwurf in den HZ 115—122 die Grundsätze über die Mündlichkeit
des Verfahrens und über die Vorbereitung der mündlichen Verhandlung aufgestellt
hat, wendet er sich in den

88 123—188 (K. V. 88 123-138. G. 88 127—144)
M der mündlichen Verhandln»«, selbst.

Die 88 124, 125, 138 regeln das Verhalten der Parteien, die 88 123, 126 ff.
formuliren das dem Vorsitzenden und dem Gerichte eingeräumte Prozeßleistungsamt.

Der Termin beginnt mit dem Aufrufe der Sache (8 190 Abs. 1), Der Vor¬
sitzende eröffnet und leitet die mündliche Verhandlung (8 123 Abs. 1). Er ertheilt
das Wort (§ 123 Abs. 2). Die mündliche Verhandlung wird nach

8 124 (K. V. 8 124, G. 8 128)
dadurch eingeleitet, daß die Parteien ihre Anträge (psMa) stellen; in Anwaltsprozessen
müssen die Anträge durch Verlesung derselben gestellt werden (8 254). Nachdem das
Gericht durch die Anträge im Allgemeinen von der Sachlage in Kenntniß gesetzt ist,
folgen die Vorträge der Parteien. Diese Vorträge sind in freier Rede zu halten,
sie haben das Streitverhältniß in thatsächlicher und rechtlicher Beziehung zu umfassen.
Ein Ablesen der Schriftsätze ist nicht zu gestatten: durch das Ablesen würde die
mündliche Verhandlung; ihre wesentliche Bedeutung verlieren und zu einer leeren Form
herabsinken. Unzulässig ist ferner eine Bezugnahme auf Schriftstücke statt mündlicher
Verhandlung. Sie würde mit dem Grundsätze der Mündlichkeit in direktem Wider¬
sprüche stehen und müßte zur Folge haben, daß das Verfahren ein schriftliches, der
Prozeß nicht unmittelbar vor den zu seiner Entscheidung berufenen Richtern geführt
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würde. Ist gleich die Unzuläsfigkeit eines recL^us «crirMz loeo urali« eine noth¬
wendige Konsequenz des Grundsatzes der Mündlichkeit, so erschien es doch geboten,

IS. 132. diese Konsequenz > im Abs. 3 ausdrücklich hervorzuheben, um jeden Zweifel über die
Bedeutung der Mündlichkeit zu beseitigen.

Der Abs. 4 ist bereits S. 98 Ger S. 186) besprochen.

8 125. (K. V. 8 125, G. 8 129.)
Ueber die von der einen Partei behaupteten Thatsachen hat sich die andeie

Partei zu erklären. Ob ein allgemeines Ableugnen für ausreichend zu halten ist,
muß im einzelnen Falle der Würdigung des Gerichts überlassen bleiben (vgl. nordd,
Prot. I. 287. 288), Daß ein allgemeines Zugeständnis; der speziellen Erklärung üb«
die einzelnen Thatsachen überhebt, bedürfte keines besonderen Ausspruchs (vgl. hannon
Entw. 8 128 Abs. 2, nordd. Entw. ß 310 Abs. 2), Thatsachen, welche mcht eigene
Handlungen der Partei oder nicht Gegenstand ihrer eigenen Wahrnehmungen geiuesen
sind, kann sie mit Nichtwissen beantworten, so daß dieselben in diesem Falle M
bestritten angesehen werden müssen. Wird dagegen über Thatsachen eine ausdrückliche
Erklärung nicht abgegeben, so smd sie als bestritten zu betrachten, wenn die Absicht,
sie bestreiten zu wollen, aus den übrigen Erklärungen der Partei hervorgeht, dagegen
als zugestanden anzusehen, wenn die Absicht, sie bestreiten zu wollen, sich nutz den
übrigen Erklärungen der Partei nicht entnehmen laßt. Nach dem Grundsatze, büß
eine Verhandlung, mag sie sich auch über mehrere Termine erstrecken, als ein Ganz«
gilt, tritt das Präjudiz des Zugeständnisses erst mit dem Schlüsse der Verhandlung
ein: so lange em neuer Termin oder eine Wiedereröffnung der Verhandlung (Z M>
die Möglichkeit einer Erklärung gewährt, können die bisher nicht bestrittenen That¬
sachen noch bestritten werden. Die Schwierigkeiten der Aufgabe, im Falle lebendign
mündlicher Vortrage dem Gegner Satz für Satz zu folgen und sich in dem Gegen-
vortrage auf jede einzelne von dem Gegner behauptete Thatsache bejahend, verneinend
oder modifizirend zu erklären, ist für Bayern Art. 164, Württemberg Art. 193, den
fächs. Entw. § 374, den preuß. Entw. Z 295 und den nordd. Entw. ß 310 der Anlaß
gewesen, im Anschlüsse an das französische Recht hinsichtlich der Verhängung d«
Präjudizes dem richterlichen Ermessen freien Spielraum zu gewähren und dem¬
entsprechend zu bestimmen, daß die nicht ausdrücklich bestrittenen Thatsachen für
zugestanden erachtet werden können. Dieselbe Bestimmung hatte der hannoversche
Entwurf erster Lesung Z 139 Abs. 4 in Vorschlag gebracht, der Entwurf zweit«
Lesung S 129 Abs. 4 schloß sich dagegen dem von der hannouerschen Prozeßordnung
§ 201 angenommenen Präjudize der affirmativen Litiscontestation in der dem gegen¬
wärtigen Entwurf zu Grunde liegenden Fassung an. Maßgebend war die Erwägung,
daß es bedenklich sei, dem Ermessen des Gerichts die Realisirung eines so eingreifenden
Präjudizes zu überlassen, und daß durch das dem Gerichte — vgl. 8 126 — eingeräumte
Fragerecht jede Gefahr, es möchte das angedrohte Präjudiz Härten für die Parteien
im Gefolge haben, entfernt sei (vgl. hannou. Prot. I. S. 89—93, XIV. S. 5009—5014,
XVI. S. 5990, 5991). Für den Entwurf kam außerdem in Betracht, daß die höheren
preußischen Gerichte die Beibehaltung des Präjudizes der affirmativen Litiscontestation
beinahe mit Einhelligkeit befürwortet haben.

Wie über Thatsachen, so haben sich die Parteien auch über die Echtheit uon
Priuaturkunden (L 391) und über zugeschobeneEide G 404) zu erklären. Erfolgt die
Erklärung nicht, so ist die Urkunde als anerkannt, der Eid als verweigert anzusehen,

l S. 133. I Die Mündlichkeit des Verfahrens kann ihre Vorzüge in vollem Umfange nm
in Verbindung mit einem ausgedehnten und scharf durchgeführten Prozeßlcitungs-
amte entfalten.

Wie bereits in der allgemeinen Begründung ß 4 bemerkt worden, sitzt dei
Vorsitzende, das Organ des Gerichts, den verhandelnden Parteien nicht ruhig und
kalt, nur als Hörer gegenüber. Er leitet die Verhandlung, wirkt auf dieselbe
fördernd ein und ist bei der Gestaltung des Rechtsstreits innerhalb der Grenzen
der Verhandlungsmaxime mitthätig. Er hat demgemäß Sorge zu tragen, daß die
Sache erfchöpfende Erörterung finde und die Verhandlung ohne Unterbrechung
zu Ende geführt werde; erforderlichen Falls hat er die SiHung zur Fortsetzung dn
Verhandlung sofort zu bestimmen (8 123 Abs, 3). AIs Mittel, um auf eine er-
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schöpfende Erörterung der Sache hinwirken zu können, räumt ihm — und dem
Gerichte — der

8 126 (K. V. ^ 126, G. § 130)
ein umfassendes Fragerecht ein — in wesentlicher Uebereinstimmung mit Hannover
L 111, Baden L 276, Württemberg Art, 201, 212, Bayern Art. 134, hannou. Entw.
813?, österreich. Entw. §134, Hess. Entw. Art. 198, preuß. Entw. §262, nordd.
Entw. ß 311). Recht und Pflicht sind Korrelate. Ueberzeugt sich der Vorsitzende
oder das Gericht, daß zur Ausübung des Fragerechts Veranlassung gegeben ist, so
sind sie verpflichtet, die Frage zu stellen, wenngleich die Unterlassung den Parteien
keinen Grund zur Beschwerde giebt.

Ein Präjudiz für die Nichtbeantwortung einer gestellten Frage hat der Ent¬
wurf — entgegen dem hannov, Entw. § 139 und dem nordd. Entw. Z 311 — nicht
aufgestellt, vielmehr in Uebereinstimmung mit Bayern Art. 156 dem Gerichte über¬
lassen, nach freier Ueberzeugung zu entscheiden (8 249), welche Folgerungen aus der
Nichtbeantwortung der gestellten Frage zu ziehen sind. Der Entwurf hat ferner
Bedenken getragen, dem Gerichte, wie von Bayern Art, 155, Württemberg Art. 202,
hannov, Entw, 88 138, 139, üsterr. Entw. §Z 135 ff., Hess. Entw. Art. 199 ff., preuß.
Entw. Z8 263 ff., nordd. Entw. 8 312 geschehen ist, die Befugniß beizulegen, das
persönliche Erscheinen der Parteien zum Zwecke ihrer Befragung anzuordnen.
Der Zwang, persönlich zu erscheinen, involvirt einen Eingriff in die persönliche Frei¬
heit, in die Dispositionsrechte der Parteien, er würde daher nur gerechtfertigt sein,
wenn er von erheblichem praktischen Nutzen wäre. Ein Bedürfniß, die Parteien
selbst zu befragen, kann nur in seltenen Fällen hervortreten. Die freie Beweis¬
würdigung gewählt dem Gerichte ein Mittel, welches rascher und einfacher zum
Ziele führt, als die mit der Durchführung des Erscheinungszwanges verbundene
umständliche und zeitraubende Prozedur. Auch würde das Gericht in Anwalts-
urozesseneinein tüchtigen, zuverlässigen Anwaltsstande gegenüber nur ungern zu der
fraglichen Maßregel greifen, da dieselbe leicht den Schein erweckt, daß sie durch
Mißtrauen gegen den die Partei vertretenden Anwalt hervorgerufen sei. Ueber-
dies bietet die Vorschrift des 8 258 die Möglichkeit, die direkte Befragung der
Parteien herbeizuführen. Die Ausnahme des 8 556 war durch die Natur des Ehe-
uerfahrens geboten; die nähere Begründung derselben wird bei Besprechung des
8 556 erfolgen.

Ueber den Bereich der 88 128 und 126 geht der 8 445 hinaus: die Erwägung,
daß in dem amtsgerichtlichen und handelsgerichtlichen Verfahren vielfach Personen
verhandeln, die der Rechte unkundig sind, mußte dahin führen, dem > Vorfitzenden I S. 134.
die Verpflichtung aufzulegen, nicht nur für eine erschöpfende Verhandlung der
Sache, fondern auch dafür zu forgen, daß die Parteien „sachdienliche" Anträge
stellen. Die Verhandlungsmarnne wird durch diese Vorschrift nicht verletzt. Denn
sie schließt nicht aus, daß das Gericht dahin wirkt, daß dem Parteivorbringen die
rechte Form gegeben, daß aus dem Parteivorbringen der rechte Schluß gezogen
werde. Der in den nordd. Entw. 8 667 aus dem preuß. Entw. 8 579 übernommene
Zusatz:

„dies liegt ihm (dem Richter) insbesondere ob, wenn die Unerfahren-
heit einer Partei eine mangelhafte Wahrnehmung der Rechte derselben
besorgen läßt,"

mußte dagegen ebenso wie die Bestimmung des hannou. Entw, 8 454, welche den
Richter verpflichtet, die Parteien über die im Unterlassungsfälle eintretenden Rechts¬
nachtheile zu belehren, als praktisch bedenklich erscheinen: keine dieser Bestimmungen
tonnte daher Aufnahme finden.

Das Fragerecht wird vielfach nicht ausreichend sein, das Sachuerhältniß klar
ni stellen. Es sind daher dem Gerichte in den

88 127—129 lK. V. 88 127—129, G. §8 133-135)
weitere Befugnisse beigelegt, welche in gleicher Weise, wie das Fragerecht, darauf
abzielen, dem Gerichte die für seine Entscheidung nothwendige Grundlage zu ver¬
schaffen, Befugnisse, welche in wesentlicher Uebereinstimmung auch die neueren Prozeß-
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gesetze und Prozeßgesetzentwürfe gewähren (vgl. Württemberg Art. 204, 205, Bayern
Art. 396, 433, preuß. Entw. LZ 260, 266, 499, 507, hannov. Entw. 88 140, 141, nordd.
Entw. 88 314, 315, nordd. Prot. I. S. 294 — 296).

Im Anschlüsse hieran treffen die

88 130, 131 (K. V. W 13«. 131, G. §8 136, 137)
durch das dem Gerichte eingeräumte Trennungsrecht Vorkehr, daß trotz massiger
Anhäufung des Prozeßstoffs der mündlichen Verhandlung die Uebersicht und Ord¬
nung bewahrt und daß die mündliche Verhandlung auf das für die Entscheidung
nothwendige Maß beschränkt werde. Die Wichtigkeit des richterlichen Trennungs-
rechts für ein mündliches Verfahren ist bereits in der allgemeinen Begründung
88 6, 7, 8 gewürdigt und durch Aufnahme analoger Vorschriften in die neueren, dem
Mündlichkeitsprinzip huldigenden Prozeßgesetze und Prozeßgesetzentwürfe (Hannover
Z 112, Württemberg Art. 207, Bayern Art. 157, hannov. Entw. 3 143, preuß. Entw.
8 268, 271, nordd. Entw. §8 316, 31?) allgemein anerkannt. Einer Rechtfertigung
bedarf daher nur noch der dem nordd. Entw. § 316 entnommene zweite Absatz des
8130.

Um dem Mißbrauche entgegenzutreten, welcher zum Behufe der Prozeßuer-
zögerung mit dem Kompensationsrechte getrieben werden kann, ertheilte schon die
I,. ult„ Ö. cle Winken«. 4, 31 dem Richter die Befugnis;, illiquide Kompensations¬
einreden acl 8LMratum zu verweisen. Wie das gemeine Recht, so verlangt auch
das preußische Recht (vergl. A. L. R. I. 16 88 359 ff.) Liquidität oder Liquidabilität
der Gegenforderung, wenn die Kompensation im ordentlichen Prozesse berücksichtigt
werden soll; ist die Gegenforderung illiquide, so ist die Verhandlung über die¬
selbe in ZSMrato fortzusetzen. Keine Anwendung finden diese Grundsätze nach der
preuß. A. G. O. I. 19 Z 5 auf eine aus einem zweiseitigen Geschäfte herge-

S. 135. leitete Kompensationseinrede; in einem solchen Falle soll der Richlter über beide
Ansprüche in einem und demselben Urtheil erkennen, wenngleich die Forderung eber
als die Gegenforderung durch die Instruktion ermittelt fein sollte. Während nie
vorstehenden Vorschriften des gemeinen und des preußischen Rechts prozessualer
Natur sind, erhebt das französische Recht (<üoäs oivil. ai-t. 1291) die Liquidität zu
einer civilrechtlichen Voraussetzung für den Eintritt der Kompensation und begnügt
sich nicht mit der Liquidabilität. Die französische Jurisprudenz ist indessen darüber
hinausgegangen: sie hat nicht nur die Liquidirbarkeit während des Hauptprozesses
für ausreichend erachtet, sondern auch bei zweiseitigen Kontrakten angefangen, von
dem Erfordernisse der Liquidität völlig abzusehen, indem sie bei solchen Kontrakten
nur dasjenige als Schuld betrachtet, was nach Abrechnung der Gegenforderung ex
eaciem cau8a als Saldo verbleibt (vgl. Dernburg, Geschichte und Theorie der Kom¬
pensation Vci. II. S. 554—580).

Wirksamer, als durch das bisherige, dehnbare und kontroverse Erfordernis; der
Liquidität (oder Liquidabilität) wird einer Verschleppung des Prozesses, wie sie viel¬
fach gerade durch Geltendmachung weit aussehender Kompensationseinreden versucht
wird, begegnet werden, wenn das Gericht nach freiem Ermessen die Verhandlung
der Gegenforderung in einem getrennten Prozesse anordnen kann. Der Entwurf hat
daher jenes Erfordernis; aufgegeben und demselben die Trennungsbefugniß substituirt.
Er hat aber, der von dem preußischen Rechte und von der französischen Jurisprudenz
eingeschlagenen, auch von angesehenen Rechtslehrern für das gemeine Recht vertheidigten
Richtung folgend, das Trennungsrecht auf den Fall beschrankt, daß die Gegenforderung
mit der in der Klage geltend gemachten Forderung nicht in rechtlichem Zusammen¬
hange steht. Denn beim Vorhandensein eines solchen Zusammenhanges kann eine
zutreffende Entscheidung nur abgegeben werden, wenn ein und dasselbe Urtheil das
Rechtsuerhältniß seinem ganzen Umfange nach zusammenfaßt (nordd. Prot. IV. S.
1964, 1965, 2128).

Die in dem norddeutschen Entwurf enthaltene Beschränkung auf die „Einrede
der Kompensation" ist im Z 130 Abs. 2 weggelassen; es ist gleichgültig, in welcher
Form — durch Einrede oder durch Widerklage — die Gegenforderung geltend
gemacht wird.

Der Z 264 — welcher, dem nordd. Entw. 8 421 entnommen, sich lediglich auf
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^n Fall der Geltendmachung der Gegenforderung durch Einrede bezieht, indem der
L 263 sich bereits auf die Widerklage miterstreckt — ist eine unabweisliche Konsequenz
des im ß 130 Abs. 2 ausgesprochenen Grundsatzes: er bestimmt, daß die Trennung
auch nach dem Schlüsse der Verhandlung — durchs Theilurtheil — erfolgen kann.

Kommt es während der Verhandlung oder nach dem Schlüsse derselben zur
Trennung, so kann die Durchführung der Kompensation gefährdet werden, wenn das
über die Klage erlassene uerurtheilende Erkenntniß vollstreckt wird. Zur Beseitigung
dieses Uebelstandes hatte der nordd. Entw. § 421 für die Fälle der 88 130 und
264 vorgeschlagen, daß in dem über die Klage erlassenen Urtheile bestimmt werden
könne, daß die Vollstreckung desselben nur gegen Sicherheitsleistung zulässig sei. Der
Entwurf hat eine derartige Vorschrift nicht aufgenommen, weil er einerseits besorgte,
daß dieselbe vielfach den Zweck der 88 130 Abf. 2 und 264, der Prozeßverschleppung
entgegenzutreten, illusorisch machen werde, andererseits aber zum Schutze gefährdeter
Interessen des Beklagten die Bestimmungen über den Arrest für ausreichend erachtete.

Während der 8 130 Abs. 1 dem Gerichte gestattet, subjektiv und objektiv
kumulirte Klagen zu trennen, gewährt umgekehrt der

I 8 132 (K. V. § 132. G. § 138)
dem Gerichte die Befugniß, bei ihm anhängige Prozesse derselben oder verschiedener I S. 136.
Parteien zum Zwecke der gleichzeitigen Verhandlung und Entscheidung zu verbinden,
also eine objektive und subjektive Klagenkumulation von Umtswegen anzuordnen.
Das Motiv, abweichend von Württemberg Art. 208 und von dem preuß. Entw.
L 267, aber in Uebereinstimmung mit Bayern Art. 157, mit dem hannou. Entw.
L 144 und dem nordd. Entw. 8 318 die Verbindung auch bei Prozessen verschiedener
Parteien zuzulassen, ist bereits bei Erörterung 8er 88 56, 57 (S. 80, hier S. 172)
angedeutet (vgl. auch nordd. Prot. I. S. 297, 298).

Der Trennung und Verbindung reihen die

88 133, 134 (K. V. §8 133, 134, G. 88 139, IM
die Aussetzung der Verhandlung von Umtswegen an. Sie stimmen im Wesentlichen
mit den Vorschriften der neuen ProzeßgeseKe und Prozeßgesetzentwürfe überein
(Württemberg Art. 6, 209, Bayern Art. 190, 191, hannou. Entw. 88 145, 146,
preuß. Entw. 88 272, 274, nordd. Entw. 88 319, 320, 393).

Die Anordnung einer Trennung, Verbinduug oder Aussetzung ist prozeßleitender
Natur, sie kann daher, wie

8 135 (K. V. 8 135, G. 8 141)
ausdrücklich vorschreibt, von dem Gerichte, welches sie erlassen hat, wieder aufge¬
hoben werden, auch unterliegt sie, insoweit sie die Aussetzung des Verfahrens
zum Gegenstände hat, nach ß 221 der Anfechtung durch das Rechtsmittel der
Beschwerde.

Wenn die Sache nach Ansicht des Gerichts vollständig erörtert ist, schließt der
Vorsitzende die Verhandlung (Z 123 Abs. 4). Ergiebt sich jedoch bei der Berathung
der Entscheidung, daß in "der einen oder anderen Beziehung die Erörterung nicht
uollständig gewesen ist, so kann das Gericht nach

§ 136 (K. V, 8 136, G. 8 142)
die Wiedereröffnung der geschlossenenVerhandlung anordnen. Die Wiedereröffnung
hat zur Folge, daß'die geschlossene Verhandlung ihrem ganzen Umfange nach
«on Neuem eröffnet wird, so daß sich die wiedereröffnete Verhandlung auch auf
andere Punkte erstrecken kann, als welche Zur Wiedereröffnung den Anlaß gegeben
haben (vgl. nordd. Prot. I. S. 305, 306).

Personen, denen die Fähigkeit zum geeigneten Vortrage mangelt, können nicht
mündlich verhandeln. In Uebereinstimmung mit neueren Prozeßgesetzen und Prozeß-
ssesetzentwürfen (Hannover 8 106, Württemberg Art. 113, 200, Bayern Art. 80, hann.
Entw. 8 136, nordd. Entw. 8 308) erklärt daher der
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8 137 (K, V. § 137, G, § 143)
das Gericht für befugt, solchen Personen den weiteren Vortrug zu untersagen. Die
dem Gerichte ferner beigelegte Befugniß, Prozeßbevollmächtigte und Beistände, welche
geschäftsmäßig (im Sinne des gewöhnlichen Sprachgebrauchs genommen, so daß d«
Nachweis der Honorirung nicht geführt zu werden braucht) das mündliche Verhandeln
vor Gericht betreiben, zurückzuweisen, bezweckt, wie bereits früher hervorgehoben ist,
dem Entstehen und verderblichen Treiben einer Winkeladuokatur entgegenzutreten.

Wird einer Partei, einem Bevollmächtigten oder einem Beistande der weiten
S. 137. s Vortrag untersagt, oder ein Bevollmächtigter oder ein Beistand zurückgewiesen, so

ist die Verhandlung zu vertagen. Erscheinen diese Personen trotz der Untersagung
oder Zurückweisung von Neuem und wird die Untersagung oder Zurückweisung von
Neuem ausgesprochen, so ist die Partei, wenn die Anordnung gegen sie selbst oder
gegen ihren Bevollmächtigten gerichtet ist, in Gemäßhcit des 8 138 als nicht erschienen
anzusehen und demgemäß auf Antrag gegen sie ein Versaumnißurtheil zu erlassen,
Eine Partei, welche die erste Untersagung oder Zurückweisung nicht respektirt, verdient
keine weitere Schonung, als ihr der Einspruch gegen das Versaumnißurtheil bietet
(vgl. nordd. Entw. ß 329, nordd. Prot. I. S. 255, 291, 292).

Gegenüber den mehrfach laut gewordenen Befürchtungen war es angezeigt, in
Abs. 4 ausdrücklich zu bemerken, daß gegen Rechtsanwälte die dem Gerichte "durch
Abs. 1—3 eingeräumten Befugnisse nicht Platz greifen.

Für den Fall, daß auf Grund der Vorschriften über die Sitzungspolizei (Gerichts-
verfassungsgesetz 88 143 ff.) eine bei der Verhandlung betheiligte Person (Partei,
Zeuge, Sachverständiger u. s. w.) von dem Orte der Verhandlung entfernt wird,
bedürfte es einer Bestimmung, um die Folge festzustellen, welche eine derartige Ent¬
fernung in Betreff der Verhandlung hat. Diese Bestimmung trifft der

8 138 (K. V. § 138, G. ß 144)
im Anschlüsse an Bayern Art. 151, Württemberg Art. 219, hannov. Entw. §153,
Hess. Entw. Art. 214, preuß. Entw. ß 252, nordd. Entw. § 329 (vgl. nordd. Prot. I.
S. 311).

Ist eine Partei wegen ungeeigneten Betragens entfernt, so ist, wenn nicht dns
Gericht die Verhandlung vertagt, "die Folge verschieden, je nachdem die entfernte
Partei bereits verhandelt hat oder nicht. In dem ersteren Falle ist sie nur mit dem¬
jenigen ausgeschlossen, was sie noch nicht vorgebracht hat, wogegen das von ihr
Vorgebrachte zu berücksichtigenist; das Urtheil ist kontradiktorisch. Findet eine Fort¬
setzung der Verhandlung statt, so kann die Partei das in dem früheren Verhandlungs¬
termine noch nicht Vorgebrachte nachholen, so daß in diesem Falle ihre Entfernung
Nachtheile in der Sache nur insofern zur Folge hat, als auf Grund des bereits
stattgehabten Verhandlungstermins erlassene Zwischenurtheile ihrem Vorbringen
Schranken setzen (vgl, hannov, Prot. XIV. S. 5054, 5055). In dem letzteren Falle
ist die Partei als nicht erschienen zu betrachten (8 288), mithin gegen sie auf Antrag
ein Versaumnißurtheil zu erlassen. Wann aber anzunehmen ist, daß die Partei ver¬
handelt habe, läßt sich als yuaeztia iaeti durch gesetzliche Bestimmungen nicht regeln
(vgl. Motive zu 88 285, 288, 290—292).

Die

88 139—144 (K. V. 88 139—144, G, 88 145-150) '
enthalten ausführliche Vorschriften über das Protokoll, welches von dem Gerichts¬
schreiber über „die mündliche Verhandlung vor dem Gerichte" aufzunehmen ist
(Sitzungsprotokoll, vgl. ßß 269, 270, 444).

Der Z 140 ist bereits m der allgemeinen Begründung § 5 gerechtfertigt; der
L 140 Nr. 2 findet feine Alisführung in den 88 259, 260, 450. Ebenso ist die
Bedeutung des 3 141 bereits in der allgemeinen Begründung 8 12 dargelegt. Die
übrigen in den 88 139—144 gegebenen Vorschriften bedürfen keiner Motivirung: sie
sind ebenso wie die Vorschrift des

Z 145 (K. «. 8 145, G. 8 151)
S. 138. in sich verständlich, und durch den Zweck, welchen die Protokollirung verfolgt, > geboten,
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Mit denselben stimmen auch die Anordnungen der neueren Prozeßgesetze und Prozeß-
qesetzentwürfe überein, insoweit nicht durch die denselben zu Grunde liegenden Prinzipien
Abweichungen bedingt sind.

Zur Terminologie des Entwurfs ist zu beinerten, daß derselbe unter einem
„beauftragten Richter" ein Mitglied des Gerichts selbst — einen äomuHtus eolleFÜ
dagegen unter einem „ersuchten Richter" ein anderes Gericht (Amtsgericht, vgl. Gerichts-
verfassungsgesetzZ 123) versteht.

Zweiter Wel.

Zustellungen.

88 146—183. (K. V. 88 14«-183, G. 88 152-190.)
Die praktische Brauchbarkeit eines Prozeßverfahrens hängt nicht zum geringsten

Theil davon ab, daß sich nach demselben der Beginn und die Fortführung des Rechts¬
streits, ingleichen die Realisirung des Richterspruchs in einfacher, zweckmäßiger, jeder
wünschenswerthen Beschleunigung zugänglicher Weise erreichen läßt. Die Art der
Geschäftsuermittelung unter den Parteien, wie zwischen Gericht und Parteien — das
Zustellungs-, Ladungs-, Insinuationsgeschaft — einerseits und der Modus der Voll¬
streckung des richterlichen Urtheils andererseits sind die wichtigen Prozeßelemente,
welche hier in Betracht kommen. Je nachdem die in beiden Richtungen erforderlichen
Prozeßhandlungen grundsätzlich in die Hand und Leitung der Gerichte gelegt oder
dem direkten Betreiben der Partei vermittelst eigener verantwortlicher Organe über¬
lassen sind, wird technisch unterschieden zwischen Offizialbetrieb des Prozesses durch
die Gerichte und unmittelbarem Prozeßbetrieb durch die Parteien (sog. Passivität
der Gerichte).

Die Rechtsentwickelung in Deutschland ist nach beiden weiten hin erfolgt.
In äußerster Schärfe ist, wie schon in der allgemeinen Begründung § 9

angedeutet worden, die Passivität der Gerichte im Gebiete des (üocko äs proosäuro
durchgeführt. Die Gerichte sind im Großen und Ganzen nur Spruchgerichte, welche
in bestimmten Sitzungen den darin erschienenen Parteien nach Anhörung ihrer Vor¬
träge und Anträge Recht sprechen; die Parteien stellen gewissermaßen an den Richter
mir Fragen „und er antwortet; antwortet erschöpfend, wenn die Fragenden erschöpfend
fragen; antwortet ausreichend, wenn mindestens einer der Fragenden erst um eine
vorläufige Antwort bittet; kümmert sich um alles Weitere nicht"und wiederholt seine
Antworten, so oft man ihn darum begrüßt, thut nie mehr, nie weniger" (Dernburg,
Abhandlungen aus dem Gebiete des gemeinen und französischen Civil- und Prozeß¬
rechts, S. 263, 264): jeder Spruch, auch der blos präparatorische oder Beweisführung
anordnende, löst daher die Verbindung des Gerichts mit dem anhängissen Rechtsstreite
(desaisirt das Gericht), so daß die Parteien, um denselben forzuführen, die Sache
erst wieder auf die Rolle und dem neu angegangenen Richter den Spruch des früheren
in Ausfertigung bringen müssen. Dementsprechend wird schon der erste, den Prozeß
einleitende schnftlicheAkt (expluit ä'^ournoment), ohne nur beim Gerichte präsentirt
zu werden, dem Beklagten auf Betreiben des Klägers durch einen Huisfter zugestellt;
die Anzeige der Anwaltsbestellung von Seiten des "Beklagten, sowie der ganze weitere,
der mündlichen Verhandlung vorausgehende Schriftenwechsel geht unmittelbar zwischen
den beiderseitigen Anwälten vor sich; die Ladungen zur Verhandlung einer auf >die>S. 139.
Rolle gebrachten Sache an die Gegenpartei oder Dritte gelangen direkt unter Ver¬
mittelung des Huissiers von Partei zu Partei und auch die Urtheile, ja selbst die
gerichtlichen Verfügungen werden nicht vom Gerichte zugestellt, bleiben vielmehr auf
der Gerichtsschreiberei liegen, bis es der einen oder anderen Partei beliebt, sie in
Ausfertigung daselbst zu erheben und dem Gegner durch einen Huissier zustellen zu
lassen.

An diesen wendet sich die Partei auch wegen Vollstreckung des Urtheils. Die
Mitwirkung des Gerichts tritt überall erst ein, sobald ein Streit entsteht und das¬
selbe deshalb angerufen wird.

Im Wesentlichen übereinstimmend ist der Geschäftsgang im Genfer Gesetzbuche,
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im Gebiete der bayerischen Prozeßordnung und nach dem preußischen Entwurf
geordnet.

Dagegen haben den Parteibetrieb nur in wesentlich modifizirter Gestalt über¬
nommen: die hannouersche Prozeßordnung, der hannoversche, hessische (uon 1867)
österreichische und norddeutsche Entwurf, der letztere allerdings mit Abschwachungen
(Zß 255, 265, 266), welche praktisch dem entgegengesetzten Grundsatze sehr nahe
kommen dürften.

Die preußische Allgemeine und die Iosephinische Gerichtsordnung, die Prozeß¬
ordnungen uon Württemberg, Baden, Braunschwerg, Oldenburg und Lübeck (von
1862), der sächsische Entwurf und das coburgische Gesetz (uon 1858) geben hingegen
das Zustellungs- wie das Vollstreckungsgeschäft in die Hand der Gerichte und der
uon ihnen zu beauftragenden Beamten. "Ebenso gestaltet sich der Geschäftsgang der
Regel nach im gemeinrechtlichen Prozesse.

Der Entwurf hat sich für einen modisizirten Parteibetrieb entschieden und er¬
wartet davon einen durchaus förderlichen Einfluß ebensowohl auf die ganze Prozeß¬
prozedur, als auf den Geschäftskreis und darnach auf das nöthige Maß an Arbeits¬
kräften bei den Gerichten. Damit ist schon angedeutet, daß vorzugsweise Gründe
der Zweckmäßigkeit ausschlaggebend gewesen sind, wie ja auch die Gegner des Partei¬
betriebes anerkennen, daß es sich hierbei wesentlich um eine Zweckmäßigkeitsfrage
und den Werth der bisher in der einen oder anderen Richtung gemachten Erfah¬
rungen, nicht um Konsequenzen der angenommenen Prozehmaxime handelt. (Vgl.
allgemeine Motive zum württemb. Entiu. zud 3 uud 4 S. 106 ff., Bericht der
württemb. Iustizkommission der Abgeordnetenkammer S. 74 »üb I., österr. Denk¬
schrift S. 49 ff. — desgl. auch preuß. Ges. Revision ?LU8. IV. Th. II. S. 30/31.,
nordd. Prot. I. S. 321, Endemann, Civilist. Archiv Bd. 49 S. 40, 41.) Mit dem
Verhandlungsprinzip, wie mit einer ausgedehnten Prozeßleitungsbefugniß des Gerichts
innerhalb der mündlichen Verhandlung läßt sich jede der beiden Arten des Prozeß¬
betriebes sehr wohl vereinigen (allstem. Begründung H9): auch die Unmittelbarkeit
der Verhandlung des Rechtsstreits bedingt nicht die Unmittelbarkeit des Prozetzbetriebes,
denn letztere wird durch ein schriftliches Verfahren nicht ausgeschlossen. Selbst der
vielfach betonte Gedanke uon der „Reinhaltung des Richteramts" ist wesentlich ein
Utilitätsgruud' an sich thut die Dekretur der Iudikatur keinen Abbruch, aber die
Fernhaltung, bezw. Einschränkung der ersteren nimmt nahezu die Bedeutung einer
Prinzipienfrage an, wenn sich die Verhältnisse dergestalt verkehren, daß für eine große
Anzahl von Richtern die Rechtsprechung, wenn überhaupt noch einen Theil, so doch
den allergeringsten ihrer Thätigkeit ausmacht.

Der Entwurf hat dem Gedanken des Parteibetriebes keinen prinzipiellen Aus-
S. 140. druck gegeben, weil ein allgemeiner Satz, wie er sich z. B. im nordd. Entw. > Z 235

findet,' kaum mehr als theoretische Bedeutung bat und in der Detailanwendung leicht
zu Irrthümern führt. Der Gedanke selbst üno der Umfang, in welchem er adoptiii
ist, ergeben sich aus den einzelnen Vorschriften, In dieser Richtung mag auf die
nachstehenden Modifikationen hingewiesen werden, welche der Grundsatz unmittelbaren
Prozeßbetriebes durch die Parteien im Entwürfe erfahren hat:

a) hinsichtlich der Einleitung und Fortführung des Rechtsstreits bis
zum Urtheile in der Instanz.

Die Einleitung des Rechtsstreits bezw. einer Instanz setzt nach dein Entwürfe
regelmäßig die formelle Mitwirkung des Gerichts durch Anberaumung eines Ver¬
handlungstermins voraus (8Z 184, 186, 225, 295 8ub 3, 437, 439, 458 «ud 3, 484,
491 «üb 3, 505, 524, 546, 571). Ist der Rechtsstreit in die mündliche Verhandlung
gelangt, so sorgt regelmäßig das Gericht für sofortige Anberaumung der nothwendig
werdenden ferneren Termine, sei es zur Fortsetzung der Verhandlung, sei es zur
Beweisaufnahme vor dem Prozeßgerichte oder einem anderen Gerichte (W 123 Abs.
3, 271, 304, 306, 307, 313, 316, 317, 318, 325, 437, 464, 496, 524). Der be¬
schlossene Beweis wird von Amtswegen auch beim Ausbleiben beider Parteien auf¬
genommen (M322, 323, 437, 464, 496, 524); die Ladung der Zeugen und Sach¬
verständigen, die Herbeischaffung uon Urkunden, welche sich in dem Besitze einer
anderen BeHürde befinden, erfolgen auf Betreiben des Gerichts (ZS 331, 354, 384,
437, 464, 496).

d) Hinsichtlich der Zustellungen.
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1) Im Parteiprozesse kann die Partei den Auftrag zur Vornahme
der Zustellung durch Vermittelung des Gerichtsschreibers ertheilen
(Z 146, Abs. 2); die Inanspruchnahme des Gerichtsschreibers wird
in Ermangelung einer gegentheiligen Erklärung der Partei präsumirt'
«M 148, 439).'

2) Zustellungen im Auslande, an Exterritoriale und mittelst öffent¬
licher Bekanntmachung hat die Partei — soweit nicht die Nr. 3
Platz greift — zu beantragen; die Ausführung der Zustellung
geschieht alsdann uon Amtswegen (ZZ 175 ff. 179 ff.) und ohne
Konkurrenz des Gerichtsvollziehers.

3) Nicht verkündete Beschlüsse und nicht verkündete Verfügungen des
Gerichts werden den Parteien, ohne daß es eines Antrags derselben
bedarf, von Amtswegen zugestellt (Z 284).

<:) In der Zwangsvollstreckungsinstanz tritt eine Mitwirkung des
Gerichts in erheblichem Umfange ein (vgl. §S 633 ff., 636, 639, 645,
653, 654, 705 ff., 64? ff., 67? ff., 702 ff., 718 ff., 726 ff., 753 ff.
u. A).

Der unmittelbare Prozeßbetrieb durch die Parteien hat, wie schon hervor¬
gehoben, das Bestehen von untergeordneten, nicht richterlichen Beamten — Gerichts¬
vollziehern — zur Voraussetzung, denen im Vergleiche mit der Stellung des deut¬
schen Gerichtsdieners, als eines bloßen richterlichen Werkzeugs, eine selbstständigere
Stellung eingeräumt werden muß und zwar in dem Sinne, daß sie mcht mehr nach
Maßgabe der ihnen für den einzelnen Fall ertheilten Weisungen des Gerichts
handeln, vielmehr die ihnen von den Prozeßparteien ertheilten Aufträge selbstständig
nach den Vorschriften des Gesetzes unter eigener Prüfung ihrer Zulässialeit
und eigener unmittelbarer Verantwortlichkeit gegen den Auftraggeber auszuführen
haben.

<Der Wirkungskreis der Gerichtsvollzieher beschränkt sich nach dem Entwurfs < S. 141.
nlso im Gebiete der bürgerlichen streitigen Rechtspflege — auf:

die Vornahme von Zustellungen" (HZ 146, 147),
die Anfertigung von Ladungsurkunden (M 441, 444),
die Zwangsvollstreckung, soweit sie nicht den Gerichten vorbehalten ist
(8 623).

Die Dienst- und Geschäftsuerhältnisse der Gerichtsvollzieher zu ordnen hat das
Gerichtsverfafsungsgesetz S 125 den Landesjustizverwaltungen überlassen — und sich
im Uebrigen darauf beschränkt — H 126 — die Fälle zu bestimmen, in denen der
Gerichtsvollzieher von der Ausübung seines Amts kraft Gesetzes ausgeschlossen
ist. Die Gründe für dieses Verfahren find in den Motiven zu den ß§ 125, 126 des
Oerichtsverfassungsgesetzes so eingehend entwickelt, daß es genügt, auf dieselben zu
verweisen.

Neben der Zustellung durch die Gerichtsvollzieher hat der Entwurf ß 169 die
Zustellung durch die Post adoutirt.

Die Zustellung durch die Post hat sich in allen Bundesstaaten, in welchen sie
eingeführt worden ist — Preußen, Sachsen, Mecklenburg — vortrefflich bewährt.
Sie steht keiner Form der Zustellung an Schnelligkeit, Sicherheit und Billigkeit nach.
Das Vertrauen, welches sie sich erworben, hat dahin geführt, daß Verwaltungs¬
behörden und Private sich derselben in den wichtigsten Angelegenheiten bedienen
(vgl. Postreglement vom 30. November 1871 §8 23, 36). Mit dem System des
Entwurfs ist sie vereinbar. Unter Zustellung versteht nämlich der Entwurf: Mit¬
theilung einer Abschrift oder einer Ausfertigung des zuzustellenden Schriftstückes
unter Beurkundung der erfolgten Mittheilung (ß§ 165, 166). Wird durch die Post
zugestellt, so tritt an die Stelle des Gerichtsvollziehers der Postbote, insoweit es sich
um den Akt der Zustellung handelt. Der Postbote ist insoweit Gerichtsvollzieher,
denn wie der letztere behändigt er dem Adressaten oder einer Ersatzperson und beur¬
kundet den Behändigungsakt. Alle zeitlich vor diesem Akte liegenden, mehr oder
minder nothwendigen Handlungen (Parteiauftrag, Vermittelung desselben, Uebergabe
der zuzustellenden Schriftstücke an den mit der Zustellung Beauftragten, Vorbereitung
der Zuftellunqsurkunde, Beglaubigung der zuzustellenden Schriftstücke u, s. w.)
kommen für die Gültigkeit und Wirksamkeit der Zustellung selbst nur als Voraus-.
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setzungen in Betracht, Sie können von den Zustellungsbeamten selbst oder von
anderen Personen vorgenommen werden: die Bedeutung des Zustellungsakts wird
dadurch nicht berührt, daß seine Handlungen dem Zustellungsbeamten selbst oder einer
nnderen Person obliegen.

Für ein mündliches Verfahren ist in jeder Lage des Rechtsstreits und in jeder
S. 142. Instanz der Zustellungsatt uon höchster prozessualer Bedeutung'). Die Zulstellung

bildet die erste und eigentliche Grundlage, auf der sich das ganze Verfahren aufbaut,
und bedarf schon deshalb einer strengen gesetzlichen Form, Daß legaliter, prompt
nnd sicher zugestellt werde, daß namentlich tein Streit über das Ob und Nie der
Zustellung entstehe, erscheint als eine besondere Aufgabe der prozessualischenLegislation,
Wenn aus diesen an sich richtigen ratzen gefolgert wird, die Losung der Aufgabe
könne nur auf der Basis direkt unter der Disziplin der Justizbehörde stehender
Personen erreicht werden, welche den Prozeßakt der Zustellung nicht als ein ihnen
nebenbei obliegendes Amt mechanisch ausübten, sondern Wesen und Form desselben
kannten und vor allem die Zustellung persönlich ausrichteten und wenn auf Grund
dessen Zustellungen durch die Post für ungenügend erklärt werden, so ist völlig über¬
sehen, daß die Zustellung durch die Post, wenn sie korrekt geregelt wird, allen
Anforderungen entspricht, welche an die Pornahme uon Zustellungen gestellt werden
müssen und daß nach den langjährigen Erfahrungen in Preußen, Sachsen und
Mecklenburg der Postbote rücksichttich der legalen, prompten und sicheren Ausführung
von Zustellungen dieselben Garantien bietet wie der Huissier des rheinisch-französischen
Rechts, der bayerische Gerichtsvollzieher oder hannouersche Gerichtsvoigt.

Die Vortheile, welche sich mit der Zustellung durch dir Post verbinden, sind
unverkennbar. Die Partei oder der mit der Vermittelung der Zustellung beauftragte
Gerichtsschreibr werden der Mühe überhoben, einen für den Ort der Zustellung
zuständigen Gerichtsvollzieher aufzusuchen. Die Partei kann durch jeden Gerichts¬
vollzieher die Post um Ausführung der Zustellung an jeden: Ort des deutschen
Reichs angehen und der Gerichtsschreiber vermag unmittelbar die Post zu ersuchen,
die Zustellung eiuem Postboten des Bestimmungsorts aufzutragen. Die Zustellung
selbst wird dadurch ungemein beschleunigt — und, was mcht hoch genug angeschlagen
werden kann, in zahllosen Fällen weniger kostspielig, als wenn sie von einem Gerichts¬
vollzieher bewirkt werden müßte. In letzterer Beziehung kommen insbesondere die¬
jenigen Zustellungen in Betracht, welche außerhalb oes'Wohnsitzes des zuständigen
Gerichtsvollziehers zu erfolgen haben — und deren Zahl wird eine sehr erhebliche
sein. Denn wie auch immerhin das Institut der Gerichtsvollzieher gestaltet werden
mag, so darf doch soviel als zweifellos angenommen werden, daß regelmäßig den
Gerichtsvollziehern der Wohnsitz nur an solchen Orten angewiesen werden "wird,
an welchen sich ein Gericht befindet. Würden sie auch in demjenigen Theile ihres
Bezirks, welcher außerhalb ihres Wohnsitzes belegen ist, alle erforderlichen Zustellungen
selbst vornehmen müssen, so würden rhnen neben ihren sonstigen Gebühren Reise¬
kosten und Diäten zuzubilligen sein, Mehrkosten, welche vermieden werden, wenn die
Zustellungen auf dem Lande durch den Landbriefboten ausgeführt werden können,
Außerdem wird es in Folge der Einführung der Postzustellung möglich, das Institut
der Zustellungsbevollmächtigteu in angemessener Weise zu regeln und dadurch, wie
die Erörterungen zu S 153 ergeben werden, den Parteien in umfassendem Maße die
schwere Belästigung zu ersparen, welche mit der Verpflichtung zur Benennung von
Zustellungsbeuollmächtigten verbunden ist.

Von dem Versuche, für Zustellungen auch den Telegraphen nutzbar zu machen,

') Diese Bedeutung ergeben:
hinsichtlich der Ladungen die 88 185 ff,, des Beginns richterlicher Fristen 8 191;
vorbereitenden Schriftsätze 88116,120,444; der Wiedereinsetzung §206; der
Aufnahme des Verfahrens 8 219; der Klage W 222, 225, 231, 234,441; der
Rechtshangigkeit 88 222,227,441,586; der Klagebeantwortung 8 235; der
Urtheile 88 278,457,490,620; des Berichtigungs- und Ergiinzungs - Ver¬
fahrens 88 281, 282; der richterlichen Beschlüsse und Verfügungen 88 284 Abs,3,
506, 510; des Einspruchs 88 294, 295; des Beweises 88 337, 342, 435; der
Rechtsmittel 88 ^56, 458, 463, 490, 491,485, 524; in Ehesachen 8 547; im Mahn¬
verfahren 8 586; im Arrestuerfnhren 8 754; im schiedsrichterlichen Verfahren
88 806, 812 Abs, 2; in der Zwangsuo llstreckung 88 620, 678, 684, 691, 701, 755,



Nessnindunss de« Entwurfs, 223

ist Abstand genommen, da ein überwiegendes Bedürfniß hierzu bisher nicht hervor¬
getreten ist.

Die neueren Prozeßgesetze und Prozeßgesetzentwürfe haben, soweit sie den
Prozeßbetrieb in die Hand oer Parteien legen) die Zustellungen Gerichtsvollziehern
überwiesen (vgl. die Prozeßordnungen von" Hannover S 118 und Bayern I Art. 101 > S. 143.
sowie den hannov. Entw. 8 155 und den preuß. Entw. § 142). Nur der nordd.
Entwurf hat die Ausführung der Zustellungen durch Gerichtsboten unter Leitung des
Oerichtsfchreibers desjenigen Gerichts vorgeschrieben, bei welchem die Sache anhängig
gemacht werden soll oder" anhängig ist (§256), daneben die Zustellung durch Gerichts¬
vollzieher (8 25?) und durch Notare (8 262) gestattend. Für eine ganz Deutschland
umfassende Gesetzgebung empfiehlt sich eine solche Vielheit von Vollzugsorganen nicht:
einheitlich bestimmte Vollzugsorgane sind nothwendig, damit die Parteien wissen können,
an wen sie sich zu wenden haben, wenn sie Zustellungen bewirken lassen wollen.
Noch verwickelter wird das System des nordd. Entwurfs dadurch, daß die Zwangs¬
vollstreckung selbstständigen Vollstreckungsbeamten (Gerichtsvollziehern), welche im
Auftrage der Partei und dieser verantwortlich handeln, übertragen wird (8 908).
Durch "dieses Verfahren werden grundsätzlich Funktionen, welche in die Hand desselben
Organs zu legen sind, verschiedenenOrganen zugewiesen und neben den unselbstständigen
Zustellungsbeamten selbstständige Vollstreckungsbeamte geschaffen. Ganz abgesehen
davon widerstrebt die Uebertragung der Leitung des Zustellungswesens an die Genchts-
schreiberei der beabsichtigten Entlastung der Gerichte von allen ihnen nicht nothwendig
ui überweisenden Manipulationen.

Von den neueren Prozehgesetzen und Prozehgesetzentwürfen hat nur der nordd.
Entwurf die Zustellung durch die Post adoptirt. Das abwehrende Verhalten gegen¬
über einer so praktisch wichtigen Institution erklärt sich daraus, daß man durchweg
bei Einführung des Gerichtsvollzieherinstituts den rheinisch-französischen Huissier zum
Lorbild nahm und die Befürchtung hegte, daß die Entziehung einer erheblichen Quote
der Zustellungen den Gerichtsvollziehern die bedeutendste Einnahmequelle und damit
die Möglichkeit ausreichender Existenzmittel nehmen werde. Daneben machten sich die
oben erwähnten und bereits widerlegten Bedenken gegen die Ausführbarkeit legaler,
prompter und sicherer Zustellungen durch Postboten geltend.

Verschieden von der Zustellung durch die Post ist die Zustellung mittelst Auf¬
gabe zur Post (88 154, 164, 168). Die letztere Form enthält ein strenges Präjudiz
für den Fall des Ungehorsams. Die Post soll als gesetzlicher Zustellungsbevollmächtigter
der nachlässigen Partei gelten, so daß die Zustellung mit der Aufgabe des Schrift¬
stücks zur Post bewirkt ist und demgemäß nichts darauf ankommt, ob und wann das
Schriftstück an den Adressaten gelangt.

88 146, 169. (K. V. 88 146. 169, G. 88 152, 176.)
Insoweit eine Zustellung an Parteien oder an dritte Personen auf Betreiben

einer Partei oder auf Verfügung des Gerichts erforderlich ist, hat dieselbe durch
einen Gerichtsvollzieher oder durch die Post zu erfolgen. Die Ausnahmen, welche
in den 88 1?4, 175 ff., 179 ff. gegeben find, lassen sich auf Zweckmätzigkeitsrücksichten
Wückführen. Im Anwaltsprozesse giebt die Rechtskunde, wie die öffentliche Stellung
der Anwälte die nöthige Garantie für die Beobachtung des Gesetzes, auch wenn
beide Theile direkt mit einander kommuniziren; die Kosten des Gerichtsuollzieher-
okts können erübrigt werden, indem die Zustellung von Anwalt zu Anwalt gegen
einfaches schriftliches Empfangsbekenntniß zugelassen wird. Bei Zustellungen, die
im Auslande oder durch öffentliche Bekanntmachung erfolgen müssen, werden der
Partei Mühe, Zeit und Kosten erspart, wenn das Gericht die Zustellung von Amts¬
wegen veranlaßt.

I 88 148, 172. (K. V. 88 146, 172, G. 88 154, 179.) I S. 144.
l In Anwaltsprozessen ist der Gerichtsvollzieher von der Partei unmittelbar zu
beauftragen; in allen Fällen aber, in denen eine Vertretung der Partei durch Anwälte
nicht geboten ist, namentlich also im amts- und handelsgerichtlichen Verfahren, empfiehlt
es sich, der Partei die Wahl zu lassen, ob sie den Gerichtsvollzieher direkt beauftragen
»der durch Vermittelung des Gerichtsschreibero beauftragen lassen will. Den bestehenden
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Verhältnissen entspricht es nicht, auch im Parteiprozesse die unmittelbare Beauftragung
des Gerichtsvollziehers obligatorisch zu fordern, wie im Anschlüsse an das rheinische
Recht der preuß. Entw. und die bayer. Prozeßordnung gethan haben. Das Verfahre,!
vor Einzelrichtern beruht auf der Annahme, daß die Parteien, von denen man «IZ
Regel nicht annehmen darf, daß sie rechts- und geschäftskundige Leute sind, den
Rechtsstreit in Person und ohne uorgängige Rathserholung führen. Wie die Ver¬
hältnisse in weiten Gebieten des Deutschen Reiches gegenwärtig liegen, ist es dringend
geboten, daß im Verfahren vor Einzelrichtern der innigere Kontakt zwischen Gericht und
Partei erhalten und der letzteren oie gewohnte Beihülfe des ersteren gewährt wich,
Demgemäß soll im Parteiprozesse der Gerichtsschreiber den Gerichtsvollzieher jedes-
mal mit der erforderlichen Zustellung im fingirten Auftrage der Partei beauftragen,
infoweit nicht eme Partei ausdrücklich erklärt hat, den Gerichtsvollzieher unmittelbar
angehen zu wollen (8 148). Eine Anwendung dieses Satzes enthält der §438,
(Vgl. Hannover 88 11«, 377, hannou. Entw. § 155, Abs. 3, Hess, Entw. Art. 219.)

Dem § 148 ist für die Zustellungen durch die Post der ß 172 nachgebildet,

88 147, 149, 166 Ab s. 3. (K. V. 88 14?, 149, 166, G, 88 153, 155. 173.)
Die bei jeder Zustellung betheiligtcn Personen sind:

1) derjenige, für welchen eine Zustellung gemacht wird — der betreibend«
Theil - (8 167 Nr. 2);

2) derjenige, an welchen die Zustellung geschehen soll — der Requisit -
(8 167 Nr/ 3).

Die 88 147 und 149 handeln von der Thätigkeit des betreibenden Theils
zur Erwirkung einer Zustellung. Ohne Auftrag wird der Gerichtsvollzieher niemals
thätig. Ueberall aber genügt — analog dem 8 625 — ein mündlicher Auftrag,
um den Gerichtsvollzieher zur Vornahme einer Zustellung und in den zulässigen
Fällen den Gerichtsschreiber zur Beauftragung eines Gerichtsvollziehers mit der
Zustellung zu ermächtigen. Beide bedürfen" dem Requisiten oder Dritten gegenübn
keines Auftragsnachweises (Vollmacht). Diese dem hannov. Entwurf (8 113), preuß,
Entw. (814?), österr. Entw. (8 160), nordd. Entw. (8 260) entsprechenden Vor¬
schriften entspringen dem Bedürfnisse, der Partei den Prozeßbetrieb möglichst zu
erleichtern.

Zum Zwecke der Zustellung hat der betreibende Theil das betreffende Schrift¬
stück in Urschrift (z. B. das Brouillon der Klage) und in einer Abschrift, oder wen»
dasselbe mehreren Personen zuzustellen ist, in einer der Zahl dieser Personen ent¬
sprechenden Zahl von Abschriften zu übergeben. Die wichtigen materiellen und
prozessulllischen Wirkungen der Zustellung lassen es zweckmäßig erscheinen, daß^nich!
simple Abschriften, sondern Kopien, deren Uebereinstimmung mit dem Original
beglaubigt ist, dem Requisiten behändigt werden (Bayern Art. 203 Abs. 4, nordd.
Entw. 88 251, 255). In Anwaltsvrozessen, wie in allen Fällen, in denen die

>S. 145. Zustellung durch einen Rechtsanwalt betrieben wird, bleibt > diesem die Beglaubigung
überlassen, andernfalls erfolgt sie durch den die Zustellung ausführenden Gerichts¬
vollzieher.

Da dem Gerichtsvollzieher pudlic:», tiä68 beiwohnt, so rechtfertigt es sich, bis
zum Beweise des Gegentheils anzunehmen, daß jede von ihm bewirkte Zustellung im
Auftrage der interessirten Partei erfolgt sei.

8 150. (K. V. 8 150, G. 8 157.)
Die Vorschriften der 88 150—152 wiederholen im Wesentlichen das in Deutsch¬

land geltende Recht. An Stelle einer nicht prozeßfähigen Partei ist deren gesetzliche!,
Vertretern zuzustellen (8 150 Abs. 1). Demnach wird die Zustellung, wenn sie für
eine unter vormundschaftlicher Gewalt oder eine minorenne (8 51 Abs. 2) unter
väterlicher Gewalt stehende Person bestimmt ist, an deren Vormund oder Vater zu
geschehen haben (vgl. preuß. A. G. O. I. 7, 88 2, 3, 29 ff., Anhang 88 57, 58,
preuß. Verordn, vom 5. Mai 1838 § 4, Wetzell, Ncl. II. S. 847, Hannover 8 121,
Württemberg Art. 228, Baden 8 230, Bayern Art. 193, Oldenburg Art. 87, preuß.
Entw. 88 14s, 149, hannou. Entw. ß 159, Hess. Entw. Art. 226, nordd. Entw. 8 236).
Eine Anwendung des Satzes enthält der 8 573 Abs. 1 mit Bezug auf den einem
zu Entmündigenden bestellten Litiskurator.
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Was Behörden, Gemeinden, Korporationen, sowie Personenvercinc, welche
überhaupt parteifähig sind, anlangt, so gilt auch für sie die Regelvorschrift des
M, 1 insoweit, als an deren gesetzliche Vertreter die Zustellung mit rechtlicher
Wirkung erfolgen kann und diese zur Annahme von Zustellungen für die vertretene
Partei berechtigt und verpflichtet sind. Das Gleiche gilt von solchen Personen,
welche im einzelnen Falle, etwa kraft spezieller gesetzlicher oder statutarischer Vorschrift,
M Vertretung jener Personengesammtheiten, sei es im Prozesse im Allgemeinen oder
für bestimmte Prozesse oder zur Empfangnahme der Zustellungen befügt find (vgl.
,, N, für Handelsgesellschaften die Art. 117, 144, 167, 172, 196, 235, 244 des Handels¬
gesetzbuchs, für Genossenschaften die 88 17, 24, 29, 43, 49 des Genossenschaftsgesetzes
«om 4. Juli 1868 u. Ä.). Obligatorisch aber (vgl. Bayern Art. 193, Württemberg
Art, 228, preuß. Entw. 8 149) ist die Zustellung an jene Personen nicht, vielmehr soll
nach der an sich unbedenklichen und im Interesse des Verkehrs gegebenen Vorschrift
des § 150 Abs. 2 die Zustellung an die Vorsteher in jedem Falle genügen, auch
wenn diese, sei es generell, sei es o.ä Iwe, nicht die gesetzlichen Vertreter sind (nordd.
Entw. ß 236, nordd. Prot. I, S, 350/351; vgl. auch preuß. Entw. 8 148 !wd 2, hannov.
Entw. 8 159, Hannover 8 121, Württemberg Art. 228, Bayern Art. 193). Hat eine
Partei mehrere (gleichberechtigte) gesetzliche Vertreter oder Vorsteher, so braucht aus
Gründen der Zweckmäßigkeit die Zustellung nur an einen derselben zu erfolgen (preuß.
A.G.O. I. 7, § 34, Bayern Art. 203, Württemberg Art. 229, hannov. Prot. S. 5069).
Die Vorschrift findet ihre weitere Ergänzung im Z 165 Abs. I. — Besteht dagegen
eine Partei aus mehreren Personen, ohne daß diese als Gesammtheit klagen oder
Verklagt werden (Streitgcnossen — Nebemntervenienten), so muß einer jeden derselben
uigestellt werden (preuß. A.G.O. I. 7, 8 31, Württemberg Art. 229, Hannover § 121,
eldenburg Art, 87 8 2).

Eine Bestimmung über die Zulässtgkeit der Insinuation im Sterbehause für
mehrere Erben (preuß.' A. G. O. I, 7, 8 32) hat der Entwurf nicht übernommen, da
sie bereits von preußischer Seite selbst als entbehrlich und bedenklich qekenn > zeichnet < S. 146.
worden ist (vgl, Reinhardt preuß. Ges. Revis, ?<mz. IV. Th. III. Abs. 1 S. 93 ff.,
Motive zum preuß. Entw. S. 42).

Wegen der Zustellungen an den Landesherrn und die Mitglieder der landes¬
herrlichenFamilie ist im 8 3 des Einführungsgesetzes Vorsorge getroffen.

§ 151. (K. V. § 151. G, 8 158.)
In Betreff der Zustellungen an Militärpersonen ist — abweichend von der

preuß. A, G. O. Anh. 8 55 — ein Bedürfniß zu besonderen Vorschriften nur rücksicht¬
lich der Militärs niederer Grade anerkannt worden, bei denen die Bewirtung von
Znstellungen in Kasernements zu Unzuträglichkeiten führen kann (preuß. Entw. 8 148,
Hess. Entw. Art. 226, nordd. Entw. 8 237).

Für Unteroffiziere und gemeine Soldaten des Dienststandes erfolgt die Zustel¬
lung an den Chef der zunächst vorgesetzten Kommandobehörde, was dem bestehenden
preußischen Rechte (A. G. O. Anh. 8 54, — Kab.-Ordre vom 22. März 1827 —) mit
der Modifikation entspricht, daß die Unterscheidung zwischen „Vorladungen" und
anderweiten Zustellungen in Uebereinstimmung mit dem preuß. und nordd. Entwurf
aufgegeben ist, weil der in Betracht kommende Utilitätsgrund generell bei jeder Zu¬
stellung zutrifft. Die Verpflichtung des vorgesetzten Chefs zur Weiterbeförderung der
Zustellung war, weil aus dem internen Vorgesetztenverhältnisse folgend, ebensowenig
besonders auszusprechen, als daß die Gültigkeit der Zustellung nicht von der wirklich
geschehenen Weiterbeförderung an den eigentlichen Requisiten abhängt.

Daß die Zustellung an den Chef der vorgesetzten Behörde nüthigenfalls in feiner
Wohnung zu bewirken ist, folgt aus der Bestimmung des 8 162.

8 152. (K. V. § 159, G. § 159.)
; Dem gesetzlichenVertreter einer Partei sind in ihrem Verhältnisse zu dem

Vertretenen ähnlich: Generalbevollmächtigte und Prokuristen. Wie der Vormund sein
Recht zur Prozeßführung aus der ihm nach dem Gesetze zustehenden Vermögens-
«erwaltung herleitet, so brauchen der Generalmandatar d. i. der zur Verwaltung aller

Materialien zur Ciuilpiozeßordnung, 1l»
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Vermügensangelegenheiten vom clominu« Berufene und der Prokurist (Art. 42 D. H.
G. B.) zur Prozeßführung nicht besonders bevollmächtigt zu werden, sie haben viel¬
mehr das Recht zur Prozeßführung generell, bezw. m den das Handelsgewerie
betreffenden Angelegenheiteir traft Gesetzes. Nach ihrer ganzen Stellung, in der
sie die volle Vermögens- resp, handelsrechtliche Persönlichkeit des ckuminu« — gewisser¬
maßen als sein alter o^o — repräsentiren und nach dem ihnen durch Ertheilung des
GenernlmandntL oder der Prokura geschenkten eminenten Vertrauen ist ein vorgängig«
Verkehr zwischen ihnen und ihrem Auftraggeber selbst bei wichtigen Geschäften nicht
als nothwendig zu unterstellen und es daher wohl gerechtfertigt, sie zum Empfange
aller Zustellungen, auch der Klage, ebenso für berechtigt und verpflichtet zu erachten,
wie die Partei selbst. Der Entwurf legt deshalb — abweichend vom nordd. Entn>.
(vergl. Prot. I. S. 353 ff.) — in Uebereinstimmung mit dem hannov. (ß 160) und
Hess, (Art. 227) Entw. der Zustellung an jene Repräsentanten dieselbe Wirkung bei,
wie einer an die Partei selbst erfolgten (vgl. hannov. Prot. S. 28? ff,, 5085 ff., 5932).
Die Zustellung an Letztere ist selbstverständlich nicht ausgeschlossen, auch wenn sie
einen Generalbevollmächtigten oder Prokuristen hat (hannov. Prot. S. 355). Es würde
aber den unabweisbaren Vcrkehr<wedürfnissen wenig entsprechen, wenn für eine viel-

I S. 147. leicht in sehr entfernten Gegenden wohnende Person, die für ihr im Inlande >bele-
genes Vermögen oder Handelsgewerbe einen Generalbevollmächtigten oder Prokuristen
bestellt hat, Zustellungen gleichwohl nicht an die Letzteren, sondern an die entfernte
Partei felbst erfolgen müßten.

Die eigenthümliche Stellung des Prokuristen, wie sie ihm in Art. 42, 43 des
Deutschen Handelsgesetzbuchs eingeräumt ist, theilt der Handlungsbevollmächtigte (vgl,
baner. Proz. Ordn, Art. 193 Abs. 2) aber keineswegs; derselbe ist zur Prozehfühiiing
nur dann berechtigt, wenn ihm diefc Befugnis; besonders durch ferne Vollmacht bei¬
gelegt ist (Art. 4? D. H. G. B.).

HZ 153, 154. (tt. V. 88 158, 154, G. 88 1«0, 161.)
Das Institut der Zustellungsbeuollmächtigten (Insinuationsmandatare) — bereits

dem gemeinrechtliche!,und dem altpreußischen Prozesse bekannt, in dem Geltungsgebiete
dieser Prozeßrechte aber nicht zu der Bedeutung entwickelt, wie in dem Gebiete des
französischen Rechts (clomioilL sin) — ist mit Einführung des mündlichen Verfahrens
in die Mehrzahl der neueren deutschen Prozeßgesetze und Prozeßgesetzentwürfe über¬
nommen worden (vgl. hannov. Proz, Ordn. SH 68, 123, hannov. Entw. HZ 157, 158,
preuß. Entw. ZZ 148, 152—154, Hess. Entw. Art. 224, 225, üsterr. Entw. §§ 162—1l!5;
Bayern Art. 192, 851, 1025, 1098, 1099, 1150 Nr. 6, 1151 Nr. 5, 1155, 1160 Nr. 5,
1172, 1285, baur. Eins. Ges. Art. 64, 65, Baden U 239, 242, Württemberg Art,
227 ff., 233, nordd. Entw. §Z 238, 240, 241), und in dem Umfange, in welchem es
der Z 153 adovtirt hat, ein Bedürfniß.

Mit den Zustellungen im Auslande sind, so einfach dieselben auch geregelt
werden mögen, Weiterungen verknüpft, welche zu vielfachen, mit dem raschen energischen
Gange einer mündlichen Prozedur unvereinbaren Verschleppungen des Verfahrens
führen müssen. Es ist daher gerechtfertigt, wenn der H 153 Abs. 2 der nicht im
deutschen Reiche wohnhaften Partei die Verpflichtung auflegt, einen Zustellungs¬
beuollmächtigten zu benennen, falls sie nicht einen Prozehbevollmächtigten bestellt, der
am Ort des Prozehgerichts oder in dem Amtsgerichtsbezirke wohnt/in welchem dos
Prozeßgericht seinen Sitz hat.

Anders verhält es sich mit den Zustellungen im Inlande, sobald neben
der Zustellung durch Gerichtsvollzieher die Zustellung durch die Post zugelassen ist,
denn die Post vermittelt den Verkehr zwischen den verschiedenen Orten des deutschen
Reichs so schnell, daß es regelmäßig für die Einhaltung eines raschen energischen
Ganges des Prozeßverfahrens ohne Interesse ist, ob an dem Orte des Prozehgerichts,
beziehungsweise in dem Amtsgerichtsbezirke, irr welchem das Prozeßgericht seine»
Sitz hat, oder an einem anderen in Deutschland belegenen Orte zugestellt wird. Es
ist daher statthaft, wenn die Zustellungen innerhalb des deutschen Reichs erfolgen
können, im Anschluß an den nordd. Entw. § 240 der Partei, die weder an dem Orte
des Prozeßgerichts, beziehungsweise in dem Amtsgerichtsbezirke, in welchem das
Prozeßgericht seinen Sitz hat, wohnt, noch in diesem Orte oder Bezirke durch einen
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Prozeßbeuollmächtigten vertreten ist, als Nessel die Vertheuerung, Gefährdung und
Erschwerung der Prozeßführung zu ersparen, welche mit der Benennung eines Zu¬
stellungsbevollmächtigten verbunden sind, sie also zur Aufstellung eines solchen
Bevollmächtigten nur zu verpflichten, wenn sich dieselbe ausnahmsweise als
erforderlich ergeben sollte. Derartige Ausnahmsfälle werden vorliegen, wenn z. B.
die Zustellung durch die Post nicht ausführbar ist oder sich als zu zeitraubend erweist.
Eine Spezialisirung mußte unterbleiben, es mußte vielmehr dem Ermessen des Gerichts
anheimgestelltwerden, ob die konkrete Sachlage so > gestaltet sei, daß sich die Benennung > S. 148.
eines Zustellungsbevollmächtigten vernothwendige. Der nordd. Entw. S 240 geht in¬
sofern weiter, als er die Anordnung, einen Zustellungsbevollmächtigten zu ernennen,
auch von Amtswegen gestattet, allein zu einer so weit greifenden Borschrift fehlt es
an einem ausreichenden Grunde. Der 8 153 Abs. 1 fordert daher ausnahmslos
einen Antrag der Gegenpartei. Dagegen ist der Entwurf dem norddeutschen Entwürfe
darin beigetreten, daß er im Anschluß an denselben die Entscheidung über die Be¬
stellung eines Zustellungsbevollmächtigten für unanfechtbar erklärt (vgl. nordd. Prot. III.
S, 1543, 1553).

Die Partei hat den gewählten Zustellungsbevollmächtigten bei der nächsten
gerichtlichen Verhandlung oder im nächsten Schriftsatze dem Gegner, bezüglich Gerichte
namhaft zu machen. Darin liegt seine Beglaubigung; ein besonderer Vollmachtsnachweis
kann nicht verlangt werden, — zumal die Zustellung an die Partei selbst unbenommen
ist (vgl. Schmitt, baver. Civil-Proz. I. S. 736). Die einmal erfolgte Benennung
eines Zustellungsbevollmächtigten gilt für alle Instanzen, einschließlich der Zwangs¬
vollstreckung ; die 88 80, 81 werden dabei zur analogen Anwendung gelangen (vssl.
Bayern Art. 1N2, Schmitt, a. a. O. S. 735).

An die Unterlassung, der Benennung eines Zustellungsbevollmächtigten — welcher
die Fälle gleichzustellen sind, wenn die Bestellung ohne Ernennung einer anderen
Person widerrufen wird oder die Zustellung an die benannte Person nicht vollzogen
werden kann (Württemberg Art. 230) — knüpft der L 154 die Folge, daß die Post
als gesetzlicher Zustellungsbeuollmächtisster der nachlässigen Partei und das Schrift¬
stück mit der Aufgabe zur Post durch den Gerichtsvollzieher als dem Requisiten zu¬
gestellt gelten soll, selbst wenn die Sendung als unbestellbar zurückkommt (vgl. auch
H 632 Abs. 2). Voraussetzung ist, daß die Adresse, so wie sie gewählt wurde, mit
Grund gewählt worden ist. Eine Partei, welche beispielsweise im Laufe des Prozesses
ihren Wohnort ändert, ohne dies dem Gegner oder dem Gerichte anzuzeigen, wird
sich gefallen lassen müssen, daß das zuzustellende Schriftstück noch ferner nach ihrem
bisherigen Wohnorte adressirt wird; ist dagegen die Anzeige erfolgt, so haben der
Gegner und das Gericht die ihnen mitgetheilte Adresse des Requisiten zu wählen, um
auf diesem Wege gültig zuzustellen. Hat der Requisit einen Prozeßbevollmächtigten,
der aber außerhalb des im Z 153 gezogenen Kreises wohnt, so geschieht die Aufgabe
der Sendung unter der Adresse des Prozeßbevollmächtigten (8 155),

Unter dieser Voraussetzung ist die angenommene Folge durchaus unbedenklich
und in ssleicher Weise von den Proz. Ordn. v. Württembergs (Art. 227. 233), Baden
(§242), Hannover (Z 128), dem Hess. (Art, 225), preutz. (8 154) und nordd. Entw.
(8 241) statuirt. Der Requisit gelangt dabei noch sicherer in den Besitz der Zustellung,
als wenn der Vorsitzende des Piozeßsserichts ihm einen möglicherweise widerwilligen,
jedenfalls uninteressirten Zustellungsbevollmächtigten von Amtswessen bestellt (hannov.
Entw. 8 158, österr. Entw. ß 164).

Die Vorschriften des französischen und badischen Rechts über das domioils slu
haben hinsichtlich^ der Zustellunssen im Z 11 Nr. 5 des Einführunsssgesetzes Berück¬
sichtigung gefunden.

W 155—157. (K. V. W 155-157, G. 88 163—164.»
Während Zustellungen, welche den Rechtsstreit anhängig machen (Zustellung der

Klage, Ladungsurtunde des Gerichtsvollziehers), nothwendig an die Partei >selbst oder > S. 149.
die mit ihr identischen Personen (88 150—152) zu geschehen haben, dürfen, nachdem
der Rechtsstreit einmal anhängig geworden, alle weiteren Zustellungen nicht mehr in
gleicher Weise erfolgen, wenn die Partei einen Prozeßbevollmächtigten bestellt hat.
Der Grund für die obligatorisch vorgeschriebene Zustellung an den Letzteren anstatt

15*
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an die Partei liegt in der berechtigten Annahme, daß durch Ertheiln,,«, der Prozch
uollmacht die Partei sich des eigenen Prozeßbetriebes begeben hat. Konsequenterwcisc
tann in solchen Fällen die ungerechtfertigte Zustellung an die Partei anstatt an den
Prozeßbevollmächtigten nicht diejenigen Wirtungen (Beginn des Laufs der Nothfrist «,)
äußern, welche sonst mit der Zustellung eingetreten sein würden.

Es mag indessen in Frage gestellt werden, ob nicht rücksichtlich einzelner
Zustellungen, '— namentlich wo es sich um eine uon der Partei gegen ihren Prozeß-
bevollmächtigten auszuübende Kontrole über die Prozetzführung handelt (wie bei
Urtheilen, insbesondere Versäumnißurtheilen, Rechtsmittel-Einlegungen :c.) oder wo
Handlungen uon der Partei selbst vorzunehmen sind (z, V. Eide), — ein Anderes
zu bestimmen ist, entweder derart, daß solche Zustellungen lediglich an die Partei
oder doch noch neben der an den Prozeßbevollmächtigten geschehenen, an jene erfolgen
sollen. Während das gemeine Recht wie die neueren Legislationen den Grundsatz
des H 155 ebenfalls als den regelmäßigen aufstellen (vgl. Wetzell Ncl. II. S, 8U
preuß. A. G. O. I. 7. § 36, Hannover §121, Württemberg Art. 227, Baden Z 231,
Bayern Art. 192, Oldenburg Art. 87, haunov. Entw. § 156, Hess. Entw. Art. 223, preuß.
Entw. Z 151, osterr. Entw. Z 165, nordd. Entw. Z 239), wird hinsichtlich einzelner,
besonders wichtiger Zustellungen in sehr verschiedener Weise disponirt. So Hot
beispielsweise nach altpreußischem Prozeßrechte die Zustellung der Urtheile direlt
an die Partei, an den Prozeßbeuollmächtigte» nur dann zu geschehen, wenn er
Spezialvollmacht beibringt (Verordn, u, 5. Mai 1838 S 4b.); nach bayerischem
Rechte erfolgt die Zustellung der in den Art, 682, 683 der Proz. Ordn, bezeichneten
Urtheile an "die Partei und deren Anwalt (Art. 192)- nach Württemberg Art, 227,
die Zustellung uon Versäumnißuerfügungen, Endurtheileu, welche der Rechtskraft
fähig sind und Theilurtheilen jedenfalls an die Partei selbst, an den Prozeßbeuoll¬
mächtigte,, nur dann, wenn er bei der Vertündung nicht anwesend war, desgl. „ach
Hannover § 140; nach Baden § 231 die Zustellung von Urtheilen und Versciumunas-
Erkenntnissen nur an die Partei; nach dem preuß. Entw. U 199 ff, in Anwalts-
Prozessen an den Anwalt und die Partei, in sonstigen Prozessen nur an letztere.
In anderer Richtung müssen nach der Praxis in, Gebiete des rheinischen im«
altpreußischen Rechts' (Entsch. des Ob. Trib. Bd. 21 S. 472) Zustellungen, durch
welche die persönliche Handlung einer Partei (besonders eine Eidesleistung)
erfordert wird, an die Partei selbst "bewirkt werden. Der Entwurf hat keine dieser
Bestimmungen aufgenommen, vielmehr die Vorschrift des § 155 als eine ausnahms¬
los für alle Zustellungen — jeder Art, jedes Gegenstandes, jeder Instanz — geltende
hingestellt. Er kennt, abgesehen vom Falle der 88 209, 215, nirgends eine doppelte
Zustellung. Der Bevollmächtigte hat im Prozesse so vielerlei zu thun, was, soll die
Unterlassung nicht zum Schaden des Mandanten ausschlagen, eine uorgangige
Kommunikation mit der Partei und die eigene Thätigkeit der letzteren zur Voraus¬
setzung hat, daß nicht abzusehen ist, warum gerade in einzelnen Fällen eine besondere
Sicherheitsmaßregel geboten sei. Wie das mündliche Verfahren überhaupt, so hat
insbesondere der Prozeßbctneb durch die Parteien einen durchaus thätigen und

> S. 150. pflichttreuen > Anwaltsstand — und gerade um diesen handelt es sich wesentlich bei
der Prozeßbcuollmächtigung — zur Voraussetzung. Ohne Vertennung realer Ver¬
hältnisse meinte der Entwurf von dem allseitigen Vorhandensein eines solchen aus¬
gehen zu tonnen. Gesichtspunkte, welche Mißtrauen in die Sorgfalt und Diligenz
des Anwalts setzen, erschienen nicht als berechtigt. Es ist nur eine Folge dieser
Auffassung, wenn der Entwurf voraussetzt, daß der Anwalt seine Partei über den
jedesmaligen Stand des Prozesses auf dem Laufenden erhält und zu erhalten hat,
nicht aber das Gericht, und daß es an einem legislativ berechtigten Motive fehlt,
den mit der Wahrnehmung der wichtigsten materiellen Rechte Betraute,, von dein
Formale des Empfanges der Urtheile oder gewisser Verfügungen auszuschließen,
Vom rein praktischen Standpunkte aus wird zudem — abgesehen von der Ersparung
an Kosten und Schreiberei — für das Interesse der Parte, besser gesorgt durch die
Insinuation an den Anwalt als an sie selbst; denn in den meisten Fällen wird sie
stch wieder an ihren Sachwalt wenden müssen, weil sie außer Stande ist, die Ange¬
messenheit oder Nothwendigkeit der weiteren Schritte, Einlegung eines Rechtsmittels «,
beurtheilen zu können.

Für den Gesetzgeber wird aber vorzugsweise die Richtung von Wichtigkeit,
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welche die thatsächliche Entwickelung, in einem großen Theile Deutschlands bereits
eingeschlagen hat. In Preußen ist die Svezialuollmacht der Berechtigung zum Urtels-
empfange, in Hannover der Verzicht der Partei (hannou. Proz. Ord. 141) eine
stereotype Klausel der Vollmachten geworden; in Württemberg hat sich bei den
Gerichten das Bedürfniß rege gemacht, die Behändigung an die Parte, fallen zu
lassen (ugl. amtliche Darstellung des Ergebnisses der erstatteten Berichte:c. Stuttgart
1871 S, "13, 14); im Geltungsbereiche der preuß. Verordn, u. 21. Juli 1849 (Z 41)
für Neuuorpommern und u. 24, Juni 1867 (H 41) für die neuerworbenen Landes-
theile ist der Grundsatz des Entwurfs ohne Beschwerde schon jetzt bestehendes Recht.

In jedem Malte soll die Zustellung an denjenigen Prozeßbeuollmächtigten bewirkt
werden, der für oie Instanz, in welcher die Zustellung nothwendig wird, bestellt ist.
Dem entspricht auch die Vorschrift im § 157 (vgl, Oldenburg Art. 88, nordd. Entw.
Hß 778, 842). Zu welcher Instanz Zustellungen gehören, konnte in einzelnen Fallen
;u Zweifeln Veranlassung geben' diese Fälle haben daher im Z 156 eine ausdrückliche
Entscheidung gefunden, welche mit den beim Einsprüche, bei Aufhebung der Urtheile
durch ein höheres Gericht, bei der Wiederaufnahme des Verfahrens und in der
Zwnngsuollstreckungsinstanz angenommenen Grundsätzen des Entwurfs harmonirt.
^on dem Verfahren vor dein Instanzgerichte in Folge eines neuen Vorbringens in
der Zwangsvollstreckungsinstanz handeln die ZH 635, 636. Kann es gleich bei der
Mannigfaltigkeit der Fora in der Exekutionsinstanz, in welcher das kompetente Voll-
streckunsssgerichtvielfach nicht am Sitze des Prozeßgerichts sein wird, bedenklich
erscheinen, daß auch in solchen Fällen an den entfernten Prozeßbeuollmächtigten zu¬
gestellt werden muß, so rechtfertigt sich die Vorschrift doch, wenn man die Lage oes
(5r,ekutionssuchersin Betracht zieht; für diesen wäre schlecht gesorgt, wenn sein Bevoll¬
mächtigter die Zwangsvollstreckung für ihn betreibt, die Zustellungen aber gleichwohl
ihm selbst zugehen sollten.

Die in den

W 158—164 (K. V. 88 158—164, G. §8 165-171)
getroffenen Bestimmungen reproduzircn im Wesentlichen das bisherige Recht.

Womöglich soll jede Zustellung dem Adressaten „zu eigenen Händen" übcr-
jgeben werden, natürlich zu angemessener Zeit und an passendem Orte, Zustellungen > S. 151.
an Sonn- und Feiertagen (die es nach dem Rechte des Orts der Zustellung sind,
ugl, nordd, Prot. I. S. 361), sofern es sich nicht um bloße Aufgabe einer Postsendung
handelt, bedürfen daher besonderer richterlicher Erlaubniß, wenn für den Adressaten
eine Pflicht zu deren Annahme begründet werden soll (vgl. preuß, A, G. O. I. 7.
8 23, Proz, Ordn, von Hannover §127, Oldenburg Art, 92 Nr. 1, Württemberg
Art. 211, Bayern Art. 199, hannou. Entw. Z 164, Hess. Entw. §234, nordd. Entw.
8 248). Die betreffende Verfügung ist nach freiem Ermessen des Gerichts, selbstver¬
ständlich nur in Ausnahmefällen, zu ertheilen und dem Adressaten mitzuzustellen;
die Mittheilung des Gesuchs ist ohne Interesse, Zustellungen zur Nachtzeit unter
gesetzlicher Normirung der Tageszeit generell auszuschließen (preuß. Entw. H 156,
Hess. Entw. Art. 235, vgl. ähnlich Bayern Art, 199), erschien nicht angezeigt; die
meisten Staaten haben materielle Gesetze zum Schutze der persönlichen Freiheit (ugl.
u. U. preuß. Ges. v. 12. Februar 1850, Ges. Samml. S. 45). Wo solche nicht be¬
stehen, werden die nöthigen Anordnungen richtiger dem Reglement für die Gerichts¬
vollzieher überlassen bleiben.

Der Ort der Zustellung ist uom Domizil des Requisiten (bad. Proz. Ordn.
8 228 und Komm. Ber. der II. Kammer dazu) und den sonstigen Momenten, welche
etwa den Gerichtsstand für ihn an einem bestimmten Orte begründen möchten, durch¬
aus unabhängig; jeder in Deutschland belegene Ort (Stadt, Dorf :c), wo der
Adressat, auch wenn er Ausländer ist, sich antreffen läßt, ist ein gesetzlicher Zustellungs-
«rt (nordd. Entw. Z 242, preuß, Entw. Z 187). Innerhalb desselben kann er jedoch
verlangen, daß ihm in seiner Wohnung (die er unter Umständen auch im Gasthofe
haben wird) oder in seinem Geschäftssotale zugestellt werde. Stellt er dieses Ver¬
langen nicht oder hat er an dem Zustellungsorte weder Wohnung noch Geschäftslokal,
so kann ihm an jeder passenden Stelle, wo er angetroffen wird, zugestellt werden.
Daß dazu Kirchen oder sonstige gottesdienstliche Gebäude nicht gehören, wird keiner
besonderen Hervorhebung bedürfen (vgl. preuß. Entw. 8 155, Hess. Entw. Art. 230).
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An Orten, wo der Adressat weder Wohnung noch Geschäftslokal hat, kann ihm nur
persönlich zugestellt werden; von einer Zustellung an andere Personen als Surrogat
der persönlichen Zustellung, uon der sog, Ersatzzustellung, ist an solchen Orten keine
Rede, auch wenn daselbst zufällig Familienangehörige des Adressaten bezw. andere
der in den §8 159—162 benannten Personen von dem Gerichtsvollzieher angetroffen
würden (vgl. Mot. zum württemb. Entw. Art. 227—237).

Hat der Adressat an einem Orte Wohnung oder Geschäftslokal, so kommt «
nicht darauf an, ob er daselbst angetroffen wird (oder sich antreffen läßt), es findet
alsdann nach allen Gesetzgebungen Ersatzzustellung mit derselben Wirkung, als wäre
dem Adressaten zu eigenen Händen insinuirt, statt. Der Entwurf regelt dieselbe in
den §Z 159—163 und überläßt dabei dem vernünftigen Ermessen des Gerichtsvoll¬
ziehers, ob im konkreten Falle uon einer solchen Ersatzzustellung Gebrauch zu machen
ist. Es kann in vieem aäreszuti in der dort bestimmten Weise zugestellt werden;
ob die betreffenden Personen thatsächlich annehmen bezw. weiter befördern, davon
hängt die Wirksamkeit der Zustellung nicht ab, so wenig wie bei eigener Weigerunq
des'Adressaten (Z 163) (vgl. preuß.'Entw. 8§ 163, 165, Hess. Entw. Art. 232, Proz.
Ordn. u. Württemberg Art. 243, Oldenburg Art. 89 Nr. 3, nordd. Entw. 8 247);

l S. 152. hat der Gerichtsvoll I zieher die Vorschriften der LZ 159—163 befolgt, so erwächst keinem
Theile daraus ein Einwand gegen die Ersatzzustellung.

Im Einzelnen ist noch zu bemerken:
Der Grund, welcher die im 8 159 Abs. 1 Bezeichneten zu geeigneten Ersatz¬

personen macht, liegt in ihrer Famiuenangehürigieit: sie brauchen also nicht im Hause
zu wohnen, wie Württemberg Art. 239, hannov. Entw. ß 162, Hess. Entw. Art. 231
verlangen, wenn sie nur in der Wohnung anwesend sind (vgl. preuß. A. G. O. I,
7. §20, preuß. Entw. ß 159, Oldenburg Art. 89 Nr. 2, Bayern Art. 196, nordd.
Entw. 8 243, sächs. Entw. § 171). Das Gleiche gilt rücksichtlich der im Verhältnisse
eines Beamten, Bediensteten oder Gewerbegehülfen zum Adressaten stehenden Personen
der 88 161, 162. — Dagegen giebt in Betreff oes Hauswirths oder Vermiether5
(8 159 Abs. 2) nur das Züsammenwohnen mit dem Adressaten die nöthige Garantie
(preuß. Entw. § 159, Hess. Entw. Art. 231, nordd. Entw. ß 243).

In Uebereinstimmung mit dem preuß. Entw. 8 160 hat der Entwurf (Z 160)
die Anheftuug des zuzustellenden Schriftstücks in orißius an die Haus- oder Zimmer¬
thür (vgl. preuß. A. G. O. I. 7, 8 21, Oldenburg Art. 89 Nr. 4, hannov. Entw. 8 162,
sächs. Entw. § 172) als einen unsichern und bedenklichenNothbehelf aufgegeben. Da¬
gegen wird sich die Anheftung einer Anzeige an die Wohnungsthür in Verbindung
mit der Niederlegung des Schriftstücks selbst bei einer Behörde und mit mündlicher
Mittheilung an die Nachbarschaft empfehlen. Die größere Umständlichkeit fällt gegen¬
über der Wichtigkeit der Zustellungen nicht in's Gewicht (vgl. Hannover § 122, Würt¬
temberg Art. 239, Baden 8 229, Bayern Art. 197, Ooäs <1s pi-oo. art. 4, 68, Hess.
Entw. Art. 231, nordd. Entw. 8 244, Reinhardt, preuß. Ges. Reu. Pens. IV. Th. III.
Abth. I. S. 88, 89). Auf das Geschäftslokal findet der 8 160 keine Anwendung (vgl.
8 162 Abs. 2).

In den Fällen des 8 161 kann, wenn die dort geregelte Ersatzzustellung unaus¬
führbar ist, die Zustellung nach Vorschrift der 88 159, 160 in der Wohnung des
Adressaten bewirkt werden; in den Fällen des 8 162 aber nur dann, wenn kein
besonderes Geschaftslokal vorhanden ist.

Die

88 166—168 (K. V. 88 166—168, G. 88 173-175)
betreffen den Zustellungsakt selbst, entsprechen im Wesentlichen dem geltenden rheini¬
schen Rechte, den Vorschriften der Proz. Ordn. u. Bayern Art. 202 ff., Hannover 88 129 ff,
Oldenburg Art. 90, Baden 88 233 ff., den: hannov. (88 165 ff.), preuß. (88 164 ff),
Hess. (Art. 236 ff.) und nordd. Entw. (88 252, 263) und sind in sich verständlich.

Das Original der Zustellungsurkunde erhält der Auftraggeber zurück und zwar
zur Vermeidung uon Umwegen und Verzögerungen stets direkt vom Gerichtsvollzieher,
sollte auch der Auftrag durch Vermittelung des Gerichtsschreibers ergangen sein (8 166
Abs. 5). Unter die Requisite der Zustellungsurkunde ist in Uebereinstimmung mit
den uorgedachten Gesetzesarbeiten die Unterschrift des Empfängers (preuß. A. G. O.
I. 7, 88 38, 39, Württemberg Art. 242) nicht aufgenommen, denn der Akt des Gerichts-
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Vollziehers ist eine Handlung pulilioi Mri«, seine Registratur hat öffentlichen Glauben
und bedarf reiner Bekräftigung durch den Empfänger (ugl, 8 173 Abf. 2).

Daß die Zustellungsürtunde eine öffentliche ist und als solche beweist (HZ 36? ff.),
daß ferner mangelhafte Zustellungsurkunden rücksichtlich ihrer > Beweiskraft vom > S. 153.
Nichter frei zu würdigen sind (88 249, 371), bedarf keines Ausfpruchs (vgl.
hcmnov. Prot. I. S. 276).

Die Partei, welche der mangelhaften Zustellung nachkommt, wird den Mangel
rechtzeitig (8 257) zu rügen haben (vgl, vreuß. Entw. 8 173).

Verschiedene Gesetzesarbeiten haben die besondere Vorschrift, daß, wenn die
Urschrift und die Abschrift der Zustellungsürtunde abweichen, zu Gunsten des Requisiten
der Inhalt der Abschrift maßgebend sein soll (ugl. Bayern Art, 204, vreuß. Entw.
z 171, hannou. Entw. ß 166, Hess. Entw. Art. 237, österr. Entw. ß 175). Wird die
zustellende Abschrift beglaubigt (ß 166 Abf, 3), so wird der Fall kein sehr praktischer
qenanut werden können; im Uebrigen ist er selbstverständlich in gleichem Sinne zu
entscheiden, denn für den Requisiten bildet die ihm zugestellte Abschrift eben das
Original.

Die Aufnahme der Zustellungsurkunden in die Gerichtsakten ist nach den
Erfahrungen, welche in Ländern gemacht find, in denen ein ähnliches Zustellungs-
uerfahren wie nach dem Entwurf gilt, entbehrlich, da sie nur eine Belastung der
Gerichtsakten mit meist werthlosem Material herbeiführt. Die Aufbewahrung der
Zustellungsürtunde kann füglich den Parteien selbst überlassen werden; ist aus irgend
einem Grunde dem Gerichte der Nachweis der Zustellung zu liefern, so hat die
betreffende Partei die in ihren Händen befindliche Zustellungsurkunde dem Gerichte
vorzulegen.

Die

88 17U—173 (K. V. 86 170-173. G, M 177-180)
sind bestimmt, die praktische Durchführung der Zustellung durch die Post zu ermöglichen
und zu sichern.

Nach 8 170 kann die Partei die Post nicht unmittelbar um die Vornahme von
Zustellungen ersuchen, sie hat sich vielmehr an einen Gerichtsvollzieher zu wenden,
damit derselbe die Zustellung durch die Post vermittele. Diese Vermittelung ist.
geboten, weil dieWirksamkeit einer Zustellung uoraussetzt,dnß ein Schriftstückbestimmten
Inhalts zugestellt sei. Der Beweis, daßeine Zustellung erfolgt,knnn daher nur geliefert
«erden, wenn sich durch das Zeugniß einer, mit pulilioa ticls» ausgestatteten Organs die
Uebereinstimmung der zugestellten Abschrift mit dem Original konstatiren läßt. Nur auf
Grund einer solchen Konstatirung ist z, V. der Kläger berechtigt, gegen den nicht
erschienenen Beklagten die Erlassung einey Versäumnißurtheils zu verlangen. Der
Postllnstalt oder dein Postboten konnte eine soweit gehende Beurkundung nicht anfgebürdet
werden. Die postalischen Einrichtungen setzen einem solchen Ansinnen unübersteigliche
Hindernisse entgegen. Es war deshalb nothwendig, auf den Gerichtsvollzieher zurück¬
zugreifen und ihn als Urkundspcrson zwischen die'Partei und die Post einzuschieben.

Um eine Zustellung durch die Post zu bewirken, kann die Partei jeden im
deutschen Reiche angestellten Gerichtsvollzieher angehen, denn nach 8 170 ist jeder
deutsche Gerichtsvollzieher befugt, die Herbeiführung einer Zustellung durch die Post
zu vermitteln. Dadurch gewinnt die Handhabung dieses inoäuz iu^iuuatioui« gegen¬
über der Zustellung durch Gerichtsvollzieher an Brauchbarkeit. Denn soll durch einen
Gerichtsvollzieherzugestelltwerden, snhat diePartei denGerichtsuollzieherzubeauftragen,
welcher für den Ort der Zustellung zuständig ist, während sie bei der Postzustellung
in der Wahl des Gerichtsvollziehers unbeschränkt bleibt.

> Der Z 171 regelt den Akt der Zustellung in engem Anschlüsse an die Vor- > S. 154.
schriften über die Zustellung durch Gerichtsvollzieher.

Der 8 172 ist, wie bereits bemerkt, der Bestimmung des 8 148 nachgebildet.
Die Partei hat die Wahl, ob sie die Zustellung durch einen Gerichtsvollzieher

oder durch die Post ausführen lassen will; ste hat aber nach 8 173 die Mehrkosten
zu tragen, wenn sie die Zustellung durch einen Gerichtsvollzieher wählt, obgleich sie
sich des minder kostspieligen mo>1u5 iuziimutioni» durch die Post bedienen konnte.
Diese Vorschrift wird darauf hinwirken, daß sich die Zustellung durch die Post iu
ihrer vollen praktischen Bedeutung zu entfalten vermag.
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§ 174. (K. V, 8 174, G. 8 181.)
Die Zweckmäßigkeit der Vorschrift, daß in Anwaltsprozessen die Zustellung ohne

Vermittelung des Gerichtsvollziehers von Anwalt zu Anwalt fakultativ erfolgen kann,
ist bereits erörtert. Sie ist dein genfer Prozeßgesetze, der hannou. (8 133), «ane/
(Art. 205), bad. (8 23«) Prozeßordnung, dem hannov. (Z 174), Hess. (Art. 251), preuß.
(88 174, 175), nordd. (8 283) Entwurf, nicht aber dem Loän äs proo. bekannt, Die
unmittelbare Bebandigung setzt jedoch Einverständnis; der beiden Anwälte voraus,
indem ein schriftliches Empfangsbekenntniß des Requisiten zur Beurkundung der Zu¬
stellung beigebracht werden mich. Wird die Ausstellung desselben verweigert, so ist
der betreibende Theil auf den Weg des Gerichtsvollzieherakts gedrängt.

Zß 175—178. (K. V. 88 175-177, G. §8 180-185.)
Ueber die Zustellungen in und nach dem Auslande enthalten der vreuß.

(88 177 ff., 411 ff.) und nordd. Entw. (ßß 265 ff.) Anordnungen, welche den Grund¬
satz des Parteibetriebes auch für diese Fälle salviren wollen. Die betreffenden Zu¬
stellungen sollen nach Wahl der Partei mittelst richterlicher Requisition ausländisch«
Behörden (wobei nach dem vreuß. Entw. 88 178, 411 ff. sogar die Beförderung des
Ersuchungsschreibens der Partei obliegt), oder durch fremde Notare, bezuglich Zustellungs¬
beamte oder durch die Post erfolgen. Eine Anzahl detaillirter Vorschriften über den
Beweis der geschehenen Zustellung ist die nothwendige Folge. Wie es aber dem
Interesse der "Partei förderlicher ist, hier lediglich die Offizialthätigkeit des Gerichts
sorgen zu lassen, so entspricht dies auch deutscher Rechtsanschauimg und deutscher
Rechtssitte, welche um eines Prinzips willen nicht verletzt werden sollten, und hat sich
(selbst in der strengen Regeluorschrift der 88 124, 126 der hannov. Proz. Ord,) in
der Provinz Hannover seit dem Jahre 1852 durchaus wohlthätig bewiesen.

Da dem Entwurf die Mitwirkung der Staatsanwaltschaft im Ciuilprozesse —
an welche zur Mitwirkung der Requisition nach dem lüacis clo pi-oo. Art. 69, nach
Hannover 88 124—126, Bauern Art. 193 Nr, 6 und dem hannou. Entw. 8 170 die
Zustellung geschieht — fremd ist, so wird nach den Vorschriften der 88 175—178 eine
Zustellung im Auslande d, h. an Personen, welche in Deutschland weoer wohnen, noch
sich aufhalten, und an Exterritoriale mittelst Ersuchungsschreibens des Gerichts-
uorsitzenden bezw. Amtsrichters, welches die Gerichtsschreiberei an die ersuchte Behörde
befördert, veranlaßt. Bei der einfachen Regel sind alle komulizirten Vorschriften
vermeidlich gewesen.

Daß die kompetente Behörde dem Gerichte besser als der Partei bekannt und
erreichbar ist, daß ferner durch jene die Zustellung sicherer und dem Rechte des Orts der

I S. 155. Zustellung entsprechender geschehen mnn, liegt auf der Hand. In den selte I nen
Fällen, in denen die Rechtshülfe verweigert und der Anstand nicht gehoben werden
sollte, werden sich Partei und Gericht darüber schlüssig zu machen haben, ob öffent¬
liche Zustellung einzutreten hat (8 179 Abs. 2).

Das schriftliche Zeugniß der um die Zustellung ersuchten Behörden oder
Beamten, daß dieselbe erfolgt sei, giebt denselben Beweis, wie die Beurkundung des
Gerichtsvollziehers nach den §8 166—168 (vgl. Bundesgesetz v. 8. Novbr. 186?
lB. G. Vl. S. 137 ff.) ß 19 und Verf. des Deutschen Relchs Art. 80 Nr. 4; auch
preuß. Entw. 8 178, nordd. Entw. 8 266, Hess. Entw. Art. 240).

Nach der Vorschrift des nordd. Entw. 8 271 sollte in den Fällen des 8 177
das Ersuchen nn den Auditeur gerichtet werden. Der Entwurf hat dem Auditeur
die vorgesetzte Kommandobehörde substituirt, weil sonst die Vorschrift in Betreff der
Kriegsmarine nicht in allen Fällen ausführbar sein würde, da nur größeren
Geschwadern, nicht aber einzelnen Kriegsschiffen ein Auditeur mitgegeben wird.

In welchen Fällen die Zustellung im Auslande unterbleibe!: kann, regeln die
88 687, 690, 708.

88 179—182. (K. V, 88 179—182,G. 88 186—189.)
Der Ersatz der besprochenen ordentlichen Insinuation durch eine öffentliche

Zustellung mit der Fiktion wirklich erfolgter Vehändigung ist für den Nothfall, wo
keine der anderen Zustellnnqsformen zum Ziele führt "oder führen kann, allen Gesetz¬
gebungen bekannt (preuß. Ä. G. O. I. ?, 8ß 12—17, 42 ff., <üoäe äe inoo. Art. 69,
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Bayern Art, 193 Nr. 6, 194 und 206, Hannover §8 125, 126, Württemberg Art.
245 ff„ Baden W 243 ff. 367, Oldenburg Art. 91, Braunschweig 88 274—2??,
«miß. Entw. W 189 ff., hannou. Entw. Z§ 171 ff., Hess. Entw. Art. 243 ff., üsterr.
Entw. 88 179 ff., sächs. Entw. §8 174 ff., nordd. Entw. 8ß 273 ff.). Wann dieser
Nothfall anzunehmen, bestimmt 8 1?9 des Entwurfs in eurer der Natur der Sache
entsprechenden Weise und in wesentlicher Uebereinstimmung mit den allegirten
Legislationen.

Unter den gegebenen Voraussetzungen ist die öffentliche Zustellung auch statthaft
gegenüber Personen, deren Beitritt zu einem anhängigen Rechtsstreite veranlaßt
werden soll (Streitverkündigung 88 68 ff. 71; ugl. Württemberg Art. 251). Während
der preuß. Entw. 88 195—197 im Anschlüsse an den Ooäe cko proo. Art. 69 auch
hier den Betrieb der Zustellung (der öffentlichen Anschläge und Insertionen) der
Partei zuweist und die Thätigkeit des Gerichts nur zu vorgängiger Ertheilung der
Genehmigung in Anspruch nimmt, folgt der Entwurf, gleichwie bei den Zustellungen
im Auslande, dem Grundsatze, daß dergleichen Verhältnisse angemessener der Offizial-
Erledigung durch die Gerichte zu unterstellen sind. Auf dein gleichen Standpunkte
befinden sich (abgesehen von der preuß. A. G, O. und den Proz. Ordn, von Württem¬
berg, Baden, Oldenburg) der Hess. Entwurf Art. 243 und nordd. Entw. 8 282; nicht
minder die Proz. Ordn, von Hannover 88 125, 126, Bayern Art. 194 und der hannou.
Entw. 8 171, nach denen die Besorgung der Ediktalien dem Staatsanwalte des
Prozeßgerichts anheimfällt.

Die öffentliche Zustellung ist nach dem Entwurf von der Partei nachzusuchen
und nach vorgängiger oauzas ouZnitio mit oder ohne mündliche Anhörung des Petenten
uom Prozeßgerichte zu bewilligen (gegen die Ablehnung des Gesuchs findet Beschwerde
statt 8 506), sodann durch den Gerichtsschreiber von Amtswegen nach der Vorschrift
der 88 180 Abs. 2, 181, bezw. den vom Gerichte getroffenen besonderen Anordnungen
(ß 181 Abs. 3) zu besorgen. Mit Rück >ficht auf Baden 8 243, auf den sächs. Entw. > S, 156.
ß 174 und österr. Entw. 8 180 konnte in Frage kommen, ob im Falle der öffentlichen
Ladung einer Partei für diese ein Kurator bestellt werden solle oder könne, welcher
vorläufig die Rechte der abwesenden Partei im Prozesse wahrzunehmen oder doch
den Aufenthalt derselben thuulichst zu ermitteln habe. Nach dem Vorgange der
nordd. Kommission hat der Entwurf ei» Bedürfniß hierfür nicht anerkannt, zumal
durch die Prozeßordnung das geltende materielle Recht in Bezug auf die Anordnung
einer «uro. ubLLutiz, sei es für das gesammte Vermögen oder einzelne Vermügens-
gegenstäude des adzes», in keiner Weise berührt wird (ugl. nordd. Prot. I. S. 373,
374).

Anlangend die Form der öffentlichen Zustellung, so erschien für alle Zustellungen,
welche keine Ladung enthalten, mithin regelmäßig nur in Folge eines bereits anhän¬
gigen Prozesses ergehen — z, B. Vcrsäumnißurtheile gegen eine öffentlich geladene
Partei, vgl, preuß. Entw. 8 196 — der Aushang an der Gerichtsstelle genügend
(ugl. preuß, Motive S. 46, nordd. Entw. 8 275), für alle öffentlichen Ladungen aber
als ein wesentliches Erfordernis; der Gültigkeit derselben neben der Insertiön. In
beiden Fällen soll zwar der Aushang regelmäßig bis zum Ablaufe der im 8 182
bestimmten Fristen an der Gerichtstafel verbleiben, ohne daß indessen eine frühere
Entfernung desselben der Gültigkeit der Zustellung Eintrag thun wird (vgl. 8 ??1
und nordd, Prot. I. S. 372). Die Ladung selbst wird in einem Auszüge, welcher
nach den Umständen in möglichst gedrängter Kürze zu fassen ist, inserirt. Dazu erschien
die Schaffung eines für den ganzen Umfang des Deutschen Reichs geltenden, alle
gerichtlichen Bekanntmachungen in Prozessen aufnehmenden Centralorgans (ugl, 88
770, 78?) wünschenswert!)/ um dadurch ein möglichst gleichmäßiges Verfahren und
die möglichste Sicherheit zu gewähren, daß die Vetheiligten von der ergangenen
Aufforderung Kenntniß nehmen können.

Die Bestimmung der Fristen im 8 182 entspricht den Vorschriften der Proz.
5idn. v. Württemberg Art, 249, 250, dem preuß. Entw. 8s 1V, 196 und nordd.
Entw. 88 278, 279, während andere Legislationeu — Oldenburg Art. 9z 8 3, Baden
8 246, sächs. Entw. 8 1<6 — die Zustellung mit dein Tage des Anschlags, bezüglich
der ersten Einrückung für geschehen erklären/ Die Bestimmungen des Entwurfs dürften
auf größere Billigkeit Anspruch machen.

Uebrigens kommen die Vorschriften der 88 1"9 ff. auch dann zur Anwendung,
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wenn im Laufe desselben Prozesses eine zweite oder fernere öffentliche Ladung der¬
selben Partei erforderlich wird.

In den Fällen der 88 632, 687, 680, 708 braucht eine öffentliche Zustellung
nicht zu geschehen.

§ 183. (K. V. 8 163, G. 8 1W.)
Die Insinuation durch den Gerichtsvollzieher oder durch die Post giebt den,

direkten, treibenden Ginflusse der Partei auf die Raschheit der Zustellung soweit Raum,
daß es dem betreibenden Theile bei einiger Diligenz stets möglich sein wird, Fristen
zu wahren oder den Lauf der Verjährung oder einer Frist zu unterbrechen, sofern
dies von einer Zustellung abhängig ist (vgl. §§ 205, 206, 231, 294, 457, 490, 51ü.
751 u. A.).

Anders verhält es sich in den Fällen der §§ 175—182, in denen die Partei
zur Bewirtung einer Zustellung ihrerseits nichts weiter thun kann, als bei dem Gerichte

I S. 157. ein begründetes Gesuch anzubringen, und die rechtzeitige Zustellung I von prompt«
Rechtshttlfe der Behörden und einer Anzahl zufälliger Umstände abhängig ist. Um
für solche Fälle die Innehciltung von Fristen u. s. w. gegenüber dem Abwesenden
überhaupt zu ermöglichen, ist die Bestimmung, daß die Wirkungen der Zustellung
bereits mit dem Momente der Ueberreichung" des Gesuchs eintreten sollen, unent¬
behrlich (vgl. hannov. Entw. Z 172, preuß. Entw. 8 193, nordd. Entw. ß 280, preuß.
Motive S. 46, honnov. Prot. S. 5083, 5084). Der Entwurf knüpft jedoch diese
Folge, mit Rücksicht auf die sehr erheblichen materiellen Wirkungen, welche die be¬
wirkte Zustellung für die Requisiten äußert (vgl. u. A. ß 231 und Einführ. Ges.
8 10 Abs. 3), an die Bedingung, daß die Zustellung demnächst auch wirklich aus¬
geführt wird, läßt also nur eine Rückwirkung auf den Moment der Gesuchsübei-
reichung eintreten. Der betreibende Theil wird dadurch nicht schlechter gestellt. In
Fällen, wo dem Gegner thatsächlich nicht dehändigt werden kann, z. B. weil sein
Aufenthalt unbekannt ist, wird der Bedingung des H 183 durch öffentliche Zustel¬
lung genügt werden können, denn nach Ablauf der Fristen des 8 182 steht die
öffentliche Zustellung der thatsächlich erfolgten Behändigung in ihrer Wirkung durch¬
aus gleich.

Dagegen mußte es bedenklich erscheinen, die Vorschrift, welche für die außer¬
ordentlichen, längere Zeit beanspruchenden Zustellungen der 88 175 ff, als Aus¬
nahme geboten ist, auf die im amts- und handelsgerichtlichen Prozesse regelmäßig
zugelassene Angehuug des Gerichtsschreibers auszudehnen (nordd. Entw. 8 213),
Abgesehen von der prinzipiell nicht gerechtfertigten Begünstigung, welche damit die
Vermittelung des Gerichtsschreibers gegenüber der unmittelbaren Beauftragung
des Gerichtsvollziehers erfahre!, würde/kann es die Partei auch nicht entschuldigen,
wenn sie bei der ihr gelassenen Wahl zwischen einem direkte!, Wege und einem
Umwege in so dringenden Fallen, ivie sie hier zu unterstellen sind, den verzogerlichen
Weg einschlägt.

Miller Mel.

Ladungen, Vermine und Isristen.

88 184—200. lK. V, 88 184-200, G. 88 191—207)
Die

88 184—186 (K. V, 88 184—186, G, 88 191, 183)
enthalten die Ausführung der in der allgemeinen Begründung 88 ^ 1^ hervorgehobenen
Grundsätze:

I. Die Ladungen zu den Terminen d. i. die Aufforderungen an den Gegner,
an Streitgenossen und an sonstige bei dem Rechtsstreite betheiligte Personen
(Interuenienten, Litisdenunzmten u. s. w), in dem Termine zu erscheinen,
erfolgen durch die Parteien unter Beobachtung der Bestimmungen
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des vorigen Titels mit der vollen Wirkung der bisherigen gerichtlichen
Ladung — § 184 Abs. 1. —

II. Die Termine werden durch den Vorsitzenden des Gerichts bestimmt —
Z 18« Abs. 2, § 123 Abs. 8. —

Beide Grundsätze unterliegen Modifikationen.
1. Von der allgemeinen Vorschrift der richterlichen Terminsbestimmung konnte .

hei Regelung des Verfahrens vor den Amts- und Handelsgerichten aus Rücksichten
der Zweckmäßigkeit abgewichen werden — 88 441, 442, 443.

2. Will eine Partei über die Hauptsache oder über einen Zwischenstrcit
«mündlich verhandeln, so hat sie zu laden. Die Ladung ist bei dem Gerichts-> S. 158.
schreibet einzureichen, jedoch nur „zum Zwecke der Terminsbestimmung" (88 186 Abs.
I, 225). Eine sachliche Prüfung des Inhalts der Schriftsätze, in welche eine Ladung
aufgenommen ist (8184 Abs. 2), zu dem Zwecke, formell oder materiell offenbar
unbegründete Gesuche a limins zurückzuweisen, würde dem Mündlichkeitsprinzip
widerstreiten, da nach diesem lediglich das mündliche Vorbringen in der Gerichts¬
sitzung entscheidend ist. Von diesem prinzipiellen Standpunkte aus erschien die Vor¬
schrift des nordd. Entw. (8 218), daß die von einer Partei nachgesuchte Bestimmung
des Termins zu einer mündlichen Verhandlung nicht verweigert werden kann, selbst¬
verständlich und darum entbehrlich (vgl. nordd. Prot. I. S. 349). Die Mitwirkung
des Gerichts zur Einleitung des Rechtsstreits ist sonach, wie die allgemeine Begrün¬
dung 8 1U betont, eine nur formelle. Hiervon waren jedoch Ausnahmen bei
dem Verfahren in Ehe-, Entmündigungs- und Aufgebotssachen nothwendig — 88 546,
571, 76«.

Der Gerichtsschreiber hat die Ladung dem Vorsitzenden (Amtsrichter) bezw.
dem ersuchten oder beauftragten Richter (8 200) so zeitig vorzulegen, daß die Notirung
des Termins auf derselben binnen 24 Stunden erfolgen und demnächst die Ladung
von der betreibenden Partei wieder abgefordert werden kann — 8 186 Abs. 2 —
(vgl, Hannover 8 143, hannov. Entw. 8 i?6, nordd. Entw. 8 217). Die kurze Frist
ist vornehmlich mit Rücksicht auf die eine Ladung enthaltenden bestimmenden Schrift¬
sätze (Klage, Rechtsmittelschriften u, s, w.) geboten, weil bei diesen der Zeitpunkt
der Zustellung für die Partei von Bedeutung und die Verzögerung seines Eintritts
nachtheilig ist. Aus dieser Rücksicht hat der hannov. Entw. (ß 177, vgl. hannov.
Prot. IV. S. 1182) wie der Hess. (Art. 254) und üsterr. Entw. (ß 188) die rechtlichen
Wirkungen der Zustellung auch ohne uorgängige Anberaumung eines Termins ein¬
treten lassen und der Gegenpartei die Befugnis; ertheilt, nachträglich die Termins-
destimmung zu extrahiren. In Uebereinstimmung mit der nordd, Kommission (Prot.
I. S. 380—382, II. S. 532, III. S. 1276) ist jedoch der Satz wegen der damit ver¬
bundenen praktischen Unzuträglichleiten nicht übernommen. Die Zustellung der Klage
oder eines anderen Schriftsatzes (Einspruchs-, Rechtsmittelschrift ?c.) ohne Ladung
ist so wenig wie eine Ladung zu einem nicht bestimmten Termine von rechtlicher Be¬
deutung für den Gegner.

Bei Anberaumung des Termins hat der Vorsitzende die konkreten Umstände,
die gesetzlichen Minimalfristen (vgl. 88 119, 187, 226, 235, 437, 440, 443, 460, 463,
493, 495, 543, 589 :c,), sowie etwaige besondere Anträge der ladenden Partei (vgl.
§ 197) in Berücksichtigung zu ziehen.

3. Zu Terminen, welche in verkündeten Entscheidungen (Urtheilen, Beschlüssen,
Verfügungen) bestimmt sind, ist eine Ladung nicht erforderlich — 8 188 (vgl, nordd.
Entw. 8 215). Die Verkündung des Termins in der mündlichen Verhandlung ersetzt
die Ladung — ohne Rücksichtdarauf, ob bei der Vertundung die eine oder die andere
Partei oder ob beide Parteien abwesend waren (88 273, 284 Abs. 2). Hiervon mußte
aus nahe liegenden Gründen in den Fällen der 88 290 Abs. 1, 292, 306 Abs. 1,
555 Abs. 2, 5/4 Abs. 2 abgewichen werden: trotz der Verkündung der Terminsbestim¬
mung hat in diesen Fällen die erschienene Partei die nicht erschienene Gegenpartei zu
dem neuen Termine zu laden.

4. Wird ein Termin von Amtswegen anberaumt oder verlegt, ein ausgesetztes
oder geschlossenes Verfahren von AmtZwegen aufgenommen oder wieder > eröffnet, > >H. 159.
ohne daß der Verhandlungstermin verkündet worden ist, so wird der
letztere den Parteien mittelst Zustellung des betreffenden Beschlusses oder der betref¬
fenden Verfügung von Amtswegen bekannt gemacht (8 284 Abs. 3). In den Beschluß
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oder in die Verfügung muß das Formale der Ladung, die Aufforderung zum Er¬
scheinen in dem Termine aufgenommen werden: die Ladung erfolgt in diesen Fälle,,
nicht durch die Parteien, sondern von Amtswegen (ar^. Z 188 und vgl. ZH336 Abs. 2
«95 Abs. 2, nordd. Entw. Z 357).

Unter der Voraussetzung, daß eine Verkündung der Terminsbestimmung nicht
. stattgefunden hat, zählen hierher z. B. die Falle der ZZ 307, 316, 321, 323, 325,133

134, 136.
5. Die Ladung uon Zeugen und Sachverständigen zur gerichtlichen Abhürung

erfolgt nicht durch die Parteien, sondern von Amtswegen — Zß 331, 354.
Im Gegensatze zu dem unter II, vorangestellten Grundsatze richterlicher Termins¬

bestimmung steht das Verfahren, welches im Gebiete des rheinisch-französischen Rechts
beobachtet und uon da lebhaft befürwortet wird.

In einem kaiserlichen Dekrete, betreffend die Polizei und Disziplin der Gerichts¬
höfe und Gerichte, vom 30. März 1808 finden sich detaillirte Vorschriften über das
sog. Rollenwesen. Nach diesen trägt der Anwalt der fleißigeren Partei die zur Ver¬
handlung in der Audienz reife Sache in eine auf der Gerichtsschreiberei befindliche
Generalrolle ein und benachrichtigt hiervon den gegenseitigen Anwalt. Zu bestimmten
Zeiten werden die in der Zwischenzeit auf die Generalrolle eingetragenen Sachen in
öffentlicher Sitzung den einzelnen Ciuiliammern überwiesen und auf deren Spezial-
rollen übertragen/ Die auf die Suezialrolle übertragenen Sachen bezw. ein größerer
Theil werden affichirt und kommen nach der Reihe, welche sie auf der Rolle ein¬
nehmen, zur Verhandlung. So ist der Geschäftsgang des französischen Prozesses
ganz im Allgemeinen aufgefaßt.

Ein derartiger Geschäftsgang gewährt unstreitig eigenthümliche Vortheile; es
wird dadurch jeder einzelnen Sache die Zeitfolge für die Verhandlung gesichert,
welche ihr nach allgemeinen Grundsätzen zukommt; es wird dadurch ferner erreicht,
daß das Gericht nicht in die Lage kommt, wegen Mangels zu verhandelnder Sachen
in seinen Geschäftsstunden unbeschäftigt zu sein. Diese Vortheile dürfen jedoch nicht
überschätzt werden. Der erstere hat lediglich einem Mißbrauche oder der Befürchtung
eines solchen gegenüber Sinn und Bedeutung, ein Gesichtspunkt, welcher für den
Entwurf eben so sehr in den Hintergrund treten kann, als er für den französischen
Gesetzgeber im Vordergrunde sag. An die Stelle der Vorschrift der älteren Edikte,
daß die Sachen nach der Rolle verhandelt werden sollten, war der Gebrauch getreten,
durch Bittschriften (?laest,8) den Vorsitzenden um Anberaumung einer Audienz zu
ersuchen. Dieser Gebrauch hatte durch Begünstigung der einen, durch Hintansetzung
der anderen Partei zu den gröbsten Mißbräuchen geführt, gegen welche vom Jahre
1790 an die Gesetzgebung sich richtete, indem sie die alte Sitte des VerHandelns nach
der Rolle wieder einführte. Der zweite Vortheil hat große Bedeutung; allein es
darf mit Grund angenommen werden, daß ein der Geschäfte kundiger Vorsitzender
des Gerichts mit Leichtigkeit im Stande sein wird, durch angemessene Vertheilung der
Sachen auf die einzelnen Terminstage und durch gewandte Leitung des Verfahrens
(z. B. Aussetzung der Berathung über das Urtheil) ein erhebliches Mißverhältniß
nach der einen oder anderen Seite hin zu vermeiden.

S. 160. ! Wie man hierüber auch denken möge, gegen den Geschäftsgang des französischen
Prozeßrechts spricht mit erheblichem Gewichte der Umstand, daß derselbe zu großer
Belästigung der Anwälte und der Parteien dient, indem die ersteren, nie sicher, wann
die uon ihnen vertretene Sache zur Verhandlung gelangen werde, wiederl)olt sich vor¬
zubereiten lind ihre Zeit auf den Gerichten zuzubringen haben, den letzteren aber im
Falle der Entfernung aus gleichem Grunde die Möglichkeit, bei der Verhandlung
ihrer Sache anwesend" zu sein, fern gerückt wird.

Dem genfer Gesetzbliche ist das Rollenwesen des französischen Rechts fremd,
nach jenem erfolgt die Vorladung auf einen bestimmten Tag, welcher freilich vom
Vorsitzenden des Gerichts regelmäßig nicht bestimmt wird. Fremd blieb jenes Rollen¬
wesen auch der Ciuilrechtspflege im ehemaligen Königreiche Westfalen; da das eigent¬
liche Prozeßgesetz die fraglichen Bestimmungen nicht enthielt, so schloß man sich insoweit
an das frühere Recht und erbat durch iMoet vom Vorsitzenden die Fixirung der
Audienz. Es ist mehrfach bezeugt, daß dieses Verfahren besondere Uebelstände nicht
herbeigeführt, vielmehr vortheilhaft gewirkt habe, (Leonhardt, B, P. O. Nc>. IV,
S. 119, 120.)
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Von neueren Gesetzeswerken haben sich dem französischenSystem die bayerische
Prozeßordnung (vgl. Schmitt n. a, O, S. 760 ff.) und im Wesentlichen auch der
preußische Entwurf angeschlossen, während der hannoversche, hessische, österreichische,
norddeutsche Entwurf, wie die Prozeßordnungen uon Württemberg, Baden und Olden¬
burg die dem deutschen Prozeßrechte entsprechende Einleitung«form der hannouerschen
Prozeßordnung für zweckmäßiger erkannt haben, wonach ein durch Erhebung der
Klage anhängig gewordener Rechtsstreit auch für das zu dessen Entscheidung berufene
Gericht in die Welt tritt und dessen, wenn auch nur formeller Einwirkung uon vorn
herein unterworfen wird.

Der Entwurf ist nach Abwägung aller Vortheile und Nachtheile des Rollen¬
wesens der überwiegenden Mehrzahl deutscher Legislationeu gefolgt; auch ihm erscheint
die Terminsbestimmung durch den Nichter in höherem Maße geeignet, einen ordnungs¬
mäßigen Geschäftsbetrieb bei den Gerichten zu sichern, eine angemessenere Behandlung
der einzelnen Streitsache nach Maßgabe der besonderen Verhältnisse derselben und
bei pflichtmäßigem Verhalten der Anwälte selbst einen rascheren Fortgang und eine
raschere Erledigung des Rechtsstreits zu fördern (vgl. hannov. Prot. I. S. 28—34,
V. S. 1391 ff., 1498 ff., VI. S. 1850 ff, XV. S. 5401 ff., XVI. S. «170 — nordd.
Prot, I. S. 379 ff, II. S. 782, 817, 818).

8 185. (K. V. § 185, G. 8 192.)
Spezielle Erfordernisse der Ladung vorzuschreiben (nordd. Entw. 88 184, 209),

hat der Entwurf für entbehrlich erachtet, weil sie sich mit Rücksicht auf den Zweck
der Ladung, den Gegenstand des Termins, zu welchem geladen wird, und die Person
des Ladenden im einzelnen Falle von selbst ergeben; hervorgehoben ist als obligatorisch
nur die Aufforderung zur Anwaltsbestellung in den hier gedachten Fällen. Bei der
Neuheit des Anwaltszwanges in einer Anzahl deutscher Lander hat die Aufforderung
M Anwaltsbestellung in jeder Ladung, mit der ein Rechtsstreit oder eine neue Phase
dl'5 Rechtsstreites eingeleitet wird, eine erhebliche praktische Wichtigkeit, so oft die
Zustellung der Ladung an eine Partei, nicht an einen Nechtsanwalt erfolgt.

8 189. (K. V, 8 169, G- 8 196.)
In Betreff der Bestimmung des zweiten Absatzes genügt es auf die Motive

zum Einführungsgesetze des Gerichtsuerfassungsgesetzes 8 5 zu verweisen.

I § 190. (K. V. 8 190, G. 8 197.) l S. 161.
Die Versäumung eines Termins tritt erst mit dem Schlüsse der Verhandlung

(8 120 Abs. 4) ein. Zwar ist nicht zu verkennen, daß die Zulassung der Partei, welche
bmn Aufrufe der Sache fehlt und erst im Laufe des Termins auftritt, Störungen
des Geschäftsbetriebs und resultatlose Verhandlungen herbeiführen kann, gleichwohl
ist das strengere Prinzip, nach welchem die Versäumung bereits mit dem Beginne
des Termins eintritt (uergl. preuß. Verordn, v. 1. Juni 1833 8 21, Präjudiz des
Tber-Tribunals Nr. 626, Hannover ß 147, Oldenburg Art. 94 § 4), weder mit den
sonstigen Grundsätzen des Entwurfs über die totale Versäumung, deren Attusation
und Deklaration <M 202, 285 ff.) vereinbar, noch an sich zu billigen, weil dasselbe
Härten herbeizuführen geeignet ist und andererseits das ergehende Versäumnißurtheil
regelmäßig mittelst Einspruchs wieder beseitigt werden kann, so daß unnüthige Auf¬
wendungen von Zeit und Kosten veranlaßt werden würden (vgl. preuß. Entw. § 207
»nd Motive S. 48; hannov. Entw. 8 180; nordd. Entw/3 220 und Prot. I.
E. 384 ff; hannov. Prot. I. S. 319, Proz, Ordn, v, Württemberg Art. 258, Baden
§ 191).

§ 187. (K. V. 8 187, G. 8 194.)
Von den Fristen des Entwurfs sind hervorzuheben:

1) Einlassungsfristen, d. h. diejenigen Zeiträume, welche zwischen der
Zustellung der Klageschrift bezw. Berufungs-, Revisions- und Oberrevisions-
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schrift und dem Termine zur mündlichen Verhandlung liessen sollen'
(§§ 226, 440, 460, 493, 543 Abs. 2);

2) Lad ungs fristen, d. h. Fristen, welche in einer anhänssigen Sache
zwischen der Zustellung der Ladung und dem Terminstage liegen sollen-
(§§ 187, 437, 443, 589);

3) Fristen, welche die Zustellunss vorbereitender Schriftsätze regeln:
für dieKlassebeantwortung, Beantwortung der Berufungs- und Revision?-
schrift: (§§235, 463, 495)'. für sonstige vorbereitende Schriftsätze-
(§§119, 231 Abs, 2);

4) Nothfristen (Fatalien). Als solche bezeichnet der Entwurf die Fristen:
zur Einlegung des Einspruchs (§ 294), der Berufung, der Revision
(§§ 457, 490), der sofortissen Beschwerde (§ 516 Abs. 2), zur Erheb»!,«,
der Restitution?,- und Nullitätsklage (§ 525), der Anfechtungsklage
gegen das Ausschlußurtheil (§ 780), und gegen einen Schiedsspruch
(§'811).

5) Gesetzliche und richterliche Fristen.
Richterliche Fristen werden von dein Richter gegeben, die Dauer der Frist mag

durch das Gesetz genau begrenzt oder ihre Bemessung dem richterlichen Ärbitrium
innerhalb gewisser Schranken überlassen sein; dahin gehören u, a, die Einlassung»-,
Ladungs- und die zur Vorbereitung durch Schriftsätze bestimmten Fristen. Gesetzliche
Fristen werden nicht durch Verfügung des Nichters in Lauf gesetzt, sondern ihr
Beginn knüpft sich kraft Gesetzes unmittelbar an ein bestimmtes prozessualische«
Ereignih (z.B. die Zustellung eines Parteischriftstücks; vgl. Motive zum württ. Entw.
Art. 261, 262 S. 237 ff.). Dahin gehören sämmtliche Nothfristen, die Fristen für
den Antrag auf Wiedereinsetzung in den uorissen Stand (§ 205), auf Berichtigung
des Thatbestandes (§ 281), Ergänzung des Urtheils (§ 252), für Erhebung' des

S. 162. Widerspruchs ssegen einen Zahlungsbefehl > (§§ 585, 587) u. a. Der innere Unter¬
schied beider tritt in den Vorschriften über die Zulässigkeit ihrer Erstreckung und
Abkürzung (§§ 195, 197) in die Erscheinung.

Im Gegensatze zum französischen und bauerischen Rechte hat der Entwurf nach
dem Vorgange der hannouerschen Prozeßordnung, des hannouerschen, hessischen und
norddeutschen Entwurfs die gesetzlich firn'ten Fristen mehrfach zu Gunsten richterlich
zu bemessender beschränkt. Für das französische und bayerische Recht macht die
außergerichtliche Instruktion der Sache die Anordnung fester Fristen nothwendig,
während das gemeinrechtliche und legislativ allein zu rechtfertigende Prinzip, daß
eine jede Sache in dem Maße und Umfange zu beschleunigen ist, als dieses die
konkreten Verhältnisse gestatten, die Anordnung von Fristen erfordert, welche — in
Minima zwar durch das Gesetz bestimmt — im Uebrigen aber durch das die einzelne
Sache bezielende richterliche Ärbitrium zu bemessen sind. Die gesetzlich fixirte Frist ist
für Sachen der verschiedenstenBedeutung eine gleiche. Vom Gesetze nach demjenigen,
was für die Sachen mittlerer Gattung für angemessen erachtet wird, festgestellt, reicht
sie gerade für die Sachen nicht aus, welche ganz vorzugsweise wegen ihrer Weitläufigkeit
und Verwickelung einer gründlichen Vorbereitung bedürfen. Vertagungen und andere
praktische Unzuträglichkeiten sind die Folge, die, wenngleich in anderer Richtung, auch
dann heruortreten, wenn man allgemein die Erstreckuug gesetzlich fixirter Fristen durch
den Richter für zulässig erklären wollte.

Was insbesondere die Einlassungs- und Ladungsfristen anlangt, so haben für
den Fall, daß die Gegenpartei im Auslande wohnt, verschiedeneLeczislationen bestimmte
Zusatzfristen gesetzlich normirt. Eine generelle und feste Bestimmung von Zusatz¬
fristen — die nothwendig komplizirt ausfallen mnß (vgl. z. B. bayer. Proz. Ordn,
Art. 209) empfiehlt sich indessen weniger, als die Anordnung, bei gewissen speziellen
Fristen, bei denen ein Bedürfniß für die Verlängerung in Ausnahmefüllen besteht,
die Bestimmung dem Nichter zu überlassen (hannou. Prot. S. 30? ff., 313, 5156 ff,),
wie nach dem Vorgange der genfer und hannou, Prozeßordnung, der Entwurf in den
§§ 226, 294, 440, 450, 493 gethan hat, Rückstchtlich der Ladungsfrist liegt ein
Bedürfniß nach Zufatzfristen aber überhaupt nicht vor, weil die Vorschriften der
§§ 195, 198, 199 über Fristverlängerung und Terminsverlegunss ausreichend sind.
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§ 191. (K. V, § 191, G. 8 19-!,)
Der Lauf einer richterlichen Frist beginnt, sofern nicht bei Feststellung derselben

«n Anderes bestimmt ist, nnt der Zustellung des Schriftstücks (Parteischriftsahec>
oder richterlicher, nicht verkündeter Beschlüsse oder Verfügungen), in welchem die Frist
festgesetzt ist, oder, wenn es einer solchen Zustellung nicht bedarf (§ 284), mit der Ver-
tündung der Frist (Württemb, Art. 259, hannov. Entw. s 181, preuß Entw. § 208,
nordd. Entw. § 221). Die letztgedachte Vorschrift empfiehlt sich, weil die Zustellung
der Urtheile, der verkündeten Beschlüsse und Verfügungen in der Hand der Parteien
liegt, der Richter daher bei seinen Fristbestimmungen keinen Anhalt für sein Ermessen
finom würde, wenn die angeordnete Frist ,erst von der Zustellung seiner Entscheidung
ob liefe. Anders verhält es sich mit nicht verkündeten Beschlüssen und Verfügungen,
da sie von Amtswegen insinuirt werden. — Die verkündete Frist läuft auch gegen
die bei der Verkündung nicht anwesende Partei <M 284, 273). —

Ist der Beginn einer Frist — gesetzlichenoder richterlichen an eine Zustel j lung > S. 163.
geknüpft (wie beispielsweise die Einspruchs-, Berufung^- und Revisionsfrist), so soll
mit dieser der Fristenlauf nicht nur wider den Requisiten, sondern auch wider den
betreibenden Theil, der die Zustellung hat bewirken lassen, beginnen. Die Bestim¬
mung — bereits der Proz. Ordn. v. Bayern Art. 210, dem hannov. (3 182), preuß.
(8 209), Hess. (Art. 260), osterr. (tz 192) und nordd. (8 222) Entw. bekannt — ver¬
meidet den Uebelstand, daß für jede Partei, je nach dem Zeitpunkte der an sie ge¬
schehenen Zustellung (Württemb. Art, 260) der Fristenbeginn und Lauf ein verschiedener
ist und macht gleichzeitig mehrfache und gegenseitige Zustellungen, wie deren Kosten
wegfallen.

Die
§§ 192, 193 (K. V, 88 192, 193, G, 88 1"", 200)

regeln die Berechnung der Fristen und sind den Art. 328, 329, 330 des deutschen
Handelsgesetzbuchs, den Art. 32 und 92 der deutschen Wechselordnung und den
Lorschriften der Proz. Ordn. v. Hannover (§ 146), Württemberg (Art. 261 ff.),
des hannov. (§8 183, 184), preuß. (§§212—215) und nordd. Entw. (§§223—225)
im Wesentlichen entsprechend. Daß unter einer auf „acht" oder „vierzehn Tage"
bestimmten Frist volle acht oder vierzehn Tage, ausschließlich des im § 192 gedachten
Tages, zu verstehen sind (D. H. G, B, Art. 328 Nr. 1), sowie daß eine nach
Tagen bestimmte Frist mit Ablauf des letzten Tages der Frist endigt, bedürfte
inner besonderen Hervorhebung (preuß. Entw. §§ 213, 214, nordd. Entwurf
W 224, 225).

Ebensowenig hat die hierher gehörige Vorschrift des hannouerschen Entwurfs
(ß 185), wonach bei einer, mehreren Streitgenossen laufenden, verschiedenen Frist die
zuletzt ablaufende für alle Streitgenossen maßgebend sein soll (vgl. Bayern Art. 210,
osterr. Entw. § 195), Aufnahme gefunden. Zu einer solchen generellen Abweichung
oon dem bei der Streitgenossenschaft geltenden Grundsatze (§ 58) liegt keine Veran¬
lassung vor (vgl, hannov. Prot. S. 514? ff. und Motive zum württemb. Entw. Art.
255, 256 S. 237), während für die Fälle nothwendiger Streitgenossenschaft der § 59
bereits die entsprechende Bestimmung enthält.

Der

§ 194 (K. V. 8 1»4, G. 8 201)
ordnet den Einfluß der Gerichtsferien auf Beginn und Lauf gesetzlicher und richter¬
licher Fristen. Abweichend von der badenschen Proz.-Ordn. (§ 206) und dem hannov.
Entw. (§ 186), dessen Vorschriften bereits zutreffend als eine thatsächliche Verkürzung
der Ferialzeit für Richter und Parteien enthaltend bezeichnet sind (F. Meyersburg,
Gutachten :c. S. 28), läßt der Entwurf den Lauf einer Frist weder in den Ferien
beginnen noch die Frist mit den Ferien ablaufen, vielmehr beginnt der Lauf einer
Frist, deren Anfang in die Ferien fällt, mit dem ersten Tage nach den Ferien und
eine bereits im Laufe begriffene Frist wird durch den Eintritt der Gerichtsferien
dergestalt gehemmt, daß der noch übrige Theil der Frist nach Schluß der Ferien
seinen Fortlauf nimmt. Nur so wird den Ferien nach allen Seiten hin der wohl¬
thätige Charakter gewahrt. Die Proz.-Ordn. von Hannover § 150, Württemberg
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Art. 263, Oldenburg Art. 95 ff., der preuß, G 221) und nordd. Entw. (§ 22s))
disponiren in gleicher Weise. —

Eine Ausnahme besteht für Notfristen und Fristen in Feriensachen: beide
Arten von Fristen beginnen und laufen in den Gerichtsferien, (Vgl. Präjudiz de«
preuß. Ober-TribunalZ Nr. 1118, Hannover Z 150, Oldenburg Art. 95 8 2, preuß
Entwurf Z 222, nordd. Entw. ß 220, österr. Entw. § 196).

Die Zeit der Gerichtsferien sowie die während der Ferien zu erledigenden
S. 164. l Sachen (Feriensachen) sind durch das Gerichtsverfassungsgesetz 88 164—W

bestimmt.

88 195, 19«, 198. (K. V, W 195, 196, 198, G W 202, 203, 205.)
Eine generelle Beschränkung der Parteiwilltur in Betreff der Erweiterung oder

Verkürzung von Prozeßfristen und der Aufhebung von Terminen wäre weder durch
Rücksichten des Bedürfnisses noch der Zweckmäßigkeit motiuirt. Im Grundsatze geben
daher die 88 195 und 198 der Vereinbarung der Parteien vollen Spielraum (vgl,
auch Z 220). Dabei ist es selbstverständlich, daß (abgesehen vom Handels- und amt5-
gerichtlichen Verfahren) die Parteien, wenn sie die Aufhebung eines Termins verein-
baren, nicht den Tag bestimmen können, auf welchen der Termin zu verlegen, daß
vielmehr nur die vertragsmäßige Verschiebung eines Termins vorbehaltlich "der Fest¬
setzung eines neuen durch das Gericht bezw. dessen Vorsitzenden gestattet ist (hannov,
Prot. I. S. 329),

Der Vereinbarung der Parteien sind die Nothfristen entzogen. Es ist traditionell
und von den meisten der neueren Gesetzgebungswerke (Württemberg Art. 264, Bayern
Art. 212, Baden Z 204, preuß. Entw. 8 220, hannov. Entw. 8 188, Hess. Entw.
Art. 266, nordd. Entw. § 228, österr. Entw. § 147, vgl. auch Wetzell a, a. O. E.
665, Note 16, 17, S. 877 und Präj. des preuß. Ober-'Tribunals Nr. 2034, 2084)
anerkannt, daß dieselben als ein Gegenstand der öffentlichen Ordnung unabänderlich
sein müssen. Die hannov. Prozetzördn. § 152 weicht hiervon ab) indem sie die
Nothfristen konventioneller Erstreckung unterwirft (ebenso Oldenb, Art, 96) und giebt
gegen mißbräuchliche Erstreckung besondere Vorschriften (Abs, 3), welche sich indessen
in der Praxis nicht als zweckentsprechend erwiesen haben (vgl. hannov. Prot. E,
329 ff., 5158 ff.).

Den Nothfristen steht in dieser Richtung gleich die Frist zur Beantragung
der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen den Ablauf der Nothfristen
(8 205).

Durch die dem hannov. Entw. 8 190 und dem nordd. Entw. § 231 sich anleh¬
nenden Vorschriften des

§ 197 (K. V. 8 197, G. 8 20^)
wird dem Verfahren eine solche Elastizität gegeben, daß der Entwurf von der Auf¬
stellung eines beschleunigten (summarischen) 'Verfahrens für bestimmte Kategorien
von Sachen absehen und sich selbst für die summarische Prozedur im Urkunden- und
Wechselprozesse auf die Anordnung einer kürzeren Einlassungsfrist für den Wechsel¬
prozeß (8 535 Abs. 2) beschränken konnte.

Zur Beseitigung von Zweifeln ist im Absatz 2 ausgesprochen, daß die Ab¬
kürzung der Einlassungs- und Ladungsfristen nicht dadurch ausgeschlossen wird, daß
in Folge der Abkürzung die mündliche Verhandlung durch Schriftsätze nicht vorbe¬
reitet werden kann. Gegenüber der Forderung nach beschleunigter Verhandlung und
Entscheidung der Sache tritt die Forderung nach Vorbereitung der Verhandlung durch
Schriftsatz zurück: die beantragte Abkürzung kann nicht deswegen zurückgewiesenwerden,
weil die Vorbereitung durch Schriftsatz innerhalb des zwischen der Zustellung der
Ladung und dem Termine liegenden Zeitraumes unmöglich ist. Selbstverständlich
steht aber der Absatz 2 einer Vertagung der mündlichen Verhandlung nicht entgegen,
wenn sich herausstellen sollte, daß die Einlassungs- oder Ladungsfrist so kurz bemessen
war, daß dem Geladenen nicht die zur Vorbereitung der Defension nothwendige Zeit
geblieben ist.
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I Werter Wl. IS. 165.

Jolgen der Kersänmung. Miedereinsetzung in den
vorigen Stand.

8Z 201—208. (K, V, 88 201—208, G, 88 208-216.) !
Die Erreichung des Prozeßzwecks erfordert, daß das Gesetz mit der Unterlassung

parteilicher Prozeßhandlungen, wie mit der Nichtbeachtung der für prozessuales
Handeln gesetzten Zeitgrenzen Nachtheile verbindet. Sie werden als „Folgen der
Hersäumung" (im weitesten Sinne des Wortes) bezeichnet. Versäumen kann die Partei
in diesem Sinne sowohl obligatorische, als fakultative Prozetzhandlungen, sowohl eine
selbstständige prozessuale Einzelhandlung, als die Verhandlung und innerhalb der
letzteren, die sie an sich vorgenommen hat, noch dadurch, daß sie unvollständig handelt.
In allen diesen Richtungen stellen die neueren deutschen Gesetzgebungen als allgemeine
Folge der Versäumung die Vermuthung auf, daß die Partei, welche eine Prozeß-
Handlung überhaupt nicht oder nicht rechtzeitig vorgenommen, dieselbe auch nicht habe
»ornehmen wollen. Die Partei wird mit der versäumten Prozeßhandlung ausge¬
schlossen, — der Regel nach von selbst und kraft des Gesetzes, ausnahmsweise auf
Antrag des Gegners.

So sehr auch dieser Ausschluß gegründet und durch das Bedürfniß geboten
erscheint, so würde seine ausnahmslose und strenge Durchführung doch für eine große
Reihe von Fällen den Erfolg des Rechtsstreits vom Zufalle abhängig machen und die
Beschleunigung des Prozesses auf Kosten des materiellen Rechts erreichen. Der
Gesetzgeberhat deshalb zu allen Zeiten Mittel nöthig gehabt, um unbeschadet der
Ticherheit des Prozeßganges Versäumungen für die Partei unschädlich zu machen.

Die Versuche zur Lösung dieser Aufgabe bewegen sich in zwei bemertenswerthen
Gegensätzen.

Das gemeinrechtliche System gestattet, die Folgen beinahe jeder Versäumung
von Terminen, Fristen und Parteierklärungen als behoben anzusehen, wenn die
Bedingungen der Restitution vorliegen. Dasselbe hat zu unerträglicher Verschleppung
der Prozesse geführt und die Unmöglichkeit seiner Beibehaltung bewiesen. Neuere,
wie neuere Pärtikulargesetze haben demnach mehr oder minder die Abhülfe auf Fälle
beschränkt, in denen die Versäumung von so entscheidenden Folgen für den Ausgang
des Prozesses gewesen ist, daß zur Wahrung des Rechts Nemedur nöthig erscheint.
Daneben machte sich, vornehmlich in den Ländern des mündlichen Prozesses, der
natürliche Unterschied zwischen Frist- und Terminsversüumniß geltend. Wo es sich
um die Vornahme einseitiger schriftlicher Prozetzhandlungen binnen einer bestimmten
Frist handelt, für deren Zureichen das Gesetz, bezw. von Fall zu Fall der Richter
gesorgt hat oder durch Fristerstreckung gesorgt werden kann, erscheint die Prätlusion
der Partei mit der versäumten Prozeßhandlung minder bedenklich, als in einem
Verfahren, welches seinen Schwerpunkt in der Verhandlung vor dem erkennenden
Ächter hat und die Vornahme der entscheidendsten Prozeßl)andlungen nicht in den
bequemen Zeitraum von Tagen, Wochen oder Monaten verweist; sondern an die enge
Grenze einer bestimmten Verhandlungsstunde bindet. Von diesem Gesichtspunkte aus
haben die neueren Gesetzgebungen oie Sanirung von Fristuersäumnissen entweder
gänzlich ausge I schlössen oder doch nur ausnahmsweise für die wichtigsten Fälle > S. 166.
ermöglicht, dagegen wider Versäumung der Verhandlung allgemein Nachsicht gewährt.
Wenn sie daneben unvollständiges Handeln innerhalb der Verhandlung nur beschränkt
nachholen lassen, so findet diese Strenge in dem ausgedehnten Prozeßleitungsamte
des Richters ihr milderndes Correlat.

Der zweite der beregten Gegensätze betrifft das Mittel zur Abwendung von
Versäumungsnachtheilen. Die frühere Zeit war milde beim Eintrete der Versäumung,
strenge bei ihrer Wiederbeseitigung; gegenwärtig ist das Umgekehrte ein Axiom der
Gesetzgebungspolitik.

Es ist bekannt, daß die gesummte ältere Prozeßgesetzgebung, beherrscht von der
Materialien zur Civiiprozeßordnung. 16
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Furcht, das materielle Recht durch Festhalten am Formalen gebeugt zu sehen. Friste»
und Terminen grundsätzlich dilatorischen Charakter beimaß. Erforderte das römische
Recht eine dreimalige Ladung der Partei, — welcher Vorgang der Hauptsache nach
auch der Auffassung des älteren deutschen Rechts entsprach und, von der italienische,,
Praxis adoptirt, i'n das eanonische Recht, uun da in die deutschen Reichsgesetzeund
Partikularrechte der Einzelstaaten überging — so wurde zu Anfang des 16. Jahr¬
hunderts in der Praxis vieler (namentlich französischer) Gerichte erst der vierte»
Ladung peremtorische Wirkung beigelegt. Dieser laxen Auffassung gesetzlicher und
richterlicher Befehle trat zuerst in Frankreich die Ordonnanz vom Jahre 1539 entgegen
und seither machte sich auf dem gesammten Gebiete der Prozeßgesetzgebung mit stelz
wachsender Entschiedenheit die Tendenz geltend, die Kontumazialnachtheile bereits mit
der ersten Versäumung als verwirkt anzusehen, wenn schon oas gemeine Recht daran
festgehalten hat, daß vor der Litiskontestation erst der dritte an den Beklagten
ergehende Beseht — Ladung oder manctawm ack Lxeipiynclum — in peremtorischn
Form erlassen wird. Der allgemein in den neueren deutschen Gesetzgebungen uor-
ftndliche Grundsatz des Ausschlusses der Partei mit der versäumten Prozehhandlunq
stellt die peremtorische Natur der Fristen und Termine klar und damit im Prinzip
fest, daß es zur Abwendung der Versäumnißfolgen nothwendig einer besonderen
Thätigkeit des Säumigen bedarf. Was die Wiederbeseitigung bereits eingetreten«
VersäumungLnachtheile angeht, so stehen sich das gemeinrechtliche Nestitutionssvsten,
und das im französischen Rechte ausgebildete, in die überwiegende Mehrzahl neun
deutscher Gesetzeswerkeübergegangene Institut des Einspruchs (Opposition) gegenüber;
beide auf dasselbe Resultat — Wiedereröffnung der Verhandlung zum Zwecke der
Nachholung des Versäumten in derselben Instanz — gerichtet; jenes eine Wiederein¬
setzung in den vorigen Stand, geknüpft an den Beweis, daß die Versäumung der
Partei keine freiwillige oder doch eine genügend entschuldigte war, in ihrer Strenge
eine Ergänzung der vor Eintritt der Versäumung obwaltenden Milde und angepaßt
dem zumeist in Fristen sich bewegenden schriftlichenProzesse, in der Praxis aber ohne
Halt, Kraft und Energie zu einem der Grundübel des deutschen Prozesses geworden;
der Einspruch dagegen ein ohne Rücksicht auf motiuirende Gründe gestattetes, form¬
loses Schutzmittel, welches die Beseitigung der Versäumung lediglich von dem Ent¬
schlüsse der Partei abhängig macht, vorzugsweise geeignet für ein in Terminen sich
bewegendes Verfahren und die Härten einer energischenUngehorsamsprozedur ex M
mildernd.

Bei der grundsätzlichen Verschiedenheit der Auffassung und der entscheidenden
Wichtigkeit eines richtigen Kontumazialsystems für den Verlauf des Prozeßverfahrens
wird den Grundsätzen des Entwurfs zweckmäßig ein Ueberblick über die bestehende
Legislation vorauszuschicken sein.

S. 167. >Die preußische Allgemeine Gerichtsordnung schritt gegen die prozessualische
Restitution energisch ein; indem sie den peremtorischen Charakter aller Termine und
Fristen statuirte, wurde die Restitution unter der Voraussetzung bescheinigter erheb¬
licher Gründe nur gegen Kontumazial- und Präklusions-Erkenntnisse, sowie gegen die
versäumte Rechtsmittelfrist beibehalten (A. G. O. I. 14. Absch. 3. 1. 50, L 167 I. 14,
8 34). Die Restitution gegen Nothfristenversäumung ist nachmals völlig beseitig!
(Verordn, vom 14. Dezbr.' 1833 § 22, Declaration vom 6. April 1839 Art. 13, 14,
Verordn, vom 21. Juli 1846 § 27), die Restitution wider Kontumazicilurtheile und
diesen gleichstehende Mandate aber des Erfordernisses der Mta causa entkleidet,
somit der Sache nach zum Einsprüche gemacht und auf versäumte Eidesleistunas-
termine ausgedehnt worden (Verordn, vom 28. März 1840 ß 1, vom 21. Juli M«
S 31). Die Bestrebungen, diese Strenge nach Maßgabe der Verordnungen vom
21. Juli 184!» § 6? und 24. Juni 1867 § 74 zu mildern (Einführung der priitorischen
Restitution allgemein gegen Fristen und Terminsversäumnisse, jedoch unter strengen
Bedingungen), haben im Allgemeinen keine günstige Beurtheilung gefunden.

Als einziges Mittel, um zur Aufhebung der Nachtheile emer Versäumung M
gelangen, giebt der Loäs ein pro«. Art. 149 ff. den Einspruch (Opposition) eont«
ton« ls» ^v.MM6nt8 ronäu» par clotaut. Gegen Fristversäumnisse wird Abhülfe nicht
gewährt. In beschränkter Weise trifft das genfer Gesetzbucheine solche Abhülfe; gegen
^uzsmentz re-nmiz Mi' clstaut und oräonnaulle-L prepai-atoire-8 rsncluLz Mr Maut
findet der ordentliche (Art. 129, 136, 141), gegen Versäumung der Einspruchsfrist
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her außerordentliche Einspruch statt, welcher letztere als eine der Zeit, wie den
Münden nach beschränkte Wiedereinsetzung in den vorigen Stand aufzufassen ist
(Art, 139). Diesem Vorgänge schließen sich nn die hannov. Proz. Ord. (Zß 157 ff.) und
der preuß, Entw, (§Z 365 ff.). Während beide eine weitere Fristenrestitution als
die im außerordentlichen Einsprüche gegebene nicht kennen, ist der Kreis des ordentlichen
Einspruchs über wirtliche Versäumniß-Definitivurtheile hinaus erweitert, zugleich ein
restitutionsähnliches Nachholen innerhalb einer Verhandlung versäumter Prozeß-
Handlungenunter Umstanden gestattet (vgl. hannov. Proz. Ordn, M 204, 242, Leonh.
a. a. O. S. 132 Anm. 4, preuß. Entw. tz 528 u. a.).

Den Uebergang zu den die Fristenrestitution in erweitertem Umfange gewäh¬
renden Gruppen bildet die badische Prozeßordnung. Versäumungserkenntnisse, gegen
welche der Einspruch und nach Ablauf der Einspruchsfrist der außerordentliche'Ein¬
spruch gewährt wird, ergehen darnach auch über versäumte Berufungsfrist, über
Annahme von Zugeständnissen und Anerkenntnissen bei Unterlassung des Bestreitens
u, a, (bad. Proz. Ord, §§ 208—225, 331, 332, 1129). Die Zulässigkeit des Nachholens
von Thatsachen und Beweisen in der Instanz aus objektiven Restitutionsgründen
wird im Grundsatze ausgesprochen (ß 224). Der hannoversche, sächsische und nord¬
deutsche Entwurf haben den ordentlichen Einspruch wider bestimmte Versäumnißver-
fügungen bezw. Versäumnißurtheile übernommen (hannov. Entw. HZ 196 ff, sächs.
Entw. U 541, 547, nordd. Entw. §§ 430 ff), sie gewähren gegen den Ablauf von
Nothfristen eine strenge Restitution und in einzelnen Fällen auch Abhülfe nach Art
der Restitution wider Versäumung von Parteivorbringen in der Verhandlung, der
sächsische Entwurf in weiterem Umfange, als die beiden anderen und unter der
besonderen technischen Bezeichnung „Wiedereinsetzung" (vgl. sächs. Entw. ZZ 541, 547,
524 ff., I hannov. Entw. §§ 205, 246, 284, 285, 333, 586 u. a., nordd. Entw. §ß ! S. 168.
W ff, 416 u. a.).

Am weitesten gehen der hessische Entwurf und die Prozeßordnungen von
Bayern und Württemberg. Die Folgen versäumter Verhandlung tonnen durch den
ordentlichenEinspruch, die Folgen versäumter gesetzlicher oder richterlicher Fristen
allgemein durch eine strenge Restitution beseitigt, unvollständiges Handeln aus
«stitutionsähnllchen Gründen mehr oder minder sanirt werden (vgl. Hess. Entw.
Art. 413, 273 ff. 364 u. ll., Württemberg Art. 272 ff. 283 ff. 291, Bayern Art. 216
ff. 309 ff. 522, 565, 184 u. a.).

Unbekannt ist der Einspruch den Prozeßordnungen von Oldenburg und Braun-
schweig, dem österreichischenund nassauischen Entwurf, die das Restitutionssystem in
verschiedener Strenge und differirendem Umfange beibehalten haben. Eine durchaus
abweichende Richtung endlich hat der belgische Entwurf genommen, indem er den
Einspruch aufgegeben und als Ersatz desselben — analog der Vorschrift des § 306
— vorgeschlagen hat, erst der wiederholten Ladung (rLazzißuaiion) des im ersten
Verhandlungstermine nichterschienenenBeklagten einen peremtorischen Charakter beizu-
lessen.

Der Entwurf hat in seinem Kontumazialsystem diejenige Mitte eingeschlagen,
welche er zweckmäßig in dem norddeutschen Entwurf in wesentlicher Uebereinstimmung
mit dem hannoversche» vorgezeichnet fand, und welche unter dem Veifalle namentlich
des Anwaltstandes (Meyersburg, Gutachten S. 28 ff, Gutachten des Anwaltsuereins
S, 174 ff, Verhandl. d. 9. Iuristentags S. 118 ff.) sich gleich weit von zu Härten
führender Strenge, wie vrozehuerschleppender Milde fernhätt, Die Grundsätze lassen
sich dahin zusammenfassen:

1) Alle Termine und Fristen haben peremtorische Natur, so daß — von
Ausnahmen (M 306 ff. 555, 574) abgesehen — schon auf die erste
Ladung hin ein Versäumnißurtheil ergehen kann;

2) die Nothwendigkeit der Androhung der Kontumazialfolgen ist beseitigt,
was insbesondere gegenüber dem altpreußischen Rechte hervorzuheben ist.

3) Ungehorsamsbeschuldigung wird zum Emtntte der Nechtsnachtheile der
Versäumung regelmäßig nicht erfordert, und wo sie durch spezielle
Gesetzesvorschrift für nothwendig erklärt ist, wird die Nachholung des
Versäumten bis zum Schlüsse der Verhandlung über die Ungehorsams¬
beschuldigung zugelassen;

4) abgesehen hiervon findet die Aufhebung der Folgen der Versäumung
16*
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durch Nachholen des Versäumten (inorae purMio) oder auf dem Wege
eines selbstständigen Nechtsbchelfs nur da statt, wo das Gesetz die¬
selbe speziell zulaßt. Die Restitution gegen Fristenablauf und unvoll¬
ständiges Handeln innerhalb der Verhandln»«, ist im Grundsatze
beseitigt.

Das Gesetz läßt die Aufhebung der Versäumungsfolgen zu:
a) allgemein gegen Versäumung von Verhandlungsterminen und das darnnf

basirte Versaumnißurtheil, sei es in der Hauptsache oder über einen
Zwischenstreit (Z 302 Abs. 2), mittelst Einspruchs;

d) ausnahmsweise gegen unvollständiges Handeln im Termine aus restiw
tionsähnlichen Gründen und so lange noch nicht endlich erkannt ist, mittelst
Nachholung;

e) gegen Versäumung von Nothfristen im Wege einer strengen Restitution,
S. 169. > Die Grundsätze zu 1—3 sind genereller Natur und haben deshalb in den

88 201 und 202 ihre systematische Stellung mit Grund in dem vorliegenden Titel
gefuuden (vgl. Proz. Ordn. v. Bayern Art. 215, Oldenburg Art. 98, 99, nordd. Entw.
8ß 284 ff.). Ueber die zulässige Wiederaufhebung der Folgen der Versäumung entlM
sich der Entwurf auch hier eines allgemeinen Satzes, wie er zu 4 aus den Einzel
Vorschriften des Entwurfs heraus entwickelt und beispielsweise in der hannov. Pro;.
Ordn, 8 156 ausgesprochen ist; das Versaumnißurtheil und der Einspruch werde,,
zweckmäßiger im konkreten Anschlüsse an das Verfahren (88 280 ff.) behandelt; dasselbe !
gilt von den Fällen der morae purMiu (vgl. 88 44 Abs. 3, 238, 309, 322, 329, W,
385, 469, 810 u. a.), dagegen findet die Wiedereinsetzung gegen Versäumung ron
Nothfristen (§8 204 ff.) hier, im allgemeinen Theile des Verfahrens, ihre richtige
Stellung und Rechtfertigung.

8 201. (K. V. 5 201. G. 8 208.)
Die rechtlichen Folgen der Versäumung einer Prozeßhandlung sind theils

allgemeine, theils besondere.
Der 8 201 behandelt nur die ersteren, und spricht in adztraow aus, welche

Folgen es habe, wenn eine Partei eine befristete prozessuale Einzelhandlung oder
einen Termin versäumt, beziehungsweise eine Prozeßhandlung während der mündliche,,
Verhandlung ganz oder vartiell unterlaßt. Versäumung und Verweigerung sind
völlig gleichgestellt. Daß diese Folgen darin zu bestehen haben, daß die Partei (neben
der Verpflichtung zum Ersatze der durch die Versäumung entstehenden Kosten 88 U
208, 299) mit derjenigen Prozeßhandlung ausgeschlossen wird oder werden kann,
welche innerhalb der betreffenden Frist oder in' dem Termine vorzunehmen war, ist
bereits bestehendes Prozeßrecht in Deutschland (vgl. Proz. Ord. u. Württemberg
Art. 270 ff., Kommiss. Ber. S. 93, Bayern Art. 215, Hannover 8 155, Oldenburg
Art. 98, Braunschweig § 120, Baden 88 208, 331, hannov. Entw. 88 133, 194, Hess.
Entw. Art. 271, nordd. Entw. 8 284, scichs. Entw. 8 537, österr. Entw. 8 204).

Die besonderen Folgen der Versäumung sind im Gesetze besonders normirt;
sie sind so verschieden, als der Inhalt und Zweck der vorzunehmenden Handlung
selbst und bestehen bald in dem Präjudize der Annahme eines Zugeständnisses
(88 125, 286) oder der Anerkennung einer Urkunde (§§ 383, 391) oder der Genehmigung
(8 79), bald in der Annahme eines Verzichts auf das Klngerecht (§ 285) oder der
Verweigerung eines Eides (§§ 404, 412, 413) u. A.

§ 202. (K. V. 8 202, G. § 209.)
Weder die allgemeinen noch die besonderen Nachtheile der Versäumung bedürfen

einer uorgängigen Androhung (vgl. Proz. Ordn. u. Hannover ß 155, Bayern Art. 2l5,
Württemberg Art. 270, 272, Oldenburg Art. 99, hannov. Entw. § 195, nordd.
Entw. § 285, österr. Entw. ß 205). Wie diefer Grundsatz einerseits als eine Folge
des Prozeßbetriebes durch die Parteien nothwendig und als Konsequenz des perem-
torischen Charakters aller Fristen und Termine gegeben erscheint, außerdem aber von
praktischer Bedeutung wird, indem er die durch das Androhungssystem hervorgerufene
eigene Klaffe von Streitigkeiten über die richtige Androhung und Ausführung des
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Präjudizes abschneidet, so läßt er sich auch als Ausfluß einer wohlverstandenen
Mhandlunasmaxime rechtfertigen. Das Gericht ist berufen, um über die von ihm
verhandelten Streitpunkte zu urtheilen; die Verhandlung und Entwickelung der
Ztreitvuntte ist Sache der > Parteien; das Gesetz, nicht das Gericht, schreibt ihnen > S. 170.
da« „Wie" vor, sagt ihnen insbesondere, welche Nachtheile die Vernachlässigung seiner
Gebote zur Folge habe. (Vgl. Leonhardt, B. P. O. Bd. IV. S. 126 ff., Motive
;ui» württemb. Entw. Tit. XIV. S. 240 ff., württemb. Komm. Ber. S. «8 ff.),
hierin liegt zugleich die besondere Rechtfertigung für den weiteren Satz, daß die vom
Gesetze gedrohten, einer Androhung nicht bedürftigen Nachtheile auch kraft des Gesetzes,
ohne hierauf gerichtetes besonderes Verlangen und — abgesehen von dem Versäumniß-
urtheile — ohne eine den Nachtheil besonders aussprechende richterliche Verfügung
ins Leben treten.

Neben beiden Regelsätzen bestehen Ausnahmen in beschränktem Umfange. Die
Androhung des Versäumungsnachtheils ist erforderlich im Zahlungsbefehle (§ 585)
und bei öffentlichen Aufgeboten (Z§ 769 Nr. 3, 786) — Ausnahmen, welche sich aus
der Natur dieser besonderen Verfahrensarten rechtfertigen. Nicht hierher zu beziehen
ist das den Zeugen und Sachverständigen zu stellende Präjudiz (55 331, 354).
Erheblicher erscheint die Zahl der Fälle, wo ein auf Verwirklichung des Versaumunqs-
„achtheils gerichteter Antrag (Ungehorsamsbeschuldigung) für erforderlich erklärt Ist.
Hierher gehört vor Allem in Beziehung auf die Versäumung von Terminen das
llroße Gebiet des Versäumnißurtheils (§§ 285 ff., 302, 138, 209, 210, 212, 215 Abs. 2,
M, 413, 483, 505, 539, 555, 574 Abs. 2, 593, 714), was mit der vom Entwurf
angenommenen Konstruktion des Versäumnißverfahrens und der Zulassung des
Linspiuchs im Zusammenhange steht.

Mit der Nothwendigkeit der Ungehorsamsbeschuldigung ist von selbst gegeben,
daß bis zum Antrage die Möglichkeit offen bleiben muß, das Versäumte nachzuholen
iugl. die oben allegirten Gesetzeswerke). Der Entwurf gestattet die Nachholung aber
auch noch bis zum Schlüsse der Verhandlung über den gestellten Antrag (§z 123,
587, 773), was sich im Hinblick auf die hier überwiegend in Betracht kommende Ver¬
säumung von Terminen schon aus § 190 Abs. 2 als nothwendig ergab und an sich
einer Verweitläusigung des Verfahrens und Vermehrung der Kosten vorbeugt.

Daß übrigens unter dem auf Verwirklichung des prozessualischen Nachtheils
aenchteten Antrage, wo nicht ein Anderes erhellt, nur der in der mündlichen Ver¬
handlung, nicht in schriftlichenEingaben gestellte Antrag zu verstehen und entscheidend
ist, bedürfte keiner besonderen Hervorhebung im Gesetze (württemb. Motive a. a. O.
I. 242, hannov. Prot. XVI. S. 6240).

§ 203. (KV V, tz 203, G. § 210.)
Eine Aufhebung der Folgen der Versäumung findet nur nach Maßgabe der

Bestimmungen des Entwurfs statt, Zur Vermeidung etwaiger Zweifel ist deshalb
im Abs. 1 bestimmt worden, daß eine solche Aufhebung ex riLi-soiia, auf Grund der
dem Minderjährigen und der ihnen gleichgestellten Personen (Fiskus, Gemeinden,
Stiftungen «.) zustehenden Rechte, nicht zulässig sei; hiernach finden die Vorschriften
des bürgerlichen Rechts über die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand wegen Minder¬
jährigkeit auf prozessualischeVersäumungen keine Anwendung. Die Aufhebung dieser
Vorschriftenfür das Gebiet des Prozeßrechts ist durchaus unbedenklich, aus prozeß¬
politischen Rücksichten geboten und bereits mehrfach ohne Beschwerde durchgeführt
lugl. für Preußen Deklar. vom 6. April 1839 Art. 13, Entsch. des Ober-Tribunals
Vd, 19 S. 488, Bd. 20 S. 548, nordd. ! Entw. z 287, hannov. Prot. XVI. S. 5985 ! S. 171.
ff., 5965, sächs. Motive S. 489, 602).

Der zweite Absatz folgt aus dem angenommenen Prinzip (§ 79), daß die Hand¬
lungen und Unterlassungen des Vertreters als Handlungen und Unterlassungen der
Partei gelten und die prozessualischen Verbindlichkeiten Beider für alle Regelfälle
solidarisch sind. Die Hervorhebung dieses Satzes erschien angemessen, weil nach
einzelnen jetzt geltenden Prozeßrechten die Nachlässigkeit des Vertreters einen
Äestitutions gründ bildet, welcher zu erheblichem Mißbrauche geführt hat und dessen
Beseitigung' geeignet ist, dem Prozeßverfahren die erforderliche Sicherheit und
feste Ordnung zu gewähren (vgl. Proz. Ord. v. Hannover ß 159, Württemberg
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Art. 283 und Motive a. a. O. S. 248, 249, Bauern Art. 216, hannov. Entwurf
3 205, Hess. Entw. Art. 273, üsterr. Entw. §206, nordd. Entw. 8 288, Hain«!,
Prot. S. 5985 ff., Leonh. a. a. O. S. 129, 130, Gutachten des Anwaltuereiiu
S. 176).

Der Entwurf unterscheidet zwischen „gesetzlichen Vertretern" und „Vertretern".
Der Ausdruck „Vertreter" umfaßt die gesetzlichen Vertreter und die Stellvertreter —
Prozeßbeuollmächtigten, uLLotiorum g'L«torL8 88 72 ff. 83.

§ 204. (K. V. 8 204, G. 8 911.)
Wie die Vorbemerkungen Zu diesem Titel ergeben, hat die neuere Legislativ»

allgemein — mit Ausnahme des ^oä« <1o pro«, und des altpreußischen Rechts —
gegen die Versäumung der turzen Nothfrist zur Erhebung des Einspruchs eine weite«
Rechtshülfe im Wege des außerordentlichen, an strenge Voraussetzungen gebundenen
Einspruchs gewährt, damit aber auf die Bahn der in inte^rum rsztiwtio gegen !
Fristuersäumnisse zurückgelenkt. So wenig auch an sich außerordentliche Remedien!
wünschenswert^ erscheinen, weil sie die Rechtskraft der Urtheile und damit die Rechts¬
und Verkehrssicherheit gefährden; so beachtenswert!) ferner die Erfahrungen im
Gebiete des preußischen "Rechts sind, welche nach dem Gutachten der meisten Höhen»
Gerichte die Beseitigung der Restitution gegen Ablauf uon Nothfristen befürworten,
so können für eine ganz Deutschland umfassende Prozeßgesetzgebung jene Erwägungen
doch nur zur möglichsten Einschränkung der Fristenrestitütion und zu einer Schürfung
der Restitutionsgründe führen, während der völlige Mangel einer Rechtshülfe gegen
die Versäumung, insbesondere der Nothfristen, als ungerechtfertigte Harte empfunden
werden müßte, namentlich in denjenigen Ländern, in welchen bischer eine milden
Uebung im Schwange war. Zu übersehen ist dabei nicht, daß in Preußen die Ab¬
schaffung der Restitution gegen Versäumung der Rechtsmittelfristen mit einer erheb¬
lichen Verlängerung derselben Hand in Hand ging, auch die Insinuation der Urtheile
von Amtswegen und unter gerichtlicher Kontröle geschieht. Nach dem Entwurf sind
die Nothfristen verkürzt; Androhung der Rechtsnachtheile, Belehrung der Partei
über die zuständigen Rechtsmittel hat nicht statt; die Zustellung der "Urtheile liegt
der Zeit nach in der Hand der Partei, nach dem Modus in der Hand selbstständigei,
vom Gerichte unabhängiger Vollstreckungsbeamten; für eine Reihe von Fällen mußte
sich der Entwurf, wie jede Prozeßgesetzgebung, mit Ersatzzustellungen begnügen,
welche nicht an die Partei selbst, sondern mit gleicher Wirkung an Bedienstete,
Familienangehörige «. geschehen. Alle diese Momente haben dazu geführt, in
Uebereinstimmung mit dem hannouerschen und norddeutschen Entwurf zwar die
Fristenrestitution als allgemeine aufzugeben, dagegen wider den Ablauf von Noth-

< S. 172. fristen die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand >zuzulassen. Ersteres enthält eine
Abweichung von den preuß. Verordn, v. 21. Juli 1849 und 24. Juni 1867, den
Prozeßordn. v. Bauern und Württemberg und dem hessischenEntwurf und findet
feine Rechtfertigung einerseits in den Bedenken, zu welchen die ausgedehnte Fristen¬
restitütion im gemeinen Rechte Veranlassung gegeben, zum Andern in der
beschrankten Zahl gesetzlicher, einseitig unerstreckbarer Fristen, welche nach Ausschei¬
dung der Nothfristen im Entwurf noch übrig bleiben, während den richterlichen
Fristen eine leichte Erstreckbarkeit selbst auf einseitiges Ansuchen der Partei gewahrt
ist (Z8 195 ff.).

Die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand wird, da innere Gründe eine
Bevorzugung der Einspruchsfrist nicht rechtfertigen, gegen den Ablauf jeder Noth¬
frist gewahrt, dagegen — m Abweichung von dem gemeinen Rechte, dem hannouer¬
schen und hessischen Entwurf und der württembergischen Prozeßordnung — dem
Restitutionsgründe nach auf Naturereignisse und andere unabwendbare Zufalle (vi8
nmM-) eingeschränkt (vgl. preuß. A. G. O. I. 14 L 34, Verordn, v. 21. Juli 1848
8 67, lind 24. Juni 1867 8 74, genfer Gesetzb. Art. 138, Proz. - Ord. u. Hannover
8 159, Banern Art. 216,' Baden 8 215, preuß. Entw. 8 387, nordd. Entw. 8 288).
Während der Begriff des „Mangels an Verschulden" leicht einer laxen Interpretation
ausgesetzt ist, hat das Erfordernis; der viz mirjor bereits auf dem Gebiete des
Handelsrechts (D. H. G. B. Art. 395) Eingang und bestimmte Anwendung gefunden;
durch die Beifügung des Beispiels „Naturereignisse" erhält die Rechtsprechung einen
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! ferneren festen Anhalt. Die sonach nur für ungewöhnliche Fälle Raum lassende
Schranke wird in Verbindung mit der weiteren Bestimmung, daß durch das Gesuch
um Wiedereinsetzung die Vollstreckung regelmäßig nicht gehemmt wird (3 600), dem
Mißbrauche und der Prozeßverschleppung vorbeugen, zu welchen mildere Restitutions¬
gründe erfahrungsmäßig Gelegenheit bieten, und der Rechtskraft die Sicherheit nicht

' entziehen. Gleichen Zwecken dient es, daß der Entwurf ferner die Wiedereinsetzung
i an eine^ kurze, von dem Tage der Hebung des Hindernisses an laufende Frist knüpft,

deren Erstreckung der Vereinbarung der Parteien entzieht und die Restitution nach
Ablauf eures Jahres, von dem Ende der versäumten Nothfrist an gerechnet, gänzlich

' ausschließt (§ 205). Er befindet sich dabei in wesentlicher Uebereinstimmung mit
^ Hannover § 158, Württemberg Art. 285, 286, Bayern 217, Oldenburg Art. 191,

Äcmnschweig§123; dem österr. Entw, §209, hannou. Entw. §207, preuß. Entw.
^ 387, 388, nordd. Entw. § 292.

Hierher gehört endlich, daß der Entwurf die Restitutionsfrist nicht als eine
Mthfrist anerkennt, sonach in Abweichung von dem hannou. (§ 207), sächs. (§§ 531,
548) und nordd. Entw. (§292), den Prozehordn. von Württemberg Art. 285 und
Nmunschweig§ 124 eine Niedereinsetzung gegen die versäumte Wiedereinsetzung nicht
gestattet, lL8titutio rL8tiwtioui» nou äarur (vgl. preuß. A. G. O. I. 14 § 35, Verordn,
v. 28. März 1840 § 5). Das Gegentheil, für welches die Konsequenz in Anspruch
genommen wird, würde die Zulässigkeit der Wiedereinsetzung prinzipiell endlos machen
und ein Bedürfniß nicht für sich haben (hannou. Prot. XVI. S. 6240; Gutachten des
Anw, Vereins S, 176).

Als einen besonders zu berücksichtigendenFall hat § 199 Abs. 2 den der Ver-
simmung der Einspruchsfrist hervorgehoben und die Wiedereinsetzung zugelassen, wenn
die Partei von der Zustellung des Versäumnißurtheils ohne ihr Verschulden keine
Kenntniß erlangt hat (vgl. preuß. Entw. §389, nordd. Entw. §289, nordd. Prot.
I. S. 405). Die Vorschrift ist durch die Erwägung hervorgerufen, >daß nach dem I S. 173.
angenommenen Zustellungssustem die Möglichkeit nicht ausgeschlossen ist, daß die
Partei weder die Zustellung der Klage noch die des Versäumnißurtheils rechtzeitig
erfahrt. Zugleich dient die Vorschrift zur Erledigung von Bedenken, welche in Betreff
der Zustellung an Zustellungsbevollmächtigte und mittelst Aufgabe zur Post (§ 154)
sich erheben lassen (vgl. preuß. Motive S, 86, Koch, preuß, Civilproz, Nä. II. § 144,
Anm. 4).

§§ 206—208. (K. V. 88 206—208, G. W 214—216.)
Der Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand steht in Beziehung

zu einem anhängigen oder anhängig gewesenen Prozesse; er tritt auf dieselbe Weise
ins Leben und nimmt denselben Gang, wie die Prozeßhandlung, welche in der ver¬
säumten Nothfrist vorzunehmen war. Daraus folgt, daß er im Falle der versäum¬
ten Einlegung der sofortigen Beschwerde durch Einreichung des Schriftsatzes bei
Gericht gestellt wird und zwar mit rechtlicher Wirkung sowohl bei dem Gerichte,
von welchem die angefochtene Entscheidung erlassen ist, als auch bei dem Beschwerde-
Berichte (§206 Abs. 2), was dem §516 entspricht (nordd. Entw. §293 Abs. 2);
in allen anderen Fällen versäumter Nothfrist durch Zustellung eines Schriftsatzes an
den Gegner (vgl. §§ 295, 458, 491, 514, 222, 780, 811; Württemb. Art. 287,
hllnnov. Entw. § 208, nordd. Entw. § 293 Abs. 1). Für den Parteiprozeß vgl.
§443,

Ebenso folgerichtig entscheidet in allen Fällen dasjenige Gericht, welches über
den Einspruch, das Rechtsmittel, die Restitutions- oder Nullitätstlage, die Anfech¬
tungsklage gegen das Ausschlußurtheil oder gegen den Schiedsspruch, um deren
Geltendmachung es sich handelt, zu entscheiden haben würde, wenn die Nothfrist
nicht versäumt' wäre (§ 207) (vgl, Württemb. Art. 284, Oldenb. Art. 198; Hess.
Entw. Art. 274, österr. Entw. § 208, hannou. Entw. § 206, hannou. Prot. S. 636 "
nordd. Entw. § 291). Welches Gericht darnach das kompetente, ergeben die §§ 293
153, 486, 516, 523, 593, 779, 812.

In weiterer Konsequenz des vorangestellten Satzes wird über den Antrag auf
Wiedereinsetzung gleicherweise verfahren, als wenn die versäumte Prozetzhandlung
schon rechtzeitig vorgenommen worden, so daß mündliche Verhandlung nur im Falle
der Versäumung der sofortigen Beschwerde entbehrlich ist (§§512—516); wird ferner
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die Julässigkeit des Restitutionsantrags nach denjenigen Vorschriften geprüft, welche
in dieser Beziehung für die versäumte Prozeßhandlung gelten (vgl, 88 286, 476,503,
513, 528 u. a.); unterliegt endlich die getroffene Entscheidung nur dann und unter
denselben Voraussetzungen der Anfechtung, soweit eine solche wider die Entscheidung
über die nachgeholte Prozeßhandlung selbst (vgl. u. A. § 507 Abs. 2) Zugelassen ist
(8 208 Abs. 2). Die Gewährung von Rechtsmitteln ist mehrfach für bedenklich erachtet
und z. B. in der württembergischen Prozeßordnung Art. 290 Abs. 3 beschränkt worden
(vgl. hannuu. Prot. S. 3694^—3696). In der angenommenen Begrenzung erschein!
indessen die gefürchtet« Verzögerung und Verweitlaufigung an sich nicht zu besorgen;
außerdem aber würde in der gänzlichen Ausschließung der Anfechtung eine Härte
sowohl gegen den Imploranten als besonders gegen denImploratenzu finden sein, welchem
Letzteren ein Mittel gegeben sein muß, unbegründete Restitutionsertheilungen zu ver¬
hüten (hannov. Prot. S. 3695, 3696). Dies gilt auch für den Fall, daß die Wieder¬
einsetzung in eontunmeiam gegen den in der Verhandlung ausgebliebenen bezw. nicht
verhandelnden Imploraten für zulässig erklärt ist; wider das ergehende Versäumnis,-

>S. 174. urtheil steht demselben der Einspruch > ebenso zu, wie er ihm zustehen würde, wen»
das Versäumnißurtheil von dem Gegner ohne das Mittelglied eines Restitutionsgesuch«
erwirkt worden wäre. Ein Grund, seine Versäumung in jenem Falle anders zu
behandeln (hannov. Entw. § 211, Hess. Entw. Art. 279, nordd. Entw. 8 295), als ,»
diesem, ist mcht gegeben (württemb. Motiv, a. a. O. S. 250, württemb. Komm. V«.
S. 98), Anders verhält es sich mit dem Imploranten, von dem mit Grund verlangt
werden kann, daß er auf die erste Versäumung, gegen welche er Wiedereinsetzn!«
nachsucht, nicht die zweite folgen lasse; sollte ' auch oiese zu sannen ihm freistehen
(Württemb. Art, 280), so würde die Reihe der Einsprüche und Wiedereinsetzungen
unter Umständen endlos werden. Im Anschlüsse an die Vorschrift des 8 300 hat der
Entwurf dem Imploranten deshalb den Einspruch versagt (vgl. preuh. Verordnn,»,
v. 28. März 1840 8 5, Bayern Art. 566, hannov. Entw. ß 211, nordd. Entw. Z 295).
Unter der Voraussetzung des S 454 steht ihm jedoch noch Berufung bezw. Revision
offen. —

Endlich vermag der Anspruch auf die prozessualische Restitution eben wegen
seiner Beziehung zu einem vorangegangenen Verfahren auch niemals ein selbstständiges
Verfahren zu "begründen. Der Antrag auf Wiedereinsetzung muß deshalb die ver¬
säumte Prozeßhandlung nachholen oder auf die bereits erfolgte Nachholung Bezug
nehmen (8 206 Nr. 3) (vgl. preuß. A. G. O. I. 14, Z 71, Verordn, v. 28. März IM
8 2, v. 21. Juli 1349 Z 68, v. 24. Juni 1867 8 75, Banern Art. 217, Württemb.
Art. 287, Oldenb. Art. 191, hannov. Entw. ß 208, nordd. Entw. 8 293). Das Ver¬
fahren über jenen ist mit dem Verfahren über diese regelmäßig zu verbinden (österr.
Entw. §212), wenn auch dem richterlichen Ermessen freigestellt bleiben muß, im ein¬
zelnen Falle das Mcliuium rezciuclLu« von dem i-esoizZoi-ium zu trennen (ß 208 Abs. 1),

Das Requisit der Glaubhaftmachung der die Wiedereinsetzung begründenden
Thatsachen (8 206 Nr. 2) entspricht dem geltenden Rechte und den neueren Prozeß-
gesetzentwürfen (vgl. nordd. Prot. I. S. 405, Württemb. Art. 287, Oldenb. Art. 197,
hannov. Entw. Z 208, nordd. Entw. 8 290) und dient zur Vereinfachung des Ver¬
fahrens.

Fünftel Eitel.
Anterbrechnng und Aussetzung des Verfahrens.

88 209—221. (K. V. 58 209—221, G. M 217—229.)
Der einmal anhängig gewordene Prozeß muß ohne Stillstand zu Ende geführt

werden können. Hierfür sorgt der Entwurf durch die Bestimmungen über den
Prozeßbetrieb, vermöge deren der ununterbrochene Fortgang des Verfahrens theils
der Thätigkeit der einen oder anderen Partei, theils der Amtspflicht der Gerichte
unterstellt ist. Wo aber letztere eintritt, dient sie immer nur dem muthmaßlichen,
auf Beendigung des Prozesses'gerichteten Willen der Parteien. Sind diese ausdrücklich
oder stillschweigend übereingekommen, den Prozeß auf bestimmte oder unbestimmte
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3eit nicht fortzusetzen, so hört auch die Prozeßthätigkeit des Gerichts auf. Diesen
freiwilligen Stillstand des Prozesses bezeichnet der Entwurf als: „Ruhen des
Verfahrens" (ß 221), Das Verfahren nimmt in einem solchen Falle dadurch seinen
Fortgang, daß die eine oder die andere Partei den Gegner zur mündlichen Verhand¬
lung ladet (Z 184), Eine Frist hierfür ist keinen, Theile gesetzt.

! Es können aber auch vom Willen der Parteien unabhängige Umstände ein- > S. 175.
treten, welche einen vollständigen Stillstand des Prozesses fordern. Dieser noth¬
wendige, allen Rechten bekannte Stillstand tritt entweder traft Gesetzes unmittelbar
mit dem Momente des bezüglichen Ereignisses ein (Unterbrechung) oder er wird vom
Gerichte angeordnet (Aussetzung), In beiden Fällen bedarf es einer Aufnahme des
unterbrochenen oder ausgesetzten Verfahrens — zu unterscheiden von der Wiederauf¬
nahme durch Nichtigkeitsklage und durch Restitutionsklage (§ß 517 ff.), —

Eine Unterbrechung des Verfahrens tritt ein:
1) in den Fällen des Todes, des Verlustes der Prozehfähigkeit oder des

Wegfalls des gesetzlichen Vertreters einer Partei, sofern für sie der
Prozeß nicht von einem Bevollmächtigten geführt wird — §l; 209,
211, 215;

2) im Falle der gerichtlichen Konkurseröffnung, wenn der Prozeh nach den
Vorschriften des Konkursrechts die Konkursmasse betrifft — H 210;

3) im Falle des AufHörens der Thätigkeit des Gerichts in Folge eines
Krieges oder fonstigen Ereignisses (justitium) — § 214;

4) in Anwaltsprozesscn im Falle des Todes des Anwalts oder des
Verlustes seiner Fähigkeit, die Vertretung der Partei fortzuführen —
§ 213.

Eine Aussetzung des Verfahrens kann auf Antrag angeordnet werden, wenn
in den unter Nr. 1 erwähnten Fällen die Partei durch einen Prozeßbevollmächtigten
vertreten war (ß 215); sie kann auch von Amtswegen angeordnet werden, wenn die
Partei sich zu Kriegszeiten im Militärdienste befindet oder wenn sie sich in einem
durch obrigkeitliche Anordnung, durch Krieg oder andere Zufälle vom Verkehre mit
dem Prozeßgerichte abgeschnittenen Orte aufhält (ß 216). Die Fälle zulässiger Aus¬
setzung des Verfahrens sind in diesem Titel jedoch nicht erschöpft; cmderweite Fälle
behandelt der Entwurf im Zusammenhange mit dem einschlagenden Verhältnisse,
welches zur Aussetzung führt. So kann der Hauptprozeß auf Antrag im Falle einer
Hlluptiutervention (Z 62), von Amtswegen im Falle der Präjudizialität eines andern
Prozeß-, Straf- oder Verwaltungsverfahrens (M 133, 134) und in Ehesachen zum
Zwecke der Mederaussöhnung der Parteien (§ 557) ausgesetzt werden. Endlich sind
durch § 12 des Einführungsgesetzes die landesgesetzlichen Vorschriften über die Ein¬
stellung des Verfahrens bei Kompetenzkonflikten (vgl^ preuß. Ges. v. 8. April 184/
8 5, Ges. u. 13. Februar 1854 3 1) aufrecht erhalten.

Wie eingreifend die richterliche Anordnung der Aussetzung des Verfahrens ist,
weil sie zu einer Versagung des rechtlichen Gehörs führen, zur Iustizuerweigerung
werden kann, liegt auf der Hand. Es darf daher als selbstverständlich angenommen
werden, daß das Gericht dazu nur in den gesetzlich bestimmten Fällen befugt ist,
wie dies z. B. der preußische (ß 755) und norddeutsche Entwurf (Z 393) ausdrücklich
aussprechen (nordd. Prot. I. S. 410). Auch der Entwurf deutet dies im § 221 an
und trägt außerdem der Wichtigkeit des Gegenstandes durch Gewährung eines
unbedingten Beschwerderechts Rechnung.

Während die Fälle der Aussetzung des Verfahrens mehr oder minder von
der Zweckmäßigkeit beherrscht werden und deshalb richterlicher Kognition und Anord¬
nung bedürfen, ist es die zwingende Natur der Thatsachen, welche die Fälle der
Unterbrechung bestimmt. Diesen liegt der gemeinsame Gedanke zum Grunde, >daß, I S. 176.
wenn in einem Prozesse ein Ereigniß eintritt, durch welches eine Partei ihrem Gegner
unuertheidigt gegenübersteht, der Rechtsstreit so lange einhalten muß, bis der
Partei Gelegenheit geboten ist, für die Vertheidigung und Vertretung ihrer Rechte
Sorge zu tragen (hannov. Prot. IV. S. 1222 ff.).' Daraus erklärt sich § 215
Abs. 1 und die Beschränkung des tz 213 auf Amvaltsprozessc, Völlig entsprechend
jenem Gedanken ist die bloße Thatsache als das unterbrechende und den Zeitpunkt
der Unterbrechung bestimmende Moment behandelt; die Kenntniß der Gegenpartei
oder des Gerichts ist unerheblich. Ohne solche werden freilich Termine und andere
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Prozeßhandlungen thatsächlich möglich bleiben, sie sind jedoch der unvertheidigten
Partei gegenüber ohne rechtliche Wirkung (Z 218 Abs. 2).

§ 209. (K. V. 8 209, G. § 217.)
Im Falle des Todes einer Partei erfolgt die Aufnahme des unterbrochenen

Verfahrens durch die Erklärung der Rechtsnachfolger, daß sie das Verfahren fort¬
setzen wollen. Diese Erklärung ist in Gemäßheit des § 219 durch Zustellung eines
Schriftsatzes abzugeben.

Wird die Aufnahme verzögert, so kann dieselbe erzwungen werden. Das
Verfahren, welches in einem solchen Falle einzuschlagen ist, wird durch die Bestim¬
mungen des Z 209 Abs. 2—4 geregelt.

Erscheinen die Rechtsnachfolger in dem Termine nicht, so wird die Rechts¬
nachfolge als zugestanden angenommen und durch Versäumnißurtheil ausgesprochen,
daß das Verfahren aufgenommen sei (vgl. Locle äs pruo, an. 349, 350, Bayern
ß 495, Schmitt, a. a. O. S. 345, 346, preuß. Entw. §§ 768, 769, 773 Nr. 5,
hannov. Entw. § 219, nordd. Entw. § 386). Die Erlassung des Versäumnißurtbeils
sowie die Anfechtung desselben durch Einspruch unterliegt den allgemeinen Vorschriften
über das Versäumnißurtheil. Zweckmäßig unterbleibt eine Verhandlung zur Haupt¬
sache bis zum Ablaufe der Einspruchsfrist und, wenn innerhalb derselben Einspruch
eingelegt wird, bis zu dessen Erledigung (nordd. Prot. I. S. 426). Es ist daher in
Uebereinstimmung mit dem norddeutschen Entwurf § 387 bis zu dem angegebenen
Zeitpunkte die Vornahme der Verhandlung zur Hauptsache untersagt.

Welchen Einfluß der Tod des Schuldners auf den Beginn und den Fortgang
der Zwangsvollstreckung hat, bestimmen die ß§ 642 ff.

§ 211. (K. V. 8 211. G. 8 219.)
Der Wirkung des Todes einer Partei steht prozessualisch gleich der Verlust

ihrer Prozeßfähigkeit, bezw. der Wegfall ihres gesetzlichen Vertreters, sofern Letzteres
nicht etwa Folge der eingetretenen Handlungs- und Prozeßfähigkeit der Partei selbst
ist (vgl. Bayern Art. 491, hannov. Entw. § 212 Nr. 3, preuß. Entw. § 758, nordd.
Entw. § 379). Mit der Bestellung eines gesetzlichenVertreters oder eines neuen
gesetzlichenVertreters fällt indessen die sachliche Grundlage der Unterbrechung weg;
es bedarf, um auch formell die Unterbrechung zu beendigen, nur noch eines Aktes
von der einen oder anderen Seite, welcher die Absicht der Fortsetzung des Prozesses
zum Ausdrucke bringt. Dafür genügt ohne förmliches Verfahren eine bloße Anzeige
an den Gegner (vgl. hannov. Entw. § 217 Nr. 3, nordd. Entw. ß 382 Nr. 2).

Die Dauer der Unterbrechung könnte noch abgekürzt werden, wenn nach
S. 177. Analogie des § 55 dem Gerichte die Befugniß zur Bestellung eines prouisori > schen

Vertreters beigelegt würde. Man hat von einer solchen Vorschrift abgesehen, weil
sie tief und ohne Noth in die Rechte der Partei eingreifen würde.

Auf gleicher Linie steht der Fall, wenn nach dem Tode einer Partei die uer-
mögensrechtliche Persönlichkeit derselben in dem bestellten Nachlaßkurator ihre Ver¬
tretung gefunden hat (ß 212).

8 215. (K. V. 8 215, G. 8 223.)
Während in den Fallen der Z§ 209, 211 die Partei dem Gegner unvertreten

und unvertheidigt gegenüberstehen würde, falls keine Unterbrechung des Verfahrens
einträte, läßt sich dies nicht sagen, wenn ein Prozeßbeuollmächtigter bestellt war. Die
Vollmacht wird weder durch den Tod des Vollmachtgebers, noch durch eine Veränderung
in Betreff seiner Prozeßfähigkeit oder seiner gesetzlichen Vertretung aufgehoben (§80);
der Bevollmächtigte bleibt zur Fortführung des Rechtsstreits berechtigt und verpflichtet.
Gleichwohl bleibt die Veränderung, welche in der Person einer Partei durch Tod lc.
eintritt, ein folgenreiches Ereignis;, selbst wenn nicht Handlungen in Frage stehen,
die nur persönlich von dem Vollmachtgeber ausgerichtet werden können. Wie einerseits
die Vorschrift des § 80 nicht soweit gehen kann, den Bevollmächtigten ein für alle
Mal zur Fortführung des Prozesses für verbunden zu erklären und ihm die Befugniß
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;ui Kündigung des Mandats zu entziehen, so muß dem Bevollmächtigten auch die
Möglichkeitgewahrt bleiben, den Prozeß nicht eher fortzusetzen, als bis er eine neue
Vollmacht und die nöthige Instruktion von den ihm zur Zeit vielleicht noch nicht
einmal bekannten Rechtsnachfolgern seines Mandanten erhalten hat (hannou. Prot. IV.
S, 1216 ff,, nordd. Prot. I. S. 423). Ohne eine Unterbrechung iz)80 taeto zu statuiren,
hat der Entwurf deshalb die anzuordnende Aussetzung des Verfahrens auf den Antrag
des Bevollmächtigten gestellt (nordd. Entw. § 380, sächs. Entw. § 564 i. t.). Das
Gericht ist verpflichtet, demselben stattzugeben. Andere Legislationen (vgl. Proz. Ord.
u, Hannover § 169, Bayern Art. 491, hannov. Entw. 8 213, preuß. Entw. § 763 u.
a.) lassen die Unterbrechung mit der obligatorischen Anzeige des Bevollmächtigten
von dem Tode seines Mandanten eintreten; es ist jedoch nicht einzusehen, warum
die Unterbrechung auch dann statthaben soll, wenn der Bevollmächtigte zur Fortführung
gewillt und gehörig informirt ist. Die Rücksicht auf den Gegner, dem es allerdings
nicht gleichgültig sein kann, ob er fernerweit mit ihm vielleicht gänzlich unbekannten,
seinem Ansprüche möglicherweise gar nicht widersprechenden Personen streiten soll,
erfordert nur soviel, daß, wie der Entwurf im Falle des Todes gethan, ihm unabhängig
non der Einwilligung des Bevollmächtigten das gleiche Recht eingeräumt wird, die
Aussetzung des Verfahrens zu verlangen (vgl. Württemberg Art, 296, nordd. Entw.
§ 380).

Die Dauer der angeordneten Aussetzung und die Aufnahme des Verfahrens
richten sich nach den Vorschriften der §§ 209, 211, 212. Daß die Ladung auch in
diesem Falle den Nachfolgern selbst zugestellt werden soll, steht nicht im Widersprüche
mit dem Grundsatze des § 80 und empfiehlt sich besonders dann, wenn es streitig ist,
welche Personen die Erben einer verstorbenen Partei sind, wobei dem System des
Entwurfs entsprechend lediglich dem Gegner überlassen bleibt, welche Personen er
behufs der Reassumtion laden will (vgl. nordd. Prot. I, S. 423). Daneben soll im
Falle des Todes auch noch die Ladung des Bevollmächtigten erfolgen, weil erfahrungs-
mäßig in den meisten Fällen derselbe Prozeßbeuollmächtigte beibehalten wird (nordd.
Entw. § 385). In Anwaltsprozessen muß die Ladung an die Partei dem Requisite
des § 185 genügen.

I 8 210. (K. V. § 210, G. § 218.) > S. 178.
Der Entwurf konnte über die Wirkungen der Konkurseröffnung auf anhängige

Prozesse des Gemeinschuldners ein Mehreres nicht vorschreiben, als daß das Verfahren
dann unterbrochen wird, wenn es die Konkursmasse betrifft (vgl. preuß. Koni. Ordn.
H 8, Proz. Ord. von Bayern Art. 1219, nordd. Entw. ß 379 Nr. 4, preuß. Entw.
8§ 757, 758). Die Interessen der Gläubigerschaft können nur auf diesem Wege gewahrt
werden (nordd. Prot. I. S. 413, 429). In Betreff der Erzwingung der Wieder¬
aufnahme findet die dem § 209 gleiche Behandlung in der Aehnlichteit der Verhältnisse
ihre Rechtfertigung (vgl. nordd. Entw. § 388 und preuß, Motive S, 193). Das
Weitere ergeben die Bestimmungen der Kontursordnung.

Wird der Konkurs ganz aufgehoben, so kann selbstredend jeder Theil das Ver¬
fahren wieder aufnehmen.'

H 213. (K. V. § 213, G. 8 221.)
Der Anwaltszwang bringt es mit sich, daß der Tod des Anwalts oder das

gänzliche oder theilweise Ausscheiden desselben aus der Anwaltschaft die Partei
momentan unuertheidigt und unvertreten macht. Zur Hebung dieses Hindernisses
bedarf es aber keines formellen Reassumtionsakts. Die Partei braucht nur eine neue
Wahl zu treffe« und dem Gegner davon Anzeige machen zu lassen (vgl. Hannover
ß 171 Nr. 4, hannov. Entw. tz 21? Nr. 2, preuß. Entw. § 774). Im Verzügerungs-
falle kann sie von dem Gegner dazu aufgefordert werden. Mit Ablauf der gesetzten
Frist nimmt die Unterbrechung des Verfahrens ipzo jui-L ein Ende (vgl. preuß. Entw.
8 775, nordd. Entw. ß 390, nordd. Prot. I. S. 428). Das gleiche Resultat tritt ein,
wenn die zur Verhandlung der Hauptsache in Person geladene Partei ausbleibt bezw.
nicht durch einen Anwalt auftritt, ohne daß es, eben weil keine formelle Reassumtion
erforderlich, eines besonderen Versäumnißurtheils über die Wiederaufnahme bedarf.
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Das Versäumnißverfahren ergeht in solchem Falle zur Hauptsache nach allgemeinen
Regeln,

Wenn im Parteiprozesse der Anwalt oder sonstige Prozeßbeuollmächtigte einer
Partei wegfällt, so befindet sie sich in gleicher Lage, wie wenn die Vertretung einer
Partei aufhört, weil sie selbst prozeßfähig geworden. In beiden Fällen nimmt der
Entwurf mit Recht eine Unterbrechung des Verfahrens nicht an (vgl. hannov. Prot,
IV. S. 1223, 1224).

Die Vorschrift des

8 216 (K. V. 8 216, G. § 224)
ist insbesondere in Rücksicht auf die Wehruerhältnisse des Reichs, welche bei Ausbruch
eines Krieges einen großen Theil der Ciuilbevölkerung unter die Waffen rufen, ein
Bedürfniß (vgl. preuß. A. G. O. I. 20. W 9—12, preuß. Entw. §760, nordd. Entw.
§ 392). Aus gleichem Grunde hatte der norddeutsche Entwurf eine fernere Bestimmung
vorgeschlagen, wonach bei Ausbruch eines Krieges, falls der Reichstag nicht versammelt
und deshalb der Erlaß eines Reichsgesctzes nicht möglich ist, durch Kaiserliche Ver¬
ordnung mit Gesetzeskraft die Sistirung der Militärprozesse angeordnet werden kann.
Die an sich wünschenswerthe und zweckentsprechendeVorschrift gehört indessen nicht
dem Gebiete der Prozeßgesetzgebung, vielmehr dem Verfassungsrechte an und ist deshalb
in den Entwurf nicht übergegangen.

§ 218. (K. V. § 218, G. 8 226.)
In ihrem Erfolge stehen sich Unterbrechung und Aussetzung des Verfahrens

S. 179. durchaus gleich. Beide hemmen den Betrieb der Sache dergestalt, daß die >während
der Unterbrechung oder Aussetzung von einer Partei in Ansehung der Hauptsache
(im Gegensatze zu den die Wiederaufnahme bezielenden Schritten, mit denen sich
nur die Ladung zur Verhandluug der Hauptsache verbinden kann) vorgenommenen
Prozeßhandlungen der rechtlichen Wirkung entbehren (Proz. Ord. v. Banern Art.
492, hannov. Entw. § 116, nordd. Entw. ß8 381, 394); beide lassen den Lauf einer
jeden Frist, namentlich auch der Nothfristen, aufhören, so zwar, daß nach Beendigung
der Unterbrechung oder Aussetzung die volle Frist von Neuem zu laufen beginnt.
Wie diese letztere Bestimmung zur Vereinfachung des Verfahrens und zur Abschnei¬
dung von Streitigkeiten über die Fristenberechnüng dienen wird, so ist sie anderer¬
seits zum Schutze der Parteien nothwendig, denen mitunter nicht die nöthige Zeit
bleiben würde, wenn nur der Rest der Frist gewährt würde (vgl. Proz. Ordn, v,
Hannover § 151 und Leonhardt a. a. O. S. 124 Anm. 3, Bayern Art. 211, 492,
Württemberg Art. 293, Baden 1121, preuß. Entw. §ß 756 Nr. 2, 762 und Mot.
S. 193, hannov. Entw. 8 216, sächs. Entw. §563 und Mot. S. 605, nordd. Entw.
88 381, 394).

Wenn die Entscheidung noch nicht erlassen, jedoch die mündliche Verhandlung
bereits geschlossen ist, auf welche die Entscheidung ergehen kann, so ist eine weiten
Parteithätigkeit nicht erforderlich. Ein diese hemmendem Ereigniß bleibt deshalb
einflußlos und hindert dir allein noch rückständige Verkündung der Entscheidung
nicht (vgl. §§ 273, 284). Die Bestimmung des ß 218 Abs. 3 entspricht dem Lode
äe <?6ULV6 Art. 274, Hannover § 170, Württemberg Art. 293, Bayern Art. 491,
dem preuß. Entw. 88 761, 763 und hannov. Entw. 8 215, während der Ouäs de
I»roc,. Art. 342, 343 völlig prinzipwidrig (vgl, allg. Begründung § 3 mit Loitard
61 Onlmst' I1aaF6, 1,6^0118 cks proo. eiv. Vd. XI. 1872 I. p. 509 8eci.) schon
den Beginn des Plaidoyers für ausreichend erklärt, um die Unterbrechung aus¬
zuschließen.

8 219. iK. V. 8 219, G. 8 227.)
Entsprechend dem Modus, in welchem der Prozeßbelrieb durch die Partei

überhaupt vor sich geht, geschieht auch die Wiederaufnahme eines unterbrochenen
oder ausgesetzten Verfahrens, mag sie sich als förmliche Reassumtions - Erklärung
oder als bloße Anzeige gestalten, sofern sie nicht in der mündlichen Verhandlung
erklärt wird, durch Zustellung eines Schriftsatzes. Zugleich wird in dieser Form
ein fester Zeitpunkt für die Beendigung der Unterbrechung und Aussetzung ge-
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wonnen, was rücksichtlich des damit zusammenfallenden Wiederbeginns der Fa-
wlien durchaus unentbehrlich erscheint (vgl. Ocxls clo prno. »rt. 346, 347,
Bayern Art. 494 Nr. 2, 535, preuß. (§§ 767, 771 Nr. 3), sächs. (§565), nordd.
^ntw. (ß383) und nordd. Prot. S. 426, 1498). Für Nichtanwaltsprozesse vgl.
3 443.

Nach
§ 220 (K. V. l; 220, G. 8 228)

ruht das Verfahren in Folge einer Vereinbarung der Parteien, sowie im Falle des
Nichterscheinens beider Parteien in einem Termine zur mündlichen Verhandlung
tvlll. preuß. Verordn, v. 21. Juli 1849 § 25. und 24. Juni 1867 § 25, Proz. Ordn.
».Hannover § 168, Württemberg Art. 292, Bayern Art. 241, Oldenburg Art. 114,
Baden §§ 296, 298, Brcmnschweig ß 116, hannov. Entw. § 212, Hess. Entw. §§ 281,
282, sächs. Entw. § 562, nordd. Entw. tztz 395, 438). Diese Bestimmungen recht¬
fertigen sich durch die Erwägung, daß > die Verhandlung über den Rechtsstreit von l S. 180.
dem Willen der Parteien abhängig ist und die Gerichte nicht berufen sind, einen
Rechtsstreit gegen den Willen der Parteien durch Abgabe eines Urtheils zur Erledi¬
gung zu bringen. Es würde offenbar unzulässig sein, wenn die Parteien zur Betrei¬
bung des Prozesses wegen eines Anspruchs, der ihrem freien Verfügungsrechte
unterliegt, genöthigt werden sollten, während vielleicht die wichtigsten Interessen
Familienrücksichten u. a.) die Nichtbetreibung des Prozesses gebieten können. Die
Willkür der Parteien kann indeß auf den Lauf der Nothfnsten keinen Einfluß äußern,
da die Vorschriften, welche diese Fristen betreffen, im Interesse der öffentlichen Ordnung
gegeben find (vgl. Motive zu §tz 195 ff.).

Bei dem Ausbleiben beider Parteien in einem Termine tritt ein Ruhen des
Prozesses nur dann ein, wenn dieser Termin zur mündlichen Verhandlung bestimmt
war; m Terminen, welche zu anderen Zwecken stattfinden, wird das Verfahren,
soweit es überhaupt möglich ist, unbedenklich und ohne in Widerspruch mit dem
^räsumtiuen Willen der Parteien zu treten, fortgesetzt werden können, insbesondere
ist deshalb die Verkündung der gerichtlichen Entscheidungen (§§273, 284), sowie die
Beweisaufnahme (§322) von der Anwesenheit der Parteien nicht abhängig. Die
Vereinbarung der Parteien, daß das Verfahren ruhen solle, hemmt aber auch diese
Thätigkeiten des Gerichts.

Das dem französischen Rechte eigenthümliche, auf einem Mißverständnisse des
römischen Rechts (L. 13 (). Äo Mäio. 3, 1. Buchka, die Lehre vom Einfluß des
Prozesses auf das materielle Rechtsverhältniß II. S. 52 ff. Wetzell, Nä. II. S. 907,
W8) beruhende Institut des Erlöschens des Verfahrens (Peremtion der Instanz),
welches in modisizirter Gestalt in das genfer Gesetzbuch, die badensche Proz. Ordn.,
den preuß., Hess., bayer., nordd. und hannov. Entw. erster Lesung übernommen war,
ist in den Entwurf nicht übergegangen und gleicherweise dem gemeinen und preußi¬
schen Prozeßrechte, wie den Prozeßordnungen von Hannover, Bayern, Württemberg,
den Entwürfen für Oesterreich und Sachsen fremd geblieben. Gegenüber der durch
ein Bedürfniß nicht gebotenen Neuerung, welche für einen großen Theil Deutschlands
in jener Einrichtung liegen würde, ist zu beachten, daß derselben das deutsche Rechts¬
bewußtsein von jeher Widerstand entgegengesetzt hat, daß sie die Dispositionsrechte
der Parteien verletzt, beabsichtigten Prozehverschleppungen wirksam nicht entgegentritt
und darum ohne erhebliche geschäftliche Bedeutung ist (vgl, hannov. Prot. S. 1249
ff. 5188 ff., Württemberg Motive a. a. O. S. 261; Verhcmdl, der bayer. Abg. Kammer
Neilagen-Bd. II. Abth. 2. S. 174, 175).

§ 221. (K. V. 8 221, G. 8 229.)
Für den Fall der Ablehnung eines Aussetzungsgesuchs war die sofortige, an

eine kurze Nothfrist gebundene Beschwerde das geeignete Rechtsmittel, um für den
Fortgang des Verfahrens und dessen Rechtsbeständigkeit eine der Rechtskraft ähnliche,
unverrückbare Basis zu gewinnen.
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Sin »Zweites Buch.
Verfahren in erster Instanz.

Das Weite Buch des Entwurfs stellt das Verfahren in erster Instanz dar;
es besteht aus zwei Abschnitten, von denen der erste das Verfahren vor den Land¬
gerichten, der zweite das Verfahren vor den Handelsgerichten und vor den Amts¬
gerichten betrifft. Das erstinstanzlicheVerfahren vor den Landgerichten ist ausführlich
und erschöpfend behandelt, so daß die Vorschriften über das Verfahren vor den
Handels- und Amtsgerichten nur die Abweichungen und Besonderheiten enthalten,
welche für das Verfahren bei diesen Gerichten bestehen.

Erster Abschnitt.
Verfahren vor den Landgerichten.

Die systematische Anordnung der Vorschriften des ersten Abschnitts beruht auf
der Erwägung, daß

1) das Verfahren durch das Gebot der Verbindung der Beweise mit den
Behauptungen beherrscht wird, daß

2) der Beweisbeschluß die Bedeutung einer vrozehleitenden Verfügung
hat, daß

3) die Beweisaufnahme einen Theil des Verfahrens bildet, daß folglich
4) das mit der Erhebung der Klage beginnende Verfahren erst durch das

Endurtheil geschlossen wird.
Der erste Titel regelt das Verfahren bis zum Urtheil, der zweite Titel beschäftigt

sich mit dem Urtheil, während der dritte Titel das Versänmnißuerfahren, das Vci-
fäumnißurtheil und den Einspruch behandelt.

Die Vorschriften des ersten Titels gewähren ein klares und übersichtliches
Bild über den Gang des Verfahrens von der Erhebung der Klage ab bis zmn
Urtheil, indem sie dem regelmäßigen Laufe des Verfahrens folgen und zugleich alle
Besonderheiten und alle die Beweisaufnahme bezielenden Vorschriften umfassen. Um
indeß die Uebersichtlichkeitnicht zu gefährden, sind verschiedene Vorschriften, welche
an sich Bestandtheile des ersten Titels sind, in besonderen Titeln (4—12) zusammen¬
gestellt, so daß im ersten Titel an den entsprechenden Stellen (§§ 240, 24?) auf
diese Vorschriften verwiesen werden tonnte.

Erster MI.
Verfahren bis zum Artßeil.

§§ 228—261. (K. V. 88 222-261, G. W 230-271.)
I.

Die Klage.

ß 222. (K. V. § 222, G. § 230.)
Die Klageschrift hat theils einen bestimmenden, theils einen vorbereitenden

Charakter (vgl. allgem. Begründung ß 4 a. E.)
! S. 182. l Durch die Klageschrift soll die Grundlage für den Rechtsstreit bestimmt werden.

Mit Rücksicht auf diesen Zweck sind im § 222 Nr. 1—3 die wesentlichen Bestand-
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theile der Klageschrift festgestellt; außerdem muß dieselbe die Aufforderung an den
Gegner enthalten, einen bei dem Prozetzgerichte zugelassenen Anwalt zu bestellen
(§ 185). Die Bezeichnung der Parteien (H 222 Nr. i) muß so bestimmt sein, daß
über deren Identität kein Zweifel obwalten kann (nordd. Prot. II. S. 529). Den
„Orund des erhobenen Anspruchs" (ß 222 Nr. 2 § 583 Nr. 3) oder den „Klagegrund"
(8 232) bilden diejenigen Thatsachen, welche nach Maßgabe des bürgerlichen
Rechts „an sich geeignet sind, den erhobenen Anspruch als in der Person des Klägers
entstanden und zugleich als durch den Beklagten verletzt erscheinen zu lassen" — die
rechtsbegründenden Thatsachen —. Der Entwurf sondert nicht die objektive Existenz
des streitigen Rechts von seinen subjektiven Beziehungen — der lLFitiniatio lld eau8«.m
Hlltiva und M88iva, — legt nicht, wie es die ältere gemeinrechtliche, auch in die preuß.
A, G. O. I, 5 ß 4 »üb 6 I. 10 § 81 a. übergegangene, von der neueren preußischen Praxis
in Veranlassung der Verord. v. 21. Juli' 1846 ß 5 aufgegebene Theorie wollte, der
leZitimatio aä causam dieselbe praktische Bedeutung bei, wie der lEzitimatio acl
MW85UM, betrachtet vielmehr in Uebereinstimmung mit der neueren deutschen
Prozeßwissenschaft und mit der französischen Doktrin^, in welche die Irrthümer der
älteren gemeinrechtlichen Theorie niemals Eingang gefunden haben, die Thatsachen,
welche die loZitiwllUn aä causam ergeben, als einen Theil des Klagegrundes (vgl.
für das gemeine Recht Wetzeil, Nä.'lII. S. 142—156, für das preuß. Recht, Dern-
burg, Lehrb. des preuß. Privatrechts I. § 126 und Förster, Klage und Einrede
§ 13, für das französische Recht Onäs äs proe, art. 61 Nr. 3).

Fehlt es in der Klageschrift an einem der wesentlichen Bestandtheile, so können
die Wirkungen, welche der Entwurf an die Erhebung der Klage knüpft, nicht eintreten;
ebensowenig kann gegen den nicht erschienenen Beklagten auf Antrag des Gegners
ein Versäumnißurtheil erlassen werden (§ 286 Abs. 2).

Als vorbereitender Schriftsatz soll die Klageschrift den Erfordernissen des ß 117
sowie dem Requisite des § 222 Abs. 3 entsprechen. — Die Nothwendigkeit der Unter¬
schrift durch den Anwalt des Klägers ergiebt sich aus dem Begriffe des Anwalts-
piozesses von selbst. Die Vorschrift des '§ 72 Abs. 1 ist so generell gehalten, daß sie
die Vertretung der Partei durch einen Anwalt nicht nur in der mündlichen Ver¬
handlung, sondern auch in dem prozessualischen Verkehre der Parteien außerhalb der
mündlichen Verhandlung umfaßt. Trotz der nur instruktionellen Bestimmung des
8 11? Nr. 5 erschien die essentielle Bedeutung der Unterschrift des Anwalts als so
selbstverständlich,daß der Entwurf glaubte, von einer desfallsigen Vorschrift absehen
M können.

Die Bestimmungen des Entwurfs lehnen sich den Vorschriften der bayer.
Proz. Ordn. Art. 225, des preuß. Entw. § 296 und des nordd. Entw. M 197,
403 an.

8 223. (K. V. 8 223, G. § 231.)
In vielen Fällen ist es ein dringendes, ja unabweisbares Bedürfniß, den

Bestand eines Nechtsverhältnisses, bevor noch die materiellen 'Folgen desselben in
Anspruchgenommen werden, festzustellen, indem nur auf Grund einer solchen Fest¬
stellung die Betheiligten ihre Handlungsweise ohne Gefahr wesentlicher Verluste
bestimmen können (vgl. Bahr, die Anerkennung als Verpflichtungsgrund, Nä. II.
E, 315).

>Die neuere Theorie und Praxis (vergl. Entsch. des Reichs-Oberhandelsgerichts < S. 183.
V. S. 288, 289) neigen dahin, diesem Bedürfnisse durch Gestattung von aotionsz
MeMäioml68 — von Klagen auf Anerkennung, auf Feststellung von Rechtsverhältnissen
— abzuhelfen, auch lassen neuere Gesetze (Baden § 256, Württemberg Art. 319, sächs.
Civilgesetzbuch ß 147, kurhess. Ges. u. 28. Oktober 1863 § 33) und neuere Prozeßgesetz¬
entwürfe (preuß. Entw. § 218, Hess. Entw. Art. 333, nordd. Entw. § 195) derartige
Klagen im weitesten Umfange zu.

Die Voraussetzungen zu regeln, unter denen eine Klage erhoben werden kann,
ist Sache des materiellen Rechts.' Nicht die Civilprozeßordnung, sondern das Civil-
Hesetzbuch würde daher der Ort sein, zu bestimmen, ob und inwieweit Klagen auf
Feststellung zu gestatten seien; aus diesem Grunde ist die Aufnahme einer desfallsigen
Vorschrift in den hannoverfchen Entwurf (hannov. Prot. V. S. 1461—1467), sowie
in die bayerische Prozeßordnung (Verhandl. des Gesetzgebungsausschusses der Kammer



256 Nessnmdung d« Lütwurfo.

des bayer. Landtags 1863/65, Veilagenbd. III. Abth, 1. S. 246) abgelehnt. Wenn
dessen ungeachtet der Entwurf im 8 223. den § 195 Abs. 1 des norddeutschen Entwurfs
reproduzirt, so war hierfür nicht allein die Rücksicht auf Beseitigung der in der Praxis
herrschenden Unsicherheit und auf Herbeiführung der Rechtseinheit maßgebend, es
waren daneben auch gewichtige prozessunle Erwägungen von entscheidendem Einflüsse.

1. Der § 223 macht, indem er ganz generell eine Klage auf Feststellung des
Bestehens oder Nichtbestehens eines Rechtsuerhältnisses einräumt, die Provokation ex
lege DinHinari und ex lLZL 8i Lontenclat überflüssig. Der Entwurf konnte daher in
Uebereinstimmung mit dem französischen Rechte und im Anschluß an den preußischen
und norddeutschen Entwurf von der Aufstellung eines besonderen, von Württemberg
Art. 799—809, Bayern Art. 569—57«, dem hannov. Entw. §ß 509—517 und sächs.
Entw. §ß 845—856 in verschiedenem Umfange aufrecht erhaltenen, jedoch wegen der
Kostspieligkeitund wegen der Verschleppung des Verfahrens dem praktischen Bedürfnisse
wenig entsprechenden Prouokationsprozesses Umgang nehmen und sich im neunte»
Buche (H 768—791) auf die Normirung des Aufgebotsverfahrens gegen unbestimmte
Gegner beschränke«.

2. Wie die Erörterungen über den Z 283 ergeben werden, war die Regelung
der Lehre von dem Umfange der Rechtskraft der Urtheile (von der sogenannten
Rechtskraft der Entscheidungsgründe) in der Civilprozeßordnung nothwendig. Diese
Regelung ist aber, wie aus den beregten Erörterungen gleichfalls hervorgehen wird,
nur erreichbar, wenn der Entwurf von der Zulcissigkeit der Feststellungsklagen aus¬
gehen darf.

Dasselbe prattische Bedürfniß, welches dahin drängt, Klagen auf Feststellung
des Bestehens oder Nichtbestehens von Rechtsverhältnissen zu gewähren, fordert auch
die Gestattung von Klagen auf Feststellung der Echtheit oder Unechtheit von Urkunden
— ohne Rücksicht darauf, ob die betreffende Urkunde nur die Bedeutung eines
Beweismittels hat oder ob sie zugleich als die Trägerin des Rechtsverhältnisses selbst
erscheint, so daß die Geltendmachung des letzteren durch ihre Existenz bedingt ist.
Das in der Mehrzahl der deutschen Bundesstaaten geltende, der bei Zeugen statt¬
findenden zn'obatio in iierMuam rsi memoriam nachgebildete Exemplifikationsverfahren
trägt diesem Bedürfnisse nur in sehr unvollkommener Weise Rechnung. Weiter geht
das französische Recht.

Der Oocle äe pro«, »rt. 193 ff. räumt eine Klage auf Feststellung der Echt-
IS. 184. >heit einer Privaturkunde ein. Demselben folgen öer preuß. Entw. §224 und

Bayern Art. 579—582, während der Entwurf im Anschluß an den norddeutschen
Entwurf die Klage auf Feststellung der Echtheit auch für öffentliche Urkunden
gestattet (nordd. Prot. II. S. 774).

Neben der prooLäuie y« veritioation äs» Loritursz hat der Loäo äs proe. art,
214—251 für die Feststellung der Fälschung einer Urkunde ein eigenes Verfahren —
6ii taux inciclLiit civil, Incidentfälschungsklage — ausgebildet, welches indessen einem
präjudiziellen Strafverfahren — Lii taux principal — zu weichen hat, wenn sich
gegen eme noch lebende Person der Verdacht einer noch nicht verjährten, verbrecherischen
Handlung herausstellt (Ümls cl'inztr. crim. art. 460). Ganz abgesehen davon, daß
das Verfahren sn taux ineiüsnt eivil sehr verwickelt und schwerfällig ist, kann es nm
zur Anwendung kommen, wenn es sich um Urkunden handelt, deren sich der Gegnei
im Laufe eines Prozesses bedient (Oocls üe proo. art. 214). Für diesen Fall
ist aber eine besondere Klage entbehrlich, denn es fehlt, wenn im Laufe eines Prozesses
gegen eine Urkunde die Einrede der Fälschung geltend gemacht wird, an einem aus¬
reichenden Grunde, die Verhandlung über diese Einrede aus dem Prozesse hinaus-
zuweisen und in einem besonderen Verfahren zu erledigen. Und ebensowenig läßt
es sich rechtfertigen, die Feststellung der Fälschung im Civilprozesse zu verbieten, wenn
eine bestimmte 'im Wege der Kriminalprozedur' verfolgbare Person der Fälschung
verdächtig ist; es genügt, daß dem Gerichte die Befugnitz ertheilt wird (§ 134), in
einem solchen Falle die Aussetzung der Verhandlung bis zur Erledigung des Straf¬
verfahrens anordnen zu können. Für den Entwurf konnte es hiernach nicht zweifel¬
haft sein, daß den Bestimmungen des französischen Rechts die Aufnahme zu versagen
sei — umsoweniger, als die Einräumung einer Klage auf Feststellung der Unecht¬
heit von Urkunden ein Mittel bot, welches den Anforderungen des praktischen Bedürf¬
nisses in höherem Grade entspricht, als die Vorschriften des französischen Rechts.
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Der Entwurf macht die Zulassigteit der Feststellungsklage von der Voraus¬
setzung abhängig, daß der Kläger ein rechtliches Interesse daran hat, daß die Fest¬
stellung alsbald erfolge. Die Besorgnis;, daß das Klagerecht zu großer Belästigung
Bereichen tonne, erscheint nicht gerechtfertigt, da die Voraussetzung eines rechtlichen
Interesse auf Seiten des Klägers eine hinreichend scharf gezogene Grenze abgiebt,
und da ferner, falls der Beklagte zur Erhebung der Klage keine Veranlassung gegeben
hat und sich auf den Prozeß nicht einläßt, die Prozcßtosten nicht ihm, sondern dem
Kläger zur Last fallen (Z 87). Zwischen dinglichen und obligatorischen Rechtsverhält¬
nissen ist nicht unterschieden, weil das Bedürfniß nach einer Feststellungsklage für beide
Arten von Rechtsverhältnissen in gleichem Maße besteht. Und daß der Besitz mit zu
den ß 223 beregten Rechtsverhältnissen zu zählen fei, daß mithin auch für den Besitz
eine Präjudizialtlage durch H 223 eingeräumt werde, ist alü unzweifelhaft nicht zum
Ausdruck gebracht (vgl, Vruns die Besitzungen des römischen und heutigen Rechts
Z,1—7). Ebenso ist die in den preuß. Entw. aufgenommene Bestimmung, daß die
.Enge auf Feststellung auch bei noch nicht fälligen oder bei bedingten Forderungen
stattfinde, als selbstverständlich weggelassen.

Ohne Rücksicht auf das Vorhandensein eines rechtlichen Interesse gestatten die
Piozeßordn. v. Baden, das kurhess. Gesetz und der Hess. Entw. die Feststellungsklage
lUich dann, wenn der Beklagte ausdrücklich oder stillschweigendeinwilligt. Diese Aus¬
dehnung des Klasserechts ist indessen durch das Bedürfniß >nicht geboten und im I S. 185.
Interesse einer geordneten Rechtspflege umsoweniger zu billigen, als das .Wasserecht
durch das Gesetz begründet wird und nicht durch die Willkür der Parteien bestimmt
werden kann. — Die Mehrzahl der oben aufgeführten Gesetze und Entwürfe hebt
hervor, daß die Feststellungsklage Platz greife „ohne vorausgegangene Rechtsverletzung".
Das sächsischeCivilgesetzbuchund der norddeutsche Entwurf haben sich einer derartigen
Formulirung enthalten. Dem Vorgänge derselben hat sich der Entwurf angeschlossen.
Denn wenn das Gesetz neben der Klage auf die dem Rechtsverhältnisse entsprechende
Leistung eine Klage auf Feststellung einräumt, so erkennt es damit an, daß aus dem Rechts¬
verhältnisse neben dem Ansprüche auf Leistung ein weiterer selbstständig verfolgbarer
Anspruch auf Feststellung erwächst. Nie der Anspruch auf Leistung, so kann auch
der Anspruch auf Feststellung verletzt werden — und nur, wenn er verletzt ist, liegt
Anlaß zur Erhebung einer Klage auf Feststellung vor. Die Aufnahme der fraglichen
Worte in das Gefetz erscheint daher nicht gerechtfertigt. Wenn nun aber hiernach
der Anspruch auf Feststellung als ein aus dem Rechtsverhältnisse selbst originirender
Anspruch aufzufassen ist, so ergiebt sich ohne Weiteres, daß für die Klage auf Fest¬
stellung dasjenige Gericht zuständig sem muß, vor welchem aus dem Rechtsverhältnisse
selbst geklagt werden kann — und dieselbe Kompetenz ist für die Klage auf Feststel¬
lung der Echtheit oder Unechtheit einer Urkunde begründet. Zum Ausdrucke ist diese
Konsequenz in dem § 29 gelangt; die Aufführung der einzelnen, in toro oontraew!,
zulässigen Klagen gebot auch, der Klage auf Feststellung des Bestehens oder Nicht-
bestehens eines Vertrags ausdrücklich zu gedenken. Ebenso versteht es sich von selbst,
daß durch die Zulassung der Feststellungsklage eine Aenderung in der Beweislast
lücksichtlich der Existenz oder Nichtexistenz des Rechtsverhältnisses, beziehungsweise der
Echtheit oder Unechtheit einer Urkunde nicht herbeigeführt wird. Auch beantworten
sich auf Grund einer richtigen Konstruktion der Feststellungsklage die Fragen, ob das
auf die Feststellungsklage erlassene Urtheil einen vollstreckbaren Schuldtitel abgeben
könne, ob dasselbe auf die Klageuerjährung von Einfluß fei u. f. w., ohne alle
Schwierigkeit.

§ 224. (K, V. ^ 224, G. § 232.)
Die subjektive Klagenkumulation ist bereits in den ZZ 56 ff. behandelt, der

3 224 beschränkt sich daher auf die Regelung der objektiven Klagenhäufung. Diese
Regelung ist in Anlehnung an das geltende Prozeßrecht (vgl. z. B. Hannover Z 186,
Baden ß 285, Württemberg Art. 320, Banein Art. 178) und an die neueren Entwürfe
(vgl. preuß. Entw. Z 225, hannov. Entw. Z 232, nordd. Entw. § 198) erfolgt.

Das Prozeßgericht muß für jeden Anspruch der Gattung nach und' für alle
Ansprüche zusammen dem Werthe nach zuständig sein. Es tonnen daher mehrere
Ansprüche,welche nicht einzeln, aber in ihrer Gesammtheit die für die Zuständigkeit
der Landgerichte bestimmte Werthsumme erreichen, wenn in einer Klage tumulirt,

Materialien zur CWUprozeßordmmg. 17



258 Nessnmduiiss des Entwurfs.

vor dem Landgerichte geltend ssemacht werden (8 5); und selbstverständlich wird die
Verbindung mehrerer Ansprüche in einer Klage nicht dadurch ausgeschlossen, daß dem
Werthe nach der eine Anspruch vor die Amtsgerichte, der andere vor die Landsserichte
gehört, ein Satz, «welchen der preußische Entwurf 8 225 und der norddeutsche Entwurf
8 198 ausdrücklich ausgesprochen haben.

Eine Kombination der subjektiven und der objektiven Klagenhäufung ist zulässig
> S. 186. sowohl in der Art, daß die kumulirten Klagen von sämmtlichen Streitge >nossen, «^

daß dieselben nur von einzelnen Streitgenossen oder nur gegen einzelne Streitgenoffen
erhoben werden (hannov. Prot. V. S. 1468, 1469).

Das im Z 130 dem Gerichte eingeräumte Trennungsrecht bietet ein genügendes
Aushülfsmittel gegen Unzuträglichkeiten, welche die Kumulation verschiedenartiger
Klagaiisprüche mit sich führen kann.

Ein Besitzprozeß als besondere Prozeßart ist dem Entwurf unbekannt; die
Kumulation der Besitzklagen mit den Klagen aus dem Rechte selbst würde daher an
sich statthaft sein. Der Entwurf hat jedoch im § 224 Abs. 2, um das in weiten
Rechtsgebieten Deutschlands geltende Recht (vgl. Ooäe äs prao. art. 25, Hannover
8 505,'Baden § 669, Württemberg Art. 321, Bayern Art. 585) bei Bestand zu belassen, j
in Uebereinstimmung mit dem hannov. Entw. Z 232 und mit dem nordd. Entw. § M j
jede derartige Kumulation untersagt.

Die Beschränkung, bezw. das Verbot der Klagenhäufung in den 88 552, 583,
572 wird bei Erörterung des Verfahrens in Ehe- und Entmündigungssachcn gerecht¬
fertigt werden.

II.

Bestimmung des Termins zur mündlichen Verhandlung. Zustelln»«, der Klage »n
den Beklagten.

88 285, W6. (K, V. 88 225, 226, G. 88 233, 234.)
Dir Klageschrift ist zum Zwecke der Bestimmung des Termins zur mündlichen

Verhandlung bei dem Gerichtsschreiber des Prozeßgerichts einzureichen (8 186 Nbs, 1,
8 225 Nbs. 1); eine Abschrift derselben ist in Gemäßheit des 8 120 auf der Gerichts-
schreiberei niederzulegen. Der Termin ist binnen vier und Zwanzig Stunden von dem
Vorsitzenden zu bestimmen (8 186 Abs, 2), Die Bestimmung des Termins ist ein
lediglich formeller Akt (allg. Begründung 8 10); wie sich aus der Konstruktion des
Verfahrens ergiebt, ist — von dem Falle des 8 571 abgesehen — eine sachliche Prü¬
fung der Klageschrift vor Bestimmung des Termins ausgeschlossen (vgl. nordd, Prot,
II. S. 533, Mot, zu 88 179, 181)-

Im Inlande erfolgt die Zustellung der Klage an den Beklagten durch einen
Gerichtsvollzieher, der befugt — zuständig — ist, am Orte der Zustellung (88 158,
161,162) zu fungiren oder durch die Post (88 169, 170); der Gerichtsvollzieher wird
von dem Anwalt des Klägers unmittelbar beauftragt (88 146, 225 Abf. 2). Für die
Zustellunss im Auslande oder an deutsche Exterritoriale sind die Vorschriften der
88 175—178 maßgebend, während im Falle der öffentlichen Zustellung die 88 1?9 bis
182 Platz greifen.

Bei Bestimmung des Termins zur mündlichen Verhandlung ist darauf Rücksicht
zu nehmen, daß derselbe soweit hinausgeschoben wird, daß die Einlassungsfrist gewahr!
wird; nach 8 290 Nr. 2 kann gegen den nicht erschienenenBeklagten ein Versaumniß-
urtheil nicht erlassen werden, wenn die Einlassungsfrist nicht gewahrt ist. Erfolgt
die Zustellung ini Inlande, so beträsst die Einlassungsfrist mindestens einen Monnt
(8 226 Abs. 1); eine Abkürzung derselben ist statthaft '(8 197). Ist die Zustellung im
Auslande vorzunehmen, so hat der Vorsitzende bei Bestimmung des Termins die
Einlassungsfrist festzusetzen(8 226 Abs. 2); auch iu diesem Falle hat die Einlassungs¬
frist mindesten» einen Monat zu betragen, wenn nicht die Abkürzung derselben bean¬
tragt und dem Antrage stattgegeben ist. Der nordd. Entw. 8 404 hatte in Anlehnung
an "die deutsche Wechselordn. Art. 78, 79, an das rheinpreuß. Ges. v. 11. Mai 1855
und an den preuß. Entw. § 298 auch für die Zustellung im Auslande je nach der

S. 187. Ent I fernung des Orts der Zustellung absolute Minimalfristen fixirt (nordd, Prot, II,
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I. 534—536). Wie bereits früher hervorgehoben, hat der Entwurf das Prinzip der
^„satzfristen nicht adoptirt, es vielmehr für zweckmäßigererachtet, in den betreffenden
Pllen dem Ermessen des Vorsitzenden oder des Gerichts die Abmessung der zur Aus¬
führung der Zustellung u, s. w. erforderlichen Fristen zu überlassen, um die Möglichkeit
zu gewähren, Fristen je nach dem Bedürfnisse des einzelnen Falles in angemessener
gleise bestimmen zu tonnen. Wird eine öffentlicheZustellung erforderlich, so greifen
die Bestimmungen des 8 182 ein.

III.

Die Wirkungen der Erhebung der Klage.

Hß 227—233, 244. (K. V. 88 227—233, 244, G. 88 235-241, 254.)
Durch die Zustellung des die Klage enthaltenden Schriftsatzes wird die Klage

erhoben (8 222 Abs. 1), durch die Erhebung der Klage die Rechtshängigteit der
Streitsache begründet (§ 227 Abs. 1).

Die Rechtshängigteit hat theils prozessuale, theils materiell-rechtliche Wirkungen,
Nur die prozessualen Wirkungen regelt der Entwurf (§ 22? Nr. 1—3) in Ueberein¬
stimmung mit dem bestehenden Prozeßrechte (vgl. z. B. Hannover § 190, Baden
tz ^U3, Württemberg Art. 58, 326, Bayern Art/179) und den neueren Prozeßgesetz-
mtwürfen (preuß. Entw. § 227, hannov. Entw. § 236, nordd. Entw. § 199) dayin:

1) wenn während der Dauer der Rechtshangigkeit von einer Partei die
Streitsache anderweit anhängig «gemacht wird, so kann der Gegner
die prozeßhindernde Einrede' der Rechtshangigkeit (8 238 Nr. 3)
erheben.

Die Einrede der Rechtshängigteit hat denselben Umfang, wie die LxeLptio rei
Mlieala« (vgl. S 283). Demnach fällt auch die Geltendmachüng des rechtshängigen
Anspruchs mittelst Einrede der Kompensation in einem anderen Prozesse unter die
Porschrift des § 22? Nr. 1. Da aber der Begriff der Rechtshängigteit keineswegs
fordert, der Partei die Vefugniß zur Kompensation mit ihrem rechtshängigen Ansprüche
zu entziehen (vgl. für das gemeine Recht I,. 8 v., äs oompsnz, 16, 2), so ist auf
Antrag die Entscheidung über die Kompensationseinrede bis zur rechtskräftigen
Entscheidungin dem Vorvrozessc auszusetzen (vgl. nordd. Prot. II. S. 537), falls
nicht das Gericht Anlaß nimmt, in analoger Anwendung des H 130 Abs. 2 den
rechtshängigen, llampsnzanän geltend gemachten Anspruch aus dem zweiten Prozesse
herauszuweisen.

2) Die Zuständigkeit des Prozeßgerichts wird durch eine Veränderung der
sie begründenden Umstände (Minderung des Werths des Streitgegen¬
standes, Wechsel des Wohnsitzes u. s. w.) nicht berührt.

3) Der Kläger ist nicht berechtigt, ohne Einwilligung des Beklagten die
Klage zu ändern.

Der Begriff der Klageänderung bedürfte einer Feststellung durch das Gesetz.
Diese Feststellung ist durch die §ß 232, 233 erfolgt.

In einem freigestalteten mündlichen Verfahren ist es unbedenklich, dem Kläger
Aenderungen der Klage in weitem Umfange zu gestatten. Eine solche Befugniß ver¬
mindert die Zahl der Prozesse und schränkt die mit großen Uebrlständen verbundenen,
in der bisherigen Praxis zahlreichen Abweisungen der Klage in angebrachtem Maße
ein. Der Entwurf hat daher im Anschlüsse an neuere Prozeß I gesetze und Entwürfe > S. 188.
Oannou. Z 203, Württemb. Art. 331, Bayern Art. 180, 181, preuß. Entw. § 232,
hannov. Entw. ß 257, nordd. Entw. § 204) die Berichtigung, Ergänzung und
Aenderung der Klage soweit zugelassen, als es ohne Schädigung der Interessen des
Beklagten' geschehentonnte. Diesem Standpunkte entspricht es, daß die im Z 232
Nr. 1—3 aufgeführten Berichtigungen, Ergänzungen und Aenderungen als Aende¬
rungen der Klage nicht angesehen werden sollen, wenn durch dieselben der Klage-
grund (§ 222) nicht geändert wird. Hieraus folgt, daß im Sinne des Entwurfs
die Aenoerung des Klagegrundes stets eine Klageänderung enthält, welche ohne
Einwilligung des Beklagten unzulässig ist. Dem Standpunkte des Entwurfs entspricht
es ferner, daß einer Aenderung des Klagegrundes nicht von Amtswegen, fondein

17"
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nur auf Antrag des Beklagten entgegengetreten werden soll. Will der Beklagte sich
auf die ihrem Grunde nach geänderte Klage einlassen, so liegt in einem mündlichen
Verfahren kein Grund vor, dem übereinstimmenden Willen beider Parteien die Aner¬
kennung zu versagen. Die Ordnung des Verfahrens verlangt aber, daß der Beklagte
als einwilligend betrachtet werden muß, wenn er, ohne der Aenderung zu wider¬
sprechen, sich in einer mündlichen Verhandlung auf die abgeänderte Klage eingelassen
hat (Z 233), Daß übrigens in Betreff der Zulassigkeit der Klageänderung der
Inhalt der Klageschrift maßgebend ist, rechtfertigt sich dadurch, daß diese Schrift die
Grundlage für den Rechtsstreit bildet (vgl, § 222). Noch weiter ist in Zulassung
der Klageänderung der preuß. Entw. Z 232 Nr. 2 gegangen, indem er vorschlügt,
auch die Aenderung des Klagcgrundes mit oder ohne Aenderung des Klageantrages
zu gestatten, falls dieselbe „den Beklagten nicht zu einer anderen Rechtsvertheidigiin»
nöthigt," ein Vorschlag, welcher darauf hinausläuft, die Entscheidung über die OtnW
haftigkeit der Klageänderung dem Ermessen des Gerichts zu überweisen. So gewichtige
theoretische Gründe auch hierfür sprechen mögen (vgl, Planck, die Lehre vom Beweis¬
urtheil S. 347 ff., Krit. Vierteljahrsschrift IV. S. 239 ff,), so steht demselben doch
praktisch das Bedenken entgegen, daß das Gericht nur in seltenen Fällen in der
Lage sein wird, mit einiger Sicherheit beurtheilen zu können, ob die Aenderung des
Klagegrundes eine Aenderung der Rechtsuertheidigung bedingt (vgl, hannov, Prot.
XIV. S. 5353 ff. 5384 ff., nördd. Prot. II. S. 540). '

Der Entwurf hat es nicht für erforderlich gehalten, mit den oben allegirtcn
Prozeßgesetzen und Entwürfen die Befugniß des Beklagten zur Erhebung einer
Widerklage als eine prozessuale Wirkung der Rechtshängigkeit zu bezeichnen, da eine
derartige Vorschrift nur doktrinäre Bedeutung haben würde, indem aus den Bestim¬
mungen des Entwurfs über die Zulassigkeit' und den Zeitpunkt der Erhebung einer
Widerklage (ZH 33, 241—244), sowie über die Verhandlung derselben in Verbindung
mit der Klage G 130 Abs. 2) zur Genüge hervorgeht, daß die Erhebung der Wider¬
klage die Rechtshängigkeit der Klage voraussetzt. Ebenso wenig hat der Entwurf es
für nöthig erachtet, eine Vorschrift über die Prävention aufzunehmen, also aus¬
drücklich zu bestimmen, daß im Falle der Konkurrenz mehrerer gleich zuständiger
Gerichte oder im Falle doppelseitiger Klagen durch die Rechtshängigkeit und während
der Dauer derselben die Zuständigkeit anderer gleich zuständiger Gerichte ausgeschlossen
werde (vgl. Württemb. Art. 58,' Bayern Art. 179 Nr. 1, hannov. Entw. Zß 25,
236), da dieser Satz eine nothwendige Konsequenz des Begriffs der Rechtshängigkeit
ist (nordd. Prot. I. S, 62, 63, II. S. 536, 561).

Die materiell - rechtlichen Wirkungen der Rechtshängigkeit normirt das bin-
S. 189. l gerlichc Recht. Der § 231 schreibt vor, daß nicht nur diese Wirkungen, sondern

auch alle Wirkungen, welche durch das bürgerliche Recht an die Anstellung, Mit¬
theilung oder gerichtliche Anmeldung der Klage, an die Ladung oder Einlassung
(Litiskontestation) des Beklagten geknüpft werden, — unbeschadet der Vorschrift dc<>
§ 183 — mit der Erhebung der Klage eintreten sollen. Diese Anordnung rechtfertigt
sich durch die Erwägung, daß durch Zustellung der Klageschrift der Beginn des
Rechtsstreits in einer beide Parteien verpflichtenden Weise festgestellt wird; sie ent¬
spricht den Bedürfnissen der Praxis, den Ansichten der hervorragendsten Theoretiker
(vgl. v. Savigm), System des heutigen rüm, Rechts VI. S. 237 ff., Planck, Krit,
Vierteljahrsschrift IV. S. 241, Wetzell, Ed, III. S. 135), den neueren Gesetzgebungen
(Hannover H 190, Bayern Art. 179, Württemberg Art. 328), sowie dem nordd.
Entw. 8 203 und beseitigt im Interesse der Rechtseinheit die vielfach abweichende»
Vorschriften der bestehenden Partikularrechte (vgl. nordd. Prot. II. S. 538, 539,
561, 562).

Widerklagen und Kompensationseinreden werden nach §241, Präjudizial-Inzident-
Klagen und Widerklagen nach § 243 nicht durch Zustellung eines Schriftsatzes, sondern
in der mündlichen Verhandlung erhoben. In Betreff derselben tonnen daher die
Rechtshängigkeit und deren Wirtungen erst mit dein Zeitpunkte eintreten, in welchem
der betreffende Anspruch in der mundlichen Verhandlung geltend gemacht wird. Zm
Vermeidung von Zweifeln hat diese Konsequenz der § 244 — im Anschlüsse an den
nordd. Entw. § 207 — ausdrücklich festgestellt.

Eine Ausnahme von der Vorschrift des §231, daß die Vorschriften des
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bürgerlichen Rechts über die Wirkungen der Rechtshängigkeit unberührt bleiben,
enthält der

§ 828. (K, V. 8 228. G. 8 236.)
Das gemeinrechtliche Verbot der Veräußerung litigiöser — in Streit befangener

^ Sachen und Klagen hat in dem preuß. A. L. R. und in dem französischenRechte
leine Aufnahme gefunden und ist in der württemb. Proz.-Ordn. Art. 327 beseitigt
worden. In dem sächs. Ciuilgesetzbuchewird dasselbe, insoweit es sich auf die Ver¬
äußerung der i'L8 litiFiosaL durch "den besitzenden Beklagten bezieht, zwar mit Still-
chweigen übergangen, allein nach den in den speziellen Motiven enthaltenen Erläu¬

terungen nur deshalb, weil dessen nähere Regulirung der künftigen Prozeßgesetzgebung
M'bchlllten bleiben sollte; dagegen ist die Cession litigiöser Forderungen nach der
sächsischen Praxis von jeher als vollkommen zulässig angesehen (vgl. Schmidt, Vor¬
lesungen über sächs. Pnuatrecht I, S. 177, 398).

'Im Interesse der Rechtseinheit bedürfte es einer gemeinsamen Regelung der
Wirkungen der Veräußerung litigiöser Sachen und Klagen. Diese Regelung
setzte die Beseitigung des ' gemeinrechtlichen Veräußerungsverbots voraus/ Dir
dasselbe legislativ nicht gerechtfertigt ist, so hat der Entwurf kein Bedenken tragen
lönnen, das Verbot im Anschlüsse'an den nordd. Entw. §200 aufzuheben (§228
Abs. 1). ,

Bei Feststellung der Wirkungen einer Veräußerung litigiöser Sachen und
Mgen mußte die Erwägung leitend sein, daß durch eine derartige Veräußerung zum
Nachtheile des Gegners weder dessen Lage während des Prozesses verändert^ noch
das Ergebniß des Prozesses unwirksam gemacht werden darf; unbillig wäre es ins¬
besondere im Falle der Veräußerung der litigiösen Sache durch den besitzenden
Vcklagten, den Kläger zu nöthigen, nach Beendigung des mit Aufwand von Zeit,
Mhe und Kosten gegen den' Beklagten durchgeführten Prozesses einen neuen
j Prozeß gegen einen Dritten anzufangen. Dieser Erwägung entsprechen die der l S. 190.
preuß. Praxis und dem preuß. Rechte (A. G. O. I. 7. Z 48, I. 24, § 9) nachgebildeten
Vorschriftendes ß 228 Abs. 2, 3 (vgl. nordd. Prot. II. S. 562—566).

1. Die Veräußerung oder die Cession hat auf den Prozeh keinen Einfluß.
Ohne Zustimmung des Gegners ist daher der Rechtsnachfolger nicht
berechtigt, den Prozeß als Hauptpartei an Stelle seines Rechtsuorgängers
zu übernehmen. Um die Durchführung dieser Bestimmung zu sichern,
mußte der Entwurf auch die Erhebung einer Hauptintervention ohne
Zustimmung des Gegners lind, für den Fall des Eintritts des Rechts¬
nachfolgers in den Prozeß als Nebenintervenient, die Anwendbarkeit
des § 66 ausschließen. Denn ohne dieses würde, da im Falle der Ver¬
äußerung litigiöser Sachen und Klagen sowohl die Voraussetzungen des
S 61 als auch diejenigen des § 66 gegeben sind, die Vorschrift, daß
Veräußerung und Cession ohne Einfluß auf den Prozeß bleiben sollen,
illusorisch gemacht werden.

2. Die Entscheidung in der Sache selbst — nicht auch die Entscheidung
über den Kostenpunkt — ist gegen den Rechtsnachfolger wirksam und
vollstreckbar, eine Bestimmung, welche bei Prozessen über dingliche Rechte
bereits in der gemeinrechtlichen Praxis Anerkennung gefunden hat
(Wetzell, Nä. II. S, 541 Note 112), dagegen in der' französischen
Jurisprudenz kontrovers geblieben ist (vgl, Narolläö, Nxplieation tuLurst.
«t prat. cw 0oän Mpoiöon Nä.^V. Vol. V. Mg. 179—181. Schmitt,
der baner. Civilprozeß I. S. 696). Insoweit es sich um die Vollstreck-
barkeit des Urtheils gegen den Rechtsnachfolger handelt, läßt sich die
Tragweite des § 228 Abs. 3 nur im Zusammenhange mit den §§ 615
bis 617, 620, 636, 653 Al. 3 übersehen. Aus diesen Vorschriften
ergiebt sich, daß es in der Zwangsvollstreckung der Feststellung
der Rechtsnachfolge mittelst einer Klage auf Erthcilung der Voll-
streckungsklausel nur bedarf, wenn die Rechtsnachfolge weder bei dem
Gerichte offenkundig ist noch durch öffentliche Urkunden nachgewiesen
werden kann.

In wesentlicher Uebereinstimmung sind die Wirkungen der Veräußerung
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riellüente liw in den Prozeßordn. u. Württemberg Art. 23? und v. Bayern An
294, 493 geordnet. Wenn die württemb. Prozeßordn, den Rechtsnachfolger ver¬
pflichtet, den Prozeß aufzunehmen, so erzielt sie dadurch den Vortheil, daß das ver-
urtheilende Erkenntniß sofort auf den Namen des Rechtsnachfolgers gestellt werden
kann (vgl, Motive zum württemb. Entw. Art. 337); allein dieser Vortheil wird
dadurch mehr als aufgewogen, daß ein Streit über die Verpflichtung zur Aufnahme
des Prozesses den Prozeß selbst verwickeln und uerweitläufigen muß und sich alö
völlig nutzlos herausstellt, wenn ein verurtheilendes Erkenntniß nicht erfolgt. Aehn-
liche Gründe stehen auch der Bestimmung der bayer. Prozeßordn. Art. 493 entgegen,
welche den Austritt des bisher Vetheiligten gestattet, falls sich das Gericht
überzeugt, daß an dem Verbleiben des Veräußerers im Prozesse der Gegner lein
Interesse hat.

§ 239. (K. V. 8 229, G. 8 237.)
Rechte, welche für ein Grundstück in Anspruch genommen werden, oder Ver¬

pflichtungen, welche auf einem Grundstücke ruhen sollen, entnehmen ihre subjektiven
S. 191. Beziehungen aktiv oder passiv einem anderen Rechtsverhältnisse, dem I Eigenthnni

(«lomiumm llireatum ntils) an dem berechtigten oder verpflichteten Grundstücke (vgl
Wetzell, N6. III. S. 44). Ist über das Bestehen oder Nichtbesteben eines solchen
Rechts oder einer solchen Verpflichtung ein Rechtsstreit anhängig und wechselt ckuilm!«
lite das die Aktiv- oder Passiulegitimation bedingende Nechtsverhältniß in Folge der
Veräußerung des Grundstücks seinen Träger, so fordert das Bedürfniß des
Rechtsverkehrs gebieterisch eine Vorschrift über Recht und Pflicht zur Succession des
Rechtsnachfolgers in das Prozeßverhältniß, weil es in hohem Grade zweifelhaft ist,
ob ohne eine solche Vorschrift der anhängige Rechtsstreit zu Ende geführt werden,
beziehungsweise zu einem den Veräußerer bindenden Ergebnisse gelangen kann. Dem¬
gemäß bestimmt der § 229 im Anschlüsse an den nordd. Entw. ß 201, daß der Rechts¬
nachfolger berechtigt und auf Antrag des Gegners verpflichtet ist, den Prozeß in der
Lage, in welcher er sich befindet, als Hauptpartei zu übernehmen (vgl. auch Württeml!.
Art. 300, 32? Abs. 3) — eine Bestimmung, welche der schon im römischen Rechte (vgl.
Wetzell, Nä. III. S. 44 Note 8) zum Ausdrucke gebrachten Anschauung, daß das
Grundstück als das berechtigte oder verpflichtete Subjekt und der Besitzer (Eigenthümer,
Vasall, Erbpacht« u. s. w,) als dessen Vertreter anzusehen sei, congruirt (vgl. nordd,
Prot. II, 570. 521),

ß 331. (K. V, 8 231, G. 8 239.)
Die Bestimmung des ß 228 Abs. 3 bedarf aus Rücksicht auf Vorschriften, welche

große Gebiete des bürgerlichen Rechts beherrsche!:und durchdringen, einer Einschränkung,
Als solche Vorschriften bezeichnet der § 230 im Anschlüsse an den nordd. Entw. § M
(vgl. nordd. Prot. II. S. 563—566, 571, 775, 776):

1) Die Vorschriften über den Erwerb beweglicher Sachen — die Bestimmungen
des bürgerlichen Rechts, welche auf dem Grundsatze: „Hand wahre Hand"
beruhen- vgl. OoclL civil art. 2279 (Zachariä-Anschütz, Handb. des franz.
Ciuilrechts Ncl. V. Bd. 1. 8 215 Ä. Stabel, Institutionen des franz,
Eiuilrechts S. 122 ff.). Deutsches Handelsgesetzbuch Art. 306, 307 (Gold¬
schmidt, Handb, des Handelsrechts I, S. 802 ff, Anschütz und u. Völdern-
dorff, Kommentar z, A. D. Handelsgesetzbuch III. S. 145 ff.): preuß. A.
L. R. I. 15. Zß 42 ff; I, 2. § 138;

2) die Vorschriften über den Erwerb auf Grund des Grund- und Hypotheken¬
buchs;

3) die Vorschriften über den Erwerb in gutem Glauben, z, B. die Bestimmung
des preuß, Rechts (A. L. R. I. 15. W 24—26, 44 Fürster, Theorie und
Praxis des preuß. Priuatrechts III. Z 180), daß der gutgläubige Erwcrbei
einer Sache zur Herausgabe derselben nur gegen Ersatz des ausgelegte»
Kaufpreises verpflichtet ist.

Soweit es nach diesen Vorschriften für den rechtsgültigen, wirksamen Erwerb
beweglicher oder unbeweglicher Sachen auf einen Mangel in dem Rechte des Auktors
nicht ankommt, kann dem Erwerber auch der Umstand nicht entgegenstehen, daß der
veräußerte Gegenstand oder der cedirte Anspruch im Streite befangen war. Gegen
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den Kläger, welcher veräußert oder cedirt hat, gewährt dem Beklagten die Schluh-
bestimmung des § 231 den der juristischen Sachlage entsprechenden Schutz. Soweit
ferner nach jenen Vorschriften dir Herausgabe der Sache nur gegen Ersatz des Kauf- ^,
Preises gefordert werden kann, wird dieses ! bLNLliLium dem gutgläubigen Erwerber ! S. 192.
nicht dadurch entzogen, daß sich die Sache im Streite befand (vgl. Entsch. des preuß.
llbertribunals Bd. 30 S. 204).

Um Kollisionen mit den «üb 2 und 3 aufgeführten Vorschriften zu vermeiden,
ist der § 230 auch auf die Bestimmung des § 229 ausgedehnt (vgl. nordd. Prot. II.
2. 571).

IV.

Zurücknahme der Klage.

8 234. (K, V. § 234, G, 8 243.)
Beruht die Zurücknahme der Klage auf Uebereinkunft der Parteien, so bedarf

es keiner besonderen prozessualen Vorschriften, da die mit Zustimmung des Beklagten
erfolgte Zurücknahme den allgemeinen Rechtsgrundsätzen über Verträge unterliegt.
Der Z 234 regelt daher nur die einseitige Zurücknahme der Klage durch den Kläger
— in Anlehnung an Württemberg Art. 304, Banern Art. 486—498, an den hannou.
Ontw. § 220, preuß. Entw. 88 228—231 und nordd. Entw. HZ 371—373 (vgl. nordd.
Prot. I. S. 434—436). Die einseitige Zurücknahme der Klage ist dem Kläger nur
bis zum Beginne der mündlichen Verhartdlung des Beklagten zur Hauptsache gestattet.
Tiefe Verhandlung bildet den Gegensatz zur Verhandlung über prozeßhindernde Ein¬
reden (ZZ 238, 239); mithin kann der Kläger im Falle des Vorbringens solcher
Einreden noch nach Erledigung derselben die Klage zurücknehmen. Der Prozedurakt
der Zurücknahme der Klage beseitigt alle Wirkungen, welche das Prozeßrecht und das
bürgerlicheRecht an die Rechtshängigkeit knüpfen, so daß kraft Gesetzes die Sache
in die Lage zurückversetztwird, in welcher sie sich vor Erhebung der Klage befand.
Insbesondere gilt auch die durch Zustellung der Klageschrift bewirkte Unterbrechung
der Verjährung als nicht eingetreten. Die Bestimmung, daß die Verpflichtung des
Klägers zur Erstattung der Prozeßkosten auf Antrag des Beklagten durch Urtheil
auszusprechensei, ist wegen der Vorschrift des 8 95 Abs. 1 nothwendig, während der
H 234 Abs. 4 in Verbindung mit 8 238 Nr. 5 geeignet erscheint, den Beklagten gegen
Pexationen des Klägers zu schützen.

Die Klagebeantwortung und der Wechsel weiterer vorbereitender
Schriftsätze.

§§ 235, 23«. (K. V. 88 235, 23«. G. 88 244, 245.)
Innerhalb der im § 235 bezeichnetenFrist hat der Beklagte dem Kläger mittelst

»orbereitendenSchriftsatzes die Klagebeantwortung zustellen zu lassen. Eine Abschrift
derselben ist in Gemähheit des § 120 auf der Gerichtsschreiberei des Prozeßgerichts
niederzulegen.

. Der Entwurf geht von der Annahme aus, daß regelmäßig zwei Schriftsätze
— die Klageschrift und die Klagebeantwortung — genügen, um die mündliche Ver¬
handlung ausreichend vorzubereiten. Diese Annahme stützt sich auf die umfassenden
Erfahrungen, welche in dem deutschen und außerdeutschen Geltungsgebiete des münd¬
lichen Verfahren» gemacht worden sind. Insbesondere haben diese Erfahrungen ergeben,
dnß die Beschränkung der Vorbereitung auf zwei Schriftsätze die Gründlichkeit der
Rechtspflege nicht gefährdet und Vertagungen, welche eine rasche, energische Rechts¬
pflege beeinträchtigen könnten, nicht veranlaßt.

Für den Fall, daß die Klageschrift und die Klagebeantwortung zur Vor¬
bereitung der mündlichen Verhandlung nicht genügten, trifft der § 235 im Anschlüsse < S. 193.
»n den hannou. Entw. 8 241 und den nordo. Entw. 8 406 Vorlehr. Dieser Fall
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ist gegeben, wenn eine Partei in der mündlichen Verhandlung in der Klageschrift
oder m der Klagebeantwortung nicht bezeichnete thatsächliche Behauptungen, Beweis¬
mittel und Anträge vorbringen will, auf welche der Gegner voraussichtlich und ohne
vorhergehende Erkundigung keine Erklärung abgeben kann. Nach 3 238 Abs, 1 hat
die Partei ein derartiges Vorbringen vor der mündlichen Verhandlung mittelst
feineren vorbereitenden Schriftsatzes dem Gegner so zeitig mitzutheilen, daß der¬
selbe die erforderliche Erkundigung noch einzuziehen vermag. Daß die Frist des
Z 11!» eingehalten wird, ist nicht geboten: die Mittheilung ist rechtzeitig, wenn sie
so zeitig erfolgt, daß vor der mündlichen Verhandlung die Vorbereitung auf das
neue Vorbringen beschafft werden kann, mag auch zwischen der Zustellung der
Mittheilung und dem Verhandlungstermine ein geringerer Zeitraum liegen, als die
im § 119 vorgeschriebene Minimalfrist (vgl, hannou. Prot. XV. S. 5424—5428
XVII. 6385—6391, 6646, 6716, 6717, nordd. Prot. II. S. 545, 546).

Stellt sich in der mündlichen Verhandlung heraus, daß die gewechseltenSchrift¬
sätze zur Vorbereitung nicht ausreichen, und ergiebt sich in Folge davon eine Ver¬
tagung der mündlichen Verhandlung als nothwendig, so ist im Interesse der Beschleu¬
nigung des Verfahrens durch § 236 Abs. 2 dem Gerichte die Befugnis; ertheilt, die
Fristen zu bestimmen, binnen welcher die noch erforderlichen vorbereitenden Schrift¬
sätze vor dem neuen Verhandlungstermine zuzustellen sind. Durch diese Vorschrift
werden die Bestimmungen der hannou. Proz. Ord. ß§ 20? ff. und des hannou. Entw.
8ß 239 ff. über ein außergerichtliches schriftliches Vorverfahren entbehrlich.

Wird die Einlassungsfrist abgekürzt, so kürzt sich entsprechend die Frist, inner¬
halb welcher die Klagebeantwortung zuzustellen ist. Nach Z 197 Abs. 2 kann die
Einlassungsfrist in einem solchen Maße gekürzt werden, daß die mündliche Verhandlung
durch Schriftsätze nicht vorbereitet werden kann.

VI.

Die mündliche Verhandlung.

8§ 237, 259, 260. (K. V, 88 237, 259, 26N, G, 88 24«, 269, 270.)
Die mündliche Verhandlung erfolgt nach den Vorschriften der §Z 123 ff.

Ergänzt werden diese Vorschriften durch die Bestimmungen der §§ 159, 260, welche
im Zusammenhange mit dem Z 140 bereits in der allgemeinen Begründung §§ 1,
5 gerechtfertigt sind.

Das Verfahren bis zum Urtheil kann, wie in der allgemeinen Begründn!!«
L 7 dargelegt ist, in Zwei Abschnitte zerfallen — in das Vorverfahren, welches die
Verhandlung über prozeßhindernde Einreden, und in das Hauutverfahren, welches
die Verhandlung über die Hauptsache zum Gegenstande hat.

VII.

Die Berhandlnng über prozeßhindernde Einreden.

W 238, 239. (K. V. 88 288. 239, G. §§ 247, 248.)
Der Gedanke einer Trennung der Verhandlung über die prozessualen Vor-

I S. 194. bedingungen für einen Rechtsstreit — über die Prozeßvoraussetzungen — >von
der Verhandln»«, über die roz iu ^uäieium äsclliLt», — über die Hauptsache — ist
so natürlich, daß es erklärlich erscheint, wenn sich derselbe im römischen, im romanischen,
im ältern deutscheu und selbst im Reichslammeigerichtlichen Prozesse verwirklicht hat.
Erst spätere Reichsgesetze, indem sie auf der einmal eingeschlagenen Bahn des Kon-
zentrirens der Verhandlungen immer weiter fortschritten, erwiesen sich diesem Gedanken
feindlich, die Partitulargesetzgebunss folgte und hatte Anlaß zu folgen, so lange sie
nicht die Schriftlichkeit des Verfahrens mit der Mündlichkeit vertauschte (vgl. Bülow
die Lehre von den Prozeßeinreden und die Prozeßuoraussetzungen 1868).

Das mündliche Verfahren ist so elastisch, daß es den'Gesetzgeber in keiner
Weise berechtigt, den Grundsatz außer Acht zu lassen, daß es gegen Recht und
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Billigkeit verstößt, den Beklagten zu zwingen, ans einen Rechtsstreit sich einzulassen
und denselben durchzuführen/bevor feststeht, ob die Prozeßuoraussetzungen vorliegen
lugl. Reg. Mot. zur hannov. Proz. Ordn, bei Leonhardt a. a, O. S. 159).

Die Prozeßordnungen von Hannover §§ 19«, 197, Württemberg Art. 344 bis
M und Bayern Art. 184 ff., wieder hannov. Entw. Zß 243 ff. haben diesen Grund¬
satz rückhaltslos anerkannt. Im Anschluß an dieselben gewahrt der Entwurf dem
geklagten das Recht, auf Grund der in ß 238 Abs. 2 Nr. 1—6 aufgeführten Ein¬
wände — welche passend als „prozetzhindernde Einreden" bezeichnet werden (vgl.
Planck, lrit. Vierteljahresschrift XI. S. 175 ff. und Wetzell, Ncl. III. S. 13« ff.)
— die Verhandlung zur Hauptsache zu verweigern, entzieht demselben aber nicht die
Befugniß, mit der prozeßhindernden Einrede gleichzeitig und eventuell die Verhand¬
lung "in der Hauptsache zu verbinden, wenn er dies seinen Interessen entsprechend hält.
Mr den ersten Fall ist durch § 239 unbedingt angeordnet, daß eine abgesonderte
Perhandlung und Entscheidung über die prozeßhindernden Einreden eintreten muh,
für den letzteren Fall ist diese Anordnung den: Ermessen des Gerichts überlassen.
Einer Prozeßverschleppung ist in wirksamer Weise durch das Gebot des gleichzeitigen
Vorbringens aller prozeßhindernden Einreden, sowie dadurch begegnet, daß dem
Gerichte die Befugniß ertheilt ist, auf Antrag bei Abgabe des die Einreden verwer¬
fenden Urtheils ungeachtet der dem Beklagten gegen dieses Erkenntnis; zustehenden
Nechtomittel die Verhandlung zur Hauptsache anzuordnen. Eine Erweiterung dieser
Zefussnißdes Gerichts dahin^ daß auch vor Abgabe des Urtheils die Einlassung auf
die Hauptsache angeordnet werden könne (vgl. Baden § 318, preuh. Entw. tz 334,
nordd. Entw. § 413), würde selbst unter Gestaltung der Termins« erlegung die Rechte
des Beklagten gefährden und um so weniger zu rechtfertigen sein, als Las Gericht
nur durch Urtheil nussprechcn kann, daß eine prozetzhindernde Einrede unbegründet
und folgeweise der Beklagte verpflichtet sei, zur Hauptsache zu verhandeln. Das
Prinzip der Konzentration der Verhandlung über sämmtliche Prozeßeinreden findet
übrigens eine Beschränkung in der allgemeinen Befugniß des Gerichts (§ 131), eine
abgesonderte Verhandlung über einzelne der mehreren vorgeschützten Einreden aus
Zweckmäßigkeitsrücksichten zu verfügen. Den abweichenden Grundsätzen des Ooüs äe
Me. llrt. 166 ff., welche von dem Gebote des gleichzeitigen Vorbringens einzelne
Einreden ausnehmen und für diese eine bestimmte Reihenfolge vorschreiben, konnte
der Entwurf sich nicht anschließen, da dieselben nn erheblichen Widersprüchen und
Dunkelheiten leiden und in bedenklicher Weise die Verschleppung des Verfahrens
befördern.

Die Einwände, welche der § 238 Nr. 1—6 als „prozeßhindernde Einreden"
j zusammenstellt, betreffen insgesammt Prozeßuoraussetzungen. Der Entwurf hat I S. 195.
es vermieden, die Prozeßvoraussehungen mit den dilatorischen sich auf den Anspruch
selbst beziehenden Einreden zusammenzuwerfen. Wegen der Nr. 1 ist auf die
;« 39, 40, wegen Nr. 2 auf das Einführungsgesetz §2, wegen Nr. 3 auf § 22?
Ur. 1, wegen Nr. 4 auf §§ 1N0—102, wegen Nr. 5 auf § 234 Abf. 4 und wegen
Nr. 6 auf die §8 50—55, 82 zu verweisen. Die in andern Prozeßgesetzen und
Entwürfen unter oen piozeßhindernden Einreden aufgeführten Einwände der nicht
ordnungsmäßigen Ladung (Württemberg Art. 344, Bayern Art. 186, preutz. Entw.
K 333, hannov. Entw. § 243) und der noch laufenden Ueberlegungs- und Inventarisa-
lionsfrist (Ouäe cln proo. art. 174, preuß. Verordn, u. 21. Juli 1846 § 5, Bayern
Art, 185, preuß. Entw. § 333) sind ausgeschieden, weil der erstere durch die umfassendere
Vorschrift des § 257 gedeckt wird, während der letztere Einwand dem bürgerlichen
Aechte angehört, den Anspruch selbst bezielt und nur einer Verwechselung der dilatorischen
Einreden mit den prozeßhindernden Einreden seine Aufnahme unter die Prozeß¬
uoraussetzungen verdankt. —

Aus der Natur der prozeßhindernden Einreden ergiebt sich von selbst, daß sie
uor der Verhandlung des Beklagten zur Hauptsache vorgebracht werden müssen —
ohne Rücksichtdarauf, ob auf Grund derselben die abgesonderte Verhandlung und
Entscheidung beantragt wird oder nicht (vgl. Mot, Mm württemb. Entw, Art. 354
bis 357, 359), Eine spätere Geltendmachung ist nur in den Fällen des § 238 Abs. 3
ssestattet. Zu den prozetzhindernden Einreden, auf welche der Beklagte wirtsam nicht
verzichten kann, gehören die im § 238 Nr, 1, 2, 6 aufgeführten — die Einrede Nr.
I jedoch nur insoweit, als eine proroFatio tari ausgeschlossen ist (§ 40 Abs. 2).
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VIII.

Die Verhandlung zur Hauptsache.

§§ 240—243, 245—248. (K. V. 88 240—243,245—248, G. 88 250—233,255—258,)
Der § 240 wird im Zusammenhange mit den Vorschriften über das vorbereitende

Verfahren (M 303—309) besprochen werden.
Die §§ 241, 245, 246, 247, 248 enthalten — in Verbindung mit den §§ 313,

314 — die Ausführung der in der allgemeinen Begründung §§ 6—8 in Betreff der
Euentualmaxime, der Beweisuerbindung und des Veweisbeschlusses entwickelten und
gerechtfertigten Grundsätze. Die besondere Begründung hat sich daher auf die
Erörterung derjenigen Punkte zu beschränken, welche aus Rücksicht auf das der
allgemeinen Begründung gesetzte Maß keiner oder keiner eingehenden Rechtfertigung
unterzogen werden konnten,

1.
Das Verfahren bis zur Unordnung eines Beweisbeschlusses.

§8 241, 245, 246. (K. V. 88 241, 245, 246, G. 88 251, 255, 256.)
Wie sich die Verbindung des Beweises mit den Behauptungen gestaltet, was

in Folge der Aufnahme der Beweisverbindung den Gegenstand der Verhandlung bis
zum Erlasse eines Veweisbeschlusses bildet, ist bereits in der allgemeinen Begründunss
z 8 skizzirt worden. Darnach fällt der Verhandlung vor Erlaß des Beweisbeschluss«
anheim:

> S. 196. > 1) die Behauptung der Thatsachen, auf welche die Parteien ihre Angriffs¬
und Vertheidigüngsmittel gründen;

2) die Antretung'des Beweises unter Bezeichnung der Beweismittel, deren
sich die Parteien zum Nachweise oder zur "Widerlegung thatsächlicher
Behauptungen bedienen wollen; — wie in Betreff der einzelnen Beweis¬
mittel die Beweisantretung zu erfolgen hat, bestimmen für den Augenschein
der § 326, für den Zeugenbeweis der § 328, für den Beweis durch
Sachverständige der § 355, für den Beweis durch Urkunden die §8 372,
373, 380, 384, für den Beweis durch Eid der § 373;

3) das Vorbringen der Veweiseinreden;
4) die Erklärung über die thatsächlichen Behauptungen des Gegners, über

die von demselben bezeichneten Beweismittel, sowie über die Beweis¬
einreden; — die Vorschriften in Betreff der Erklärung über thatsächliche
Behauptungen, über Urkunden und über Eide sind in den §8 125, 391,
404 enthalten;

5) die Stellung der Anträge durch Verlesung derselben aus einem Schrift¬
satze (§ 259).

In diese Partie des Verfahrens gehören:
6) die Verhandlung über die" Zulässigkeit der Beweismittel (z. B. der

Zuschiebung oder der Zurückschiebung von Eiden sß 397, 401, 416—418);
7) das Editionsverfahren (S§ 376 ff.), wie das Äechtheitsuerfahren in Betreff

vorgelegter Urkunden, insbesondere auch das Verfahren durch Schrift-
vergleichung (88 392 ff.), so lange nicht Zeugen oder Sachverständige zu
vernehmen oder Eide abzunehmen sind.

Die Verhandlung geht in ihrem Verlaufe ungehemmt fort, bis es der Anord¬
nung eines besonderen 'Beweisaufnahme-Verfahrens durch Beweisbeschluß bedarf
(§ 313). In welchen Fällen ein solches Bedürfniß vorhanden ist, ergeben die An¬
deutungen der allg. Begründung § 8. Von selbst versteht sich, daß auch in diesen
Fällen der Erlaß eines Veweisbeschlusses nicht erforderlich ist, wenn die Beweisauf¬
nahme sofort, d, h. in demselben Verhandlungstermine, in welchem der Beweis an¬
getreten wird, erfolgen kann und das Gericht die sofortige Beweisaufnahme für
angemessen erachtet.
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Während der Entwurf in den §§ 131, 241 für die Auslegung der Ausdrücke
Angriffs- und Vertheidigungsmittel" Anhaltepunkte geben zu müssen glaubte,

hat er eine Begriffsbestimmung des Ausdrucks „Beweiseinreden" durch das Gesetz
für entbehrlich erachtet. Der Grund, welcher die württemb. Prozeßordn. Art. 421,
yen hannou. Entw. § 285 und den nordd. Entw. § 475 bewogen hat, die Beweisein-
reden als „selbstständige, thatsächliche, gegen die Zulässigkeit, die rechtliche Wirksamkeit
oder die Glaubwürdigkeit eines Beweismittels gerichtete Einwendungen" zu definircn
— der Grund, die zutreffende Anwendung der Euentualmaxime auf die Veweisein-
reden sicherzustellen —, konnte für den Entwurf bei seiner uöllig abweichenden Auf¬
fassung der Euentualmaxime nicht in Betracht kommen.

'Mit der Beweisverbindung des Entwurfs ist der Begriff des Gegenbeweises
im gemeinrechtlichen Sinne unvereinbar. Dieser Begriff hat nur Bedeutung und
Berechtigung m einem Verfahren, welches das Beweisinterlokut des gemeinen Rechts
oder der hannov. Proz. Ordn, adoptirt hat: nur in einem solchen I Verfahren kann > S. 197.
einer Beweisführung formell eine Gegenbeweisführung entgegentreten, nur in
einem solchen Verfahren ist eine Theorie der Gegenbeweisführung, wie sie sich im
gemeinen Prozeßrechte entwickelt hat, möglich und angebracht. Werden mit der
Aufstellung der Behauptungen die Beweise angetreten und werden die Beweise auf¬
genommen, ohne daß entschieden wird, wem die Beweislast obliegt, so laßt sich zwar
die Richtung der Beweisführung — ob ein Beweismittel zum Nachweise oder zur
Widerlegung einer thatsächlichen Behauptung dienen soll — unterscheiden, allein
darin liegt bekanntlich das Wesen des Gegensatzes zwischen Beweis und Gegen¬
beweis nicht. Nach dem System des Entwurfs wird der Beweis nicht auferlegt,
es kann sonach der Gegenbeweis nicht stillschweigend vorbehalten sein; für die Be¬
hauptung, wie für die Gegenbehauptung muß der Beweis von den Parteien von
vornherein angetreten werden; den einen, wie den andern muß der Richter durch
den Beweisbeschluh zugelassen haben, wenn er überhaupt zur Aufnahme kommen
soll, und wenn auch schon bei Zulassung der Beweise der Nichter sich klar zu machen
haben wird, was aus dem Nachweise oder der Widerlegung einer thatsächlichen
Behauptung für die Entscheidung folgt, so kommt doch die Veweispflicht der einen
oder andern Partei als solche erst in Frage, wenn das Resultat des erhobenen
Beweises gezogen wird und sich dabei herausstellt, daß nichts erwiesen sei; daraus
folgt, daß eme Beweisführung der nicht beweispflichtigen Partei nicht ausgeschlossen
ist,' wenn auch die bewcispflichtige Partei Beweis nicht angetreten hat; die Frage,
ob und was bewiesen ist, tritt in den Vordergrund, Der Entwurf hat, um die
Uebertragung bisheriger Anschauungen auf das von ihm gewollte, dem bestehenden
preußischenRechtszustande konforme Prozeßrecht zu verhüten, den Ausdruck „Gegen¬
beweis" vermieden und sich statt dessen der Ausdrücke „Widerlegung thatsächlicher
Behauptungen" (tz§ 117 Nr. 4, 245 Abs. 1, 314 Nr. 8) und „Beweis des Gegen¬
theils" (8§ 147 Abs. 2, 398, 4l1, 412) bedient; nur im § 13 Nr. 1 des Einführungs¬
gesetzes mußte von dein Ausdrucke „Gegenbeweis" Gebrauch gemacht werden, weil
« wünschenswert!) erschien, bei Definition der i>ro.L5mmtio M'i5 dem bisherigen
3prachgebrauche zu folgen.

Wie die Angriffs- und Vertheidigungsmittel, so tonnen auch die Beweis¬
mittel und die Veweiseinreden bis zum Schlüsse derjenigen Verhandlung, auf welche
das Urtheil ergeht, geltend gemacht werden. Von den besonderen Verhältnissen
des einzelnen Falles wird es abhängen, wie die Verbindung der Beweise mit den
Behauptungen am zweckmäßigsten erfolgt — ob im Laufe der Verhandlung oder
mn Schlüsse derselben. Jeder gesetzliche Formalismus, welcher den natürlichen Gang
des Prozesses beeinträchtigen und den Parteien oder den: Gerichte die Hände binden
könnte, erscheint verwerflich; richtet man zwischen der Angabe der Behauptungen
und der Beweise eine Schranke auf, so nimmt man der mündlichen Verhandlung
die Beweglichkeit und Lebendigkeit, welche einen Hauptuorzug derselben bilden.
In verwickelten Fällen mag es angemessen sein, daß der Beweis erst am Schlüsse
der Verhandlung angetreten werde und daß zu dem Behufe eine kurze Wiederholung
der aufgestellten streitigen Thatsache stattfinde; in den die überwiegende Mehrzahl
bildenden einfachen Fällen wird ein derartiges von Bayern Art. 324 generell vorgeschrie¬
benes Verfahren zu überflüssigen Wiederholungen führen und der Prozedur einen formn-
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listischen Anstrich verleihen (vgl. hannov. Prot. XIV. 5247, 5258, Mot. z. württemb
Entw. Art. 122—434, nordd. Prot. II. 641, 642).

Es ist eine uielbehandelte Frage, ob die Veweisverbindung sich auf die indi-
S. 198. ! viduelle Bezeichnung der Beweismittel zu erstrecken oder auf die Angabe der Ne-

weismittel der Art nach zu beschränken habe, so daß die individuelle Bezeichnung
dem Beweisaufnahmeuerfahren vorbehalten bleibt. Der Entwurf hat sich in Ueber¬
einstimmung mit dem preußischen Rechte (A. G. O. I. 5. ß 5 Abs. 2), mit Württem¬
berg Art. 411, dem preuß. Entw. §§ 307, 308, 313, 315 (Mot. S. 70—72), hannov.
Entw. § 280 und nordd. Entw. § 466 für die erstere Alternative entschieden und
damit in Gegensatz zum französischen und bayerischen Rechte (Prozeßordn. Art. 324)
gestellt.

Es wird allgemein zugestanden, daß die Unterscheidung zwischen Angabe der
Beweismittel der Art nach und Bezeichnung derselben der Individualität nach nur
beim Zengenbeweise praktische Bedeutung hat (Verhandl. der baner. Kammer der
Abg. 1863/1865, Beilagenbd. III. Abth. 2 S. 151). Die sofortige Produktion der
Urkunden ist auch von Bayern Art, 329, 370 (vgl. Schmitt, der baner. Civilprozeß II,
S. 136 ff.) vorgeschrieben.

Die bayer. Proz.-Ordn. ist durch die Besorguiß veranlaßt worden, daß die
mündliche Verhandlung durch das Detail der Beweisantretung und der auf die Glaub¬
würdigkeit der einzelnen Beweismittel bezüglichen Erinnerungen und Gegenerinnerungen
in einer die Übersichtlichkeit des Ganzen gefährdenden Weise nicht selten überlastet
und verwirrt werden könne (Verhandl. der bayer. Kammer der Abg. 1863/1865,
Beilagenbd. I. Abth. 2 S. 120). Mit vollem Rechte ist indessen darauf Hingewiese»,
daß der große Vorzug der Veweisverbindung darin bestehe, daß die Parteien genöthigt
werden, auch die mittelbar erheblichen Thatsachen vorzutragen, daß dieser Vortheil
aber aufgegeben werde, wenn man die Veweisverbindung auf die Angabe der Beweis-
Mittel der Art nach reduzire. Abgesehen hiervon hat die Bestimmung des bayerischen
Rechts nur für ein Verfahren Bedeutung, welches, wie der französischeProzeß, durch
Beschränkung des Zeugenbeweises den Urkundenbeweis in den Vordergrund drängt;
für den französischen Prozeß kommt außerdem in Betracht, daß es bei den vielen
Streitfragen über die Zu lässig keit des Zeugenbeweises von Wichtigkeit erscheint,
wenn im einzelnen Falle vor Abtretung desselben über die Zulässigt'eit entschieden
werden kann (vgl. hannou. Prot. VI, 1843, 1846), Der Entwurf hat ebenso wie die
bayer. Proz.-Oron. die französisch-rechtlicheBeschränkung des Zeugenbeweises verworfen,
Streitigkeiten über die Zulässigkeit derselben fallen daher fort. Da überdies nach
den Bestimmungen des Entwurfs die Einwendungen gegen die benannten Zeugen zn
einer Verwickelung oder Verweitläufigung der Verhandlung keinen Anlaß geben kön¬
nen, so fehlt es an einem Grunde, in Betreff des Zeugenbeweises eine Ausnahme
von der konsequenten Durchführung der Beweisuerbindung eintreten zu lassen. So¬
dann darf nicht unerwogen bleiben, daß der Entwurf, wenn er sich für die Bezeichnung
der Beweismittel der Art nach entschieden hätte, genöthigt gewesen sein würde,
auf den weiteren großen Vorzug der Veweisverbindung^ auf die Ersparung besonderer
Termine zur Indiuidualisirung der Beweismittel und zur Verhandlung über dieselben,
zu verzichten — ein Vorzug, der für ein Verfahren, in welchem sich im Laufe
desselben Rechtsstreits und derselben Instanz Beweisantretungen und Beweisbeschlüsse
mehrfach wiederholen können, nicht hoch genug angeschlagen werden kann.

2.
Die Beweismittel.

§ 245. (K. V. 8 243. G. 8 255».
Der Entwurf enthält sich einer Aufzählung aller Beweismittel, er hebt

S. 199. I nur einige derselben hervor. Er nennt: Augenschein (Z§ 326, 327), Zeugen (ZZ 328,
353), Sachverständige (W 354—366), Urkunden (§§ 367—396) und Eid <M 397—421),
Das außergerichtliche Geständnis; ist wegen seines innigen Zusammenhanges mit dem
Civilrechte nicht geregelt; aus der Nichterwähnung darf selbstverständlich nicht
geschlossen werden, daß dem außergerichtlichen Geständnisse der Werth eines Beweis¬
mittels hat genommen werden sollen.
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Daß sich eine Partei zum Beweise oder zur Widerlegung derselben that¬
sächlichen Behauptung gleichzeitig verschiedener Arten uon Beweismitteln bedienen
taun (vgl. Württemberg Art, 407, Bayern Art. 327, hannou. Entw, § 286), bedürfte
ieiner ausdrücklichen Hervorhebung, Dasselbe gilt uon der Bestimmung der württemb,
Ürozeßordn. Art, 406, daß streitige Thatsachen unmittelbar oder mittelbar durch die
Erweisung solcher Thatsachen bewiesen oder widerlegt werden tonnen, aus welchen
sich die Wahrheit, bezw. Unwahrheit der zu beweisenden Thatsachen mittelst Schluß¬
folgerungen ergiebt, und von den Bestimmungen der baner. Prozeßordn, Art, 326,
daß eine Partei, wenn sie durch Schlüsse oder Vermuthungen Beweis führen will, ihr
'Zeweisanerbieten auch auf die Thatsachen, aus welchen der Schluß gezogen oder die
Vermuthung abgeleitet werden soll, zu richten hat und daß ein solches Anerbieten
nicht das gleichzeitigeAngebot unmittelbarer Beweise ausschließt. Beide Bestimmungen
tonnten um so weniger Aufnahme finden, als sie geeignet erscheinen, Mißverständnisse
hervorzurufen. Mit der Beweisverbindung des Entwurfs ist der Begriff des künst¬
lichen Beweises — oder richtiger, der künstlichen Beweisführung im Sinne der
gemeinrechtlichen Theorie unvereinbar. Denn sollen mit der Aufstellung der That¬
sachen zugleich die Beweise angetreten werden, so müssen die Thatsachen so konkret
vorgelegt werden, wie die Benutzung der Beweismittel es erfordert. Daraus folgt,
daß sich die Parteien nicht darauf oeschränten können, die unmittelbar erheblichen
Thatsachen zu behaupten, daß sie vielmehr verpflichtet sind, auch die mittelbar
erheblichen Thatsachen sofort in der Verhandlung vor Erlaß des Beweisbeschlusses
vorzubringen. Dadurch wird der Nichter in den Stand gesetzt, die uon der Partei
gezogenen Schlußfolgerungen prüfen und die angebotenen Beweise sofort verwerfen
ni können, wenn er sich von der Richtigkeit der Schlußfolgerungen nicht zu überzeugen
vermag. Dieser Vortheil, die Vermeioung nutzloser Beweisführungen, würde auf¬
gegeben werden, wenn in dem Beweisbeschlusse nicht die mittelbar erhebliche That¬
sache, sondern, der gemeinrechtlichen Theorie entsprechend, die unmittelbar erhebliche
Thatsache zum Beweise verstellt und die Auflösung der letzteren in künstlichen Beweis
nach Erlaß des Veweisbeschlusses gestattet würde (vgl. hannou. Prot. XV. S. 5575
bis 5581). Selbst die oben referirte Bestimmung der baner. Prozeßordn. Art. 326
tonnte, obgleich sie die Angabe der mittelbar erheblichen Thatsache uor Erlaß des
Veweisbeschlussesfordert, zu dem Irrthum Anlaß geben, daß es auch genüge, wenn
die Partei nur die unmittelbar erhebliche Thatsache vorbringe und der Richter nur
diese in den Beweisbeschluß aufnehme.

Die Vorschriften des Entwurfs über die Beweismittel haben allgemeine Geltung
für das ganze Gebiet des deutschen Reichs. Außer Kraft treten daher die Vorschriften
der Landesgesetze, welche in Ansehung gewisser Rechtsverhältnisse einzelne Arten von
Beweismitteln ausschließen oder nur unter Beschränkungen zulassen. Das Einführungs¬
gesetz § 11 Nr. 1 hat diese Konsequenz in Uebereinstimmung mit dem nordd. Entw.
i; 465 ausdrücklich ausgesprochen. Betroffen werden von der Bestimmung des § 11
K, I eil. insbesondere die Vorschriften I des französischen Rechts, nach denen der >S. 200.
^cugenbeweis — von weitgreifenden Ausnahmen abgesehen — in allen Sachen, deren
Gegenstand die Summe oder den Werth uon 150 Frcs. übersteigt, und „oantro Lt.
Wtre Is cuntLuu ltux uows", sowie „zur es czui 8Lr3,it alle^ue avuir 4to äit, avmit,
!m-5 ou äepui« 168 »et«^' ausgeschlossen ist (Loäe oiv. Art. 1341—1348).

Die Frage, ob es sich empfehle, die französisch-rechtlichenBeschränkungen des
Hengenbeweisesin das deutsche Prozeßrecht zu übernehmen, ist von der hannov. und
von der nordd. Prozeßkommission (vgl. hannou. Prot. VII. S. 2251—2300, XV.
2. 5703—5712, nordd. Prot, II. S. 688, 68«, 759, 988, 989), von den Motiven zum
preußischen und zum württembergischen Entwurf und im Anschlüsse an die Ausführungen
von Planck (Krit. Vierteljahrsschr. IV. S. 259—265) und Hinschius (Verhandl. des
fünften deutschen Iuristentages I. S. 166 ff.), von dem fünften deutschen Iuristen-
tage verneint. (Verhandl. II. S. 232—247, 78, 80). Der bayer. Entw. Art. 370
l>w 376 (Motive S. 585—588) hatte sich für die Rezeption entschieden; den Vor¬
schlägen desselben hatte sich der Gesetzgebungsausschuß der Kammer der Reichsräthe
angeschlossen; in Folge der abweichenden Beschlüsse des Gesetzgebungsausschusses der
Kammer der Abgeordneten (vgl. Verhandl, 1863/65 Beilagenbd. II. Abth. 2, S. 146,
147, Beilagenbd. III. Abth. 2, S. 313, 317—319, Abth. 4, S. 95, 326—330) ist
indessen nur die Ausschließung des Zeugenbeweises gegen den Inhalt vollbeweisender



2?s» Begründung des Entwurfs,

Urkunden und über Verabredungen, welche bei oder vor der Errichtung solcher Urkunden
stattgefunden haben sollen, in die baner. Proz. Ordn, Art. 3W übergegangen. Daß
auch der Entwurf die Frage verneint, wird einer ausführlichen Rechtfertigung nicht
bedürfen.

Die Beschränkung des Zeugenbeweise» drängt den Urkundenbeweis in den
Vordergrund, führt zu einer Formalisirung der Beweismittel, vereinfacht dadurch doy
Verfahren und erleichtert die Durchführbarkeit der mündlichen Prozedur (vgl. die
allg. Begründung § 8 Dernburg, Abhandl. S. 303, 311). Diese Erwägungen sind
indessen nur äußerliche Opportunitätsgründe, denen ein entscheidendes Gewicht
um so weniger beigelegt werden kann, als die Möglichkeit, den Zeugenbeweis trotz
der mit dessen Aufnahme verknüpften Schwierigkeiten mit dem mündlichen Verfahren
zu verbinden, durch die Erfahrungen in Hannover, Württemberg und Bayern, sowie
m Frankreich nnd in den Ländern des französischenRechts dargethan ist. Was aber
den einzigen inneren Grund betrifft, welcher für das System des franzüfifchen Rechts
angeführt werden kann — die Unzuverlässigkeit des Zeugenbeweises —, so wird dieser
Grund nicht nur durch die Mündlichteit des Verfahrens abgeschwächt, sondern steht
auch dem Beweismittel des Eides, welches das französische'Recht an die Stelle des
Zeugenbeweises setzt, wenigstens in gleichem Maße entgegen und führt zu ein«
anderen, von dem französischen Rechte' nicht gezogenen Konsequenz, nämlich zu ver
Ausschließung des Zeugenbeweises in allen Fällen, in welchen schriftlicheBeurkundung
möglich ist. Ganz abgesehen hiervon kommt g^gen die Beschränkung des Zeugenbeweises
in Betracht, daß sie mit den Rechtsgewohnheiten und Rechtsanschauungen der deutschen
Bevölkerung diesseits des Rheins in schneidendemWidersprüche steht — in Baden, wo
sie seit mehr als fünfzig Jahren besteht, hat sie sich in dem Rechtsbewußtscin des
Volkes nicht einzubürgern vermocht (vgl. hannov. Prot. VII. S. 2284) —; daß sie
feiner verwerflich erscheint, weil sie dem Richter verbietet, von einer Erkenntnißquelle,
die ihm zur Erforschung der materiellen Wahrheit offensteht, Gebrauch zu machen und
weil sie, soweit sie reicht, den Indizienbeweis beseitigt (vgl. ^oäs eiv. ait. 1353,

lS. 201. »Bayern Art. 322 Abs. 3, Creizenach, Verhandl. des fünften deutschen Iuristentngs
II. S. 19 ff.); daß sie nicht ohne Aufstellung zahlreicher, sehr umfassender Ausnahmen
(z. B. für alle Handelssachen OoäL eiv. an. 1341, deutsches Handelsgesetzbuch Art.
317) durchgeführt werden kann, Ausnahmen, welche nicht so scharf und so begrenzt
hingestellt werden können, daß nicht vielfach Zweifel über die Zulässigkeit oder Uuzn-
lässigkeit des Zeugenbeweises im einzelnen Falle entstehen — Gesetzgebung und
Praxis haben sich in Frankreich seit drei Jahrhunderten vergeblich bemüht, dieselbe»
zu beseitigen — und damit neue Streitpunkte, neue Verwickelungen des Verfahrens
gegeben sind.

Das Einführungsgesetz zur bayer. Proz. Ordn. Art. 66 hat die französisch-
rechtlichen Beschränkungen des Zeugenbeweises für die Rheinpfalz aufrecht erhalten,
In ähnlicher Weise sollte nach dem preuß. Entw. (Mot. S. 104) in Betreff der
Rheinprovinz verfahren werden. Der Entwurf konnte für die Gebiete des franz,
Rechts keinen Vorbehalt machen. Die Beibehaltung der Beschränkungen des Zeugen-
beweises würde in diesen Gebieten eine völlig abweichende Gestaltung der Prozedur
zur Folge haben, sie würde einem Verzichte auf die Nechtseinheii im Bereiche des
Prozeßrechts gleichstehen. Die Vorschriften des Lall« civ, art. 1341 ff. würden daher
beseitigt werden müssen, selbst wenn sich nachweisen lassen sollte, daß sie nicht prozeß¬
rechtlicher, sondern civilrechtlicher Natur seien und daß ihre Beseitigung in das System
des geltenden materiellen Rechts eingreift.

3.
Die Beweislast.

I. Die Lehre von der Veweislast (Beweispflicht) gehört in das materielle
Recht. Die Grundsätze desselben werden durch den Entwurf nicht berührt.

Die württemb. Proz, Ordn. Art. 410 hat in Betreff der Regulirung der Veweis¬
last eine generelle Bestimmuug dahin aufgenommen:

Der Kläger hat diejenigen Thatsachen zu beweisen, welche nach den
Gesetzen zur Entstehung des von ihm behaupteten Rechts im Allgemeinen
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erforderlich sind; der Beklagte dagegen diejenigen Thatsachen (Einreden),
durch welche im einzelnen Falle die Entstehung seines Rechts gehindert
oder das schon entstandene Recht des Klägers beschränkt,wieder aufgehoben
oder entkräftet worden sein soll. In gleicher Art hat jede Partei die¬
jenigen Thatsachen zu beweisen, welche den wesentlichenGrund ihrer feineren
Angriffsmittel ausmachen.

Es hat auf die Beweislast keinen Einfluß, ob die Behaup¬
tung einer Partei, welche nach den Gesetzen zur Begründung ihres
Anspruchs gehört, in bejahender oder verneinender Weise vorgebracht
wird.

Eine ähnliche Bestimmung hatte der baner. Entw. Art. 283 vorgeschlagen.
Durch den Gesetzgebungsausschuß der bayer. Kammer der Abgeordneten (Prot.
1863/1865, Beilagenbd. III. Nbth. 2. S. 324) ist dieselbe beseitigt und im Einklang
mit den Motiven zum Entwurf eines bürgerlichen Gefetzbuchs für das Königreich
Bayern I. S. 22, 23 durch die — selbstverständliche und daher entbehrliche — Vor¬
schrift der Proz. Ord. Art. 319 ersetzt worden:

Welche Thatsachen zur Begründung eines Rechtsanspruchs und der
dagegen erhobenen Rechtsvertheidigung gehören und welche Beweislast
hiernach die Parteien trifft, ist nach den bürgerlichen Rechten zu beurtheilen.

I Eine Bestimmung, wie sie die Württemb. Prozeßordn. Art. 410 ausstellt, >S. 202.
enthält nur ein formales Prinzip, ihren realen Werth empfängt sie erst durch
die Beantwortung der Frage, welche Thatsachen in Lunoi-Lto zur Substanziirung
des betreffenden Angriffs oder Gegenangriffs gehören. Die Frage, wer zu beweisen
habe, löst sich daher in die Frage auf, was zu beweisen sei: die Beantwortung dieser
Frage aber richtet sich nach der Beantwortung der Frage, was zu behaupten sei,
eine Frage, deren Entscheidung davon abhängt, welche Thatsachen nach dem mate¬
riellen Rechte zu den Klage- (Replik-) Thatsachen oder zu den Einrede-(Duplik-)
Thatsachen zu rechnen sind (vgl. Unger, System des allg. österr. Privatrechts II. S.
562 ff). Zudem sind die in der württemb. Prozehordn. santtionirten Grundsätze
uon der deutschen und französischen Jurisprudenz so allgemein anerkannt, daß es
überflüssigerscheinen muß, dieselben in der Prozeßordnung ausdrücklich auszusprechen.

II. Der Beweisbeschluß enthält, da er nach den Ausführungen der allgemeinen
Begründung § ? i. t'. nichts anderes ist, als eine Verfügung, welche die Aufnahme
bestimmter angebotener Beweise zuläßt, keine Regelung der Beweislast (Z 314).
Diese Regelung erfolgt durch das Urtheil, wenn es derselben bedarf. Ein solches
Bedürfniß wird sich in sehr vielen Fällen praktisch gar nicht geltend machen. Führt
nämlich die Verhandlung oder die Beweisaufnahme oder Beides zusammen zu dem
Lrgelmisse, daß die streitige Thatsache oder daß das Gegentheil derselben bewiesen
ist, so ist eine Entscheidung über die BeweiZpflicht nicht erforderlich. Dasselbe gilt,
wenn soviel bewiesen ist, daß das Gericht zur Auferlegung eines Eides gelangt,
denn die Entscheidung darüber, wem ein richterlicher Eid aufzuerlegen fei, ist nach
Aorfchrift des § 419 von der Beantwortung der Frage, wer zu beweisen habe,
unabhängig. Nothwendig wird dagegen die Regelung der Beweislast, wenn in Betreff
der streitigen Thatsache nichts bewiesen ist, weil in diesem Falle die Sätze: aewro
non prodantL i'6U8 adüolvitui' und re-u« ßxclipiLnclu notur tit Platz greifen. Ferner
bedarf es einer solchen Regelung, wenn auf Leistung eines zugeschobenenEides durch
bedingtesEndurtheil zu erkennen ist, da nach § 399 eine nicht beweispflichtige Partei
durch'Eideszuschiebung die Beweislast nicht übernimmt (vgl. Mot, zu § 399).

Indem der Entwurf von der Normirung der Beweislast in dem Beweisbeschlusse,
der Natur desselben als eines Relevanz- oder Zulafsungsbescheides entsprechend,
absieht, schließt er sich dem altvreuhischen Prozeßrechte, dem französischen Rechte,
dem preuß. Entw. § 396 und dem nordd. Entw. § 471 an. Die Prozeßordn. für
Württemberg Art. 416, 419 und für Bayern Art. 328, 345 sowie der hannov. Entw.
W 281, 309 stimmen zwar darin mit dem Entwurf überein, daß sie die Beweisver¬
bindung vorschreiben und den Beweisbeschluß für nicht bindend erklären, sie weichen
aber insofern ab, als sie die Regelung der Beweislast in dem Bewrisbeschlusse
anordnen. Mag auch eine derartige Bestimmung zur Förderung einer gründlichen
Prüfung von Seiten des Gerichts dienen tonnen, so versteht sich doch von selbst,
d»ß diese Erwägung einem tüchtigen, pflichtgetreuen Richterstande gegenüber jede
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Bedeutung verliert. Im Uebrigen kann es nach dem Vorstehenden keinem Zweifel
unterliegen, daß in praktischer Hinsicht der Entwurf den Vorzug verdient: «
entlastet das Gericht, indem er demselben die vielfach schwierige Prüfung der Ver-
theilung der Beweislast in allen Fällen abnimmt, m denen diese Prüfung nicht «ns
Rücksicht auf dir Definitiventscheidunq geboten ist (vgl. Verhandl. des sechsten deutsche»
Iuristentags I, S, 209 ff. II. S. 296 ff.).

I S. 203. >III. In einem durch den Grundsatz der Beweisverbindung beherrschten Ver¬
fahren sagt das Gesetz, nicht das Gericht den Parteien, was zu beweisen sei und wer zu
beweisen habe, wie das Gesetz, nicht das Gericht die Parteien belehrt, was sie zur Begrün¬
dung ihres Rechts zu behaupten haben (vgl. allgem. Begründung § 7 i. l.). D»s
Gericht hat daher nur zu prüfen, ob in Betreff der erheblichen streitigen Thatsache,,
Beweis angetreten sei, eine Prüfung, welche es, wenn die Antretung des Beweises
nur von einer Partei erfolgt ist, auch auf die Frage erstrecken kann, ob die beweis-
Pflichtige Partei den Beweis angetreten habe. Ueberzeugt es sich, daß in Betreff der
erheblichen streitigen Thatsachen kein Beweis — oder daß kein Beweis von der
beweispflichtigen Partei angetreten ist, so erläßt es das Urtheil.

Die konsequente Durchführung dieser Grundsätze hat erhebliche Bedenken gegen
sich, indem sie zu großer Härte und zu schwerer Verletzung des materiellen Rechts
führen kann. Denn mit der Aufnahme der Beweisverbindung ist die Gefahr gegeben,
daß eine Partei durch Mißgriffe oder Versehen, durch eine unrichtige Ansicht über
die Relevanz einer streitigen Thatsache oder über die Beweislast ihr begründetes
Recht verlieren und daß dieser Verlust eintreten kann, obgleich sie in der Hage war,
die Beweise liefern zu tonnen, welche das von ihr unrichtig ausgelegte Gesetz verlangt.
Insoweit Berufung zulässig ist, kann die Partei in zweiter Instanz ihre Mißgriffe
und Versehen rektifizrren. Diese Möglichkeit fällt fort, insoweit das Rechtsmittel der
Revision Platz greift.

Als Korrektiv gegen die Nachtheile der Beweisverbindung hatte die hamov.
Prozeßkommission nach sehr umfassenden Debatten (hannou. Prot. VI. S. 1948 bis
2018, VIII. S. 2658—2669) in erster Lesung die folgende Vorschrift (hannov. Entw.
I, Lesung § 281 Abs. 2) in Vorschlag gebracht:

„Erachtet das Gericht eine streitige des Beweises bedürfende Thatsache
für erheblich, welche von keiner' der Parteien als solche bezeichnet ist,
so hat es dieselben zur Angabe der diese Thatsache betreffenden Beweis¬
mittel zu veranlassen."

In zweiter Lesung wurde diese Vorschrift gestrichen und durch die — auch von
dem Entwurf Z 126 übernommene — Bestimmung ersetzt, daß durch Befragung von
Seiten des Vorsitzenden u. s. w. darauf hinzuwirken sei, daß die Beweismitte!
bezeichnet werden (hannov. Entw. II. Les. 3 137 Prot. XIV. S. 5244—5266). Bei
umsichtiger Leitung der Verhandlung kann die signalisirte, mit der Beweisverbindung
gegebene Gefahr der Verletzung des materiellen Rechts durch die Prozeßdirektion
des Vorsitzenden beseitigt werden, indem derselbe in Gemäßheit des § 126 durch
Ausübung des Fragerech'ts die Parteien zur Bezeichnung der Beweismittel veranlaßt.
Das Fragerecht schien indessen der Prozeßordn, für Württemberg Art. 415 (vgl,
Motive zum württemb. Entw. Art. 425—429 und Bericht des württemb. Iustizgesetz-
gebungs-Ausschusses zu den angezogenen Artikeln) und für Bayern Art. 328 (vgl.
Verhandl. des Gesetzgebungs - Ausschusses der baner. Kammer der Abgeordneten
1863/65, Beilagenbd. II, Abth. 2 S. 119, Veilagenbd. III. Abth. 2 S. 153—155,
Schmitt, bayer. Civilprozeß II, S. 169, 170) keine ausreichende Garantie zu bieten;
sie bestimmen daher in Anlehnung an den hannov Entw. 1. Lesung, daß die Parteien,
wenn von dem Gerichte Thatsachen für erheblich erachtet werden, rücksichtlich welcher
von der beweispflichtigcn Partei ein Beweis nicht angetreten ist, zur Bezeichnung
der Beweismittel aufzufordern sind, falls nicht bereits der Vorsitzende die beweis-
pftichtige Partei in Ausübung des Fragerechts auf den Mangel der Beweis-

> S. 204. 1 antretung aufmerksam gemacht hat. Der Entwurf ist diesem Vorgange nicht gefolgt.
Gegenüber einer derartigen Bestimmung läßt sich die Besorgnis) "nicht abweisen,

daß die Anwälte mit der Beweisantretung zurückhalten werden, bis sie von dem
Vorsitzenden oder von dem Gerichte zur Bezeichnung der Beweismittel aufgefordert
sind; die Bestimmung muß demnach dahin führen, daß faktisch das gemeinrechtliche
Beweisinterlokut — und zwar in einer erheblich verschlechtertenGestalt — wiederher-
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gestellt wird. Und ebenso gerechtfertigt ist der weitere Einwand, daß die Bestimmung
Piozeßuerschleppungen zur Folge haben muß. Denn in zahlreichen Fallen werden
Vertagungen der Verhandlung erforderlich werden, wenn eine Partei erklärt, daß sie
außer Stande sei, der Aufforderung zur Beweisantretung sofort nachzukommen. Dem
sei indessen wie ihm wolle — die Bestimmung hat, wie bereits oben bemerkt, ein
praktisches Interesse nur für die Berufungs - Instanz und gerade für diese Instanz
wird das in § 126 eingeräumte Fragerecht genügende Abhülfe gewähren.

4.
.Das Verfahren nach Erledigung des Beweisbeschlusses.

§§ 247, 248. (K. V. ß§ 247, 248, G. §8 257, 258.)
Wie dem französischen Prozeßrechte, so erscheint auch dem Entwurf das Veweis-

liiifnllhmeuerfahren als ein Zwischenfall, als ein Inzidentpunkt, welcher den regel¬
mäßigen Verlauf des Prozesses hindert. Ist die Beweisaufnahme beendet, das
Hinderniß für die Fortsetzung der Verhandlung gehoben, so kehrt die Sache zur
Atzung zurück, nm auf Grund einer neuen, durch das Ergebniß der Beweisaufnahme
vervollständigten Verhandlung zum Abschlüsse zu gelangen. Ein Beweisaufnahme-
»erfahren kann im Laufe desselben Prozesses wiederholt vorkommen, so oft als
sich em Bedürfniß für die Anordnung desselben ergiebt (vgl, allg. Begründung Z 8,
Zink, Ermittelung des Sachuerhalts im französischen Ciuilprozesse I. S. 328 ff.).

Dieser Auffassung entsprechend schreibt der § 247. vor, daß die Parteien über
Vas Ergebniß der Beweisaufnahme unter Darlegung des Streitverhältnisses
zu verhandeln haben. Da diese Verhandlung nur eine Fortsetzung der früheren,
durch den Eintritt des Veweisaufnahmeuerfahrens abgebrochenen Verhandlung bildet,
so ist für dieselbe, wenn die Beweisaufnahme vor dem Prozeßgerichte erfolgt, der
Neweisaufnahmetermin bestimmt, so daß sie sich unmittelbar an oie Beweisaufnahme
anschließt (vgl. ß 325 Abs. 1). Erfolgt dagegen die Beweisaufnahme vor einem
beauftragten oder ersuchten Richter, so kann der Termin zur Fortsetzung der münd¬
lichen Verhandlung sofort in dem Veweisbeschlusse bestimmt werden; ist dies nicht
geschehen, so wird der Termin nach Beendigung der Beweisaufnahme von Amts
wegen anberaumt und den Parteien bekannt gemacht (vgl. Z 325 Abs. 2).

Ist der Beweis nicht vor dem Prozeßgerichte aufgenommen, so haben die
Parteien das Ergebniß der Beweisaufnahme auf Grund der Beweisverhandlungen
vorzutragen. Daß dieser Vortrug den Parteien obliegt, entspricht dem Grund¬
sätze der Mündlichkeit. Die Besorgnis), daß das Ergebniß der Beweisauf¬
nahme durch die Parteien abweichend von dem Inhalte der Beweisverhand¬
lungen oder unvollständig vorgetragen werden könne, vermag eine Ausnahme
von diesem Grundsätze — sei es durch Ueberweisung des Vortrags an einen
j Berichterstatter, wie Hannov. § 236 und Württemb. Art. 441 vorschreiben, sei es durch > S. 205.
Vorlesung der Beweisuerhandlungen in der Sitzung, wie es mehrfach vorgeschlagen
worden ist — nicht zu rechtfertigen. Der Vortrag durch einen Berichterstatter ver¬
fehlt seinen Zweck, weil er das Gericht und die Parteien, zumal bei verwickelten
Sachen, ermüdet, die Aufmerksamkeit schwächt und wegen seiner Subjektivität die
richtige Auffassung und Beurtheilung der Beweisverhandlungen gefährdet. Wegen
dieser in Hannover gemachten Erfahrungen haben schon der hannov. Entw. §304 und
der nordd. Entw. § 491 den Vortrag des Berichterstatters durch den Parteiuortrag
ersetzt. Was aber die Vorlesung der Beweisuerhandlungen betrifft, so kann dieselbe
insbesonderebei verwickelten Sachen ohne systematischeGrupvirung des Inhalts nicht
für zweckentsprechend erachtet werden. Die von den Anwälten gegenseitig geübte
Kontrole ist am besten geeignet, die Korrektheit und Vollständigkeit des Vortrags zu
goraniiren. Nüthigenfalls ist es — wie der nordd, Entw, ß 492 ausdrücklich hervor¬
gehoben hat — Sache des Vorsitzenden (vgl. Z 123 Abs. 3), die Berichtigung und
Vervollständigung des Vortrags, eventuell nach Wiedereröffnung der Verhandlung
(vgl. L 136), zu veranlassen (vgl, nordd. Prot. II. S. 670—673).

Für den Fall, daß eine der Parteien in dem Verhandlungstermine des ß 248
nicht erscheint, bedürfte es keiner besonderen Bestimmung, wie solche Württemb.

, Art, 442, der hannov. Entw. Z 305 und der nordd. Entw, ß 492 getroffen haben, weil
Materialienzur Civilprozeßordnung, 18
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in diesem Falle, abweichend von jenen Gesetzeswerken, die allgemeinen Vorschriften
über das Versäumnißurtheil Anwendung finden (vgl. 8 287).

5.
Die Widerklage und die Präjudizial-Inzidentklage.

Zs 241, 243. (K, V, §8 241. 243, G. §8 251, 253.)
Besondere Vorschriften für die prozessuale Geltendmachung der Widerklang

(Baden ßß 266 ff., Württemberg Art. 332, preuß. Entw. 8 234, nordd. Entw. § 2ck)
sind für entbehrlich gehalten, indem die Bestimmungen des Entwurfs über die Geltend
machung der Widerklage in der mündlichen Verhandlung (88 241,243,244) n„l
genügender Deutlichkeit erkennen lassen, daß die besonderen Vorschriften über die
Erhebung der Klage, die Klageschrift, die Einlassungs- und Klagebeantwortung^^
auf die Widerklage keine Anwendung finden. Der Entwurf konnte sich, nachdem durch
die Zß 33, 534, 552, 562, 572 der Umfang der Massigkeit der Erhebung einer Wider¬
klage im Gerichtsstande der Klage festgestellt war, auf einzelne wenige Vorschriften
über die Behandlung der Widerklage beschränken. Dahin gehören die Vorschriften
des 8 241 über die Bestimmung des Zeitpunkts, bis zu welchem die Erhebung ein«
Widerklage gestattet ist, des 8 244 über den Eintritt der Rechtshängigkeit, des § 3«z
über das Versäumnißurtheil, — aus den beiden letzten Vorschriften ergiebt sich, in¬
wieweit die für die Klage geltenden Bestimmungen auf die Widerklage entsprechende
Anwendung finden — und der 88 131, 263 über die Trennung der Verhandlung und
Entscheidung der Widerklage vor der Verhandlung und Entscheidung der Klage.

Die Präjudizial-Inzidentklage istebensowiedie Präjudizial-Inzident-
widerklage in Betreff der prozessualen Geltendmachung, der Rechtshängigkeit und
des Zeitpunktes, bis zu welchem ihre Erhebung gestattet ist, der Widerklage
gleichgestellt (88 243, 244).

S. 206. >Von selbst versteht sich, daß auch für die Widerklage und die Klage des § W
die Bestimmungen des Entwurfs über die Vorbereitung der mündlichen Verhandlung
durch Schriftsätze gelten. Wie die übrigen Angriffs- und Vertheidigungsmittel de«
Beklagten, so hat die Klagebeantwortung" (8 235) auch die Widerklage aufzunehmen
— und auf die Vorbereitung der Präjudizial-Inzidentklage kommt die Vorschrift dn
8 236 Abf. 1 zur Anwendung.

Die Rechtfertigung der materiellen Bestimmungen des 8 243 muß bis zur
Motivirung des 8 283 ausgesetzt bleiben.

6.
Priiklusion des Beklagten mit nachträglichem Vorbringen.

8 242. (K. V 8 242, G. 8 252.)
Die Bedeutung und Tragweite des 8 242 ist bereits in der allgemeinen Begrün¬

dung entwickelt.
Ist eine Widerklage erhoben worden, so kommt der Kläger zugleich als Beklagte«

in Betracht. Insoweit findet daher der 8 242 auch auf ihn Anwendung.
In Betreff der Angriffsmittel des Beklagten würde nur die Zurückweisung einer

Widerklage praktisches Interesse haben können. Der 8 242 ist indessen auf eine
Widerklage nicht ausgedehnt, weil insoweit bereits der 8 130 Abs. 2 in anderer Ar!
ausreichende Abhülfe gewährt.

Die Erlllsfung eines Beweisbeschlusses in Anlehnung an die 88 329 und 385
als den Zeitpunkt hinzustellen, welcher für die Frage, ob ein Vertheidigungsmittel
als ein nachträglich vorgebrachtes angesehen werden könne, maßgebend sei, verbot die
Erwägung, daß der Beweisbeschluß im Systeme des Entwurfs ein viel zu unbedeu¬
tender, der Zeit nach viel zu schwankender Akt ist, als daß davon wichtige prozessuale
Folgen abhängig gemacht werden dürfen. In den Fällen der 88 329 und 385 liegen
die Verhältnisse völlig anders. Der Gegenstand der Vorschrift gestattete in beiden
Fällen einen festen Zeitpunkt zu fetzen und denselben auf den Moment der Erlassunz
des Beweisbeschlusses zu fixiren.
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Die sonstigen Voraussetzungen des ß 242 stehen mit den Bestimmungen der
ßß 329 und 385 m Einklang.

IX.
Die freie Würdigung des Beweises.

8 849. (K, V. § 249, G. § 259.)
Seit in dem deutschen Strafverfahren der Grundsatz, daß die Thatfrage der

freien Würdigung des Richters unterliege, praktische Geltung erlangt hat, ist in
Doktrin, Praxis und Gesetzgebung »gt. preuß. Verordn, v. 28. Juni 1844 ß 39, preuß.
Konkursordn. u. 8. Mai 1855 8 111, preuß. Ges. v. 9. Mai 1855 Z 1? und v. 1. März
1869 ß 21, hannou. Ges. v. 2. Juli 1864 § 8, Württemberg Art. 443, Bayern Art. 345,
hannov. Entw. ß 306, preuß. Entw. Z 421 (Motive S. 92—95), nordd. Entw. Z 455
und Prot. II. S. 679—682, 745, 746, Planck, Krit. Vierteljahrsschr. IV. S. 248 ff.,
Votum des vierten deutschenIuristentages (Verhandl. II. S. 278, 284)^ das Streben,
auch in dem Civilprozeßverfahren den Richter bei Beurtheilung der Thatfrage von
den gesetzlichen Fesseln zu befreien, mit einer solchen Entschiedenheit hervorgetreten,
daß eine > für das deutsche Reich bestimmte Prozeßordnung, wenn sie sich nicht dem I S. 207.
Vorwurfe des Rückschritts aussetzen will, genöthigt ist, sich der auf Beseitigung der
gesetzlichen Beweisregeln gerichteten Bewegung anzuschließen. Der schwerwiegendste
Einwand, welcher dem Grundsatze der freien richterlichen Würdigung des Beweises
entgegensteht — der Einwand, daß im Civilprozesse das Streituerhältniß von den
Parteien beherrscht wird und dem Richter die Mittel fehlen, welche der Strafprozeß
zur Gewinnung einer begründeten Ueberzeugung bietet, wird in einem Verfahren,
welches, wie dasjenige des Entwurfs, auf dem Grundsatze der Mündlichkcit der Ver¬
handlung vor dem erkennenden Richter beruht und dem richterlichen Prozeßleitungs-
amte in der mündlichen Verhandlung einen weiten Spielraum gewährt, beseitigt oder
doch so wesentlich gemildert, daß es legislativ nicht gerechtfertigt sein würde, deswegen
auf die großen Vortheile zu verzichten, welche, wie allgemein anerkannt wird, mit der
freien richterlichen Beweiswürdigung verbunden sind. Der Entwurf konnte daher kein
Bedenken tragen, die allseitig angebahnte Entwickelung zum Abschlüsse zu bringen und
im 8 249 auszusprechen, daß das Gericht nach freier Ueberzeugung zu entscheiden
habe, ob eine thatsächliche Behauptung für wahr oder für nicht wahr zu erachten sei.

Der Grundsatz, daß der Richter die Thatfrage frei zu würdigen habe, ist nicht
auf das Ergebniß der Beweisführung beschränkt, sondern im Anschlüsse an den nordo.
Entw. Z 455 (Prot. II. S. 745, 746) auf den gesammten Inhalt der Verhandlungen
ausgedehnt worden. Diese Ausdehnung ist durch die Konsequenz und innere Gründe
geboten. Soll die Entscheidung des Nichters über die Wahrheit einer Thatsache auf
seine Ueberzeugung gestützt werden, so ist es — insbesondere bei sogenanntem künst¬
lichen Beweise —"schlechterdings unmöglich, diejenigen Momente, welche sich aus den
Erklärungen der Parteien ergeben, von den durch eine Beweisaufnahme erbrachten
Momenten zu sondern und in ihrer Bedeutung hinter dieser zurücktreten zu lassen.
Indem der Richter auch das Ergebniß der Sachverhandlung nach freier Ueberzeugung
zu würdigen hat, ist ihm die Befugniß gegeben, eine bestrittene Thatsache auf Grund
des Ergebnisses der gesammten Sachverhandlung mittelst Schlußfolgerung aus anderen
unbestrittenen Thatsachen und dem gesummten Sachverhalt — ohne Beweiserhebung
— als wahr anzunehmen. Diese sehr freie Stellung kann dem deutschen Richter im
Vertrauen auf dessen Bildung, Integrität und unabhängige Stellung unbedenklich
gewährt werden. Um eine sorgfältige Abwägung der Gründe, welche für die Ueber¬
zeugung des Richters leitend find, zu sichern, ist angeordnet, daß in dem Urtheil diefe
Gründe anzugeben seien.

Der Grundsatz der freien richterlichen Würdigung bedarf für das Civilprozeß-
»erfahren, wie von allen Gesetzgebungen und von der Doktrin anerkannt wird, ein¬
zelner Beschränkungen. Die vom Entwurf aufgestellten, den Richter bindenden
gesetzlichen Beweisregeln beziehen sich namentlich auf den Beweis durch Urkunden
und durch Eid. Urkunden werden regelmäßig in der Absicht errichtet, Rechtsverhält¬
nisse sicherzustellen. Dieser Zweck kann mit Zuverlässigkeit nur erreicht werden, wenn

18*
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bei der Errichtung der Urkunde bekannt ist, welche Eigenschaften der Richter von der¬
selben fordern werde, um sie als beweiskräftig anzusehen, wenn ferner die Sicherheit
besteht, daß der Richter die bestimmten Erfordernissen entsprechende Urkunde auch
wirklich als beweiskräftig betrachten werde (vgl. v. Sacken in den Verhnndl. des
vierten deutschen Iuristentages I. S. 129). Durch die Rücksicht auf die Sicherheit
des Verkehrs war es daher geboten, die in Betreff des Urkundenbeweises m den
HZ 361—364 enthaltenen Bestimmungen aufzunehmen.

I S. 208. ! Bei Würdigung der Beweiskraft des Eides muß das richterliche Ermessen nach
der Natur der Sache ausgeschlossen bleiben. Soll dem vor Gericht abgelegten Eide
der Charakter einer ernsten, heiligen und den Streit über die zu beschwörendeThat¬
sache entscheidenden Handlung gewahrt bleiben, so muß der Richter das Beschworen«
als wahr betrachten, so lange nicht der Partei, welche den Eid geleistet hat, eine
Verletzung der Eidespflicht nachgewiesen ist. Dasselbe gilt von der Erlassung des
Eides und von der Verweigerung der Eidesleistung: auch in diesen Fällen ist für das
richterliche Ermessen kein Raum vorhanden (u. Sacken a. a. O. I. S. 130,131). Es
waren daher die Beweisregeln der 88 405, 406, 415, 468 Abs. 2 nothwendig.

Weitere Beweisregeln geben die M 144,14? Abs. 2, 174 Abs. 2, 178 Abs. 2,
270, 389, 390 Abs. 2, 392 Abs.'2 und der 8 13 Nr. 2 des Einführungsgesetzes. Außer¬
dem werden hierher die Bestimmungen zu rechnen sein, welche als Folge der Ver¬
säumung einer Prozeßhandlung das "Gericht verpflichten, Thatsachen als wahr anzu¬
nehmen (vgl. §8 125 Abs. 3, 154 ff., 209 Abs. 4, 210 Abs. 2, 212, 213 Abs. 2, 286
Abs. 1, 306 Abs. 2, 379, 381 Abs. 3, 393 Abs. 3, 404 Abs. 2, 413, 483 Abs. 2).

Aus der Bestimmung des 8 249 Abs. 2 folgt, daß die gesetzlichen Beweisregeln,
insoweit sie nicht durch d!e Vorschriften des Entwurfs und des Emführungsgefetzes
aufrecht erhalten sind, als solche außer Kraft treten. Zur Sicherung der' richtigen
Auslegung dieser Bestimmung hat der dem nordd. Entw. 8 456 Abs. 2 entnommene
8 11 Nr! 2 des Einführungsgesetzes die Aufhebung derjenigen Vorschriften, nach
welchen unter bestimmten Voraussetzungen eine Thatsache als mehr oder weniger
wahrscheinlich angenommen werden soll, vorgeschrieben, welche Vorschrift insbesondere
für den Geltungsbereich des preuß. A, L. R. von großer Bedeutung werden wird (vgl,
Koch in Gruchot, Beiträge zur Erläuterung des preuß. Rechts XIII. S. 321 ff.).

Uebrigens darf bei Anwendung des 8 249 nicht übersehen werden, daß mit der
Verwerfung einer gesetzlichen Beweisregel die Regel selbst noch nicht beseitigt, son¬
dern nur m ihrer rechtlichen Bedeutung verändert wird, indem die gesetzlichen Vor¬
schriften den Charakter goldener Erfahrunqssätze annehmen. „Die Regeln über Zu-
lässigkeit und Werth des Beweises", bemerkt Planck a. a. O. S. 251 zutreffend, „sollen
aus dem Gesetzbuche verschwinden und der Rechtsschule wie dem Gerichts¬
gebrauche überlassen bleiben, damit sie die klassische Gestalt bewahren, die für ihren
heilsamen Gebrauch unentbehrlich ist".

X.
Die Ermittelung des Schadens.

8 250. (K. V. § 250, G. § 960.)
Die Anforderungen, welche nach dem bisherigen Prozeßrechte in der Mehrzahl

der deutschen Rechtsgebiete an den Beweis eines Schadens gestellt werden, machen
Schädensprozesse zu den langwierigsten und verwickeltstenNechtsstreitigkeiten und führen
in zahlreichen Fällen zu dem Ergebnisse, daß Ansprüche auf Schadensersatz aus der
Reihe der realisirbaren Ansprüche zu streichen sind (vgl. Zink a. a. O. I. S. 563 ff,
Lehmann, der Nothstand des Schädenprozesses 1865). Diesen Uebelständen haben die
Prozeßordnungen von Hannover 8 238, Baden 3 588, Württemberg Art, 444 und
Bayern Art. 330, die sächsische Verordn, v. 13. März 1867 Nr. V. und der hannov.

S. 209. Entwurf 8 307 dadurch abzuhelfen I gesucht, daß sie — mehr oder weniger unbeschränkt
— die Entscheidung der Frage:

wie hoch sich der Schaden oder ein zu ersetzendes Interesse belaufe,
dem Ermessen des Gerichts überweisen. Wie die praktischen Erfahrungen ergeben,
reicht eine derartige Bestimmung nicht aus. um das Gericht in den Stand zu fetzen,
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m einer den Anforderungen der materiellen Gerechtigkeit entsprechenden Weise über
Schadensansprüche zu erkennen. Die Frage nach der Höhe des Schadens ist von
der Frage nach der Existenz desselben vielfach nicht zu trennen. Wird dem Gerichte
nicht die Befugnis; ertheilt, auch über die Frage:

ob ein Schaden entstanden sei,
nach freier Ueberzeugung zu entscheiden, so kann die freiere Stellung, welche dem
Gerichte rücksichtlich der Ermittelung der Höhe des Schadens eingeräumt ist, nur in
seltenen Fällen zur Geltung gelangen. Der Entwurf hat daher in Uebereinstimmung
mit dem französischen Rechte, dem deutschen Handelsgesetzbuche Art. 27, dem ham¬
burgischen Einführungsgesetze zum Handelsgesetzbuche vom 22. Dezember 1865, ß 32,
den Reichsgesetzen v. 11. Juni 1870 ß 19 und v. 7. Juni 1871 ZZ 6, 7, dem nordd.
Entw. Z 457 und dem Votum des sechsten deutschen Iuristentages (Verhandl.
desselben II, S. 267) sowohl die Entscheidung der ciua«8tio ciuanti als auch der
quaestio an dem freien Ermessen des Gerichts überwiesen.

Wenn bestimmt wird, daß das Gericht nach freier Ueberzeugung über die
Existenz und die Höhe eines Schadens oder eines zu ersetzenden Interesse zu ent¬
scheiden habe, so fordert die Konsequenz,

1) dem Ermessen des Gerichts zu überlassen, ob und inwieweit eine bean¬
tragte Beweisaufnahme oder die Begutachtung durch Sachverständige anzuordnen
sei, und

2) die in dem geltenden Rechte enthaltenen Vorschriften über das M'amenwm
in liwm — über das' Recht einer Partei, zur eidlichen Schätzung des Schadens oder
des Interesse zugelassen zu werden — aufzuheben. Indem der Entwurf beide Kon¬
sequenzen zieht, hat er gleichzeitig zur Beseitigung von Zweifeln dem Gerichte für
den Fall, daß es auf Grund oer Verhandlungen und einer etwaigen Beweisaufnahme
nicht im Stande ist, sich eine Ueberzeugung über den Betrag des Schadens zu bilden,
die Anordnung gestattet, daß der Beweisführer den Schaden oder das Interesse
eidlich schätze,' Dieser Eid ist eine Suezies des richterlichen Eides (vgl. § 419) und
ist nach den Grundsätzen zu beurtheilen, welche der Entwurf über den richterlichen
Lid aufgestellt hat; derselbe ist dahin zu leisten, daß der Schaden — oder das
Interesse — nach der Ueberzeugung des Schwörenden sich bis zu dem von
ihm angegebenen Betrage belaufe. Bei Auferlegung des Schätzungseides hat das
Gericht, wie der S 250 Abs. 1 im Anschlüsse an den Oocls eiv. art. "1369 vorschreibt,
den Betrag zu bestimmen, welchen die eidliche Schätzung nicht übersteigen darf.
(Vgl, nordd. Prot. II. S. 682, 686, 1004—1050).

Die Entscheidung über die Frage, ob der Gegner zur Leistung des Schadens¬
ersatzes oder des Interesse verpflichtet sei, wird durch den ß 250 nicht berührt.
Die Thatsachen, auf welche diese Verpflichtung gegründet wird, sind wie die fonstigen
bestrittenen Thatsachen zu beweisen. Dagegen unterliegt die Beurtheilung der Frage,
ob der Kausalnexus vorhanden sei, dem freien Ermessen des Gerichts (vgl. noröd.
Prot, II, S. 686).

Gegen die Vorschriften des Z 250 ist eingewandt worden, daß sie zur Abhülfe
des Nothstandes der Schädensprozesse nur geeignet seien, wenn für die Li > quidationen > S. 210.
eines erlittenen Schadens die Ciuiliury eingeführt werde (vgl. v. Bar, Recht und
Beweis im Civilprozesse S. 216 ff.; Verhandl. des neunten deutschen Iuristentages I.
2, 328; Brunner, ebendas. I. S. 355). Diesem Einwände kann ein durchschlagendes
Gewicht nicht beigelegt werden. Der Gesetzgeber darf von der Erwartung ausgehen,
daß der deutsche Richter mit Takt und Sachkenntniß von den ihm beigelegten weit¬
reichenden Befugnissen den rechten Gebrauch machen wird; insbesondere fehlt es
der Besorgnis;, daß die Gerichte in Fällen, in denen von einer speziellen Sachkunde
keine Rede sein kann, zu kostbaren Expertisen greifen, oder daß sie umgekehrt bei der
Feststellungdes Schadens in einer willkürlichen, das deutsche Rechtsbewußtsein ver¬
letzenden Weise verfahren werden, an allen thatsächlichen Anhaltspunkten. Es bedarf
daher keineswegs der Rezeption des Instituts der Civiljury, um die zutreffende
Anwendung des ß 250 zu sichern.

Daß die Parteien, wenn es sich um die Erstattung eines Schadens oder
Interesse handelt, über den Betrag desselben sich -zu erklären haben und event, durch
Ausübung des richterlichen Fragerechts zu einer solchen Erklärung zu veranlassen
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sind, wird einer ausdrücklichen Hervorhebung, wie solche der nordd. Entw. Z 457
enthält, nicht bedürfen.

Die in Statuten uon Versicherungsgesellschaften u. s. w. enthaltenen Vorschriften
über den Beweis des Schadens durch bestimmte Beweismittel sind für den Richter
nicht maßgebend; denn die Vorschriften des Entwurfs über die freie Würdigung der
Thatfrage sind Vorschriften des öffentlichen Rechts, deren Anwendung durch Vertraue
in einer den Richter bindenden Weise nicht ausgeschlossen werden kann (vgl. nordd
Prot. II. S. 1050).

XI.

Das gerichtliche Gestandniß. Die Notorietiit. Die Ermittelung des
fremden Rechts.

8Z 251—255. (K. V. 88 251—255, G. W 261—265.)
Keines Beweises bedürfen die von einer Partei behaupteten Thatsachen, welche

von dem Gegner gerichtlich zugestanden, oder welche bei dem Gerichte
offenkundig sind.

Im Interesse der Nechtseinheit war es geboten, über das gerichtlicheGestandniß
Vorschriften aufzunehmen. Diese Vorschriften (HZ 251—253) schließen sich den Grund'
sätzen des gemeinen Rechts an, welche auch uon der württemb. Prozehordn. Art,
396—401 und von dem nordd. Entw. 88 458—460 adoptirt worden sind.

Leitend war der Gedanke, daß das gerichtliche Gestandniß „kein die Ueber¬
zeugung des Richters bestimmendes Beweismittel, sondern eine durch Verzicht auf
den Beweis bewirkte Disposition über das streitige Recht ist" (vgl. Wetzell, Ncl, III,
S. 171. Planck, Krit. Vierteljahrsschrift IV. S. 254). Dieser Auffassung entgegen
spricht es, daß

1) der ß 253 das gerichtliche Gestandniß nur unter der Voraussetzung
des Beweises der Unwahrheit und des Irrthums für widerruflich erklärt
und daß

2) nach 8 251 Abs. 2 zur Wirksamkeit des gerichtlichen Geständnisses dessen
Annahme nicht erforderlich ist.

S. 211. Das gerichtliche Gestandniß des gesetzlichenVertreters muß in Gemäßheit Ider
Bemerkungen S. 77 (hier S. 169), als ein von der Partei selbst abgelegtes Gestandniß
angesehenwerden. Auf dasselbe kommen daher die Vorschriften des8253 über den Widerruf
zur Anwendung. Ein Gleiches gilt von den gerichtlichen Geständnissen der Prozeß¬
bevollmächtigten und der Beistände; nur in Betreff des Widerrufs ist der Partei
durch die Bestimmungen der 88 79, 84 (vgl. S. 105 hier S. 191) ein weitergehendes Recht
eingeräumt. Von selbst versteht sich — was Württemberg Art. 398 und der nordd.
Entw. 8 458 noch ausdrücklich aussprechen —, daß em bindendes gerichtliches
Gestandniß auch in Abwesenheit des Gegners abgelegt werden kann.

Aus allgemeinen Prozeßgrundsätzen folgt, daß nur das im Laufe des
Rechtsstreits bei einer mündlichen Verhandlung oder zum Protokolle
eines beauftragten oder ersuchten Richters abgelegte Gestandniß als ein
gerichtliches betrachtet werden darf, daß mithin Geständnisse, welche in einem anderen
Rechtsstreite oder in einem vorbereitenden Schriftsatze abgelegt sind, als außergericht¬
liche aufgefaßt werden müssen (vgl. Württemb. Art. 402, nordd. Entw. 8 461).

Der Grundsatz des t^ocks oivil art. 1356: I/avsu MllioiaiiL us psut strs clivize
conti-e oslui Mi 1'a tmt ist in der französischen und rheinischen Praxis dahin entwickelt
worden, daß die einem gerichtlichen Geständnisse beigefügten Zusätze, welche den
Klagegrund oder die Einrede u. s. w. beschränken oder aufheben, nicht von dem
Geständnisse getrennt werden können, selbst wenn sie sich auf spätere Thatsachen
beziehen (z. B, die Behauptung der Zahlung ist untrennbar uon dem Geständnisse
des Darlehnsempfang.es); nur solche Zusätze sollen getrennt weiden, welche ein dem
Grunde der Klage oder der Einrede u. s. w. fremdes, einen selbstständigen Klagegrund
für den Gestehenden bildendes Rechtsverhältniß aufstellen (z. B, d« Behauptung
eines LompLuzanclo geltend gemachten Anspruchs ist trennbar von dem Geständnisse
der die Klage begründenden Thatsachen), vgl. Naroaäs, Nxpo«, tusor. st piat. cln
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(!oäe Napoleon Nä. V, tom V. paß. 214 8Lyu., Lonnisr, Iraits äs« preuvez N6. III.
wm, I, l'llF- 454—460. Dieser Grundsatz ist durch überzeugende Argumente nicht
gerechtfertigt (vgl. Planck, Krit. Vierteljahrsschrift IV. S. 254—259, Mot. zum preuß.
Entw. S. 94, Verhandl. des Gesetzgebungsausschusses der bayer. Kammer der Abge¬
ordneten 1863—1865, Beilagcnbd. II. Abth. 2. S. 167, 1864/1865 Beilagenbd. III.
Abth. 1 S. 168 ff., Mot. z. württemb. Entw. Art. 407-416, Bericht der Iustiz-
kommission der württemb. Kammer der Abgeordneten zu Art. 410, nordd. Prot. II.
Z. 701, 703—706); er hängt mit der von dem Entwurf reprobirten Beschränkung
des Zeugen- und Vermuthungsbeweises zusammen (vgl. Dernburg, Abhandl. S. 346
bis 349)" und bedarf als nothwendiges Korrektiv die in den Entwurf nicht über¬
nommene Souueränetät der Gerichte (vgl. Bonnier, l. o. MZ. 458—560). Ei ist
daher in Baden (Z 385) aufgehoben und von dem preuß. Entw., von den bayer.
Kammern, von den gesetzgebenden Faktoren Württembergs und von der nordd.
Kommission verworfen worden. Für den Entwurf konnte es hiernach keinem Zweifel
unterliegen, daß der Nntheilbarteit des gerichtlichen Geständnisses im Sinne des
französischen Rechts die Aufnahme zu versagen sei. Im Interesse der Rechtseinheit
mußte der Entwurf aber weiter gehen und den Grundsatz selbst auch für diejenigen
Rechtsgcbietebeseitigen, in denen sich derselbe Anerkennung verschafft hat. Demge¬
mäß bestimmt der ß 252, daß die Wirksamkeit eines gerichtlichenGeständnisses dadurch
nicht beeinträchtigt wird, daß demselben eine Behauptung beigefügt ist, welche ein
selbstständigesAngriffs- oder ! Vertheidigungsmittel enthält, — und beschränkt sich I S. 212.
im Uebrigen darauf, die Würdigung anderer zusätzlicher oder einschränkender Be¬
hauptungen nach der Beschaffenheit des einzelnen Falles dem erkennenden Gerichte
zu überweifen. Eine erschöpfende Behandlung der Lehre von dem sog. qualifizirten
Geständnissein einem Prozeßgesetze ist weder nothwendig noch in angemessener
Weise ausführbar. Die weitere Entwicklung dieser Lehre kann um so unbedenklicher
der Doktrin und Praxis überlassen werden, als die neuere deutsche Rechtswissenschaft
mit Erfolg bestrebt ist, die zahlreichen Irrthümer auszumerzen, welche sich in die
Lehre eingeschlichenhaben (vgl. Wetzell, Nä. III. S. 172 ff), und als sie zu Ergeb¬
nissen gelangt, die im Wesentlichen mit der Auslegung zusammentreffen, welche
deutsche Bearbeiter des französischen Civilrechts (vgl. Zachariä - Anschütz, Handb. des
franz. Ciuilrechts IV. Z 767. Stabel, Institutionen des franz. Civilrechts S. 385,
386) dem Art. 1356 des Ooäe civil geben.

In Betreff der Definition der Notorietät schließt sich der Entwurf im Z 254
dem Vorgänge des nordd. Entw. Z 463 (vgl. auch Wetzell, Nä. III. S. 185, 186)
an; für notorisch erklärt er diejenigen Thatsachen, welche gerichtskundig sind,
llebereinstimmend ist Württemberg Art. 396, 403, während Bayern Art. 320 den
Begriff der Notorietät weiter faßt (vgl. nordd. Prot. II. S. 708, 709).

Außer den gerichtlich zugestandenen und den gerichtskundigen Thatsachen bedürfen
ferner keines Beweises Thatsachen, in Betreff welcher das bürgerliche Recht vorschreibt,
daß sie als gewiß anzusehen sind, wenn bestimmte andere Thatsachen feststehen —
pi'NL8umtionL8^ni'i8 st cls^urs und pras 8umtious8 ^uriz (vgl. Wetzell N<1. III.
L, 188 Note 1). Beide Arten von Piäsumtionen bleiben in Gemätzheit des Ein¬
führungsgesetzes Z 13 Nr. 1 aufrecht erhalten (vgl, auch Württemberg Art. 404,
Bayern Art. 322, nordd. Entw. § 456). Im Falle einer pras8umtio ,suri8 ist der
Beweis des Gegentheils zulässig; da die der präsumirten Thatsache direkt entgegen¬
stehende Thatsache unter den Gesichtspunkt der Einrede fällt, fo ist der Beweis
derselben als Einredendeweis aufzufassen (vgl. Wetzell, Vä. III. S. 160, 161). Daraus
ergiebt sich ohne Weiteres, daß dieser Beweis durch Eideszuschiebung geführt werden
kann. Zur Beseitigung von Zweifeln, welche emer abweichenden Auffassung des
Beweises und der Fassung des Z 398 entnommen werden könnten, hat der Entwurf
in Anschluß an Bayern Art. 457 und an den nordd. Entw. §611 die Zulässigkeit
der Eideszuschiebung im Einführungsgesetze § 13 Nr. 1 ausdrücklich ausgesprochen.

Was endlich die Bestimmungen' des H 255 betrifft, so sanktioniren dieselben
in Uebereinstimmung mit Württemberg Art. 405, Bayern Art. 321 und dem nordd.
Lntw. Z 464 die rationellen Grundsätze, welche die neuere deutsche Doktrin und
Praxis entwickelt hat (vgl. nordd. Prot. II. S. 709, 808, Stobbe, Handbuch des
deutschen Privatrechts I. S. 139 ff. 179). Aus der Fassung des § 255 geht übrigens
hervor, daß das Prozeßgericht die in dem eigenen Staate geltenden mehreren Rechte
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— jedoch mit Ausschluß der Gewohnheitsrechte und statutarischen Rechte — zu kennen
verpflichtet ist, und daß andererseits der Ausdruck „das in einem anderen Staate
geltende Recht" eine verschiedene Bedeutung gewinnt, je nachdem der Bezirk des
Prozeßgerichts nicht über das Gebiet eines zum Deutschen Reiche gehörenden
Bundesstaats hinausreicht, oder mehrere dieser Bundesstaaten oder das gesannnte
Reich umfaßt.

Kontrovers ist die Frage nach der Bedeutung eines strafgerichtlichen Urtheils
für das Civilprozeßverfahren.

S. 213. Die französische Doktrin und Praxis wird von der Ansicht beherrscht, daß j ein
verurtheilendes strafgerichtliches Erkenntniß für den Ciuilprozeß den Thatbestand und
die Thäterschaft endgültig festgestellt (^udi^ ot üau, iüoui-3 äs äroit oivil traueM,
Ncl. III. tom. VI, pllF. 504 8Lyu.; LunuiLr, Iraite äs8 prsuve», Nä. III. tom. II,
Mß. 493 86M.; Ortolllii, Ne8ums äs8 slLMLut« cls äroit peual MF. 317,453 88qu.),
Diese Ansicht hat seit Einführung des französischen Strafverfahrens in Deutschland
auch in die deutsche Doktrm und Praxis, sowie in die neuere deutsche Gesetzgebung
(vgl. Oldenburg Art. 154, Württemberg Art. 7, Bayern Art. 323, Strafprozeßordn,
f. die 1866 mit der preuß. Monarchie vereinigten Landestheile v. 25. Zum 188?
Z 10, sächs. Strafprozeßordn. v. 1. Oktober 1868 Art. 449) und in die Mehrzahl der
neueren deutschen Prozehgesetzentwürfe (vgl. preuß. Entw. Z 273, sächs. Entw. §8 43,
44, Hess. Entw. Art. 11, nordo. Entw. Z 462) Eingang gefunden. Andererseits ist sie
energisch bekämpft worden; insbesondere haben sich gegen eine den Civilrichter bindende
Wirkung des strafgerichtlichen Urtheils das preuß. Ober-Tribunal in einem Plenar-
beschlusse v. 15. Dezember 1856 (Goltdammer, Archiv des preuß. Strafrechts?,
S. 370 ff,), die Iustizkommission des preuß. Abgeordnetenhauses im Jahre 185L
(Goltdammer a. a. O. V. S. 344), die hannov. Prozeßkommission (hannou. Prot. VI,

- 2063—2073, XV. S. 5641—5652) und der siebente deutsche Iuristentag (Verhandl,
desselben II. S. 165—183, 239—242) erklärt. Dem Entwurf erschien es als die
zutreffendste Lösung, dem Ciuilrichter zu überlassen, nach freier Ueberzeugung zu ent¬
scheiden, ob die von dem Strafrichter festgestellten Thatsachen — Thatbestand und
Thäterschaft — für wahr zu erachten seien. Eines Ausspruches im Gesetze bedürfte
es nicht, da der 8 249 Abs. 1. zur Anwendung gelangt, insoweit nicht die Prozeß¬
ordnung oder das Einführungsgesetz eine Ausnahme aufstellen. Der Grundsatz, daß
das strafgerichtliche verurtheilende Erkenntniß den Civilrichter binde, ist bald als
Beweisregel, bald als praszmnti« Mii8 et cls Mo aufgefaßt. Da dieser Grundsatz
nach der Absicht des Entwurfs für das Gebiet des Deutschen Reichs beseitigt sein
soll, so versteht es sich von selbst, daß es unzulässig sein würde, denselben auf Grund
des Einführungsgesetzes Z 13 Nr. 1 in denjenigen Rechtsgebieten, in denen er die
Form einer pi-aL^umtia .juri8 st äs ,jurs angenommen hat, aufrechterhalten zu wollen.

Die Gründe, welche den Entwurf veranlaßt haben, von der Aufstellung einer
Beweisregel abzusehen, sind in so überzeugender Weise von Planck, in seinem, dem
siebenten deutschen Iuristentage erstatteten Gutachten (vgl. Verhandl. 1. S. 3—44)
entwickelt, daß es genügen wird, das Folgende hervorzuheben.

Der Ciuilrichter, welcher auf Grund" der vor ihm stattgefundenen Verhandlung
frei zu würdigen hat, ob eine thatsächliche Behauptung für wahr oder nicht wahr
zu erachten sei, wird, wenn die behauptete Thatsache bestlitten, aber in einem früheren
Strafverfahren als festgestellt angenommen ist, auf Grund dieses Verfahrens und
ohne daß es einer weiteren Beweiserhebung bedarf, die Ueberzeugung von der
Wahrheit jener Thatsache erlangen können. Und diese Ueberzeugung wird er regel¬
mäßig auf Grund des Strafurtheils gewinnen, wenn nicht für oie Unrichtigkeit 'des
letzteren sehr gewichtige Gründe von den Parteien beigebracht werden. Nur ausnahms¬
weise wird im Civilverfahren eine nochmalige Beweisaufnahme über die vom Straf-
richter bereits als erwiesen angenommene Thatsache erforderlich sein, und es darf die
sichere Erwartung gehegt werden, daß widersprechende Entscheidungen der Civil- und

S. 214. Strafgerichte über dieselbe j Thatfrage zu den äußersten Seltenheiten gehören werden.
Sollten aber widersprechende Urtheile vorkommen, so werden sie durch das höhere
Gebot, daß Wahrheit und Recht zur Geltung gelangen muh, gerechtfertigt werden.
Bei richtiger Handhabung der Rechtspflege wird die' Erfahrung lehren, daß die freie
und selbstständige Stellung, welche den Civilgerichten und Strafgerichten gleichmäßig
und gegeneinander eingeräumt wird, nicht die Besorgniß begründet, daß durch wider-
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sprechende Urtheile über die Thatfrage das Ansehen der Justiz und die öffentlichen
Interessen gefährdet werden.

XII.

Die Glaubhaftmachung thatsächlicher Behauptungen.

ß 258. (K. V. § 236, G. § 266.)
Im Anschlüsse an das gemeine Prozeßrecht haben die neueren Prozeßgesetze

Hannover, Oldenburg, Baden, Württemberg, Banern) und neuere Prozeßgesetzentwürfe
(hannov, und nordd. Entw.) vielfach eine Bescheinigung für genügend erklärt. Der
Entwurf ist diesen Vorgängern erfolgt; er fordert in zahlreichen Fällen, namentlich
in Fällen, in denen durch die beantragte Entscheidung den Rechten »es Gegners nicht
definitiv präjudizirt wird, statt eines Beweises die Glaubhaftmachung der zur
Begründung des Antrags dienenden thatsächlichen Behauptungen (vgl, ZZ 44, 67, 96,
195, 206, 322, 339, 358, 378, 384, 387, 393, 431, 435, 436, 571, 600, 602, 603,
637, 639, 659, 660, 730, 740, 745, 760, 785, 792).

Um zu verhüten, daß der Rechtsstreit verzögert oder venveitläufigt werde, war
es erforderlich, in Uebereinstimmung mit Württemberg Art. 409, dem hcmnou. Entw.
H§ 445, 446 und dem nordd. Entw. § 334 die Glauohaftmachung von der Voraus¬
setzung abhängig zu machen, daß die Beweisaufnahme sofort erfolgen kann. Die
Eideszuschiebungmußte daher von den Mitteln der Glaubhaftmachung ausgeschlossen
werden — ganz abgesehen davon, daß durch dieselbe der Zweck, welcher dem Erfordernisse
der Glaubhaftmachung zu Grunde liegt, regelmäßig nicht erreichbar ist. Im Uebrigen
tann sich der Antragsteller aller Beweismittel bedienen. Es fehlt an einem aus¬
reichenden Grunde, die Mittel der Glaubhaftmachung auf Urkunden zu beschränken.
Kann die Entscheidung ohne uorgängige mündliche Verhandlung erlassen werden, so
werden Zeugen regelmäßig vorher vernommen sein müssen, so oaß die Urkunde über
die erfolgte Vernehmung dem schriftlichen Gesuche beizufügen ist. Wird dagegen über
den Antrag mündlich verhandelt, so steht der Zulassung des Zeugenbeweises nichts
entgegen, "vorausgesetzt, daß die Beweisaufnahme in dem Verhandlungstermine
erfolgen kann. Außerdem empfiehlt es sich, dem Gerichte auch im Falle der Glaub¬
haftmachung eine möglichst freie Stellung einzuräumen; der Entwurf ertheilt demselben
aus dieser Erwägung — entgegen der Prozeßordnung u. Württemberg Art. 409 —
die mit den allgemeinen Vorschriften über den richterlichen Eid (S 419) im Einklang
stehende Befugniß, den Antragsteller zur eidlichen Versicherung der Wahrheit der
betreffenden thatsächlichen Behauptung zuzulassen (vgl, nordd. Prot. II. S. 1051—1053).
Ausnahmen waren in den Fällen der HZ 44, 358 geboten. Eine besondere Bestimmung
trifft der Z 339 Abs. 2.

Einer Beweisaufnahme bedarf es nicht, wenn die Behauptung schon nach den
Umständen des Falles als glaubhaft anzunehmen ist. Der nordd. Entwurf H 334
(Prot. V. S. 2355) hat in Anlehnung an die Vorschriften des hannou. > Entwurfs I S. 215.
diese selbstverständlicheBestimmung ausdrücklich ausgesprochen. Ebenso hat der Entwurf
es für entbehrlich und überdies für bedenklich erachtet, eine Definition des Begriffs
der Glaubhaftmachung (vgl. Baden ß 378, Württemberg Art. 409) aufzunehmen.

XIII.

Die Rüge der Verletzung uerzichtlmrer Prozedn» Vorschriften.

Z 257. (K. V, § 237, G, 8 267.)
Ist eine das Verfahren und insbesondere die Form einer Prozeßhandlung

betreffendeVorschrift verletzt, so ist aus Rücksicht auf die Sicherung eines geregelten
Ganges des Verfahrens geboten, das Recht der Parteien zur Rüge einer derartigen
Verletzung in dem Matze zu beschränken, wie es — in Anlehnung an den (ünclo äe
pi-oc. lirt. 173, preutz. Verordn, v. 14. Dezember 1833 § 6, Bayern Art. 218, 219,
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preuß. Entw. ß 292 und nordd. Entw. Z 340 — durch S 25? (vgl. §Z 471, 4g?)
geschehen ist.

Der Wissenschaft muß es überlassen bleiben, festzustellen, welche Vorschriften
unter die Bestimm«»«, des § 25? fallen. Soviel soll indessen bemerkt werden, daß
unter „Prozeßhandlungen" insbesondere diejenigen Akte zu verstehen sind, welche auf
Betreiben einer Partei uon nicht richterlichen Beamten (z. B. Gerichtsvollziehern)
vorgenommen werden (z. B. Ladungen, Zustellungen) — aew» «lo prooeckurs, <I!a^
cle proo. art. 1?3 — und daß auf die Befolgung aller diese Akte betreffenden Vor¬
schriften von den Parteien wirksam verzichtet werden kann (vgl. Mot. z. preuß. Entw
S. 61, nordd. Prot. II, S. 316—319, IV. S. 157?, 1578, 1653, V. S, 2354).

XIV.

Der Siihneversuch.

§ 258. (K. V. ß 258, G, 8 268.)
Die Vorschrift des französischen Rechts (Ouäe äs prao. nrt. 48—58), nach

welcher der Kläger verpflichtet ist, vor Erhebung der Klage den Beklagten zum
Zwecke des Suhneuersuchs vor den Friedensrichter laden zu lassen, ist uon dem (!oäe
cle (iLnövs, der italienischen Prozeßordn. v. 1865 uud dem belgischenEntwurf — uon
dem letztern in Betreff der vor die Kollegialgerichte gehörigen Prozesse — aufgegeben,
Ueber die Verwerflichkeit dieser Vorschrift herrscht in Deutschland eine so vollkommene
Uebereinstimmung der Ansichten, daß die Nichtaufnahme derselben in den Entwurf
der Rechtfertigung nicht bedürfen wird. Ebensowenig konnte es sich empfehlen, mit
dem Ooäs cls 6snev6 urt. 5 und mit Baden ß 290 für Prozesse zwischen Ehegatten
und nahen Verwandten einen obligatorischen Siihneversuch anzuordnen (vgl, hannon.
Prot, IV. S. 1280—1284). Dagegen war die Erhebung der Ehescheidungsklage und
der Klage auf Herstellung des ehelichen Lebens von einem vorgängigen Sühnenersuch
abhängig zu machen (vgl" §§ 546 ff.). Die Proz, Ord, v. Hannover ß 175, Württem¬
berg Art. 308, Bauern Art. 222 und der hannou. Entw. Z 221 räumen dem Kläger
das Recht ein, den Beklagten zum Zwecke des Suhneuersuchs vor ein Vermittelungs-
amt (Einzelrichter, Gemeindevorstand u. s. w.) laden zu lassen. Die Vorschrift ist
uon sehr zweifelhaftem Werthe und die Durchsetzung derselben durch Androhung von

IS.216, Zwangsmaßregeln — selbst wenn sich der Zwang darauf beschränkt, der nicht >er¬
schienenen Partei die Kosten zur Last zu legen — so wenig gerechtfertigt, daß der
Entwurf sich für deren Aufnahme nicht zu entscheiden vermochte (vgl. nordd. Prot,
I. S. 437).

Die dem Gerichte durch Z 258 beigelegte Befugniß, in jeder Lage des Rechts¬
streits die gütliche Beilegung desselben oder einzelner"Streitpunkte zu versuchen und
zu diesem Zwecke das persönliche Erscheinen der Parteien anzuordnen, entspricht der
deutschrechtuchen Auffassung vom Richteramte uud kann auch mit französisch-rechtlichen
Anschauungen in keinem unlösbaren Widersprüche stehen, da der belgische Entwurf
kein Bedenken getragen hat, dem Richter die gleiche Befugniß einzuräumen. Daß sich
diese Institution bewährt hat, beweist der Umstand, daß sie von den neueren Prozeß-
gesetzen (vgl. Hannover ZZ 176, 66, Baden ZZ 289 ff, Württemberg Art. 309, Bayern
Art. 221) beibehalten und uon den neueren Prozeßgesetzentwürfen (preuß. Entw. § 275,
hannou. Entw. Z 222, nordd. Entw. § 376) in Vorschlag gebracht ist.

Daß ein beauftragter oder ersuchter Richter, auch "ohne daß die Parteien an
ihn zum Zwecke des Suhneuersuchs verwiesen sind, Vergleichsverhandlungen vornehmen
kann (vgl. Württemberg Art, 309, Bayern Art. 221, hannou. Entw. §222, nordd.
Entw. S 376), bedürfte als selbstverständlich keiner ausdrücklichen Bestimmung im
Gesetze.

Kommt ein Vergleich zu Stande, welcher den geltend gemachten Anspruch ganz
oder theilweise erledigt, so ist derselbe durch Aufnahme in das Protokoll festzustellen
(vgl. § 140 Nr. 1). Aus einem solchen Vergleich findet die Zwangsvollstreckung statt
(88 651 Nr. 1, 652), Ueber die Kosten bestimmt der ß 91.
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XV.

Einsicht der Prozeßakten.

8 261. (K, V. 8 261, G, 8 271.)
Die Bestimmungen des § 261 aeben im Wesentlichen die Vorschrift des nordd.

Entwurfs 8Z 397—399 wieder. Analoge Anordnungen treffen die Prozeßordnungen
„ Hannover 88 181 ff., u. Württemberg Art. 313 ff., u. Bayern Art. 170 und der
hannov. Entw. Z8 22? ff.

Zweiter Mtl.
Urtheil.

88 262—284. (K. V. 88 262—284, G. 88 272-294.)
Die Gründe, welche dahin führen, in einem mündlichen Verfahren neben den

den Rechtsstreit in seiner Totalität erledigenden Urtheilen Theilurtheile und
Hwischenurtheile zu gestatten und diesen Urtheilen eine den Richter wie die
Parteien bindende Kraft beizulegen, sind in der allgemeinen Begründung 8 7 ent¬
wickelt. Die

88 262—265, 278. (K. V. 88 262—265, 279, G, 88 272-275, 289.)
bedürfen daher nur noch in einzelnen Beziehungen der näheren Motivirung,

Unter Endurtheilen sind diejenigen Urtheile zu verstehen, welche die Haupt¬
sache und somit den Rechtsstreit selbst ganz oder theilweise in unbedingter > oder — > S. 217.
durch Eid — bedingter Weise endlich entscheiden. Eine Art derselben sind die
Theilurtheile. Sie charatterisiren sich als Endurtheile über einen quantitativen
Theil des Streitgegenstandes, der vor anderen Theilen des letzteren spruchreif geworden
ist, und gewähren neben der Beschränkung und Vereinfachung des noch zu verhan¬
delnden und zu entscheidenden Prozeßstoffs den Vortheil, daß der zur Endentscheidung
reife Theil des Streitgegenstandes im Interesse der obsiegenden Partei einer baldigen
exeiutimschen Erledigung zugeführt wird. Zur Sicherung dieses Vortheils ist die
sofortige Anfechtung der Theilurtheile mittelst der gegen Endurtheile statthaften
Rechtsmittel zugelassen (vgl. 88 452, 485 und Motive zu 88 452—454).

Die Vorschrift des § 264 ergänzt die Bestimmung des 8 130 Abs. 2. Die
Begründung ist bereits bei Besprechung des 8 130 gegeben.

Zwischen urtheile können nur erlassen werden, wenn
1) ein einzelnes selbstständiges Angriffs- oder Vertheidigungsmittel oder
2) ein Zwischenstreit zur Entscheidung reif ist.

Innerhalb dieser Schranken ist die Erlassung von Zwischenurtheilen dem Ermessen
des Gerichts anheimgestellt. Die Erlassung derselben durfte nicht, wie die Erlassung
von Theilurtheilen in den Fällen des 8 263, als Regel vorgeschrieben werden, da die
Angcmessenheit abgesonderter Entscheidung einzelner Streitpunkte nicht nach allge¬
meinen Gesichtspunkten, sondern nur nach der Lage des einzelnen Falls richtig
beurtheilt werden kann. In allen Fällen kann das Zwischenurtheil nicht nur unbe¬
dingt (8 265), sondern auch durch Eid bedingt (8 408) ergehen.

Streitpunkte zwischen einer Partei und einem Dritten bilden nach den Be¬
merkungen der allgemeinen Begründung 8 ? einen Zwischenstrcit. Von dem Zwischen¬
urtheil, welches über solche Streitpunkte erlassen wird, handeln die 88 6?, 122, 340.
Derjenige Zwischenstreit, dessen Erledigung durch Zwischennrtheil in Gemaßheit des
§ 265 erfolgen kann, bewegt sich unter den Parteien selbst. Inwieweit unter
diesen einzelne Verhandlungen als Zwischenstreit anzuerkennen sind, läßt sich durch
das Gesetz nicht absolut fixiren. Die Verhandlungen über die Edition von Urkunden
werden meist den Charakter eines Zwischenstreites an sich tragen; die Verhandlungen
über die Zulässigkeit eines Beweismittels, über eine Beweiseinrede, über die Echtheit
uon Urkunden können sich ebenso wie das Verfahren, welches die Erklärung über
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die Zuschiebung oder Zurückschiebung eines Eides oder die Abnahme von Parteien-
eiden zum Gegenstände hat, zu einem Zwischenstreite gestalten. Unmittelbar praktisch«
Interesse hat übrigens die Gestaltung einer Streitigkeit unter den Parteien als
Zwischenstreit nur für die Anordnung einer Eidesleistung durch Beweisbeschluß (Z M
Abs. 1) und für das Versäumnißverfahren, für dieses auch nur insoweit, als ein
Versäumnißzwischenurtheil erlassen werden kann, in welcher Richtung auf die Erörterun»
des Z 302 Abs. 2 zu verweisen ist.

Im Gegensatze zum Gndurtheil Iaht sich das Zwischenurtheil dahin charakterisirenl
dasselbe bereitet das Endurtheil vor, es ist ein antizivirter Bestandtheil der Endent¬
scheidung (ß 408 Abs. 2), und kann daher nur mit dieser selbst durch Rechtsmittel
angefochten werden (vgl. 88 453, 486 und die Motive zu 88 452—454 mit den
Motiven zum württemb. Entw. Art. 362—368, der württemb. Proz. Ordn, All.
384, den Motiven zum preuß. Entw. S. 75, ?? und dem preuß. Entw. § 348).

! S. 218. In dieser Auffassung des Zwischenurtheils befindet sich der Entwurf in ! wesent¬
licher Uebereinstimmung mit der neueren Legislation; dagegen hat er in Ermangelung
eines zwingenden Bedürfnisses es für bedenklich erachtet^ nach dem Vorgange des
preuß. Entw. § 351 (vgl. auch hannov. Proz. Ordn, ß 397, hannov. Entw. L 250,
Hess. Entw. Art. 373, osterr. Entw. 8 252, Bayern Art. 190, 682) das Gericht zu
ermächtigen, nach seinem Ermessen ein Zwischenurtheil als Präjudizialurtheil zu erlassen,
so daß gegen dasselbe die ordentlichen Rechtsmittel sofort zu ergreifen und
das Eingehen auf die ferneren Anträge der Parteien bis zu rechtskräftiger Ent¬
scheidung des bezüglichen Streitpunkts abzulehnen wäre. So zweckmäßig auch eine
derartige Bestimmung in einzelnen Fällen sein mag, so steht ihr doch als generell«
Maßregel entgegen, daß bei der Möglichkeit, jeden einzelnen zur Erlassung eines
Zwischenurtheils geeigneten Streitpunkt als präjudiziell zu betrachten, die Gefahr
einer Zersplitterung des Prozesses in demselben Maße droht, wie wenn allgemein die
sofortige Anfechtbarkeit der Zwischenurtheile durch Rechtsmittel zugelassen würde,
Abgesehen davon mochte durch ein stückweises Vorschieben des Prozeßstoffs in die
Rechtsmittelinstanz dem mit der Entscheidung des Rechtsmittels befaßten Gerichte die
freie Hand in der Verhandlung der Sache genommen und eine Reihenfolge in der
Entscheidung der Streitpunkte aufgenöthigt werden, welche es selbst vielleicht gar nicht
für angemessen erachtet (vgl. hannov. Prot. XV. S. 5479—5490, XVI. S. 6121 bis
6135, württemb. Motive'«, a. O. S. 124, 125; nordd. Prot. II. S. 578). Nm
ausnahmsweise unterliegen nach dem Entwurf Zwischenurtheile der sofortigen Anfechtung
— 88 239, Abs. 2; 266, Abs. 2; 258 Abs. 3.

Durch

8 266 (K. V. 8 266. G. § 276)
ist dem Gerichte die Befugnis; gewährt worden, bei Ansprüchen, welche sowohl ihrem
Grunde, als ihrem Betrage nach streitig sind, die Vorfrage, ob der Anspruch begründe!
ist, zum Gegenstande eines besonderen, sofortigem Angriffe unterliegenden Urtheils
zu machen. Wird der Anspruch für unbegründet erklärt, so ist das Urtheil ein
wahres Endurtheil, andernfalls hat es die Natur des Zwischenurtheils mit der
Besonderheit der sofortigen Anfechtbarkeit durch Rechtsmittel. Die Gründe, welche
gegen das Präjudizialurtheil sprechen, treffen hier nicht zu, weil die Frage nach dem
Grunde des Anspruchs nach der Natur der Sache eine nothwendige Vorfrage für
die Größe des Anspruchs bildet. Macht das Gericht von jener Befugnitz Gebrauch,
so unterbleibt der Regel nach die Liquidation des Anspruchs bis zu eingetretener
Rechtskrast des Urtheils über den Grund des Anspruchs. In analoger Behandlung
des Falls mit 8 239 kann indessen jeder Theil — denn beide Parteien mögen dabei
interessirt sein — die Fortsetzung der Verhandlung über den Betrag des Anspruchs
verlangen und das Gericht, wenn es dieselbe für angemessen findet, dem Antrage
stattgeben. Daß dies nur unter der Voraussetzung, daß der Anspruch für begründet
erklärt worden, geschehen kann, ist mit Rücksicht auf die Vorschrift der preuß. A. G. G,
I. 13 8 40 hervorzuheben, welche den Richter verpflichtet, auch im Falle der Abweisung
einer Forderung zugleich Lve-nt. über deren Betrag zu erkennen. Der Entwurf hat
im Anschlüsse an den preußischen Entwurf (vgl. preuß. Mot. S. 78) diese vielfach
angefochtene Bestimmung beseitigt. — Im Uebrigen ist einleuchtend, daß durch die
Vorschrift des 8 266 das Verfahren in zweckmäßiger Weise vereinfacht wird und
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weitläufige, kostspielige, vielfach unnütze Liquidationen vermieden werden können
ttMnov. Prot. V. S! 1632). Eine Beschränkung auf Ansprüche, welche den Ersatz
eines Schadens oder die Leistung des Interesse bezielen (Proz. Ordn. >von Hannover >S. 219.
8 347, hannou. Entw. 8 251, Hess. Entw. Art. 374, österr. Entw. 8 252), erschien
Mt geboten. Denn wenn die Bestimmung des Z 266 auch vorzugsweise für Ansprüche
dieser Art praktische Bedeutung haben mag, so ist es gleichwohl zweckentsprechend und
völlig unbedenklich, sie auf alle Ansprüche, deren Grund und Betrag streitig sein
kann (z. V. bei Gesellschafts- und Erbschaftsklagen) zu erstrecken. (Württemberg,
Art 357, Mot. zum württemb. Entw. a. a, O. S, 127, nordd. Entw. 8 423-, vgl.
„uch preuß. A. G. O. I. 23, 8 64).

Die

88 267, 268. (K. V. 88 267, 268, G. §8 277, 278.)
beruhen auf der Erwägung, daß die Erlangung eines der vollen Rechtskraft fähigen
Urtheils (Z 601 Nr. 2) auch im Falle der Anerkennung des geltend gemachten
Anspruchs ein Recht des Gläubigers fei, und daß, wie beim Anerkenntnisse der
Verpflichteteauf Antrag zu verurtheilen, so im Falle des Verzichts auf den geltend
Machten Anspruch der Berechtigte auf Antrag mit der Klage abzuweisen sei, um
dem Gegner die sxeeM« rsi suäic^ws und den Anspruch auf Kostenerstattung (8 95)
zu wahren. Wenngleich es zweifelhaft erscheinen mag, ob diese Bestimmungen noth¬
wendig sind und ob nicht durch Feststellung des Anerkenntnisses, bezw. des Verzichts
uim gerichtlichen Protokolle den Interessen beider Parteien genügt werden kann, so
hat doch der Entwurf jene Vorschriften aufgenommen, weil sie — an sich zu einfachen
praktischen Resultaten führend — im Wesentlichen der in einem großen Theile von
Deutschland bestehenden Rechtsübung entsprechen und in diesen Gebieten auf ihre
Aufrechterhaltung Werth gelegt wird. (Vgl. Württemberg Art. 305, 354 i. k. und
Mot. zum württemb. Entw. Art. 302, S. 259, 260, Bayern Art. 268, sächs. Entw.
W 568, 570).

Anerkenntniß und Verzicht müssen „bei der mündlichen Verhandlung" abgegeben
sein; außergerichtliche oder in Schriftsätzen niedergelegte Dispositionsakte bedürfen
»ach dem Prinzip der Mündlichkeit erst der Konstatirung vor dem erkennenden Richter
und können andernfalls nur als Beweismittel in dem Rechtsstreite benutzt werden
(vgl, württemb. Mot. a. a. O. S. 260). Bei theilweiser Anerkennung oder Verzicht¬
leistung ergeht auf Antrag Theilurtheil; dabei ist für die Anwendung des 8 263
Ms, 2 selbstverständlich kein Raum, sofern der Dispositionsatt an sich keinem Zweifel
unterliegt.

8 269. (K. V. 8 269, G. 8 279.)
Der aus der Verhandlunqsmaxime abfließende Satz, daß nicht ultra Mit«

erkannt werden darf, erleidet nur hinsichtlich der Prozeßkosten eine durch deren besondere
Natur gerechtfertigte Ausnahme und bedürfte in seiner Geltung für Früchte, Zinsen
und andere Nebenforderungen einer besonderen Hervorhebung mit Rücksicht auf die
abweichenden Bestimmungen der preuß, A. G. O. I, 23 88 58—62, Bei den Vor¬
schriften der 8ß 232, 241, 243 kann von den Parteien füglich verlangt werden, daß
sie mindestens in der mündlichen Verhandlung vor Abgabe des Urtheils ihre Gesuche
m Betreff der omni8 cauza stellen. (Vgl. Proz, Ordn, v, Bayern Art. 262, Baden 88 357,
358, Württemberg Art. 361, Hannover 8 345, preuß. (8 347), hcmnov. (8 252), Hess.
(Art. 375) österr/ (8 253) nordd. Entw. (8 424) hannou. Prot. S, 1625, 5473 ff).

Der Entwurf läßt die Frage unentschieden, ob über sämmtliche Angriffs- und
Vertheidigungsmittel oder nur über diejenigen, welche zur Erreichung des >von den > S. 220.
Parteien verfolgten Zwecks genügend sind", zu erkennen ist (Hannover 8 344 und
Leonh. B. P. O. IV. Aufl. S. 241 ff., Württemberg Art. 360, preuß. Entw. 88 341,
342, 353, Hess. Entw. Art. 376). Wenn auch der Richter in der Regel das Streit-
material nur soweit seiner Beurtheilung unterziehen wird, als dies zur Begründung
der Entscheidung nothwendig ist, so würde es doch nicht unbedenklich sein, ,n dieser

' Beziehungdurch eine positive Vorschrift Schranken zu ziehen. Vielmehr muß es dem
durch die" Umstände des einzelnen Falls geleiteten Ermessen des Richters überlassen
bleiben, ob im Urtheil das gesammte Streitmaterial oder nur ein für die Endentscheidung
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durchgreifender Theil desselben zu prüfen ist (vgl. hnnnov. Prot. V. S. 1622, noM
Prot, II, S. 611).

ß 270. (K. V. 8 270, G. 8 280.)
Der Grundsatz, daß das Urtheil nur von denjenigen Nichtern gefällt werden

kann, welche der dem Urtheil zu Grunde liegenden Verhandlung beigewohnt hgh^
— was gleicherweise für die auf mündliche Verhandlung ergehenden Beschlüsse M
(8 284) — folgt nothwendig aus dem Prinzip der unmittelbaren Verhandlung des
Rechtsstreits vor den zu seiner Entscheidung berufenen Richtern (vgl. allgem. Begründun«
8 4, Proz. Ordn. u. Hannover § 86 Abs. 2, Württemberg Art. 362, Banern Ar!
270, preuß. (8 240), hannov. (§ 253), Hess. (Art. 378), österr. (3 255), nordd. Entw
(8 341).

Der Wortlaut der Bestimmung macht ersichtlich, daß sie sich nur auf die
Fassung des Urtheils, nicht auf dessen Verluudung bezieht. Die dem französische,.
Rechte (vgl. auch Proz. Ordn, u. Bayern Art. 277 Abs. 3) eigene Auffassung, wonach
die Verhandlung, auf Grund deren die Abfassung des Urtheils erfolgt, und die Vw
kündung des letzteren wesentlich als ein Ganzes erscheinen, so daß diejenigen Richtn,
welche das Urtheil beschlossen haben, an dessen Verkündung Theil nehmen müssen
(vgl. Luiwrcl st Oolmst - VaÄM, 4,oeou8 ds proesäurs civile Nä. XI. tom. I. M,
210, 211), entbehrt der inneren Begründung und führt zu praktischen Unzuträglich-
leiten. Wenn auch erst die Verkündung das Urtheil für das Gericht unabänderlich
macht und zur rechtlichen Existenz nach Außen hin bringt, so daß bis zu diesem Zeit¬
punkte jeder Richter von seinem Votum zurücktreten kann, so bleibt die Verkündu»!,
doch ein äußerliches Moment; das Urtheil kommt als solches mit der Abfassung zi,
Stande und besteht von da ab als ein rechtlicher Akt, dessen Nechtsbeständiykeit'und
Verkündbarkeit durch das Ausscheiden eines betheiligten Richters nicht alterirt wird.
Dafür aber, daß kein anderes, als das wirklich beschlosseneUrtheil publizirt wird,
muß unter allen Umständen die Autorität des publizirenden Gerichts als genügende
Bürgschaft gelten (vgl. nordd. Prot. II. S. 588, 589). Vorschriften über die
Berathung und Abstimmung der Nichter haben, soweit sie erforderlich sind, in dem
Gerichtsverfassungsgesetze 88 158 ff. ihren geeigneten Platz gefunden.

Die

88 271—378 (K. V, 88 271—278.G. 88 281—288)
geben über die Verkündung und formelle Abfassung der Urtheile ausführliche und in
sich verständliche Vorschriften, Es werden deshalb die nachfolgenden Bemerkungen
zu deren Rechtfertigung genügen:

Der

8 271 (K. V. § 271, G. 8 281)
will, daß das Urtheil — ebenso der auf mündliche Verhandlung ergehende Gerichts-

j S. 221. beschluß (8 384) — entweder sofort oder doch spätestens binnen der Frist > einer Woche
verkündigt werde; hierfür spricht nicht allein die Rücksicht auf Raschheit des Verfahrens,
sondern auch der Umstand, daß eine Garantie für die Güte des Urtheils darin zu
finden ist, daß die richterliche Berathschlagung der Verhandlung thunlichst schnell folgt.
Der Entwurf legt Werth darauf, daß als Regel die sofortige Verkündung des Urtheils
festgehalten werde. (Vgl. Reg. Motive zur hannov. Proz. Ordn. 8 354 bei Leonh.
a. a. O. S. 248; hannov. Prot. S. 1675; Verh. der baver. Abgeord. Kammer 1863/1885
Beilagen-Bd. II. Abth. 2 S. 107 Nr. 1; preuß. Verordn, v. 1. Juni 1833 8 29 und
Instruktion vom 24. Juli 1833 8 38, Verordn, v. 21. Juli 1846 L 12, v. 21. Juli 1849
8 28, u. 24. Juni 186? 8 29; Proz. Ordn. u. Hannover 8 354, Württemberg Art. 369,
Bayern Art. 269, Oldenburg Art. 120 8 1, Braunschweig 8 103, Baden 88 349,361;
<üuclo äe proe. art. 116; hannov. (8 257), preuß. (8 337), Hess. (Art. 385), österr.
(8 258), sächs. (8 220), nordd. Entw. 8 426).

Der Gesichtspunkt, daß eine Verweitläufigung und Verzögerung des Verfahrens
möglichst vermieden werden muß und eine baldige Feststellung der Entscheidung in
der vorgeschriebenen Form durch das Interesse der Parteien geboten erscheint, ist auch
bei den Bestimmungen des
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§ 272 (K. V, § 272, G. 8 282)
leitend gewesen. Die Vorschrift, daß die Verkündung des Urtheils durch Vorlesung
der Uitheilsformel erfolgen soll, nöthigt das Gericht, den dezisiven Theil des Urtheils
vor der Verkündung schriftlich zu ftxiren und schafft damit eine Garantie für die
Uebereinstimmung des verkündigten Urtheils mit oem später in vollständiger Form
redigirten und auf Antrag auszufertigenden Urtheile. Eine Ausnahme von dieser
Vorschrift erschien rücksichlich der Versaumnihurtheile geboten. Beim Ausbleiben des
Klägers ist die Urtheilsformel — Abweisung mit der Klage und Verurtheilung in
die Prozeßiosten — fo einfach, daß eine Differenz zwifchen dem verkündeten und dem
schriftlich redigirten Ausspruche sich nicht erwarten Iaht. Aehnlich verhält es sich in
der überwiegenden Mehrzahl der Fälle, wenn das Versäumnißurtheil gegen den
Beklagten erlassen wird, denn regelmäßig wird das Urtbeil nur eine Reproduktion
des Klllgevetitums enthalten. Es hieße daher dem Gerichte die Zeit der Sitzung nutzlos
schmälern, wenn man auch für Versaumnihurtheile die schriftliche Formulirung des
Tenors festhalten wollte.

Der Eröffnung der Entscheidungsgründe in der öffentlichen Sitzung ist eine
so erhebliche Bedeutung nicht beizulegen, daß ihre Verlesung oder auch nur ihre
mündliche Mittheilung obligatorisch vorgeschrieben werden müßte (Proz. Ordn, von
Bayern Art. 277, Baden ß 368, Hannover ß 354, hannov. Entw. § 257 u. A). Es
ist daher nicht nur die Vertündung der Entscheidungsgründe selbst, "sondern auch der
Umfang dieser Verkündung dem Ermessen des Gerichts anheimgestellt. (Vgl. nordd.
Entwurf § 346, hannov. Prot. V. S. 1674—1676, nordd. Prot. II. S. 587).

§ 273. (K. V. 8 273, G. 8 283.)
Die Regel, daß Alles, was auf Grund mündlicher Verhandlung angeordnet

wird, mündlich eröffnet werden foll, ist bei einem auf Mündlichkeit gebauten Verfahren
eine nothwendige und ausnahmslose. Urtheile und auf mündliche Verhandlung er¬
gehende Beschlüsse des Gerichts (H 284 Abs. 1) müssen demnach verkündet werden^, um
nach außen rechtlicheExistenz zu erlangen. Die Ver >kündung geschieht jedoch wirksam I S. 222.
auch in Abwesenheit einer oder beider Parteien, sofern nicht etwa ein Ruhen des
Verfahrens ausdrücklich vereinbart und solches dem Gerichte angezeigt ist. Irgend
eine Vertündung und wäre es auch nur die Verkündung eines späteren Verkündungs-
termins muß sich an jede mündliche Verhandlung anschließen; es kann deshalb von
den Parteien und Anwälten verlangt werden, daß sie die Vertündung abwarten oder
andernfalls sich nach dem verkündeten Resultate erkundigen. (Vgl. nordd. Entw.
z 347, Motive z. württemb. Entw. Art. 222/3 S. 227, nordd. Prot. 'II. S'. 603.)

Die Verkündung macht die Zustellung des Verkündeten entbehrlich. Für Urtheile
spricht dies Abs. 2 des § 273, für Beschlüsse und Verfügungen § 284 aus. Der Satz
ist hauptsächlich von praktischer Bedeutung für die Fortsetzung des Verfahrens in
derselben Instanz, insbesondere für alle prozeßleitenden Anordnungen, Veweisbefchlüfse,
Zwischenurtheile, während bezüglich der Enduitheile Abweichungen von jener Regel-
vorschrift für den Beginn des Laufs der Nothfristen (vgl. z§ 294, 457, 490, 516) und
die Zulässigkeit der Zwangsvollstreckung (vgl. § 620) aus überwiegenden Gründen
geboten erschienen. (Vgl, nordd. Entw, § 354 und Prot, II, S. 603.) Insoweit aber
die Zustellung einer verkündeten Entscheidung (Urtheils, Beschlusses oder Verfügung)
erfolgen muß oder nach dem Willen einer Partei erfolgen soll, ist sie entsprechend dem
System des Entwurfs nach

§ 278 (K. V. 8 278, G. 8 288)
von der Partei zu betreiben (§ 146). Aus diesem Grunde waren die im

§ 277 (K. V. 8 277, G. 88 286, 287)
getroffenen Anordnungen über das Urtheilsverzeichnitz erforderlich, um den Parteien
Gelegenheit zu geben, von den Urtheilen Einficht zu nehmen und die Ertheilung von
Ausfertigungen oder Abschriften derselben (zz 261, 278 Abs. 2, 3) bei dein Gerichts¬
schreiber zu beantragen (vgl. Hannover § 358; hannov. (§ 261), preuß. (§ 360), Hess.
(Art. 390), österr. (§ 261), nordd. Entw. § 352).
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§§ 274, 275. (K. V, 88 274, 275, G. §8 284, 285.)
Den Inhalt des Urtheils (auch des Theil- und Zwischenurtheils) bestimmt 8 274

in wesentlicher Uebereinstimmung mit den Proz. Ordn. v. Hannover § 356, Baden
§ 359, Württemberg Art. 370, dem haunov. (§ 258), preuß. (§§ 357, 358), Hess
(Art. 386, 387), üsterr. (§ 259), sächs. (§§ 218, 223), nordd. Entw. § 348. M
Bestimmung des nordd. Entw. § 348 Abs. 3, daß die Urtheilsformel der Darstellung
des Thatbestandes aus den Entscheidungsgründen vorangestellt oder nachgestellt werden
könne, ist als selbstverständlich weggelassen. Für den Inhalt des bedingten Urtheils
kommt außerdem § 409 in Betracht.

Die Abfassung des Urtheils ist seinem ganzen Inhalte nach Sache des Gerichts,
Im § 5 der allgemeinen Begründung ist diese'Vorschnft in Bezug auf den Thatbestand
des Urtheils gegenüber dem von der bäuerischen Prozeßordnung (Art. 283 ff.) ange¬
nommenen Qualitätensystem des französischen Rechts gerechtfertigt; nicht minder hat
daselbst die Bestimmung des § 275 über die Beweiskraft des Thatbestandes ihn
Begründung erhalten (vgl. Proz. Ordn, v. Hannover 8 357 und Leonhardt B. P, Ö
Nä. IV. S. 91).

§ 276. (K. V. § 276, G. 8 286.)
I S. 223. Das bei den Akten verbleibende Original (Konzept) des Urtheils ist dem be >stehen¬

den deutschen und preußischen Gerichtsbrauche entsprechend von sämmtlichen Richtern,
welche bei der Entscheidung mitgewirkt haben, zu unterschreiben (preuß. A. G. O,
I. 13 Z44, Bayern Art. 276, Hannover ß 355, preuß. (8 359), hannov. (8 259),
Hess. (Art. 388), üsterr. (8 260), nordd. Entw. 8 351), damit sie sich überzeugen und
durch ihre Unterschrift zu erkennen geben, daß das abgefaßte Urtheil mit dem Be¬
schlusse übereinstimmt, Die Unterschrift des Gerichtsschreibers (Ooäs cie pruc, Art,
138, preuß. Entw. §359, Hess. Entw, Art. 388) gehört, abgesehen vom Vei-
tündungsvermerte, lediglich unter die Ausfertigungen (vgl. hannov. Prot. XV. S,
5496 ff. 5499).

8 279. (K. «. 8 279, G. l; 289.)
Daß das Gericht an die Entscheidung, welche in den von ihm erlassenen End-

und Zwischenurtheilen enthalten ist, gebunden sein soll, wird in Uebereinstimmung
mit 8 279 von den neueren Prozeßgesetzen und Prozehgesetzentwürfen anerkannt (vgs,
z. B. Proz. Ordn. v. Hannover 8 359, Württemberg Art. 384 ff., preuß. Entw.
81363, hannov. Entw. 8 273, Hess. Entw. Art. 402, üsterr. Entw. 8 272, sächs.
Entw. 8 229, nordd. Entw. 8 358). Daß umgekehrt Beschlüsse und Verfügungen
prozeßleitender Natur für das Gericht keine bindende Kraft haben, ist von
dem Entwurf — abweichend von neueren Gesetzeswerken (vgl. Bayern Art, 296,
Württemberg 384/386, hannov. Entw. 8 273, preuß. Entw. 8 364, nordd.
Entw. 8 358) — als selbstverständlich weggelassen; für den Beweisbeschluß
folgt es aus 8 315. Von der Vorschrift des 8 279 machen die 88 280 und 281
Ausnahmen.

Der

8 280. (K. V, 8 280, G. 8 290.)
bezweckt,die Berichtigung von Schreibfehlern, Rechnungsfehlern und ähnlichen offen¬
baren Unrichtigkeiten, welche in dem Urtheile vorkommen, in einfacher und rascher
Weise zu ermöglichen (vgl. preuß, A. G. O. I. 14, 8 1, Proz. Ord. v. Bayern Art,
282, Hannover 8 360, Baden § 1094, Württemberg Art. 373, Oldenburg Art.. 126,
129 ff„ preuß. (8 361), hannov. (8 262), Hess. (Art. 391), üsterr. (8 262), sächs.
(8 230), nordd. Entw. 8 427), während

8 281 (K. V. 8 281, G. 8 291)
aus den in der allgemeinen Begründung 88 4, 5 entwickelten Motiven die Berichtigung
gestattet, wenn der Thatbestand des Urtheils Unrichtigkeiten, welche nicht unter die
Bestimmung des vorstehenden Paragraphen fallen, Auslassungen, Dunkelheiten oder
Widersprüche enthält. Das Verfahren, wie es der 8 281 vorschreibt, schließt sich im
Wesentlichen den Bestimmungen der Prozeßordnungen für Hannover 8 360 und
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Mrttemberss Art, 374 sowie den Vorschriften des hannou. Entw. 8 263 an. Der
Antrag auf Berichtigung des Thatbestandes ist unabhängig von dem Inhalte des
Atzungsprotokolls, was zur Vermeidung unrichtiger Anwendung des 8 275 hervor-
mheben ist. In dem Berichtigungsuerfahren wird den Parteien gerade ein Mittel
qewährt, auch wenn sie Konstatirimgen zu Protokoll unterlassen haben, nachträglich
den wahren Inhalt ihres Vorbringens in den Thatbestand des Urtheils hineinzu¬
hängen. Die Erfahrung, daß die Parteien desselben nur äußerst selten benöthigt
sind, weil der plastische Eindruck der unmittelbaren Verhandlung des Rechtsstreits
die Herstellung eines vollständigen und richtigen Thatbestandes begünstigt, hat zu der
im 8 281 gegebenen Konstruktion des Verfahrens geführt und Beweisaufnahme, wie
äulassung I der Anfechtung des Berichtigungsbeschlusses als entbehrlich erscheinen lassen > S. 224.
(vgl. Württemb. Art. 374, hannov. Entw. 8 263, hessisch. Entw. § 392, österr.
Entw. 8 266).

Der

8 282 (K. V. ^ 282, G. 8 292)
behandelt die Ergänzung unvollständiger Urtheile in wesentlicher Uebereinstimmung
mit den neuen Prozetzgesetzen und Prozeßgesetzentwürfen (Bayern Art. 283, Hannover
L 361, Württemberg Art. 375, hannov. Entw. §8 264 ff., nordd. Entw. 88
428, 429).

Die Ergänzung eines Urtheils kann beantragt werden, wenn dasselbe mit der
Prätension auftritt,' den Rechtsstreit seinem ganzen Umfange nach zu entscheiden,
trotzdem aber einen geltend gemachten Haupt- oder Nebenanspruch oder den Kosten¬
punkt bei der Endentscheidung Übergängen hat. Das Urtheil ist in diesem Falle der
Wirklichkeit nach nur ein Theilurtheil. Ein weiterer Fall für den Antrag auf Er¬
gänzung ist gegeben, wenn ein Theilurtheil erlassen ist, welches pratendirt, einen
größeren Theil des Rechtsstreits endlich zu entscheiden, als es in Wirklichkeit erledigt
(vgl. nordd. Prot. II. S. 601, 602).

Für die Entscheidung über die Zulässigkeit des Erganzungsantrages ist der in
dem Urtheil enthaltene ursprüngliche oder nachträglich berichtigte Thatbestand maß¬
gebend. Wenn darnach der Antrag zulässig erscheint, so wird die mündliche Ver¬
handlung über den Streitpunkt, dessen Entscheidung nachträglich verlangt wird, von
Neuem und in vollem Umfange eröffnet. Da es sich hierbei um eine selbstständige
und selbstständigcr Anfechtung (vgl. nordd. Entw. § 429 und Bericht des Iustizaus-
schusses der württemb. Abgeordn. Kammer zu Art. 389 S. 123) unterliegende Ent¬
scheidung handelt, so brauchen an der Verhandlung über den Ergänzungsantrag auch
nicht nothwendig dieselben Richter Theil nehmen, welche an der Fällung des der
Ergänzung bedürfenden Urtheils mitgewirkt haben. Gleicherweise folgt aus dem
Mangel eines Ausspruchs über einen Theil des Anspruchs, daß die Ergänzung des
Urtheils nur auf dem Wege des § 282, nicht im Wege der Rechtsmittel verlangt
weiden kann (vgl. Motive zu § 478).

In engem Zusammenhange mit der Bestimmung des 8 282 steht die dem nordd.
Entw. § 428 Abs. 2 entnommene Vorschrift des Einführungsgesetzes 8 H Nr. 4.
In einzelnen deutschen Nechtsgebieten — namentlich in den Gebieten des gemeinen
und preuß. Rechts (vgl. Wetzet, Nä. II. S. 502 A. L. R. I. 11 88 845, 846, 848).
— besteht der Rechtssatz, daß gewisse Nebenansprüche, insbesondere der Anspruch
auf Zinsen, als aberkannt gelten, wenn das die Hauptsache entscheidende Urtheil über
dieselben schweigt. Die norddeutsche Kommission, davon ausgehend, daß dieser Rechts¬
satz dem Prozeßrechte angehöre, beschloß die Aufhebung Desselben. Der Entwurf
mußte sich diesem Vorgänge schon deswegen anschließen, um für die verschiedenen
deutschen Rechtsgebiete eine übereinstimmende Handhabung des 8 282 zu sichern.

Neben der in den 88 280—282 geordneten Prozedur kennen die neueren Gesetz¬
gebungsarbeiten theilweise noch ein besonderes Erläuterungsverfahren zur Berichtigung
von Dunkelheiten oder Widersprüchen in dem die Entscheidung enthaltenden Theile
des Urtheils (vgl. Proz. Ordn. v. Banern Art. 283, Hannover W 362 ff., Württem¬
berg Art. 375, Oldenburg Art. 127, hannov. Entw. 8 264 Abs. 1, Hess. Entw. Art.
393, österr. Entw. 8 267 u. A.). Der Entwurf hat indessen in Uebereinstimmung
mit dem norddeutschen Entwurf für eine ! solche Prozedur kein Bedürfniß anerkennen > S. 225.
tonnen (vgl. nordd. Prot. II. S. 599). Ebensowenig liegt ein genügender Grund vor,
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die Berichtigung (3 280) oder Ergänzung (Z 282) kostenfrei geschehen zu lassen, wie
z. B. der hannov. Entw. § 268 im Anschlüsse an die hannou. Proz. Ordn. § 364 vor¬
geschlagen hatte.

§ 283. (K. V. 8 W3, G. l; 293.)

Wahrend der §598 die formelle Rechtskraft der Urtheile regelt, behandelt
der § 283, dem Vorgänge der bnuer. Proz. Ordn. Art. 294, 295 und des nordd. Entw,
§350 folgend, die materielle Rechtskraft insoweit, als er feststellt, in welchem
Umfange dieselbe eine Eigenschaft der Urtheile ist.

Der Umfang der Rechtstraft ist im gemeinen und im preußischenRechte bestritten
und unterliegt auch nach französischem Rechte^ mannigfachen Zweifeln. Für das
gemeine Recht ist unter Vorgang u. Sauignu (System des heutigen römischen Rechts
VI. S. 350—370,429—443,451, 452) die'Formel aufgestellt:

Die in den Gründen enthaltenen Elemente des Urtheils erwachsen
in Rechtskraft; Elemente aber sind diejenigen Bestandtheile der Gründe,
welche Entscheidungen enthalten. Alles, was der Richter entscheidet, wird
rechtskräftig, so daß nicht nur die Entscheidungen über die durch Klage oder
durch Widerklage erhobenen Ansprüche, sondern auch diejenigen Entscheidun¬
gen die Rechtskraft erlangen, welche über die den durch Klage oder Widerklage
erhobenen Anspruch bedingenden Rechte (Präjudizialpunkte,Legitimationspunkte
z, B, über das Eigenthum des praLäium äominan« in dem Prozesse über die
aotio onickztioria, über die Erbenqualitat des Klägers in dem Prozesse über die
vincüoati« einer zur Erbschaftsmasse gehörigen Sache, über die Verwandt¬
schaft des Klägers mit dem Beklagten in dem Prozesse über die Klage auf
Alimentation, über das Kapital in dem Prozesse über die Klage auf Zinsen,
über Einreden, Repliken und Dupliken) erfolgt find.

Die Richtigkeit dieser, von angesehenen Juristen (vgl. Windscheid, Lehrbuch des
Pandettenrechts 3. Aufl. I. S. 396) auf die Entscheidung über Thatsachen ausgedehnten
Formel ist insbesondere von Wetzell, Ncl. II. S. 518—520, 532—539 und Unger,
System des allgemeinen österreichischenPrivatrechts II. S. 615—649 bekämpft; Ungei
a. a. O. II. S. 639, 640 faßt das Ergebniß seiner Ausführungen dahin zusammen!

„die Rechtskraft des Urtheils reicht so weit als der Inhalt des Urtheils
reicht; nach dem wahren vollen Inhalt des Urtheils bestimmt sich der mög¬
liche Gegenstand und Umfang der Rechtskraft. Das Urtheil enthält
einen selbstständigen und direkten Ausspruch nur über den kontreten
Klageanspruch, also weder über die Klagethntsachen noch über die Prä-
judizialpunkte. Einen Ausspruch über Recht und Ansprüche des Beklagten
kann das Urtheil enthalten, wenn und insofern in der Anerkennung des
Klagerechts nothwendig zugleich eine Aberkennung der Ansprüche des
Beklagten liegt; dagegen enthalt das Urtheil an sich niemals einen sclbst-
ständigen Ausspruch über die positive Berechtigung des Beklagten,"

S. 226. während Wetzell a. a. O. S. 537 das Resultat seiner Darstellung dahin fixirti
„die exeLptio roi suäiliata« kann überhaupt nur gegen Klag rechte >begrün¬
det sein und durch das Urtheil über Klagrechte begründet werden. Auf
die Wahrheit oder Unwahrheit einzelner Thatsachen oder Rechtselemente ist
der materielle Begriff der Rechtskraft nicht anwendbar, —"

Zwischen diesen Gegensätzen bewegen sich die gemeinrechtlicheDoktrin und Praris
(vgl. insbesondere Erk. d. Vundcsoberhandelsgerichts v. 31. März 1871, Seuffert
Archiv XXV. M. 278); dagegen herrscht Einuerständniß darüber, daß es für die
materielle Rechtskraft gleichgültig ist, au welchem Orte, ob in der Urtheilsformel oder
in den Entscheidungsgründen der der Rechtskraft fähige Ausspruch des Richters steht.

Auf die preußische Praxis hat eiuen maßgebenden Einfluß das Erkenntniß des
Obertribunals vom 16, Oktober 1848 (Entsch. Bd. 17 S. 462) gewonnen, nach welchem
die Rechtskraft nur der in dem Tenor des Urtheils enthaltenen Entscheidung — nur
der Entscheidung über die Ansprüche, welche unmittelbar den Gegenstand des Rechts¬
streits gebildet haben, sowie über die Präjudizialpunkte, welche abgesondert instruirt
sind (vgl. Plenarentscheidung des Obertribunals vom 19. September 1845 und Eil,
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desselben v. 5. Juli 1851 und v. 7. April 1856 bei Gruchot, Beitr. VII. S. 194, 195)
— als dem letzten praktischen Resultate des Urtheils und nicht über dessen Bereich
hinaus zukommt. So groß ist indessen die Autorität dieses Erkenntnisses nicht gewesen,
daß sie Abweichungen und Schwankungen in der Rechtsprechung gehindert hätte. Von
der Doktrin werden die Anschauungen des Obertribunals nicht getheilt; die neuesten
Bearbeiter des preußischen Rechts (Förster, preuß. Privatrecht 2. Aufl. I. S. 261—265,
Dernburg, Lehrbuch des preuß. Privatrechts I. 267—272) haben sich nicht nur gegen
die Beschränkung der Rechtskraft auf die im Tenor enthaltene Entscheidung erklärt,
sondern auch für das preußische Recht die Rechtskraft in einem weiteren Umfange
anerkannt.

Die franzosische Doktrin und Praxis machen in Uebereinstimmung mit der
preußischen Praxis den Eintritt der Rechtskraft davon abhängig, daß der der Rechts¬
traft fähige Ausspruch in den Tenor (äi8po8itit clu juMmsnt) aufgenommen ist,
unterscheiden sich dagegen rücksichtlich des Umfangs, in welchem sie die Rechtskraft
statuiren. Der Gegenstand und der Umfang der «onoluzion« mntivLL8 bestimmen den
Gegenstand und den Umfang des cli8i>c>»itii': was in dem cli^akiUt' des Urtheils „8ur
<Ie5 Lono!u8ic)N8 turmeHs» iM8e8 par 168 partis8" entschieden ist, wird als oli08e
wßßL betrachtet. ,,0'e8t, ain8i czus le ^uZLNent rsnclu 8ur uns <M68tinn 6'etat,
nrupc>3ßL inoiäemmsnt oommL ^r^uckioiLllL, 8oit il t», ckemanckL, 8oit ü. In. ckötLN8L,
a, I'auwritL clk l» elio^L ^uzeL, tont »N88i dien <iue »i !a ML8tiun avllit et<§ propo8L6
par vois cl'aetion ^rinoiViüs. (H,uär^ ot Rau, daur8 äs ckroit, oivil tran^ai8 ck'aprö8
I'nuvi-ÄM llllomllnä cl« O. 8. ^lleliariae, Nck. III. kam IV. § 769 paZ. 489, 490).

Da das rechtskräftige Urtheil eines deutschen Gerichts die oxoeMo rsi,snäiollta6
für das gesummte Gebiet des Deutschen Reichs begründen soll, so mußte der Entwurf
Sorge tragen, daß unter Beseitigung der in den verschiedenen zum Deutschen Reiche
ssehorigen Territorien bestehenden Kontroversen, der Umfang der Rechtskraft nach
gemeinsamen Grundsätzen beurtheilt werde. Fragen tonnte sich nur, welche der ver¬
schiedenen Ansichten über den Umfang der Rechtstraft zu adoptiren sei. Die nach
u. Savignn's Vorgänge aufgestellte Formel verhütet, daß über dieselbe Rechtsfrage
unter denselben Parteien in verschiedenen Prozessen widersprechend entschieden wird,
welcher Vorzug nicht hoch genug angeschlagen >werden kann, weil widersprechende > S. 227.
Urtheile im Volte als ein schwerer Uebelstand empfunden werden müssen. Sie führt
aber weit über die Aufgabe des einzelnen Prozesses und über die Absicht der Parteien
hinaus, welche den Gegenstand ihres Streits im Petitum ausgedrückt und begrenzt haben
und in diesem Prozesse nur über diesen Streitpunkt eine richterliche Entscheidung
erwarten. (Unger a. a. O. II. S. 628.) Das Urtheil darf nicht weiter gehen, als die
Absicht der Parteien gegangen ist, und darf nicht Folgen erzeugen, deren sich die Parteien
im Laufe des Prozesses gar nicht bewußt geworden sind (Unger a. a. O. II. S. 628,
Note 21»,, Wetzel a. a. O. S. 519, 520). Die Rücksicht auf den Willen der Parteien, die
Rücksicht auf das Richteramt fordern daher eine Beschränkung des Umfangs der Rechtskraft,
ähnlich derjenigen Beschränkung, welche Unger und Wetzeil für das gemeine Recht, das
Obertribunal für das preußische Recht vertheidigen, — und diese Rücksichtenerscheinen
als so überwiegend, daß sich der Entwurf von denselben leiten lassen mußte. Der Z 283
Abs. 1 erklärt demgemäß im Anschlüsse an den nordd. Entw. § 359 Abs. 1 Urtheile
der Rechtskraft nur insoweit für fähig, als über den durch die Klage oder die Wider¬
klage erhobenen Anspruch entschieden ist. Indem der Entwurf aber gleichzeitig im
8 223 die Feststellungsklllge santtionirte, gewann er die Möglichkeit, die Bedenken zu
beseitigen, welche von dem durch v. Sauignu vertretenen Standpunkte aus gegen die
Vorschrift des § 283 Abs. 1 erhoben werden können. Im Anschlüsse an die durch
Unger a. a. O. II. S. 629, 630 Note 22, S. 640 Note 38 angedeuteten Vorschläge und
in Uebereinstimmung mit dem Geiste des römischen Rechts und der französischen
Doktrin und Praxis gestattet er nach dem Vorbilde des nordd. Entw. § 196 jeder
Partei durch die im §243 geregelten Inzidentfeststellungsklagen — dem Kläger durch
Erweiterung des Klageantrags/dem Beklagten durch Erhebung einer Widerklage —
über ein im Laufe des Prozesses streitig gewordenes Rechtsuerhältniß, von oessen
Bestehen oder Nichtbestehen die Entscheidung des Rechtsstreits ganz oder zum Theile
abhängt, eine der Rechtskraft fähige Entscheidung zu erwirken, gelangt also auf diesem
Wege zu einem Ergebnisse, welches im Wesentlichen dem v. Savignv'schen Stand¬
punkte entspricht, nur daß er nicht das Gesetz, sondern den Willen der Parteien
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darüber bestimmen läßt, was mit einer über den Bereich des Prozesses hinausreichenden
Rechtskraft entschieden werden soll.

Die dem nordd. Entw. 8 358 Abs. 2 entnommene Vorschrift des Z 283 Abs. 2
steht mit dem hinsichtlich der Rechtskraft maßgebenden Prinzip im Einklänge. Wird
die Einrede der Kompensation vorgeschützt, so muß es als Absicht der Parteien an¬
genommen werden, daß das Bestehen oder Nichtbestehen der Lompemzaiulo geltend
gemachten Gegenforderung pro ooncurrentL zumnm unter ihnen festgestellt werden
solle. Ueber oie »umma oonoui'rLnn hinaus ist eine Feststellung der Absicht der Par¬
teien nur entsprechend, wenn diese Feststellung ausdrücklich beantragt worden ist. Zu
vergleichen sind nordd. Prot. II. 592, 593, 605—609, 789—795, 819.

Sollte die Rechtskraft von der Aufnahme der Entscheidung in die Urtheils¬
formel abhängig gemacht werden, so würde man einem übertriebenen Formalismus
huldigen. Zur Beseitigung der preußischen und französischen Praxis bestimmt daher
der Z 283 Abs. 3, daß eine der Rechtskraft fähige Entscheidung auch an einer anderen
Stelle des Urtheils, namentlich in den Entscheidungsgründen, ausgesprochen werden
kann (nordd. Entw. 8 359 Abs. 4).

S. 228. Daß die Entscheidungsgründe nicht rechtskräftig werden, insoweit sie nicht ! eine
der Rechtskraft fähige Entscheidung enthalten, folgt mit Nothwendigkeit aus den Vor¬
schriften des Z 283 und bedürfte daher keiner ausdrücklichen Hervorhebung im Gesetze,
Ebensowenig war es erforderlich, über die Bedeutung der Entscheidungsgründe für
die Feststellung des Sinns und Umfangs der Entscheidung eine Bestimmung aufzu¬
nehmen. Denn ganz allgemein ist in allen Rechtsgebieten Deutschlands anerkannt,
daß die Entscheidungsgründe das wichtigste Mittel zur Interpretation des Urtheils
enthalten, daß auf die Entscheidungsgründe zurückgegangen werden muß, um die
wahre Bedeutung der Entscheidung festzustellen (vgl. Bayern Art. 295, Württemberg
Art. 383, nordd. Entwurf 8 359 Abf. 2).

§ 284. (K. V, 8 264, G, § 294,)
Daß die nicht verkündeten Beschlüsse und Verfügungen von Amtswegen zuzu¬

stellen sind, findet in dem richterlichen Prozeßleitungsamte, wie dasselbe vom Entwurf
anerkannt ist, seine genügende Rechtfertigung (nordd. Entw. § 357).

Ntittlt Tltll.
Ker säumn iß Altheil.

88 285—302. (K. V. 88 285-302, G. 88 295^312.,
Der Entwurf behandelt an dieser Stelle den schwerwiegendstenFall prozessualen

Ungehorsams der Parteien: die totale Versäumung der Verhandlung, als Voraus¬
setzung und Grundlage des Versäumnißurtheils (88 285—292,302) — und
un natürlichen Anschlüsse daran den ausschließlich zur Beseitigung von Versäumniß-
urtheilen gewährten, nicht devolutiueu und aus diesem Grunde den Rechtsmitteln nicht
angereihten Rechtsbehelf des Einspruchs (88 293—301,302). Die systematischeStellun«
des Titels, wie seine innere Anordnung beruht auf dem Gedanken, den Gegenstand
möglichst einfach zu halten. Das Versäumnißurtheil ist nur eine Spezies des Urtheils
überhaupt, auf welche die allgemeinen Grundsätze über Letzteres Anwendung finden:
es brauchte deshalb nur dasjenige aufgenommen zu werden, was dem Versäumniß-
urtheile seinen Voraussetzungen, seinem Gegenstände und seiner inneren Natur nach
eigenthümlich ist (vgl. hannov. Prot. XV, S. 5534—5536, Proz. Ordn. v. Bayern
Art. 297 ff., Hannover 88 367 ff-, hannov. Entw, 88 274 ff., preuß. Entwurf 88 365 ff.,
Hess. Entw. Art. 403 ff.).

Jedes Versäumnißurtheil setzt voraus, daß bei der voraufgegangenen mündlichen
Verhandlung eine Partei nicht gehört ist, sei es, daß sie in dem VerlMndlungstermine
ausblieb oder, zwar erschienen, nicht verhandelte, sowie daß der Gegner den Erlaß
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des Versäumnißurtheils in Antrag gebracht hat (vgl, nordd, Prot. I. S. 396 II. S. 612).
Nie demnach einerseits das Versäümnißurtheil auf der alleinigen und ausschließlichen
Grundlage totaler Versäumung eines Verhandlungstermins seitens einer Partei
beruht, so daß ein Urtheil, welches nur theilweise die Versaumung einer Partei zu
seiner Grundlage hat, z. B. den Mangel einer Erklärung über vom Gegner behauptete
Thatsachen, produzirte Urkunden, zugeschobeneEide :c,, kein Kontum'azial-, sondern
ein kontradiktorischesUrtheil ist, so ergeht ein richterlicher, die Versaumung konstatirender
Ausspruch nach dem Entwurf auch nur in Gestalt eines Versäumungsurtheils, also
auf Ausbleiben resp. Nichtverhandeln einer Prozehpartei in einem zur mündlichen
Verhandlung bestimmt gewesenen Termine, wahrend die nachtheiligen Folgen ver-
l säumter Fristen oder des unvollständigen Handelns innerhalb der Verhandlung (der > S. 229.
partiellen Versaumung) ohne richterlichen Ausspruch in's Leben treten und lediglich
Prozeßmaterial für das künftig ergehende Kontradiltorium zu schaffen geeignet sind.
In beiden Richtungen weicht der Entwurf von der bestehenden Leglslation ab; ins¬
besondere erkennt er Urtheile, welche in der einen oder anderen Richtung Versäumnis;-,
im Uebrigen kontradittorische Urtheile wären, nicht an und konnte solche nicht für
haltbar erachten, weil es — abgesehen von der unnatürlichen Zersplitterung des
Gesummt-Rechtsuerhältnisses — zu den größten praktischen Schwierigkeiten führen
müßte, dasselbe Urtheil theilweise in dem einen, theilweise in dem andern Sinne auf¬
zufassen, gegen einen Theil desselben den Einspruch zuzulassen, gegen einen andern
nicht. (Vgl. hanov. Prot. V. S. 1725—1730, XV. S. 5553.)

In welchem Stadium des Prozesses ein Urtheil auf totale Versaumung der
mündlichen Verhandlung noch ergehen kann, hängt von der allgemeinen Gestaltung
des Verfahrens ab und' ist mit dieser in den deutschen Gesetzeswerken sehr verschieden
qeordnet. Wie in dieser Richtung das Versäumnihverfahren sich als der Prüfstein
für die konsequente Durchführung des Mündlichkeitsprinzips erweist und dement¬
sprechend in Verbindung mit der Aufgabe des Beweisurtheils und der Euentual-
maxime von dem Entwurf anders als in dem französischen und bayerischen Prozesse,
den preußischen Verordnungen, der hannoverschen Prozeßordnung, dem hcmnoverschen,
preußischen und norddeutschen Entwurf geschehen, lonstruirt werden mußte, ist in den
Zß 6—8 der allgemeinen Begründung erschöpfend dargelegt und im S 287 des Ent¬
wurfs zum unzweideutigen Ausdrucke gelangt.

Die charakteristischen Prinzipien,' auf welchen das Verfahren auf totale Ver-
säumniß, wie es im Entwurf geordnet worden, beruht, sind:

einerseits das Präjudiz des Verzichts auf den Anspruch, welches
gegen den Kläger — und das Präjudiz der affirmativen Litiskontestation,
welches wider den Verklagten als spezielle Folge seiner Versaumung in
dem Versäumnißurtheile realisirt wird;

zum Andern die formale und provisorische Natur des Versäumniß¬
urtheils, wie sie in der Zulässigteit des Einspruchs hervortritt.

I. Gegen den Kläger ist im 8 285 die Kontumazialfolge dahin festgestellt, daß
ei mit der Klage abzuweisen sei; eine sachliche Prüfung der Letzteren findet nicht
statt; vielmehr hat das Gericht auf Antrag des Beklagten anzunehmen, daß Kläger
feinen Anspruch nicht aufrecht erhalten wolle und folglich die Klage abzuweisen.
Durch das wider den Kläger ergehende Versäümnißurtheil wird mithin über den
Klllgeantrass selbst erkannt. ' Insoweit ist eine gleichmäßige Behandlung des Klägers
und des Beklagten (ß 286) im Falle ihres Nichterscheinens gerechtfertigt. Wenn
andere neuere Gesetzgebungen (preuß. A. G. O. I. 20, Z 19, Proz. Ordn. v. Hannover
§ 367, Baden Z 328, Württemberg Art. 388, Bayern Art. 303, hannou. Entw. Z 274,
Hess. Entw. Art. 403, österr. Entw. § 273, sächs. Entw. Z 577, preuß. Entw. § 370,
nordd. Entw. Z 430) verordnen, daß beim Ausbleiben des Klägers der Beklagte von
der Instanz zu entbinden oder die Klage für nicht angebracht zu erklären sei, so ist
diese Kontumazialfolge, welche nach mehreren Gesetzen die Bedeutung der Zurück¬
nahme der Klage hat, für den Kläger ungleich günstiger, als das gegen den Beklagten
bei dessen Ausbleiben eintretende Präjudiz. Der Entwurf will die thunlichste > Gleich- > S. 230.
stellung beider Parteien. Dem Verzichte auf die Vertheidigung entspricht auf der
anderen Seite der angenommene Verzicht auf den Anspruch. Eine Gefährdung des
Klägers ist bei der Leichtigkeit des Einspruchs nicht zu befürchten.

Die Fiktion bejahender Klagebeantwortung auf Seiten des gänzlich säumigen
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Beklagten gilt — gehörige Ladung und Mittheilung des mündlichen Vorbringens
vorausgesetzt — ebenso unbedingt (Z 286); das Gericht darf auch dann keinen Beweis
des kläqerischen Vorbringens verlangen, wenn ihm selbst die betreffenden Thatsachen
zweifelhaft scheinen und kein Beweis oder nur ein solcher angeboten ist, auf den
außerdem zu interloquiren wäre. Weit mißlicher erscheint es, den Eintritt eines
gesetzlichenPräjudizes von einem durch Beurtheilung der Glaubwürdigkeit der Klage-
thatsachen zu bestimmenden Ermessen des Richters abhängen zu lassen, für welches
in der Regel doch nur die voraufgegangene kontradiktorische Verhandlung und
Beweisführung eine dem Ciuilvrozesse entsprechende Grundlage bieten könnte (Motive
zum württ. Entw. Art, 399 S. 140), Im Gegensatze zu einer solchen, erfahrungs-
mäßig (vgl. preuß. Motive S. 81 ff.) nicht sehr werthvollen Bestimmung, wie sie
sich im Locke äs proe. art. 150 und preuß. Entw. Zß 367, 371 findet, entspricht der
Grundsatz des Entwurfs dem bisherigen preußischen Rechte und der Mehrzahl der
neueren Gesetzeswerke (Bayern Art. 297, 301, Württemberg Art. 389, Baden Z 326,
Hannover § 368, Vraunschweig §§ 72, 113, hannov. Entw. Z 275, Hess. Entw. Art,
404, üsterr. Entw, Z 274, sächs. Entw. ß 577, nordd. Entw. § 431, 432, Verhandl,
der bayer. Abgeordn. Kammer a. a. O. S, 115, württemb. Kommiss, Ber. zu Art.
399 S. 127).

II. Als Rechtsbehelf gegen die nachtheiligen Folgen gänzlicher Versäumung der
Verhandlung gewährt der Entwurf der säumig gewesenen Partei den Einspruch,
Abgesehen von den speziellen Fällen der SZ 208 Abs. 2 und 300 wider alle Ver-
säumnißurtheile <M 285, 28«, 287, 302, 138, 209, 210, 212, 215, 308, 412, 483,
505, 539, 555, 574, 593, 714) zulässig, ist der Einspruch von Angabe und Nachweis
einer Verhinderuncisursache unabhängig und versetzt den Prozeß in diejenige Lage
zurück, in der er sich vor Eintritt der Versäumung befand (6§ 293, 295, 297). Bei
Gewährung einer so leichten und umfangreichen Abhülfe haben demnach die strengen
Folgen der totalen Versäumung und das Versäumungsurtheil selbst im Grunde nur
eine provisorische Bedeutung; sie wirken als sachlicher Zwang zur mündlichen Ver¬
handlung des Rechtsstreits vor dein erkennenden Gerichte; erst wenn Einspruch nicht
erhoben wird, nehmen sie einen absoluten Charakter an. Wenn sich hiergegen theo¬
retische Bedenken mannigfacher Art erheben lassen (vgl. hannov. Prot. XVI. S.
5949 ff., «219 ff,. Bemerk, zum üsterr. Refer. Entw. S. 41 ff., württemb. Kom. Ber.
zu Art. 267—288 S. 90 ff. und die dort Citirten), so fällt zunächst ins Gewicht, daß
erfahrungsmäßig ein großer Theil der Kontumazialurtheile durch Nichterhebung des
Einspruchs zur definitiven Wirksamkeit gelangt'), daß es frivol streitenden Parteien,
sofern sie nicht die Rücksicht auf die sie treffenden Kosten in Schranken hält, an
singirten Verhinderungsgründen niemals fehlt und daß es demnach zweckmäßiger

S. 231. erscheint, gegen jede erste Versäumung der Verhandlung ein für alle Mal > sx leze
Nachsicht zu gewähren, als die Gewährung derselben in jedem einzelnen Falle von
der richterlichen Entscheidung über das Vorhandensein einer nach unendlichen Grad¬
unterschieden bestimmbaren Verschuldung abhängig zu machen, welche, vielfach mit
Verwickelungen und Schwierigkeiten verknüpft, "die Gefahr der Prozeßverschleppung
näher bringt, als die unbedingte Wiederherstellung im Wege des Einspruchs. Bereits
in den einleitenden Bemerkungen zum vierten Titel des dritten Abschnitts des ersten
Buchs sind in Verbindung mit der Darstellung des bestehenden Rechtszustandes in
dieser Lehre die weiteren Gesichtspunkte berührt, welche die überwiegende Mehrzahl
der neueren LegiZlationen bestimmt haben, die gemeinrechtliche Restitution aufzugeben
und in größerer oder geringerer Ausdehnung dem Einspruchssystem des französischen
Rechts Eingang zu schaffen.

Wenn behauptet wird, daß in Frankreich und Belgien der Einspruch (oppuzition)
sich als ein mit bedenklichen Nachtheilen verknüpftes Prozeßinstitut erwiesen habe, so
stehen dieser Behauptung jedenfalls die günstigen Erfahrungen, welche in anderen
Ländern gemacht sind, entgegen. Wie die Verfasser der bürgerlichen Prozeßordnung
für den Kanton Genf die einschlagenden Bestimmungen des Luäs äe zn-oe. als solche
bezeichnen konnten, „deren Weisheit sich durch Anwendung in vorzüglichem Maße

') In der Provinz Hannover wurden in dem dreijährigen Zeitraume von 1868—1878
bei den Ober- und Amtsgerichteninsgesammt 19,836 Versäumnißurtheileerlassen, wovon nur
2005 — d. h. noch nicht 'll Prozent durch Einspruch angegriffenworden sind.
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bewährt habe" (vgl. die Einleitung zu den Motiven Lellot.'» MF, 6. Loi zur 1s,
nrueeä, oiv. Paris 1837), wie die Erfahrungen in Hannover (vgl. Leonhardt, Civil¬
prozeßverfahren § 25), in den Rheinlanden (vgl. Mot. zum preuh. Entw. S. 85)
und der Rheinpfalz (vgl. Mot. zum bayer. Entw. S, 599) dem Einsprüche entschieden
günstige gewesen sind/so ist in neuester Zeit der gleiche Erfolg der Zweckmäßigkeit
für Württemberg lonstatirt worden (vgl. die amtliche Darstellung über die erstatteten
^richte und Gutachten 1870 S. 33, 34).

Das Einspruchssystem ist ferner praktisch zweckmäßiger als das Prinzip einer
'.weunaligcn Ladung, sei es, daß das auf die zweite Ladung ergehende Urtheil als
ein kontradiitorisches oder als ein im Wege motiuirter Restitution aufzuhebendes
behandelt wird; denn die zweite Ladung bewirkt in vielen Fällen eine unnöthige
Verzögerung des Prozesses und verletzt den Grundsatz gleicher Rücksichtnahme auf die
Interessen beider Parteien, indem sie den vielen Fällen keine Beachtung schenkt, in
denen der Verklagte sich gar nicht vertheidigen will. Der Entwurf hat dem neuesten
belgischen Entwurf, in welchem — wie früher erwähnt — das Prinzip der zwei¬
maligen Ladung, unter Beseitigung der Opposition, angenommen ist, sich um so
weniger anschließen tonnen, als der Gang der Gesetzgebung im Großherzogthum
Baden lehrt, daß ein solcher legislativer Versuch bei einem mündlichen Verfahren
dauernde Anerkennung nicht finden wird. In Baden wurde durch die Prozeßordnung
von 1851 der Grundsatz einer zweimaligen Ladung eingeführt, nach deren Versäumung
da« Kontumazialurtheil zu erlassen war, welches nur beim Nachweise gesetzlicher
HinderuugMrsacheu wieder aufgehoben werden konnte. Die Ergebnisse dieses Ver¬
fahrens waren indessen nicht günstig (vgl. v. Freidorf, Erläut, z. bad. Proz. Ordn.
2. 525); als daher bei Einführung der Prozeßordnung von 1864 die Frage nach der
Wahl eines geeigneten Kontumazialsystems abermals herantrat, entschloß man sich
zur Rückkehr zu "dem bereits seit 1831 in Geltung gewesenen System des Einspruchs
(vgl, Mot. zum bad. Entw. S, 1/ und Kommiss. Ber. der II. Kammer zum Tit. VII.
der Proz. Ordn.)

In den Fällen der §§ 306, 555 des Entwurfs ist die zweimalige Ladung durch
die besondere Natur der betreffenden Prozedur als Ausnahme gerechtfertigt.

>Den Uebelständen, zu denen der Einspruch im Falle einer wiederholten Auf- 1 S. 232.
Hebung von Versäumnihurtheilen in demselben Prozesse Anlaß geben kann, glaubt
der Entwurf in wirksamer Weise durch die auf den Kostenpunkt sich beziehende Vor¬
schrift des Z 299, durch den Ausschluß des Einspruchs in den Fällen des 3 300 und
durch die Bestimmung des Z 601 Nr. 4 über die vorläufige Vollstreckbarkeit der
Versäumnißurtheile zu begegnen.

Wider den unbenutzten Ablauf der Einspruchsfrist — welche Versäumung der
Genfer <üoäo und eine Anzahl deutscher Gesetzeswerke durch den außerordentlichen
Anspruch saniren lassen — steht nach dem Entwurf die an strenge Voraussetzungen
geknüpfte Wiedereinsetzung in den vorigen Stand (Tit. 4, Abschn. 3 Buch I.) offen.

Wegen des Verhältnisse!; des Einspruchs zur Berufung und Revision ist auf
die S§ 454, 505 zu verweifen.

M 885, 288, 290—292. <K. V. 88 285, 288, 290-292. G. 88 295. 298, 300-302.)

Ein Versäumnißurtheil taun nur dann ergehen, wenn der versäumte Termin
zur mündlichen Verhandlung bestimmt war. Dies ist im Zweifel immer der
Fall, selbst wenn der nächste Zweck des Termins die Aufnahme eines zugelassenen
Beweises betraf (vgl. W 287, 322, 325).

Dem Nichterscheinen einer Partei in dem zur mündlichen Verhandlung bestimmten
Termine steht das Nichtverhandeln (Z 288) — nicht aber das unvollständige Ver¬
handeln (Z 289) — gleich. Ob eine Partei in www nicht verhandelt hat, ist
qMeztia t'^ti (vgl. hllnnuu. Prot. V. S. 1695, 1701 ff. 1733, 1736 ff., Württemberg
Art. 391, hannou. Entw. ß 277, üsterr. Entw. ß 277).

Zufolge des Präjudizes der affirmativen Litiskontestation ist in dem Versäumniß-
falle des Beklagten (§ 287) zu prasumiren, er habe durch sein Ausbleiben zu erkennen
geben wollen, daß er auf die Vertheidigung gegen die zur Begründung der Klage
aufgestellten Thatsachen verzichte. Diese Thatsachen sind daher als zugestanden anzu-
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nehmen und der Beklagte geht zudem aller Einreden und Gegenanträge, die er in
der Verhandlung hatte vorbringen tonnen, verlustig.

Die gedachte Folge tritt jedoch — wie billigerweise im Einklang mit der Mehr¬
zahl der deutschen Gesetzgebungen vom Entwurf '(8 292 Nr. 3) festgehalten worden
ist — nur ein, wenn und soweit das mündliche Vorbringen des Klägers, es bestehe
in Anträgen oder motivirenden Thatsachen, dem Beklagten mittelst Schriftsatzes
(Ladungsurkunde Z 443) rechtzeitig, d. i. unter Einhaltung der für solche Mittheilungen
im Gesetze statuirten Fristen (M 119, 187, 197, 226, 235, 23«, 294, 440, 460, 493,
543 u. a.), mitgetheilt war. Dies gilt einerseits nur für erhebliche. Zur Fundirung
des klägerischen Verlangens gehörige Thatsachen (vgl. hannov. Prot. V. S. 1716,
württemb. Kommiss. Ber. Zu Art. 403 des Entw. S. 128), andererseits aber auch
für den Parteiprozeß, obwohl in letzterem die Vorbereitung der mündlichen Ver¬
handlung durch Schriftsätze nicht obligatorisch ist. Unter der Voraussetzung recht¬
zeitiger Mittheilung wird ferner jede Partei in der mündlichen Verhandlung von den
ihr nach den Zß 232, 242 zustehenden Befugnissen mit Effekt wider den säumigen
Gegner Gebrauch machen können. Die Hulässigkeit eigentlicher Klagänderung ist
dagegen nach Z 233 von der wirklichen Einlassung des Beklagten abhängig; das blos
passive Verhalten des Beklagten kann einer solchen nicht gleichgeachtet werden (vgl.
hannov. Prot. XV. S. 5540 ff., nordd. Prot. II. S. 615, 632, 641).

I S. 233. I Nicht gerechtfertigt und deutscher Rechtsanschauung zuwiderlaufend wäre es,
wenn die mehrfach (vgl. z. B. Endemann, Civilist. Archiv Bd. 49 S. 173) vertheidigte
strengere Kontumazialfolge wider den säumigen Beklagten realisirt und davon aus¬
gegangen würde, daß er nicht blos auf seine Vertheidigung verzichte, sondern den
Anspruch des Gegners pure, also ganz abgesehen davon, ob derselbe in taeto Lt M«
begründet ist, anerkenne (württemb. Kommiss. Ber. zu Art. 399 S. 127). Der zweite
Absatz des § 286 bestimmt daher mit gutem Grunde, daß nur, soweit das klägerische
mitgetheilte Vorbringen den Klageantrag rechtfertigt, der säumige Beklagte zu ver-
urtheilen, soweit dies nicht der Fall, die Klage (je nach Umstanden definitiv, für
jetzt, in angebrachter Art :c.) abzuweisen ist. Unter demselben Gesichtspunkte steht
die Vorschrift (S 290 Nr. 1), daß der Antrag auf Erlassung des Versäumnißurtheils
durch Gerichtsbeschluß zurückzuweisen ist, sofern die erschienene Partei die vom Gerichte
wegen eines von Amtswegen zu berücksichtigendenUmstandes (z. B, Z 54) erforderte
Nachweisung nicht zu beschaffen vermag (vgl, nordd. Prot, II. S. 616), sowie, daß
unter Umstanden das Gericht von Amtswegen die Verhandlung über jenen Antrag
zu vertagen befugt sein soll (Z 292) svgl. Bayern Art. 300, preuß. Entw. ß 375, Hess,
Entiv, Art. 409s.

Während im letztgedachten Falle die Entscheidung über den Antrag auf Erlaß
des Versäumnißurtheils' noch aussteht, wird in den Fällen des § 290 der Partei das
Versllumnißurtheil abgesprochen, also die Erlangung eines wichtigen Präjudizes
verweigert und dem Gegner Gelegenheit geboten, die begangene Versäumniß zu
sauiren. Liegt hierin Grund genug, der verletzten Partei ein Beschwerderecht zu
bewilligen, so kann auch darüber lein Zweifel fein, daß die sofortige Beschwerde das
geeignete Mittel ist, um für die Fortsetzung der Verhandlung Zur Hauptsache eine
unumstößliche Grundlage zu gewinnen (Z 291). Gegen den Beschluß des Gerichts
im Falle des § 292 findet kein Rechtsmittel statt. (Vgl. Proz. Ordn. u. Württemberg
Art. 394 und Kommiss. Ber. S. 128, 129, Hannover Z 369, hannov. Entw. § 600
Nr. 11, nordd. Prot. II. S. 628).

Besteht eine der Parteien aus mehreren Streitgenossen, so ergeben die Z§ 58,
59 (vgl. S. 80 ff.), inwieweit im Falle der Versäumung einzelner Streitgenossen ein
Versäumnißuerfahren eintreten kann,

Z 289. (K. V, 8 289, G. 8 299.)
Im Gegensatze zur totalen steht die partielle Versäumung der Verhandlung,

das unvollständige Handeln innerhalb eines Verhandlungstermins, mögen dabei
obligatorische oder fakultative Prozeßhandlungen in Frage sein (vgl. nordd. Prot. II,
S. 626). Der Entwurf gewährt prinzipiell gegen derartige Versäumungen keine
Abhülfe; die Partei wird mit der betreffenden "Prozeßhandlung Mll omi^zions aus¬
geschlossen, sofern ihr nicht in einem neuen Verhandlungstermine Gelegenheit zur
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Nllchholuna geboten wird oder das Gesetz nicht die Purgation der Säumniß aus¬
drücklich nachlaßt (vgl. 88 44 Abs, 3, 288, 309, 322, 329, 354, 385, 469, 810 u. ll.).
c^m Hinblick auf das ausgedehnte Prozeßleituugsamt, insbesondere auf das Fragerecht
des Richters kann dieser Grundsatz keine beachtliche Gefährdung berechtigter Parte:-
interessen zur Folge haben. Die praktische Unmöglichkeit, ein und demselben Urtheile
den Charakter eines kontradiktorischen und eines auf Versäumnis; ergangenen Urtheils
beizulegen, auf welche bereits oben hingewiesen ist, führt nothwendig zu der in
Rede stehenden Vor > schrift. Wollte man gegen versäumte Erklärung über Thatsachen,! S. 234.
Urkunden und Eideszufchiebungen innerhalb einer im Uebrigen uon der Partei
aepflogenen Verhandlung Einspruch oder Restitution zulassen, so wäre einer Verwirrung
des Verfahrens und endloser Verzögerung der Prozesse nicht weiter vorzubeugen
(nordd. Prot. II. S. 626, 627). Das' unvollständige Handeln bedarf keiner besonderen
richterlichen Konstatirung; seine stillschweigend eintretenden Folgen bilden Elemente
des in der Sache selbst ergehenden kontradiktorischen Urtheils, sind mit Bezug auf die
wichtigsten Prozehhandlungen, auf die es innerhalb einer Verhandlung ankommen
kann, uom Gesetze speziell normirt (vgl. 88 125, 379, 391, 4N4, 412, 416) und
unterliegen, wo dies nicht der Fall, der freien Beurtheilung des Richters bei Abgabe
seines kontradiktorischen Spruchs (8 249).

§ 293. (K. V. lj 293, G. ij 303,,

Das System der unbedingten Zulässigkeit des Einspruchs gegen das Versäumniß-
mtheil bildet das nothwendige Korrelat zu den strengen Kontumazialfolgen der
§Z 285, 286.

Der Einspruch gegeu ein Versäumnihurtheil steht derjenigen Partei zu, auf deren
Versäumung dasselbe beruht. Der im Falle des 8 286 Abs. 2 ganz oder theilweise
abgewiesene Kläger findet sich einem kontradiktorischen Urtheile gegenüber, welches nur
im Wege der Rechtsmittel zu beseitigen ist.

§8 294—296. (K. V. 88 294—298. G. §8 3U4-306.)

Die Rücksicht auf thunlichste Vereinfachung und möglichst gleiche Normirung der
gesetzlichen Fristen hat dazu gefühlt, die Einspruchsfrist' für Anwalts- und Partei¬
prozesse einheitlich auf zwei Wochen festzusetzen(vgl. Proz. Ordn. u. Baden § 214,
Württemberg Art. 275, nordd. Entw. 8 441, hannov. Ent. § 197, Hess. Entw. Art.
414). In Fällen, wo eine Zustellung im Auslande oder durch öffentliche Bekannt¬
machung erfolgen muß, liegt jedoch häufig das Bedürfniß für eine längere Einspruchs¬
frist, schon wegen der erschwerten Kommunikation mit dem Prozeßgegner, vor. Das
Gericht hat daher in diesen Fällen die Einspruchsfrist im Versäumnißurtheile oder
nachträglich durch besonderen Beschluß zu bestimmen (§ 294 Abs. 2), (vgl. Proz.
Ordn. ii. Hannover § 158, Württemberg Art. 275, hannov. Entw. Z 197, Hess. Entw.
Art. 414; hannov. Prot. S. 306 ff., 1159, 6226). Die Einspruchsfrist ist eine Noth¬
frist (88 194, 195, 221), deren Lauf mit der Zustellung des Versäumnitzurtheils auf
Betreiben der gehorsamen Partei beginnt. Diese Vorschriften stehen mit den
Nestimmungen über die Fristen zur Einlegung der Berufung, Revision und sofortigen
Beschwerde (M 457, 460, 490, 493, 516)' im' Einklang.

Der Einspruch wird durch Zustellung eines Schriftsatzes erhoben und gehört
uor dasjenige Gericht, welches das Versäumnihurtheil erlassen hat (allg. Begründung
8 11), Die zugleich bestimmende und vorbereitende Natur dieses Schriftsatzes ergiebt
als wesentliche Erfordernisse desselben die im 8 295 Nr. 1—3 aufgeführten Requisite,
in deren Ermangelung der Einspruch von Amtswegen (vgl. nordd. Prot. I. S. 402),
jedoch nur, wie aus den allgemeinen Prozeßgrundfätzen folgt, nach vorgängiger münd¬
licher Parteiuerhllndlung durch kontradiktorisches Urtheil als unzulässig zu verwerfen
ist (Z 296), wogegen die Nachholung des Versäumten, wie jede Vorbereitung einer
mündlichen Verhandlung, insoweit fakultativ ist, als deren Unterlassung sachliche
Nachtheile nicht im Gefolge hat. (Vgl. Proz. Ordn. v. Bauern Art. 311, 312,
Württemberg Art. 276, «Baden 8 216, hannov. Entw. 8 199, preuß. Entw. 88 379, < S.235.
882, nordd. Entw. 8 442, Verhandl. der bayer. Abgeordn. Kamm. a. a. O. S. 117
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5«K 2; württemb, Kommiss, Ver. zu Art. 273 S.W; hannov. Prot. S. 1174, 1176 ff
1180 ff., 6227, nordd. Prot. I. S. 400).

Z 287. (K. V. l< 297. G. § 307.)
Nur der für begründet erkannte und demnach zugelassene Einspruch hat die

Wirkung, daß der Prozeß in die Lage zurückversetzt wird, in der er sich vor Eintnt!
der Versäumnis; befand, die Sachlage also materiell so anzusehen ist, als ob kein
Versaumnißurtheil in der Mitte läge (hannov. Prot. S. 1192, 6237, preutz. Motive
S. 85, Württemb. Art. 279, Hannover 8 263, hannov. Entw. § 202, Hess. Entn,
Art. 416, 417. preuß. Entw. 8 380, nordd. Entw. § 445 und nordd. Prot. I. S. 40Y,
Es treten hiernach auch alle diejenigen Urtheile — Zwischenurtheile, Urtheile üb«
prozehhinderude Einreden oder den Grund eines seinem Betrage nach noch streitigen
Anspruchs (vgl. zu ß 302) — wieder in Kraft, welche folgeweise durch das zur Haupt¬
sache ergangene Versaumnißurtheil in Wegfall gekommen waren (nordd. Prot, II
S. 622, 623, 625).

Ueber die Wirkung des Einspruchs in Bezug auf die Vollstreckungdes Versäumnis
Urtheils sind die 88 598, 601 Nr. 1, 662—607 zu vergleichen.

§ 300. (K. V. tz 30U, G. 8 310.)
Soll der Einspruch nicht ein bequemes Mittel zur Verschleppung der Prozesse

werden, so ist seine wiederholte Zulassung zu beschränken. Diesen Zweck verfolgt der
8 300; aus demselben ergiebt sich, inwieweit ein wiederholter Einspruch im Laufe
derselben Instanz unzulässig und inwieweit er zulässig ist.

1. Wenn die Partei, welche den Einspruch eingelegt hat, in dem zur mündlichen
Verhandlung bestimmten Termine (vgl. 8 295 Nr. 3) oder in derjenigen Sitzung, mif
welche die mündliche Verhandlung vertagt ist, nicht erscheint oder nicht zur Haupt¬
sache — wenn auch über den Einspruch — verhandelt, so wird der Einspruch durch
Versaumnißurtheil verworfen. Gegen dieses Urtheil steht der Partei ein weitem
Einspruch nicht zu. ,

2. Wenn dagegen die Partei, welche den Einspruch eingelegt hat, in den «ulil
bezeichneten Terminen erscheint und in denselben zur Hauptsache verhandelt, hieran!
aber im Laufe derselben Instanz einen weiteren zur Fortsetzung der mündlichen Ver¬
handlung bestimmten Termin versäumt, so hat sie gegen das zweite wider sie erlassene
Versaumnißurtheil den Einspruch. Es bedarf kaum der Bemerkung, daß dieser Fall
zum dritten, vierten Male und öfter eintreten kann, so daß in derselben Insta«;
gegen dieselbe Partei ein drittes, viertes und ferneres dem Einsprüche unterliegende-?
Versaumnißurtheil möglich ist. Ein ausreichendes Korrektiv gegen den Mißbrauch,
welcher mit der wiederholten Gestattung des Einspruchs getrieben werden kann, gewähr!
die vorläufige Vollstreckbarkeit jedes zweiten oder ferneren in derselben Instanz gegen
dieselbe Partei zur Hauptsache erlassenen Versäumnißurtheils (Z 601, Nr. 4, Mg,
Begründung 8 6 Nr. II).

Zu ähnlichen Resultaten gelangen die französische Doktrin und Praxis bei
Auslegung des Oocle- <1e proe. mt. 165. (Loiwrd et LuImLt'vaaZL, I^ons Nä. XI.
^om I. MF. 315 5lo. 339) und die Vorschläge des preuß. Entwurfs. 88 385, M
(vgl. auch (^aäo äu 6e-növ« art. 149, Bayern Art. 315, nordd. Entw. 8 148).

8 301. (K. V. ^ 301, G. ^ 3>1.)
Die hier in Bezug genommenen Vorschriften finden sich in den 88 455, 456,

IS. 236. 18 302. (K. V. 8 302, O. tz 312.)
Die 88 285—301 normiren den Regelfall: die Versäumung der zur Verhand¬

lung über die Klage bestimmten Termine, Das Versaumnißurtheil ist ein Endurtheil,
Es'entscheidet endlich den Rechtsstreit oder den noch nicht erledigten Theil desselben,
wenn bereits vorher ein Theilurtheil erlassen war,

Ist eine Widerklage erhoben, so umfaßt die Verhandlung Klage und Widerklage,
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»,m Falle der Versäumung eines Verhandlungstermins müssen sich daher Versäumniß-
verfahren und Versäummßurtheil auf beide erstrecken, eine Konsequenz, welche m
folqerichtiger Entwickelung des den Z§ 285 ff. zu Grunde liegenden Gedankens der
8 302 Abs, 1 ausspricht.

Ist ein Anspruch seinem Grunde nach bereits festgestellt (ß 266), so beschränkt
sich die fernere Verhandlung formell auf die Liquidation, in Wirklichkeit bildet aber
der Gegenstand der Verhandlung noch immer die ganze Sache. Denn das Urtheil
ist nur ein Zwischenurtheil, mithin der Anspruch des Klägers, wie er denselben in
seinem Sachgesucheverfolgt, quantitativ auch noch nicht theitweise erledigt. Es erscheint
daher konsequent, wenn der Z 302 Abs. 1 vorschreibt, daß die HZ 285 ff. auf die
Verhandlung über die Bestimmung des Betrags eines dem Grunde nach bereits fest¬
gestellten Anspruchs zur Anwendung kommen sollen.

Eine weitere Anwendung des Grundgedankens der ß§ 285 ff. bietet der § 539
Abs. 3 in Verbindung mit dem § 238 Abs. 3.

In allen diesen Fällen handelt es sich um Versäumnis;endurtheile. Versäumnis;-
theilurtheile sind mit den Vorschriften der ßß 285 ff. vereinbar, dagegen smd Ver-
saumnißzwischenurtheile durch dieselben ausgeschlossen. Ausnahmsweise hat indessen
der Entwurf im ß 302 Abs. 2 dieselben zugelassen. Die Voraussetzung ist, daß ein
Termin versäumt wird, der lediglich zur Verhandlung über einen Zwischenstreit unter
den Parteien bestimmt war. Ist diese Voraussetzung gegeben, so reichen das Vcrsäumniß-
uerfahren und das Versäumnißzwischenurtheil nicht weiter, als der Zwischenstreit;
das Versäumnißzwischenurtheil entscheidet den Zwischenstreit unter sinngemäßer
Anwendung der §Z 285 und 286' dasselbe ist, wie ein Versäumnißendurtheil, dem
Ansprücheunterworfen. Zur Sicherung des richtigen Verständnisfes der Vorschrift
des Z 302 Abs. 2 wird es dienen, wenn Folgendes hervorgehoben wird:

1) Ist der Termin zur Verhandlung eines Zwischenstreits und zur Verhand¬
lung der Hauptsache bestimmt, so ergeht, wenn derselbe versäumt wird,
ein Versäummßurtheil zur Hauptsache — ein Versäumnißendurtheil.

2) Erscheint der Gegner des Antragstellers im Zwischenstreite in dem zur
Verhandlung des letzteren und zur Verhandlung der Hauptsache bestimmten
Termine, verhandelt zur Hauptsache, aber nicht über den Zwischenstreit,
so liegt, wie im Falle des Z 289 ein unvollständiges Verhandeln vor.
Versäumnißverfahren und Versäumnißzwischenurtheil greifen nicht Platz;
den Gegner des Antragstellers treffen die Folgen unvollständigen Ver¬
Handelns; das Urtheil, welches erlassen wird, ist tontradiktorisch.

In engem Zusammenhange mit dem § 302 Abs. 2 steht der Z 413. Die
Abnahme eines Parteieneides ist Aufnahme eines Beweises. Ein Termin, foweit er
die Leistung eines solchen Eides zum Gegenstände hat, unterscheidet sich in mchts von
einem sonstigen Beweisaufnahmetermine; die Folgen der Versäumung desselben würden
daher nur nach Maßgabe der Vorschrift des § 322 Abs. 2 > beseitigt werden tonnen. I S. 237.
Bei der Bedeutung des Parteieneides für die Entscheidung des Rechtsstreits oder
eines Streitpunkts empfiehlt es sich aber, die Aufhebung der Folgen der Versäumung
eines zur Eidesleistung anberaumten Termins in demselben Umfange zu gestatten,
wie in dem Falle der Versäumung eines Verhandlungstermins. Zu dem Behufe
betrachtet der Entwurf das Verfahren, welches die Leistung eines Parteieneides
betrifft, in Ansehung des säumigen Schwurpflichtigen als einen Zwischenstreit und
bestimmt, über die Vorschrift des Z 302 Abs. 2 hinausgreifend und ohne Rücksicht
darauf, ob die Leistung des Eides in einem bedingten Urtheil oder in einem Beweis¬
beschlusse angeordnet war, im 8 413: erscheint der Schwurpflichtige in dem zur Eides¬
leistung anberaumten Termine nicht, so kann ein Versäumnißzwischenurtheil auch
dann erfolgen, wenn der Termin nicht lediglich zur Leistung des Eides bestimmt
war, — und mutz erfolgen, um die Folgen der Versäumung — daß der Eid als
verweigert anzusehen sei — eintreten zu lassen. Ist das Versäumnißzwischenurtheil
ergangen, so kann, wenn gegen dasselbe der Einspruch statthaft ist, erst nach Ablauf
der Einspruchsfrist oder erst nach Erledigung des eingelegten Einspruchs weiter
«erhandelt und die aus der Verweigerung des Eides sich" ergebende Folge durch
Urtheil realisirt werden (vgl. Württemberg Art. 601). Dadurch wird dem Gerichte
die vielfach schwierige und zeitraubende Arbeit erspart, ein Urtheil abzufassen, welches
zusammenfällt, wenn im Verfolg der Einlegung eines zulässigen Einspruchs der
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Eid nachträglich geleistet wird, und überdies die Erlassung eines Urtheils vermieden
welches sich aus einem Vcrsäumnißurtheile — (aus dem Ausspruche, daß der M
als verweigert anzusehen sei) — und aus einem kontradiktorischen Urtheile — („us
dem Ausspruche, welcher die Folgen der Verweigerung des Eides realisirt) »
zusammensetzt.

Viertel Eitel.
AorvereitendesMerfahrenin Hl echnungs fachen, Aus ein an der-

setznngen nnd ähnlichen Prozessen.

W 303—309. (K. V. 88 6U3—809, G. 85 813-319.)
Ein schriftliches Verfahren als außerordentliche Prozedurform kennen die

Prozetzgesetze Frankreichs, der Niederlande, des Kantons Genf, die Prozeßordnungen
von Hannover, Württemberg und Baden, endlich der hannoversche Entwurf.
Neben dem schriftlichen Verfahren besteht außerdem im Oucle äe i,roc:LcIuiL civile
ein auf dem Prinzip der Schriftlichkeit beruhendes Rechnungsuerfahren. Nur diese
letztere Art schriftlicher Prozedur haben, zum Theil unter Ausdehnung auf ähnliche
Prozesse, bei welchen eine große Zahl von selbststündigen Streitpunkten sich herauü-
stellt, der preußische, österreichische, bayerische, sächsische und norddeutsche Entwurf
übernommen; die bayerische Prozeßordnung aber hat auch dieses aufgegeben und
sich unter dem Marginale: „Vollzug der Urtheile auf Rechnungsstellung" in den
Art. 88? ff. auf wenige, der ordentlichen Prozedur uahe stehende Vorschriften
über die Rechnungsstellung beschränkt. Die preußischen Verordnungen erklären
den erkennenden Richter in jeder Lage des Prozesses (nach erfolgter Klage¬
beantwortung) für befugt, in Rechnungs-, Bau- und ähnlichen Sachen emc
nähere Erörterung vor einem Kommissar des Gerichts anzuordnen, wonächft
die Sache zur mündlichen Schlußverhandlung und Entscheidung in die Audienz
zurückkehrt.

S. 238. I Der Entwurf vertraut, daß die Elastizität des ordentlichen Verfahrens in
Verbindung mit einer weisen Ausübung des richterlichen Prozeßleitungsamts eine
gedeihliche Erledigung auch verwickelter und umfangreicher Rechtsstreitigkriten ermög¬
lichen wird; gleichwohl muß er in Berücksichtigung der realen Verhältnisse in dein
Rechtszustande Deutschlands mit der überwiegenden Mehrzahl seiner Gesetzgebungen
anerkennen, daß ausnahmsweise Prozesse an den Nichter herantreten rönnen, bei
denen die oben angedeuteten Hülfsmittel des gewöhnlichen Verfahrens nicht aus¬
reichen, um die erforderliche Drdnung des Prozesses, die klare Feststellung der
Streitpunkte und den das richtige Urtheil bedingenden Ucberblick des Richters über
das gestimmte Prozeßnmterial zu gewinnen und festzuhalten. Im Anschlüsse an
den preußischen und norddeutschen Entwurf hat er sich indessen darauf beschränkt,
ein von den allgemeinen Prinzipien abweichendes Verfahren, in welchem die Schrift-
lichkeit als die Basis der mündlichen Verhandlung erscheint, nur für solche Rechts¬
streitigkeiten, welche die Richtigkeit einer Rechnung^ eine Vermügensauseinandersetzung
oder ähnliche Verhältnisse zum Gegenstande haben, zu gestatten. Auf Grund der
Erfahrungen, welche namentlich im Gebiete des ^06« äe prao. (vgl. preuß. Motive
S. 202, hannou. Prot. IX. S. 3106), in Hannover (vgl, Leonhardt, Ciuilprozeß-
uerfabren W 18, 17, 22, Reform I. S. 185 ff, hannov. 'Prot. IX. S. 3102 ff.) und
neuerdings in Württemberg, wo ein Fall der Durchführung des schriftlichen Aus-
uahmeverfahrens überhaupt nicht vorgekommen (vgl. amtliche Darstellung, :c. S. 27),
gemacht sind, ist angenommen, daß ein dringendes Bedürfniß für die Zulassung
eines schriftlichen Verfahrens mit mündlicher Schlußverhandlung in ausgedehnterem
Umfange nicht obwalte (vgl. preuß. Motive S. 201, 202, nordd. Prot. III. S. 1171,
1189); auch der französische und der belgische Entwurf haben die in^lrulltinn M'
eu-it aufgegeben. Die allgemeinere Zulassung einer solchen Prozedur unter Voraus¬
setzungen, welche nur relativ und unbestimmt sein könnten, birgt die Gefahr in sich,

aß der schriftlicheProzeß in den Ländern, in denen er gegenwärtig besteht, als Regelt
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beibehalten, und Parteien wie Gerichte induzirt werden möchten, die alten ssewohnten
Geleise nicht zu verlassen.

Die Vorschriften dieses Titels beruhen auf folgenden Gedanken:
I. In Rechnungssachen, Auseinandersetzungen und ähnlichen Prozessen handelt

l>6 sich neben einem verwickelten Material von Thatsachen und Beweisen vielfach um
eine große Zahl von einzelnen Streitpunkten, welche in der mündlichen Verhandlung,
schwer zu übersehen und ohne nnverhältnißmäßige Verzögerung des Prozesses auch
nicht getrennt vor einem Kollegium zu verhandeln sind. Namentlich ist dies der Fall,
wenn über die Nichtigkeit einer aus vielen einzelnen Posten bestehenden Rechnung
oder eines umfangreichen Inventars gestritten wird, bei Auseinandersetzungen zwischen
Pächter und VerPächter, Eigenthümer und Nießbraucher, Trennung des Lehns vom
Allod, bei Nachlaßregulirungen u, a.

In besonders verwickelten Fällen dieser Art erscheint es ebenso einfach als
natürlich, von den Vortheilen schriftlicher Instruktion des Prozesses Gebrauch
zu machen (Regier. Mot. zur hannov. Proz. Ordn, bei Leonhardi, IV. Aufl. S.
U6). Demnach kann das Prozeßgericht auf Antrag oder von Umtswegen die
Fortsetzung der Verhandlung einem Nichtertommissar übertragen (Z 303), welcher
das gejammte thatsächliche Material schriftlich und endgültig zu fixiren hat, so daß
der nach der thatsächlichen Seite, in Angriff wie in Vertheidigung, völlig abgeschlossene
Rechtsstreit lediglich zur Verhandlung über den > Nechtspunkt und zur Entscheidung! S. 239.
(durch Endurtheil, Theilurtheil, Zwischenurtheil oder Beweisbeschluß) vor das
erkennende Gericht zurückkehrt <M 305, 309). Der prinzipielle Gegensatz zum gewöhn¬
lichen Verfahren ist damit gegeben; in diesem bildet die mündliche Verhandlung die
Grundlage für die richterliche Entscheidung, in dem Ausnahmeuerfahren erfolgt sie
auf Grund der Akten (Z 308); dort dienen die Schriftsätze lediglich zur Vorbereitung
der Verhandlung des Rechtsstreits vor dem zu seiner Entscheidung berufenen Richter,
hier ist der Schwerpunkt des Prozesses in die schriftlich zu fixirende Verhandlung
vor dem Gerichtskommissar verlegt, die sonach in einem ganz anderen Sinne die Ver¬
handlung vor dem erkennenden Gerichte vorbereitet; dort herrscht der Mündlichkeit
entsprechend bei jeder mündlichen Verhandlung die freieste Bewegung im Vorbringen
neuer Angriffs- und Vertheidigungsmittel, neuer Thatsachen und Beweise, hier die
dem schriftlichen Prozesse eigenthümliche Euentualmaxime; die Verhandlung vor dem
Kommissar ist mit bindendem und präkludirendem Charakter bekleidet.

II. Das kommissarischeVerfahren kann, wie die Vorschrift des Z 240 ergiebt,
^ nur in einem Verhandlungstermine und erst nach vorgängiger Erledigung etwaiger

rrozeßhindernder Einreden, übrigens aber bis zum Schlüsse der mündlichen Ver¬
handlung zur Hauptsache angeordnet werden (vgl. Proz. Ordn. u. Württemberg Art.
781, nordd. Entw. ß 742, hannov. Entw. Z 547, osterr. Entw. § 579). Die Ver¬
handlung über prozehhindernde Einreden dem Prozeßgerichte abzunehmen, dafür wird
niemals'ein Bedürfniß obwalten, da es sich hierbei entweder um reine Rechtsfragen
oder durchaus einfache thatsächliche Verhältnisse bandelt (hannov. Prot. XVI. S.
W53, 6054, Baden Z 344). Zudem bietet die erste vor dem Prozeßgerichte noth¬
wendig stattfindende Verhandlung ihren Nutzen bezüglichder Beendigung des Prozesses
durch Anerkenntnis;, Verzicht, Vergleich; hinsichtlich der Berichtigung des Legitimations-
vunkts, der Aufstellung eines gemeinsamen Vertreters für mehrere Streitgenossen,
der Erhebung und Erledigung uon Inzidentpunkten niler Art, der Erklärung von
Leiten eines Litisdenunziaten':c.

III. Ueber unbestrittene und zur Endentscheidung reife Ansprüche (liquide
Taldos — vgl. nordd. Prot. III. S. 1194) kann das Prozeßgericht sowohl bei Anord¬
nung des vorbereitenden Verfahrens als im späteren Verlaufe des Rechtsstreits
(H 308) durch Theilurtheil erkennen (vgl. nordd. Entw. § 748).

IV. Das Verfahren vor dem Nichterkommissar richtet sich nach den Vorschriften
über das Verfahren vor den Amtsgerichten (Z 305 Abf. 2), so daß insbesondere
Anwaltszwang in demselben nicht gilt (Z 72). Das persönliche Erscheinen der Partei
neben ihrem Bevollmächtigten ist auch hier nur fakultativ. Man hat geglaubt, die
Wirksamkeit dieser Prozedur erhöhen zu können, wenn die Partei zwangsweise zum
eigenen Auftreten angehalten würde (nordd. Entw. Z 744 i. f.). Abgesehen von den
allgemeinen, den Erscheinungszwang widerrathenden Gesichtspunkten ist zu beachten,
daß es dem Richteramte nicht entspricht und dem Nnwalt am besten gelingt, die
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Partei zum Aufgeben zweifelhafter oder unbedeutender Ansprüche bezw. Moniten zu
bewegen, — ein Moment, welches in den hier unterstellten Fallen von erheblich
praktischer Bedeutunss ist. Es muss in dieser Nichtunss auf Erfahrungen in Preußen
hingewiesen werden. Das auf den Ausschluß der Vertretung durch Anwälte gebaute
Verfahren bei Gemeinheitstheilungen, Auseinandersetzungen :c. (preuß. Verordn v

>S. 240. 20. Juni 186? <ß§ 74 ff.) hat sich nicht bewährt; die Assistenz der Anwälte hat sich
in der Praxis mcht nur nicht abschneiden lassen, sondern als vorthcilhnft für die
Sache beinahe zur Regel gestaltet.

V. Das hier geordnete Verfahren vor dem beauftragten Nichter findet nur in
den bei Kollegialgerichten (Landgerichten und Handelsgerichten) anhängigen Sachen
Anwendung, mithin nicht in amtsgerichtlichen Sachen (8 448). Mit Rücksicht auf
die beschränkte Kompetenz der Amtsgerichte, welche mit sehr verwickelten Rechnung
Prozessen u. s. w. nicht befaßt werden können, sind hinsichtlich des amtsgerichtlichen
Verfahrens besondere Ausnahmebestimmungen für entbehrlich gehalten. Der Amts¬
richter, welcher als Einzelrichter fungirt, wird auch in Rechtsstreitissteiten über eine
größere Zahl von Ansprüchen stets in der mündlichen Verhandlung diejenigen
Funktionen ausüben tonnen, welche in landgerichtlichen und hcmdelsgerichtl'ichenSachen
zweckmäßig, einem Mitglied« des Gerichts überlassen werden, weil sie für eine kollegiale
Behandlung ungeeignet sind. (Vgl. preuß. Entw. Buch VI. Tit. I. und Motive Z
202, nordd. Entw. 8 74», Motive zum württemb. Entw. Tit. 38 S. 61).

VI. Es konnte in Frage kommen, ob gegen den das Ausnahmeverfahren anord¬
nenden Beschluß des Gerichts das Recht der sofortigen Beschwerde eingeräumt werden
sollte. Bei der unter V. erwähnten Beschränkung ist indessen eine mißbräuchlich
häufige Anwendung dieses Titels nicht zu besorgen, auch würde über die Beschwerde
fast in allen Fällen kaum anders, als durch Eingehen in die Materie der Sache
entschieden werden können. In Uebereinstimmung mit andern Legislationen (z. N,
Proz. Ordn, von Württembeeg Art. 783, Hannover § 463 und hannov. Entw. § 548>
hat daher der Entwurf von einer solchen Vorschrift Umgang genommen (vgl. Würt¬
temberg. Kommiss. Ber. zu Tit. 38 S. 227, 228).

Z8 305, 308 Abs. 1, 309. lK. V. 88 W5, 308, 309, G. 88 315, 318, 3IN.)
Der preußische (HZ 785, 788, 789) und norddeutsche Entwurf (88 744, 748)

gehen davon aus, daß es sich in dem Verfahren vor dem Kommissar zunächst nur
darum handle, eine Sichtung der von der einen Seite aufgestellten Posten („Ansprüche")
und der von der andern dagegen erhobenen Monita („Erinnerungen") eintreten zn
lassen, das Streitige und Unstreitige zu Protokoll festzustellen und in Ansehung des
Bestrittenen das Sachverhältniß nebst den Antragen der Parteien zu fixiren. Sie
dehnen mithin die kommissarische Enauöte nicht auf das gesammte thatsächliche Streit¬
material aus. Soweit ein „Anspruch" oder eine „Erinnerung" vor dem Kommissar
sseltend gemacht worden ist, wenn auch nur generell, sind sie für die demnächstige
mündliche Verhandlung vor dem Prozeßgerichte gewahrt. In dieser können die
Parteien jede anderweite Substantiirung derselben noch vorbringen, zu diesem Zwecke
Hülfsthatsachen, neu entstandene Einreden, Beweismittel:c. geltend machen — nur
neue Forderungen, sowie andererseits neue Monita und Gegenforderungen dürfen
nicht aufgestellt werden (vgl. preuß, Mot. S. 200, nordd. Prot. III. S. 1192).

Abweichend hiervon ist der Entwurf der Meinung, daß der Zweck der kom¬
missarischen Verhandlung, für die Entscheidung des Prozeßgerichts eine feste und
übersichtliche Grundlage zu schaffen und damit weit aussehende Streitigkeiten in der
mündlichen Schlußverhllndluna zu erübrigen, nur dadurch voll erreicht werden kann, daß
Alles, was zu Angriff und Vertheidigung dient, zu deren Substantiirung an Thatsachen und
Beweismitteln aufgestellt wird, überhaupt als Unterlage für die künftige Entscheidung

! S. 241. berücksichtigtwerden soll, vor dem Kommissar >bei Vermeidung der Prätlusion vorzu¬
bringen und nur aus gewissen objektiven, lestitutionsahnlichen Gründen eine beschränkte
Nachholung vor dem Prozeßgerichte zuzulassen ist. Damit hat der Entwurf das Prinzip
des schriftlichen Verfahrens mit mündlicher Schlußverhcmdlung adoptirt (vgl. hannov.
Prot. S. 3100 ff. 6026 ff. 6033, Reg. Mot. zur hannov. Proz. Ordn, bel Leonhardt
S. 116). In den §ß 305, 309 hat diese grundsätzliche Anschauung unzweideutigen
Ausdruck erhalten. Wenn hierin eine Gefahr für die Partei erblickt werden kann,
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so ist derselben durch ein mildes Verfüumnißuerfahren (88 300, 308 Abs. 2), sowie
durch die Porschrift (8 305) vorgebeugt, daß der Kommissar das Verfahren uon
Amtswegen bis zur Spruchreife fortzusetzen hat, wobei ihm die Befugnisse des die
'»^Handlung leitenden Einzelrichters zustehen (vgl. § 445 und hannou. Prot. IX.
Z, 3114, 3115, nordd. Prot. III. S. 1194). Nach dem Gesagten bleibt für die
mündliche Verhandlung vor dem erkennenden Gerichte — vom Restitutionsfalle ab-
«sehen — nur noch die Verhandlung des Rechtspuntts, sei es mit Rücksichtauf
einen abzugebenden Beschluß oder ein zu fallendes Urtheil, übrig (vgl. hannov.
Pioz, Ordn, ß 473); die Thatfrage ist unabänderlich in dem Vorverfahren sixirt.
Das Ergebniß desselben haben die Parteien zwar ebenfalls in der mündlichen
Verhandlung vorzutragen (§308 Abs. 1), jedoch lediglich um es zur sicheren Kunde
de5 Gerichts zu bringen, nicht in einer die Entscheidung bestimmenden Weise (vgl.
nordd. Entw. 8 745, ^Leonhardt B. P. O. IV. Aufl. S. 322 Anm. I). Der Ent¬
wurf hat hier, wie im Falle des 8 248, den Weg der Berichterstattung durch ein
Mitglied des Prozeßgerichts (hannou. Proz. Ordn, ß 473, hannov. Entw. Z 562,
Mutz, Entw. Z 788, Württemberg Art. 784) für minder zweckmäßig erachtet (vgl.
hannov. Prot. IX. S. 3139 ff., nordd. Prot. III. S. 1194). Daraus ergiebt sich von
selbst, daß bei Abweichungen des Vortrages von den: Inhalte des Protokolls bezw.
Unvollständigkeiten des Vortrags der Vorsitzende die Berichtigung oder Vervollständi¬
gung nüthigenfalls nach Wiedereröffnung der Verhandlung zu veranlassen haben wird
(vgl, nordd. Entw, § 745).

88 306, 308. (K. V. 88 306, 308, G. 88 316. 318.)

Wenn beide Theile im Termine vor dem beauftragten Richter ausbleiben, fo
ruht das Verfahren (8 220), da die kommissarische Erörterung matenell als Fortsetzung
der Hauptverhandlung angeschen werden muß (vgl. nordd. Prot. III. S. 1193).
Dasselbe Ergebniß hat das Ausbleiben beider Theile im Termine zur mündlichen
Verhandlung.

Der Fall des Ungehorsams einer Partei kann sich verschieden gestalten:
Beim Ausbleiben einer Partei in dem Verfahren vor dem beauftragten Richter

bedarf es einer Modifikation der allgemeinen auf das Versäumnißverfahren sich be¬
ziehendenVorschriften. Es ist einleuchtend, daß der beauftragte Richter zum Erlasse
des Versciumuißurtheils, welches sowohl von thatsächlichen als rechtlichen Würdigungen
abhängt, nicht für befugt erklärt weiden kann. Nicht minder bedenklich muß es aber
erscheinen, den Erlaß des Versäumnißurtheils sofort dem Prozeßgerichte zu überweisen
(nordd. Entw. 8 547). Gegen das Versäumnißurtheil müßte der Einspruch offen
gehalten werden, womit ein Mehreres nicht erreicht würde, als daß die Verhandlung
vor dem beauftragten Richter fortzusetzen wäre; die thatsächliche Fortführung der
Sache aber könnte die Partei durch wiederholtes Ausbleiben verhindern (vgl. preuß.
Mot. S, 200, 201). Um die hieraus sich ergebenden Schwierigkeiten zu beseitigen,
hat der Entwurf nach dem Vorgänge des preußischen Entwurfs (§§791, 792) zu>S. 242.
dem System der zwei I maligen Ladung gegriffen. Der beauftragte Richter hat mit
der erschienenen Partei allein zu verhandeln und sodann einen neuen Termin zu
bestimmen, zu welchem der säumige Theil unter Mittheilung des aufgenommenen
Protokolls zu laden ist; wird auch der neue Termin von der säumigen Partei nicht
wahrgenommen, so ist sie in Ansehung der in dem zugestellten Protokolle enthaltenen
thatsächlichenBehauptungen mit ihrem Bestreiten, sowie mit allen eigenen Anführun¬
gen präkludirt. Das vorbereitende Verfahren hat damit fein Ende erreicht. Dies
gilt jedoch nur, soweit es sich um eine zweimalige, denselben Punkt betreffende Ver-
saumung vor dem Kommissar handelt, da nur insoweit dem Säumigen genügende
Gelegenheit zur Wahrnehmung seiner Rechte gewährt war. Werden demnach
in dem zweiten Termine Seitens der erschienenen Partei neue Ansprüche oder
neue Thatsachen :c. vorgebracht, so ist bezüglich dieser das vorbereitende Ver¬
fahren fortzusetzen. Damit ist nach allgemeinen Grundsätzen dem fäumigen Theile
Gelegenheit geboten, eigene selbstständige Anführungen und Ansprüche noch nach¬
zuholen.

Was die präkludirte Partei übrigens bereits früher ack prowoollum erklärt
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hatte, wird durch ihre spätere zweimalige Säumniß nicht berührt und bleibt ihr für
die mündliche Verhandlung vor dem Prozeßrichter gewahrt.

Bei dieser Regelung des Verfahrens halt der Entwurf, soweit thunlich, die
Kongruenz mit den Vorschriften der tztz 290 Nr. 3, 300 aufrecht und kann die ge¬
häuften Anomalien entbehren, zu welchen sich der preuß, Entwurf (W 793, 794)
entschlossenhat.

Bleibt nach durchgeführtem Verfahren vor dem beauftragten Richter (HZ 305
306) eine Partei in der mündlichen Verhandlung vor dem Prozeßgerichte aus, so
ergeht hinsichtlich derjenigen Ansprüche, welche sich in dem vorbereitenden Verfahren
als unstreitig ergeben haben, Theilurtheil. Dabei ist es gleichgültig, ob Kläger oder
Beklagter ausgeblieben, denn insoweit kann unbedenklich auf Grund der schriftlichen
Basis kontradiitorisch erkannt werden.

In Ansehung der bestrittenen Ansprüche aber rechtfertigt es sich, an den allge¬
meinen Grundsätzen über die totale Versäumung der mündlichen Verhandlung festzu¬
halten und in Gemätzheit der §§ 285—287, 302 auf Antrag ein dem Einsprüche
unterliegendes Versäumnißurtheil zu erlassen. Die Erhebung des Einspruchs bewirkt
die Erneuerung der mündlichen Verhandlung uor dem Prozeßgerichte, berührt somit
das Resultat des kommissarischen Verfahrens in keiner Weise. Bei der Leichtigkeit
des Einspruchs verletzt das hier geordnete Verfahren die Rechte der ausgebliebenen
Partei, welche sie durch Verhandlung zu Protokoll des Kommissars erlangt hatte,
nicht, wahrt dagegen die Interessen der gehorsamen Partei besser, als wenn in allen
Fällen nach Lage der Akten tontradiktorische Entscheidung (vgl. preuß. Entw. § 795
und Mot, S. 201) ergehen müßte.

Daß übrigens auch hier überall das Nichtuerhandeln einer Partei dem Ausbleiben
derselben gleichsteht (Z 288), bedürfte keiner Hervorhebung im Gesetze.

Mttt Mtl.
Allgemeine Bestimmungen üöer die Beweisaufnahme.

Z§ 310—325. (K. V. §8 310-325, G. HZ 320—335.»
Der Entwurf behandelt abweichend von den meisten der neueren Prozeßgesetze

I S. 243. und Entwürfe die materiellen, den Beweis bezielenden Vorschriften im unmittel s baren
Anschlüsse an den Gang des Verfahrens in der ersten Instanz (M 245—256); der
vorliegende Titel regelt demnach als Einleitung zur Lehre von den speziellen Beweis¬
mitteln vorzugsweise die formelle Prozedur bei Anordnung und Aufnahme des Beweises.
Wie die ganze Auffassung der Beweisinstanz als einer integrirenden, durch keine
Cllsur von der Instanz der Behauptungen getrennten Phase der Verhandlung des
Rechtsstreits oder mit den bezeichnenden Worten Zink's: als eines knorrigen Astes
an dem sonst geraden und einheitlichen Stamme der Nechtsuerfolgung — aus welcher
Auffassung sich die Natur des Veweisbeschlufses als eines bloßen abänderlichen
Relevanzbescheides folgerichtig herleitet — vorzugsweise mit dem bestehenden preußischen
Rechtszustande harmonirt, so entsprechen auch die hier getroffenen Bestimmungen
vielfach, insonderheit was den Beweisbeschluß und seine Erledigung angeht, bewährten
Vorschriften des altpreußischen Rechts, In sich verständlich, werden die Vorschriften
dieses Titels nur in wenigen Punkten einer besonderen Erörterung bedürfen.

§ 311. (K. V. § 311, G. § 321)
Daß die Beweisaufnahme regelmäßig vor dem Prozeßgerichte erfolgen muß,

ist eine Konsequenz des Grundsatzes der Unmittelbarteit der Verhandlung und der
freien Beweiswürdigung. Abweichungen hiervon sind nur in den dringendsten Fällen,
welche bei den einzelnen Beweismitteln besonders angegeben sind <M 327, 330, 357,
423), gestattet; zugleich hat das Prozeßgencht die freieste Befugniß, zu einer Nieder¬
holung der Beweisaufnahme, so weit solche, wie beim Eide, nicht selbstredend aus¬
geschlossen ist, zu schreiten (§§ 129, 350). Ueber den legislativen Werth der Vorschrift
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d?s 8 311 besteht in Gesetzgebung, Wissenschaft und Praxis kaum eine Meinungs¬
verschiedenheit(vgl, preuß. A. G.' O. I. 10 88 172 ff., 21« ff, Oocls 6s ttenevL art.
153, 156, 181 ff.) 221 ff., 233 ff., Proz. Ordn. u. Hannover 8 224, Württemberg
Art. 423, Bayern Art. 334, 402, Baden 88 1023, 1024, Oldenburg Art. 144, hannov.
Entw. Z 287, Hess. Entw. Art. 428, österr. Entw. § 291, sachs. Entw. 8 «08, nordd.
Entw. 8 477, preuß. Motive S. 88, 89, Regier. Motive zur hannov. Proz. Ord.
8 223 bei Leonh. IV. Aufl. S. 177, nordd. Prot. S. 653 ff., hannov. Prot. S.
2021 ff., 5604 ff., v. Bar, Recht und Beweis S. 75 ff., Gutachten des Iuristentags
Verh. V. 2. S. 242, 247, des Anwaltvereins S. 13 H., S. 51 ff., S. 65 ff., Ver-
handl. dess. sx a. 1871 S. 10 ff.). Abweichende Grundsätze der franzosischen und
westvhalischen Prozeßordnung finden in der vorherrschenden Abneigung gegen den
Zeugenbeweis ihre Erklärung.

Insoweit der Entwurf ausnahmsweise gestattet, daß die Beweisaufnahme nicht
nur dem Prozeßgerichte selbst, sondern vor einem Mitgliede desselben oder vor einem
anderen Gerichte stattfinde, hat das Prozeßgericht im einzelnen Falle zu crmessen, ob
die eine oder andere Art der Beweisaufnahme anzuordnen sei; die hierüber vom
Prozeßgericht erlassene VerfüZung kann von den Parteien nicht angefochten werden,
weil sie vom diskrctionären Ermessen des Gerichts abhängig ist (vgl, Proz, Ordn, v,
Württemberg Art. 423, Hannover § 224, Oldenburg Art, 144, hannov. Entw. Z 287,
Hess. Entw. Art. 428, nordd. Entw. § 477). Das Gerichtsverfassungsgesetz bestimmt
in § 128, daß die Beweisaufnahme, wenn sie nicht vor dem Prozeßgerichte selbst oder
einem Mitgliede desselben erfolgen kann, auf Ersuchen des Prozeßgerichts innerhalb
des Deutscheu Reichs von den Amtsgerichten zu erledigen ist.

I §8 311, 319. (K. V. W 311, 319, G. W 321, 329.) l S. 244.
Es ist durch die Rücksichtauf den Prozehgegner geboten, daß durch Veweis-

antretungen, deren Erledigung ungewiß oder doch von ungewisser Dauer ist, die
Beendigung des Rechtsstreits nicht nach dem Belieben des Beweisführers in das
Unbegrenzte hinaus verzögert werden darf. In dieser Beziehung wollen die allegirten
Forschriften Fürsorge treffen, ohne der Lage des einzelnen Falls durch absolute
Bestimmungen (vgl. z. V. Baden 8 442) Zwang anzuthun (vreuß. A. G. O. I. 10.
8,8, 226», und t>, Württemberg Art. 426 und Motive zu Art. 439 des Entw. S. 165
ff., hannov. Entw. 8 290, Hess. Entw. Art. 431, preuß. Entw. 88 454, 495, nordd.
Entw. 88 469, 487, hannov. Prot. S. 2311 ff., 5606, nordd. Prot. II. S. 668).

Es handelt sich dabei insbesondere von abwesenden, sehr entfernten, nicht oder
schwer zu ermittelnden Zeugen, von Urkunden, welche nicht aufzufinden oder von den
Besitzern nicht oder nur schwer, z. B. nur auf dem Wege eines besonderen Editions-
Prozcsses (8 383) und dgl. zu erlangen sind. Die Bestimmung der Frist hängt, gemäß
den Umständen des Falles, vom richterlichen Ermessen ab; sie kann unter den allgemeinen
Voraussetzungen erstreckt werden (88 1^5 ff.), hat an sich aber veremtorische Natur,
so daß ihre Versäumung kraft Gesetzes von selbst und ohne daß der Eintritt der
Praklusion von einem richterlichen Ausspruchc abhängig ist, den Ausschluß der Partei
mit der betreffenden Beweisführung zur Folge hat (88 201, 202). Unbedenklich aber
und dem Grundsätze des Entwurfs entsprechend ist es, die nachträgliche Benutzung des
Beweismittels noch zu gestatten, sofern dadurch das Verfahren keine Verzögerung
erleidet, z. B. im Verhandlungstermine vor dem Prozeßgerichte der Zeuge gestellt,
die Urkunde produzirt wird.

8 312. (K. N, 8 312, G. 8 322.)
Die Befugniß der Parteien, bei der Beweisaufnahme gegenwärtig zu fein, wird

schon aus allgemeinen Vorschriften (88 73, 124 Abs. 4, 248) gefolgert werden können.
Es war jedoch diese Befugniß, welche behufs Ermittelung der Wahrheit von großer
praktischer Wichtigkeit ist, ausdrücklich hervorzuheben, weil vielfach (nach gemeinem
und preußischem Rechte) die Gegenwart der Parteien bei der Vernehmung von Zeugen
nicht gestattet ist. InUebereinstimmung mit dem Entwurf bestimmen u.U. die Proz. Ordn.
». Württemberg Art, 424, Hannov« §8 203, 229, Baden 8 455, der preuß. (8 409),
hannov. (8 288), Hess. (Art. 429), österr. (292), nordd. Entw. (8 478). Erfolgt die
Beweisaufnahme vor einem beauftragten oder ersuchten Nichter, so findet in Anwalts-

üüoterwlienzur üwilprozeßxiommg, 20
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Prozessen nach Maßgabe des 8 72 Abs. 2 der Anwaltszwang keine Anwendung (verql
nordd. Prot. II. S.' 654 ff.).

Die Bestimmung des

8 313 (K. V. 8 313, G. 8 323)
ist bereits in den Motiven zu den 88 241, 245, 246 erörtert.

§§ 314, 315. (K. V. M 314. 315, G. D 324, 325.)
Hinsichtlich der Natur, Bedeutung und Form des Beweisbeschlusses ist auf die

Ausführungen in den 88 7 und 8 der allgemeinen Begründung zu verweisen.
Was den Umfang anlangt, in welchem erforderlichenfalls Beweis anzuordnen ist,

so enthalt sich der Entwurf jeder Bestimmung, indem er davon ausgeht, daß bei Erlaß
S. 245. des Beweisbeschlusses sich das Gericht in Relation zu dem künftig >zu erlassenden

Urtheile setzt, demnach allein das richterliche Ermessen darüber entscheiden kann, ob
sich im konkreten Falle die Ausdehnung der Beweisaufnahme auf den ganzen Umfang
der Streitpunkte bezw. der zu einem Streitpunkte gehörenden Thatsachen oder die
Beschränkung der Erhebung des Beweises auf einen präjudiziellen Theil empfiehlt.
(Vgl. preuß. A. G. O. I. 10. Z 62 ff., 81d, preuß. Entw. § 395, nordd. Entw. ß§ 487,
468, hannou. Prot. VI. S. 1953, XV. 5271—5304, nordd. Prot. V. S. 2362, 2363,
II. 643 ff., 64? ff.)

Die Vorschrift des § 315, welche sich den Bestimmungen der Proz. Ordn, u,
Württemberg Art. 418, des hannou. Entw. Z 283, preuß. Ent'w. 8 419, nordd. Entw.
8 473 (vgl. auch preuß. A. G. O. I. 10. 8 57) anschließt, rechtfertigt sich durch die
Erwägung, daß die Erledigung des Beweisbeschlusses, als einer richterlichen, prozeh-
leitenben Verfügung, nicht durch Abanderungsanträge gestört und verzögert werden
darf (vgl. hannou. Prot. VII. S. 2032 ff., XV. 5591—5599, nordd. Prot. II. S. 645).
Keine der Parteien soll mit der Behauptung den Beweisbeschluß anfechten dürfen,
es habe auf Grund der dem letzteren vorangegangenen Verhandlungen kein oder ein
anderer Beweis angeordnet werden müssen. Wenn dadurch nicht ausgeschlossenist,
daß die Partei auf Grund neuer Momente eine Ausdehnung des Beweisbeschlusses
in Antrag bringen kann, die sich dann als ein neuer Beweisbeschluß qualisiziren
würde, so wird sie unter Umständen auch mit dem Verlangen zu hören sein, daß zur
Ersparung von Zeit und Kosten mit der weiteren Beweisaufnahme eingehalten werde,
wie dies in den häusigen Fällen geschehen mag, wo durch Erhebung eines Theils des
in größerem Umfange angeordneten Beweises die Endentscheidung schon gegeben, z, N,
eines von mehreren streitigen Klagefundamenten, eine von mehreren durchgreifende«
Einwendungen erwiesen und damit jeder weitere Beweis erübrigt ist.

Für das Gericht folgt die Befugniß, den Veweisbeschluß überhaupt nicht oder
nicht vollständig auszuführen, ohne Weiteres aus der Natur des letzteren als eines
prozeßleitenden, jederzeit abänderlichen Dekrets,

Die

88 316—335, (K. V. 88 316-325. G. 88 326—335)
von denen die HZ 316—324 Vorschriften über die Beweisaufnahme durch einen beauf¬
tragten bezw. ersuchten Richter und im Auslande enthalten, lassen deutlich erkennen,
daß die Erledigung des Beweisbeschlusses der Ofsizialthätigkeit des Gerichts anheim¬
fällt (vgl. auch 88 331, 354, nordd. Entw. 8 476 und Prot. II. S. 805). Die hierin
liegenden Abweichungen von dem Prinzip des Betreibungsrechts der Parteien, welches
das französische Recht und in modifizirter Art auch der preußische Entwurf hier fest¬
halten, werden Billigung verdienen, weil durch sie das Beweisaufnahmeverfahren
beschleunigt und den Parteien unnöthige Weiterungen und Belästigungen erspart
werden.

Es gilt dies namentlich von der Vorschrift, daß die Ersuchungsfchreiben an
andere Behörden um Aufnahme von Beweisen vom Vorsitzenden des Piozetzgerichts
zu erlassen sind (88 31?, 318), von den Vorschriften über Anberaumung der Termine
(88 321, 323, 325 Abs. 2) und von der Bestimmung des 8 322 über die Massigkeit
der Beweisaufnahme in Abwesenheit der Parteien. (Vgl. Proz, Ordn. v. Bayern
Art. 340, Württemberg Art. 436, Hannover 8 240, Baden 8 333, Oldenburg Art. 146
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8 1, hllnnov. Entw. § 299, preuß. Entw. § 407, Hess. Entw. Art. 441, österr. Entw.
ß 303, nordd. Entw. 8 484.) Soweit das Ausbleiben der Partei im Falle des 8 322
die Beweisaufnahme verhindert, z. B. wenn dieselbe von einer dem Beweisführer
obliegenden Handlung abhängig I ist, trifft die Partei die allgemeine Folge der Per- > S, 246.
säumung einer Prozehhandlung (M 201, 202, vgl. Bayern Art. 340, hannov. Prot.
VII, S. 2114, nordd. Prot. II. S. 665). Die Purgation der nwra ist unter den im
zweiten Absätze hervorgehobenen Voraussetzungen noch zulässig, jedoch, wie dies in
der Natur der Sache liegt, nur bis zum Schlüsse derjenigen mündlichen Verhandlung,
auf welche eine endliche Entscheidung (Zwischen-, Theil-, Endurtheil) ergeht.

Besondere Bestimmungen waren für die im Auslande zu bewirtende Beweis¬
aufnahme erforderlich. Der Z 318 stellt die Regel auf, daß eine solche Beweisauf¬
nahme durch den im Auslande residirenden Reichskonsul (Neichsgesetz, betreffend die
Organisation der Reichskonsulate :c., vom 8. November 1867 88 20, 22) zu erfolgen
habe, und daß, wenn dies nicht möglich, die zuständige ausländische Behörde um
Aufnahme des Beweises zu ersuchen sei (vgl. Proz, Ordn, v, Bayern Art. 335). Unter
der zuständigen BeHürde ist diejenige zu verstehen, welche nach der Gerichtsverfassung
des fremden Staats Ersuchungsschreiben dieser Art entweder selbst zu erledigen oder
deren Erledigung zu veranlassen hat. — Findet das Prozeßgericht, daß einer unmittel¬
baren Requisition der zuständigen ausländischen Behörde Bedenken entgegenstehen,
z. B, wenn es zweifelhaft oder ungewiß ist, ob und wo eine solche Behörde vorhanden,
und wie dieselbe zu bezeichnen ist, so kann nach 8 319 dem Beweisführer die Erledigung
der Beweisaufnahme überlassen werden (vgl. Proz. Ordn. v. Württemb. Art. 426,
Baden 8 441, hannov. Entw. Z 290, Hess. Entw. Art. 431, österr. Entw. Z 294,
nordd. Entw. Z 48?); in solchen Fallen, in denen es sich meistens um eine Beweis¬
aufnahme in fehr entfernten uno unkultivirten Ländern handeln wird, erscheint es
unbedenklichund, um die Partei vor völligem Verluste des Beweismittels zu schützen,
gerechtfertigt, daß ihr gestattet werde, selbst den Versuch zu machen, etwa durch Ver¬
mittelung von kaufmännischen Geschäftsfreunden oder auf fönst zugänglichen Wegen,
die Beweisaufnahme zu erwirken (vgl. hannov. Prot. VN. S. 2302 ff., 2308, 2311).
Das im 8 319 gestattete Verfahren wird auch dann in Anwendung kommen können,
wenn nach den ausländischen Gesetzen bei den dortigen BeHürden (z. B. in Holland)
die Beweisaufnahme von dem Beweisführer selbst betrieben werden muß (vgl. hannov.
Prot. VII. S. 2245, preuß. I.-M.-Vl. pro 1866 S. 182 und Voigt, Archiv für Han¬
delsrecht Bd. 4 Heft 4 S. 492).

Die Vorschrift des § 324 ist allgemeinen Rechtsgrundsätzen und dem Art. 85
der deutschen Wechselordnung entsprechend (vgl, Proz. Ordn. v. Württemberg Art. 435,
Bayern Art. 335, Hannover § 231, Oldenburg Art. 144 8 1, hannov. Entw. ß 298,
Hess. Entw. Art. 440, nordd. Entw. 8 489, württemb. Kommiss.Ber. zu Art. 448 S. 14?).

Sechster Viel.
Beweis durch Augenschein.

88 326, 327. (K. V. §8 326. 327, G, 8,8 336, 337.)
Neben den allgemeinen Vorschriften der 88 140 Nr. 4, 245, 311 ff. bedarf es

über den Beweis durch Augenfchein nur weniger Bestimmungen, welche nach 8 129
Abs. 2 auch für den von Amtswegen angeordneten Augenfchein gelten. Die durch
den ersten Absatz des 8 32? ausgesprocheneBefugniß des Gerichts, bei Einnahme des
Augenscheins Sachverständige zuzuziehen (vgl. preuß. ! A. G. O. I. 10. 8 383, Baden I S. 247.
8 512, Württemberg Art. 459, Bayern Art.'398, preuß. Entw. ß 507, hannov. Entw.
8 323, nordd. Entw. 8 495), steht mit der allgemeinen Vorschrift des 8 129 in Ver¬
bindung, daß das Gericht jeder Zeit von Amtswegen die Begutachtung durch Sach¬
verständige anordnen kann. Durch die fakultative Fassung des Abs. 2 ist ausgedrückt
lvgl. 8 189 und Bayern Art. 397), daß der Augenscheinbeweis auch durch das ganze
Prozeßgericht erhoben werden kann. In Betreff der Ernennung der zuzuziehenden
Sachverständigen gelten die Bestimmungen der 88 356, 357,

20*
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Die Frage, ob der Besitzer der Sache die Einnahme des Augenscheins zu gestatten
habe, wird ungeachtet der von Wach Krit. Vierteljahrsschrift XV, S. 34«, 347 hervor¬
gehobenen Bedenken einer besonderen Regelung nicht bedürfen. Es kann nicht zweifel¬
haft sein, dah die Parteien verpflichtet sind, den ihrer Verfügungsgewalt unterliegenden
Streitgegenstand dem Richter zum Zwecke der Augenscheinseinnahme vorzuweisen (vgl,
Demeüus, die Exhibitionspflicht S, 262, 263); befindet sich aber die in Augenschein
zu nehmende Sache in dem Besitze eines Dritten, so wird dieser von den Parteien
eventuell in: Wege der Klage zur Gestattung der Augenscheinseinnahme anzuhalten
sein, sofern ein hierauf gerichteter Anspruch begründet ist.

Siebenter Titel,
Zeugenveweis.

88 328-353. (K. V. 8s 326-353, G, 88 338—368,)
Die Zulaffigkeit des Zeugenbeweises unterliegt keinen Beschränkungen, Die

Gründe gegen die Aufnahme der Grundsätze des französischen Rechts (Locke eiv,
art. 1341 ff.') find bereits cmseinandergefetzt (vgl. Mot. zu Z 245). Ebensowenig giebt
der Entwurf dem Gerichte die Vefugniß, rücksichtlich der Zahl der zu vernehmenden
Zeugen eine Moderation eintreten zu lassen; auch beschränkt er die Parteien nicht auf
eine bestimmte Zahl von Zeugen, welche sie über eine streitige Thatsache vernehmen
lassen dürfen. Bestimmungen, wie solche der Ooäe äe pr'oc. 21t. 281, die preuß,
A. G. O. I. 23. ß 23 Nr, 4, Braunschweig Z «4 haben und der preuß. Entw. 8 48l
vorschlägt, sind willkürlich und werden durch das allgemeine Prinzip des 8 85 Abs. 1
ersetzt, nach welchem die Pflicht zur Erstattung der Kosten deren zweckmäßige Ver¬
wendung bedingt.

Die Bestimmung des

§ 328 (K. V. 8 328, G. 8 338)
beseitigt die noch von Baden 88 434—436 anerkannten Artikel und Fragestücke des
gemeinrechtlichen Prozesses und entspricht den Vorschriften der preuß. A. G. O. 1, 10,
8 169, des LoilL cle xrae. art. 252, preuß. Entw. 8 307, hannou. Entw. 8 326, nordd,
Entw, § 497. In welchem Maße der Beweisführer das Bcweisthema zu spezialisiren
hat, läßt sich allgemein nicht bestimmen; Anhaltspunkte bieten die Motive zu §245,
Ohne praktischen Werth ist die — übrigens selbstverständliche— Vorschrift des nordd.
Entw. § 497, daß die Thatsachen so bestimmt zu bezeichnen seien, daß die Vernehmung
der Zeugen sachgemäß bewirkt werden tonne und der Gegner in den Stand gesetzt
werde, seine Rechte wahrzunehmen.

8 329. (K. V. 8 329, G. 8 339.)
I Wie bereits in der allgemeinen Begründung 8 5 angedeutet worden, fehlt es

an einem ausreichenden Grunde rückstchtlich der Beweismittel in ähnlicher Weise, wie
in Betreff der Vertheidigungsmittel des Beklagten durch 8 242 geschehen ist, dem
Gerichte generell die Vefugniß einer Präklufion einzuräumen. Eine Prozeßverschlevpung
durch nachträgliches Vorbringen von Beweismitteln ist nur zu besorgen, wenn unbe¬
schränkt die Benennung neuer Zeugen oder die Antretung des Beweises durch Urkunden
gestattet ist, welche sich nicht in den Handen des Beweisführers oder seines Gegners
befinden. Der Restriktion der Bestimmung in 8 246 Abs. 1 bedarf es daher nur in
dem Umfange, in welchem sie von den 88 329 und 385 vorgeschrieben ist.

Die thatsächlichen Voraussetzungen, von denen der 8 329 das Recht zur Zurück¬
weisung nachträglich angebotenen Zeugenbeweises abhängig macht, sind folgende:

1) die Präklufion erstreckt sich nur auf neue Zeugen, welche nach Erlassung
eines Beweisbeschlusses bezüglich der in demselben bezeichneten streitigen Thatsachen
benannt werden. Unanwendbar ist sie auf den Zeugenbeweis, welcher nach Erlassung
eines Beweisbeschlusses zum Beweise nachträglich aufgestellter neuer Angriffs- und
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Pertheidigungsmittel angetreten wird. Für den Begriff der Neuheit des Zeugen ist
es entscheidend, ob derselbe für den betreffenden Beweissatz schon früher benannt war,
wahrend es außer Betracht bleibt, ob der Zeuge über andere streitige Thatsachen im
Prozesse schon vorgeschlagen und vernommen ist oder nicht. Die Präkluston erfordert

2) einen hierauf gerichteten Antrag des Prozeßgegners und
3) daß durch die Vernehmung der neuen Zeugen die Erledigung des Rechts¬

streits verzögert werden würde. Die Vorschrift des 'ß 329 bleibt also außer Anwen¬
dung, wenn der Beweisführer im Verhandlungstermine die neuen Zeugen zur Ver¬
nehmung gestellt oder wenn aus anderen Gründen in jenem Termine das Urtheil
nicht erlassen, fondern weitere Beweisaufnahme beschlossen werden müßte, welche in
gleichem Maße wie die fragliche Zeugenvernehmung das Verfahren verzögert. Es
muß endlich

4) das Gericht die Ueberzeugung gewonnen haben, daß die Partei in der Absicht,
den Prozeß zu verschleppen, oder aus grober Nachlässigkeit die Zeugen nicht früher
benannt habe.

Die durch den § 310 als Regel vorgeschriebene Unmittelbarkeit der Beweisauf¬
nahme vor dem Prozetzgerichte ist nach dem angenommenen Prinzip der freien Beweis-
prüfung von vorzugsweifer Bedeutung für den Zeugenbeweis, Die Vernehmung der
Zeugen vor dem erkennenden Gerichte ist im Gebiete des französischen Rechts für den
summarischenund handelsgerichtlichen Prozeß vorgeschrieben (Ooä« <1o proo. art. 407,
132), Die Verweisung des Zeugenuerhürs vor einen Richterkommissar im ordentlichen
Prozesse (urt. 252 Nr, 2 ib,) wird in den französischenNeformschriften als ein ernster
Fehler des Verfahrens hervorgehoben lMßnarä, an l'urgluüzMun Mäioiaire. ?llri«
1855 paß. 368 8eci, N^monä Loräsaux, ptü1o8orMk äe lu. prooöä. eivils pllZ. 542.
iHvisille, NW668 «ur 1«. prcxMnrL oivils ob. IV. M. 51—58 u. a,). Die Beseitigung
dieser Vorschrift ist sowohl von dem belgischen, als auch von dem französischen Ent¬
wurf in Vorschlag gebracht. Im englischen Civilprozesse ist die Unmittelbarkeit des
Zeugenbeweises althergebrachte Regel und erst durch 8wt. 1 und 2 >ViU, IV. Kap. 22
im Jahre 1830 für Ausnahmefälle das > Recht zu kommissarischer Vernehmung gewährt. > S. 249.
In Uebereinstimmung hiermit schreiben die neueren deutschen Prozehgesetze die
unmittelbare Zeugenvernehmung als Regel vor (vgl. Braunschweig §§ 104 ff., Han¬
nover § 272, Württemberg Art. 468, Bayern Art. 403—405, hannov. Entw. § 329
und nordd. Entw. Z 499). Unter möglichster Einschränkung der Ausnahmefälle giebt der

Z 330 (K. V. § 33«, G. 8 340)
diesem Grundsätze Ausdruck. Mit Rücksicht insbesondere auf die Vorschrift des H 141
über den Fortfall der protokollarischen Feststellung der Zeugenaussagen in den der
Berufung nicht unterliegenden Sachen darf von der Praxis der Gerichte erwartet
werden, daß die vom Entwurf vorausgefetzte unmittelbare Zeugenvernehmung vor
dem Prozeßgerichte nur in solchen Fällen unterbleiben wird, in welchen das Vor¬
handensein einer der Nr. 1—4 nachgelassenen Ausnahmen klar vorliegt. Die Bedenken
des preuß. Entw. gegen eine obligatorische Vernehmung der Zeugen in der Sitzung
des Prozeßgerichts — Motive S. 89 — sind durch den H 141 erledigt. Die einzelnen
Ausnahmefälle sind überall zur pflichtmäßigen Beurtheilung des Prozetzgerichts gestellt.
Es findet nach ß 310 Abf. 2 gegen den betreffenden Beschluß keine Anfechtung statt.
Für den Fall der Nr. 1 ist nicht ausgeschlossen, daß sich zur Vernehmung der Zeugen
das ganze Gericht an Ort und Stelle verfüge (Z 189). Die Nr. 2 vermeidet es, als
erhebliche Schwierigkeit der unmittelbaren Beweisaufnahme, wie der hannov, und
nordd. Entw., den Umstand hervorzuheben, daß sie sehr zeitraubend sein würde.
Gleich dem (üockL äy proc art. 255, 1035 normirt die Nr. 4 nicht, welche Entfernung
für eine große zu erachten sei. Bestimmungen, wie sie Hannover Z 272 giebt —
Entfernung von drei Meilen oder Wohnort des Zeugen außerhalb des Gerichtsbezirks
— bleiben willkürlich. Die Entscheidung ist nach den Besonderheiten des kontreten
Falles zu treffen.

Wegen der Bestimmung des zweiten Absatzes kann auf die Motive zum Ein-
führungsgefetze des Gerichtsverfassungsgesetzes Z 5 verwiesen werden.

Die Ladung der Zeugen vor den Richter zum Zwecke der Vernehmung
erfolgt nach
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§ 33l (K, V. 8 331. G, ^ 342)
entsprechend dem vom Entwurf angenommenen Grundsatze des Ofsizialbetriebs des
Prozesses in dem Stadium der Beweisaufnahme, durch das Gericht.

Der zweite Absatz des § 331 stellt den Inhalt der Ladung fest. Entgegen dem
gemeinen Rechte, aber tonform der preuß. A. G, O. I. 10, 8 171, «üocl« cle pro«. art.
260, Württemberg Art, 471, Bayern Art. 409, preuß. Entw. 8 469, hannov. Entw.
§ 330, nordd. Entw. Z 500, schreibt der 8 331 als nothwendigen Inhalt einer ord¬
nungsmäßigen Ladung vor, daß darin dem Zeugen die Thatsachen, über welche seine
Vernehmung erfolgen soll, mitgetheilt werden. Diese Vorschrift ist nothwendig, um
dem Zeugen die Mittel zur Vorbereitung für das abzulegende Zeugniß durch Schürfung
seiner Erinnerung und Einsicht etwaiger Notizen zu gewähren und der sonst «ft
unuerineidlichen Vereitelung der Beweistermine vorzubeugen. Die Gefahr eines falschen
Zeugnisses wird durch die Mittheilung der Veweisthema nicht geschaffen.

Die Rechtfertigung der Bestimmung des

Z 332 (K. V. § 332, G. ^ 343)
in Betreff der zum aktiven Heere gehörigen Personen des Soldatenstandes liegt in

S. 250. dem eigenthümlichen Charakter des militärischen Dienstverhältnisses. > Da die dienstliche
Abkömmlichkeitdieser Militärpersonen nur durch die militärischen Vorgesetzten beurtheilt
und herbeigeführt werden kann, so ist deren Vermittelung unentbehrlich, um im all¬
seitigen Interesse Kollisionen zwischen den verschiedenen Verpflichtungen jener «K
Zeugen zu ladenden Militärpersonen auszuschließen. Vgl. auch Strafprozeßordnung
8 4? Abs. 2.

Durch die Befolgung der Ladung erfüllt der Zeuge eine staatsbürgerliche Pflicht
(preuß. Ä. G. O. I. 10, § 184), zu deren Leistung er durch das Gericht aufgefordert
wird. Es ist daher folgerichtig, daß die dem Zeugen nach Maßgabe des 8 353 für
Zeituersäumniß und Auslagen gebührende Entschädigung aus der zur Bestreitung der
Gerichtskosten bestimmten Staatskasse gewährt werde (vgl. Oldenburg Art. 1U7,
preuß. A. G. O. I, 10, 8 187, nordd. Entw. § 508), auch nicht ausgeschlossen, daß
dem Zeugen auf die durch die Vorladung entstehenden Kosten geeigneten Falls eine
Vorauszahlung geleistet wird (vgl. Gerichtsverfassungsgesetz 8 136). Es sichert den
Zeugen in geringerem Maße, wenn ihm andere Gesetze — Hannover 8 271, Baden
88 445 ff,'Württemberg Art. 499, Bayern Art, 343', Ouäe cko pru«. art. 271, 27?
— nur einen leicht vollstreckbaren Entschädigungsanspruch gegen den Beweisführer
einräumen. Zur Sicherung der Staatskasse wegen dieser Auslagen kann nach

8 333 (K. V. 8 333, G. 8 344)
das Gericht die Ladung davon abhängig machen, daß der Beweisführer vorab einen
Vorschuß zur Deckung der durch die Vernehmung des Zeugen erwachsenden Auslagen
hinterlegt. Die Einforderung des Vorschusses ist nicht obligatorisch vorgeschrieben,
weil sonst das Verfahren bei zweifellos vermögenden Prozeßparteien ohneNoth Auf¬
enthalt erleiden würde. Hierin weicht der Entwurf vom nordd. Entw. 8 509 ab und
steht der Proz. Ordn. v. Württemberg Art. 427 nahe. Der Abs. 2 des 8 333
entspricht dem 8 311.

88 334, 335. (K. V. 88 334, 335, G. 88 345, 34N.)
Der öffentlichen Natur der Zeugnißpflicht ist es gemäß, daß der 8 334 den

trotz ordnungsmäßiger Ladung ausbleibenden Zeugen ohne Antrag der Partei von
Amtswegen zur Tragung der durch das Ausbleiben erwachsenden Kosten, sowie zu
Ordnungsstrafen uerürtheilen läßt (vgl. Reichsstrafgesetzbuch v. 31. Ma, 1871 ß 138,
Abs. 3, preuß. Entw. 8 492 Abs. 4). Im Falle wiederholte!: Ausbleibens kann die
Strafe verdoppelt und zur Erzwingung des Zeugnisses die Vorführung des Zeugen
angeordnet werden. Die durch Abs. 3 gegen diese Beschlüsse gestattete Beschwerde
hat nach 8 511 aufschiebendeWirkung. Die Bestimmungen wider ungehorsame Zeugen,
wie solche die preuß. A. G. O. I. 10, §8 1«3 ff., der «üoäo 6« prnc. »rt. 263, 264,
Oldenburg Art. 158 8 2, Hannover 88 258, 259, Baden § 474, Württemberg Art,
472, der nordd. Entw. 8 504 enthalten, stimmen mit dem Prinzip des § 334 überein.
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wogegen der preutz. Entw. Z 490 und der hannou. Entw. tz 331 einen vom Beweis¬
führer gestellten Strafantrag verlangen. Motivirt wird die Forderung des Antrags
durch das vorwiegende Interesse des Beweisführers bei Ablegung des Zeugnisses und
durch die Analogleder Antragsdelitte. Diese Gründe sind aber nicht durchschlagend.
Der Zeugenuorfchlag durch die Partei ist nur die Veranlassung zur Ladung des
Zeugen. Der zwingende Grund zur Zeugnißpflicht ruht allein im öffentlichen Rechte
und erfordert daher für den Fall der Verletzung ein absolutes Strafgesetz, dessen
Durchführung dem Be > lieben der Prozeßpartei um fo weniger unterstellt werden > S. 251.
kann, als es für diese nicht ohne Bedenken sein würde, durch Stellung des Straf¬
antrags sich in eine Gegnerschaft zum Zeugen zu bringen. In weiterer Konsequenz
und übereinstimmend mit dem Loäs ÜL proo. art. 265, Württemberg Art. 474,
Bayern Art. 428 ist daher die Bestrafung des ungehorsamen Zeugen nach Z 335 nur
dann zu unterlassen bezw. wiederaufzuheben, wenn der Zeuge sein Ausbleiben genügend
entschuldigt. Die im nordd. Entw. § 504 als Strafausschließungsgrund aufgeführten
Momente, daß der Beweisführer auf die Vernehmung des Zeugen verzichtet hat
oder daß die Vernehmung aus anderen Gründen nicht erforderlich ist, sind Umstände,
welche auf die durch den Ungehorsam des Zeugen verwirkte Strafe ohne Ein¬
fluß sind.

Die Bestimmung der vreuß. A. G. O. I. IN, § 179 und der Prozeßordn. u.
Württemberg Art. 464 und v. Hannover Z 251 über die allgemeine Pflicht zum
Zeugnisse übergeht der Entwurf als selbstverständlich, ebenso die Vorschrift des nordd.
Lntw, Z 498 und des hannou. Entw. 3 328, daß Personen, welche zur Wahrnehmung
zu beweisender Thatsachen oder zur Mittheilung solcher Wahrnehmungen körperlich
oder geistig unfähig sind, nicht die Fähigkeit zum Zeugnisse haben und ein Antrag
auf Vernehmung derartiger Personen zurückzuweisen ist.

Die Vorschrift des § 334 Abs. 4 — deren Motivirung zugleich für die ent¬
sprechenden Bestimmungen der Z§ 343, 361 gilt — ist eine Konsequenz aus der in
8 332 enthaltenen Bestimmung über die Ladung der Personen des Soldatenstandes
in der Verbindung mit dem Bestehen des besonderen Gerichtsstandes in Strafsachen
für alle dem aktiven Heere angehörige Militärversonen. Das letztere Motiv macht
sich namentlich wegen der nach oder neben den Geldstrafen angedrohten Haft gelteno,
insofern es nicht gerechtfertigt fein würde, bei dem vorliegenden Anlaß das in der
bisherigen Militärgesetzgebung anerkannte Prinzip zu durchbrechen, daß Militär¬
personen während ihres aktiven Dienstverhältnisses nur von den militärischen Instanzen
mit Freiheitsstrafe belegt werden tonnen. Vgl. auch Strafprozeßordnung §Z 48 Abs.
4, 61 Abs. 6, 69 Abs. 4.

Der Entwurf verwirft die gemeinrechtliche Unterscheidung zwischen klassischen
und verdächtigen Zeugen, sowie die französisch-rechtlicheDistinktion zwischen untüchtigen
und auf Antrag des Prozeßgegners verwerflichen Zeugen, indem er mit dem hannou.
und nordd. Entw. davon ausgeht, daß solche Beschränkungen bei richtiger Regelung
der Zeugnißpflicht einerseits entbehrlich und andererseits mit dem Grundsatze der
freien Beweiswürdigung nicht vereinbar sind, auch dem Richter eine wichtige Quelle
zur Erforschung der materiellen Wahrheit entziehen würden (Planck, Krit. Viertel-
Illhrsschrift IV. S. 252). Der Entwurf kehrt damit im Wesentlichen auf den Stand¬
punkt des römischen Rechts zur Zeit der klassischen Jurisprudenz zurück (I.. 3 v.
äe W5tidu8 22, 5). Das französische Recht, dem noch der preuß. Entw. HZ 464,
465 und der baner. Entw. Art. 401 ff. die Kategorie der auf Antrag verwerflichen
Zeugen entnommen hatten, ist nicht nur von hervorragenden französischen Prozessualisten
<LoncLnuL st Lcmrdean, InLoris c>6 I» prooeäui-L civile IV. paz. 416, 41?; Launier,
Iraitö äez pi'LuvLs Nä. III. tom I. paZ. 356—359) als verfehlt angefochten, fondern
auch von dem Locke, cls »ÄLneve art. 188—188 (LLlIot in der Nck. II. der I^oi zur 1a,
proesäiirs civile cku Oauwn äe ttsnöve MZ, 188—190), von dem Lockics cki pro-
esllm-li civils ckcl i'LM» d'IWIia art. 236, 237, 247, j von dem französischen Entwurf > S. 252.
Art, 229, 231 und von dem belgifchen Entwurf als irrationell aufgegeben. Sie
beschränken die Ausschliehungsgründe auf die nächsten Anverwandten der Partei und
beseitigen sämmtliche Verwerfungsgründe (i'Lprocnsz).

Dagegen ertheilt der Entwurf eingehende Bestimmungen über die Ver¬
weigerung des Zeugnisses. Die
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§§ 336—338 (K, V, 88 386-388, G, M 348-35U)

behandeln zunächst das Recht zur Verweigerung. Die Weigerungsgründe des ß 338
beruhen auf einem personlichen Verhältnisse zwischen dem Zeugen und einer Partei,
welches im Falle der Nr. 1—.3 allgemein und im Falle der Nr. 4, 5 in Beziehung
auf den Gegenstand des Zeugnisses speziell besteht, während die Weigerungsgründe
des § 33/ durch die mögliche Rückwirkung der Aussage des Zeugen auf seine und
seiner Angehörigen Verhältnisse motivirt werden. Der Z 338 schränkt aus besonderen
Gründen die in den vorhergehenden Bestimmungen nachgelassenen Ausnahmen von
der Zeugnißpflicht wieder ein.

Die Nr. 1—3 des ß 336 enthalten die meisten Fälle der verwerflichen Zeugen
der älteren Prozeßgesetze und rechtfertigen sich durch die Besorgniß, daß die Zeugniß¬
pflicht der nächsten Angehörigen das Familienband lockern und zu falschem Zeugnisse
Anlaß geben kann. Die Nr. 2, 3 entsprechen dem § 41 Nr. 2, 3. Unter Nr. 1 ist
an dieser Stelle der Verlobte einer Partei trotz der zu S 41 erörterten Bedenken
berücksichtigt,weil Verlobten bei dem zwischen ihnen bestehenden nahen Verhältnisse
das Recht der Zeugnißablehnung nicht füglich entzogen werden kann und eine miß¬
bräuchliche Berufung auf ein bestehendes Verlobniß nur in seltenen Fällen
vorkommen wird.

Die Nr. 4 des § 336 schützt das Beichtsiegel und die geistliche Amtsver¬
schwiegenheit, die Nr. 5 bezieht sich auf die vermöge Amts oder aus andern Gründen
gesetzlich zur Verschwiegenheit verpflichteten Personen und steht namentlich mit dem
3 800 des Reichs-Strafgesetzbuchs — Nechtsanwalte, Advokaten, Notare, Vertheidiger,
Aerzte, Wundärzte, Hebeammen, Apotheker, sowie die Gehülfen dieser Personen —
und mit dein Art. 69 Nr. 5 des deutschen Handelsgesetzbuchs — Mäkler — im
Einklang. Daß Beamte, auch wenn sie nicht mehr im Dienste sind, ihr Zeugniß in
Betreff derjenigen Thatsachen, auf welche sich die Verpflichtung zur Amtsverschwiegen¬
heit bezieht, zu verweigern haben, ist nicht speziell hervorgehoben (vgl. Reichsbeamten-
gcsetz ß 12 Abs. 2). Die Fassung der Nr. 5 ist so generell, daß sie die Zeit während
des Dienstes und die Zeit nach Beendigung desselben ergreift.

Die in Nr. 4, 5 des § 336 bezeichneten Zeugen erklären der preuß. Entw.
Z 463, Württemberg Art. 467, Bayern Art, 400, die "Zeugen der Nr. 4 Hannover
tz 252, Baden 8 481, hannou. Entw. H 328 überhaupt für unzulässig. Eine derartige
allgemeine Vorschrift erscheint entbehrlich, weil das Strafgesetz und die Bestimmung
des Z 336 Abs. 3 (vgl. auch Strafprozeßordnung § 44) gegen Indiskretionen der zum
Zeugnisse vorgeschlagenen Personen genügend sichern.

Die Vorschriften des § 33? dienen zur Verhütung von Meineiden in
Fällen, wo die Gefahr eines solchen besonders nahe liegt, sowie durch die
Rücksichtnahme auf die Interessen der Angehörigen des Zeugen zur Sicherstellung
des Familienfriedens. Die Nr. 1 setzt übereinstimmend mit dem hannov. Entw.

S. 253. ß 335, Württemberg Art. 475 und nordd. Entw. § 513 l voraus, daß der Zeuge
in Folge der Beantwortung der Frage einen „unmittelbaren" vermögensrechtlichen
Schaden erleiden könne (vgl. auch preuß. Entw. § 464 und Hannover § 253). Die
in Nr. 2 enthaltene Bestimmung, daß die Beantwortung von Fragen verweigert
werden kann, falls dadurch die Gefahr einer strafgerichtlich en Verfolgung gegen
den Zeugen oder seine nächsten Angehörigen herbeigeführt würde, ist eine Konsequenz
des im Strafverfahren geltenden Grundsatzes, daß der Beschuldigte zur Aussage
nicht gezwungen werden darf und auch ein Zwang zur Ablegung eines Zeugnisses
gegen nahe Angehörige, welche sich in Untersuchung befinden, unzulässig ist (vgl. auch
Strafprozeßordnung § 45). Die fernere, in Nr. 2 enthaltene Bestimmung, daß
Niemand zu seiner eigenen oder seiner nächsten Verwandten Schande auszusagen
brauche, wird gleichfalls durch die oben angedeuteten Rücksichten gerechtfertigt und ist
deutscher Rechtsübung entsprechend (preuß. A. G. O. I. 10. § 180'Nr. 5, Proz. Ordn,
u. Bayern Art. 401, Württemberg Art. 475, Hannover Z251, Baden §483; wegen
des gemeinen Rechts vgl. Wetzell, Ncl. III. S. 216).

Der § 338 stimmt mit dem hannov. Entw. Z 336 und dem nordd. Entw. Z 514,
auch Württemb, Art. 476 sachlich überein. Die Nr. 4 steht mit dem § 402 im
Zusammenhange.
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Die
88 339—343 (K. V. §8 339—343, G. 88 351—355)

regeln das Verfahren im Falle der Zeugnißverweigerung. Die geringe Zahl und
die positive Feststellung der Befreiungsgründe vom Zeugnisse lassen es in Ueberein¬
stimmung mit Württemberg Art. 477 statthaft erscheinen, den Zeugen von der Ver¬
pflichtung zum Erscheinen in dem Vernehmungstermine zu entbinden, wenn er die
Verweigerung des Zeugnisses vor diesem Termine schriftlich oder zum Protokolle des
Gerichtsschreibers erklärt hat. Die entgegengesetzte Bestimmung des preuß. Entw.
8 482, hannov. Entw. § 334, nordd. Entw. 8 511 enthält eine schwere, nicht nothwendige
Belästigung für den Zeugen.

Der Fortgang des Verfahrens wird durch die Schlutzbestimmung des 8 339,
welche dem Gerichtsschreiber die Verpflichtung auferlegt, die Parteien von dem Ein¬
gänge einer vor dem Vernehmungstermine erklärten Zeugnißweigerung zu benach¬
richtigen, erheblich gefördert. Erkennt der Beweisführer den Weigerungsgrund des
Zeugen an, so ist durch den Verzicht der Partei auf das Zeugniß der Zwischenfall
erledigt. Andernfalls entsteht über die Rechtmäßigkeit der Weigerung zwischen
der Partei und dem Zeugen ein Zwischenstreit. Damit der Verlauf desselben sich
einfach und rasch gestalte, bestimmt der Entwurf 88 341, 342 — vielfach dem
preuß. Entw. 88, 463 ff., sowie dem nordd. Entw. 8 515 entsprechend —
einzelne einer weiteren Rechtfertigung nicht bedürfende Besonderheiten für das
Verfahren.

Der 8 343 setzt die Strafen und die Zwangsmittel gegen den renitenten Zeugen
fest. Nach dem Vorgänge der preuß. A. G. O/l. 10. 8 203 i. i., Hannov. 88 260,
261, Oldenb, Art. 159, Baden 8 475, Bayern Art. 432 erschien es nothwendig, durch
die Fassung des Gesetzes keinen Zweifel darüber zu lassen, daß der 8 343 alle
Fälle der Zeugnißweigerung trifft, nicht nur die Fälle der 8§336, 337, in denen
das Zeugniß überhaupt oder in Ansehung einzelner Fragen, sondern auch diejenigen,
in denen die Ableistung des Zeugeneides verweigert wird. Die Bestimmungen des
ß 343 Abs. 1 und 3 > entsprechen dem 8 334 Abs. 1 und 3 und gilt auch für erstere I S. 254.
das zur Begründung der letzteren Gesagte. Abweichend von dem allgemeinen
Prinzip bestimmt dagegen der Abs. 2 mit Rücksicht auf die Schwere der Zwangs-
maßregel, daß die Verfügung der Zwangshaft von dem Antrage der Partei
abhängig ist. Da auf diese Haft die Vorschriften über die Haft iin ZwanaIvoll-
streckungsverfahren (88, 728 ff.) Anwendung finden, so ist der Antrag der Partei
auch wegen ihrer Verbindlichkeit zur Vorschußleistung der Haftkosten (8 ?3?) erforder¬
lich. Die höchste Dauer der Zwangshaft beträgt nach ß 740 sechs Monate; doch
findet sie eine frühere Begrenzung durch die Beendigung des Prozesses in der betreffenden
Instanz, weil hiermit der die Nothwendigkeit des Zeugnisses veranlassende Grund
wegfällt. Die Haft des Zeugen als Zwangsmittel fällt ferner selbstverständlich fort,
sobald nachträglich der Zeuge das Zeugniß ablegt oder auf feine Vernehmung verzichtet
wird (nordd. Entw. § 518).

Die Frage, ob und in welchem Umfange ein Zeuge, welcher das Zeugniß
verweigert hat, dem Beweisführer zum Schadensersätze verpflichtet sei, überläßt der
Entwurf, gleich dem nordd. Entw. 8 519, dem Ciuilrechte. Abweichend bestimmen
die preuß. A. G. O. I. 10. 8 186, Hannover § 262, Oldenburg Art. 159 8 3, Baden
§ 475, Württemberg Art. 480, preuß. Entw. 8 493, hannov. Entw. 8 338, daß zur
Begründung des Schadensanspruchs angenommen werden solle, der Zeuge habe die
auf sein Zeugniß gestellten Thatsachen bekundet. Diese Bestimmung erscheint ver¬
werflich, weil sie dem Grundsatze der freien Beweiswürdigung entgegen eine positive
Beweisregel aufstellt, welche nicht einmal durchführbar ist, wenn der fragliche Zeuge
von beiden Parteien zum Beweise derselben streitigen Thatsache vorgeschlagen
war. Sie ist überdies nach den Erfahrungen des preußischen Rechts ohne praktische
Bedeutung.

Wessen 8 343 Abs. 4 genügt es auf die Bemerkungen zu den 88 334, 335 zu
verweisen.

8 344. (K. V. 8 344, G. 8§ 356, 357.)
In der Theorie und Praxis sind die Ansichten darüber, ob der promissorische

oder der assertorische Zeugeneid den Vorzug verdiene, noch fortdauernd getheilt. Die
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vielfach erörterten Gründe für die eine und für die andere Anficht — vgl. Motive
zum preuß. Entw. S. 107—109, hannov, Prot. S. 2291, 5695 ff., nordd! Prot. II
S. 736—741; Osterloh, Gutachten über den nordd. Entw. 1870 S. 101 ff. ^
bedürfen nicht der wiederholten Aufführung. Es wird die Feststellung genügen, daß
die Beeidigung der Zeugen nach erfolgter Vernehmung in praktischer Uebung ist
im Geltungsbereiche des preußischen Rechts (A. G. O', I. 10. § 202, Verordn, u
28. Juni 1844 ß 1, v. 21. Juli 1849 § 35, v. 24. Juni 1867 Z 35), in Braunschweig
(Proz. Ordn. 8 79) und im Königreiche Sachsen (Ges. u. 30, Dezember 1861 § 18)".
In den übrigen Gebieten des Deutschen Reichs erfolgt die Beeidigung der Zeugen
vor der Vernehmung; diese Art der Beeidigung ist vom römischen und kanonischen
Rechte, sowie von der alteren deutschen Reichsgesetzgebung (Kammergerichts-Ordnung
u. 1577 Tit. 77) vorgeschrieben, entspricht dem Loäe ä^proe. ait. 262, sowie dem
englisch-amerikanischenRechte, und ist in den meisten neueren deutschen Gesetzgebungen
beibehalten (vgl. Hannover Z 265, Baden § 450, Württemberg Art. 483, Bayern
Art. 417 u. a.). Der Entwurf entscheidet sich übereinstimmend mit dem preuß.

I S. 255. (§ 471), hannov. (Z 341), I üsterr. (8 344), nordd. (§ 521), franz. belg. Entw. für die
promissorlsche Form des Zeugeneides.

Der promissorischeZeugeneid hat, wie die reichen Erfahrungen in weiten Rechts
gebieten ergeben, zu keinerlei Uebelständen geführt. Daß umgekehrt der assertorische
Eid in Preußen praktische Vortheile entwickelt habe, welche seine allgemeine Einführung
wünschenswerth machen, hat sich bei der Revision der A. G. O, (Pensum IV. Th. <j,
Abth, 1. S. 207 ff.) nicht nachweisen lassen. Dem Entwurf fehlte es daher an einem
ausreichenden Grunde, mit der alther überlieferten Form des Zeugeneides zu brechen.
Die Anwesenheit der Parteien bei der Zeugenvernehmung — HZ 312, 349 — und
die selbstverständliche Befugniß des Gerichts, sich vor der Beeidigung, trotzdem die
Generaluernehmung (Z 347) erst nachher erfolgt, vorweg über die Identität und
Eidesfähigkeit des Zeugen zu vergewissern (vgl. Württemberg Art. 482, preuß. Entw,
8 470, hannov. Entw. H 340, nordd. Entw. Z 520), schließt die Besorgnis) aus, daß
eidesunfähige oder unrichtige Personen zur Ableistung des Zeugeneides veranlaßt
werden.

Der Entwurf hat die Norm des Zeugeneides in der sachgemäßen, kurzen und
einfachen Fassung des nordd. Entw. Z 521 übernommen. Der Inhalt des Eides ist
auch dem weniger gebildeten Zeugen leicht verständlich; während die z. B. in der
preuß. Verordn, v. 28, Juni 1844 § I und Bayern Art. 41? gebrauchte Redewendung
„weder ..... noch ....." oft Schwierigkeiten hervorgerufen hat. Den von der
angezogenen preuß. Verordn, vorgeschriebenen Vorbehalt in der Eidesnorm für den
Fall theilweiser Zeugnißweigerung übergehen die neuen Prozeßgesetze als selbst¬
verständlich.

Auf das Verfahren bei Abnahme des Zeugeneides finden die 88 422—428
Anwendung. Für Beamte ist in Stelle des körperlichen Eides die durch die preuß,
A. G. O. I. 10. § 203 gestattete Versicherung der Richtigkeit der Aussage auf einen
geleisteten Diensteid nicht beibehalten (vgl. nordd. Prot. 'II. S. 738).

Ueber die Einrichtung des Zeugenverhörs werden in den

88 345—349 (K. V. 88 345—349, G. §8 338—362)
einige positive Vorschriften gegeben, welche dem preuß. Entw, 88 472—475, hannov.
Entw. SS 343—346, und nordd. Entw. §8 525—530 entsprechen. Daß die Zeugen
einzeln und in Abwesenheit der später abzuhörenden Zeugen zu vernehmen sind, bedarf
keiner Rechtfertigung und ist allgemein geltendes Prozeßrecht (preuß. A, G. O. I. 19,
8 206, Locle äo proe. art. 262, Hannov. 8 266, Oldenburg Art, 160 8 1, Baden
8 455, Württemberg Art. 488, Bayern Art. 417). Den neueren Prozeßgesetzen
entspricht die durch 8 346 Abs. 2 gestattete Gegenüberstellung sich widersprechender
Zeugen, welche dem gemeinrechtlichen Prozesse in Folge der Vernehmung auf Grund
schriftlicher Artikel unbekannt war, im mündlichen Verfahren aber zur Erforschung
der materiellen Wahrheit werthvolle Dienste leistet. Mit Unrecht wird die Konfron¬
tation als ein Ausfluß der Untersuchungsmaxime bezeichnet. Nach der Verhandlungs-
maxime ist der Richter nicht berechtigt, von Amtswegen Beweismittel zu erheben: in
der sachgemäßen Benutzung der produzirten Beweismittel ist er nicht beschränkt.
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Die Vernehmung beginnt nach 8 34? mit den persönlichen und etwa nothwendigen
allgemeinen Fragen. Die Generalfrngen über die Umstände, >welche die Glaub- 1 S. 256.
Würdigkeit des Zeugen in der vorliegenden Sache und insbesondere seine Beziehungen
>ii den Parteien betreffen, sollen entgegen dem preußischen Prozeßrechte (A. G. O. I.
10, § 190), cioän ele proe. art. 262, Hannover 8 228, Oldenb. Art. 161 § 1 Anl. III.,
Baden 8 456, preuß. Entw. Z 472, hannov. Entw. § 343 nicht mehr einen regel¬
mäßigen Bestandtheil des Verhörs bilden, sondern — entsprechend Bayern Art. 419
und dem nordd. Entw. ß 526 — nur erforderlichen Falles dem Zeugen vorgelegt
werden. Der Zeugeneid erstreckt sich selbstverständlich auch auf die Beantwortung
dieser Fragen und, um jede zulässige Vereinfachung des Verfahrens zu begünstigen,
ist die in der preuß. Kab.-Ordre vom 5. Oktober 1846 — I. M. Bl. S. 183 -
bestimmte jedesmalige Hinweisung auf diese Tragweite des Zeugeneides als entbehrlich
Übergängen(nordd. Hröt. II. S. 742), Der 8 348 regelt die Vernehmung zur Haupt¬
sache. Der Zeuge soll seine Aussage zusammenhängend abgeben; der Natur des
mündlichen Verfahrens entsprechend hat der Zeuge, wie dies der Oocks <1e proe. art.
271, Baden 8 462 und Württemberg Art. 489 ausdrücklich hervorheben, ohne
Benutzung eines schriftlichen Entwurfs' mündlich auszufagen. Zur Aufklärung und
Vervollständigung des Zeugnisses dient das in Uebereinstimmung mit 8 126 geregelte
Fragerecht des Gerichts und der Parteien, welches letztere durch Vermittelung des
Borsitzenden mit dessen Erlaubniß aber auch unmittelbar ausgeübt werden darf. In
letzterer Beziehung weicht der Entwurf (Z 349 Abs. 3) mit dem preuß. Entw. 8 473
und dem nordd. Entw. 8 528 von dem hannov. Entw. ß 344 ab. Die Vernehmung
der Zeugen im Anschlüsse an das englifch-nordamerikanischeRecht gänzlich den Parteien
zu übertragen, ist kein Bedürfniß und widerspricht der im Gebiete des Ciuilprozesses
nicht aufzugebenden Leitung der Verhandlung durch das Gericht.

Als angemessene Beschränkung des Prinzips der freien Beweiswürdigung setzt
der Entwurf als Regel voraus, daß die Zeugen eidlich vernommen werden. Die
Erwägung, daß das Verfahren im Civilprozesse vorwiegend durch die Rechte der
Priuatparteien bestimmt und ihnen eine formelle Garantie für die Glaubwürdigkeit
der Zeugenaussagen geschuldet wird, verbietet es, die Beeidigung der Zeugen aus¬
schließlichdem Ermessen des Gerichts zu überlassen. Andererseits erschien es im
Interesse der Verminderung der Eide und in Uebereinstimmung mit dem gemeinen
und preußischen Rechte (A. G.-O. I. 10. § 203 Nr. 3), Hannov! Z 265, Baden 3 452,
Nürttemb. Art. 483, preuß. Entw. 8 471, hann. Entw. 341, nordd. Entw. § 521
dem Dispositionsrechte der Parteien gemäß, die Beeidigung der Zeugen, wenn beide
Parteien auf dieselbe verzichten, zu unterlassen.

Die unbeeidigte Vernehmung von Zeugen gestattet der Entwurf in den Fällen
des § 345 und überweist im Interesse der Ermittelung materieller Wahrheit die
Würdigung des Werths unbeeidigter Zeugenaussagen gleich dem gesammten Beweis-
material der freien Würdigung des Richters. Nach Nr. 1 des § 345 können eides-
unfcihige Personen unbeeidigt als Zeugen vernommen werden. Der Entwurf bestimmt
— abweichend vom gemeinen, preußifchen und französischen Rechte, aber in Ueber¬
einstimmung mit Hannover 88 252, 283, Baden Z 575, Württemberg Art. 485, Bauern
Art, 418 —, daß die Eidesmündigkeit mit dem vollendeten 16. Lebensjahre eintrete
(vgl. auch Strafprozeßordnung § 46). Das Alter von 18 Jahren, mit welchem nach
den §8 56, 57 des deutschen Strafgesetzbuchs die volle strafrechtliche Verantwortlichkeit
I eintritt, ist nicht gewählt worden, weil erfahrungsmäßig die überwiegende Mehrzahl > S. 257.
der Personen, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, fähig ist, die Bedeutung des
Eides zu erkennen. Gleich dem frühen Lebensalter schließt von der Beeidigung
mangelndes Verständniß der Bedeutung des Eides wegen Unreife oder Schwäche des
Perstandes aus.

Die Nr. 2 des § 345 entspricht dem 8 161 des deutschen Strafgesetzbuchs.
Die Fälle, in denen die wiederholte Vernehmung eines Zeugen angeordnet

werden darf, bestimmen die Prozeßgesetze und Entwürfe (vgl. preuß. A. G.-Ö. I. 10.
§8 210—212, Hannover 8 270, Oldenburg Art. 265, 266,' Württemberg Art. 494.
Bauern Art. 423, preuß. Entw. 8 476, hannov. Entw. 8 347, nordd. Entw. 8 531)
in eingehender Kafuistik. Der Entwurf giebt im
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Z 350 (K. V. § 350, G. § 363)
diese Spezialisirung vollständig auf und bestimmt demgemäß, daß das Prozeßgericht
nach seinem Ermessen die wiederholte Vernehmung eines Zeugen anordnen kann,
Diese kann auch im Interesse des Gerichts erforderlich werden, wenn in dessen
Besetzung ein Wechsel stattgehabt hat oder sonst durch Zeitablauf die Aussage nicht
mehr genügend im Gedächtnisse der Richter steht. Der Abs. 2 des 8 850 entscheidet
einen Spezialfall nach dem allgemeinen Prinzip des 3 515.

Mit den Grundsätzen des Entwurfs über den Wegfall der Euentualmaxime ist
die Lehre von der sog, Gemeinschaftlichteit der Beweismittel nicht verträglich. Intei-
lokut, Beweisantretung und Beweisfristen des alten Prozesses sind aufgegeben. Die
Aufnahme der Beweise geschieht auf Vorschlag des Beweisführers; es unterliegt
daher, so lange der Beweis noch nicht erhoben ist, dessen freier Disposition, auf den
angebotenen Beweis zu verzichten, da aber der Gegner nicht gehindert ist, sich seiner¬
seits der aufgegebenen Beweismittel zu bedienen, so vereinfacht und beschleunigt es
das Verfahren, wenn der

§ 351 (K. V. 8 331. G. § 364)
bestimmt, daß der Gegner, wenn der Verzicht auf den vorgeschlagenen Zeugen im
Vernehmungstermine erfolgt, die Vernehmung des erschienenen Zeugen oder,
wenn die Vernehmung bereits begonnen hat, die Fortsetzung derselben verlangen kann,
und es macht in dieser Beziehung keinen Unterschied, ob der Vernehmungstcrmin
vor dem Prozeßgerichte oder von einem beauftragten oder ersuchten Richter an¬
beraumt war.

Der Grundsatz des § 351 ist im 8 388 auf den Beweis durch Urkunden zur
Anwendung gebracht.

8 353. (K. V. 8 353, G. 8 366.)
Die Worte „nach Maßgabe der Gebührenordnungen" sind eingeschaltet, weil

in einzelnen deutschen Staaten gewisse Staatsbeamte schon in ihrer Besoldung d«L
Aequiualent für ihr Zeugniß erhalten (vgl. Strafprozeßordnung 8 62).

Achtn WI,
Beweis durch Sachverständige.

88 354—366. (K. V. 88 354—366, G. 88 367—379.)
Zur Beurtheilung streitiger Parteibehauptungen können besondere Kenntnisse

I S. 258. erforderlich sein, deren "Besitz nur durch eine auf dieselbe gerichtete spe > zielte wissen¬
schaftliche Thätigkeit, durch technische oder gewerbsmäßige Uebung erlangt werden tan»,
und welche daher dem Richter regelmäßig nicht beiwohnen. In solchen Fällen ist der
Richter thatsächlich genöthigt, sich des Beiraths solcher Personen zu bedienen, welche
jene Kenntnisse besitzen. Die Sachverständigen sind Gehülfen des Richters; indem
sie demselben ein auf besondere Sachkenntnisse gestütztes Gutachten über feststehende
oder als feststehend angenommene Thatsachen erstatten, und — auch wenn sie bei
Einnahme des Augenscheins als wahrnehmende oder darstellende Sachverständige
fungirten — ein zur Vorbereitung der richterlichen Entscheidung dienendes Urtheil
abgeben. Dieses Prinzip ist in Verbindung mit dem Grundsätze der freien Beweis-
würdigung für die Vorschriften des Entwurfs über den Sachverständigenbeweis
maßgebend gewesen. Die Anregung zur Aufnahme von Sachuerständigenbeweis kann
ohne Antrag der Parteien non dem Gerichte ausgehen (88 3, 129,'250); dieselbe
kann auch durch Beweisantritt der Parteien gegeben werden (8 355). Die Stellung
des Gerichts gegenüber solchem Veweiscrbieten regelt sich nach allgemeinen Grund¬
sätzen. Einen positiven Zwang zur Beiziehung von Gutachtern spricht der Entwurf
im § 571 für den Entmündigungsprozeß aus. Die Aufnahme der im preuß. (8 501),
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hannov. (8 351) und nordd. Entw. 8 538 (vgl. auch Württemberg Art. 500, Bauern
Art, 433) enthaltenen Vorschrift, daß das Gericht die Vernehmung von Sachverständigen
ablehnen dürfe, im Aalle es sich selbst die erforderliche Sachkunde beimesse, erschien
theils entbehrlich theils bedenklich. Dem widersprechen auch keineswea.es die Spezial-
vorschriftender 88 394, 451. Denn für den Beweis durch Schriftvergleichung hat
der Richter sachverständige Qualität, und der § 451 beruht darauf, daß das Gericht
,um Theil mit sachkundigenPersonen aus dem Handelsstande besetzt ist (vgl. hannov.
Entw. 8 369, preuß. Entw. ß 930, nordd. Entw. § 671).

Nachdem der

8 354. (K. V. § 354, G. tz 367.)
übereinstimmend mit Oldenburg Art. 171, Bayern Art. 443, dem preuß. (8 498)
und nordd. Entw. 8 536 dem Gedanken Ausdruck gegeben, daß die Vorschriften für
den Zeugenbeweis im Allgemeinen auch für den Sachverständigenbeweis passen und
anwendbar sind, stellen die folgenden Paragraphen die einzelnen Abweichungen von
jenen Bestimmungen fest. Daß die Vorschriften des Titels auch für den von Amts
wegen erhobenen Gutachterbeweis gelten, ist durch 8 129 Abs. 2 festgesetzt. Den
vorausgeschickten prinzipiellen Erörterungen entspricht die Vorschrift des

8 355 (K. V. 8 335, G. 8 368)
daß die Antretung des Sachverständigenbeweises Seitens der Parteien auf die
Bezeichnungder zu begutachtenden Punkte beschrankt ist, während nach

8 356 (K. V. ß 356, G. 8 369)
die Auswahl der zuzuziehenden Sachverständigen und die Bestimmung ihrer Anzahl
durch das Prozeßgericht erfolgt (preuß. Entw. 8 501, nordd. Entm 8 539). Das
Gericht kann einen oder mehrere Sachverständige ernennen. Das erstattete
Gutachten unterliegt der freien Würdigung des Gerichts und zwar auch dann,
wenn die mehreren Gutachten mit einander übereinstimmen (lloäe cle proo. art.
323, preuß. Entw. 8 508, hannov. Entw. 8 36?>, >nordd. Entw. 8 556). Das > S. 259.
Ermessen des Gerichts entscheidet, ob das Gutachten mündlich oder schriftlich —
§ 363 —, ob es von mehreren Sachverständigen gemeinsam — unter Hervorhebung
der etwaigen abweichenden Ansichten — oder getrennt zu erstatten ist (vgl. preuß.
Entw. 8 506), ob das schriftliche Gutachten mündlich erläutert werden soll (§363
Abs. 2) und ob bei ungenügendem Ergebnisse eine wiederholte Begutachtung durch
dieselben oder durch andere Sachverständige zu erfolgen habe (8 364). Die
Rechte der Parteien finden ausreichenden Schutz in der durch § 356 Abs. 2
gewährten Befugniß, dem Gerichte die zur Ubhorung als Sachverständige geeig¬
neten Personen zu bezeichnen, und in dem Rechte, die ernannten Sachverstän¬
digen abzulehnen (§ 358) und das erstattete Gutachten anzufechten <M 248,
364).

Wenn dem Z 356 entgegen das preuß. Recht — A. G. O. I. 9. Anh, § 64 —
der LoclL äs proo. art. 203, 204, Hannover 8 275, Baden 8 490, Bayern Art. 434,
Württemberg Art. 502, der hannov. (ß 353) und osterr. Entw. 8 35? in vielfachen
Abweichungen untereinander den Parteien bei Ernennung der Sachverständigen
bezüglich der Zahl und der Personen weitergehende Befugnisse einräumen,'so
widerspricht dies nicht nur dem grundsätzlichen Standpunkte des Entwurfs, sondern
es nnrd durch solche Vorschriften das Verfahren auch erheblich verweitläufigt und
vertheuert.

Die im

8 358 (K. V. 8 358, G. § 371)
ertheilten Vorschriften über die Ablehnung des ernannten Sachverständigen ent¬
sprechen den 88 42—46. Daß entgegen dem 8 41 Nr. 5 die frühere Vernehmung
als Zeuge die Vernehmung als Sachverständiger nicht ausschließt — nordd. Entw.
8 541 — bedarf keiner Motivirung (nordd. Prot. II. S. 756). Die Bestimmung
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der Frist zur Ablehnung im zweiten Absätze entspricht den HZ 356 Absatz i
und 363.

Die Proz. Ordn. v. Hannover Z 274 und Württemberg Art. 506, der sächs,
(8 410) und Hess. Entw. Art. 554 stellen als besonderen Ablehnungsgrund die man¬
gelnde Sachkunde auf, insofern nicht der Sachverständige zur Ausübung der in
Rede stehenden Wissenschaft oder Kunst vom Staate angestellt oder ermächtigt ist,
Der Entwurf erachtet in Uebereinstimmung mit den neuen Gesetzgebungsarbeiten
(vgl. hannov. Prot, VII. S. 2326 ff.) eine solche Bestimmung für praktisch unnöthig
und wegen der durch 8 358 Abs. 3 gebotenen sofortigen Glaubhaftmachung fiii
unausführbar.

Die Verpflichtung, der Ernennung zum Sachverständigen Folge zu leisten,
regelt der

8 359 (K. V. § 359, G. § 372)
gleich dem nordd. Entw. Z 547, Die Beschränkung derselben auf diejenigen Per¬
sonen, welche zur Erstattung von Gutachten der erforderten Art öffentlich bestell!
sind (Baden Z 489, Württemberg Art. 509, Bayern Art. 436), muß im einzelnen
Falle zu großen Weiterungen und Unzutraglichteiten führen (nordd. Prot. II, C.
75?) und erscheint um so weniger gerechtfertigt, als es einerseits nicht unbillig ist,
daß auch derjenige, welcher die Wissenschaft, die Kunst oder das Gewerbe, dem,
Kenntniß Boraussetzung der Begutachtung ist, unter dem Schutze der staatlichen
Ordnung ausübt oder zur Ausübung derselben öffentlich bestellt oder ermächtigt ist,
dem Staate seine Dienste nicht versagen darf, wenn ihm diese nothwendig sind, und

j S. 260. als an > dererseits die dem Gerichte durch 8 360 Abs. 1 beigelegte weitgehende Be-
fugnih, einen Sachverständigen von der Verpflichtung zur Erstattung des Gutachten«
zu entbinden, Härten, welche sich aus einer strikten Durchführung der Vorschrift de«
8 359 ergeben könnten, beseitigen wird,

Z 360. (K, V, ß 360, G. 8 373.)
Nach dem nordd. Entw. 8 548 Abs. 2 kann ein Einspruch gegen die Verneh¬

mung eines öffentlichen Beamten als Sachverständigen von der vorgesetzten Behörde
nur dann erhoben werden, wenn dem Beamten wegen der Pflichten des Amts die
zur Erstattung des Gutachtens erforderliche Zeit mangelt. Es sind aber auch andere
Rücksichten denkbar, aus welchen die Heranziehung eines öffentlichen Beamten zur
Erstattung von Gutachten in Prozessen als dienstlich unerwünscht erscheinen tun»,
Erfahrungsmäßig sind die Fälle nicht selten, in denen der Beamte durch das öffent¬
liche Auftreten als Sachverständiger in eine Stellung gedrängt, Angriffen und
Urtheilen — sowohl von Seiten der zunächst betheiligten als auch aus weiteren
Kreisen — und selbst Konflikten zwischen der staatsbürgerlichen Pflicht und den amt¬
lichen Obliegenheiten ausgesetzt wird, durch welche das dienstliche Interesse Schädi¬
gungen erleidet. Es erschien deshalb eine Erweiterung der Fassung in dem durch
8 354 Abs. 2 angenommenen Umfang geboten. Eine gleiche Bestimmung hat die
Strafprozeßordnung 8 68 Abf. 2 aufgenommen.

Die Strafbestimmungen des

8 361 (K. V. 8 361, G. 8 374)
wider ungehorsame und renitente Gutachter weichen von den Vorschriften über das
Verfahren gegen unfolgsame Zeugen (M 334, 343) insofern ab, als gegen Sachver¬
ständige weder für den Fall des Unvermögens die Strafe der Haft, noch bei wieder¬
holtem Ausbleiben oder bei wiederholter Weigerung die zwangsweise Vorführung
und die Zwangshaft zulässig ist. Der Entwurf nimmt gleich dem nordd. Entw.
§ 549 (Prot. III. S. 1115) an, daß die Anwendung solcher Zwangsmittel wider
Sachverständige behufs Erzwingung einer geistigen Arbeit unangemessen sei. Die
Strafbeftimmüng im 8 138 Abs. 1 des deutsch. Strafgesetzbuchs vom 15. Mai 1871
droht zwar eine Freiheitsstrafe an. Dieselbe richtet sich aber ausschließlich gegen die
durch das Vorbringen einer falschen Entschuldigung begangene Verletzung der öffent¬
lichen Ordnung.
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Die Bestimmung des 8 361 Abs. 3 ist bereits in den Bemerkungen zu den
38 334, 335 gerechtfertigt.

Der Eid der Sachverständigen ist gleich dem Zeugeneide aus den zu 8 344
angeführten Gründen nach

§ 362 (K. V. 8 362, G. 8 375)
em promissorischer. Sogar nach preußischem Rechte — A. G. O. I. IN § 152 —
leisten die Sachverständigen bei der Schriftuergleichung den Eid vor der Vernehmung.
Die Eidesnorm ist auch hier kurz und verständlich. Die Festsetzung einer verschie¬
denen Eidesnorm für Schätzungen und andere Gutachten (vreuß. Verordn, vom 28.
Juni 1844 ß 2 und Braunschweig 88 80, 81) ist kein Bedürfniß, Daß die Berufung
auf den geleisteten Eid genügt, wenn der Sachverständige für die Erstattung von
Gutachten der betreffenden Art im Allgemeinen beeidigt worden, ist allgemein gelten¬
des Recht. ' . ^. ^

> Für den Fall des beiderseitigen Verzichts auf den Eid gilt das zu Z 344 >S, 261.
Gesagte. (Vgl. Mot. zum württemb'. Entw. Tit. XXVI. S. 182 ff.).

Der Nnüe äe pro«, art. 317 sL<zu. kennt nur die schriftliche Form des Gut¬
achtens, wahrend der Entwurf in Uebereinstimmung mit den deutschen Prozetzgesetzen
diese und d,e mündliche Form nach

§ 363 (K. V. ß 363. G. § ß 376)
zum Ermessen des Gerichts stellt. Die Proz. Ordn. v. Hannover 8 >277, Baden 8
500, Württemberg Art. 518 und Bauern Art. 445 erklären es als ein nothwendiges
Requisit des schriftlichen Gutachtens, daß es eine Angabe der Gründe enthalte.
Unzweifelhaft kann das Gericht nach 8 363 Abs. 2 die Angabe der Gründe verlangen
(vgl. Oldenburg Art. 170 § 3). Auch wird die Beifügung von Gründen in der
Regel geschehen müssen; dennoch erschien die Aufnahme einer so positiven Bestimmung
bedenklich,da in einzelnen Fällen, z. B. bei der Abschätzung beweglicher Sachen,
nach der Natur der Dinge eine Begründung des Gutachtens mcht nothwendig, unter
Umständen kaum ausführbar fein würde (Motiv z. vreuß. Entw. S. 114).

Dem

8 365 (K, V. 8 3«5, G. 8 378)
liegt die Erwägung zu Grunde, daß dem Gutachter weitere Entschädigungsansprüche
zustehen müssen, als dem Zeugen. Er bedarf einer Vergütung für die Mühwaltung;
auch kann ihm die Erstattung des Gutachtens Auslagen verursachen, welche nicht unter
die Kategorie der Versäummh-, Reise- und Zehrungskosten fallen (vgl. Württemberg
Art. 524, österr. Entw. § 374). Die Worte „nach Maßgabe der Gebührenordnungen"
sind (ebenso wie in Z 353) aufgenommen, weil in einzelnen Bundesstaaten gewisse
Sachverständige schon in ihrer Besoldung das Aequivulent für ihre Gutachten erhalten
(vgl. Strafprozeßordnung 8 75).

Durch den

8 366 (K. V. 8 366, G. 8 379)
wird außer Zweifel gestellt, daß die sachverständigen Zeugen, d. h. die Zeugen, welche
vergangene Thatsachen oder Zustände bekunden sollen, deren Wahrnehmung eine
besondere Sachkunde voraussetzt, wahre Zeugen sind, daß mithin auf die zum Beweise
solcher bestrittenen Thatsachen und Zustände stattfindende Vernehmung jener Personen
die Vorschriften über den Zeugenbeweis Anwendung finden. Die Hervorhebung des
inneren Unterschiedes, welcher zwischen den Sachverständigen, die als Gehülfen des
Richters stets aus Thatsachen Schlüsse ziehen, und den sachverständigen Zeugen, die
eigene Wahrnehmungen bekunden, unleugbar besteht, ist zur Beseitigung vielfacher
Streitigkeiten für angemessen erachtet (Württemberg Art. 500, hannov. Entw. 8 351,
nordd.'Entw. 8 55N, osterr. Entw. 8 375; Wetzell/Vä. II. S. 474, 475).
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Neunter Titel.

Meweis durch Urkunden.

88 367—396. (K. V. 88 367-396, G, 88 380-409.)
Die Bestimmungen des Entwurfs über den Urkundenbeweis beziehen sich nur

auf die schriftlichen Urkunden. Abweichend von anderen Gesetzen (preuß. A. G, O
l S. 262. 1. 10 § 164, 0oäs oiv. art. 1333, Württemberg Art. 568, j Bayern Art. 394) geschieht

nichtschriftlicher Urkunden, wie Denkmäler, Kerbhölzer und ähnlicher Beweismittel,
keine Erwähnung. Die Würdigung solcher Beweismittel bleibt nach dem Grundsätze
des § 249 Gegenstand des freien richterlichen Ermessens (hannov. Prot, VII. E,
2619). Auf den Beweis durch schriftliche Urkunden findet dagegen das Prinzip der
freien Beweiswürdigung nur unter gewissen Beschränkungen Anwendung, welche dic
88 367—370 zusammenstellen.

88 367, 368. (K. V. 88 367, 368, G. 88 380, 381.)
1. Der Entwurf unterscheidet zwischen öffentlichen und Privaturkunden; der im

8 367 festgestellte Begriff der ersteren entspricht der Wissenschaft und den bestehenden
Gesetzen (vreuß. A. G. O. I. 10 8 123 und preuß. Notar. Ordn. u. 11. Juli 1845
8 40, Nocks oiv. »rt. 1317, Hannover 8 328, Württemberg Art. 525, Bayern Art,
353, vgl. auch preuß. Entw. 8 427, hannov. Entw. 8 370, nordd. Entw. 8 560).

II. In den 88367, 368 wird die formelle Beweiskraft derjenigen öffentlichen
und Privaturkunden bestimmt, welche „Erklärungen" enthalten.

Jede Urkunde, welche eine Erklärung enthalt, beweist, daß die letztere abgegeben
ist. Diese Beweistraft haben nach 88 367, 368 sowohl öffentliche als Privaturkunden
und zwar ohne Rücksicht auf den Inhalt der Erklärung. Eine Unterscheidung zwischen
Willenserklärungen (rechtliche Dispositionen und andere Willenserklärungen von
juristischem Belange, Wetzell Nck. III. S. 222, 223) und sonstigen Erklärungen
(Geständnisse nachtheiliger Thatsachen und Zeugnisse, Wetzell, La. III. S. 223, 229,
230) ist in Betreff der formellen Beweiskraft nicht gerechtfertigt. Die 88 367, 368
reden daher schlechtweg von „Erklärungen". Nur der Umfang der materiellen
Beweiskraft ist ein verschiedener, je nachdem die Erklärung ein Geständnis; nachtheiliger
Thatsachen oder ein Zeugniß ist, oder eine Willenserklärung enthält.

1) In dem letzteren Falle ist die Urkunde Träger einer rechtlichen Disposition.
Die Echtheit der Urkunde vorausgesetzt, kann das durch dieselbe ausgedrückte Rechts¬
geschäft nicht mehr geleugnet werden, vielmehr hat die disvositiue Urkunde in Betreff
des Rechtsgeschäfts, nicht blos gegen den Aussteller und diejenigen, welche dessen
Erklärungen anerkennen müssen (preuß. A. G. O. I. 10 8 158«, 'Noäe cke «iv. mi.
1322), sondern gegen Jedermann beweisende Kraft. Der Entwurf hat — abweichend
von Württemb. Art. 529, Bayern Art. 355, dem preuß. Entw. 8 431, dem hannov.
Entw. 8 371 und dem nordd. Entw. § 562 — Anstand genommen, diesem rationellen
und von der neueren gemeinrechtlichen Doktrin mit großer Schärfe entwickelten Satze
durch eine besondere Vorschrift im Gesetze Ausdruck zu geben. Es ist angenommen
worden, daß der Satz auch ohne gesetzliche Feststellung zur Anwendung gelangen
wird. Die Formulirung des Grundsatzes im Gesetze würde bedenklich sein, wenn
in dem Gesetzbuche nicht gleichzeitig die Frage nach der Anfechtung der rechtlichen
Disposition selbst und nach der Wirkung der letzteren auf die Rechte Dritter geregelt
wird. Schweigt der Entwurf über diesen Gegenstand, so ist zu besorgen, daß die
Bedeutung und die Tragweite des fraglichen Satzes den größten Mißverständnissen
ausaesetzt sein, würden. Auf jene Frage selbst konnte aber der Entwurf nicht eingehen,
da sie in den Bereich des bürgerlichen Rechts fällt, sich mithin zur Zeit einer gemein¬
samen Regelung entzieht.

2. Nach wiederholten und eingehenden Diskussionen gelangte die hannov,
Kommission (88 371 Abs. 1, 372) zu dem Beschlusse, daß Urkunden, welche
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I ein Geständnis; enthalten und dem Beweisführer oder einem Rechtsvorgänger desselben l S. 263.
ausgestellt worden sind, gegen den Aussteller und diejenigen Personen, welche dessen
Handlungen anzuerkennen verbunden sind, vollen Beweis liefern sollten (hannov. Prot.
fll. 2401 ff., XV. 5721 ff., XVI. 6362 ff. 6615). In der norddeutschen Kommission
erneuerten sich die Berathungen und führten dahin, daß nicht nur die Vorschrift des
hannov. Entw. durch den ß 563 adoptirt, sondern auch dem schriftlich fixirten außer¬
gerichtlichen Geständnisse einer Thatsache, indem der ß 564 dasselbe rücksichtlich des
Widerrufs dem gerichtlichen Geständnisse gleichstellte, ein dispositiver Charakter, eine
ubligirende Wirkung beigelegt wurde. Die Aufnahme dieser Bestimmungen erschien
nicht angemessen. Der Entwurf hat keine Veranlassung, eine allgemeine Theorie über
die materielle Beweiskraft außergerichtlicher Geständnisse aufzustellen. Er mußte sich
daher auch besonderer Vorschriften über die schriftlich fixirten außergerichtlichen Ge¬
ständnisse enthalten, da es an einem ausreichenden inneren Grunde fehlt, Geständnisse
Verschieden zu behandeln, je nachdem sie durch Urkunden oder durch Zeugen bewiesen
weiden. Sodann greifen die Bestimmungen des Z 564 in die schwierige und kontro¬
verse Lehre von der Anerkennung und dem Anerlennungsvertrage ein (vgl. auch Wach,
Krit, Vierteljahrsschrift XIV. S. 369). So wünschenswerth es auch sein mag, diese
Materie einheitlich zu regeln (vgl. Verhandl. des achten deutschen Iuristentages I.
S. 283 ff., II. S. 94 ff. 321 und des neunten deutschen Iuristentages II. S. 426 ff.,
III. S. 64 ff. 343, 344), so kann es doch jedenfalls nicht die Aufgabe der Civil-
prozeßordnung sein, eine solche Regelung vorzunehmen. Unter allen Umständen würde
die Regelung des Gegenstandes seinem ganzen Umfange nach erfolgen müssen; das
Herausgreifen einzelner Fragen, wie es im Z 564 des nordd. Entw. geschehen, ist
nicht gerathen, weil wegen der Schwierigkeit die für einzelne Fragen getroffenen
Lösungen in das System der verschiedenen Civilrechte hineinzupassen, mit Nothwendig¬
keit eine ergiebige Quelle von Mißverständnissen und Kontroversen eröffnet würde.
Uebrigens konnte der Entwurf die Vorschrift des H 563 des nordd. Entw. um so
unbedenklicher fallen lassen, als darauf zu rechnen ist, daß die in jener Vorschrift
liegende rationelle Beweisregel in der Tyeorie und Praxis auch ohne gesetzliche
Fixirung Anerkennung finden werde.

3. Daß öffentliche Urkunden die Angaben über Ort und Zeit der Ausstellung
beweisen, ist unbedenklich, denn das Zeugniß der instrumentirenden BeHürde oder
Urkundsperson liefert nach § 370 den Beweis, daß die Urkunde an dem bezeichneten
Ölte und zu der angegebenen Zeit errichtet ist. Darüber, ob man dieselbe Beweis¬
kraft den betreffenden Angaben einer Privaturkunde beilegen darf, besteht in der
Praxis und in der Gesetzgebung Streit und Verschiedenheit. Gegen den Aussteller
und dessen Rechtsnachfolger werden zwar die fraglichen Anführungen der Privat¬
urkunde der Regel nach beweisend sein; Dritten gegenüber haben die Angaben nicht
ohne Weiteres Anspruch auf Glaubwürdigkeit. Das Vordatiren von Urkunden ist
eifahrungsmäßig ein bequemes, gefährliches und häufig angewendetes Mittel, um die
Rechte Dritter, namentlich der Gläubiger eines in schwierige Vermögensuerhältnisse
gekommenen Schuldners zu kränken. Die bestehenden Prozeßgesetze und Gesetzgebungs-
»rbeiten werden daher im Allgemeinen von der Tendenz geleitet, den Angaben der
Priuaturkunde über Zeit und Ort der Errichtung eine geringere Beweiskraft beizu¬
messen, als dem sonstigen Inhalte.

Württemberg Art. 529, sowie der preutz. Entw. Z 431 schließen die l positive! S. 264.
Beweiskraft der Privaturkunde hinsichtlich des Datums aus. Der hannov. Entw.
ß 371 stellt die Angabe über die Zeit der Ausstellung unter die allgemeine Regel der
freien Beweiswürdigung. Nach dem nordd. Entw. Z 562 werden Ort und Zeit der
Ausstellung durch die Urkunde nur gegen den Aussteller und dessen Universalfuccessoren
bewiesen; Bayern Art. 358 fügt noch hinzu: „gegen besondere Rechtsnachfolger, jedoch
nur soweit, als diese die ihrem Vorführer zugestandenen Rechte gegen Dritte geltend
machen." Im Uebrigen verordnet Bayern a. a. O. gleich dem «Äacle civil art. 1328
M Feststellung eines sicheren Datums der Privaturkunde gegen Dritte ein besonderes
Verfahren durch Vorlegung und Einregistrirung derselben bei öffentlichen Behörden
(vgl. auch rheinpreuß. Ges. v. 23, April 1824). Die Aufnahme dieses Verfahrens
konnte nicht vorgeschlagen werden, weil es als allgemeine Regel kein Bedürfniß ist,
den Rechtsverkehr vertheuert und zudem auf einer Fiktion beruht, welche über den
beabsichtigten Zweck hinausgeht, da das Datum der Privaturtunde nicht immer bestritten
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wird und seine Richtigkeit durch alle zulässigen Beweismittel bewiesen bezw. widerlegt
werden kann (vgl. Planck, Krit. Vierteljahrsschrift IV. S. 268, hannov. Prot. VII,
2441—46, nordd. Prot. II. 934). Nach eingehender Erwägung der verschiedenen
legislativen Versuche erschien es am gerathensten, für die Beweiswürdigung dieses
Theiles der Privaturkunden keine Vorschrift zu geben.

4. Ueber die materielle Beweiskraft von Priuaturkunden für den Aussteller
bedürfte es eben so wenig einer Norm wie für den umgekehrten Fall, daß eine
Privaturkunde gegen den Aussteller benutzt werden soll. Auch rücksichtlich der Handels-
bücher reicht — wie bei Erörterung des Einführungsgesetzes § 10 Nr. 2 dargelegt
ist — die allgemeine Bestimmung des § 249 aus.

III. Bei der Aufnahme öffentlicher Urkunden erwächst durch die nothwendige
Mitwirkung der Urkundsperson zur Herstellung der Urkunde — nordd. Prot. II. <§,
767, 769 — eine bei Privaturkunden meist nicht vorliegende Gefahr unrichtiger Be¬
urkundung der von den Parteien abgegebenen Erklärungen durch die Urkundsperson,
Es fallen hierher die möglichen Irrthümer zwischen Instrumentspersun und Parteien
durch mangelhaftes Verstehen, falsches Hören, unzureichende Verdolmetschung, unge¬
bräuchlichen Dialekt, ferner Fälschungen durch die Urkundsperson. Aus diesem Grunde
war es nöthig, dem ß 36? im Abs. 2 die Bestimmung hinzuzufügen, daß der Beweis
der Unrichtigkeit des Inhalts zulässig ist. Dieser Zusatz löst zugleich die Zweifel und
Kontroversen, welche in der Theorie, in der Praxis und in der Gesetzgebung über die
Zulässigkeil des Beweises gegen den Inhalt einer öffentlichen Urkunde obwalten. Die
nordd. Kommission ging von derselben Anschauung aus; ste war aber rücksichtlich des
Umfangs der aufzunehmenden Bestimmung sehr getheilter Ansicht (nordd. Prot, II.
S. 764 ff.). Die Majorität erklärte den Beweis der Unrichtigkeit des Inhalts nm
insoweit für zulässig, als behauptet werde:

1) daß die Förmlichkeiten, deren Beobachtung in der Urkunde bezeugt worden,
nicht beobachtet seien;

2) daß die beurkundete Verhandlung von der Behörde oder der Urkunds¬
person absichtlich oder in Folge eines Irrthums unrichtig aufge¬
nommen, daß insbesondere — tz§ 271, 272 des deutschen Strafgesetzbuchs
— eine beurkundete Erklärung von einer anderen als der in der Urkunde
bezeichneten Person abgegeben sei.

S. 265. l Demgemäß ist der ß 561 des nordd. Entw. gefaßt. Der Entwurf konnte sich
der Vorschrift dieses Paragraphen nicht anschließen. Mit der Beschränkung des
Beweises der Unrichtigkeit des Inhalts ist unabweislich die Gefahr verbunden, daß
aus Rücksicht auf die Form das materielle Recht geschädigt werden kann. Eine solche
Gefährdung darf der Gefetzgeber nur ignoriren, wenn gewichtige Gründe, wenn ins¬
besondere Rücksichten auf die Sicherheit des Verkehrs durchgreifende, die Beachtung
individueller Momente ausschließende Maßnahmen fordern. Daß derartige Gründe
im vorliegenden Falle gegeben sind, läßt sich nicht behaupten. Die unbeschränkte
Zulassung des fraglichen Beweises hat in den weiten Rechtsgebieten, in welchen sie
bisher Rechtens war — und zu diesen Rechtsgebieten darf auch das Gebiet des alt-
preußischen Prozeßrechts nach der Auslegung gezählt werden, welche die Bestimmungen
der preuh. A. G. O. I. 10. Z 126 durch das Obertribunal erfahren haben (Erk. v.
10. März 1856, 7. Mai 1857, 12. Mai 1861, Strieth. Archiv Bd. 20 S. 261, Bd,
24 S. 280, Bd. 41 S. 164); vgl. auch Koch, Proz. Ordn. Ncl. VI. S. 245 — zu
keinen Unzuträglichkeiten gefühlt. Ueberdies ist die den öffentlichen Urkunden bei¬
wohnende Beweiskraft von einer solchen Stärke, daß der Angriff gegen die Nichtig¬
keit des Inhalts nur in den seltensten Fällen mit einiger Aussicht auf Prozeßvei-
schleppung benutzt werden kann. Auch ist erwogen, daß für Ansprüche aus öffentlichen
Urkunden durch den Urkundenprozeß und durch die ,Vorschrift des § 651 Nr. 4
Verfahrensarten gestattet sind, welche jede Besorgniß einer Prozeßverschleppung
ausschließen. Um die Praxis nicht irre zu leiten, erschien es auch nicht angemessen
— wie zunächst beabsichtigt war — die Formulirung des nordd. Entw. in exemplifi-
kativer Richtung beizubehalten. Der Entwurf bestimmt daher im Z 36? Abs. 2 ganz
generell, daß der Beweis der Unrichtigkeit des Inhalts einer öffentlichen Urkunde
Muffig sei, so daß dieser Beweis z. B. nicht nur den Irrthum des instrumentirenden
Beamten oder der Urkundsperson, sondern auch den Irrthum der Erklärenden selbst
zum Gegenstände haben kann.
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Die Fassung des Z 36? drückt durch die bestimmte Angabe der Erfordernisse
einer öffentlichen Urkunde endlich ohne Weiteres aus, daß auch die Formgehörigkeit
einer vorgelegten öffentlichen Urkunde bestritten und daß nachgewiesen werden kann,
daß sie eine öffentliche Urkunde nicht sei. Manche Gesetze — Ooäs clv. o.rt. 1318,
Württemberg Art. 528, Bauern Art. 353, preuß. Entw. 8 430 — enthalten für solche
Fälle die Bestimmung, daß wenn eine Urkunde wegen eines wesentlichen Mangels
nicht als öffentliche gelten könne, dadurch nicht ausgeschlossen werde, daß sie als
Privaturkunde gelte. Der Entwurf hat diese Bestimmung übereinstimmend mit dem
lmnnov. und nordd. Entwurf für entbehrlich gehalten.

Als Voraussetzung für die Beweisfähigkeit einer Privaturkunde mit der Wirkung
des 8 368 ist, wie von fast allen Prozeßgesetzen, daran festgehalten, daß die Urkunde
Von dem Aussteller unterschrieben sein muß (vgl. preuß. A. G. O. I. 10. § 136,
Coäs oiv. art. 1320, 1322, Hannover 8 329, Bayern Art. 357). Der Namensunter-
schnft war nach dem Vorgange des Art. 94 der deutschen Wechselordnung das
gerichtlich oder notariell beglaubigte Handzeichen gleichzustellen. Es entspricht dem
wirklichen Hergange und den meisten positiven Gesetzen, daß die Perfektion der
Urkunde an deren unterschriftliche Vollziehung gebunden wird. Zur Erleichterung
des Rechtsverkehrs schließt das Erfordernis der Unterschrift von vorn herein eine
Utenge bedenk > licher Skriptliren, wie z. B. Notizen, Traktate, Vermerke in Haus-! S. 266.
büchern u. s. w., von der positiven Beweisregel aus und überlaßt es nach dem all¬
gemeinen Prinzip des ß 249 der freien Würdigung des Gerichts, welcher Werth im
einzelnen Falle dergleichen Schriften beizumessen ist.

Der

§ 369 (K. V. § 369, G. § 382)
betrifft öffentliche Urkunden, ausgestellt von einer Behörde, welche eine amtliche An¬
ordnung, Verfügung oder Entscheidung enthalten. Die in Uebereinstimmung mit
Württemberg Art. 525, hannov. Entw. Z 370, nordd. Entw. 8 568 ertheilte Beweis-
regel, daß solche Urkunden vollen Beweis für ihren Inhalt liefern, rechtfertigt sich
dadurch, daß die Urkunde selbst in authentischer Form die amtliche Anordnung, Ver¬
fügung, Entscheidung darstellt.

Der

Z 370 (K. V. § 370, G. 8 383)
regelt die Beweiskraft öffentlicher Urkunden, welche einen anderen als den in den
D 367, 369 bezeichneten Inhalt haben. Ist von einer Behörde oder von einer
Person, welche berufen ist, Thatsachen unter der Autorität des öffentlichen Glaubens
zu bezeugen, ein solches Zeugniß m einer öffentlichen Urkunde ausgestellt, so wird
die Richtigkeit der bezeugten Thatsache durch diese Urkunde vollständig bewiesen.
Solche Urkunden sind beispielsweise nach dem Entwurf die Zustellungsurkunden
Z167, die Protokolle der Gerichtsvollzieher über Vollstreckungshandlungen ß 631,
Wechselproteste, Wechselordnung Art. 8? ff., Berichte der Postboten, Reichs-Postgef.
r. 28. Oktober 1871 ß 47. Nichtsdestoweniger steht der Beweis der Unrichtigkeit
der bezeugten Thatsache frei, infoweit nicht die Landesgesetze diesen Beweis aus¬
schließen oder beschränken, z. B. die landesgesetzlich vorgeschriebene publioa, KäsF des
Grund- und Hypothekenbuchs. In der Regel uno nach der Natur des Zeugnisses
wird diese Beweiskraft sich auf Thatfachen beschränken, welche von der BeHürde oder
Urkundspersonselbst wahrgenommen sind, weil nur diese Thatsachen von dem amt¬
lichen Glauben gedeckt worden. Der Abs. 3 des § 370 hält außerdem die landes¬
gesetzlichenVorschriften aufrecht, durch welche ausnahmsweife die Beweiskraft des
amtlichen Zeugnisses von der eigenen Wahrnehmung unabhängig gemacht und dieser
die amtlichen Ermittelungen gleichgestellt werden. Hierher gehören die Zeugnisse der
Geistlichen und Civilstandsbeamten über den Personenstand (vgl. preuß. Ges. über
die Beurkundung des Personenstandes und die Form der Eheschließung v. 9. März
1874 8 11, Bunoesges. über die Eheschließung und die Beurkundung des Personen¬
standes Vundesangehüriger im Auslande v. 4. Mai 1870 sB. G. Nl. S. 5991).
Nach dem badischen Gesetze v. 21. Dezember 1869 88 21 Abs. 2, 36, 37, 40 Abs.
3, 47 (vgl. auch Formular zur Vollzugsuerordnung v. 5. Januar 1870) bestehen die
Atteste über Geburten und Sterbefälle in Ausfertigungen oer von Seiten der gesetz-
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lich dazu verpflichteten Personen gemachten Anzeigen. Die weitere Geltung dieses
Gesetzes ist durch 8 13 Nr. 2 des Einführungsgesetzes ausgesprochen.

Inwieweit äußere Mangel einer Urkunde, welche bei Errichtung derselben
— preuß. Notar. Ordn. v. 11. Juli 1845 ß 12 — oder erst spater entstanden sein
tonnen, die Beweiskraft der Urkunde aufheben oder mindern, verweist der

8 371 (K. V. § 371, G, 8 384).
l S. 267. zur freien Beweiswürdigung des Gerichts (preuß. N. G, O. I. 10. 88 118, l Hg

Hannover S 329, Württemberg Art. 531, Bayern Art. 368, preuß. Entwurf §432,
hannov. Entw. § 372, nordd. Entw. Z 572).

Die Antretung des Urkundenbeweises gestaltet sich verschieden, je nachdem
sich die Urkunde in den Händen:

2.) des Beweisführers 8 372,
d) des Gegners H 373,
o) eines Dritten 8 380,
ä) einer öffentlichen Behörde oder eines öffentlichen Beamten 8 384

befindet.
Insoweit sich zunächst die Urkunde in den Händen der beweisfühlenden Partei

befindet oder — Z 384 Abs. 2 — von ihr ohne Mitwirkung des Gerichts beschafft
werben kann, erfolgt in Konsequenz des von dem Entwurf angenommenen Grundsatzes
der Beweisverbindung die Beweisantretung nach

Z 372 (K. V. § 372, G. 8 385)
durch die Vorlegung der Urkunde in der mündlichen Verhandlung (Hannover § 305,
Baden § 398, Württemberg Art. 353, Bayern Art. 171 ff., preuß. Entw. § 422,
hannov. Entw. § 376, nordd. Entw. 8 573).

Bezüglich der nach der Behauptung des Beweisführers in den Handen des
Gegners befindlichen Urkunden bestimmt

8 373 (K. V. 8 3?3, G. 8 386),
daß die Beweisantretung durch den Antrag erfolgt, dem Gegner die Vorlegung —
Edition — der Urkunde aufgeben.

Die Verpflichtung des Gegners zur Vorlegung von Urkunden ist im Interesse
der Rechtseinheit durch die 88 3?4, 375 geregelt.

Der

8 374 (K. V. 8 374, G. 8 387)
beschränkt diese Verpflichtung auf solche Urkunden, deren Herausgabe oder Vorlegung
von dem Beweisfülirer nach dem bürgerlichen Rechte verlangt werden kann und auf
die dem Gegner und dem Beweisführer gemeinschaftlichenUrkunden. Der Begriff dei
Gemeinschllftlichkeitist zur Beseitigung von Zweifeln durch 8 375 festgestellt und umfaßt
(vgl. preuß. A. G. O. I. 10. 8 92a) auch die über ein Rechtsgeschäft zwischen einem
der Vethelligten und dem gemeinsamen Vermittler gepflogenen schriftlichen Verhand¬
lungen. In Konsequenz des 8 121 angenommenen Grundsatzes bestimmt gleich dem
nordd. Entw. § 576 (nordd. Prot. II. S. 970) und Bayern Art. 386 der '

8 375 (K. V. 8 375, G. 8 388),
daß auch die bloße Bezugnahme des Gegners auf eine in seinen Händen befindliche
Urkunde — selbst wenn diese nur in einem vorbereitenden Schriftsätze geschehen ist —
den Gegner zur Vorlegung der Urkunde verpflichtet.

Durch den

8 381 (K. V. 8 384, G. 8 394)
ist die Verbindlichkeit eines Dritten zur Vorlegung von Urkunden in demselben
Umfange, wie diejenige des Prozeßgegners festgestellt.
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Die Bestimmungen des Entwurfs über die Editionspflicht stimmen im Wesent¬
lichen mit dem gemeinen Rechte und den neueren Gcsetzgebungsarbeiten (Baden Zß 401,
697, Württemberg Art. 537, 542, Bayern Art. 386, ! preuß. Entw. § 440, hannou. ! S. 268.
Entw. §8 380, 384, nordd. Entw. 88 575, 590) überein. Der preuß. Prozeß — A.
G. O, I. 10. Z8 91, 94, 101 — Hannover 88 311, 319, der hannov. Entw. erster
Lesung 8 387, der sächs. Entw. 88 436, 437 normiren die Editionspflicht in weiterem
Umfange, indem sie die Zeugnchpflicht zu Grunde legen und nur einzelne Ausnahmen
für Privataufzeichnungen u. s. w. festsetzen. Die Analogie der Editions- und Zeugnih-
pflicht ist innerlich nicht begründet (vgl. Koch, preuß. Civ. Proz. Nä. II. S. 437 ff.).
Der Zeuge ist durch die eidliche Angabe, daß er zur Sache nichts auszusagen wisse,
vor weiteren Zumuthungen geschützt, während eine allgemeine Editionspflicht nöthigen
würde, mühsa'me Nachforschungen anzustellen und den Inhalt von Urkunden, auch
wenn sie für den Rechtsstreit Erhebliches nicht enthalten, vorzulegen. Das Streben
nach materieller Wahrheit darf nicht dahin führen, daß in das freie Verfügungsrecht
des Inhabers von Urkunden eingegriffen wiro — uno ein solcher ungerechtfertigter
Eingriff würde vorliegen, wenn die Vorlegung von Urkunden erzwungen weiden könnte,
auf deren Einsicht nur der Inhaber, nicht auch der Gegner ein Recht hat. Nach dem
Entwurf besteht die Editionspflicht nur als privatrechtliche Verpflichtung, während die
Heugnihpsticht eine allgemeine staatsbürgerliche Pflicht ist (vgl. hannov. Prot. VII.
E. 2485 ff., 2519 ff., XV. S. 5763 ff., XVI. S. 6459 ff. nordd. Prot. II. S. 942 ff.,
Verhandl. der Kammer der Abg. des bayer. Landtages 1863/65, Beilagenb. III.
Mtl), 2. S. 207).

Die

88 376—379 (K. V. §8 376-379. G. §ß 389-392)
handeln von dem Editionsverfahren gegen den Prozeßgegner, welches vor dem Prozeh-
»erichte stattfindet und möglichsteinfach gestaltet ist. Der 8 376 bezeichnet die Erfordernisse
des Antrags auf Vorlegung. Die Vorschrift ist, was mit Rücksicht auf die im 8 4
der allgemeinen Begründung festgestellte Sprachweise des Entwurfs zu bemerken bleibt,
nicht blos instruktionell, sondern imperativer Natur und hat nur um deshalb die
mildere Fassung erhalten müssen, weil der Antrag mittelst Schriftsatzes nicht gestellt,
sondern nur vorbereitet werden soll, mithin berücksichtigtwerden muß, wenn in
der mündlichen Verhandlung den Erfordernissen des 8 376 entsprochen wird. Der
Entwurf verlangt gleich dem nordd. Entw. 8 579 nicht einen besonderen Antrag auf
Abnahme des Eoitionseides. Dieser Antrag wird vielmehr als in dem Editionsgesuche
liegend angesehen.

Die im 8 378 festgestellte Norm des Editionseides unterscheidet sich nach manchen
Richtungen von den bestehenden Prozeßrechten. Mit dem preußischen Prozesse — A.
G. O. I. 10. 8 94 — und dem gemeinen Rechte fordern Baden 8 ?U0, Braunschweig
3 286, Bayern Art. 390, der preuß. Entw. 8 442 und für die Regel der nordd. Entw.
8579 den Wahrheitseid über die Thatsache des Nichtbesitzes der Urkunde. Diese
Norm ist aber von ungerechtfertigter Strenge, wenn eine Urkunde sich im Gewahr¬
sam einer Person befindet, ohne daß eine eigene Handlung oder unmittelbare
Wahrnehmung derselben konkurrirt, außerdem würden Personen, welche eine große
Zahl von Urkunden besitzen, insbesondere die bei öffentlichen BeHürden angestellten
Registraturbeamten den Eid, daß sie eine bestimmte Urkunde nicht in ihrem Gewahrsam
haben, in vielen Fällen nur mit Gewissensdruck, oft auch gar nicht leisten können.
Aus solchen Erwägungen bestimmen Hannover 8 313, Oldenburg Art. 184 § 1,
Württemberg Art. 538, preuß. Entw. >8 443, hannov. Entw. 8 381 und der nordd. l S. 269.
Entw. 8 597 ausnahmsweise (nordd. Prot. II. S. 949—951) die Ableistung des
Editionseides in der Norm des Ignoranzeides. Diese Norm giebt aber Anlaß zu
Reservationen und es ist daher richtiger erschienen, den Editionseid in der Form des
Ueberzeugungseidesschwüren zu lassen. Während der 8 410 Abs. 2 den Ueberzeugungs¬
eid über eigene Handlungen und Wahrnehmungen des Schwurpflichtigen nur unter
Umständen gestattet, soll der Editionseid in allen Fällen als Ueberzeugungseid
geleistet werden.

In der Norm des Editionseides hat der Entwurf den durch die Praxis und
die neueren Prozetzgesetze und Prozeßgesetzentwürfe hineingetragenen Bestandtheil:
„daß der Editionspsslchtige auch mcht wisse, wo die Urkunde stch befinde," beibehalten.
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Diese Erweiterung des Eides dient unbestreitbar zur Erleichterung der Zwecke des
Editionsverfahrens — hannov. Prot. VII. S. 2491, XV. S. 5771 —; sie steht mit
der Fassung des 8 716 in Einklang.

Der Absatz 3 des 8 378 ist preußisches Recht (A. G. O. I. 10 8 97). Desgleichen
hat für die Formulirung des im 8 379 bestimmten Präjudizes — welches in wesent¬
licher Uebereinstimmung mit Art. 37 des deutschen Handelsgesetzbuchs und mit den
neueren Prozeßgesetzen (Hannover 8 314, Braunschrmig 8 287, Baden ß 707, Würt¬
temberg Art. 559, Banern Art. 390, 389, hannov. Entw. Z 382, preuß. Entw. L 442
nordd. Entw. § 587) festgestellt ist — der 3 100 der vreuß. A. G. O. I. 10 zum Vor!
bilde gedient. Zur Ausschließung möglicher Zweifel ist durch die Fassung: „welche
durck die Urkunde unmittelbar bewiesen werden sollen" (Z 379) ausgedrückt, daß
sich das Kontumazialvräjudiz nur auf die Thatsachen bezieht, welche nach dem Edi-
tionsantrage — 8 637 Nr. 2 — durch die Urkunde bewiesen werden sollen (nordd
Prot. II. S. 952, III. S. 1123).

Das in den

ZZ 380—383 (K. V. §ß 380-383, G. §§ 393-396)
geregelte Editionsuerfahren gegen Dritte gehört nach den Bestimmungen des Entwurfs
nicht zur Zuständigkeit des Prozeßgerichts. Es läßt sich allerdings nicht verkennen,
daß, wenn nach dem Vorgänge des preuh. und franz. Rechts, der hannov. (88 320 ff)
uno württemb. (Art. 542 ff.) Prozeßordnung die Entscheidung über Editionsanträge
dem Gerichte des Hauptprozesses übertragen'wird, eine Beschleunigung und Vermin¬
derung der Prozesse herbeigeführt werden kann. Allein dieser Rucksicht ist nicht eine
so überwiegende Bedeutung beizulegen, daß dadurch eine Abweichung von dem Grund¬
satze, daß der Beklagte vor seinem ordentlichen Richter zu belangen ist, gerechtfertigt
werden könnte. Es ist selbstverständlich, daß Ausländer stets bei ihrem ordentlichen
Richter auf Herausgabe der in ihrem Besitze befindlichen Urkunden belangt werden
müssen (A. G. O. I. 10 § 107, Württemberg Art. 542) und es liegt lein genügend«
Grund vor, die Inländer hinsichtlich solcher Ansprüche ungünstiger zu behandeln. Auch
ist ferner nicht unberücksichtigt gelassen, daß mit Rücksicht auf die Regelung der
sachlichen Zuständigkeit der Gerichte durch das Gebot der Verhandlung des Editions¬
streits im Gerichtsstande des Hauptprozesses Verwickelungen und Schwierigkeiten ent¬
stehen können, falls der Hauptprozeß vor einem Amtsgerichte anhängig ist. Der

, Entwurf hat deshalb bestimmt, daß dritte Besitzer von Urkunden zu deren Heraus¬
gabe im Wege der Klage bei dem nach allgemeinen Grundsätzen zuständigen Gerichte
belangt werden müssen; diese Bestimmung entspricht dem gemeinen Rechte und den

! S. 270. Prozeßordnungen v. Baden > (88 696, 401) und Bayern (Art. 388), und wird auch
im üsterr. Entw. L 414 und im nordd. Entw. 88 588 ff. vorgeschlagen.

Nach der Auffassung des Entwurfs charakterisirt sich der Editionsantrag, wenn
die Urkunde sich in den Händen eines Dritten befindet, als ein Antrag auf Sistirung
des Hauptprozesses bis zur Erledigung der gegen den Dritten zu erhebenden Gditions-
klage (88 380, 381). Einer Verschleppung des Hauptprozesses, welche durch dessen
zeitweilige Sistirung und insbesondere durch eine Verzögerung der Prozeßführung
gegen den Dritten herbeigeführt werden kann, sucht der Entwurf durch die Vorschriften
des 8 383 vorzubeugen. Auch verlangt der Z 382 zur Begründung des Editionsantrags
gegen Dritte die Glaubhaftmachung, daß sich die Urkunde in deren Händen befinde,

§ 384. (K. V. § 384, G. § 397.)
Ist nach Maßgabe des 8 381 eine Verpflichtung zur Edition begründet, so hat

das Gericht, wenn dem an d:e Behörde oder an den Beamten ergangenen Ersuchen
nicht gewillfahrt wird, dem Editionssucher zu überlassen, die Vorlegung im Wege der
Klage zu erzwingen; das Verfahren richtet sich alsdann nach den Bestimmungen der
§8 382, 383. Kann dagegen auf Grund des 8 381 die Vorlegung der Urkunde nicht
verlangt werden, so ist die Befugniß der BeHürde und des Beamten, die vom Prozeß-
gcrichte nachgesuchteMittheilung der Urkunde zu verweigern, sowie die Frage, ob und
auf welchem Wege bei unbegründetem Widersprüche die Mittheilung erzwungen werden
kann, nach den für die Behörde und den Beamten maßgebenden Gesetzen zu beurtheilen
(nordd. Prot, II, S. 961, 964, 965).
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Zur Rechtfertigung des

Z 385 (K. V. § 385, G. § 398)
kann auf das Zu Z 329 Bemerkte Bezug genommen werden. Mit dem verspäteten
Zeugenbeweise ist der Urkundenbeweis nur msofern in Parallele gestellt, als sich die
nachträglich m Bezug genommenen Urkunden in den Händen eines Dritten oder einer
BeHürde (öffentlichen Beamten) befinden. Eine ähnliche Beschränkung der Edition
von Urkunden im Besitze des Gegners erscheint nicht genügend gerechtfertigt, da das
Editionsverfahren wider den Gegner die Erledigung des Prozesses nicht erheblich
verzögern kann.

Die Bestimmung des

§ 386 (K. V, § 386, G. § 399)
über die Vorlegung einer Urkunde vor einem beauftragten oder ersuchten Richter
befriedigt ein in der Praxis nicht selten hervortretendes Bedürfniß (preuß. A. G. O.
1. 10 Z 109, Hannover § 308, Württemberg Art. 547; deutschesHandelsgesetzb. Art. 39)
und entspricht dem allgemeinen Grundsatze des ß 310.

8 387. (K. V. 8 387, G. 8 400)
Das französische Recht verpflichtet den Beweisführer generell, auf Verlangen

des Gegners die Urkunde in Urschrift vorzulegen. Eine so allgemein lautende Vor¬
schrift kann indessen zu Chikanen gemißbraucht werden und führt zu weit, wenn der
Veweisführer thatsächlich an der Vorlegung der Urschrift gehindert ist. Es erschien
daher angemessen, d,e Entscheidung der Frage, ob es der Vorlegung der Urschrift
bedürfe, dem Ermessen des Gerichts anheimzustellen. Der 8 38? bestimmt demgemäß,
in Uebereinstimmung mit Württemberg Art. 548, Bayern Art. 367, hannov. Entw.
§ 393, nordd. Entw. 8 596, >daß das Gericht, auf Antrag oder von Amts wegen > S. 271.
anordnen könne, daß der Beweisführer die Urschrift vorzulegen, oder die Thatsachen
anzugeben und glaubhaft zu machen habe, welche ihn an der Vorlegung der Urschrift
verhindern. Für den Fall, daß die Anordnung erfolglos bleibt, proponirte derhannov.
Entw. 8 394 als Präjudiz den Verlust des Beweismittels für die Instanz, ein Präjudiz
von einer durch ine Verhältnisse nicht gebotenen Strenge. Es genügt, daß der Ur¬
kunde die gesetzliche Beweiskraft entzogen und der Entscheidung des Gerichts nach
dessen freier Ueberzeugung überlassen wird, welche Beweiskraft der beglaubigten Ab¬
schrift beizulegen sei.

Ist die vorgelegte Urkunde in einer fremden Sprache abgefaßt, so kann das
Gericht nach der allgemeinen Vorschrift des 8 12? Abs. 3 die Beibringung einer
Uebersetzung anordnen (vgl. Baden § 399, Württemberg Art. 548, Banern Art. 161,
hannov. Entw. § 393, nordd. Entw. § 597).

Besondere Vorschriften über eme theilweise Vorlegung der Urkunden für den
Fall, daß der Inhalt nur zum Theile relevant ist (z. B. preuß. A. G. O. I. 10, 8§
99, 103, Hannover 8 395, Württemberg Art. 549, 550), sind im Interesse der Ver¬
meidung kasuistischer Bestimmungen nicht aufgenommen.

Die

§§ 389-394 (K. V. 88 389-394, G. 88 402-407)
regeln den Echtheitsbeweis der Urkunden.

Die Bestimmungen der auf die öffentlichen Urkunden bezüglichen §§ 389, 390
treffen sachlich mit den Vorschriften der geltenden Prozehgesetze und der neueren Ent¬
würfe zusammen (preuß. A. G. O. I. 10, 88 126,131, Hannover 88 327, 328, Baden
88 416—420, Württemberg Art. 556, 557, Bayern Art. 372, preuß. Entw. 8§ 434,
435, hannov. Entw. 8 400, nordd. Entw. 88 601, 602, sächs. Entw. 88 418, 419).

Inländische öffentliche Urkunden, welche sich nach Form und Inhalt als echt
darstellen, bedürfen, weil sie die Merkmale der Echtheit an sich tragen, nicht der An¬
erkennung seitens des Prozeßgegners; sie haben die Vermuthung der Echtheit für sich.
Die dem nordd. Entw. 8 601 Abs. 2 entnommene Bestimmung des 8 389 Abs. 2,
daß das Gericht, wenn es die Echtheit für zweifelhaft hält, auch von Amts wegen
die Behörde oder die Person, von welcher die Urkunde errichtet sein soll, zu einer
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Erklärung veranlassen kann, ist geeignet, Bedenken gegen die Echtheit einer öffentlichen
Urkunde in der einfachsten und zutreffendsten Weise zur Erledigung zu bringen.

Bei ausländischen öffentlichen Urkunden läßt sich eine Vermuthung der Echtheit
in gleicher Weise wie bei inländischen nicht aufstellen, weil die äußeren Merkmale der
Echtheit und die hierauf sich beziehenden Einrichtungen des Auslandes dem inländischen
Richter nicht immer bekannt sein werden. Ein stets ausreichendes Mittel zur Fest¬
stellung der Echtheit ist, falls der Richter einen besonderen Beweis für erforderlich
hält, die diplomatische Beglaubigung, welche durch einen Gesandten oder Konsul des
Deutschen Reichs erfolgt, wodurch zugleich die Zuständigkeit der ausländischen Behörde
oder Urkundsperson zur Gewißheit gebracht wird (vgl. Reichsges. v. 8. November
1867 § 14).

Ueber die Echtheit der im Original vorzulegenden Privaturkunde hat sich der
Gegner nach ß 391 gleichwie über Thatsachen (ß 125) zu erklären. Die Folge der
unterbliebenen Erklärung bestimmt der H 391 Abs. 3 im Anschlüsse an den § 125

,272. Abs. 3. Die bestrittene'Echtheit einer Privat j Urkunde ist zu beweisen; auf diesen
Beweis finden die allgemeinen Vorschriften Anwendung.

Der im gemeinen und preußischen Rechte, auch nach Hannover 88 337 ff. gel¬
tende Diffessionseid — ein „Bruchstück der altdeutschen Reinigungseide" (vgl. Ortloff,
Abhandl. und Nechtsfälle I. S. 1 ff^> — paßt nicht in das Beweissystem des Entwurfs.
Da der Diffessionseid überdies nicht den Vortheil bietet, das Beweisverfahren zu
vereinfachen, so ist er vom Entwurf in Uebereinstimmung mit dem franz. Rechte —
0oÄ6 oiv. ili-t. 1323 —, dem üsterr. Rechte und den meisten neueren Gesetzgebungs¬
arbeiten beseitigt (vgl. Oldenburg Art. 188, Baden Z 424, Württemberg Art. 561,
Bayern Art, 371, preuß. Entw. § 438 und Mot. S. 100, hannov. Prot. S. 2565
bis 2569, nordd. Prot. II. S. 981, Ortloff a, a. O. S. 92—94).

Wenn sich unter der vorgelegten Privaturkunde eine Namensunterschrift befindet,
so ist nach Z 391 Abs. 2 die Erklärung auf diese Unterschrift zu richten. Ist die Echt¬
heit der Unterschrift durch Anerkenntnis des Ausstellers oder durch Beweis festgestellt,
so wird nach Z 392 Abs. 2 die über der Unterschrift stehende Schrift als echt ver¬
muthet (preuß. A. G. O. I. 10, Z 136, Hannov. Z 329, Württemb. Art. 558, 560,
Baden ZZ 413—415, preuß. Entw. 8 436, hannov. Entw. 88 401, 402, nordd. Entw.
88 604, 605), Diese Vorschriften vereinfachen das Verfahren und sind zur Sicherung
des Verkehrs erforderlich. Mit dem hannov. Entw. und der württemb. Proz. Ordn,
diese Bestimmungen auf die unter der Urkunde befindlichen Handzeichen auszudehnen,
ist bedenklich, weil dieselben in der Regel der individuellen Erkennbarkeit entbehren,
Dagegen ist die Vermuthung des 8 392 Abs. 2 auf die mit einem notariell oder
gerichtlich beglaubigten Handzeichen versehenen Privaturtunden erstreckt, da der 8 368
derartige Handzeichen der Unterschrift gleichstellt.

Daß die Vorschriften des bürgerlichen Rechts über die Zulässigkeit oder Unzu¬
lässigkeit des Nachweises eines Mißbrauchs der Unterschrift — z. B. preuß. A. L. R,
I. 13, 8 113 — unberührt bleiben, ist als selbstverständlich angesehen.

Die Echtheit oder Unechtheit öffentlicher und Privaturtunden kann durch alle
zulässigen Beweismittel erwiesen, insbesondere kann der Beweis der Echtheit oder
Unechtheit nach 8 393 Abs. 1 auch durch Schriftvergleichung geführt werden.

Der praktische Werth der Schriftvergleichung ist freilich vielfach bestritten. Es
fehlt aber an einem durchschlagenden Grunde, dieses von allen Prozeßordnungen an¬
erkannte Institut zu beseitigen. Eingehender Vorschriften über das Verfahren bedarf
es nicht. Der Entwurf giebt in den 88 393, 394 nur Bestimmungen über die Be¬
schaffung der Vergleichungsschriften und über das Ergebniß der Beweisaufnahme.

Die Vergleichungsstücke kann der Beweisführer vorlegen oder auf dem Wege
des 8 384 — vgl. preuß. Entw. §460, Mot. S. 103 — beschaffen. Er kann aber
auch deren Vorlegung gegen den Prozeßgegner und gegen Dritte beantragen. Der
Editionsantrag wider den Gegner hält das Verfahren nicht erheblich auf, weil der¬
selbe entweder die zur Vergleichung geforderte Urkunde vorlegen wird oder den
Editionseid des 8 378 ableistet. Für den Fall der Verweigerung der Vorlegung,
bezw. des Eides mußte — vgl. Württemb. Art. 563, hannov. Entw. 8 405, auch

273. Baden 8 427, preuß. Entw. 8 461 — I das Präjudiz dahin festgestellt werden, daß
der Echtheitsbeweis als geführt gilt. Das Editionsverfahren gegen Dritte zur Be-
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schaffung der Vergleichsstücke kann zwar den Prozeß verzögern; es erschien aber unge¬
recht, dasselbe gänzlich auszuschließen.

Der Z 394 — vgl. preuß. A. G. O. I. 10, L 155, Hannov. § 335, Baden §
428, Württemb. Art. 564, Bayern Art. 377, preuß. Entw. H 457, hannov. Entw.
L 403 — bestimmt ein Doppeltes; zunächst aus den im Eingange der Motive zum
achten Titel dieses Buchs hervorgehobenen Gründen, daß das Gericht nicht verpflichtet
ist, Sachverständige zur Schriftvergleichung zuzuziehen (fächf. Entw. Z 692); sodann,
daß das Gericht das Ergebniß der Schriftvergleichung frei würdigt. Das Gericht
kann daher auf Grund der Schriftvergleichung die Echtheit für erwiesen annehmen,
ohne verpflichtet zu fein, wie es das gemeine Recht, Hannov. Z 335 a. E. und Bayern
Art. 382 vorfchreiben, noch auf einen'Ergänzungseid zu erkennen.

Der OoäL ä?. proo. art. 200 und die bayer. Proz. Ordn. Art. 379 lassen zur
Benutzung bei der Schriftvergleichung nur bestimmte Arten von Schriftstücken zu.
Diese Beschränkung entbehrt der Begründung (vgl. Planck, Krit. Viertelmhrsschrift
IV. S. 569, 270) und ist daher von dem franz. Entw. aufgegeben (vgl. nordd. Prot.
II. S. 982, 983).

Die preuß. A. G. O. I. 10, ß 151, Lnän äs proe. art. 206, Hannov. ß 335,
Baden ß 427, Bayern Art. 380 und der preuß. Entw. ß 461 gestatten, daß der Aus¬
steller der Urkunde angehalten werden kann, zum Zwecke der Herstellung eines Ver-
ssleichungsstückes eigenhändig etwas zu schreiben. In Uebereinstimmung mit dem hannov.
Entw. (vgl. hannov. Prot. XV. S. 5761) und dem nordd. Entw. (vgl. nordd. Prot.
II. S. 984) hat sich der Entwurf gegen die Aufnahme einer derartigen Prozedur
erklärt, da dieselbe nicht nur anomal' ist, sondern auch erfahrungsmäßig kein Ergebniß
von praktischem Werthe liefert.

8 396. (K. V. 8 396, G, 8 409.)
Aehnliche Bestimmungen, wie sie der Z 396 enthält, haben das preuß. Recht

(A, L. R. I. 5, ß 170, A. G. O. I. 10, Z 120), die neueren deutschen Prozeßgesetze
und Entwürfe. Die Quelle aller dieser Bestimmungen ist das gemeine Recht (vgl.
Vrieqleb: Vermischte Abhandl. I. S. 96 ff.). So weit wie die Ansichten der gemein¬
rechtlichen Doktrin, gehen auch die Vorschriften der deutschen Gesetzgebungsarbeiten
auseinander.

1. Die Proz. Ordn. v. Hannover L 309, Baden 8 410, Bayern Art. 393,
Württemberg Art. 555, der preuß. Entw. Z 433 und der hannov. Entw. ß 399 stellen
dem äolv.8 die eulpa gleich. Diese Gleichstellung erscheint nicht gerechtfertigt, da es
sich um eine — der Vorschrift des Neichsstrafgesetzbuchs Z 274 Nr. 1 parallel laufende
— prozessuale Straf bestimmung handelt. Der Entwurf hat daher im Anschlüsse
an den nordd. Entw. § 600 die Vorschrift des § 396 auf den Fall der dolofen
Beseitigung und Unbrauchbarmachung von Urkunden beschränkt (vgl. nordd. Prot. II.
S. 971—973).

2. Die Proz. Ordn. v. Baden Z 410, Hannover § 309 und der hannov. Entw.
8 399 verlangen außer dem Beweise des «Inlu« oder der ouliM noch den Eid des
Bcweisführers, daß die von ihm über Beschaffenheit und Inhalt der Urkunde gemachten
Angaben auf Wahrheit beruhen, um der Gefahr entgegenzutreten, daß der Beweis¬
fühler unwahre, wegen der Beseitigung oder Unbrauchbarmachung der Urkunde nicht
mehr kontrourbare Angaben mache (hannov. >Prot. XV. 5752). Diese Vorschrift > S. 274.
entsprichtnicht dem von dem Entwurf angenommenen Grundsätze der freien Beweis-
würdigung. Der Entwurf hat daher in Uebereinstimmung mit der Proz. Ordn. u.
Bayern und Württemberg, sowie mit dem preuß, und nordd. Entw. dem freien Er¬
messen des Gerichts überlassen, ob die eidliche Erhärtung der von dem Gegner über
die Beschaffenheit und den Inhalt der Urkunde aufgestellten Behauptungen zu fordern
sei oder nicht (vgl. § 419).

In Frage konnte kommen, ob nicht aus Rücksicht auf den Inhalt des Editions¬
eides (H 378) dasselbe Präjudiz wie im Falle des Z 379 festzusetzen, — oder die
Vorschrift des ß 396 aufzugeben fei. Beides muhte indessen bedenklich erscheinen,
da sich die Fälle der LL 379 und 396 nicht vollständig decken (vgl. nordd. Prot.
II, S. 972).
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Zehnter Titel.
Beweis durch Oid.

§Z 397—421. (K. V. §8 897-421, G. ß§ 410-439.)
Die gesetzlichenVorschriften über den Beweis durch Eid und die praktische An¬

wendung derselben gehören zu den Punkten des deutschen Prozeßrechts, deren Reform
mit großer Uebereinstimmung verlangt wird. Die m dieser Materie bestehenden
Mißstände, welche als „Nothstand des Eidesrechts" bezeichnet sind, haben mehrfach
zu dem radikalen Vorschlage geführt, den Beweis durch Eid in der überlieferten Form
gänzlich zu beseitigen und durch die zeugeneidlicheVernehmung der Parteien zu ersetzen.

Der Vorschlag knüpft an die Rechtsentwickelung in England an.
Dem englischen Rechte ist der Parteieneid unbekannt. Einen Ersatz hat die

neuere englische Gesetzgebung dadurch geschaffen, daß sie die eidliche Vernehmung der
Parteien als Zeugen gestattet. Durch die Lount^ lüourt H.et 9 st 10, Viet. o. Zz
für das Verfahren vor den (üount^ «üourtz eingeführt, hat sich die zeugeneidlicheVer¬
nehmung der Parteien so vorzüglich bewährt, daß sie durch 8t2t. 14 et 15 Viel. o.
99 auf das Verfahren vor den höheren Gerichtshöfen (von Klagen wegen Ehebruchs
und Bruchs des Verlöbnisses abgesehen) ausgedehnt worden ist (Ls8t, I^v ot Nvi-
äones Vä. IV., 1866, M<z. 236 zsyu.). Auch in das nordameritanische Prozeßrecht,
z. B. in das Prozeßrecht des Staates New-Iork, hat sie Eingang gefunoen und ist durch
das üsterr. Gesetz vom 27. April 1873 über das Verfahren in geringfügigen Rechts¬
sachen ZI 53 ff. für den Bereich des Bagatellverfahrens in das österr. Prozeßrecht
aufgenommen.

Die Einführung dieser Prozcßinstitution in das deutsche Prozeßrecht ist ebenso
lebhaft befürwortet (Glaser, gesammelte kleinere Schriften über Strafrecht, Civil-
und Strafprozeß, Wien, 1868, II. S, 449 ff.; v. Bar, Recht und Beweis im Civil¬
prozeß S. 149—161 und Gutachten in den Verhandl. d. achten deutschen Iuristen-
tages I. S. 12 ff.), als bekämpft worden (Mot. zur bayer, Ciuilprozeßordn. S. 588;
Schmitt, in den Verhandl. des achten deutschen Iuristentages I. S. 39 ff.; Osterloh,
Gutachten über den nordd. Entw. S. 117 ff.; Wach, Krit. Vierteljahrsschrift XIV.
S. 365 ff.). Gegen die Einführung haben sich der achte deutsche Iuristentag (Ver¬
handl. desselben II. S. 254—317, 326—329) und die norddeutsche Prozeßkommission
(Prot. II. S. 996, 997) ausgesprochen.

S. 275. I Vertheidigt wird der Vorschlag, die zeugeneidliche Vernehmung der Parteien
in das deutsche Prozeßrecht aufzunehmen, als eine Konsequenz des Grundsatzes der
freien Beweiswürdigung, als em Mittel zur Erforschung materieller Wahrheit, als
ein Ersatz für die Beseitigung des Ignoranz- und Glaubenseides, als eine geeignete
Maßregel, die Nachtheile und die Schwierigkeiten zu heben, welche durch die richterliche
Formulirung der Eide, durch die Zuschiebung oder Zurückschiebung des Eides bei
Streitgenossen, bei gesetzlichenVertretern oder bei Personen, die wegen Meineids
bestraft sind, und durch den Wegfall des Schwurpflichtigen vor Leistung des Eides
entstehen können. So gewichtig auch diese Argumente find, so läßt sich doch anderer¬
seits nicht verkennen, daß die Institution mit der deutschen Rechtsanschauung unver¬
einbar ist, daß sie zu einer dem Wesen des deutschen Civilprozesses widersprechenden
Inquisition führen muß, daß sie den Richter in die Lage bringt, auf die Persönlichkeit
und das Benehmen der Partei mehr Gewicht zu legen, als gerecht sein würde, daß
sie endlich unlösbare Verwickelungen zur Folge hat, wenn beide Parteien zeugeneidlich
vernommen werden, so daß Eid gegen Eid steht. Der Entwurf hat daher Anstand
nehmen müssen, den Parteieneid aufzuheben und demselben die zeugeneidliche Ver¬
nehmung der Parteien zu substituiren — um so mehr, als einerseits mit Sicherheit
erwartet werden darf, daß in Folge der Mündlichkeit des Verfahrens und der freien
Beweiswürdigung eine Minderung der Eidesleistungen in erheblichem Maße eintreten
wird, es andererseits aber möglich ist, den Gebrechen des Beweises durch Eid ohne
Bruch mit der deutschen Rechtsentwickelung abzuhelfen, also in organischer Anlehnung
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an das bestehende Recht alle nothwendigen Reformen auf dem Gebiete des Beweises
durch Eid zu vollziehen.

Eine partielle Einführung der zeugeneidlichen Vernehmung hat die Prozeßord¬
nung von Bayern versucht. Die Vorschriften derselben (vgl. insbesondere Art. 455,
456) lassen sich dahin zusammenfassen: der Schwurvflichtige muß gleich einem Zeugen
eine zusammenhängende Erzählung des Sachverhalts geben, etwaige Lücken seiner
Erzählung auf Veranlassung des Vorsitzenden ergänzen und, nachdem auf Grund
seiner Erzählung der Eidessatz definitiv festgesetzt worden ist, schwüren, daß er nichts
Weiteres als das Angeführte gethan oder wahrgenommen habe, bezw. daß er nichts
Weiteres wisse oder eines Weiteren sich nicht erinnere u. s. w. Diesen Vorschriften
steht nicht nur die Mehrzahl der Einwände, welche die Institution selbst betreffen,
sondern auch das Bedenken entgegen, daß sie mit der als Regel festzuhaltenden Auf¬
erlegung des Eides durch Endurtheil unvereinbar sind.

Die ßZ 397—418 handeln von dem zugeschobenen Eide, wahrend sich die
ßß 419—421 mit dem richterlichen Eide beschäftigen.

Der heutigen Rechtsanschauung entsprechend, faßt der Entwurf den zugeschobenen
Eid (Schiedseid, zermsut Äsoizoiro, Loäe oiv. art. 1357; Haupteid, Baden Z 521) als
Beweismittel auf. Diese Auffassung ist indessen nicht mit voller Konsequenz durch¬
geführt, da es sich aus Zweckmäßigkeitsgründen empfahl, bei der Regelung emzelner
Bestimmungen dem römisch-rechtlichenGesichtspunkte von der Vergleichsnatur des Eides
Einfluß zu gestatten.

Aus dem Charakter des Eides als eines Beweismittels folgt der in der neueren
Theorie und Praxis, sowie von den neueren Prozeßgesetzen und Prozeßgesetzentwürfen
anerkannte Grundsatz, daß der Eid nicht über Rechtsverhältnisse, sondern nur über
Thatsachen zugeschoben werden kann.

IDer !

ß 397 (K. V. § 397. G. § 410)
zieht diese Konsequenz. Gleichgültig ist, ob die Thatsachen äußere oder innere
(z. B. don2, oder mal«, näs«, vgl. Württemberg Art. 573, Bayern Art. 458) sind —
«der wie Württemberg Art. 573 eit. es ausdrückt:

„über bloßes Glauben oder Nichtglauben findet, sofern nicht gerade
dieses die zu erweisende Thatsache ausmacht, die Eideszuschiebung
nicht statt."

Gleichgültig ist ferner, ob die Thatsachen für die Entscheidung unmittelbar
oder nur mittelbar erheblich sind (nordd. Prot, II. S. 1004, 1005). Dagegen
müssen die Thatsachen in Gemäßheit der weiteren Bestimmung des Z 397:

..... über Thatsachen .....welche in Handlungen des Gegners, seiner
Rechtsvorgänger oder Vertreter bestehen, ooer welche Gegenstand der Wahr¬
nehmung dieser Personen gewesen sind,"

taeta propria des Gegners, seiner Rechtsvorgänger oder seiner Vertreter gewesen
sein. Durch diese Beschränkung bezweckt der Entwurf, die Uebelstände zu beseitigen,
welche im Geltungsgebiete des gemeinen und preußischen Prozehrechts durch eine zu
weit ausgedehnte Zulassung der Eidesdelation hervorgerufen sind, und in diesen
Gebieten zu den lebhaftesten Klagen Veranlassung gegeben haben. Die schranken¬
lose (Bestattung der Eideszuschiebung über taeta alisua macht es unvermeidlich, daß
täglich Eide über Thatsachen geschworen weiden, welche dem Schwörenden völlig
unbekannt sind und für deren Richtigkeit durch die Eidesleistung nicht das Mindeste
bewiesen wird, daß Personen, deren Gewissen ein zartes ist, in die größte Bedräng¬
nis; gerathen, und Personen mit weitem Gewissen zu leichtsinnigen Eidesleistungen
verleitet werden (Mot, z, preuß. Entw. S. 115, v. Bar, Schmitt und Becker in den
Verhandl. des achten deutschen Iuvstentages I. S. 47 ff. 62 ff., II. S. 255). So
wünschenswert!) es hiernach auch sein würde, im Anschlüsse an das Votum des
achten deutschen Iuristentages (Verhandl. desselben II. S. 317, 329), die Eides¬
zuschiebungüber taeta alisna gänzlich zu beseitigen, so erscheint doch ein solches Vor¬
gehen den Anforderungen des Verkehrs gegenüber nicht durchführbar. Selbst die
nordd. Kommission sah sich trotz ihrer energischen Opposition gegen die Eideszuschiebung
über taet», gliLua genöthigt, zum Beweise der Echtheit einer Priuaturkunde die Eides¬
zuschiebung darüber zu gestatten, daß die Urkunde von dem Rechtsvorgänger oder
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Vertreter des Gegners ausgestellt sei (ß 610 nordd. Prot. II. 997—999,1001,1010,1011,
1013, 1014). Dieser eine Fall deckt aber die unabweisbaren Bedürfnisse des Rechts¬
lebens nicht. Um dieselben vollständig zu befriedigen, war es nothwendig, die Eides¬
zuschiebung über tiww »liena in dem Umfange zuzulassen, wie es durch Z 39? geschehen
ist. Denn häufig wird es der Partei unmöglich sein, sich über Handlungen und
Wahrnehmungen der Rechtsuorgänger und Vertreter ihres Gegners andere Beweis¬
mittel zu verschaffen. In diesen Fallen — oder wenn die vorbanden gewesenen
Beweismittel ohne Schuld der Partei verloren gegangen sind, würde die letztere bei
Ausschluß der Eidesdelation zur wirksamen Verfolgung begründeter Rechtsansprüche
außer Stande sein. Der Ausschluß der Eidesdelation würde mithin die beweispflich¬
tige Partei in eine unverhältnismäßig ungünstige Lage bringen und dem Gegner
Vortheile zuwenden, auf welche er im Vergleich zu Personen, die ohne Vertreter
gehandelt haben, oder die nicht als Rechtsnachfolger auftreten, keinen Anspruch hat.

S. 277. Ganz abgesehen i davon ist der Gegner regelmäßig in der Lage und außerdem auch
verpflichtet, über die betreffenden Thatsachen nähere Erkundigung einzuziehen, um
sich über ihre Wahrheit eine Ueberzeugung zu verschaffen (vgl. Mot. z. preuß. Entw.
S. 116). Diese Momente rechtfertigen es, wenngleich der Delat nicht direkt die
Thatsache selbst, sondern nur die in Betreff derselben von ihm erlangte Ueberzeugung
beschwören kann (§ 410), seinen Eid in der Wirkung einem Eide cls vsriwtL gleich¬
zustellen und gegen ihn denselben Zwang wie bei einer Eideszuschiebung über eigene
Handlungen und Wahrnehmungen eintreten zu lassen (§ 404). Auch das französische
Recht (Oocls oiv. art. 1359) läßt die Eideszuschiebung nur über em tait psr8onus1
des Gegners zu, gestattet aber — trotz des geringen Umfanges, welchen der Eides¬
beweis im französischen Prozesse wegen des Prinzips der Souveränetiit der Gerichte
und wegen des Ueberwiegens des Urkundenbeweises einnimmt (Re^uarä, äs t'OrZa-
nization Mäleiair« pa^. 355) — ausnahmsweise in den Fällen des llocks civ. art.
2275 und des «üoäe äs oommsres arr. 189 die Eideszuschiebung über Handlungen
des Rechtsvorgängers. Diese Auffassung ist unter Verallgemeinerung der Ausnahmen
in den preuß. Entw. Z 510 und in die Prozeßordn, für Baden Z 530 und für Bauern
Art. 454 übergegangen. Dagegen halten (m Uebereinstimmung mit Zimmermann,
der Glaubensetd S. 418 ff.) der hannov. Entw. § 408 (vgl. Prot. VIII. S. 2795
bis 2811, XV. S. 5786—5792) und Württemberg Art. 571 (Mot. zu den Art. 575
bis 577 des württemb. Entw.) an der gemeinrechtlichen Grundlage fest.

Die Bedeutung der Ausdrücke „Rechtsuorgänger" und „Vertreter" im H 39?
st nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts zu beurtheilen; unter „Vertreter"
st derjenige zu verstehen, für dessen Handlung die Partei haftet.

Der

ß 398 (K. V. § 396, G. § 411)
enthalt den von allen Gesetzgebungen anerkannten Grundsatz, daß eine Eides¬
zuschiebung über Thatsachen unzulässig ist, in Betreff deren bereits rechtliche
Gewißheit vorliegt. Mag die unter Eidesbeweis gestellte Thatsache von dem
Gerichte für erwiesen oder für widerlegt erachtet werden — Württemberg Art. 574
Nr. 1 —, für den anhängigen Prozeß ist diese Thatsache nicht mehr streitig
und daher nicht mehr fähig, als Gegenstand einer ferneren Beweisaufnahme zu
dienen.

Erwogen ist die Frage, ob mit Banern Art. 457 Nr. 1 und mit dem preuß.
Entw. Z 511 Nr. 1 die Eideszuschiebung über eine strafbare Handlung des Gegners
ausgeschlossen werden solle. Für die Ausschließung des Eides sprechen die dem
Delaten drohende Versuchung zum Meineide und die Analogie der Beseitigung des
Reinigungseides im Strafverfahren. Dem Entwurf erschienen diese Gründe indessen
nicht ausreichend; in Uebereinstimmung mit dem gemeinen und preußischen Prozeß¬
rechte, sowie mit den übrigen neueren Gesetzgebüngsarbeiten hat er für die Zulassung
des Eides entschieden. Im Falle einer strafbaren Handlung ist der Eid vielfach
das einzige Beweismittel für den civilrechtlichen Anspruch. Die Kollision zwischen
Gewissen und Interesse kann für den Schwurpflichtigen auch in anderen Fällen
durch den drohenden Verlust des Streitobjekts in gleicher Stärke entstehen, und
jedes Bedenken muß schwinden, wenn in Betracht gezogen wird, daß dem Gerichte
durch die ihm eingeräumte Befugniß zur Aussetzung der Verhandlung bis zur

ist
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Erledigung des Strafverfahrens (Z 134) die Möglichkeit eröffnet ist, für den Fall
der Ver I urtheilung des Beklagten im Strafprozesse den Eid in Wegfall zu bringen, > S. 278.
für den Fall der Freisprechung 'aber dem Zweifel an der Glaubwürdigkeit des
Schwurpflichtigen die Basis zu entziehen (vgl, nordd. Prot. II. S. 1025).

In Konsequenz mit der für das gemeine Prozeßrecht von dem Reichs-Ober-
Handelsgerichte (Entscheid. III. S. 323 ff.) vertheidigten Anschauung, mit der preuß.
U. G. O. I. 10. Z 284 und mit neueren Prozeßgesetzen und Entwürfen (vgl.
Württemberg Art. 570, Motive zu Art. 573 des württemb. Entw., nordd. Prot. II.
1N26, 1027) hat der Entwurf in Betreff der Eideszufchiebung die wegen Meineides
verurtheilten Personen anderen eidesfähigen Delaten gleichgestellt. Es tritt hier
die Eigenschaft des Schiedseides als eines Vergleichsmittels in den Vordergrund:
der Deferent, nicht das Gesetz, hat zu entscheiden, ob dem wegen Meineides
Verurtheilten das Vertrauen zu schenken sei, daß er nicht von Neuem einen Meineid
leisten werde.

Die Vorschrift Württemberg Art. 575:
„Die Gerichte sind befugt, Eidesanträge über Thatumstände, welche nicht
nur auf keine Weife bescheinigt sind, sondern auch als ganz unwahrscheinlich
sich darstellen, nach sorgfältiger Erwägung aller Umstände als muthwillig
zu verwerfen",

ist ebenfo wie die analoge Bestimmung des hannov. Entw. Z430:
„Ist der Eio über eine Thatsache zugeschoben worden, über welche eine
Beweisführung durch andere Beweismittel stattgehabt hat und stellt sich
diese Thatsache nach dem Ergebnisse der Beweisführung als ganz unwahr¬
scheinlich dar, so kann das Gericht in sorgfältiger Erwägung aller Umstände
die Eideszufchiebung auch dann verwerfen, wenn der Eid bereits angenommen
oder zurückgeschobenist",

in den Entwurf nicht aufgenommen. Beide Vorschriften sind bei freier Beweis-
würdigung überflüssig und im Allgemeinen wenig geeignet, den angestrebten Zweck,
frivole Eideszuschiebungen auszuschließen, in angemessener Weise zu erreichen (vgl.
hannov. Prot. VIII. S. 2966 ff., XV. 5812—5825, nordd. Prot. II. S. 1026).

§ 399. (K. V. 8 399, G. 8 412).
Nach dem Entwurf kann jede Partei über jede streitige und erhebliche, den

Vorschriften der §Z 397, 398 entftirechende Thatsache den Eid zuschieben. Wird nun
aber bezüglich emer Thatsache Beweis von beiden Theilen durch Eideszufchiebung
angetreten, fo fragt es sich, welche dieser beiden Eideszuschiebungen zu berück¬
sichtigen ist. Der Entwurf beantwortet diese Frage dahin, daß die Beweispflicht
maßgebend ist, daß mithin nur die Eideszufchiebung der beweispflichtigen Partei
Berücksichtigung finden soll. Es ergeben sich indessen noch weitere Fragen, deren Ent¬
scheidungwegen ihrer praktischen Wichtigkeit wünschenswerth erscheint:

1) kann eine Partei den Eid unter der Bedingung zuschieben, daß ihr die
Beweislast obliege?

2) ist die Absicht, die Eideszufchiebung von dieser Bedingung abhängig machen
zu wollen, zu vermuthen?

Beide Fragen bejaht der Entwurf, indem er bestimmt:
Eine nicht beweispflichtige Partei übernimmt durch Eideszufchiebung nicht
die Beweispflicht.

Uebereinstimmend ist die Frage zud. 1 von dem preuß. Entw. § 512 und von
dem nordd. Entw. § 613 beantwortet.

l 8 40(1. (K. V. § 404a, G. § 418.) l S. 279
Der nordd. Entw. hatte im Z 612 bestimmt:

„Der Partei, welche den ihr obliegenden Beweis einer Thatsache durch
andere Beweismittel als durch Eideszufchiebung angetreten hat, kann von
dem Gegner der Eid über die Unwahrheit dieser Thatsache zugeschoben
werden. In diesem Falle findet die beantragte anderweite Beweisauf¬
nahme nicht statt."

und im Anschlüsse hieran im 8 613 Abs. 1 und § 621 Abs. 4 vorgeschrieben:
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„Die Zuschiebung des Eides neben der Bezeichnung anderer Beweis¬
mittel oder für den Fall, daß die Aufnahme emes anderen Beweises kein
oder kein genügendes Ergebniß haben sollte, ist unzulässig."

„Die Gewisfensvertretung findet nicht statt."
Diese Bestimmungen waren von einer eminent praktischen Bedeutung. Indem

sie nicht nur die eventuelle Eidesdelation und die Gewissensvertretung beseitigten,
sondern auch dem Gegner des Beweisführers die Befugnis; ertheilten, durch Zuschiebung
des Eides die Aufnahme der geltend gemachten anderen Beweismittel abzuschneiden,
eröffneten sie jeder Partei die Möglichkeit, soweit eine Eideszuschiebung als zulässig
anerkannt war, den Ausgang des Prozesses von der Leistung eines oder mehrerer
Eide abhängig zu machen, mithin den Prozeß in einem solchen Maße zu vereinfachen,
daß Prozeßverschleppungen ausgeschlossen erschienen und boten dadurch ein zwar
drastisches, aber ungemein wirksames Korrektiv gegen die Nachtheile, welche man
von der Beseitigung der Eventualmaxime befürchtet (nordd. Prot. II. S. 1002, 1003,
1028, 1034, 1035. 1050, 1051, III. S. 1126, 1127).

Ungeachtet dieser großen Vorzüge hat der Entwurf Bedenken getragen, sich dem
Vorgänge des nordd. Entw. anzuschließen. Er hat

1) die — in Deutschland bisher nur durch das sächsische Prozeßrecht und durch
Vraunschweig § 88 ausgeschlossene — Kumulation des Eides mit anderen Beweis¬
mitteln, die eventuelle Eidesdelation, wieder hergestellt, — im Anschlüsse an das
gemeine und preuß. Prozeßrecht, an Hannov. Z 293, Oldenb. Art. 178 ß 1, Baden
W 390, 531, Württemb. Art. 199, 579, Bayern Art. 327, den hannov. Entw. L 434,
preuß. Entw. ß 512, österr. Entw. Z 450, sowie in Uebereinstimmung mit dem Votum
des achten deutschen Iuristentaqes (Verhandl. desselben II. S. 317, 329).

Das Verbot der Verbindung des Eidesantrags mit anderen Beweismitteln
gefährdet in bedenklicher Weise die Rechte der beweispflichtigen Partei, wenn die von
ihr in gutem Glauben vorgeschlagenen Beweismittel, z. B, Zeugen wegen des falschen
oder unbestimmten Inhalts ihrer Aussagen, nicht zu dem erwarteten Ergebnisse führen.
Der Partei, welche neben andern Beweismitteln den Eid deferirt, kann man nicht,
wie in der nordd. Prozeßkommission geschehen, ein gedankenloses Handeln vorwerfen,
da sie nicht in der Lage ist, das Ergebniß der Prinzipalen Beweisaufnahme mit
Sicherheit vorauszusehen. Erfahrungsmäßig veranlaßt ferner das Verbot der Kumu¬
lation in höherem Grade, als die Gestattung derselben die Häufung des Eidesbeweises,
Denn es liegt nahe, daß bei der Unzulässigkeit der Kumulation die beweispflichtige
Partei von anderen ihr zu Gebote stehenden Beweismitteln nur dann Gebrauch machen
wird, wenn sie dieselben für unbedingt und vollständig beweisend hält, daß sie dagegen,

I S, 280. > falls sie in dieser Hinsicht irgend welche Zweifel hegt, in den meisten Fällen sofort
das Beweismittel der Eideszuschiebung wählen wird. So erklärt sich die von Osterloh,
Gutachten über den nordd. Entw., Leipzig 1870 S. 125, bezeugte Thatsache, daß im
Königreich Sachsen fast alle Prozesse ihre Erledigung in einem oder mehreren Eiden
finden. Die wohlmeinende Absicht des Gesetzes, durch Verbot des eventuellen Eides
die Zahl der Eide zu mindern, hat den entgegengesetzten Erfolg gehabt, und es bringt
der sachs. Entw. § 480 wiederum die Gestattung des eventuellen Eides in Vorschlag.

Entscheidet sich der Gesetzgeber für die Beibehaltung der eventuellen Eides¬
delation, so ist er genöthigt, den zugeschobenenEid ganz allein als subsidiäres Beweis¬
mittel anzuerkennen, also generell auszusprechen, daß der zugeschobene Eid beim
Zusammentreffen mit anderen Beweismitteln, mögen diese anderen Beweismittel von
dem Deferenten oder von dem Delaten geltend gemacht sein, in die zweite
Linie zu treten habe. Diese Konsequenz fordert die Rücksicht auf Verminderung der
Eide und auf die Rechtsgleichheit der Parteien; wie der Deferent, so muß auch der
Delat das Recht Habens trotz der erfolgten Eideszuschiebung alle ihm zu Gebote
stehenden Beweismittel dem Gerichte vorzulegen. Dem entsprechend hat der Entwurf

2) gestattet, daß bezüglich einer Thatsache, deren Beweis von der einen Partei
durch Eideszuschiebung angetreten ist, auch von der anderen Partei Beweis durch
andere Beweismittel angetreten werden kann, und hat hieran die weitere Vorschrift
geknüpft, daß der Eid, wenn die andere Partei von dieser Befugniß Gebrauch macht,
nur für den Fall als zugeschoben gilt, daß die Antretung des Beweises durch die
anderen Beweismittel erfolglos bleibt.

Vermieden ist der Ausdruck „Gewissensvertretung." Der dem gemeinrechtlichen
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Institute der Gewissensuertretung zu Grunde liegende Gedanke ist angenommen. Nur
der Gedanke selbst dürfte im Gesetze zum Ausdrucke gelangen, die Gewissensvertretung
als besondere s Institut konnte keine Aufnahme finden, da sie als solches bei dem
«on dem Entwurf angenommenen System nicht nur überflüssig, sondern auch irre¬
führend ist, wie bereits bei den Debatten in der hannov. Kommission (Prot. VIII.
S, 2904—2920) überzeugend nachgewiesen worden ist. Insbesondere ist zu besorgen,
daß im Falle der Charakterisirung der Befugniß des Delaten zur Geltendmachung
der ihm zu Gebote stehenden Beweismittel als Gewissensvertretung, Doktrin und
Praxis geneigt sein werden, an die Gewissensuertretung, wie sie sich in dem gemeinen
und preußischen Prozeßrechte entwickelt hat, anzuknüpfen und die zahllosen Kontroversen
zu verewigen, welche die Gewissensuertretung zu einem der bedenklichsten Prozeß-
mstitute machten. Es war nicht gerechtfertigt, daß sich der preuß. Entw. § 513 (Motive
S. 117) durch derartige Besorgnisse verleiten ließ, mit der Gewissensuertretung als
selbstständigem Institute den derselben zu Grunde liegenden Gedanken selbst aufzugeben.
Uebersehen war, daß die korrette Fassung des Gedankens, wie sie der Entwurf hat,
die Möglichkeit ausschließt, daß alle jene Kontroversen in einem den Grundlagen nach
völlig verschiedenen Prozeßverfahren fortleben können.

Die Vorschrift des 8 400 steht mit den Bestimmungen des hannou. Entw.
tz 434 und der württemb. Proz. Ordn. Art. 579 im Einklang.

Uebereinstimmend mit dem Oocks oivil urt. 1362, Baden § 539, Bauern Art.
459 und mit dem nordd. Entw. § 614 wendet der Abs. 1 des

l§401 (K. V. 8 401, G. 8 413) >S. 281.
das allgemeine Prinzip des ß 39? auf die Zurückschiebung des Eides an. Daneben
bestimmt der Abs. 2 — gleich Hannov. 8 297, Braunschw. § 88, Oldenb. Art. 179
Z1, Württemb. Art. 481, hannov. Entw. ß 435, nordd. Entw. § 614 — die Unzulässig-
ieit der Relation des Eides, wenn nur der Delat den Wahrheitseid leisten kann.

Der

8 402. (K. V. § 402, G. § 414)
entscheidet die Frage über die Zulässigkeit der Zuschiebung und Zurückschiebung des
Eides an Rechtsvorgänger (Autor, Ceoent) und Vertreter einer Partei, eine Frage,
welche rücksichtlich des Cedenten im preuß. Prozesse durch die A. G. O. I. 10. 8 279,
I. 17. § 26 nicht klar entschieden und daher bestritten ist (vgl. v. Rönne, Ergänzungen
N<i, V. Bd. III. S. 266), in Uebereinstimmung mit der Mehrzahl der neueren deutschen
Prozeßgesetze und Prozeßgesetzentwürfe (Oldenb. Art. 177, Württemb. Art. 570,
Bayern Art. 449, preuß. Entw. Z 513, hannou. Entw. 8 411, nordd. Entw. Z 615,
osterr. Entw. Z 430) verneinend, was ohne Bedenken ist, weil der Entwurf in 8 338
Nr, 4 die Rechtsvorgänger und Vertreter einer Partei zur Zeugenaussage über ihre
Handlungen bezüglich des streitigen Rechtsverhältnisses verpflichtet. Der ß 402 fchließt
feiner — im Widersprüche mit Baden 88 527, 528, 123, aber konform den Grund¬
sätzen der Zß 64, 65 — die Nebenintervenicnten und die in Folge der Streit» ertundung
dem Prozesse beigetretenen Dritten von dem Eidesbeweise aus, insofern nicht der Dritte
als Streitgenosse der Hauptpartei gilt (8 66). Ueber die Zuschiebung und Zurück-
fchiebung von Eiden an den gesetzlichenVertreter einer nicht prozehfähigen Partei
bestimmt der 8 417.

88 403—406. (K, V. 88 403—416,G. 8 416-423.)
Nach 8 403 erfordert die Eideszuschiebung nur die Erklärung, daß dem Gegner

über die bestimmt zu bezeichnende Thatsache 'der Eid zugeschoben werde (hannov.
Entw. 8 432, nordd. Entw. 8 620). Die Individualisirung der unter Eidesbeweis
gestellten Thatsachen wird der Deferent am einfachsten durch Aufstellung einer Eides-
norm bewirten können. Zuweit geht es, wenn der preuß. Entw. 8 307, Hannov.
8 392 und Baden 88 533, 536 dem Beweisführer zur Wicht machen, eine Eides¬
norm vorzulegen, die badifche Proz. Ordn, fogar unter Androhung des Verlustes des
Beweismittels.

Nach dem System des Entwurfs ist es ohne ausdrückliche Vorschrift selbst-
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verständlich — nordd. Prot. II. S. 1028 —, daß die Erklärung des Delaten auch in
einem späteren Verhandlungstermine bis zum Schlüsse der Sache (8 123 Abs. 4)
nachgeholt werden kann.

Der Z 404 Abs. 3 bestimmt zur Lösung von Zweifeln, welche insbesondere in
der preußischen Praxis bestehen (v. Rönne a. a. O. Bd. III. S. 268), als Zeitpunkt
der Erklärung über Eide, welche eventuell zugeschoben oder als eventuell zugeschoben
anzusehen sind (Z 400), den Termin, in welchem über das Ergebniß der anderen
Beweise verhandelt wird. Der Entwurf folgt hierbei der Prozehordn. v. Württemberg
Art. 579 und dem hannov. Entw. Z 434. Im Gegensatze zur preußischen Praxis
verlangte der preuß. Entw. Z 512, daß sich der Delat auf eine bedingte Eideszuschiebung
wie auf eine unbedingte sofort zu erklären habe. Daß eine derartige Vorschrift zur

>S. 282. Beschleunigung des Verfahrens beiträgt, läßt sich bezweifeln; unzweifelhaft ist da! gegen
die Erklärung nutzlos, wenn die Prinzipale Beweisaufnahme vollen Beweis oder Beweis
bis zur Auferlegung eines richterlichen Eides ergiebt, abgesehen davon, daß dieselbe
in zahlreichen Fällen sachgemäß nur abgegeben werden kann, wenn das Ergebniß der
anderen Beweise vorliegt.

Der Z 405 beseitigt die von der preuß. A. G. O. I. 10. § 296 und Württem¬
berg Art. 580 verlangte Erklärung des Deferenten über die Annahme des zurück¬
geschobenen Eides. Aus der Rechtsgleichheit der Parteien (Württemberg. Mot. zu
Art. 584—58?) kann man die Nothwendigkeit einer derartigen Erklärung nicht folgern,
da bereits in der Delation mit Nothwendigkeit die Erklärung des Deferenten enthalten
ist, den zurückgeschobenenEid leisten zu wollen. Die Einwendungen gegen die Zulässig-
keit der Zurückschiebung (8 401) werden dem Deferenten nicht abgeschnitten; in
Ermangelung derselben ist die Erklärung des Deferenten über Annahme des Eides
eine inhaltsleere Formalität und Weitläufigkeit.

Der im Z 406 Abs. 2 ausgesprochene, mit der preuß. A. G. O. I. 10. 8 301,
Bayern Art. 459 und dem preuß. Entw. 88 516, 51? übereinstimmende — Grundsatz
der Unzulässigkeit und Wirkungslosigleit des Widerrufs der Zuschiebung nach
erfolgter Erklärung des Delaten, sowie des Widerrufs der Annahme uno der Zurück¬
schiebung ist durch die Vergleichsnatur des zugeschobenenEides und dadurch motiuitt,
daß einer Prozeßverzögerung und gegenseitiger Chikane thunlichst vorgebeugt
weiden muß. Die Ausnahmen, welche der Abs. 1 gestattet, sind gerechtfertigt, weil
die Zuschiebung oder Zurückschiebung voraussichtlich nicht erfolgt sein würde, wenn
bereits zur Zeit derselben der Schwurpflichtige wegen wissentlicher Verletzung der
Eidespfllcht verurtheilt oder dessen Verurtheilung dem Gegner bekannt gewesen wäre.
Die Verurtheilung wegen wissentlicher Verletzung der Eioespflicht macht die Eides-
zuschiebung, wie schon zu Z 398 erörtert ist, an sich nicht unzulässig^ dagegen berechtigt
eine solche Verurtheilung den Gegner, die Delation oder Relation zu widerrufen.
Der Ausdruck „wissentliche Verletzung der Eidespflicht" hat in Ermangelung eines
besseren sowohl hier, wie an anderen Stellen des Entwurfs, 88 411, 415, 421, 518
Nr. 1—3, gewählt werden müssen; der Ausdruck „Meineid" würde mit Rücksichtauf
die Bestimmungen des deutschen Strafgesetzbuchs (88 153—163) zu Zweifeln Veranlassung
geben können, da nach Maßgabe dieser Vorschriften der Ausdruck „Meineid" in einem
weiteren und in einem engeren Sinne verstanden werden kann, je nachdem er die
Fälle des wissentlich falschen Eides und der wissentlich falschen Versicherung an Eides¬
statt (ZZ 153—158), des falschen Eides (Z 160) und des aus Fahrlässigkeit falsch
geleisteten Eides (8 163) sämmtlich oder nur einzelne derselben umfaßt.

§8 407—409. (K. V. W 407—409, G. W 425-427.)
Die Entscheidung der Frage, ob die Leistung des Eides durch Veweisbeschluß

oder durch Endurtheil anzuordnen ist, wird theils durch die Konstruktion des Verfahrens,
theils durch Gründe der Zweckmäßigkeitbedingt. Sie ist daher in den neueren deutschen
Prozehgesetzen und Entwürfen mcht übereinstimmend erfolgt (vgl. Württemberg
Art. 592, 593, Bayern Art. 460, 463, preuß. Entw. 88 396, 530, hannov. Entw.
§ 415, nordd. Entw. 8 624).

Aus Rücksicht auf die Behandlung des Eides als eines subsidiären Beweis-
> S. 283. 1 mittels und auf die im Interesse der Heilighaltung des Eides gebotene Vermeidung

nutzloser, widersprechender Eide hat der 8 40? die Regel aufgestellt, daß auf Leistung
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des Eides durch bedingtes Endurtheil zu erkennen ist, und im Anschlüsse hieran vor¬
geschrieben, daß die Eidesleistung erst nach Eintritt der Rechtskraft des Urtheils erfolgt.
Ausnahmen bestimmt der Z 408. Derselbe ertheilt dem Gerichte die Befugniß, nach
seinem Ermessen die Leistung des Eides statt durch bedingtes Endurtheil durch Beweis¬
beschluß anzuordnen (§ 314 Nr. 4):

1) wenn die Parteien über die rechtliche Erheblichkeit und die Norm des
Eides einverstanden sind,

2) wenn der Eid zur Erledigung eines Zwischenstreits dient,
3) wenn die Entscheidung über einzelne Angriffs- oder Vertheidigungsmittel

von einem Eide abhängt.
Um der Bestimmung des Z 131 die volle praktische Bedeutung zu sichern, war

es erforderlich, im Falle Nr. 3 auch die Anordnung der Leistung des Eides durch
bedingtes Zwischenurtheil zu gestatten. Denn andernfalls müßte vielfach die zur
Theilung und Vereinfachung des Stoffes der mündlichen Verhandlung vorweg erfolgte
Instruktion und Beweisaufnahme über einzelne Angriffs- oder Vertheidigungsmittel
ohne Nutzen bleiben. Der Natur des Zwischenurtheils als eines Elements des End¬
urtheils und dem Grundsatze des § 40? Abs. 2 entspricht es, daß die Leistung des
durch bedingtes Zwischenurtheil auferlegten Eides erst erfolgt, wenn durch bedingtes
Endurtheil rechtskräftig erkannt ist, daß es auf dieselbe für die Endentscheidung des
Rechtsstreits noch ankomme.

Eine weitere Ausnahme von der Bestimmung des Z 407 enthalt der Z 534
Abs. 4: nach demselben kann im Urkunden- und Wechselprozesse die Leistung eines
Eides nur durch Beweisbeschluß angeordnet werden.

Der ß 409 Abs. 1 ist allgemein geltendes Prozeßrecht (Preuß. A. G. O. I. 10
L 377, I. 22. ß 4, Ooäs cke proe. art. 120, Braunschweig Z 91, Oldenburg Art. 173
L 2, Württemberg Art. 592). Wie der preuß. Entw. Z 543 ausdrücklich hervorhebt,
kann insbesondere die Entscheidung des Kostenpunkts dem späteren Urtheile vor¬
behalten werden (nordd. Prot. II. S. 1009).

Das Endurtheil, welches den Eintritt der in einem bedingten Endurtheile aus¬
gedrückten Folgen ausspricht, ist nach § 601 Nr. 3 auch ohne Antrag für vorläufig
vollstreckbarzu erklären.

Die Vorschriften des

Z 410 (K. V. § 40sb, G. § 424)
über die Form, in welcher der zugeschobene Eid normirt wird, steht in Zusammen¬
hang mit dem Verhältnisse des Schwurpflichtigen zu der Thatsache, welche durch den
Eid bewiesen werden soll (Z 397).

Daß über eigene Thatsachen und Wahrnehmungen der Schwurpflichtige den
Wahrheitseid abzuleisten habe, ist allgemein geltendes Prozeßrecht und wird in
§410 Abf. 1 als Regel aufgestellt, insofern der Schwurpflichtige die betreffende
Handlung selbst behauptet oder für sich geltend gemacht hat. Ist die fragliche
Behauptung von dem Gegner des Schwurpflichtigen aufgestellt, so hat nach §410
Abs. 2 — übereinstimmend mit Württemberg Art. 572, Bayern Art. 456 und preuß.
Entw. Z 520 — das Gericht auf Antrag des Schwurpflichtigen die Befugniß, die
Eidesleistung in der Form des Ueberzeugungseides für genügend zu erklären, wenn
nach den Umständen des Falles dem Schwur >Pflichtigen mcht zugemuthet werden I S. 284
kann, die Wahrheit oder Unwahrheit der Thatsache zu beschwüren. Gehört z. B, die
zum Eide gestellte Handlung oder Wahrnehmung des Delaten einer entfernten Zeit
an, oder betrifft sie eine Thatsache, deren Erheblichkeit nicht vorauszusehen war, so
mag die Partei zwar von der Unrichtigkeit der Behauptung des Gegners überzeugt
sein, gleichwohl aber Bedenken tragen, die Unrichtigkeit der Thatsache, welche ihrem
Gedächtnisse entschwunden und für sie gleichsam zu einer fremden geworden ist, zu
beschwören. Die Vorschrift des H 410 Abf. 2 wird dazu beitragen, die Gewissen¬
haftigkeit zu fördern, und gegen Chikane Schutz verleihen (preuß. "Mot. S. 119).

Wie der Eid zu formuliren sei, wenn er über fremde Handlungen und Wahr¬
nehmungen geleistet werden muß — ob als Ignoranz- oder als Glaubenseid, in
positiver oder in negativer Form — ist sehr bestritten (Schneider in Tauchnitz's Zeitschr.
für Rechtspflege und Verwaltung f. d. Königreich Sachsen N. F. Bd. 23 S. 193 ff.,
Zimmermann, Glaubenseid S. 444 ff., Wetzell, Nü, III. S. 264 ff.) und in den

Moieiwlien zur Cwilpiozeßoid»ung, 22
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neueren Prozeßgesetzen und Prozeßgesetzentwürfen sehr verschieden geregelt. Der
Entwurf hat im Anschlüsse an den preuß. Entw. Z 520 und nordd. Entw. HZ 616,
635 den Eid dahin gefaßt, daß der Schwurpflichtige zu schwören hat: daß er nach
sorgfältiger Prüfung und Erkundigung die Ueberzeugung erlangt oder nicht erlangt
habe, daß die Thatsache wahr sei. Für die Verpflichtung zur Leistung des Eides m
positiver oder negativer Fassung sind dieselben Momente bestimmend, welche für die
Leistung des Eides über die Wahrheit oder Unwahrheit einer Thatsache maßgebend
sind. Die gewählte Form des Ueberzeugungseides nimmt auf die Gewissenhaftigkeit
des Schwurpflichtigen die gebührende Rücksicht und dürfte geeignet sein, die leicht¬
sinnige Leistung von Eiden nach Möglichkeit zu verhüten.

Durch die Aufnahme der Erkündigungspflicht in die Formel des Eides wird
derselbe insoweit zu einem Wahrheitseide erhoben, als es sich um die Versicherung
der angestellten Nachforschungen handelt (vgl. Banern Art. 456). Der Richter kann
sich durch Ausübung des Fragerechts vor der Abnahme des Eides (88 126, 424)
darüber Auskunft geben lassen, daß der Schwurpflichtige derartige Erkundigungen
wirklich angestellt hat.

Der Entwurf gewährt dem Schwurpflichtigen durch den dem preuß. Rechte —
A. G. O. I. 10 88 309 ff. —, Württemberg Art.'594, Bayern Art. 461, preuß. Entw.
8 423, hannov. Entw. 8 416, nordd. Entw. § 62? nachgebildeten

§ 414 (K. V. 8 414, G. § 481)
ein Korrektiv gegen unzutreffende Normirung des Eides. Der preuß. Entw. bezeich¬
net die Grenze oer zulässigen Eidesänderungen zutreffend dahin, daß die Aenderung
den Gegner m eine günstigere Lage versetzen müsse. Es kam zur Erwägung, ol>
man über den 8 414 hinaus dem Schwurpflichtigen gestatten tonne, bei der Eides-
abnahme der Eldesnorm Zusätze oder Einschränkungen zu geben und demnächst vom
Prozeßgerichte entscheiden zu lassen, ob der Eid bejahend oder verneinend abgeleistet
sei. Eine solche Erweiterung der Rechte des Schwurpflichtigen würde indeß dahin
führen, daß der Schwurpflichtige Eide über Thatsachen leistet, welche überall nicht
Gegenstand des Eides sind, auch würden die Aenderungen in anderer als der im
8 414 zugelassenen Richtung stets Gegenerklärungen der andern Partei und in Folge
deren eine neue Verhandlung und vielfach eine neue Entscheidung der Sache nöthig
machen.

I S. 285. I Die in den

§ 411, 412 (K. V. 88 411, 412, G. 88 428, 429).
gegebenen Bestimmungen über die Wirkungen der Ableistung, der Erlassung und der
Verweigerung des Eides enthalten gesetzliche Beweisregeln — ß 249 Abs. 2 —,
welche die freie Beweiswürdigung ausschließen, der Vergleichsnatur der Eideszuschie-
bung entsprechen und in den erheblichen Punkten mit oen Vorschriften der neueren
Gesetzgebunasarbeiten (preuß. A. G. O. I. 13. 8 10 Nr. 8, «Hoäs oiv. art. 1361, 1363,
Hannover 88 289, 290, Baden 88 558—560, Württemberg Art. 599 ff., Bayern
Art. 465, preuß. Entw. W 524—526, hannov. Entw. 8s 423,424, nordd. Entw.
Z8 617, 618, 626) übereinstimmen.

Der Absatz 2 des 8 411 ist eine Konsequenz des 8 519 Nr. 1 (nordd. Prot. II
1029, 1030).

Der

§ 413 (K. V. 8 413, G. 8 430)
ist bereits bei Erörterung des 8 302 Abs. 2 gerechtfertigt.

Der

§ 415 (K. V. 8 413, G. § 433)
schreibt in Uebereinstimmung mit Hannover 8 291, Oldenburg Art. 176 88 1, 3,
Baden L 563, Württemberg Art. 603, Bayern Art. 482., hannov. Entw. 8 426,
preuß. Entw. 88 515—517, nordd. Entw. 8 628 vor, daß in den Absatz 1 und 2
aufgeführten Fällen der Eid weder als verweigert, noch als geleistet gilt, vielmehr
beide Parteien in Ansehung der betreffenden Beweisführung die ihnen vor Zu-
schiebung des Eides zustehenden Rechte ausüben sollen. Durch diese Vorschrift wird
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^r ungerechtfertigte und übrigens kontroverse Satz des gemeinen Prozeßrechts:
mortsm loeo M'i^uranäi 6888, <Mia nLmo marisn8 iininLinur 8aluti8 listerna«:

cellZewr" (Wetzell, Nä. III. S. 259), welcher noch die preuß. A. G. O. I. 10, HZ 378
und 379 und die Prozeßordn. von Braunschweig ßZ 87, 88 beherrscht, gänzlich
beseitigt. Die in den angezogenen Gesetzen — insbesondere Hannover Z 291,
Württemberg Art. 603, Bayern Art. 482, hannov. Entw. ß 426, — ferner ertheilte
Entscheidung, daß der Eid als geleistet angesehen werden soll, wenn der Schwur-
pflichtige durch Arglist oder grobes Verschulden des Gegners an der Eidesleistung
Verhindert ist, — welchen Satz Oldenburg Art. 176 S 2 auf absichtliche Verzögerungen
und Baden § 562 speziell auf die Verzögerung der Sache durch Rechtsmittel des
Gegners ausdehnt — erachtet der Entwurf, hierin dem preußischen Rechte, dem
preuß. und nordd. Entw. beistimmend, für ungerechtfertigt. Die Voraussetzungen
der Vorschrift, welche dem § 396 nicht gleichgestellt werden kann, werden nur selten
eintreten können und dann schwer nachweisbar sein.

Im Falle einer Streitgenossenschaft bedarf es einer besonderen Vorschrift nur
lücksichtlich der Eide über Thatsachen, welche für ein allen Streitgenossen gegenüber
nur einheitlich festzustellendes Rechtsverhältniß von Einfluß sind (vgl. Z 59).

Der

§ 416 (K. V. § 416, G. § 434),
welcher sich den Bestimmungen des nordd. Entw. ZZ 629, 630 anlehnt (vgl. nordd.
Prot. II. S. 1036—1041, III. S. 1131, 1132), hebt die Schwierigkeiten, welche ent¬
stehen müssen, wenn der von allen oder von einigen Streitgenossen zu leistende Eid
ron einem oder mehreren derselben, oder wenn der l von einem Theile der Streit- > S. 286.
genossen zu leistende Eid von allen Schwurpflichtigen verweigert wird oder von ihnen
als verweigert anzusehen ist, dadurch, daß er der gesetzlichenBeweisregel des H 412
Abs. 2 die freie richterliche Würdigung der Bedeutung »er Eidesweigerung substituirt.

Der Entwurf geht davon aus, daß alle prozeßfähigen Parteien eidesfähig sind,
und schreibt daher keinen Termin der Eidesmündigkeit für Parteieide vor. Auch
giebt er keine Vorschrift über Eidesunfähigkeit wegen Verstandesschwäche oder fehlender
Verstandesreife. Eine derartige Bestimmung ist entbehrlich.

Der

§ 417 (K. V. § 417, G. 8 435)
handelt von der Zuschiebung und Aurückschiebung des Eides an nicht prozehfähige
Parteien, also an alle Parteien, welche im Prozesse durch andere Personen (gesetz¬
liche Vertreter) nach Maßgabe der §8 50 ff. vertreten werden, und bezieht sich
insbesondere auch auf Gemeinden und Korporationen, sowie auf Gesellschaften,
Genossenschaftenoder andere Personenvereine, Stiftungen, Anstalten und Vermügens-
mllssen, welche als solche klagen und verklagt werden tonnen (Z 18). Der gesetzliche
Vertreter gilt in Betreff der Zuschiebung und Zurückschiebung des Eides als Partei;
die Bestimmungen der Zß 39? ff. über die Zuläfsigkeit der Eideszuschiebung und
Zurückschiebung finden auf den Vertreter Anwendung, indem unter dem Schwur¬
pflichtigen der Vertreter, nicht die von ihm vertretene Partei zu verstehen ist. Aus¬
nahmsweise ist indessen gestattet, daß einem Minderjährigen und einem Verschwender
der Eid über eine eigene Handlung oder Wahrnehmung zugeschobenund zurückge¬
schoben werde, sofern auf Antrag des Prozeßgegners das Gericht dieses Verfahren
billigt. Es wird dem verständigen Ermessen des Gerichts überlassen bleiben können,
ob mit Rücksicht auf die besonderen Verhältnisse des Falles die Eidesleistung durch
den Minderjährigen und Verschwender für unbedenklich zu erachten ist (vgl. Hannover
8 283, Württemberg Art. 585, Bayern Art. 451, preuß. Entw. Z 531, hannov.
Entw. Z 409, nordd.' Entw. § 632).')

') Anm. des Herausgebers. In dem Abdrucke der Motive (Nr, tt der Drucksachen)
lautete dieser Satz dahin:

Es wird dem verständigen Ermessen des Gerichts überlassen bleiben können, ob mit
Rücksicht auf die besonderen Verhältnisse des Falles die Eidesleistung durch den Minderjährigen
und Verschwender für unbedenklich und zugleich für angemessener zu erachten ist, als die
Eidesleistung durch den gesetzlichenVertreter, z. B. wenn der Minderjährige den Wahrheits-

22*
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§ 419 (K. V. § 419, G. 8 437).

Nach gemeinem Prozeßrechte dient der richterliche Eid zur Ergänzung oder zui
Beseitigung der Ergebnisse eines unvollständigen Beweises; die Auferlegung
des richterlichen Eides setzt voraus, daß eine Beweisführung erfolgt ist. Diese
Auffassung, welche auch den neueren deutschen Prozeßgesetzen und Entwürfen — mit
Ausnahme des nordd. Entw. § 633 — zu Grunde liegt, ist durch die Annahme des
Grundsatzes der freien richterlichen Beweiswürdigung unhaltbar geworden. Denn,
tonseauent durchgeführt, fordert dieser Grundsatz, daß dem Richter die Befugniß
ertheilt werde, ohne uorgängige Beweisaufnahme, schon auf Grund der vor
ihm stattgehabten Verhandlungen einen Eid aufzuerlegen, fordert ferner, daß, wenn
das Ergebniß der Verhandlungen und einer etwaigen Beweisaufnahme nicht ausreicht,
die Neberzeugung des Gerichts von der Wahrheit oder Unwahrheit der zu erweisenden
Thatsache zu begründen, dem freien richterlichen Ermessen überlassen werde, zu
bestimmen, welcher Partei und über welche streitige Thatsache der Eid

> S. 287. aufzu I erlegen sei. Dementsprechend ist die Vorschrift des nordd. Entw. Z W
formulirt. Der Entwurf hat sich dieser Vorschrift im Z 419 angeschlossen.

Der richterliche Etd ist seinem Zwecke nach derjenigen Partei aufzuerlegen,
durch deren eidliche Versicherung der Nichter die ihm noch fehlende Ueberzeugung
von der Wahrheit oder Unwahrheit der bestrittenen Thatsache zu gewinnen vermag.
Darauf, ob diese Partei die beweispflichtige ist oder nicht, kann es nicht ankommen.
Eine Beschränkung des richterlichen Eides aus Rücksicht auf die Beweispflicht — der
Ausschluß desselben, wenn er nicht der beweispflichtigen Partei auferlegt werden
kann, würde von dem Standpunkte des Entwurfs aus nicht zu rechtfertigen sein.

Hat ein Beweisaufnahmeverfahren stattgefunden, so ist der Richter bei Auf¬
erlegung eines richterlichen Eides nicht an diejenige Thatsache gebunden, welche in
dem Beweisbeschlusse enthalten ist; er kann die eidliche Erhärtung einer für den
Beweissatz nur mittelbar erheblichen Thalsache verlangen, wenn eben die Fest¬
stellung dieser Thatsache ihm die Möglichkeit gewährt, sich die Ueberzeugung von der
Wahrheit oder Unwahrheit der unmittelbar erheblichen Thatsache zu verschaffen
(vgl. nordd. Prot. II. S, 1030).

Für den richterlichen Eid besteht die Beschränkung des I 39? nicht. Dem
Richter steht es frei, wenn er das Glauben, das Nichtwissen oder das Nichtglauben
einer Partei für die Erlangung der Ueberzeugung von der Wahrheit oder Unwahrheit
einer Thatsache für erheblich erachtet, von diesewPartei einen Eid in der Form des
Ueberzeugungseides zu fordern. Die Gründe für die Beschränkung der Ignoranz-
und Glaubenseide treffen nur die Eideszuschiebung lvgl. norod. Prot. II. S. 1031).

Dem richterlichen Eide gegenüber tritt die Eidesdelation zurück. Mag der
zugeschobeneEid angenommen oder zurückgeschobensein — in keinem dieser Fälle ist
der Richter gehindert, von der ihm durch den Z 419 ertheilten Befugmß Gebrauch
zu machen.

§§ 420, 421 (K. V. 88 420, 421, G. 88 438, 439).

Die Bestimmung des Z 420, daß der Richter den Notheid einem oder einigen
oder allen Streitgenossen auferlegen kann, um den aus dem Eide eines oder mehrerer
Streitgenossen resultirenden Beweisgrund auch für die übrigen zu benutzen, ist eine
Folge der erörterten Auffassung des richterlichen Eides. Dasselbe gilt von der
Vorschrift des ß 421 Abs. 3, daß der richterliche Eid durch bedingtes Urtheil (End-
urtheil oder Zwischenurtheil) aufzuerlegen ist. Vor Abschluß der Verhandlung ist
kein Raum für den richterlichen Eid, als das letzte Mittel, die Wahrheit heraus¬
zubringen.

eid, dessen Vormund aber nur den Ueberzeugungseid über eine Handlung des ersteren zu
schworen hat (vgl Hannover 8 283, Württemberg Art, 585, Bayern Art. 45!, preuß. Entw.
8 531, hllnnov. (lntw 8 409, nordd. Entw. 8 632).

Durch eine zu den Nummern 4, 5 und 6 der Drucksachen ausgegebene „Berichtigung
von Druckfehlern" ist dem Satze die oben abgedruckte Fassung gegeben.
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Elster Ml.
Verfahren bei der Abnahme von Oiden.

§§ 422—428 (K. V. 88 422—428, G. 88 440-446).
Zur Vermeidung von Wiederholungen stellt nach dem Vorgänge des preuß.

ßntw. Z§ 550 ff. und des nordd. Entw. H 637 ff. der elfte Titel die Vorschriften
über das Verfahren bei Abnahme der im Ciuilprozesse vorkommenden Eide zusammen.
Die Vorschriften gelten sowohl für die Eide, welche die Parteien als zugeschobenen
oder zurückgeschobenen Eid, als richterlichen Eio, Editionseid, Offenbarungseid
(8ß 660, 716, 726 ff.), als Mittel zur Glaubhaftmachung ! (Z 256), als auch für >
diejenigen Eide, welche dritte Personen, Zeugen und Sachverständige, zu leisten
haben.

Der

Z 422 (K, V. 8 422. G. ß 440)
beseitigt die Ableistung von Eiden durch einen Bevollmächtigten, welche partikular-
rechtlich gestattet wird (vreuß. A. G. O. I. 10 H 314, Hannover ß 284). Die Eides¬
leistung verträgt ihrer Natur nach nicht die Zulassung der Repräsentation.

Die Vorschrift des Z 422 entspricht den neueren Gesetzgebungsarbeiten —
0oäo äe proe. art. 121, Braunschweig § 90, Baden ß 564, Bayern Art. 473, preuß.
Entw. 8 550, hannov. Entw. § 417, nordd. Entw. § 63? —; auch enthält der Z 417
Ms. 1 keine Ausnahme von dem Prinzip des Z 422, weil, wie bereits früher hervor¬
gehoben ist, der gesetzliche Vertreter vom Entwurf als der Schwurpflichtige betrachtet
wird.

Die durch

§ 423 (K. N. § 423. G. § 441)
ertheilte Vorschrift über die Eidesleistung vor einem beauftragten oder ersuchten
Richter entspricht den ßß 310, 330 Nr, 3, 4. Der Z 20 des Reichskonsulats-Ges.
v. 8, Nov. 1867 ermöglicht Eidesleistung im Auslande vor den Reichskonsulaten.

Die Bestimmung des Abs. 2 ist bereits in den Motiven zum Einführungsgesetze
des Gerichtsverfassungsgesetzes ß 5 gerechtfertigt.

Die in einzelnen Rechtsgebieten — vgl. z. B. preuß. A. G. O. I. 10 ßZ 368 ff.,
hannov. Ges. v. 25. April 1850 (Leonhardt B. P. O. N6. IV. S. 645) — vorge¬
schriebene gleichmäßige Belehrung des Schwurpflichtigen vor der Eidesleistung über
die Bedeutung des Eides hat sich als unzweckmäßig erwiesen. Gemäß den Bedürf¬
nissen des einzelnen Falles soll nach

8 424 !K. V. § 424, G. § 442)
der Richter den Schwurpflichtigen in einer dem Bildungsstande und der ganzen
Persönlichkeitdesselben angemessenen Weise auf die Bedeutung des Eides aufmerksam
machen (Württemberg Art. 596, Bayern Art, 475, hannov. Entw. ß 419, preuß.
Entw. § 551, nordd. Entw. § 639).

Die im

§ 425 (K. V. § 425, G. 8 443)
festgestellte Eidesformel, welche mit der für Preußen (Ges. v. 3. Mai 1852 Art. 73),
sowie in Bayern Art. 473 bestimmten Form wörtlich übereinstimmt, war auch in
dem preuß. Entw. Z 553 und dem nordd. Entw. 8 640 vorgeschlagen und eignet sich
für die Mitglieder aller Religionsparteien, welchen der Monotheismus als die
Grundlage des Glaubens gilt. Die gleiche Eidesformel schreibt daher das preuß.
Ges. u. 15. März 1869 für die Eide der Juden vor. Eine konfessionelleEidesformel
ist kein Bedürfniß, auch macht die allgemeine Bekräftigungsformel des Z 425 —

S, 288.



Z42 Begründung des Entwurfs.

Württemberg Art. 598 — die auch vom nordd. Entw. (Prot. II. S. 1018) fti
unzweckmäßig erachtete Hinzufügung weiterer konfessioneller Vekräftigungsformeln
entbehrlich.

Der dritte Absatz des

Z 436 (K. V. § 426, G. 8 444)
ist bereits in den Motiven zum Einführungsgesetze des Gerichtsverfassungsgesetzes
Z 5 gerechtfertigt.

I S. 289. I Die dem ß 155 Nr. 1 des deutschen Strafgesetzbuchs konforme Vorschrift des

Z 428 (K. V. § 428, G. 8 446)
ist nothwendig, um die Mitglieder von Religionsparteien, welche den Eid für uner¬
laubt halten, vor den Folgen der Eidesweigerung zu schützen (vgl. Hannou. L 285
Baden L 574, Württemb. Art. 598, 484, Bayern Art. 473, hannov. Entw. § 421,
preuß. Entw. S 558, nordd. Entw. § 645). Die betreffenden Bestimmungen der
Partikularrechte bleiben in Kraft — für Preußen die Verordnung v. 11. März 182?
über die Eidesleistung der Mennoniten und die Kab. - Ordre v. 19. Novbr. 1836,
Jahrb. Bd, 49 S. 175 über diejenige der Philipponen.

Einzelne Proz. Ordn., z. V. Oldenburg Art. 149 und Baden Z§ 572, 451
gestatten, daß in Rechtsstreitigkeiten über geringfügige Objekte an die Stelle des
Eides eine Versicherung an Eidesstatt (Handgelübde) trete. Der Einführung eines
solchen Surrogats der Gidesleistung stehen aber erhebliche Bedenken entgegen. Sie
könnte zu der Auffassung verleiten/daß die minder feierliche Form trotz oer an die¬
selbe geknüpften gleichen prozessualischen und strafrechtlichen Folgen weniger zui
Wahrhaftigkeit verpflichte, als der unter den ordentlichen Formen geleistete solenne
Eid. Der Mißbrauch des Eides zur Betheuerung der Unwahrheit würde durch die
Zulassung eines Eidessurrogates eher befördert, als verringert werden. Aus diesen
Gründen hat auch die Württemb, Proz. Ordn, das bisher dort in Geltung gewesene
und noch im Art. 603 des Regierungsentwurfs beibehaltene Institut des Handgelübdes
beseitigt (Kommiss, Ber. der Abgeordn. Kammer in „Neue Iustizgesetzgebung von
Württemb." Bd. II. Abth. 2 S. 340).

ZWlsttt Uel.
Kicherung des Beweises.

8Z 429—436. (K, V. 88 429-436, G. 8s 447—455.)
In Uebereinstimmung mit dem gemeinen Prozeßrechte, dem preuß. Rechte

(A. G. O. I. 33), den neueren deutschen Prozehgesetzen (Vraunschw. W 288 bis
298, Hannov. §Z 244—250, Oldenb. Art. 153, Baden Zß 516—520, Württemb.
Art. 445—457. Bayern Art. 347—352), und den deutschen Prozeßgesetzentwürfen
(preuß. Entw. ZZ 826—836, sächs. Entw. W 496—500, hannov. Entw. 311—321,
österr. Entw. 8s 312—322, nordd. Entw. HZ 648—659) gestattet der Entwurf, daß
die Aufnahme eines Beweises zu dessen Sicherung vor oder nach Beginn eines
Rechtsstreits erfolgen kann, falls der Verlust oder die Erschwerung der Benutzung
eines Beweismittels besorgt wird. Die französischen Rechtsbücher erwähnen dieses
Institut nicht. Die rheinische Jurisprudenz folgert hieraus dessen Unstatthaftigkeit,
zumal die Ordonnanz von 1667 die snyutzts ä'sxainßn ü, tnwi- ausdrücklich beseitigt
hatte. In Frankreich wird aus der Nichtabnahme dieser Bestimmung in den Ouäe
äs pro«, umgekehrt dessen Zulässigkeit hergeleitet (Lonuisi-, traute äs» prsuvss tom I,
L 254 V<1. III. p. 324 8M,). Gegenüber' diesem Rechtszustande war die Aufrccht-
haltung des Instituts des Beweises zum ewigen Gedächtnisse — unbedenklich.

Ein Bedürfniß für den Beweis zum ewigen Gedächtnisse besteht nur für den
Augenschein, für den Zeugenbeweis und für den Beweis durch Sachverständige,

S. 290. I Für die Urkunden ist durch die Vorschrift des Z 223 ausreichend gesorgt. Auf den
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Beweis durch Eid ist der Beweis zum ewigen Gedächtnisse, wie es keiner Darlegung
bedarf, unanwendbar.

Das Verfahren ist im Anschlüsse an die allgemeinen Vorschriften geordnet
(ß 434). Die Besonderheiten des Verfahrens erklären sich aus der Anomalie, daß
es unabhängig von einem Rechtsstreite stattfinden kann.

Zur Vermeidung von Mißbrauchen schreibt der Entwurf in Uebereinstimmung
mit den neueren Gesetzgebungen und Entwürfen vor (ß 431 Nr. 5), daß der Beweis¬
fühler den Grund des Verlustes oder der Erschwerung der Benutzung des Beweis¬
mittels glaubhaft zu machen habe. Aus derselben Rücksicht gestattet der Z 436 die
Beweisaufnahme ohne Bezeichnung eines Gegners nur dann, wenn der Beweisführer
glaubhaft macht, daß er zu oiefer Bezeichnung ohne sein Verschulden außer Stande
sei; unter dieser Voraussetzung erscheint die Zulassung der Beweisaufnahme gerecht¬
fertigt und angemessen, insbesondere zur Feststellung des objektiven Thatbestandes
von einem zur Zeit noch nicht bekannten Thäter angerichteten Schadens (vgl. ureuß.
Oes, v. 11. März 1850 ZZ 4, 5). Die Beweisaufnahme ohne Nennung des Gegners
ist überdies nach dem Entwurf keine Abnormität, da solche auch anderweitig, z. B.
im Aufgebotsuerfahren (§ 774 Abs. 2) vorkommen kann. Diese präparatorischen
Beweisaufnahmen bilden einen Theil des bevorstehenden Hauptprozesses, und es
erscheint daher nicht zutreffend, wenn sie die Motive des preüß. Entw. S. 207 und
Becker, Anmerk. zu Art. 153 der oldenb. Prozeßordn, in das Gebiet der freiwilligen
Gerichtsbarkeit verweisen. Aehnlich dem Z 436 bestimmen Hannover Z 250, Würt-
temb. Art. 450 und die Vorschläge des sächs. Entw. HZ 496, 499, des österr. Entw.
8312, auch des hannov. Entw. erster Lesung Z 408 und des preuß. Entw. Z 832.
Der nordd. Entw. Z 659 beschränkt die Beweisaufnahme zum ewigen Gedächtnisse
auf Augenschein und Sachverständige. Das Verbot des Zeugenbeweises ist sachlich
bedenklich und durch den Grund der Schmälerung des Rechts zur Zeugnißweigerung
nicht ausreichend motivirt.

Aus dem § 506 folgt, daß dem Beweisführer gegen die das Gesuch zurück¬
weisende Entscheidung (§ 432 Abs. 1) das Rechtsmittel der Beschwerde zusteht.

Die Beweiskraft der aufgenommenen Verhandlungen ist nicht, wie das kano¬
nische Recht vorgeschrieben hat (vgl. auch Braunschweig § 290), an eine bestimmte
Zeitfrist gebunden. Die Interessen und Rechte des Beweisführers und seines Gegners
in Betreff der Benutzung jener Verhandlungen im Rechtsstreite sind durch die
§§ 435, 436 Abs. 2 und durch die allgemeinen Vorschriften des Beweisverfahrens
genügend geschützt.

Zweiter Abschnitt.
Verfahren vor den Handelsgerichten und vor den

Amtsgerichten.
§§ 437-451 (K. V. 88 437-451, G. 88 456-470).

Auf das Verfahren vor den Handelsgerichten und vor den Amtsgerichten
finden nach

!§43? (K. V. 8 437, G-8 456) I S. 291.
die Vorschriften über das Verfahren vor den Landgerichten Anwendung, soweit nicht

1) aus den allgemeinen Bestimmungen des ersten Buchs (vgl. HZ 73, 77,
82, 84, 116, 146, 174, 185, 192, 213),

2) aus den besonderen Bestimmungen der M 438—451 und
3) aus der Verfassung der Amtsgerichte (vergl. W 45, 141, 143, 449),

sich Abweichungen ergeben.
Die 8ud 2 beregten Abweichungen lassen sich im Allgemeinen darauf zurück-
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führen, daß in dem Verfahren vor den Handels- und Amtsgerichten eine Vertretung
durch Anwälte nicht geboten ist (§L 72, 73), daß ferner eine Verpflichtung zur
Vorbereitung der mündlichen Verhandlung durch Schriftsätze nicht besteht (§ li^
daß endlich in diesem Verfahren Zustellungen unter Vermittelung des Gerichtsschreibers
des Prozeßgerichts erfolgen können (ß§ 146, 172).

In Uebereinstimmung mit Banern Art. 499—538 und mit dem nordd. Entw.
ZZ 660—661 faßt der Entwurf das Verfahren vor den Handelsgerichten und vor den
Amtsgerichten zusammen. Eine Trennung beider Verfahren — wie sie von dem
vreuß., sächs., hannou, und österr. Entw. vorgeschlagen wird — ist nicht gerechtfertigt.
Denn vor die Handelsgerichte gehören auch diejenigen Handelssachen, deren Werth
die Komvetenzsümme der Amtsgerichte nicht übersteigt; sodann hat der Entwurf
Bedenken tragen müssen, nach dem Vorgange der Handelsgerichtsordnungen für Bremen
und Hamburg und des hannoverschen Entwurfs für die Handelsgerichte ein zwiefaches
Verfahren — ein Verfahren mit Anwaltszwang und mit Wechsel vorbereitender
Schriftsätze und ein Verfahren ohne Anwaltszwang und ohne Wechsel vorbereitend«
Schriftsätze — zu gestatten; endlich ist der Unterschied, welcher zwischen den Handels¬
gerichten und den Amtsgerichten besteht — daß die ersteren als Kollegialgerichte
verfaßt sind, während die letzteren als Einzelrichter verhandeln und entscheiden —
ohne Einfluß auf die Gestaltung des Verfahrens geblieben.

Die

ßs 438—442 (K. V. 88 488—442,G. V 457—461)
ermöglichen den Parteien, auf verschiedene Weise das Verfahren einzuleiten; sie
bestimmen insbesondere vier verschiedene, zur Wahl der Parteien stehende Formen
der Anbringung der Klage:

1) schriftliche Emreichung der durch oder für den Kläger angefertigten Klage
bei dem Prozeß« erichte;

2) Erklärung der Klage zum Protokolle des Gerichtsschreibers;
3) Aufnahme der Klage in die Ladungsurkunde eines Gerichtsvollziehers;
4) mündlicher Vortrag der Klage bei gleichzeitigem Erscheinen der Parteien

an einem ordentlichen Gerichtstage ohne vorhergehende Ladung und
Terminsbestimmung.

Die Erhebung der Klage mit der Wirkung der Rechtshängigkeit — ZZ 222
Abs. 1, 227 Abs. 1 — erfolgt in dem letzten Falle durch den mündlichen Vortrag der
Klage, in den drei ersten Fällen durch die Zustellung der Klageschrift, des Klage¬
protokolls, der Ladungsurkunde. ZZ 442 Abs. 2, 441 Abs. 1.

Die protokollarische Klageanstellung ist mehrfach bemängelt worden, weil sie
S. 292. I das Verhältniß des Gerichts zu den Parteien verschiebe. Der vreuß. Entw. Z 373

übergeht diese Klageform. Die nordd. Prozehkommission hat (Prot. II. S. 1059) die
Aufnahme der Klage durch den Richter ausgeschlossenund nur die Erklärung der Klage
zum Protokolle des Gerichtsschreibers gestattet (nordd. Entw. § 187). Der Entwurf
folgt diesem Vorgange. Durch die Fernhaltung des Richters von der Anfertigung
der Klage — nach Hannover § 380, Braunschweig ß§ 153, 159, Baden Z 512,
Württemberg Art. 622, hcmnov. Entw. § 449 darf der Nichter in größerem oder
geringerem Maße bei diesem Akte mitwirken — erledigen sich alle Bedenken und wird
andererseits im Interesse des Prozeßpublikums diejenige Klageform erhalten, welche
erfahrungsmäßig für den Bereich oes Bagatellprozesses die bequemste, häufigste und
billigste ist.

Die Aufnahme der Klage in die Ladungsurkunde des Gerichtsvollziehers —
Z 411 Abs. 2, 3 — ist die regelmäßige Form der Klageerhebung des «üoäk äs zn-oe.
ni't,. 415 und des baner. Prozesses für amts- und handelsgerichtliche Sachen (Art. 501),
Dieselbe wird im preuß. Entw. ß 573 fakultativ gestattet und im hannov. Entw.
§ 465, im österr. Entw. Zß 512, 513 zur Wahl der Parteien für Klagen im handels¬
gerichtlichen Prozesse gestellt.

Den Gerichtsvollziehern, wie im französischen und bayerischen Prozesse geschehen,
die alleinige Befugnis; zur Aufnahme der Klagen zu übertragen, ist durch innere
Gründe nicht gerechtfertigt. Die Anfertigung der Klage ist vielfach eine so schwierige
und so wichtige Aufgabe, daß die Rechtsanwälte nicht davon ausgeschlossen werden
durften. Andererseits ist in vielen Fällen die Aufstellung der Klage so einfach, daß
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es auf eine unzulässige Bevormundung und Belästigung des Publikums hinauslaufen
würde, wenn man dasselbe zwingen wollte, sich stets der Hülfe eines Gerichtsvollziehers
zu bedienen.

In den Fällen des S 438 erfolgt die Zustellung der Klage nach der allgemeinen
Regel (88 181, 225, 146 Abs. 2), nachdem zunächst von Seiten des Gerichts der
Verhandlungstermin bestimmt ist. Die im 8 439 bestimmten Einlassungsfristen können
nach Vorschrift des Z 19? gleich den Fristen des § 22« verkürzt werden (Z 441 Abf. 2,
Ooäy äs proe. l>rt. 417, Bayern Art. 502). Die Feststellung einer kürzeren Einlassunas-
ftist für den Fall, daß die Zustellung im Bezirke des Prozeßgerichts erfolgt, entspricht
dem preuß. Entw. 8 574 sowie den Vorschriften der Proz. Ordn. v. Braunfchw. Z 152
und Barern Art. 502 und dem üsterr. Entw. 8 474.

Die Erhebung der Klage durch Ladungsurkunde erfolgt ohne vorgangige Termins-
bestimmung durch Ladung in eine bestimmte Sitzung des Gerichts. Es wird voraus-
ssesetzt (nordd. Prot. III. S. 1060), daß die Handels- und Amtsgerichte im Voraus
regelmäßige Sitzungen zur Verhandlung von Civilprozessen für einen größeren
Zeitraum festsetzen und verkünden (Braunschw. 8 149, Bayern Art. 499). Durch
den Schlußsatz des 8 441 wird in Uebereinstimmung mit dem hannov. Entw. § 465
dem Gerichte ein ausreichendes Mittel gewährt, die in der Sitzung vorkommenden
Sachen vorher zu übersehen, die Reihenfolge der Verhandlungen zweckmäßig zu
bestimmen und sich auf die einschlagenden Rechtsfragen vorzubereiten. Einer vor-
ssängigen Termins»estimmung bedarf es nur m dem Ausnahmefalle, wenn der
Gerichtsvollzieher unter Abkürzung der Einlafsungsfrist auf einen anderen, als den
ordentlichen Gerichtstag laden soll.

Die Form der mündlichen Klageanbringung (8 442) ist in die meisten neueren
Gesetzgebungsarbeiten aufgenommen (OoäL äe pruo. art. 9, Hannover > L 379, Olden- > S.
bürg Art. 205, Baden § 316, Bayern Art. 504, vreuß. Entw. § 591, hannov. Entw.
§ 452, fachs. Entw. 8 716, nordd. Entw. 8 663).

Die Vorschriften der 88 438, 439 und 441 übertragen die

§ß 443, 444 (K. V. 88 443. 444, G. §§ 482, 483)
auf alle im Laufe des Verfahrens vorkommenden Ladungen, sowie auf die Mitthei¬
lungen von Antragen und Erklärungen, welche nach allgemeinen Vorschriften <M 236,
280 Nr. 3) der Gegenpartei vor der mündlichen Verhandlung anzuzeigen find. Die -
Llldungsfrlsten für den Parteiprozeß regelt der ß 187. Die im ß 444 bezeichneten
Mittheilungen können ganz formlos und ohne Mitwirkung der Gerichtsvollzieher von
Partei zu Partei erfolgen (vgl. nordd. Entw. § 665).

Der

ß 445 ,K. V. § 445, G. § 464,
ist bereits im Zusammenhange mit dem Z 126 erörtert worden.

Um einerseits eine verzögerliche Prozeßführung fernzuhalten, andererseits aber
rechtsunkundige Parteien vor Nachtheilen zu bewahren, schreibt in Uebereinstimmung
mit dem Ooäe äs pro«, art. 424, 425, Baden 88 317, 318, hannov. Entw. 88 456,
469, sachf. Entw. § 719, üsterr. Entw. 8 483 der

8 446 (K. V. 8 446, G. 8 465)
»or, daß der § 238 nur insoweit Anwendung findet, als er die Geltendmachung der
Einrede der Unzuständigkeit des Gerichts vor der Verhandlung zur Hauptsache ver¬
ordnet und daß die dem Beklagten im 8 239 ertheilte Befugniß wegfällt.

Die theilweise Beibehaltung des § 238 ist — entgegen Württemberg Art. 367
— nothwendig, weil die Einredender Unzuständigkeit nach 8 39 zur Vermeidung der
Rechtsfolge der Prorogation vor der Einlassung des Beklagten zur Hauptsache geltend
zu machen ist. Zum Ermessen des Gerichts steht es, eine abgesonderte Verhandlung
über prozeßhindernde Einreden zu verfügen (vgl. preutz. Entw. § 585) und der Be¬
klagte ist nicht gehindert, eine solche Verfügung zu beantragen; eine Gefährdung des
Beklagten kann daher in der Vorschrift des 8 446 Abs. 2 nicht gefunden werden.

Die Rechtsvertheidigung und die Rechtsverfolgung in einem anhängigen Pro-
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zesse dürfen, soweit thunlich, durch Rücksichten auf die sachliche Zuständigkeit des
Prozeßgerichts nicht beschränkt werden. Wird daher im amtsgerichtlichen Prozesse
durch Erhebung einer Widerklage, durch Erweiterung des Klageantrags oder durch
eine Präiudizial-Inzidentklage (8 243) der Rechtsstreit auf Gegenstände oder Rechts¬
verhältnisse ausgedehnt, welche zur Zuständigkeit der Landgerichte gehören, so hat das
Amtsgericht, sofern eine Partei vor weiterer Verhandlung zur Hauptsache darauf
anträgt, nach

ß 447 (K. V. § 447. G. § 467)
durch Urtheil seine Unzuständigkeit auszusprechen und gleichzeitig den Rechtsstreit vor
das Landgericht zu verweisen. Nach Eintritt der Rechtskraft gilt der Prozeß als
anhängig beim Landgerichte; es bedarf daher, entgegen dem preuß. Entw. § 62,
keiner neuen Einleitung des Prozesses, vielmehr wird derselbe in kürzester Weise auf
das zuständige Gericht übergeleitet. Durch diese Vorschrift — vgl. Württemb. Art,
22, Bayern Art. 511, hannov. Entw. 8 7, nordd. Entw. ß 20, sachs. Entw, Z 250

S. 294.— wird bewirkt, daß in einem Verfahren über den ge I fammten Rechtsstreit in der
ihm gewordenen Ausdehnung entschieden werden kann.

Eine abweichende Bestimmung ist für das handelsgerichtliche Verfahren und
handelsgerichtliche Sachen in dem durch

§448 (K.V.—,G.-)
bestimmten Umfange erforderlich.

1. Betrifft die Präjudizial-Inzidentklage ein Rechtsuerhältniß, welches nicht zur
Zuständigkeit der Handelsgerichte gehört, so ist sie, wenn <der Gegner vor erfolgter
Einlassung widerspricht, zurückzuweisen (§ 448 Abs. 1). Ohne Rücksicht auf den
Widerspruch oder den rechtzeitigen Widerspruch des Gegners kann das Handelsgericht
von Amtswegen die Zurückweisung aussprechen, eine Befugniß, welche demselben in
Konsequenz der Vorschrift des § 38 Abs. 2 eingeräumt werden mußte (§ 448 Abs. 2).

2. Wird in einem bei dem Amtsgerichte anhängigen Prozesse durch Widerklage
ein Anspruch erhoben oder durch Erhebung einer Präjudizial-Inzidentklage die Fest¬
stellung eines Rechtsverhältnisses beantragt, für welche ein Handelsgericht zuständig
ist, so hat das Amtsgericht Widerklage und Präjudizial-Inzidentklage zurückzuweisen,
falls der Gegner vor erfolgter Einlassung die Zurückweisung verlangt (8 448 Abs. 3),

Die Vorschriften Nr. 1 und 2 enthalten eine Ausnahme von der Bestimmung
des L 243, die Vorschrift der Nr. 2 überdies eine Ausnahme von der Bestimmung
des Z 33. Während die Vorschrift der Nr. 1 durch die Ausnahmestellung der Han¬
delsgerichte, durch die beschränkte Kompetenz derselben, geboten wird, war die Vor¬
schrift Nr. 2 zum Schutze gegen willkürliche Elidirung der zur rechtskräftigen
Entscheidung des handelsrechtlichen Punkts geeigneteren und kollegialisch formirten
Handelsgerichte nothwendig.

Der

8 449 (K. V. § 449, G. § 469)
ist, soweit er die Anwendung der Vorschriften der M 305—309 ausschließt, bereits
in den Vorbemerkungen zu den Iß 305 ff. «ud V. gerechtfertigt. Die weitere Be¬
stimmung, betreffend die Nichtanwendbarieit der Vorschrift des Z 259, ist eine Kon¬
sequenz der W 72, 73, 116.

Wie die Erfahrungen im Geltungsbereiche der hannoverschen Prozeßordnung
ergeben haben (vgl. hannov. Prot, VIII. S. 3009 ff.), ist die Beschränkung der Pr°-
totollirung in dem durch

§ 450 (K. N. § 450, G. § 470)
Abs. 1 vorgeschriebenen Umfange nothwendig, wenn das Verfahren vor Zersplitterung,
die mündliche Verhandlung vor Theilung bewahrt, wenn mit einem Worte die durch
das mündliche Verfahren erheischte Konzentration der Verhandlung auch im Handels¬
und amtsgerichtlichen Prozesse erreicht werden soll. Denselben Zweck, wie der 8 450,
verfolgen der hannov. Entw. 8 455 (hannov. Prot. VIII. S. 3048—3060, 306? bis
3084/ XVI. S. 6000—6007) und der nordd. Entw. § 668 (nordd. Prot. III. S. 1063,
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1064, 1065, 1069), während der preuß. Entw. § 282 (vgl. Motiue S. 60) nur darauf
hinzuwirken sucht, daß nicht zuviel protokollirt werde.

Das Gericht kann die Protokollirung von Anträgen und Erklärungen der
Parteien unterlassen. In diesem Falle hat es dieselben, msoweit es erforderlich ist,
in den Thatbestand aufzunehmen. Eine Ausnahme enthält der § 450 Abs. 2: Ge¬
ständnisse, sowie die Annahme und Zurückschiebung zugeschobener Eide, sind auf
Antrag durch das Protokoll festzustellen. Diese Ausnahme steht mit der l dispositiven I S. 295.
Natur des Geständnisses und des zugeschobenen Eides, sowie mit der Wirksamkeit
dieser Erklärungen für die höheren Instanzen (ß 474 Abs. 1) in Verbindung.

Der 3450 ist die Ausführung des 8 140 Abs. 2 für das Handels- und amts-
qerichtliche Verfahren. Die übrigen im H 140 vorgesehenen Feststellungen müssen auch
in diesem Verfahren erfolgen, insbesondere müssen im amtsgerichtlichen Verfahren
die Feststellungen auf Grund des 8 140 Nr. 3 stattfinden.

Die Vorschrift des

Z 451 (K. V. -. G. —)
entspricht dem Charakter der Handelsgerichte und dem Zwecke der Bestellung von
Handelsrichtern; sie dient zur Vereinfachung des Verfahrens, ist schon jetzt bei vielen
deutschen Handelsgerichten in praktischer Geltung (z. B. H. G. O. v. Bremen 88 53,
54, Proz.-Ordn. u. Braunschweig 88 41, 42, Baden § 1025, Württemberg Art. 522,
Bayern Art. 513) und wird von den neueren Prozeßgesetzentwürfen übereinstimmend
in Vorschlag gebracht (preuß. Entw. § 930, hann. Entw. Z 369, sächs. Entw. 8 733,
isterr. Entw. ß 373, nordd. Entw. 8 671).

Trittes Buch.
Rechtsmittel.

Erster Abschnitt.
Berufung.

88 452—484. (K. V. 88 452—484, G. 88 472-506.)
Der Entwurf hat unterlassen, der Rechtsmittellehre in der Art des preuß. Entw.

Z§ 592—614, des sächs. Entw. 88 979—982 und der Proz. Ordn. v. Württemb. Art.
841—647 eine Zusammenstellung der den Rechtsmitteln gemeinsamen Vorschriften
vorauszuschicken. Den Rücksichten auf Uebersichtlichkeitund Oekonomie des Gesetzbuchs
schien es entsprechender, wie für das erstinstanzliche Verfahren den landgerichtlichen
Prozeß, so für das Verfahren in den höheren Instanzen den Prozeßgang in der
Berufungsinstanz zusammenhängend und eingehend zu normiren und bei der Regelung
des Rechtsmittels der Revision auf die Vorschriften der Berufung zurückzuverweisen
(8 505).

Die Berufung findet gegen die in erster Instanz erlassenen Endurtheile statt
(8 452).

Die Landgerichte sind die Berufungsgerichte in den vor den Amtsgerichten
«erhandelten Rechtsstreitigkeiten (Gerichtsverfassungsgesetz 8 51).

Für die Verhandlung und Entscheidung über das Rechtsmittel der Berufung
gegen die Endurtheile der Landgerichte und der Handelsgerichte sind die Oberlandes-
gerichte zuständig (Gerichtsverfassungsgesetz (8 95 Nr. 1).

Des Vorschlags, gegen die iri erster Instanz erlassenen Endurtheile der Land¬
gerichte und gegen die Endurtheile der Handelsgerichte statt der Berufung ein auf die
rechtliche Beurtheilung beschränktes Rechtsmittel/ die Revision, zu gewähren, ist bereits
in der allgemeinen Begründung 8 12 gedacht. Es würde zu weit führen, die Gründe
zu entwickeln, welche für und gegen diesen Vorschlag geltend gemacht sind. Es mutz



348 Negründung des Entwurfs.

genügen, auf die Ausführungen der Motive zu dem Iustizministerialentwurf von 1871
I S. 296. S. 238 ff. und zu dem Entwürfe der > Reichsciuilprozeßlommission von 1872 S. 42 ff.

408 ff., sowie auf die reiche Literatur zu verweisen, welche durch diese Ausführungen
hervorgerufen ist (vgl. die Ueberschrift bei v. Bar in Behrend, Zeitschrift für die
deutsche Gesetzgebung VI. S. 200 ff. Planck, in preußischen Jahrbüchern Bd. 31 (1873)
5. 174 ff. Menger, die Zulässigkeit neuen thatsächlichen Vorbringens in den höheren
Instanzen. Wien 1873 S. 116 ff.).

Ueber die Zulässigkeit der Berufung bestimmen die

ZZ 452—454. (K. V. W 452—454, G. W 472—474).
Aus der Vorschrift des 8 452, daß die Berufung gegen die in erster Instanz

erlassenen Endurtheile stattfinde, folgt
1. Die Zulässigkeit des Rechtsmittels gegen alle Endurtheile erster Instanz

ohne Rücksicht auf den Gegenstand des Rechtsstreits oder der Beschwerde, Hiervon
gilt nur die bei 8 92 erörterte Ausnahme, daß die Anfechtung der Entscheidung über
den Kostenpunkt unzulässig ist, wenn nicht gegen die Entscheidung in der Hauptsache
ein Rechtsmittel eingelegt wird.

In 8 13 der allgemeinen Begründung sind die prinzipiellen Gründe dargelegt,
aus denen der Entwurf die irrationelle und willkürliche Beschränkung der Rechtsmittel
durch das Erforderniß einer Beschwerdesumme verwirft und beseitigt. Der Entwurf
kehrt dadurch zu dem nach dem kanonischen Rechte — caz». 11 X. Äs appsll. 2. 28 —
festgehaltenen Grundsatze des rüm. Rechts (I. 20 Ooü. tit. 7. 62) „st in maM'ibu«
st in minui-ibu» eauÄz 2MLlIandi taeultaz L8t," zurück, welcher Satz noch durch die
neuere Prozeßgesetzgebung in Braunschweig, Oldenburg und Mecklenburg aufrecht
erhalten ist, wie auch die unbeschränkte Appellation von dem sächs. Entw. und von
dem üsterr. Entw. § 647 — hier als altes österr. Recht, vgl. Bemerkungen zum
Referentenentwurf 1866 S. 8? — vorgeschlagen wird. In den Rechtsgebieten mit
beschränkter Appellation ist deren Ausschließung selbst für die sog. Bagatellsachen nicht
ohne Ausnahmen durchgefühlt (preuß. Verordn, v. 1. Juni 1833 8 40, Deklarat. v.
6. April 1839 Art. 15, Verordn, v. 21. Juli 1849 8 47, Verordn, v. 24. Juni 1867
8 49, Hannover 88 393 430, Baden 88 1103—1105, Württemberg Art. 653, 654,
Bayern Art. 685, 693, preuß. Entw. 88 617, 618, nordd. Entw. § 770). Es scheiden
zunächst die Streitsachen aus, deren Gegenstand in Gelde nicht abzuschätzen ist; weitere
Ausnahmen beziehen sich auf nicht vermögensrechtliche und solche Prozesse, deren
Gegenstand das öffentliche Recht berührt (vgl. preuß. Ges. v. 24, Mai 1861, betr.
Erweiterung des Rechtsweges 88 4, 13, Hannover 8 430). Aber auch soweit die
Appellation ausgeschlossen ist, erklären die meisten Prozeßgesetze die Entscheidung der
ersten Instanz nicht für unanfechtbar. Der preuß. Prozeß giebt gegen die Entscheidungen
des Bagatcllrichters das zuletzt im Gesetze v. 20. März 1854 88 5—12 geordnete
Rechtsmittel des Rekurses. Dieses Rechtsmittel gilt schon nach dem bestehenden
preuß. Prozeßrechte als durchaus unbefriedigend; auf ein mündliches Prozeßverfahren
ist es unübertragbar, weil es auf dem Aktensystemberuht. Der preuß. Entw. — Motive,
S. 146 — beseitigt daher den Rekurs und beschränkt die Ausschließung der Berufung
auf diejenigen Rechtsstreitigkeiten, deren Gegenstand 20 Thlr. und weniger betrügt
(8 617). Die Motive des preuß. Entw. erwarten von dieser Vorschrift eine Stärkung
für die Autorität und das Ansehen der Einzelrichter. Diese Voraussetzung ist sachlich
nicht gerechtfertigt und wird von anderen Gesetzgebungen nicht getheilt, welche viel-

I S. 297. mehr in Stelle der Berufung ein beschränkteres Rechts I Mittel (vgl, Hannover 88 432,
433, Baden 88 H«6 ff., Württemberg Art. 734, nordd. Entw. 88'854, 855) gewähren.
Indem der Entwurf diesen prinzipiell falschen, komplizirten und bunten Zustand des
Prozeßrechts völlig beseitigt, vermeidet er zugleich die zahlreichen und willkürlichen
Bestimmungen, sowie die Schwierigkeiten, welche sich an das Erforderniß der Beschwerde¬
summe anknüpfen, und welche dadurch nur vermindert, nicht aber gänzlich erledigt
sind, daß entgegen dem gemeinen und preuß. Rechte, sowie den Prozeßordn. v. Baden
8 1105, Württemberg Art. 653 und Bayern Art. 685, andere Gesetzgebungen, ins¬
besondere der französische Prozeß, Hannover 8 393, das Genfer Gesetzbuch Art. 303,
der preuß. Entw. 8 617, hannov. Entw. 8 567, nordd. Entw. 8 ??N, die Berufungs¬
summe nicht nach dem Gegenstande der Beschwerde, sondern einfach nach dem Objekte
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des Rechtsstreits berechnen. Daß in Folge der Abschaffung der Berufungssumme
von dem Rechtsmittel im Bereiche der bisher der Berufung entzogenen Sachen ein
übermäßiger Gebrauch gemacht werden wird, ist nicht zu besorgen. Die Vorschrift
des Anwaltszwanges, die Rücksicht auf den Kostenpunkt und insbesondere der Umfang,
in welchem die vorläufige Vollstreckbarkeit zugelassen ist (H 601 ff.), beugen dem vor.

Gegenüber der Möglichkeit, den Stoff des Rechtsstreits durch besondere Ur¬
theile stückweise zu erledigen giebt der Z 452 ferner

2. eine Entscheidung für die Frage, inwiefern diese einzelnen Urtheile der An¬
fechtung durch Rechtsmittel zu unterwerfen sind. Die Anfechtung soll nur gegen
Endurtheile, d. i. diejenigen Urtheile, durch welche ganz oder theilweise über den
Mgeantrag als solchen entschieden und somit der Rechtsstreit selbst erledigt wird
<M 262—264), zu richten sein. Würde die Anfechtung der Theilurtheile durch Rechts¬
mittel bis zur Anfechtung des letzten Urtheils der Instanz aufgeschoben, so würde
die eine Hauptwirkung der Theilurtheile, jede aus dem Streite über Nebenpunkte
hervorgehende Verzögerung einer vollstreckbaren Entscheidung auszuschließen, verloren
gehen, und überdies ein genügender Anhalt zur Bestimmung der Rechtsmittelfrist
für den Fall, daß der Ueberrest des Streitgegenstandes auf andere Weise als durch
Endurtheil erledigt wird, ohne künstliche Bestimmungen (hannov. Entw. Z 571, olden¬
burgische Prov. Ordn. Art. 242 Z 4) nicht vorhanden sein. Es läßt sich zwar nicht
Verkennen, daß eine so durchgreifende Theilung des Rechtsstreits zu widersprechenden
Entscheidungen über die verschiedenen Theile des Streitgegenstandes führen kann.
Diese Erwägung hat auch theils zum Aufschieben der Berufung durch Vorbehalt
derselben (Prov. O. v. Hannov. § 346 und Oldcnb. Art. 239 Z 2, Art, 240 Z 1,
hannov. Entw. ß 569), theils zur Beschränkung der Theilurtheile auf den Fall ge¬
führt, daß die mehreren Theile des Streitgegenstandes mehrere Forderungen betreffen
(Bayern Art. 266, Baden Z 352) oder nicht konnex sind (Württemberg Art. 354).
Jene Bedenken bestehen aber auch abgesehen von dem Institute des Theilurtheils,
in Folge der Berechtigung des Klägers, von vornherein den Streitgegenstand in
mehrere Prozesse zu vertheilen. Der Vortheil der zu erlangenden Rechtskraft muß
daher den Ausschlag für die sofortige Anwendbarkeit der Rechtsmittel geben, zumal
sich der Kläger diesen Vortheil nach § 234 Abs. 1 nicht einmal durch Zurücknahme
des noch nicht spruchreifen Theils des Klageantrags ohne Einwilligung des Beklagten
«der ohne Aufgabe des Anspruchs verschaffen kann. Die Ausschließung der sofortigen
Anfechtung würde zu befonderen Härten führen, wo der Kläger durch gesetzliche Be¬
stimmungen (z. B. Ouä« civil l>rt. 1346) oder durch richterliche Anordnung (Z 132)
zu einer Kumulation mehrerer Ansprüche veranlaßt ist. Zu beachten bleibt dabei,
daß der > Erlaß des Theilurtheils für die im ß 263 bezeichneten Fälle zwar als Regel > S. 298.
hingestellt, Abweichungen von dieser Regel aber dem Ermessen des Gerichts überlassen
sind (vgl. nordd. Prot. I. S. 576—578).

Außer dem Theilurtheil stehen hinsichtlich der Zulässigkeit der Rechtsmittel
dem Endurtheile gleich die bedingten Endurtheile — ZZ 407 Absatz 1, 421
Abs. 3 —, durch welche auf einen zugeschobenen oder richterlichen Eio erkannt
wird, sowie dasjenige Endurtheil, welches den Eintritt der in einem bedingten
Endurtheile ausgedrückten Folgen ausspricht (§ 409 Abs. 2) und nach Z 601 Nr. 3
ohne Antrag für vorläufig vollstreckbar zu erklären ist. Hierin liegt eine erhebliche
Abweichung vom preuß. Recht, welches (vgl. Verordn, v. 14. Dezember 1833 § 7)
gegen Purifikationsbescheide nur die Nichtigkeitsbeschwerde giebt. Die allgemeine
Zulassung der Berufung ist gerechtfertigt, weil nach § 409 Abs. 1 in der Purifikatoria
häufig Streitpunkte sachlich zu entscheiden sein werden, und es unthunlich wäre, nach
Art der preuß. Praxis ein verschiedenes Rechtsmittel zu gestatten, je nachdem das
Lauterungsurtheil einen bloßen Protokollarbescheid enthält oder mehr (Entsch. des
Ober-Tribunals Bd. 16 S. 490, Bd. 3? S. 369, Striethorst Archiv Bd. 41 S. 120
Nr. 26, Bd. 54 S. 344 Nr. 71). Entsprechend dem preuß. Rechte (A. G. O. I. 10
88 60 ff, I. 13 Z 43, Verordn, u. 21 Juli 1846 § 5), dem preußischen Entw. Z 591
3tr. 3, 4, dem nordd. Entw. Z 768 Nr. 3 sind den Endurtheilen durch den Entwurf
ausdrücklich gleichgestellt die Urtheile über prozeßhindernde Einreden (z 239 Abs. 2)
und das Urtheil über den Grund eines nach Grund und Betrag streitigen Anspruchs
(8 266 Abs. 2). Die Anfechtbarkeit wird auch nicht dadurch ausgeschlossen, daß das
Gericht auf Antrag in den beiden letzteren Fällen anordnet, daß zur Hauptsache,
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bezw. über den Betrag des Anspruchs in erster Instanz weiter verhandelt werde.
Endlich ist das Urtheil, welches unter Vorbehalt der Rechte im Urkunden- und
Wechselprozesse ergeht, in Betreff der Berufung nach Z 538 Abs. 3 als Endurtheil
anzusehen.

3. Ausgeschlossen von der unmittelbaren Anfechtung sind durch den Z 452 alle
sonstigen Entscheidungen des Gerichts, welche nach der Terminologie des Entwurfs
Beschlüsse, Verfügungen und Urtheile sein können (Z 140 Nr. 5). Zu diesen Urtheilen
gehören insbesondere die Zwischenurtheile (Z 265), Dieselben sind nach ihrem Zwecke,
die weitere Verhandlung der Sache zu vereinfachen, für den Richter, welcher sie
erlassen hat, binoend. Indem sie Streitpunkte entscheiden, welche sich nicht als Theile
des Streitgegenstandes darstellen, sind sie nur Vorbereitungen für das Endurtheil (vgl.
S. 27? ff., hier S. 332 ff.) und werden nach dem für die Berufung angenommenen Prinzip
der Konzentration zusammen mit dem Endurtheile angefochten (hannov. Entw. § 570,
nordd. Entw. Z 769). Es ist dies die „vorbehaltene Berufung" der Proz. Ordn. u.
Hannover ß 394. Die in dieser Prozeßordnung und im hannov. Entw. angenommene
terminologische Unterscheidung zwischen sofortiger (selbstständiger) und vorbehaltener
Berufung hat als solche nur theoretische Bedeutung und ist im Interesse der Einfachheit
und Korrektheit besser zu vermeiden (vgl. Neues Magazin für hannov. Recht 1868,
Bd. VIII. S. 89 ff.). Die Zwischenurtheile bedürfen, wenn Berufung gegen das
Endurtheil eingelegt ist, auch formell nicht der besonderen Anfechtung, welche sich nur
gegen die über den Streitgegenstand verfügende Entscheidung zu richten hat.

Daß diejenigen Vorentscheidungen, welche dem Rechtsmittel der Beschwerde
unterliegen, von der Anfechtung mit der Berufung ausgeschlossen sind, ist ein Haupt¬
zweck der Zulassung der Beschwerde,

l S. 299. l Insoweit die Prozeßordnung einzelne Entscheidungen jeder Anfechtung entzieht
— vgl. die §§ 3? Abs. 2, 46 Abs. 2, 114, 13? Abs. 3, 153 Abs. 1, 196 Abs. 3,
280 Abs. 3, 310 Abs. 2, 358 Abs. 2, 432 Abs. 2, 584 Abs. 3, 600 Abs. 3, 608
Abs. 2, 779 Abs. 1 — gilt dieser Ausschluß selbstverständlich auch für die Berufung
(Hannover § 454).

4. Die Anfechtung eines Versäumnißurtheils versagt der § 454 Abs. 1 der¬
jenigen Partei, gegen welche es erlassen ist (§ 293). Das Urtheil, durch welches
im Falle des §286 Abs. 2 auf Abweisung der Klage erkannt wird, kann vom
Kläger mit der Berufung angefochten werden. Der Ausschluß der Berufung gegen
Versäumnißurtheile beruht auf der unbeschränkten Zulassung des Einspruchs. Der
Entwurf folgt dem Vorgange des genfer Gesetzbuchs Art, 306 und dem nordd.
Entw. § 771. Die Zulassung der Berufung gegen Kontumazialurtheile läßt sich
(nordd. Prot. III. S. 1514) darauf zurückführen, daß der Einspruch nach seiner
historischen Entwickelung überall von dem Nachweise bestimmter Rcstitutionsgründe
abhängig war und daher den Säumigen nicht vollständig schützte. Die Gesetzgebungen,
welche neben unbeschränkter Zulassung des Einspruchs auch die Berufung zulassen
(Oocks äs prne. »,rt. 443, Bayern Art. 694, preuß. Entw. § 643), stellen damit der
säumigen Partei zwei verschiedene Rechtsmittel zur beliebigen Auswahl und eröffnen
die Möglichkeit, unter Durchbrechung des im öffentlichen Interesse geordneten Instanzen-
.uges das Gericht erster Instanz zu übergehen, was der Entwurf grundsätzlich ans¬
chließt (§ 479). Aus diesem Grunde erscheint auch die Gestättung einer auf
Anfechtung der Folgen, welche aus'den für zugestanden angenommenen Thatsachen
gezogen sind, gerichteten Berufung nicht zulässig. In letzterer Weise hat die gemein¬
rechtliche Praxis — Renaud, Cwilprozeß S. 426, Wetzell, Nä. II. S. 650. — den
römischrechtlichenSatz: eonwumx nun «.iipsllat,. abgeschwächtund in dieser Begrenzung
kann auch nach der preuß. Verordn, v. 21. Juli 1849 § 47 Abs. 2., Verordnung v,
24. Juni 186? § 49 Abs. 2, Hannover § 166, Oldenburg Art. 115, Baden
Art. 1109, österr. Entw. § 668 gegen Versäumnißurtheile Berufung eingelegt werden.
Durch den Ausschluß der thatsächlichen Erörterungen wird aber der Charakter des
Rechtsmittels nach dem bezeichnen!!en Ausdruck der preuß. Motive S. 158 denaturirt
und dasselbe der Revision genähert. Auch der Versuch, die Zulässigkeit des neuen
Vorbringens allgemein auf den Fall des Nachweises einer unverschuldeten Versäum¬
nis; zu beschränken — Württemberg Art. 652, 717, hannov. Entw. §§ 582, 589,
sächs. Entw. § 998 — muß erhebliche Verwickelungen des Verfahrens zur Folge
haben.
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In Uebereinstimmung mit dem ersten Absätze des § 454 gestattet dagegen der
M, 2 die Berufung gegen dasjenige Versäummßurtheil, welches dem Einsprüche
nicht unterliegt, insoweit das Rechtsmittel darauf gestützt wird, daß der Fall der
Nersäumung nicht vorgelegen habe. Hier fehlen die für den Ausschluß der Berufung
,« § 454 Abf. 1 geltend gemachten Gründe.

Die Berufung gegen ein bereits erlassenes Urtheil kann selbstverständlich durch
Vertrag unter den Parteien ausgeschlossen werden. Vorschriften hierüber gehören
nicht in die Prozeßordnung. Dagegen bestimmt der

§ 455 (K. V. § 455, G. § 475),
daß ein Verzicht auf die Berufung auch ohne Annahme seitens des Gegners wirksam
ist; es beruht dieser dem nordd. Entw. § 772 tonforme Satz auf Begünstigung der
Rechtskraft der Urtheile. Jedoch ist auch dabei nur an einen solchen I Verzicht zu! S. 300.
denken, welcher gegenüber dem Gerichte oder dem Gegner erklärt wird (Württemberg
Art, 306, 307). Dem ausdrücklichen Verzichte werden aus derselben Ursache durch
ß 455 Abs. 2. konkludente Handlungen, aus welchen die Absicht hervorgeht, das
Urtheil nicht anfechten zu wollen, gleichgestellt. Zur Vermeidung einer schädlichen
Kasuistik unterläßt es aber der Entwurf, eine in anderen Gesetzgebungsarbeiten —
Bayern Art. 695, preuß. Entw. § 600, Baden § 375 — versuchte Spezialisirung zu
geben, welche Handlungen als konkludente gelten, bezw. nicht gelten sollen.

Dem Verzichte vor Erlassung des Urtheils die gleiche Wirkung beizulegen,
fehlt es an Veranlassung, ebensowenig aber ist mit dem nordd. Entw. § 772 eine
Verzichtleistung auf das Rechtsmittel vor dem Urtheile völlig auszuschließen oder
auch nur zu beschränken. Die Gültigkeit eines hierauf gerichteten Vertrags — welchen
das französische Recht (Ooäe äs proo. art. 7. für das "Verfahren vor den Friedens-
gerichten, (iloäs äß eommsrss .irt. 639 Nr. 2 für das handelsgerichtliche Verfahren)
erwähnt und welcher für das Verfahren vor ordentlichen Gerichten und vor Schieds¬
gerichten als zulässig gilt (ai-F. art. 1010 Ooäs 6s proe.) — ist lediglich nach dem
Civilrechte zu beurtheilen. Ein solcher Vertrag ist einem Kompromiß analog.

Die durch den

§ 456 (K. V. 8 456, G. § 476)
ausgesprochene Beschränkung der Zurücknahme der Berufung beruht auf der dem
Berufungsbeklagten gestatteten Anschlußberufung (§ 462 Absatz 1). D,e Zurück¬
nahme ist in ihrer Wirkung dem Verzichte gleichgestellt, so daß das Rechtsmittel
auch innerhalb der Nothfrist nicht wieder aufgenommen werden kann. Es ist kein
Bedürfniß, ein den Gegner wie die Gerichte belästigendes Schwanken zuzulassen.
Die Vorschriften über oie formelle Behandlung der Zurücknahme entsprechen den
gleichen Vorschriften des ß 234.

Die Berufungsfrist wird durch den

§ 457 (K. V. § 457, G. 8 477)
normirt. Daß dieselbe als Nothfrist behandelt wird, ist allen Prozeßrechten ge¬
meinsam. Es folgt daraus für die Berufungsfrist die Anwendbarkeit der allgemeinen
Vorschriften (§§ 194 Abs. 2, 195 Abs. 1 204 ff. 218).

Die Dauer der Berufungsfrist wird von den bestehenden Prozeßordnungen
und Prozeßgesetzentwürfen auf' das Verschiedenste bemessen. Für die im ordent¬
lichen Verfahren zu behandelnden Prozesse bezeichnen einerseits das gemeinrecht¬
liche ässsnäium (Nov. 23 o. 1., s. 8 in VI. äs appsll. 2 15), welches noch Braun¬
schweig H 221 333, Oldenburg Art. 24? ß 1 und der sächs. Entw. § 984 festhalten,
andererseits die dreimonatliche Rechtsmittelfrist der französischen Rechtsbücher (Ooäs
<le proo. art. 443, lüoäs äs sommsros art. 645), welche übrigens für Frankreich
durch das Gesetz v. 3. Mai 1862, Lvllstin äsz Isi» p»F. 721 ff., auf zwei Monate
ermäßigt ist, dw äußersten Grenzen der Fatalien. Zwischen denselben bewegt sich
die vierzehntägige Frist der badischen Prozetzordn. § 1119, die vom nordd. Entw.
§ 774 vorgeschlagene Berufungsfrist von 3 Wochen, die verschiedenartigen Fristen
der hannov. Prozeßordn, ß 401 von 2 Monaten bis zu 14 Tagen und die preußisch-
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rechtliche Frist von 6 Wochen (Verordn, v. 14. Dezember 1833 H 14, Verordnung
vom 21. Juli 1849 § 43, Verordn, v. 24. Juni 186? Z 45).

> S. 301. Der Entwurf hat sich übereinstimmend mit Württemberg Art. 679, dem I hannov.
Entw. § 571 und dem österr. Entw. ß 649 für die Frist von einem Monat entschieden.
Bei der wechselnden Zahl der Tage eines Monats hat zwar die Frist nach 8 19z
nicht immer die gleiche Dauer; dieselbe empfiehlt sich aber durch die leichtere Berechnung
in höherem Maße als die fast gleiche Frist von 30 Tagen, welche Bayern Art. 697
festgesetzt hat und der preuß. Entw. 3 620 vorschlägt.

Für die Bestimmung der gewählten Frist kam zunächst in Betracht, daß eine
zu lange Frist die Rechtskraft des anzufechtenden Urtheils gegen das Interesse der
obsiegenden Partei zu sehr aufhält (§ 598), während eine zu kurz bemessene Frist
der unterliegenden Partei nicht die nöthige Zeit zur Ueberlegung und Vorbereitung
laßt. Dabei ist berücksichtigt, daß der nothwendige Verkehr mit dem in der Regel
an einem anderen Orte, als die Partei und deren Anwalt erster Instanz wohnenden
Anwalt, welcher für die Betreibung der Berufung anzunehmen ist, eine gewisse Zeit
erfordert, und daß die zur Wahrung der Frist erforderliche Zustellung der Berufung^
fchrift (§ 458 Abf. 1) nicht eine Frist gestattet, deren Kürze die Zustellung gefährden
könnte. Auch ist erwogen, daß nach dem in Aussicht genommenen Verfahren die Frist
zur Ginlegung des Rechtsmittels theilweise gleichzeitig zur Rechtfertigung desselben
dient (§ 459) und daher eine besondere Rechtfertigungsfrist als entbehrlich fallen
gelassen ist. Nach den bestehenden Verkehrsverhältnissen und mit Rücksicht auf die
vom Entwurf grundsätzlich angenommene Rechtsstellung der gesetzlichen Vertreter wird
die einmonatliche Rechtsmittelfrist auch für diese genügen (preuß. Deklarat. v. 6. April
1839 Art. 13); und ebensowenig wird es fernerhin der Festsetzung kürzerer Fristen
(preuß. Verordn, vom 21. Juli 1846 ß 27, Ooäs äe proo. art. 392, 669, 730,
762, Oldenburg Art. 247 § 2, sächs. Entw. § 1007., österr. Entw. ß. 649.) für
einzelne Arten von Rechtsstreitigkeiten bedürfen, deren Gegenstand eine Beschleunigung
erfordert, weil die Vorschriften über die vorläufige Vollstreckbarkeit des Urtheils (ß§.
601 ff.) dem Bedürfnisse genügen werden. Daß das Interesse einer Partei eine
möglichst rasche Entscheidung wünsch enswerth macht, damit ihr hierdurch eine Sicher¬
heit für weitere Handlungen gegeben werde, kommt unter zu mannigfaltigen Um¬
ständen vor, als daß sich mit Rücksicht hierauf eine Regel aufstellen ließe (vgl. nordd,
Prot. III. S. 1535). Der Rechtsnnttelkläger ist überdies nicht genöthigt, zur Ein-
legung den Ablauf des Fatale abzuwarten (ß. 465.). Indem die Frist von einem
Monat allen diesen Rücksichten entspricht, konnte sie der Entwurf außer den Füllen
des Einspruchs (Z 294 Abs. 1), des Antrags auf Wiedereinsetzung (ß 205 Abs. 1)
und der sofortigen Beschwerde (§ 516 Abs. 3) zur wesentlichen Vereinfachung des
Verfahrens als Nothfrist für die Revision (§ 490 Abs. 1), für die Klagen auf
Wiederaufnahme des Verfahrens (Z 525 Abs. 1), sowie für die Anfechtungsklage
gegen das Ausschlußurtheil (§ 780 Abs. 2) und für die Klage auf Aufhebung eines
Schiedsspruches (§ 810 Abs. 2) festsetzen.

Der Lauf der Frist beginnt erst mit der Zustellung des Urtheils. Der Absatz
2. des §. 457. fügt dekllliirend hinzu, daß die Berufung gleichzeitig mit der Zustel¬
lung des Urtheils eingelegt werden kann, durch welche Verbindung der Berusungs-
kläger die Mühen und Kosten eines zweiten Zustellungsaktes spart (Motive zum
preuß. Entw. S. 142, nordd. Prot. III. S. 1500). Diese Vorschriften entsprechendem
preuß. Rechte (Verordn, v. 5. Mai 1838 ß§ 5, 6), dem franz. Prozesse (Nods äe
proc art. 443., Nuäe äs eommLi'LL art. 645), Hannover Z. 401, Württemberg Art,

> S. 302. 679, Bayern Art. 697, dem preuß. Entw. ß '596, > hann. Entw. § 571, österr.
Entw. § 649. Für den Beginn der Frist ist es nach dem Entwurf nicht von Ein¬
fluß, ob die Verkündung des Urtheils in Gegenwart oder in Anwesenheit einer oder
beider Parteien oder ihrer Vertreter erfolgt ist; während nach der Vorschrift Hannover
§ 378 (für den amtsgerichtlichen Prozeß), Oldenburg Art. 94 § 1, Baden Zß 364, 365
die Verkündung die Stelle der Behändigung vertreten soll, insoweit die betreffende
Partei bei der Publikation des Urtheils gegenwärtig war, und der nordd. Entw.
8 775 die Zustellung des Urtheils für den Beginn der Nothfrist allgemein fordert,
sobald auch nur eine der Parteien in dem Termine zur mündlichen Verhandlung, auf
welche das Urtheil erlassen ist, nicht erschienen war. Nach dem gemeinrechtlichen
Prozesse, nach Braunschweig § 221, nach dem Vorschlage des sächs. Entw. ß 984 und
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der Entwürfe für Holland und Belgien sowie in den Fällen der Art. 356, 392
des Loäs <ie pruc. läuft die Berufungsfrist von der Verkündung des Urtheils ab.

Wenn die Verkündung diese Wirkung haben soll, so müßte dieselbe in einer
Vollständigkeit geschehen, welche äußerst zeitraubend und ohne vorherige schriftliche
Abfassung des vollständigen Urtheils kaum ausführbar sein würde. Die Vorschrift
würde mit dem im § 272 Abs. 1 fakultativ zugelassenen Publikationsmodus durch
Vorlesung der Urthcilsformel unvereinbar sein. Aber auch bei vollständiger Mit¬
theilung der Entscheidungsgründe werden die Parteien durch die einmalige Anhörung
derselben nicht in die Lage gebracht, den Erfolg der einzulegenden Rechtsmittel mit
Sicherheit zu prüfen. Hierzu bedürfen die Parteien der Einsicht des vollständigen
Urtheils, deren Möglichkeit erst durch die Zustellung festgestellt wird. Der mit der
Zustellung verbundene Aufwand an Arbeit und Kosten ist hiergegen nicht von aus¬
reichender Vedeutug.

Der belgische Entwurf ist zu dem Vorschlage:
I^s äelai vour mtsi'MLi- aprM enurig, äu Honr äu prauones äu ^uZemsnt

durch die praktischen Inkonvenienzen veranlaßt worden, welche mit dem durch den
Ooäo äs pro«, art. 443 adoptirten System der ziZmneatiau äu ^uZeinLnt verbunden
sind. Nach diesem System setzt die Zustellung des Urtheils den Lauf der Frist nur
derjenigen Partei gegenüber in Bewegung, welcher zugestellt ist. Es bedarf daher
gegenseitiger Zustellungen, um für beioe Parteien die Frist in Lauf zu fetzen; dadurch
wird es aber unmöglich, daß die Rechtsmittelfrist für beide Parteien gleichzeitig
beginnen und gleichzeitig ablaufen kann, welcher Umstand die einheitliche Verhandlung
in der Berufungsinstanz erschwert, wenn nicht ausschließt, falls von beiden Parteien
die Berufung eingelegt ist. Allen diesen Inkonvenienzen entgeht der Entwurf
dadurch, daß

1. nach Maßgabe des § 191 Abs. 2 auch für die zustellende Partei die Frist
von der Zustellung an läuft — eine Bestimmung, welche auch der franz. Entw. für
die Uppelllltionsfrist adoptirt hat — und daß

2. nach der Vorschrift des § 457 die Einlegung der Berufung vor Zustellung
des Urtheils wirkungslos ist. Der Entwurf erreicht in dieser Weise die Einheit der
Frist für beide Parteien, sowie die einheitliche Verhandlung in der Berufungsinstanz,
ohne deshalb die Vortheile der Berechnung der Frist von der Zustellung des Urtheils
«in aufgeben zu müssen (vgl. hannov.' Prot. X. S. 3597).

Der Lauf der Berufungsfrist wird durch Anträge auf Erläuterung und Berichtigung
des Urtheils bezw. des Thatbestandes (§H 280, 281) nicht berührt, l Anschließend I S. 303.
an die preuß. Praxis (Erk. des Obertribunals v. 26. Novbr. 1861, Entsch. Bd. 47
S. 337) bestimmte der preuß. Entw. Z 598 zwar entgegengesetzt, jedoch nur insoweit
der Antrag vor Ablauf der Nothfrist gestellt sei. Diese beschränkte Bestimmung ist
aber in der nordd. Prozeßkommission (Prot. III. S. 1495) auf das Lebhafteste
angegriffen worden. Jede Partei kann bei Anträgen auf Erlaß einer Deklaration
von Schreib- und Rechnungsfehlern und ähnlichen offenbaren Unrichtigkeiten (§ 280
Abs. 1) davon ausgehen, daß ihrem Antrage stattgegeben werde, und nach Maßgabe
des hiernach sich ergebenden Inhalts des Urtheils ihren Entschluß bezüglich des
Rechtsmittels fassen. Die Berichtigung des Thatbestandes (H 281) hat eine Aenderung
des übrigen Inhalts des Urtheils (Z 274 Nr. 4, 5) nicht zur Folge, und kann daher
auf diese Frage keinen Einfluß üben.

§8 458, 460, 463, 464. (K. V. 88 458, 460, 463, 464, G. 88 479, 481, 484. 485.)
Die Formen der Berufung und der weiteren Verhandlung über dieselbe können

nur denjenigen der Klage und der Verhandlung in erster Instanz entsprechen. Dies
ist auch der Gedanke der neuen Gefetzgebungsarbeiten (preuß. Entw. ZZ 622—624,
hannov. Entw. HZ 573, 574, 578, 579, nordd. Entw. Zß 776—779, 784, 785). Daß
nach 8 458 Abs. 1 die Berufung nicht bei Gericht, sondern gemäß § 15? durch
Zustellung eines Schriftsatzes an den Gegner eingelegt wird, ist eine Konsequenz
aus den für das Einlettungsverfahren angenommenen allgemeinen Grundsätzen des
Entwurfs.

Als Inhalt der Berufungsschrift ist, neben der Ladung des Berufungsbeklagten
zur mündlichen Verhandlung, nur die an sich unentbehrliche Erklärung, daß Berufung

Materialien zur Zivilprozeßordnung, 23
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eingelegt werde, und die für Bezeichnung des Rechtsstreits wie für die Beurtheilung
der Rechtskraft der Urtheile erster Instanz nothwendige Bezeichnung des angefochtenen
Urtheils vorgeschrieben. Daß zu der Erklärung, es werde Berufung eingelegt, nicht
der Gebrauch solenner Worte erforderlich ist, kann bei der Tendenz des Entwurfs,
das Verfahren von entbehrlichen Formen freizuhalten, als selbstverständlich angenommen
werden; es genügt, daß die Absicht, Berufung einzulegen, ausgedrückt wird (vgl
preuß. Deklaration v. 6. April 1839 Art. 16, Württemb. Art. 645, preuß. Entm
§ 622, sächs. Entw. ß 979). Einen vierten nothwendigen Bestandtheil der Berufungs-
schrift ergiebt der Z 185 des Entwurfs: die Aufforderung an den Gegner zur
Bestellung eines bei dem Prozeßgerichte zugelassenen Anwalts.

Alles Andere, was in die Berufungsschrift aufzunehmen ist, hat nur vorbereitende
Natur. Dies gilt nicht nur von den in der Berufungsinstanz vorzubringenden That¬
sachen und Beweismitteln, fondern namentlich auch von den zu stellenden Anträgen,
was nicht blos der der mündlichen Verhandlung beigelegten Bedeutung entspricht
sondern zugleich von Wichtigkeit für die Bemessung der Berufungsfrist ist. Da
derselben die Zeit bis zur mündlichen Verhandlung für die Ueberlegung der Partei,
welche Thatsachen und Beweismittel sie anbringen will, hinzutritt, so kann die Frist
im wesentlichen Interesse des Gegners so kurz, wie im ß 457 geschehen, bestimmt
werden. Dieselbe nur vorbereitende Natur hat selbstverständlich die Beantwortung
der Berufung.

§8 461, 463. (K. V. 58 461, 462, G. Htz 482, 483.)
Die Berufung bringt, da die Berufungsschrift auch rücksichtlich der Anträge nur

S. 304. vorbereitend ist, den ganzen Rechtsstreit in die Berufungsinstanz. Dem > gemäß kann
der Berufungsbeklagte sich der Berufung feinerseits anschließen, und zwar ohne das
gemeinrechtliche Erfordernis; der Konnexiiät der Anschlutzbeschwerden mit denen des
Berufungsklägers (Württemb, Art. 693, hannov. Entw. Z 576) und auch rücksichtlich
der Entscheidung des Kostenpunkts, für welche allein die Berufung ausgeschlossen
wäre (H 92). Der Berufungskläger kann dies Recht durch Beschränkung seiner Anträge
auf einen Theil des Streitgegenstandes nicht beeinträchtigen, da auch er an Erweiterung
derselben nicht gehindert ist. Durch die Zulassung des Anschlusses wird das Recht
des Verufungsbeklagten, bei vollständigerer Aufklärung der Sachlage auch für sich
eine derselben entsprechende Entscheidung zu verlangen, gewahrt (preuß. A. G. O, I,
14, Z 12), und manche Berufung, welche nur unter der Voraussetzung eingelegt
wurde, daß der Gegner Berufung einlegen werde, kann unterbleiben. Ein Verzicht
auf die Berufung wird der Regel nach nur als unter der Voraussetzung der Gegen¬
seitigkeit abgegeben (Proz. Ordn. v. Hannover § 402, Bayern Art. 702 und Württemberg
Art. 693, Loäs äs xrac llit. 443 i t) anzusehen sein. Ist deshalb trotz des Verzichts
die Anschließung zulässig (Z 461 Abs. 1), so ist doch der vertragsmäßige Ausschluß
der Anschlußberufung nicht unmöglich, wenn der Vertrag oder der Verzicht ausdrücklich
hierauf gerichtet war (preuß. Entw. § 632).

Die Anschließung wird durch die Beantwortung der Berufung oder durch einen
anderen Schriftsatz vorbereitet (Bayern Art. 715, Hannov. 8 403, Oldenb. Art. 258
§ 2, Württemberg Art. 694, Baden Art. 1132) und erfolgt erst durch die Stellung
der bezüglichen Anträge in der mündlichen Verhandlung. Der Beginn der mündlichen
Verhandlung des Berufungsbeklagten ist daher der Zeitpunkt, von welchem an der
Berufungskläger die Anschließung durch Zurücknahme der Berufung nicht mehr
verhindern kann (S 456), während oie frühere Zurücknahme die Anschließung unmöglich
macht. Ebenso muß die Anschließung durch Wegfall der Berufung selbst ihre Wirkung
verlieren, wenn die Berufung als unzulässig verworfen werden muß. Nur in dem
Falle, daß der Anschluß innerhalb der Berufungsfrist erfolgt ist, hat die sonst blos
vorbereitende Erklärung die erhöhte Bedeutung der eigenen Berufung. In diesem
Falle ist die Anschließung von dem Bestehen der Berufung unabhängig svgl. hannov.
(ß 577) und nordd. Entw. § 783^. Der preuß. Entw. S 633 hat dies Moment nicht
ausreichend gewürdigt. Sofern diese Unabhängigkeit beansprucht wird, ist aber auch
die Zulässigkeit der Berufung selbstständig zu prüfen, nur die besondere Ladung zur
mündlichen Verhandlung ist entbehrlich.

, In allen Fällen bleibt die Anschließung unzulässig zur Anfechtung eines
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Beisäumnißurtheils. Die Gründe für Ausschließung der Berufung gegen dasselbe
sind auch hier maßgebend.
' Konform dem preuß. Entw. Z 637, 643 und dem nordd. Entw. 88 786, 812
trifft der

ß 465 (K. V. 8 465, G, § 486)
Vorsorge für zwei Fälle, in denen sich die vom Berufungskläger gemäß 88 186, 225
Abs. 1, 458 Nr. 3 erwirkte Bestimmung des Termins zur Verhandlung über die
eingelegte Berufung in der Folge als ungeeignet herausstellt. Zunächst wird das
Recht des Verufungsbeklagten gewahrt, die Aussetzung der mündlichen Verhandlung
bis zum Ablaufe der Berufungsfrist zu fordern, damit ihm die Zeit bleibt, sich auf
die Vertheidigung gegen die Berufung und auf die eigene Anschlußberufung vorzubereiten,
und damit er die Einheit der Verhandlung über beide erhalten kann. Auf Antrag
des Berufungsbeklagten ist daher der Vers handlungstermin bis zum Ablaufe der > S. 305.
Nothfrist zu vertagen, falls er — was nach dem gerichtlichenGeschäftsgange allerdings
nicht häufig vorkommen wird — auf eine frühere Zeit anberaumt war. Der zweite
Fall ist von größerer prinzipieller und praktischer Nichtigkeit. Derselbe betrifft das
Zusammentreffen von Einspruch und Berufung gegen dasselbe Urtheil und wird im
Sinne des Entwurfs auch von Württemb. Art. 706, Bayern Art. 722 und dem hannov.
Entw. 8 582, sowie von der preuß. A. G. O. I. 14. § 78 entschieden. Die Verhandlung
über die Berufung wird auf Antrag oder auch von Amts wegen bis zur Erledigung
des vom Gegner des Berufungsklägers eingelegten Einspruchs vertagt. Hierdurch
wird eine gleichzeitige Verhandlung über dieselben Streitpunkte in zwei Instanzen
vermieden und es wird angemessenerweise die Verhandlung über die Berufung völlig
abgeschnitten, wenn das angefochtene Urtheil bereits durch Einspruch in Wegfall kommt.

Die

ZZ 466—472 (K. V. 88 466—472, G. 88 487-493)
verwirklichen den in der allgemeinen Begründung § 12 erörterten Charakter der
Berufung als eines nuvuni MäiLiuw. Der Rechtsstreit wird von dem Berufungsgerichte
in den durch die Anträge der Parteien bestimmten Grenzen von Neuem verhandelt
lM 466, 477). Die Klage und die bei der mündlichen Verhandlung gestellten An¬
trage geben die Grenzen für die Verhandlung des Rechtsstreits. Würde eine Aende¬
rung der Klage gestattet, so würde gegen das öffentliche Interesse der Ordnung des
Verfahrens ein Rechtsstreit verhandelt werden, welcher nicht in erster Instanz ver¬
handelt ist. Der Klageantrag, über welchen das Urtheil ergangen ist, bildet, da es
sich um Anfechtung dieses Urtheils handelt, unter allen Umstanden die äußerste Grenze
der zulässigen Anträge.

Die neue Verhandlung umfaßt nach Vorschrift des 8 467 eine vollständige
Erörterung und Würdigung des Rechtsstreits in thatsächlicher und rechtlicher Bezieh¬
ung, Die Natur des auf Anfechtung eines Urtheils gerichteten Rechtsmittels bringt
es mit sich, daß das angefochtene Urtheil die Grundlage der Verhandlung bildet.
Der Rechtsstreit soll nicht derart von Neuem verhandelt werden, als wäre das Urtheil,
die in demselben enthaltene Feststellung des Sachverhältnisses und die Beweisver-
handlungen nicht vorhanden. Es bleibt immer die Richtigkeit des Urtheils zu prüfen,
und diese Prüfung muß sich an das dem Gerichte vorliegende Urtheil anschließen.
Durch den 8 484 Abs. 1 ist daher Vorsorge getroffen, daß zur Prozeßleitung dem
Berufungsgerichte die Prozeßakten erster Instanz bei der mündlichen Verhandlung
Vorliegen. Das unter Benutzung dieser Akten auszuübende richterliche Fragerecht
lM 126, 46? Abs. 2) gewährt dem Rechte und der Pflicht des Gerichts, für vollständige
Erörterung der Sache zu sorgen, die erforderliche Grundlage und es können auf diese
Weise alle Zweifel, ob die eine oder die andere Partei Angriffs- oder Verthcidigungs-
mittel, welche nach Inhalt des Urtheils vorgebracht sind, aufrecht erhalten oder fallen
lassen will, ihre Erledigung finden.

Der

8 469 (K. V. 8 469, G. 8 490)
ist dem hannov. Entw. § 586 entnommen. Die Bestimmung des ersten Absatzes ist
eine Konsequenz des 8 238 Abs. 2, während die Vorschrift des zweiten Absatzes,

23'
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welche sich auch in anderen Prozeßentwürfen (preuß. Entw. 8 630, sächs. Entwurf
l S. 306. Z 996, österr. Entw. Z 669, nordd. Entw. 8 798) findet, auf der Er >wägung beruht,

daß es an einem ausreichenden Grunde fehlt, die in Z 239 eingeräumte Befugniß
dem Beklagten in zweiter Instanz zu gewahren.

Das im ersten Absätze des

§ 470 (K. V. § 470, G. 8 491)
ausgedrückte Prinzip unbeschränkter Zulassung neuer Anführungen in der Berufungs¬
instanz ist bereits zu den 88 454, 459, 463, 466 erwähnt. Im Ganzen entspricht
dasselbe den bestehenden Prozeßrechten (preuß. A. G. O. I. 14. 88 19 ff-, ^«<le ue
pro«, urt, 465, Hannover 8 418, Baden 8 H38, Württemberg Art, 707 (717), Bayern
Art. 707). Hluch gilt der Grundsatz insbesondere für den Berufungsbeklagten, welcher
dieserhlllb nicht zur Anschluhberufung genöthigt ist (nordd. Prot. III. S. 1505). Der
Satz des 8 470 Abs. 1 wir« wie in erster Instanz nach Maßgabe der 88 241, 246,
329, 385 bis zum Schlüsse derjenigen Verhandlung, auf welche das Urtheil ergeh/
Der 8 90 Abs. 2 ergänzt das Kostenpräjudiz der 88, 241, 246. Die Zurückhaltung
des neuen Vorbringens m der ersten Instanz giebt eine genügende Unterlage für die
Anwendung der Kostenseparation. Ein Verbot der Antretung eines neuen Zeugenbeweises
über Thatsachen, bezüglich deren in erster Instanz eine Zeugenvernehmung statt¬
gefunden hat — Bayern Art. 707 Abs. 4 — widerstreitet allgemeinen Grundsätzen
des Entwurfs. Entgegen dem preuß. Entw. 8 631, aber konform dem hannov, Entw
8 580 und dem nordd. Entw. 8 ?89 (Prot. III. S. 1513, 1527, IV. S. 1639), steht
mithin den Parteien das neue Vorbringen und die Veränderung bezw. Erweiterung
der Berufungsanträge bis zum Schlüsse der Verhandlung frei.

Den Gegensatz zum neuen Vorbringen (8 470 Abs. 1) bilden neue Ansprüche
(nouvelle» äsirmnäLZ, Ouäs äs proo. art. 464); diese letzteren schließt der 3 4?ll
Abs. 2 aus den zu 88 466 ff. erörterten Erwägungen grundsätzlich aus, weil der
Streitgegenstand der Berufung durch die erste Instanz fixirt ist und das Rechtsmittel
sich gegen die in dieser Instanz erlassene Entscheidung richtet. Als neue Ansprüche
betrachtet der Entwurf nicht die im 8 232 Nr. 2, 3 bezeichneten Aenderungen. Der
Entwurf modifizirt den Grundsatz in Betreff der Kompensationsforderungen, jedoch
übereinstimmend mit Hannover 8 417 Nr. 1, Württemberg Art. 709, Bayern Art. 708,
hannov. Entw. § 585 und sächs. Entw. 8 999 nur unter der Bedingung der Inzident-
restitution, um das Verfahren gegen Verschleppungen durch simulirte oder schuldbar
zurückgehaltene Kompensationsforderungen sicher zu stellen. Die Erhebung einer
Widerklage ist in der Berufungsinstanz nicht zulässig (Leonhardt die bürgert. P, O,
ß 417 Note, nordd. Prot. III. S. 1517).

Der
§ 471 (K, N. 8 471, G. § 492)

schützt den § 466 gegen die irrthümliche Folgerung, als könne die Partei die Verletzung
einer das Verfahren erster Instanz betreffenden Vorschrift in der Berufungsinstanz
rügen, auch wenn sie das Rügerecht nach 8 25? in erster Instanz verloren hat.
Dagegen schreibt der

8 472 (K. V. 8 479, G. 8 49M
gerade als Konsequenz aus § 466 positiv vor, daß die in erster Instanz unterbliebenen
oder verweigerten Erklärungen über Thatsachen, Urkunden und Eideszuschiebungen —
88 125 Abs. 3, 391 Abs. 3, 404 Abs. 2 — in der Berufungsinstanz sollen nachgeholt

> S. 307. werden können (Motive zum preuß. Entw. S. 152, I nordd. Prot. III. S. 1524).
Mit Rücksicht darauf, daß es sich hierbei nur um fingirte Geständnisse handelt, erscheint
es zur Sicherung des materiellen Rechts nothwendig, den Parteien die Heilung jener
Nachtheile zu gestatten. Inwieweit m zweiter Instanz auf die demnächstige freie
Beweisprüfung die frühere Kontumaz einwirkt, unterliegt, soweit nicht positive Beweis-
regeln dazwischen treten, dem richterlichen Ermessen (§ 249). Des vom nordd. Entw.
8 790 dieserhlllb ausdrücklich ausgesprochenen Vorbehalts bedarf es nicht.

Der H 46? Abs. 1 läßt erkennen, daß die Beweisuerhandlungen der ersten In¬
stanz auch im Verufungsverfahren gelten. Der theoretisch unbedenklicheSatz hat aber
Schwierigkeiten in der praktischen Anwendung. Insbesondere stellt die erneute
Würdigung der in erster Instanz vernommenen Zeugen diejenige Seite der neuen that-
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sachlichen Erörterung in der Berufungsinstanz dar, welche die am wenigsten
wünschenswerthe ist und im geringsten Maße einen besseren Erfolg verspricht; zumal,
wenn die Zeugen — was die Regel sein soll — vor dem Prozeßgerichte vernommen
sind. Eine regelmäßige Wiederholung des Zeugenverhörs durch das Berufungsgericht
ist nicht ausführbar; erscheint dieselbe aber im einzelnen Falle nach dem Ermessen
des Gerichts zu dessen gehöriger Information erforderlich, so giebt ihm die von aller
Spezialisirung freigehaltene und nach § 464 anwendbare Vorschrift des 8 350 Abs. 1
die Befugniß, die wiederholte Vernehmung eines Zeugen anzuordnen. In gleicher
Neise ist der Berufungsrichter zur Anordnung neuen bezw. zu wiederholenden Sach-
veistiindigenbeweisesberechtigt (tz§ 356, 364, 129 Abs. 1).

Die
U 473, 474 (K. V. 88 473, 474, G. 88 494, 498)

bezeichnen weitere Momente aus der Verhandlung der ersten Instanz, welche für die
Berufungsinstanz fortwirken.

Hierher gehört zunächst das in erster Instanz abgelegte gerichtliche Geständnis;
(Hß 251—253). Der Entwurf behandelt es unter dem Gesichtspunkte der Disposition
der Partei über den Streitgegenstand. Dies schließt aber nicht aus, daß sich die
Partei im Falle des 8 252, Abs. 2 darüber beschweren kann, daß das Gericht erster
Instanz in chrem Vorbringen mit Unrecht ein Geständnis; gefunden habe; auch darf
die Partei zur Führung der ihr nach § 253 beim Widerrufe des Geständnisses ob¬
liegenden Beweise der Unwahrheit und des Irrthums neue Thatsachen und Beweis¬
mittel vorbringen.

Der dem § 793 des nordd. Entw. gleichlautende 8 474 — vergl. preuß. Entw.
83 526, 625, hannov. Entw. § 588 — bestimmt als Folge der Vergleichsnatur des
Lides die fortdauernde Wirksamkeit der Zuschiebung, der Annahme und Zurückschie¬
dung des Eides, sowie der zu jenen Erklärungen hinzugetretenen Thatsachen der
Leistung, der Verweigerung der Leistung und der Erlassung des Eides. Dies bezieht
sich auf die unmittelbaren Folgen dieser letzteren Handlungen, welche in dem Erwie¬
sensein der beschworenen Thatsache bezw. in der Annahme des Geständnisses des
Gegentheils bestehen (88 411 Abs. 1, 412 Abf. 2). Hiervon verschieden ist die Frage,
ob das Gericht aus diesen Folgen die weiteren Folgen für die Entscheidung des
Rechtsstreits richtig gezogen hat und diese Feststellung, sowie die Entscheidung eines
unter den Parteien über die Eideszufchiebung, deren Zulässigkeit oder über die Norm
des Eides bestehenden Streites unterliegt der erneuten Prüfung des Berufungsgerichts
(hann, Prot. X. S. 3664—3666, nordd. Prot. IV. S. 1641).'

Nach französischem Rechte (Oo<ts äs proo. art. 443, 450) hemmt nicht die
j Nppellabilität, sondern die Appellation die Vollstreckbarkeitder Urtheile. Nach deutschem > S. 308.
Rechte verhindert die Zulässigkeit von Rechtsmitteln bis zum Ablaufe der betreffenden
Nothfrist den Eintritt der Rechtskraft. Der Entwurf handelt über die Suspensiu-
wirkung der Rechtsmittel und über die vorläufige Vollstreckbarkeit der Urtheile im
achten Buche (88 598, 601—609). Mit dem Institute der vorläufigen Vollstreckbar¬
keit steht der

8 475 (K. V. 8 475, G. 8 496)
in Verbindung. Das Recht der Parteien, die Anträge auf Abänderung des ange¬
fochtenen Urtheils erst bei der mündlichen Verhandlung zu stellen, erfordert eine Vor¬
schrift, welche in diesem Stadium des Prozesses die Feststellung des unangefochtenen
Theils des Urtheils ermöglicht. Das fernere Recht der Parteien, die Anträge im
Verlaufe der Sache noch zu erweitern, sowie das Recht des Berufungsbeklagten, sich
erst später der Berufung durch Anträge auf Abänderung des Urtheils anzuschließen,
entziehen jener feststellenden Entscheidung des Gerichts den ihr nach anderen Gesetz¬
gebungsarbeiten (Bayern Art. 720, 721, preuß. Entw. 8 636) beiwohnenden Charakter
eines Fixirungsbeschlusses der Berufungsbefchwerden; es kann daher der nicht ange-
lliiffene Theil des Urtheils nicht für rechtskräftig, fondern nur für vorläufig vollstreck¬
bar erklärt weiden (nordd. Entw. 8 796, Prot. III. S. 1527). Die Vollstreckbarleits-
erklärung reicht aber aus, denn es liegt in derselben ein genügender Antrieb für die
Parteien, die zu stellenden Anträge sofort anzubringen.

Zur Aufrechterhaltung des im öffentlichen Interesse festgesetzten Instanzenzuges
wird nach
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§ 476 (K. V. 8 476, G. § 497)
die formelle Zulässigkeit der Berufung von Amtswegen geprüft. Gleicherweise be¬
stimmen der gememrechtliche und preußische Prozeß, sowie die neueren Gesetzgebungen
(Baden § 1137, Württemberg Art. 644, 697, 719, Bayern Art. 725, preuß. Entw.
§ 601, hannov. Entw. Z 591, nordd. Entw. 3 799). Da mit der Berufung das
Prozeßgericht erster Instanz gar nicht befaßt ist, so tann diese Prüfung nicht diesem
Gerichte und zwar weder definitiv (Braunschweig Z 135, Oldenburg Art. 249 H i,
sächs. Entw. Z 933), noch mit interimistischer Wirkung (Baden § 1111, Württemberg
Art. 644), sondern nur dem Berufungsgerichte zustehen. Die Prüfung erfolgt hier
wie in den gleichen Hallen der Zß 296, 513, 528 Abs. 1 immer erst nach mündlicher
Verhandlung, da kein Grund vorliegt, — wie Oldenburg Art. 256, Braunschweig
Z 226, österr. Entw. Z 654 Abs. 1 — diese wichtige Frage, bei welcher der Gegner
auch wegen des Anfchließungsrechts interessirt ist, der mündlichen Verhandlung zu
entziehen, und überdies eine frühere Prüfung die Gefahr in sich schließt, durch Ver¬
fügung der Terminsbestimmung und Verhinderung der zur Erhaltung des Rechts¬
mittels nöthigen Zustellung an den Gegner das Rechtsmittel unwiederbringlich zu ent¬
ziehen. Das Gericht kann die Vorfrage zunächst allein zur Verhandlung bringen, sie
auch nach Befinden durch Zwischenurtheil erledigen. Daneben ist die Berechtigung
des Beklagten, die Einlassung vorläufig auf diese Frage zu beschränken, entbehrlich.

Der schon bei Z 466 ff. erwähnte
§ 477 (K. V. 88 477. G. § 498)

S. 309. giebt die Schranke für den Devolutiveffekt der Berufung. Ueber denselben be >stimmt
m sachlicher Uebereinstimmung mit Hannover §Z 422 ff. 344, Oldenburg Art. 281
§ 1, Württemberg Art. 722, 'Bayern Art. 731, preuß. Entw. Z 638, hann. Entw,
Z 592, sächs. Entw. § 1000, österr. Entw. ß 673, nordd. Entw. § 803 der

8 478 (K. V. § 478, G. § 499)
daß alle einen zu- oder aberkannten Anspruch betreffenden Streitpunkte den Gegen¬
stand der Verhandlung und Entscheidung des Berufungsgerichts bilden, selbst wenn
über diese Streitpunkte in erster Instanz nicht verhandelt und entschieden ist. Die
Vorschrift unterscheidet gleich Z 470, zwischen Streitpunkt und Anspruch. In ersterer
Beziehung unterliegt ausnahmslos der gesammte Prozeßstoff, soweit in Gemätzheit
der Anträge vor dem Berufungsgerichte eine Verhandlung erforderlich war und statt¬
gefunden hat, der Entscheidung des zweiten Richters, auch wenn die einzelnen
Angriffs- und Vertheidigungsmittel in erster Instanz nicht gewürdigt oder überhaupt
erst in der Berufungsinstanz vorgebracht sind. Diese Grundsätze ergeben sich aus der
Natur des angegriffenen Urtheils, welches als Endurtheil nicht über Streitpunkte,
sondern über den in Micimn deduzirten Anspruch (Z 283) entschied und aus dem
Charakter des Rechtsmittels, welches als erneuter Rechtsstreit das ganze Streitma-
terilll innerhalb der durch die Anträge gesteckten Grenzen umfaßt. Die Bestimmun¬
gen der Proz,-Ordn. v. Braunschw. Z 132 und Oldenb. Art, 263, welche obligatorisch
bezw. fakultativ neue Angriffs- und Vertheidigungsmittel zur Entscheidung in die
erste Instanz zurückweisen lassen, widersprechen dem folgerichtigen Gedanken des Ent¬
wurfs. Andererseits umfaßt die Ausdehnung des Rechtsmittels nicht diejenigen quan¬
titativen Theile des Streitgegenstandes, über welche das angefochtene Urtheil gar
nicht ergangen ist. Die benachteiligte Partei hat dieserhalb nach ß 282 ein Ergän-
zungsurtheil in erster Instanz zu beantragen. Die entgegengesetzte, von Württemberg
Art^ 380 adoptirte Vorschrift des hannov. Entw. ß 269 hat bereits die nordd,
Kommission abgelehnt (nordd. Prot. II. S, 601, 602). Dem Vorgange derselben folgend,
hat der Entwurf die fchon in der hannov. Kommission beanstandete Vorschrift als
unzweckmäßig und prinzipwidrig verworfen.

Das Berufungsgericht hat gleich der von ihm angeordneten Beweisaufnahme
auch ein von ihm erlassenes bedingtes Endurtheil selbst zu erledigen (W 409, 421
Abs. 1, vgl. hannov. Entw. Z 592, nordd. Entw. § 801).

Ist das angefochtene Urtheil ein bedingtes und wird die Berufung zurückgewie¬
sen, so liegt nach Württemb. Art. 724 dem Berufungsgerichte gleichfalls die Pflicht
ob, das Urtheil zu erledigen. Umgekehrt sollte nach dem nordd. Entw. Z 804 kon¬
form dem preuß. Rechte (Verordn, v. 28. März 1840 S 6) zu diesem Zwecke die
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Zache an das Gericht der ersten Instanz zurückverwiesen werden. Der preuß. Entw.
z 640 überweist das Läuterungsurtheil dem Gerichte des zweiten bezw. des ersten
Uechtszuges, je nachdem im zweiten Rechtszuge abändernd erkannt ist oder nicht.
Ohne Aufstellung solchen positiven Maßstabes überläßt es der Entwurf der Würdi¬
gung des Berufungsgerichts, ob es im emzelnen Falle die Erledigung des bedingten
tzndurtheils erster Instanz selbst bewirken, oder dem Unterrichter überlassen will. Die
Purifilation des Urtheils durch das Berufungsgericht vereinfacht das Verfahren,
indem es einen nochmaligen Uebergang der Sache an ein anderes Gericht und an etwn
vorhandene andere Vertreter der Parteien abschneidet. Zugleich wird hierdurch die
Zulässigkeit eines Rechtsmittels gegen das Läuterungsurtheil ausgeschlossen. Anderer¬
seits kann es nach § 409 Abs. 2, 414 vorkommen, daß im Läuterungsuerfahren sich
Schwierigkeiten er! Heben, wobei der Sinn und die Bedeutung des Eides, die recht- > S. 310.
lichen Folgen der Leistung oder Nichtleistung, insbesondere die vorbehalten« Entschei¬
dung der Sache oder des Kostenpunkts in Frage kommen können. In solchen Fällen
bleibt die Mitwirkung des Gerichts erster Instanz angemessen.

Der sächs. Entw. § 981 verpflichtet und die Vorschriften der Prozeßordn. u.
Oldenb. Art. 262 § 1, Württemb. Art. 723 und Bayern Art. 728 berechtigen das
Berufungsgericht zur Beseitigung ungesetzlicheroder unnothiger Eidesauflagen aus dem
angefochtenen Urtheile (vgl. hannov. Entw. § 593). Der Entwurf hat übereinstim¬
mend mit dem preuß. und nordd. Entw. wider die Aufnahme einer solchen Vorschrift
entschieden, welche dem Grundsätze des § 479 entgegen eine rytarinMo in peM zur
Folge huben würde und durch die Absicht, auf Verminderung der gerichtlichen Eide
zu wirken, nicht ausreichend begründet wird. Ein Bedürfniß für diefe Bestimmung
liegt um so weniger vor, als es dem Schwurpflichtigen bis zum Schlüsse des Beru-
fungsuerfllhrens freisteht, durch Anschließung die Beseitigung des ungesetzlichen oder
unnöthigen Eides zu beantragen. Wird aber dem Gerichte diese Prüfung von Amts¬
wegen auferlegt, so erhält es hiermit ohne Noth eine schwierige und peinliche Arbeit,
welche übrigens nicht bewirkt werden könnte, ohne eine Verhandlung der Parteien
über diesen Punkt zu veranlassen.

In den fünf Fällen des

Z 479 (K. V. § 479. G. § 500.)

kann die vollständige Deuolution des Rechtsstreits an das Berufungsgericht nicht ein¬
treten (Oldenburg Art. 261 § 2, Baden § 1145, Württemberg Art. 725, Bayern
Art, 732, hannov. Entw. § 595, preuß. Entw. § 642, nordd. Entw. ß 805). In die¬
sen Fällen muß die Sache, insoweit eine fernere Verhandlung derselben noch nöthig
ist, an das Gericht der ersten Instanz zurückverwiesen werden. Die Vorschrift der
bllyer. Proz. - Ordn, Art. 735, daß das Berufungsgericht, welches das Urtheil des
Gerichts erster Instanz wegen dessen Inkompetenz aufhebt, sofort auf Abweisung
erkennen solle, ist selbstverständlich, während die abweichende Vorschrift des preuß. Entw.
§ 639 den Grundsätzen des Entwurfs über die Einhaltung des Instanzenzuges wider¬
spricht. Ein Urtheil des Berufungsgerichts über die Zulässigkeit des vom eisten Rich¬
ter als unzulässig — § 296 — verworfenen Einspruchs (S 479 Nr. 1), sowie em
Urtheil über proze'ßhindernde Einreden (88 479 Nr. 2, 239) ohne Unterschieo, ob das
Berufungsgericht oie den Ginwand verwerfende Entscheidung des ersten Richters
bestätigt oder den in erster Instanz für begründet angenommenen Einwand unter
Abänderung des angefochtenen Urtheils verwirft (nordd. Prot. III. S. 1530), hat sich
mit der Sache selbst noch nicht befaßt. Das über den Grund eines Anspruchs vorab
erlassene Urtheil (W 479 Nr. 3, 266 Abs. 1) hat den Betrag des Anspruchs als
Gegenstanddes Streits vorläufig ausgeschieden. Die Berufung gegen ein Versäumniß-
urtheil <M 479 Nr. 5, 454) kann nur dessen Zulässigkeit betreffen. In allen diesen
Fällen würde, wenn das Urtheil des Berufungsgerichts sich auf andere Streitpunkte
als die in erster Instanz entschiedenen erstreckte, der Gegenstand des Rechtsstreites
in zweiter Instanz ein anoerer sein als in erster Instanz. Nur die prozeßhindernden
Einreden (§ 479 Abs. 2, hannov. Entw. § 595, nordd. Entw, Z 805, Hannover
ß 425) bilden im Sinne der vorliegenden Frage alle zusammen einen Streitpunkt,
indem sie sich gleichmäßig auf die Pflicht des Beklagten zur Einlassung auf die Haupt¬
sache beziehen. Das im Urkunden- oder Wechselprozesse unter Vorbehalt der Rechte
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I S. 311. ergangene Urtheil (§§ 479 Nr. > 4, 538) läßt die Entscheidung im ordentlichen Ver¬
fahren offen; nach Z 539 ist der Rechtsstreit noch in erster Instanz anhängig.

Nach

§ 480 (K. V. 8 480, G. § 501)

steht es zum Ermessen des Berufungsgerichts, wenn das Verfahren erster Instanz
an einem „wesentlichen Mangel" leidet, unter Aufhebung des Urtheils und des
Verfahrens, soweit letzteres durch den Mangel betroffen wird, die Sache in die
erste Instanz zurückzuverweisen.

Der z 480 setzt nicht voraus, daß der Mangel des Verfahrens von den
Parteien als Aufheoungsgrund geltend gemacht ist. Innerhalb der durch die
Berufungsanträge begrenzten Devolution des Rechtsstreits kann das Berufungsgericht
wesentliche Mängel des Verfahrens von Umtswegen konstatiren und berücksichtigen
(Württemberg Art. 726, Bayern Art. 733, preuß. Entw. Z 641, nordd. Entw.
8 806).

Der ß 480 enthält sich jeder Spezialisirung, welche Mangel des Verfahrens
als wesentlich anzusehen smo. Der § 489 enthält Beispiele. Nach ß 471 bleiben
die in Gemäßheit des Z 25? geheilten Mängel außer Betracht. Die Aufhebung des
Urtheils darf nur unter Beachtung des Z 477 geschehen (nordd. Prot. III. S. 1531,
1532).

§Z 481, 482. (K. V. M 461, 482, G. 88 502, 503.)

Die Motive, welche dahin geführt haben, den § 242 in der Berufungsinstanz
modifizirt zur Anwendung zu bringen, sind bereits in der allgemeinen Begründung
dargelegt.

Was als nachträglich vorgebracht anzusehen ist, entscheidet sich nach dem Zeit¬
punkte des Vorbringens in der "Berufungsinstanz.

Auch für die Berufungsinstanz ist lediglich die Rolle der Partei in erster
Instanz maßgebend: auch in dieser Instanz trifft die Bestimmung des Z 242 nur
den Beklagten oder Widerbeklagten, so daß es gleichgültig ist, ob er in der
Berufungsinstanz als Verufungskläger oder als Berufungsbellagtei auftritt.

Die Vorschriften der §L 481 und 482 sind den Bestimmungen der 8§ 538,
539 nachgebildet. Sie unterscheiden sich von denselben hauptsächlich in folgenden
Punkten:

1) Das weitere Verfahren beschränkt sich auf die vorbehaltenen Vertheidigungs¬
mittel. Von selbst versteht sich übrigens, daß sich der Kläger zur Abwehr neuer
Vertheidigungsmittel bedienen kann, insoweit dieselben in der Berufungsinstanz
zulässig sind. Macht er von dieser Befugniß Gebrauch, so ist der Beklagte nicht
gehindert, zur Elidirung der klägerischen Vertheidigungsmittel neue nicht vorbehalte»«
Defensionen vorzubringen.

2) In Betreff der Entscheidung über die Kosten mußte auf die allgemeinen
und speziellen Vorschriften, über Traqung und Erstattung der Prozeßkosten verwiesen
werden, um die Anwendbarkeit der ZH 90 Abs. 2 und 241 Abs. 2 zu sichern.

Daß der Rechtsstreit in Betreff der vorbehaltenen Vertheidigungsmittel in der
Berufungsinstanz anhängig bleibt, rechtfertigt sich durch die Erwägung, daß die Ver¬
handlung und Entscheidung auch in dieser Instanz hätte erfolgen müssen, wenn das
Vorbringen zeitig stattgehabt hätte.

Ausnahmen waren in doppelter Richtung erforderlich.
I S. 312. l>) Im Urkunden- und Wechselprozesse muß der 8 242 auch in der Beru I fungs-

instanz unbeschränkt zur Anwendung kommen. Durch den Vorbehalt der Ausführung
seiner Rechte im Urtheil (§ 538) ist der Beklagte gegen jede materielle Benach-
theiligung geschützt. Es trifft daher für die Berufungsinstanz im Urkunden- und
Wechselprozesse das Motiv nicht zu, welches nach der allgemeinen Begründung ß 5
die Aufnahme der §§ 481, 482 in den Entwurf veranlaßt hat. Ganz abgesehen
davon müßte es eine unleidliche Verwirrung des Verfahrens zur Folge haben, wenn
in demselben Rechtsstreite beide Vorbehalte — der Vorbehalt des § 481 und der
Vorbehalt des Z 438 — Platz greifen konnten. Demgemäß hat der Z 540 bestimmt.
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daß die Vorschriften der Z§ 481 und 482 im Urkundenprozesse keine Anwendung
finden sollen.

d) Im Verfahren in Ehesachen muß der Z 442 für die Berufungsinstanz
beseitigt werden. Der Grund ist derselbe, welcher zu dem Verbote einer vorläufigen
Vollstreckvllikeit der Urtheile in Ehesachen — vgl. Z 597 Abs. 2 — geführt. Dem¬
entsprechend ist der § 242 durch § 558 in der Berufungsinstanz in Ehesachen für
««anwendbar erklärt.

Auf das Verfahren in der Berufungsinstanz finden gemäß Abs. 1 des

8 483 (K. V. 8 483. G. 8 304)

die Vorschriften über das Versäumnihverfahren in erster Instanz (Zß 285—300)
entsprechende Anwendung. Die in der Berufungsinstanz ergehenden Versäumniß-
uitheile unterliegen daher gleich denen der ersten Instanz oem Einsprüche. Der
ß 290 Nr. 3 erleidet die Modifikation, daß es zur Begründung der Versäumniß-
llntwge nur der Mittheilung der neu vorzubringenden Thatsachen und Beweismittel
bedarf, da die bereits in erster Instanz angebrachten Anführungen dem Gegner
bekannt sind und aus dem Thatbestande des angefochtenen Urtheils hervorgehen.

Aus dem Vorangeschickten ergiebt sich ohne Weiteres, daß die Versäumung der
mündlichen Verhandlung durch den Berufungskläger zur Folge hat, daß auf Antrag
des Berufungsbeklagten, das Versäumnißurtheil auf Zurückweisung der Berufung,
entsprechend der nach S 285 in erster Instanz erfolgenden Abweisung der Klage,
ergeht (vgl. § 102, Hannover § 428, Württemberg Art. 728, Braunschweig § 228,
Bayern Art. 724, preuß. Entw. Z 644, hannov. Entw. § 598, sächs. Entw. § 1004,
«sterr. Entw. § 678, nordd. Entw. § 807).

Die Behandlung der Versäumniß des Berufungsbeklagten ist schwieriger und
erfordert mehrfache Vorschriften, welche der Abs. 2 enthält. Dieselben beruhen auf
dem allgemeinen Gedanken (5 467), daß die Grundlage des Verfahrens in der
Berufungsinstanz das angefochtene Urtheil bildet. Es kann daher das mündliche
Vorbringen des Berufungsklägers, dessen vorbereitende Mittheilung immer voraus-
aesetzt wird, gegen den Berufungsbeklagten, welcher im Termine zur mündlichen
Verhandlung nicht erscheint, nicht wie in erster Instanz schlechthin, sondern — wenn
der Berufungskläger das Versäumnißurtheil beantragt — nur insoweit als zuge¬
standen gelten als das in dem angefochtenen Urtheil als dessen Grundlage festgestellte
Sachverhältniß nicht entgegensteht (preuß. Entw. § 644, Württemberg Art. 730 und
Motive zum württemb. Entw. Art. 735, Banern Art. 726).

Der Entwurf hat endlich eine Bestimmung für nothwendig gehalten in Betreff
der in erster Instanz nicht erhobenen Beweismittel für die streitig gebliebenen That¬
sachen. Denn wollte man hinsichtlich dieser Beweismittel nur den Verlust der
Einreden gegen dieselben als Folge der Versäumung festsetzen, > so würde über die > S. 313.
streitigen Thatsachen die Aufnahme des Beweises unvermeidlich werden. Eine solche
Ermittelung über die Richtigkeit der dem Versäumnißurtheile zu Grunde zu legenden
Thatsachen würde mit den angenommenen Grundsätzen des Versäumnißverfahrens
nicht in Einklang stehen. Die Annahme, daß die zulässigerweise beantragte Beweis¬
aufnahme das m Aussicht gestellte Ergebniß gehabt, daß also z. B. ein Zeuge
dasjenige wirklich bekundet habe, was unter sein Zeugniß gestellt wurde, entbindet
von der Nothwendigkeit der Beweisaufnahme und läßt zugleich die Bedeutung des
Urtheils als des Angriffsgegenstandes für das Rechtsmittel unberührt. Die Be¬
schränkung dieses Präjudizes auf eine zulässigerweise beantragte Beweisaufnahme
entspricht der auch bei Erlaß des Versäumnißurtheils eintretenden Pflicht des
Richters, die Begründung der gestellten Antrage durch die vorgebrachten Thatsachen
zu prüfen. Das angenommene Ergebniß der Beweisaufnahme, das heißt, das für
dieselbe in Aussicht gestellte Beweismaterial, ist demnächst für sich allein oder
zusammen mit dem bereits vorhandenen anderen Material zu würdigen und danach
das Urtheil zu erlassen.

Ueber das Veifäumnißuerfahren bezüglich der Anschlußberufung bedarf es
keiner abweichenden Vorschriften. Der ß 481 ist auch hierauf anwendbar.

Die durch
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§ 484 (K. V. 8 484, G. § 506)
gebotene «Anforderung der bei dem Gerichte erster Instanz in Akten ssesammelten,
auf den Rechtsstreit bezüglichen Schriftstücke überhebt die Parteien zur Erleichterung
der Verhandlung mannigfacher Vorlegung der in ihren Händen befindlichen Schrift¬
stücke, welche nur noch m Bezug genommen zu werden brauchen. Die Schwierig¬
keiten, welche bei der Berufung gegen Theil- und Präjudizialurtheile während der
Fortdauer der Verhandlung, in erster Instanz entstehen können, lassen sich durch rein
geschäftliche Anordnungen leicht überwinden. Die im ersten Absätze normirte Frist
von 24 Stunden entspricht der analogen Frist des Ooäs üs proc art. 395. Der
Abs. 2, betreffend die Zurücksendung der Anen an die Gerichtsschreiberei der eisten
Instanz unter Beifügung einer beglaubigten Abschrift des in der Berufungsinstanz
erlassenen Urtheils (vgl. Hannover § 428, Oldenburg Art. 265, 8 1, Baden ß 1148^,
Württemberg Art. 731, Bayern Art. 737), hat für den Entwurf nicht bloß
reglementare Bedeutung, da die Kenntniß des Berufungsurtheils für das Gericht
bezw. den Gerichtsschreiber erster Instanz in mehrfacher Hinsicht nothwendig ist (vgl
z. B. die 88 34, 95, 599).

Zweiter Abschnitt.
Revision.

88 485—505. (K, V. 88 485—505,G, 86 507—529.)
Gegen die in der Berufungsinstanz von den Oberlandesgerichten erlassenen

Gndurtheile findet, soweit durch dieselben die der Rechtskraft fähige Entscheidung des
Urtheils erster Instanz abgeändert oder die Berufung als unzulässig verworfen ist,
nach dem Entwürfe das Rechtsmittel der Revision statt (8 485).

Für die Verhandlung und Entscheidung über das Rechtsmittel der Revision
ist nach Vorschrift des Gerichtsverfassungsgesetzes § 1^6 Nr. 1 das Reichsgericht
zuständig. Inwieweit die Verhandlung und Entscheidung der zur Zuständigkeit des

I S. 314. Reichsgerichts gehörenden Revisionen einem obersten Landesgerichte zuqe >wiesen
werden kann, ergiebt das Einführungsgesetz zum Gerichtsuerfassungsgesetze § 7.

Die Revision des Entwurfs ist eine neue Rechtsbildung und in ihrer allge¬
meinen Tendenz durch den § 14 der allgemeinen Begründung gekennzeichnet als ein
wie die Berufung freigestaltetes, jedoch auf die rechtlicheWürdigung des Rechtsstreits
beschränktes Rechtsmittel.

Die Richtigkeit dieser Charakteristik ergeben die nachstehenden Grundzüge.
Das Rechtsmittel hat susvensiue Wirkung (8 598) und deuolvirt den gestimmten

Rechtsstreit einschließlich der dem Endurtheile vorausgegangenen Entscheidungen a»
ein vorgeordnetes Gericht, das Reuisionsgericht (8 486).

Hrist und Form der Einlegung des Rechtsmittels entsprechen M 490, 491)
denjenigen der Berufung, Für die Thätigkeit des Reuisionssserichts sind die von
den Parteien in der mündlichen Verhandlung gestellten Revisions- und Anschließungs-
anträge bestimmend <M 498, 269, 494); für die dem Gerichte obliegende freie
Prüfung aller in die angegriffenen Theile des Rechtsstreits einschlagenden Rechts¬
fragen ist die Rüge durch die Partei weder Vorbedingung noch Schranke (88 491,
498). Das Verfahren über die Revision ist das Regelverfahren der ersten Instanz
(5 496). Ueber die vorbereitenden Schriftsätze bestimmen die §§ 492—496. Die
einzelnen Positionen des § 492 erläutern die verschiedenen Richtungen, nach welchen
das Urtheil mit dem Rechtsmittel angegriffen werden kann.

Die Revision kann nur darauf gestützt werden, daß die Entscheidung auf der
Verletzung eines Reichsgesetzes oder eines Gesetzes, dessen Geltungsbereich sich über
den Bezirk des Berufungsgerichts hinaus erstreckt, beruht. Das 'Gesetz ist verletzt,
wenn eine „Rechtsnorm" nicht oder nicht richtig angewendet ist (88 487, 488).
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Der Begriff und das Vorhandensein einer Gesetzesuerletzung ist vollkommen
unabhängig von dem Entstehungsgrunde der verletzten Rechtsnorm (Z§ 488, 255,
Einführungsgesetz § 9), nicht minder davon, ob dieselbe dem Gebiete des materiellen
oder formellen Rechts — aus welchem letzteren der ß 489 nur in deklarativer Weise
einige absolute Mängel des Verfahrens hervorhebt — angehört und ohne Rücksicht
darauf, ob der Richter erster Instanz gefehlt hat:

a) bei Feststellung des Sachuerhältnisses § 492 Nr. 3,
d) bei Anwendnug des Rechts auf das ohne Gesetzesuerletzung festgestellte

Sachverhältniß — in der Subsumtion — §§ 492 Nr. 1, 504 Abs. 2
oder

e) gegen eine Vorschrift über das Verfahren §§ 489, 497, 257, 492 Nr. 2.
Wird die Revision begründet gefunden, so hebt das Revisionsgericht das

angefochteneUrtheil auf (L 503 Abs. 1). Das Revisionsgericht ist prinzipiell nicht
aehindert, in der Sache selbst zu entscheiden; vielmehr ist es hierzu verpflichtet, wenn
die Aufhebung nur wegen Gesetzesuerletzung bei Anwendung des Gesetzes auf das
festgestellte Sachverhältniß erfolgt und nach letzterem die Sache zur Endentscheidung
«is ist (ß 504 Abs. 2 Nr. 1). 'Leidet das Verfahren an Mängeln, so unterliegt es
ssleichfalls der Aufhebung und es folgt hieraus die Nothwendigkeit, die Sache zur
neuen Verhandlung und Entscheidung an das Berufungsgericht zurückzuverweisen.
Hiervon entbindet der Entwurf nur in den Fällen der Unzuständigkeit des Gerichts
und der Unzulässigkeit des Rechtsweges (§ 504 Abs. 2 Nr. 2). Daß in allen
übrigen Fällen — insbesondere im Falle >der Gesetzesverletzung bei Feststellung des l S. 315.
Sachverhältnisses — der Rechtsstreit in die Berufungsinstanz zurückverwiesen werden
muß, folgt aus der durch die allgemeine Natur des Rechtsmittels begründeten Vor¬
schrift des tz 500, wonach für die Entscheidung des Revisionsgerichts vorbehaltlich der
dort geregelten Ausnahmen die in erster Instanz gerichtlich festgestellten Thatsachen
maßgebend sind. Das Berufungsgericht ist an die rechtliche Beurtheilung, welche
der Aufhebung zu Grunde gelegt ist, gebunden (Z 507 Abs. 1).

Bei dieser selbstständigen Konstruktion des Rechtsmittels dient dessen Verglei-
chung mit anderen, in dem geltenden Prozeßrechte geordneten oder von Entwürfen
vorgeschlagenen Rechtsmitteln nicht zur Klarstellung der Sachlage. Trotz mancher
Uebereinstimmung und Aehnlichteit der Revision mit verwandten Rechtsmitteln
bleiben stets erhebliche Abweichungen bestehen. Diese treten bei der Parallele leicht
zurück und es giebt die Vergleichung daher Anlaß zu unerwünschtem Mißuerständniß.
Eine Bezugnahme auf die deutschen Prozeßgesetze und Entwürfe ist deshalb bei der
Begründung dieses Abschnittes in der Regel nur erfolgt, wenn sie erforderlich oder
angemessen erschien, um bestehende Gegensatze scharf zu markiren.

Will man überhaupt durch Vergleichung argumentiren, so bezeichnet man die
Revision am richtigsten nicht als erweiterte Nichtigkeitsbeschwerde, sondern als
beschränkte Berufung.

§ 485. lK. V. 8 485, G. tH 507, 509.)
1. Daß das Erforderniß der Difformität in den Vorentscheidungen ein wirk¬

sames Mittel ist, das Revisionsgericht vor einer Ueberbürdung mit Geschäften zu
bewahren, ergeben die Ermittelungen der konigl. preuß. Justizverwaltung. Nach
denselben waren von den in den Geschäftsjahren 1868/69 verhandelten Nichtigkeits¬
beschwerdenmehr als 50 pCt. gegen äuae o<wtormL5gerichtet.

Die Besorgnis;, daß der Ausschluß der Revision gegen clua« eontormL» die
Gerichte erster und zweiter Instanz veranlassen werde, sich von der Iudikatur des
Revisionsgerichts zu emcmzipiren und den mit dem Rechtsmittel dritter Instanz
angestrebten Zweck einheitlicher Rechtspflege zu vereiteln — eine Veforgniß, welche
insbesondere rücksichtlich des Reichsrechts geäußert worden ist (vgl. Becker und Bahr
in den Verhandl. des zehnten deutschen Iuristentags I. S. 57, 109, 110) — hat
eine überwiegend theoretische Natur und wird durch die Erfahrungen in denjenigen
Rechtsgebieten, in denen der Zutritt zu dem höchsten Gerichte durch das Erforderniß
der Difformität der Vorentscheidungen beschränkt oder durch das Erforderniß
einer Beschwerdesumme in der Mehrzahl aller Prozesse ausgeschlossen ist, nicht
bestätigt. Kann nur jede Rechtsfrage zur Entscheidung des Revisionsgerichts gelangen,
so ist die Zulässigkeil der Revision in jedem einzelnen Falle kein unabweisbares
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Bedürfniß, denn das Gewicht der Präjudikate des Revisionsgerichts ist derart, daß sich
kein Gericht dem Einflüsse derselben zu entziehen vermag — auch in denjenigen Sachen
nicht, in denen es möglich wäre, die Iudikatur des Revisionsgerichts auszuschließen.

Der Einwand, daß das Erforderniß der Difformität der Urtheile erster und
zweiter Instanz zu zahlreichen Kontroversen Anlaß geben werde, (vgl. John in
Behrend Zeitschrift für die deutsche Gesetzgebung VII. S. 206 ff.) entbehrt den
Bestimmungen des Entwurfs gegenüber einer ausreichenden Begründung. Der
Entwurf macht die Zulässigkeit der Revision davon abhängig, daß in zweiter Instanz
die der Rechtskraft fähige Entscheidung des Urtheils erster Instanz abgeändert

I S. 316. ist. Was unter einer der Rechtskraft fähigen Entscheidung eines I Urtheils zu ver-
tehen sei, ergiebi der ß 283. Indem der § 485 die Vorschriften dieses Paragraphen
einer Disposition zu Grunde legt, wird für das Erforderniß der Difformität ein
charf begrenztes Kriterium gewonnen. Dem Entwürfe gegenüber greift auch der

weitere Einwand nicht durch, daß das fragliche Erforderniß nicht den Erfolg haben
könne, das Revisionsgericht in erheblichem Maße von Geschäften zu entlasten (vgl.
John a. a. O. VII. S. 221 ff.). Richtig ist allerdings, daß das Revisionsgericht m
jedem einzelnen Falle die Vorfrage zu prüfen haben wird, ob eine Difformität der
Urtheile vorhanden sei. Wenn aber der Begriff des unklaren und schwankenden
Charakters entkleidet wird, der ihm nach dem "bisherigen Rechte anklebte, wenn also
die Vorfrage, ob das Urtheil konform oder difform sei, ohne Schwierigkeit entschieden
werden kann, so darf mit Sicherheit erwartet werden, daß jene Prüfung keine
zeitraubende sein und daß nur in seltenen Fällen von dem Rechtsmittel der Revision
gegen Urtheile Gebrauch gemacht werden wird, die nicht difform sind.

2. Die Zulassung der Revision in dem Falle, daß die Berufung als unzulässig
verworfen ist, war durch die Erwägung geboten, daß eine Konformität der Vorent¬
scheidungen nicht als vorhanden angenommen werden kann, wenn das Berufungs¬
gericht bestätigt, weil es die Berufung für unstatthaft erachtet — also in Folge seiner
Ansicht über die Unstatthaftigkeit des Rechtsmittels gehindert ist, die Sache selbst
seiner Prüfung und Entscheidung zu unterziehen.

Ueber den Sinn der Worte „als unzulässig verwerfen" geben die Bestimmungen
der ßZ 476—505 Aufschluß.

3. Die Ausnahme, welche der § 485 Abs. 2 von dem Erfordernisse der
Difformität der Endurtheile erster und zweiter Instanz macht, betrifft die Rechts-
streltigkeiten aus denjenigen Ansprüchen, welche in dem Gerichtsverfassungsgesetze
850 Abs. 2 und 3 zusammengestellt sind, lehnt sich an bestehendes Recht an (vgl.
Reichsbeamtengesetz vom 31. März 1873 § 152) und rechtfertigt sich durch die
Erwägung, daß die Interessen des Reichs und der einzelnen Bundesstaaten eine
einheitliche Rechtssprechung in den fraglichen Rechtsstreitigkeiten mit gebieterischer
Nothwendigkeit fordern,

W 487, 488, 501, 502. sK. V. §ß 487, 488, 301, 502. G. 88 511, 512, 525, 326.)
I. Die Thätigkeit des Reuisionsgerichts soll grundsätzlich auf erneute rechtliche

Würdigung der Sache beschränkt sein, in dieser Beschränkung aber die ganze Sache
frei umfassen. Sie kann darnach zu einer Aenderung des angefochtenen Urtheils
nur führen, wenn der Richter zweiter Instanz sich der unrichtigen Anwendung einer
Rechtsnorm oder der Nichtanwendung einer zutreffenden Rechtsnorm — m der
Sprache des Entwurfs einer Verletzung des Gesetzes schuldig gemacht hat. Durch
Aufstellung dieser Voraussetzung ist nichts weiter als die rein thatsächliche Würdigung
des Vorbringens der Parteien und der erbrachten Beweise von der Thätigkeit des
Revisionsrichters ausgeschlossen. Diese Würdigung ist dem Richter zweiter'Instanz
ausschließlich überlassen, demgemäß das von diesem festgestellte Resultat der
Würdigung für die Revisionsinstanz maßgebend. Insoweit jedoch dieses Resultat
durch die unrichtige Anwendung einer Rechtsnorm oder durch die Nichtanwendung
einer zutreffenden Rechtsnorm gewonnen ist, unterliegt es der Anfechtung durch die
Revision — und die darauf gegründete Entscheidung der Aufhebung durch das
Revisionsgericht.

Der Erfolg des Rechtsmittels bleibt davon abhängig, daß die angefochtene
Entscheidung auf einer Verletzung des Gesetzes beruht, d. h. daß ohne die

I S. 317. > begangene Gesetzverletzung die Entscheidung nicht so hätte ergehen können, wie sie
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ergangen ist. Nicht eine aus den Entscheidungsgründen sich ergebende, sondern nur
eine durch die Entscheidung begangene Verletzung des Gesetzes kann den Erfolg der
Revision begründen. Die Nichtanwendung einer zutreffenden Rechtsnorm ist im aller-
weitesten Smne eine Gefetzesverletzung. Es ist nicht erforderlich, daß die Norm in
den Entscheidungsgründen als nicht zutreffend bezeichnet ist; sie ist verletzt, wenn sie
auf das festgestellte Sachverhiiltniß hätte angewandt werden müssen. Die Nichtan¬
wendung ooer unrichtige Anwendung einer Rechtsnorm auf das festgestellte Sach-
verhältniß sind andererseits zur Begründung der Revision nicht geeignet, wenn andere
thatsächliche oder rechtliche Gründe aus dem festgestellten Sachverhältnisse zu derselben
Entscheidung geführt haben würden. Ebenso ist die Verletzung einer Rechtsnorm bei
Feststellung des Sachuerhältnisses für die Begründung der Revision unerheblich, wenn
das zu berichtigende Sachverhältniß bei Anwendung der zutreffenden Rechtsnorm zu
einer anderen als der erlassenen Entscheidung nicht geführt haben würde. Hiernach
kann nur eine Würdigung der ganzen Sache, wie sie von den Parteien vorgetragen
ist, zur Aufhebung des angefochtenen Urtheils führen (Z 502).

Die Freiheit und Unbeschränktheit der Würdigung zum Zwecke der Aufhebung
eines auf Verletzung des Gesetzes beruhenden Urtheils wird durch die Vorschriften
über das Verfahren gesichert. Entsprechend den bei der Berufung eingehaltenen
Grundsätzen, auf deren Darlegung hier verwiesen werden kann, ist für die wirksame
Einlegung der Revision eine Begründung derselben in dem zuzustellenden Schriftsatze
nicht erforderlich. Die zur Begründung des zu stellenden Antrags auf Aufhebung
des Urtheils beizufügende' Rüge der stattgehabten Gesetzesverletzung ist ebenso wie die
Anzeige des zu stellenden Antrags nur vorbereitender Natur (Z 492); sie kann ohne
Nachtheil für den Erfolg des Rechtsmittels unterbleiben und bei der mündlichen Ver¬
handlung geändert oder ergänzt werden. In der Natur der Sache liegt es, daß die
Partei, um den Erfolg des Rechtsmittels zu sichern, den Punkt, an welchem das
Urtheil angreifbar ist, aufsuchen und bei der mündlichen Verhandlung hervorheben
wird. Sie kann dies ohne lede Schranke ausführen und eine vollständige Erörterung
der Sache, für welche auch oas Gericht zu sorgen hat, wird dahin führen, daß leine
Gesetzesverletzung,welche dem Urtheil zu Grunde liegt, unerortert bleibt. Es genügt
aber oer Vortrag des Sachverhältnisses mit dem darauf gestützten Antrage, um jede
wirklich vorliegende Gesetzesverletzung zur Entscheidung des Richters zu bringen: eine
bestimmte Formulirung der angeblich verletzten Rechtsnormen ist nicht erforderlich.
Deshalb ist es nur thatsächlich richtig, zu sagen, daß die Gefetzesverletzung, welche
die Aufhebung des Urtheils begründet, von der Partei gerügt wird. Rechtlich ist
die Aufhebung des Urtheils von einer ausdrücklichen Rüge eben so unabhängig, wie
es die Zurückweisung der Revision von einer besseren Begründung des angefochtenen
Urtheils durch den Reuisionsbeklagten ist, immer vorausgesetzt den Vortrag des Sach-
Verhältnissesourch die Parteien.

Eine Einschränkung dieser Grundsätze liegt nicht darin, daß Verletzungen von
Vorschriften des Verfahrens der ausdrücklichen Rüge bedürfen, wenn das Revisions¬
gericht faktisch in die Lage gesetzt werden soll, dieselben zu berücksichtigen. Dies hat
vielmehr seinen Grund in der vorgesehenen Heilung solcher Verletzungen (Z 497) und
außerdem darin, daß manche Verletzungen dieser Art durch Thatsachen begründet
weiden müssen, welche nur zum Nachweise der Verletzung Bedeutung haben und ohne
die Rüge der Verletzung nicht verständlich sind.

I Der Ausdruck„Rechtsnorm" (§ 488) ist gewählt, um einerseits die Annahme ! S. 318.
auszuschließen, daß die Revision, wie die Nichtigkeitsbeschwerde des preuß. Rechts,
auf die Verletzung von Rechtsgrundsätzen habe beschränkt sein sollen, und anderer¬
seits klar zu stellen, daß es für die Revision gleichgültig ist, ob die verletzte Norm
m einem Gesetze ausdrücklich ausgesprochen ist "oder ob sie sich aus dem Sinne und
Zusammenhange desselben ergiebt. Gleichgültig ist ferner für die Revision die Quelle,
der Entstehunasgrund der verletzten Rechtsnorm. Zur Verhütung restriktiver
Auslegung des Wortes „Gesetz" bestimmt der § 9 des Einführungsgesetzes, daß im
Sinne der Ciuilprozeßordnung jede Rechtsnorm als Gesetz gelte, also auch das Ge¬
wohnheitsrecht (vgl. nach Z 255). Bei demselben ist nur die thatsächliche Ermit¬
telung häufig komplizirter, als bei dem geschriebenen Rechte, obwohl es Gewohnheits¬
rechte giebt, deren allgemein bekannte Existenz gar nicht mehr in Frage gezogen wird.
Ueberall aber handelt' es sich nicht um die thatsächliche Würdigung des Rechtsstreits,
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sondern um die Erkenntniß des abstrakten Rechts, und nur jene ist dem Revisions¬
richter entzogen. Von diesen Gesichtspunkten aus kann man auch nicht einen Unter¬
schied machen, ob bei der Rüge der Verletzung eines Gewohnheitsrechts der Angriff
gegen thatsächliche Feststellungen oder gegen juristische Würdigungen, welche beide zur
Feststellung des bestehenden Rechts dienen sollen, sich richtet. (Mot. zum preuß.
Entw. S. 164). Die im § 451 erwähnten Handelsgebräuche, für welche die
bayer. Proz. Ordn. (Art. 794) besondere Bestimmungen giebt, können keine andere
Bedeutung in Anspruch nehmen, insow eit sie Handelsgewohnheitsrechtssätze sind
(vgl. Laband, Zeitschrift für das gesammte Handelsrecht XVII. S, 466 ff. Entschei¬
dungen des Reichsoberhandelsgerichts Band VI. S. 368 ff.) Für den Revisionsrichtei
kann daher nur noch die Frage entstehen, welche Stellung er zu der Ermittlung eines
ihm unbekannten Gewohnheitsrechts einzunehmen hat. Diese Frage ist bereits in
dem ß 255 entschieden. Bietet eine Partei neue Erkenntnitzmittel für das anzuwen¬
dende Recht an, so sind dies nicht neue Beweismittel für den Rechtsstreit; der Richter
kann sie von Amtswegen benutzen und ebenso, wenn er sie für entbehrlich hält, die
beantragte Benutzung ablehnen.

Die Thätigkeit des Revisionsgerichts ist auch nicht beschränkt durch den Ge¬
genstand der verletzten Rechtsnorm, mag sie das materielle Recht oder das Verfahren
betreffen. Das preußische Recht über die Nichtigkeitsbeschwerde hat sich, von dem
französischen Kassationsrekurse abweichend, zu einer Unterscheidung zwischen materiel¬
lem Recht und Prozeßrecht verstanden und in Betreff des letzteren das Rechtsmittel
nur im Falle der Verletzung wesentlicher Prozeßuorschriften gewährt. Die Ver¬
ordn, v. 14. Dezember 1833 §34 Nr. 2, 5 führte unter zehn Nummern die allem
als wesentlich zu betrachtenden Prozeßvorschriften auf. Die Deklar. n. 6. April 1839
Art. 3 fügte unter fünf Nummern weitere Fälle hinzu, in denen ebenfalls die Ver¬
letzung einer wesentlichen Prozeßvorschrift angenommen werden soll. Die Unterscheidung
des preußischen Rechts entbehrt der inneren Begründung. Dieselbe beruhte auf dem
Bestreben, die Zahl der zum Ersatze der Revision — preuß. A. G. O. I. 15'—
bestimmten Nichtigkeitsbeschwerden möglichst einzuschränken. Die Unterscheidung hat,
trotz des auf ihre Verwerthung verwendeten Scharfsinns und Fleißes (vgl. die
Zusammenstellung im I. M. Bl. pro 1860 S. 223 ff.), nachteilig gewirkt, mdem sie
eine gesunde Entwickelung des Rechtsmittels durch Theorie und Praxis verhinderte.
Die späteren preuß. Verordn, vom 21. Juli 1849 und 24. Juni 1867 §§ 60, 63 haben
daher die kasuistische Spezialisirung der als wesentlich zu betrachtenden Prozehvor-

! S. 319. schriften aufgegeben. > Die 186« ausgearbeiteten beiden Entwürfe eines Gesetzes über
die Nichtigkeitsbeschwerde — I. M. Vl. 1860 S. 183, 437 — verfahren in ähnlicher
Weise (8§ 2—4). Der Entwurf folgt diesem Vorgänge: er schließt keine Prozetzvor-
schrift von der Revision aus, soweit nicht ihre Verletzung nach § 257 geheilt ist
(§ 497).

Den praktisch wichtigsten Fall der Nnwendung der Revision bietet die unrichtige
Subsumtion der Thatsachen unter das Gesetz — m der Sprache des Entwurfs d«
Gesetzesverletzung bei Anwendung des Gesetzes auf das festgestellte Sachverhältniß
(H 504 Nr. 1). Es kam daher in Frage, ob es sich empfehle, dem Z 488 folgende
Bestimmung zuzusetzen:

Insbesondere ist jede unrichtige rechtliche Beurtheilung der von den
Parteien zur Begründung ihrer Angriffs- und Vertheidigungsmittel vorge¬
brachten oder der als erwiesen angenommenen Thatsachen als Verletzung
des Gesetzes anzusehen.

Gegen die Aufnahme dieses Zusatzes sprach die Erwägung, daß aus den
Bestimmungen des Entwurfs über die Revision sowie aus der Konstruktion dieses
Rechtsmittels mit Evidenz hervorgeht, daß zed e unrichtige Subsumtion von That¬
sachen unter das Gesetz den Gegenstand der Anfechtung durch die Revision bilden
kann, sprach ferner die Rücksicht/ daß durch den Zusatz kein Anhaltspunkt für die
Entscheidung der Frage gegeben wird, was Rechtsfrage, was Thatfrage sei. Und
gerade der Schwierigkeit,' diese Frage in befriedigender Weise zu entscheiden, ist der
Vorschlag entsprungen, den Zusatz dem Gesetze einzufügen. Es ist zweifellos, daß
die Trennung der thatsächlichen Würdigung von der Subsumtion unter das Gesetz
vielfach eine schwierige ist und daß sich die Schwierigkeit der Trennung steigert, wenn
einzelne Rechtsnormen an keinen genau festzustellenden Thatbestand geknüpft sind,
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sondern nur leitende Gesichtspunkte für den Richter aufstellen, wenn das Recht selbst
bei Anwendung einzelner Rechtsbegriffe dem Richter ein von dem thatsächlichen nicht
zu unterscheidendes Ermessen freistellt, wie z. B. bei dem Besitze, bei der Verjährung,
bei dem Herkommen, bei der eulpa, bei der bona tiäez u. a. m. Allein ebenso zwei¬
fellos ist es, daß diese Schwierigkeit keine unüberwindliche ist und sich mindern muß, je
mehr es der Theorie und Praxis gelingt, die einzelnen Rechtsbegriffe schärfer zu
formuliren, und ie weiter die Kodifikation des Civilrechts fortschreitet. Die Behauptung,
daß der französische Kassationsrekurs zu unbefriedigenden Ergebnissen geführt habe,
fehlt es an einem ausreichenden Stützpunkte. Dagegen ist es unstreitbar, daß die
Nichtigkeitsbeschwerde des preußischen Rechts einen Zustand geschaffen hat, der
mindestens als unbefriedigend bezeichnet werden kann. Diese Erscheinung erklärt sich zur
Genüge, wenn man die Formallsirung der preußischen Nichtigkeitsbeschwerde und oie
Beschränkung derselben auf die Verletzung von Rechtsgrundsätzen in Betracht zieht.
Die Erfahrungen auf dem Gebiete des preußischen Prozeßrechts können daher nicht
die Annahme rechtfertigen, daß die Revision ähnliche unbefriedigende Ergebnisse zur
Folge haben müsse. Dem Entwurf ist die Trennung der Rechtsfrage in zwei Gebiete
„konkrete und abstrakte Beurtheilung" und die Ausschließung der ersteren von dem
Arbitrium des höheren Richters fremd. Der Prüfung und Entscheidung des Revi-
sionsgerichts unterliegt z. B. unbedenklich die Frage: ob bei der Subsumtion der
gerichtlich festgestellten Thatsachen unter den Nechtsbegriff „Besitz", „culps." u. s. ro.
von dem Berufungsgerichte Hefehlt sei; an die in der Berufungsinstanz gerichtlich fest¬
gestellten Thatsachen ist das Revisionsgeiicht ge I bunden, nicht aber an die rechtlichen > S 320.
Konklusionen,welche das Berufungsgericht aus denselben gezogen hat.

II. Die Revision kann auf eine Verletzung des Gesetzes nur dann gestützt
weiden, wenn entweder ein Reichsgesetz — ohne Unterscheidung, ob es für das ganze
Reich oder nur für einzelne Theile des Reichs erlassen ist — oder eine Rechtsnorm,
deren Geltungsbereich sich über den Bezirk des Oberlandesgerichts hinaus erstreckt,
nicht oder nicht richtig angewendet ist. Bei der abstrakten Fassung des Prinzips
wird die Feststellung, ob eine landesrechtliche Norm der Kognition des Revisionsge-
richts unterliegt, in einzelnen Fällen Schwierigkeiten bereiten müssen. Dieselben lassen
sich nicht beseitigen. Eme spezielle Aufzählung aller Rechtsnormen, auf welche die
Revision gestützt werden kann, im Texte des Gesetzes wäre nicht ausführbar und
außerdem aus praktischen Gründen nicht rathsam. Letzteres, weil gegenüber der
rüstig fortschreitenden Reichsgesetzgebung und bei der zu erwartenden Kodifikation des
Civilrechts der gegenwärtige Rechtszustand in Deutschland den umfassendsten
Veränderungen entgegen geht. Einer generellen Aufzählung stehen gleichfalls erhebliche
Bedenken entgegen. Selbstverständlich müßten in den Katalog aufgenommen werden:

a) die Gesetze des preußische« Staats, soweit sich ihr Geltungsgebiet über
den Bezirk eines Oberlandesgerichts hinaus erstreckt,

b) das gemeine Recht,
e) das französische Recht,

Zweifelhaft dagegen könnte die Aufnahme des bayerischen, württembergischen und
und sächsischen Rechts sein: sie würde von der Beantwortung der Frage abhängen,
üb Bayern, Württemberg und Sachsen mit einem Oberlandesgerichte zur Zeit
ausreichen können oder wollen und in Zukunft ausreichen werden. Denn würde
in jedem dieser Staaten nur ein Oberlandesgericht bestellt werden, so würde
dieses in der Lage sein, die Rechtseinheit in Betreff des partikularen Rechts zu
wahren, ein Bedürfniß für die Ueberweifung desselben an die Kognition des Revisions-
genchts sich erst ergeben, wenn ein zweites Oberlandesgericht eingesetzt wird. Mithin
würde für den Umfang des Katalogs die jedesmalige Gerichtsorganisation maßgebend
werden, mit der Aenderung derselben in einem der Bundesstaaten würde der Inhalt
des Gesetzes selbst geändert werden müssen, ein Zustand, der nicht erwünscht sein
kann und der durch die abstrakte Fassung des Entwurfs vermieden wird. Abgesehen
davon läßt die Entwickelung des Rechtszustcmdes in den einzelnen deutschen Rechts¬
gebieten eine generelle Aufzählung nicht räthlich erscheinen. So fällt z. B. das gemeine
deutsche Privatrecht unbedenklich in den Bereich der Revision, aber zweifelhaft erscheint
es, ob man das Recht als gemeines deutschesRecht bezeichnen darf, da sich die recht¬
liche Existenz eines solchen bestreiten läßt und jedenfalls dessen Geltung nach Grund
und Umfang in den verschiedenenStaaten und Landestheilen sich sehr verschiedenartig



368 Begründung des Entwurfs.

gestaltet hat (vgl. Stobbe, Handb. des deutschen Privatrechts I. S. 35 ff.). Aehnliche
Schwierigkeiten bestehen gegenüber dem preußischen Rechte, welches in den fränkischen
Gebieten des Königreichs Bayern und m Ostfriesland eine ganz abweichende
Entwickelung erhalten hat, und gegenüber dem französischen Rechte, welches in den
deutschen Rheinprovinzen, im Reichstande Elsaß-Lothringen und im Großherzogthum
Baden sich sehr verschieden ausgebildet hat. Durch die Aufzahlung wird kein Anhalt
für die Entscheidung der schwierigen Frage gewonnen, ob und inwieweit z. B. ein
Institut als gemeinrechtlich oder "als partikularrechtlich zu gelten hat, eine Frage,

> S. 321. welche nur für den einzelnen Fall, nur unter ! Berücksichtigung aller einschlagenden
Umstände zutreffend entschieden werden kann.

In Folge der politischen Entwickelung Deutschlands haben manche Partikular-
rechte in Gebieten Geltung, welche von dem Stammlande des betreffenden Rechts
politisch geschieden sind, so z. B. das württemb. Landrecht in jetzt bäuerischen
Distrikten und bayerisches Recht in nunmehr preußischen Gebietstheilen.

Außerdem sind einzelne Rechte, wie z. B. das lübische Recht, auf Rechtsgebiete
übertragen, welche zu verschiedenenBundesstaaten gehören und für welche verschiedene
Oberlandesgerichte bestehen werden. Ebenso sind einzelne Rechte, welche für einen
bestimmten "Bezirk eines Staates eingeführt waren, in anderen Bezirken desselben
Staates rezepnt, wie z. B. die für die Mark Brandenburg erlassene Oonztitutiu
.loaedimioll in Bezirken anderer preußischer Provinzen Geltung erlangt hat, ohne
daß es ausführbar sein würde, alle diese Bezirke mit der Mark Brandenburg einem
Oberlandesgerichte zu unterstellen. Würde das im Z 487 ausgedrückte Prinzip
unbeschränkt durchgeführt, so würde sich die Inkonuenienz ergeben, daß das Revisions-
gericht mit der Beurtheilung von Rechtsnormen befaßt wird, in Betreff welcher das
Bedürfniß nach Einheit des Rechts und der Rechtspflege nicht besteht, und für
deren richtige Auffassung und Anwendung das Berufungsgericht präsumtiv qualifizirter
ist, als das Revisionsgericht. Es treffen also hier dieselben Gründe zu, welche den
Ausschluß der über den Bezirk eines Oberlandesgerichts nicht hinausgreifenden
Rechtsnormen von der Zuständigkeit des Revisionsgerichts veranlaßt haben (vgl,
allg. Begründung § 15), und diese Gründe sind das Motiv gewesen, durch den
Vorbehalt des Einführungsgesetzes ß 4 Nr. 1 die Möglichkeit zu eröffnen, daß
einzelne Landes-, Provinzial- und Statutarrechte, obwohl sie über den Bezirk eines
Oberlandesgerichts sich hinauserstrecken, von dem Bereiche der Revision ausgeschlossen
werden können. Umgekehrt erschien es wünschenswert!), durch den weiteren Vorbehalt
des Einführungsgesetzes ß 4 Nr. 2 die Möglichkeit zu gewähren. Rechte, obwohl sie
nur innerhalb des Bezirks eines Oberlandesgerichts gelten, dem Bereiche der
Revision zu überweisen. Praktisch wichtig könnte dieser weitere Vorbehalt z. B. für
Baden werden: auf Grund desselben könnte der Zweifel gehoben werden, ob das
badische Landrecht dem französischen Rechte beizuzählen sei, mithin eine Verletzung
desselben der Revision unterliege.

Der von der Reichscivilprozeßkommission ausgearbeitete Entwurf des Ein¬
führungsgesetzes W 4, 5 hatte vorgeschlagen, die in 3 4 des Einführungsgesetzes
vorbehaltenen Ausnahmen als Anhang zur Civilprozeßordnung sofort festzustellen.
Dieser Vorschlag entsprach jedoch dem praktischen Bedürfnisse nicht. Den einzelnen
Bundesstaaten muß in Bezug auf die Abgrenzung der Bezirke der Oberlandesgerichte
freie Hand gelassen werden; die Landesgesetzgebung kann ferner bis zum Insleben-
treten des Reichcivilgesetzbuchs Aenderungen am Landescivilrechte treffen. Der
Umfang der Zuständigkeit der dritten Instanz ist sonach von einer Grundlage
abhängig, welche zeitlich sich ändern kann. Ueberdies ist anzunehmen, daß zu der
Zeit, in welcher die Reichsiustizgesetze die definitive Zustimmung erhalten, die Bezirke
der zu bildenden Oberlandesgerichte noch nicht feststehen werden. Demgemäß erschien
der Weg einer mit Zustimmung des Bundesraths zu erlassenden Kaiserlichen
Verordnung der allein geeignete.

Die 'Vorschriften der §§ 501 und 504 Abs. 3 sind Konsequenzen der Bestim¬
mungen des H 487. Die praktische Wichtigkeit derselben ließ es wünschenswerth
erscheinen, sie im Gesetze zum Ausdrucke zu bringen.

I S. 322. I Zur Vermeidung von Zweifeln über die Bedeutung des Z 501 mag Folgendes
bemerkt werden. Die Frage, ob z. B. das Reichsrecht oder das gemeine Recht richtig
zur Anwendung gebracht sei, ist der Kognition des Revisionsgerichts nicht blos dann
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zu unterstellen, wenn die Anwendbarkeit der reichsgesetzlichenoder gemeinrechtlichen
Norm an sich unstreitig und streitig nur der Inhalt dieser jedenfalls in An¬
wendung zu bringenden Rechtsnorm ist, sondern zur Kompetenz des Revisions-
aeiichts gehören auch die Fragen, welche durch den Kons litt des Reichsrechts oder
gemeinen Rechts und des partikularen Rechts entstehen. Hat also z. B. das
Berufungsgericht angenommen, daß das Reichsrecht eine partikulare Rechtsnorm nicht
aufgehoben habe, und diese Rechtsnorm demgemäß seiner Entscheidung zu Grunde
gelegt, so hat das Revisionsgericht festzustellen, ob die Konklusion des Berufungsgerichts
als zutreffend angesehen werden kann. Dasselbe gilt, wennz. B. das Berufungsgericht
,u dem Ergebnisse gelangt, daß das Partilularrecht eine Rechtsnorm des gemeinen
Rechts beseitigt habe, und deswegen diese Rechtsnorm für unanwendbar erklärt.
Hieraus folgt:

Durch ß 501 hat nur ausgesprochen werden sollen, daß, wenn die in
dem konkreten Falle zur Anwendung zu bringende Rechtsnorm dem der
Revision nicht unterliegenden partikularen Rechte entnommen werden muß,
die Entscheidung des Berufungsgerichts über Bestehen und Inhalt der
betreffenden Rechtsnorm für das Reuisionsgericht maßgebend sei (vgl.
John Behrend, Zeitschrift f. d. deutsche Gesetzgebung VII. S. 189 ff.).

III. Aus dem Wortlaute des Z 48? ergiebt sich, daß die Revision, soweit es sich
nicht um die Verletzung von Reichsrecht handelt, voraussetzt, daß das verletzte Gesetz
innerhalb des Bezirks desjenigen Oberlandesgerichts gilt, welches das Berufungs-
urtheil erlassen hat. Hieraus folgt:

1. Die Revision kann nicht darauf gestützt werden, jdaß ausländisches Recht
nicht richtig angewendet sei.

Dieft Konsequenz haben auch das französische Recht (vgl. I'arns oour äs
Nation ?ai-i8 1840, paZ. 49 § III.) und der preußische Entw. § 656 gezogen. Sie
entspricht dem Gedanken, auf welchem die Zulassung einer dritten Instanz "beruht.

2. Die Revision kann nicht darauf gestützt werden, daß inländisches Recht,
welches in dem Bezirke des Berufungsgerichts keine Geltung hat, mcht richtig
angewendet fei. Legt alfo z. B. das Oberlandesgericht für Elsaß-Lothringen eine in
dem konkreten Falle anwendbare Rechtsnorm des Preußischen Allgemeinen Landrechts
unrichtig aus, so ist die Anfechtung des Berufungsurtheils wegen dieser unrichtigen
Auslegung ausgeschlossen.

Anders verhält es sich, wenn die Revision darauf gegründet wird, daß das
Berufungsgericht statt des ausländischen Rechts oder statt des Rechts eines anderen
deutschen Gebiets das in seinem Bezirke geltende Recht zur Anwendung gebracht habe.
In diesem Falle ist die Revision dagegen gerichtet, daß von dem Berufungsuitheil
gegen die Grundsätze der sogenannten örtlichen Kollision der Rechte verstoßen, also
eine für das Berufungsgericht geltende Rechtsnorm verletzt sei.

Die Vorschrift des

8 489 (K. V. 8 489, G. § 513)
hat eine ausschließlich deklarative Bedeutung. Der Grundsatz des Z 487, daß
>die Revision nur auf eine solche Gesetzesverletzung gestützt werden kann, auf welcher > S. 323.
die angefochtene Entscheidung beruht, führt zu der Untersuchung, ob durch denselben
für gewisse Gesetzesverletzungen im Verfahren, welchen andere Gesetzgebungen eine
absolute Bedeutung beilegen (Hannover § 431, Bayern Art. 788, Württemberg Art.
733, preuß. Entw. § 654, hannov. Entw. § 609, nordd. Entw. § 854), die Rüge
gesichert ist. Diese in den Nr. 1—7 aufgeführten Verletzungen haben, indem sie d:e
Grundlagen des Verfahrens berühren, eine hervorragende Bedeutung; da sie aber
außerhalb jeder Beziehung zu dem materiellen Inhalte des Urtheils stehen, so kann
es zweifelhaft bleiben, ob dasselbe auf ihnen beruht, denn seinem Inhalte nach
kann das Urtheil, und zwar nicht blos nach Lage der Verhandlungen, sondern auch
nach der wahren Lage der Sache vollständig richtig sein. In den Fällen Nr. 1—5
hätte überhaupt oder von dem erkennenden Gerichte kein Urtheil erlassen werden
dürfen, also auch nicht das angefochtene. Die Verletzung der Vorschriften über die
Oeffentlichkeitdes Verfahrens (Nr. 6) ist von einer unberechenbaren Wirkung; die
unberechtigte Zulassung der Oeffentlichkeit z. B. in Ehesachen kann eine deutliche

M»terial!enzur Ciuilprozeßoidnung. 24
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Beschränkung der Parteien in der Verhandlung involuiren. Der Mangel von
Entscheidungsgründen (Nr. 7) entzieht das Urtheil jeder Kontrole. In diesem Sinne
soll in allen hervorgehobenen Fällen der Zweifel, ob der ursächlicheZusammenhan«

D»tzwischen dem Urtheile und der Gesetzesverletzunq vorhanden ist, gelöst werden
der Zusammenhang „stets" anzunehmen sem soll, sichert gegen die Annahme, «ls
würden durch Aufzählung diefer Falle andere Fälle, m denen die Entscheidung auf
der Verletzung eines Prozeßgesetzes beruht, von der Revision ausgeschlossen. Der
Versuch einer Parallele zwischen dem 8 489 und der Beschränkung der Nichtigkeits¬
beschwerde nach vreuß. Rechte auf die Verletzung bestimmter als wesentlich anerkannt«
Prozeßvorschriften ist daher als verfehlt zurückzuweisen.

Von der Regel, daß eine Verletzung des Gesetzes die Grundlage des Erfolgs
der Revision sein soll, wird hier nicht abgewichen. Die ungehörige Besetzung des
erkennenden Gerichts (Nr. 1), die Theilnahme eines traft Gesetzes ausgeschlossenen
oder mit Erfolg abgelehnten Richters an dem Urtheile (Nr. 2, 3) das Verhandeln
gegen eine nicht vertretene Partei (Nr. 5), das Fortlassen von Entscheidungsgründen
(Nr. 7) sind an sich Verletzungen des Gesetzes. Bei einem Fehler in der Beurtheilung
der Zuständigkeit des Gerichts (Nr. 4) und bei der Zulassung oder Ausschließung der
Oeffentlichkeit stehen nicht minder rechtliche Verstöße in Frage.

Die Nr. 1 begreift alle Fälle, in denen die Besetzung des Gerichts den Vor¬
schriften des Gerichtsverfassungsgefetzes widerspricht; auch gehört hierher ein Verstoß
wlder den Z 270. Der Aufhebungsgrund Nr. 2 muß außer Betracht bleiben, infoweit
die Behinderung des betreffenden Richters ohne Erfolg geltend gemacht war, weil
gegen die zurückweifende Entscheidung des Gerichts nach § 46 Abs. 2 nur die sofortige
Beschwerde stattfindet (§ 486). Die Ausdehnung der Nr. 2, 3 auf den Gerichts¬
schreiber ist nicht geboten, da die Einwirkung desselben auf die ergangen« Entscheidung
nicht die Bedeutung in Anspruch nehmen kann, welche der Mitwirkung eines lraft
Gesetzes ausgeschlossenen oder mit Erfolg abgelehnten Richters beigelegt weiden muß,
Insoweit im einzelnen Falle durch den Gerichtsschreiber prozeßrechtliche Normen
verletzt sind, stehen den Parteien Angriffe nach Maßgabe der §8 487, 488 offen.
Aus diesem Grunde erschien es auch nicht nothwendig, in Nr. 6 neben der Oesfent-

> S. 324. lichkeit des Grundsatzes der > Mündlichkeit zu erwähnen, dessen strenge Einhaltung
durch zahlreiche Vorschriften des Entwurfs sichergestellt ist. Unter Nr. 6 fällt auch
der Fall, daß die Vorschriften über die Oeffentlichkeit bei Verkündung der bereits
gefällten Entscheidung (tzß 272, 284 Abs. 1) verletzt werden. In Betreff der Nr. ?
erschien eine Fassung nach Art des hannov. Entw. § 608 Nr. 16, nordd. Entw. § 834
Nr. 5, preuß. Verordn, v. 14. Dezember 1833 § 5 Nr. 9: „wenn das Urtheil keine
Entfcheidungsgründe enthält", zu enge, weil sie nicht den Fall deckt, in welchem zwar
das Urtheil als Ganzes Entfcheidungsgründe hat, nicht aber der anzugreifende Theil
der Entscheidung. Die Nr. 7 ist daher den Vorschriften der Proz. Ordn, von Vraun-
schweig H 102 und Bayern Art. 788 Nr. 4 entsprechend redigirt (vgl. Schmitt, der
baner. Civilprozeß II. S. 636).

Auf die vorbereitenden Schriftsätze der Revisionsinstanz finden nach den

88 492 495 (K. V. §8 492, 495. G. W 516, 519)

zunächst die allgemeinen Bestimmungen der 88 117 ff. Anwendung. Die besonderen
Bestimmungen oer §§ 492, 495 ergeben sich aus der Natur des Rechtsmittels.

Der 8 492 behandelt den Inhalt der Revisionsschrift gesondert für die
verschiedenen Richtungen, welche die Begründung der Revisionsanträge einschlagen kann.

Wird
1. die Revision darauf gestützt, daß eine Rechtsnorm nicht oder nicht richtig

angewendet ist, so ist für den Schriftsatz die Bezeichnung der verletzten Rechtsnorm
erforderlich. Wird

2. die Revision darauf gestützt, daß das Gesetz in Bezug auf das Verfahren
verletzt sei, so bedarf es außer der Bezeichnung der verletzten Rechtsnorm auch der
Bezeichnung des rechtsverletzenden Vorganges. Wird

3. die Revision darauf gestützt, daß unter Verletzung des Gesetzes Thatsachen
festgestellt, übergangen oder als vorgebracht angenommen seien, so kann neben «ei
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Bezeichnung der verletzten Rechtsnorm die nähere Bezeichnung der verlangten Aenderung
des Sllchverhältnisses nicht fehlen.

Das Rechtsmittel der Revision ist wie die Berufung unter den Parteien
gemeinsam. Der Revisionsbeklagte hat daher gleich dem Berufungsbeklagten das
Recht zur Anschließung. Durch die Einlegung' der Revision devolvirt ferner der
qesammte Rechtsstreit an das Reuisionsgericht. Der Revisionsbeklagte hat daher die
Möglichkeit,gleich dem Revisionskläger oie Verletzung von Gesetzen zu rügen, wenn¬
gleich er damit nicht die Aufhebung, sondern nur die Aufrechterhaltung des Urtheils
erzielen will.

Zur Rechtfertigung des

ß 499 (K. V. 8 499, G, 8 523)
genügt die Verweisung auf die Bemerkungen zum Z 475.

§ 500. (K, V. Z 500, G. § 524.)
Das in dem angefochtenen Urtheil festgestellte Sachverhältniß umfaßt sowohl

alle Vorgänge des Verfahrens, das Vorbringen oder Nichtvorbringen der Parteien
und die Erhebung der Beweise, als auch die dem Rechtsstreite selbst zu Grunde
liegenden Thatsachen, wie sie sich nach der Würdigung des Richters darstellen. Daß
die thatsächlichen Anführungen der Parteien sich an diese gerichtlich festgestelltenThat¬
sachen zu halten haben, liegt in der Natur des Rechtsmittels. — > Ebenso selbst-! S. 325.
Verständlich ist die Ausnahme, daß Thatsachen angeführt werden können, um in Bezug
auf das Verfahren oder in Betreff der Feststellung des Sachverhältnisses eine Verletzung
des Gesetzes nachzuweisen. Damit ist insbesondere auch die Möglichkeit gegeben, ein
Uebergehen von Thatsachen — eine Omission — zu rügen, wenn auch die rechtliche
Erheblichkeit der Rüge für den Erfolg maßgebend und der Nachweis derselben nach
Maßgabe der Vorschriften über die Fixirung des Sllchverhältnisses beschränkt ist.
In dieser Beziehung kommt in Betracht, daß nach ß 275 der Thatbestand des Urtheils
rücksichtlich des mündlichen Parteivorbringens Beweis liefert und daß dieser Beweis
nur durch das Sitzungsprotokoll entkräftet werden kann. Läßt sich daher auf Grund
des Sitzungsprotokolls nicht beweisen, daß eine in den Thatbestand nicht aufgenommene
Thatsache in der mündlichen Verhandlung vorgetragen sei, so kann die Anfechtung
des Urtheils auf eine Omission nur gestützt werden, wenn der Thatbestand aus Grund
des § 281 rektlfizirt, also in Folge des gestellten Berichtigungsantrags festgestellt
worden ist, daß die Partei die betreffende Thatsache in der mündlichen Verhandlung
vorgebracht habe. Ausgeschlossen sind hiernach für die Revisionsinstanz nur alle neuen,
die Sache selbst betreffenden thatsächlichen Anfuhrungen und jeder Angriff gegen die
rein thatsächliche Würdigung der Sache durch den ersten Richter.

Das Vorbringen solcher Thatsachen, welche sich nicht auf den Rechtsstreit,
sondern auf die Zulässigkeit des Rechtsmittels beziehen, wie z. V. die Behauptung
eines Verzichts, wird durch den § 500 nicht berührt.

Die Erörterung und Feststellung der zulässigen neuen Thatsachen muß dem
Reuisionsgerichte zustehen, da dasselbe andernfalls die Begründung der Revision nicht
würde prüfen können.

§ 503. (K. V. § 503, G. 8 527.)
Die bloße Aufhebung des angefochtenen Urtheils ist nicht das Endziel des

Rechtsmittels. Grundsätzlich soll eine anderweite Entscheidung in der Sache selbst
erreicht werden, allein oie als Regel aufgestellte Ausschließung der thatsächlichen
Würdigung von der Thätigkeit des Revisionsgerichts macht es unmöglich, in demselben
Maße wie bei der Berufung eine Entscheidung in der Sache selbst zu geben. Nenn
die in den Entscheidungsgründen niedergelegte thatsächliche Würdigung des ersten
Richters nach den Ansichten des Revisionsgerichts als Grundlage für das Endurtheil
noch nicht ausreicht oder wenn das Verfahren oder die Feststellung des Sllch¬
verhältnisses mit Erfolg angegriffen ist, so kann nur die Aufhebung des angefochtenen
Urtheils ausgesprochen werden. Deshalb empfiehlt es sich, über diesen immer
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vorkommenden negativen Theil der Entscheidung des Revisionsgerichts im Z 503
vorweg Hu bestimmen.

Die Aufhebung trifft nicht nothwendig das ganze Urtheil dem Streitgegenstände
nach, sondern nur denjenigen Theil desselben, welcher auf Verletzung des Gesetzes
beruht; für den etwaigen'Rest ist die Revision zurückzuweisen. Ebenso trifft die
Aufhebung nicht nothwendig die dem angefochtenen Urtheile vorausgegangenen
Entscheidungen. Soweit dieselben nicht auf Verletzung des Gesetzes beruhen, ist kein
Grund vorhanden, die durch dieselben erledigten Streitpunkte von Neuem zur
Verhandlung zu bringen. Dasselbe gilt von den in dem angefochtenen Urtheile
enthaltenen Entscheidungen über selbstständige Angriffs- oder Vertheidigungsnnttel,

>S. 326. Die Nachtheile, welche in der Zurückverweisung der Sache zur >nochmaligen
Verhandlung liegen, werden dadurch auf ein möglichst geringes Maß zurückgeführt.

Daß wegen Mängel des Verfahrens auch das dem Urtheile vorausgegangene
Verfahren aufgehoben werden soll, entspricht der gleichen, durch Z 477 für die Berufung
gegebenen Vorschrift.

8 504. (K. V. 8 504, G. § 528.)
Wenn im Falle der Aufhebung des Urtheils die thatsächlichen Grundlagen für

eine definitive Entscheidung des Rechtsstreits fehlen, so muß die Zurückverweisung der
Sache in die erste Instanz zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung erfolgen.
Aber auch in diesem Falle soll dem Prinzip des Rechtsmittels gemäß das aufhebende
Urtheil, soweit es reicht, als Entscheidung in der Sache selbst wirken. Dies ist
insoweit durchgeführt, daß das Gericht erster Instanz verpflichtet ist, „die rechtliche
Beurtheilung", auf welcher die Aufhebung des Urtheils beruht, auch seiner Entscheidung
zu Grunde zu legen. Um in ersterer Beziehung die Absicht des Entwurfs gegen die
Gefahr einer zu engen Auslegung und Anwendung sicher zu stellen, ist statt der
„Rechtsnorm" — preuß. Entw. Z 683, nordd. Entw. 3 852 Nr. 3 — „Rechtsansicht"
(Bayern Art. 820) — „Rechtsgrundsätze" — preuß. Deklar. v. 6. April 1839 Art. 11
Abs. 3 und Ges. v. 20. März 1854 L 3, Hannover ß 441 Abs. 2, Württemberg
Art. 750 Abs. 4, hannov. Entw. § 623 Abs. 3, österr. Entw. § 712 Abs. 3, sachs. Entw.
8 1023 — der Ausdruck „rechtliche Beurtheilung" gewählt, welchem eine weitere
Bedeutung beiwohnt. Im Uebrigen ist die Verhandlung der Sache in erster Instanz
eben so frei wie früher; soweit nicht Zwischenurtheile entgegenstehen, welche durch die
Aufhebung nicht betroffen sind, ist keine Partei in dem Vorbringen neuer Thatsachen
oder in der Antretung neuer Beweise behindert.

Die Verweisung an ein anderes Berufungsgericht als an dasjenige, welches das
aufgehobene Urtheil erlassen hat, ist weder vorgeschrieben, noch zugelassen. Dieselbe
ist in der bayer. Prozeßordn. (Art. 815), württemb. Prozeßordn. (Art. 750), dem preuß.
Entw. (§ 680), hannov. Entw. (Z 623), nordd. Entw. (§ 849) im Falle der mit Erfolg
eingelegten Nichtigkeitsbeschwerde für zulässig erklärt, in der bayer. Prozeßordn. sogar
für gewisse Fälle geboten. Die Ausschließung des zuständigen Gerichts wäre ohne
genügenden inneren Grund um so mehr, als die Verbindlichkeit der von dem
Revisionsgerichte der Aufhebung zu Grunde gelegten rechtlichen Beurtheilung oder
Urkundenauslegung für die anderweite Entscheidung festgesetztworden ist. Es kann
nicht als der Würde des Gerichts widersprechend' angesehen werden, daß dasselbe
genöthigt ist, ein rechtskräftiges Urtheil, und etwas Anderes ist das Revisionsurtheil
nicht, zur Ausführung zu bringen.

Die abweichenden Grundsätze des französischenKassationsrekurses, nach welchem
die Sache an ein anderes Gericht zu verweisen und dieses nach dem jetzigen Stande
der Gesetzgebung (Ges. v. 1. April 1837) wenigstens nicht sogleich an die Entscheidung
des Kasslltionshofes gebunden ist (theilweise angenommen von der bayer. Prozeßordn,
Art. 820), haben ihren Grund darin, daß der Kassationshof nach seiner Natur keine
Entscheidung für die Sache selbst geben kann, und von der Verweisung der Sache
an ein anderes Gericht eine Lösung des Konflikts zwischen Gericht und Kassationshuf
eher zu erwarten ist.

Die Entscheidung in der Sache selbst ist grundsätzlichWicht des Reuisionsgerichts;
sie muß nur unter Umständen unterbleiben. Das Verfahren behufs Entscheidung in

> S. 327. der Sache selbst ist daher von dem Verfahren behufs Aufhebung I des angefochtenen
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Urtheils nicht getrennt und nicht verschieden; es giebt nur ein Verfahren. Der
Ausschluß thatsächlicher Anführungen besteht auch hierbei fort; es bedarf nicht einmal
einer weiteren Erörterung der Sache, da ohne vollständige Prüfung derselben auch
die Aufhebung des Urtheils nicht erfolgen kann. Hierin zeigt sich wiederum eine
wesentliche Verschiedenheit des Entwurfs von dem Verfahren, welches Prozetzgesetze
oder Prozeßgesetz entwürfe vorschreiben, die das Rechtsmittel dritter Instanz dem
französischen Kassationsrelurse nachgebildet, indessen abweichend von demselben dem
Ger die Nichtigkeitsbeschwerde entscheidenden Gerichte auch die Entscheidung in der
Sache übertragen haben. Diese Ueoertragung ist nur eine Vereinfachung des Verfahrens
durch Ausschluß der Zurückuerweisung; das Gericht nimmt die Stelle desjenigen
Gerichts ein, an welches die Sache in Folge der Aufhebung des Urtheils hatte zurück¬
gehen müssen; es hat also auch die Sache so verhandeln zu lassen, wie sie vor diesem
anderen Gerichte zu verhandeln gewesen wäre, und es ist von diesem Standpunkte
aus wiederum nur eine Zweckmäßigkeitsmaßregel, wenn das Gericht von thatsächlichen
Ermittelungen durch Beweisaufnahme befreit bleiben soll (nordd. Entw. § 849).

Ein Endurtheil in der Sache selbst kann das Revisionsgericht, wenn es sich um
die unrichtige Subsumtion von Thatsachen unter das Gesetz handelt, in Gemäßheit
des Z 504 Abs. 2 Nr. 1 nur dann erlassen, wenn ihm für dasselbe alle thatsächlichen
Grundlagen durch das angesochtene Urtheil gegeben sind, also nur dann, wenn das
festgestellte Sachverbältniß ein sofortiges Endurtheil gestattet.

Es kann allerdings Fälle geben, in welchen die Ergänzung der Feststellungen
durch Einfügung einer als omittirt nachgewiesenen Thatsache wenig bedenklicherscheinen
mag, weil nur eine thatsächliche Auffassung derselben möglich zu sein scheint. Jedoch
unter anderen Umständen kann selbst die Einfügung einer unbestrittenen und nicht
bloß zu dem Gange des Verfahrens, sondern zu den Umständen des streitigen Falles
gehörigen Thatsache ein weites Feld thatsächlicher Würdigung eröffnen, z. B. wenn
die bezügliche Thatsache nicht unmittelbar und selbstständig von Einfluß auf die
Entscheidungist. Eine gesetzlicheSonderung der verschiedenen Falle zu versuchen,
würde zu einer verwirrenden Kasuistik führen. Daß das Revisionsgericht Thatsachen,
welche nach dem festgestellten Sachverhältnisse streitig sind, nicht selbst festzustellen hat,
ergiebt sich aus den angenommenen Grundsätzen von selbst.

Ist wegen Unzuständigkeit des Gerichts oder wegen Unzulassigkeit des Rechts¬
weges eme sachliche Entscheidung des Rechtsstreits auch von dem Gerichte erster Instanz
nicht zu geben, so würde die Enthaltung des Revisionsgerichts von der zu erlassenden,
die Klage abweisenden Entscheidung und die Zurückweisung der Sache keinen Zweck
huben, oa die anzuwendenden Rechtsnormen jede thatsächliche Erörterung ausschließen.
Die Verweisung oes vor ein unzuständiges Gericht gebrachten Rechtsstreits vor das
zuständigeGericht (baner. Proz. Ordn. Art. 815) kann sich nicht empfehlen, da sie der
Wahl des Klägers unter mehreren zuständigen Gerichten vorgreift und eine Gewißheit
darüber, welches Gericht zuständig ist, aus den Verhandlungen nicht hervorzugehen
braucht.

Die im Z 479 für das Urtheil des Berufungsgerichts aufgestellten Beschränkungen
der Entscheidung ergeben sich für das Urtheil des Revisionsgerichts von selbst.

Z 505. (K. V. 8 505, G. § 529.)
Ueber das Versäumnißuerfahren in der Revisionsinstanz sind besondere Vor-

j schriften nicht gegeben, weil die entsprechend anzuwendenden Vorschriften der ersten ! S. 328.
Instanz ausreichen. Die Versäumung der mündlichen Verhandlung durch den Revisions-
illlger rechtfertigt den Antrag auf Zurückweisung des Rechtsmittels. Im Falle der
Versäumung des Revisionsbeklagten sind die zulässigen neuen Anführungen des
Revisionsklägers als zugestanden anzunehmen uno, soweit dadurch nicht das in dem
angefochtenen Urtheile festgestellte Sachverhältniß alterirt wird, dieses der Entscheidung
zu Grunde zu legen. Es ist dabei wie in der Berufungsinstanz der Gesichtspunkt
maßgebend, daß das vorhandene Urtheil als Gegenstand des Angriffs auch Gegenstand
der Verhandlung ist und daher den Säumigen schützt.
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Dritter Abschnitt.
Beschwerde.

88 5l)6—516. (K. V. 88 506-516, G. §§ 530—540.)
Das im 8 11 der allg. Begründung seinen Grundzügen nach charakterisilte

Rechtsmittel der Beschwerde dient dem doppelten Zwecke, das System der Rechtsmittel
zu ergänzen und durch Ausscheiden nebensächlicherStreitpunkte den Stoff des Rechts¬
streits für die übrigen Rechtsmittel und damit das Verfahren selbst zu vereinfachen,

Da die Rechtsmittel der Berufung und Revision nur zur Anfechtung der nach
verhandeltem Rechtsstreite unter den Parteien ergehenden Endurtheile bestimmt
sind, so bedarf es eines weiteren Rechtsmittels für die Fälle, in welchen ohne
Endurtheil die Ginleitung oder Fortsetzung eines Verfahrens versagt oder aufgehalten
wird, ferner für die Fälle, in welchen nur noch die Ausführung eines Endurtheils
in Frage steht, endlich^ für die Entscheidungen, welche Personen außer den Prozeß-
parteien betreffen. Die Zulassung der Anfechtung einer Entscheidung durch Beschwerde
gestattet zugleich den Ausschluß der Einwirkung jedes anderen Rechtsmittels (88 W,
486), und dieser Erfolg empfiehlt die Zulassung der Beschwerde gegen die Entscheidung
solcher untergeordneter Streitpunkte, deren entgegengesetzte Entscheidung, von nur
mittelbarem Einfluß auf die Entscheidung der Hauptsache, doch ein anderes Verfahren
in derselben bedingen würde, so daß der Aufschub der endgültigen Entscheidung störend
einwirken müßte.

Die neueren Gesetzgebungsarbeiten zählen entweder zusammenhängend die Falle
auf, in welchen die Beschwerde statthaft ist — Oldenb. Art. 286, Württemb. Art. 770,
Baden 8 1157, hannov. Entw. § 600, nordd. Entw. 88 814, 815, österr. Entw. § 681
— oder sie ordnen die Beschmerdefälle nach Gruppen der Zulässigkeit — Hannover
8 453, Bayern Art. 738. Der Entwurf hat es vorgezogen, sich jeder mehr oder minder
vollständigen Aufzählung zu enthalten und die Zulässigkeit der Beschwerde an den
betreffenden Orten des Gesetzbuchs auszusprechen. Diese Methode empfiehlt sich
neben der größeren Kürze und Verständlichkeit durch die Rücksicht darauf, daß gegen
die betreffenden Entscheidungen je nach deren Inhalt bald die Anfechtung durch
Beschwerde freigegeben, bald jede Anfechtung, also auch die Beschwerde ausgeschlossen
wird.

In Betreff der Zulässigkeit der Beschwerde verweist daher der

S.329. 18 506 (K. V. § 506. G. § 530)
in erster Linie auf die in diesem Gesetzbuche besonders hervorgehobenen Fälle und
schließt hieran als generelle Bestimmung die Vorschrift:

daß die Beschwerde gegen solche eine vorgängige mündliche Verhandlung
nicht erfordernde Entscheidungen stattfinde, durch welche ein das Verfahren
betreffendes Gesuch zurückgewiesen ist.

Der Beschwerde sind durch ausdrückliche Vorschrift der Prozeßordnung unter¬
worfen:

1) die Zurückweisung der Ablehnung einer Gerichtsperson oder eines
Sachverständigen <H8 46, 49, 358);

2) die Entscheidung eines Zwischenstreits einer Partei mit einem Neben-
intervenienten, mit dem Anwalt des Gegners, mit einem Zeugen oder
Sachverständigen (88, 67, 122, 340, 354, 361);

3) die Festsetzung der einer Partei zu erstattenden Prozeßkosten (8 96);
4) die Verfügung oder die Entziehung des Armenrechts (8 114);
5) die Entscheidung über Aussetzung des Verfahrens (8 221);
6) die Berichtigung des Urtheils (8 281);
7) die Versagung des Versäumnißurtheils (8 291);
8) die Verurtheilung eines Zeugen oder Sachverständigen zu Strafe und

Kosten, sowie die Anordnung von Zwangsmaßregeln gegen dieselben
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(8Z 334, 343, 354, 361) oder gegen den Beklagten in Ehesachen (88 548,
556)-

9) die Entscheidung, durch welche ein Arrest oder eine einstweilige Verfügung
aufgehoben wird (M ?58 Abs. 4, 760);

IN) Beschlüsse, welche im Zwangsvollstreckungsverfahren ohne mündliche
Verhandlung erlassen weiden können (8 650);

11) die Verfügung des Ausschlußurtheils im Aufgebotsverfahren (8 7?4).
Gemeinsam ist allen Fällen der Beschwerde, daß es sich nicht um eine sachliche

Entscheidung der Hauptsache handelt, Ueberall würde der Apparat der übrigen
Rechtsmittel zu umständlich und die mit demselben verbundene Suspension der
Vollstreckbllikeltals Regel nicht angemessen sein.

Die Landgerichte sind die Bcschwerdegerichte in den vor den Amtsgerichten
»erhandelten Re'chtsstreitigkeiten(Geiichtsverfassungsgesetz 8 51). Für die Beschwerde
gegen Entscheidungen der Landgerichte und der Handelsgerichte sind die Oberlandes-
gerichte, für die Beschwerde gegen Entscheidungen der Oberlandesgerichte ist das
Reichsgericht — und in den Fällen des Einführungsgefetzes zum Gerichtsverfafsungsgesetze
L 7 Abs. 1 das oberste Landesgericht zuständig (Gerichtsveifassungsgefetz §§ 95 Nr. 4,
106 Nr. 2).

8 507. (K. N. § 507, G. § 531.)
Die Beschwerde ist zugelassen ohne Rücksicht darauf, ob in der Sache selbst

ein Rechtsmittel (Berufung oder Revision) statthaft ist. Wird daher in der Berufungs¬
instanz eine Entscheidung erlassen, gegen welche nach 8 506. Beschwerde eingelegt
werden kann, so wird die Geltendmachung derselben nicht dadurch gehindert, daß das
von dem Berufungsgerichte erlassene Endurtheil durch ein Rechtsmittel nicht weiter
anfechtbar ist. Für diese Konstruktion war oie Erwägung maßgebend, daß vielfach
Zweckmllßigleitsgründe dahin geführt haben, dem Amtsgerichte oder dem Land¬
gerichte als Berufungsgericht Entscheidungen zu übertragen, welche — wie z. B. I S. 330.
bei Ablehnung > eines Richters — von vorn herein einem höheren Gerichte hätten
überwiesen werden sollen, oder für welche — wie z. B. bei dem Verfahren gegen
Zeugen und Sachverständige — von vorn herein die sachliche Zuständigkeit des
Landgerichts hätte bestimmt werden müssen.

Die weitere Beschwerde ist in denjenigen Fällen ausgefchlossen, in welchen die
Entscheidungdes Beschwerdegerichts nicht einen neuen selbständigen Beschwerdegrund
enthalt. Diese Vorschrift entspricht der Ausschließung der Revision gegen gleichlautende
Urtheile der beiden unteren Instanzen. Hiermit stimmen die hannov. Proz. Ordn,
ß 456, die württemb. Proz. Ordn. Art. 777, der hannov. Entw. 8 608 überein, wahrend
der preutz. Entw. 8 703, die bayer. Proz. Ordn. Art. 759 und der nordd. Entw.
§Z 818,819 in Konsequenz der angenommenen Grundsätze über die Nichtigkeitsbeschwerde
nur unter den Voraussetzungen derselben eine weitere Anfechtung gestatten.

Während der preuß. Entw. 8 705 und der fächf. Entw. 8514 die Gegenvorstellung
„als besonderes Rechtsmittel" behandeln, erklärt sie die bayer. Proz, Ordn. Art. 755 ff.
sogar für das Prinzipale Befchwerdemittel, wenn der Beschwerdeführer vorher nicht
gehört war oder neue Thatsachen anführen will. Der Entwurf befindet sich im
Einklang mit den übrigen neueren Gefetzgebungsarbeiten, wenn er den Parteien die
einer schleunigen Rechtsverfolgung oft hinderliche Verpflichtung, vor der Beschwerde
Abhülfe durch Gegenvorstellung zu suchen, nicht auferlegt. Vielmehr umfaßt nach
dem Entwurf die Beschwerde — von der im 8 516 geregelten sofortigen Beschwerde
abgesehen — zugleich die Gegenvorstellung, welche einer weiteren Regelung nicht
bedarf und deren Erfolg die Entscheidung der Beschwerdeinstanz überflüssig mach
Aus diesem Grunde bestimmen die

88 508—510 (K. V. 88 508-510, G. 88 532—534),
daß in der Regel die Beschwerde bei dem Gerichte eingelegt wird, von welchem oder
von dessen Vorsitzenden die angefochteneEntscheidung erlassen ist, und daß die Beschwerde
auf neue Thatsachen und Beweise gestützt werden darf. Das Gericht erhalt hierdurch
Gelegenheit, falls es auf Grund erneuerter Erwägung oder auf Grund der angeführten
WV2, die Beschwerde für begründet erachtet, die angefochtene Entscheidung kurzer Hand
zurückzunehmen oder zu berichtigen. Die meisten neueren Gesetzgebungsarbeiten
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bestimmen über die Einlegung der Beschwerde gleich dem Entwurf (vgl. Hannover
8 456, Oldenburg Art. 289 § 1, Württemberg Art. 772, hannov. Entw. ß 603, üsten
Entw. § 684, sächs. Entw. 8 517, nordd. Entw. 8 822). Die Prozeßordnung v. Baden
88 1157, 1161 und Bayern Art. 741 stellen es wenigstens in das Ermessen des
Beschwerdeführers, welchem Gerichte er die Beschwerde überreichen will, und nur der
preuß. Entw. Z 702 verordnet Einreichung der Beschwerde beim Beschwerdegerichte,
In dringenden Fällen gestattet auch der Entwurf, sofort das Beschwerdegench,
anzugehen.

Die Beschwerde wird nach 8 508 Abs. 2 entweder durch eine Beschwerdeschrift
oder in den dort zugelassenen Fallen zum Protokolle des Genchtsschreibers eingelegt,
Ersterenfalls ist die Beschwerdeschrift — weil für das Beschwerdegericht, also für ein
Gericht höherer Ordnung bestimmt — nach der allgemeinen Regel des Z 72 (nordd,
Prot. III, S. 1560) eine Anwaltsschrift. — Die Einlegung der Beschwerde zum
Sitzungsprotokolle zu gestatten, wurde bereits bei Berathung des norddeutschen Entwurfs
für ungeeignet erachtet (Prot. III. S. 1555).

S. 331. I Die sofortige Vollstreckbarkeit der dem Rechtsmittel der Beschwerde unter¬
liegenden Entscheidungen ist als Regel im 8 511 festgehalten (vgl. Hannover 8 455,
Württemberg Art. 774, Bayern Art. 742, 752, preuß. Entw. 8 706, hannov. Entw,
88 602, 605). In der Württemberg. Prozeßordnung und in dem hannov. Entwurf
ist der Einlegung der sofortigen Beschwerde, in der baner. Prozeßordnung der
Einlegung der Beschwerde gegen die versagte Ablehnung eines Richters Suspensiu-
effekt beigelegt. Die im 8 511 Abs. 2 und 3 sowohl dem ^uäsx a yuo als auch dem
^juäsx llä <MLM beigelegte Befugmß, die Vollziehung auszusetzen, überhaupt den
Entwurf, weitere Ausnahmen, als im 8 511 Abs. 1 aufgeführt sind, zu statuiren.
Diese Ausnahmen, welche sich an Oldenburg Art. 290, Bauern Art. 742 und
hannov. Entw. §Z 600 Nr. 18, 605 anschließen, werden durch die Erwägung gerecht¬
fertigt, daß aus der sofortigen Vollstreckung von Strafverfügungen und von Zwangs-
maßregeln, welche von dem Beschwerdegenchte als unbegründet aufgehoben werden,
ein irreparabler Nachtheil erwachsen kann.

Entsprechend der Pruzeßordn. v. Württemberg Art. 775, dem hannov. Entw,
8 606 und dem nordd. Entw. 8 828 schreibt der

§ 512 (K, V. ß 512, G. § 536)
vor, daß das Beschwerdegericht vor der Entscheidung, welche auch ohne vorgängige
mündliche Verhandlung erfolgen kann, befugt ist, die betheitigten Personen mündlich
oder schriftlich zu hören. Letzterenfalls kann, insoweit die Einlegung der Beschwerde
zum Protokolle des Gerichtsschreibers zulässig war, auf gleiche Weise auch die
Erklärung des Gegners des Beschwerdeführers erfolgen — § 512 Abs. 2. Die
Bestimmung der bayer. Prozeßordn. Art. 744, daß 'im Verfahren auch diejenige
Person gehört oder wenigstens zugezogen werden soll, welche an der Erledigung der
Beschwerde ein demjenigen des Beschwerdeführers entgegengesetztes Interesse hat,
geht zu weit und ist unter Umständen unausführbar, z. B. im Falle einer Beschwerde
gegen die Verfügung des Versäumnißurtheils oder des Ausschlußurtheils — 88 291,
774.

Der preuß. Entw. 8 710 bestimmt allgemein, daß die vom Beschwerdeführer
begehrte Anordnung, falls die Beschwerde durchdringt, auf Antrag des Beschwerde¬
führers von dem Gerichte, dessen Entscheidung angefochten war, zu erlassen ist. Die
Motive S. 181 bemerken, daß dem höchsten Gerichtshofe, insoweit dieser über die
Beschwerde entschieden, die sachliche Anordnung nicht zugemuthet werden dürfe und
auch in anderen Fällen die Anordnung der gewünschten Maßregeln von dem höheren
Gerichte minder gut und zweckmäßig würde getroffen werden können. Diese Gründe
sind nicht geeignet, die Vorschrift des preußischen Entwurfs zu rechtfertigen, dieselben
können vielmehr nur dahin führen, dem Ermessen des Beschwerdegerichts zu
überlassen, ob es selbst die erforderliche Anordnung treffen, oder dieselbe dem Mäex
Ä guo übertragen will. Dementsprechend bestimmt der

8 514 (K. V. § 514, G. § 538)
im Einklang mit Württemberg Art. 776, 777 und dem nordd. Entw. 8 829 (nordd.
Prot. III. S. 1561).
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Der beauftragte und ersuchte Richter hat nur übertragene Rechte des Gerichts
auszuüben; er ist daher neben den allgemeinen Regeln des Verfahrens an den
Auftrag des Gerichts gebunden (HZ 316, 317, 321). Nur ausnahmsweise ist er
ermächtigt — §ß 200, 320, 352 — zur Beschleunigung des > Prozeßganges selbst- > S. 332.
ständig Entscheidungen zu treffen, welche übrigens unter Umstanden der Berichtigung
durch das Prozeßgericht unterliegen (Z 350 Abs. 2). Diesem prinzipiellen Gesichts¬
punkte entsprechend, bestimmt, gleich der Proz. Ordn. v. Hannover Art. 455 und
dem nordd. Entw. § 830, der

§ 515 (K. V. § 515, G, § 539),
daß die Partei, welche die Aenderung einer Anordnung des beauftragten oder ersuchten
Richters verlangt, zunächst die Entscheidung des Prozeßgerichts einzuholen hat, und
daß die Beschwerde erst gegen die Verfügung des letzteren stattfindet. Der Z 702
des preuh. Entw. beabsichtigt nach den Motiven S. 180 abweichend, aber nur für
das Verfahren in erster Instanz, daß die Beschwerde sofort an das Berufungsgericht
«eben soll. Der Vorschlag ist prinzipwidrig und auch bei Berathung des nordo.
tzntw. Z 830 (Prot. III s. 1562, 1563) verworfen. Der Grundsatz des Z 515 ist
ausdrücklich auf die von dem Gerichtsschreiber getroffenen Entscheidungen erstreckt,
da dieser lediglich als Organ des Gerichts handelt, seine Amtshandlungen daher
zunächst der Rektifikation durch das Gericht unterliegen, welche kurzer Hand herbei¬
geführt werden kann. Dagegen sind nach den HZ 508, 510, 511, 514 die Verfügungen
des Vorsitzenden denen des Gerichts insofern gleichgestellt, als letzteres nicht als
eine Instanz über dem Vorsitzenden erscheint. Maßgebend war (konform den Motiven
zum preuß. Entw. S. 180, nordd. Prot. III. S. 1562) die Rücksicht auf die Autorität
des Vorsitzenden gegenüber den übrigen Mitgliedern des Gerichts. Die LZ 126
Abs. 4, 348 Abs. 4, 298 enthalten keine Ausnahme, weil hier das Gericht als Kollegium
nach außen auftritt und sich die Grundlagen für die Urtheilssindung muß beschaffen
können, also nicht einzelne, von dem Vorsitzenden m den seiner Amtsphäre allein
überwiesenen Gebieten getroffene Verfügungen in Frage stehen.

Der Entwurf schreibt im Allgemeinen keine Fristen für die Erhebung der
Beschwerde vor, während Hannover Art. 455, Oldenburg Art. 289 ß 2 eine generelle
Frist von einem Monat, der üsterr. Entw. § 683 eine Frist von zwei Wochen festsetzt.
Ausnahmen finden statt für die Beschwerden wegen verweigerter oder verzögerter
Justiz. Ein Bedürfniß zu derartiger Begrenzung des Beschwerderechts liegt in der
Uegel nicht vor, weder in der Sache, da die Anfechtung durch den Fortgang des
Verfahrens oft gegenstandslos wird, noch im Interesse der betheiligten Personen.
Eine Ausnahme findet in den im

§ 516 (K. V. 8 516, G. § 540)
sseregelten Fällen der Beschwerde statt, welche der Entwurf gleich Württemberg
Art. 771 als „sofortige Beschwerde" bezeichnet. Es sind dies die zu § 506
unter Nr. 1, 2, 3, 6, 7, 9 und 10 angegebenen Falle. Denselben ist gemeinsam,
daß die anzugreifenden Entscheidungen auf Rechte des Gegners oder eines Dntten
einwirken (Mot. z. württemb. Entw. Art. 775). Diese Entscheidungen erscheinen
daher einer Rechtskraft fähig und es ist deren baldiger Eintritt für den ungestörten
Fortgang des Verfahrens und für das entgegenstehende Interesse der Betheiligten
nothwendig. Die Besonderheiten der sofortigen BeschwerdeHnd:

1. Die Einlegung ist an eine Nothfnst von zwei Wochen gebunden. Die
Dauer der Frist erscheint den Umständen angemessen und ist auch von der >württemb.! S. 333.
Prozeßordn. Art. 771, dem hannov. Entw. § 602 und dem nordd. Entw. H 820
angenommen.

Die für die Fälle der ßß 291 und 774 ausnahmsweise vorgeschriebene
Berechnung der Frist von der Verkündung statt von der Zustellung an soll sicher¬
stellen, daß der Zweck erreicht werde, welchen die Anordnung einer sofortigen
Beschwerde in den erwähnten Fällen verfolgt. Ein Gegner, welcher die
Beschwerdefrist durch Zustellung der Entscheidung in Lauf setzt, wird oder kann in
jenen Fällen nicht vorhanden sein. Die Erledigung der in Betracht kommenden
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Kragen würde daher im Widersprüche mit der Zulassung einer sofortigen Beschwerde
der Willkür der beschwerten Partei anheimgegeben sein und beliebig hinausgezogen
werden können.

2. Auch in nicht dringenden Fällen ist die Erreichung der sofortigen Beschwerde
beim Beschwerdegerichte statthaft, bezw. zur Wahrung der Nothfrist ausreichend
(nordd. Entw. L 822).

3. Das Gericht ist zu einer Abänderung seiner durch Beschwerde angegriffenen
Verfügung nicht befugt (nordd. Entw. Z 824); bezüglich des Beschwerdegegenstandes
hat die Thätigkeit des Instanzgerichts mit Erlaß der angegriffenen Verfügung ibr
Ende erreicht (nordd. Prot. III. S. 1552, IV. S. 1648).

Der Abs. 4 des Z 516 hat eine deklarative Bedeutung für die Berechnung der
Nothfrist einer sofortigen Beschwerde, welche gegen Entscheidungen des beauftragten
oder ersuchten Richters bezw. des Gerichtsschreibeis gerichtet ist.

Viertes Buch.
Wiederaufnahme des Verfahrens.

ZZ 517—530. (K. V. §§ 517—330, G. §§ 541—554.)
Als außerordentliche Rechtsmittel werden von dem gemeinen Prozeßrechte die

yuerela iusÄuabiliz uullitati» und die iu iuwßrum i-L8tirutio, von dem preußischen
Rechte (A. G. O. I. 16., Verordn, v. 14 Dezember 1833 Z 28) die Nullitütstlage
und die Restitutionsklage, von dem französischen Rechte l^ucis äs proc. art. 480 bis
504) die i'LcMW civile gewahrt, während die neueren Prozeßgesetze und Entwürfe
theils die Nichtigkeitsbeschwerde (Nichtigkeitsklage), theils die 'Wiederaufnahme des
Verfahrens (Wiederaufnahmeklage) einräumen. Nur der preußische Entwurf SZ 686,68?
faßt alle in Betracht kommenden Fälle unter dem Rechtsmittel der Wiederaufnahmeklage
zusammen. Wie die Motive zu demselben S. 172, 173 ergeben, verkennt er keines¬
wegs, daß die Fälle innerlich verschieden sind, je nachdem die Aufhebung eines

S. 334. rechtskräftigen l Urtheils wegen absoluter Nichtigkeit oder aus Billigkeitsrücksichten
gefordert werden kann, er hält aber dessenungeachtet die Zusammenfassung beidn
Arten von Fällen für gerechtfertigt, weil sie prozefsualisch fast durchgängig
denselben Grundsätzen folgen. Der Entwurf hat sich dem preußischen Entwurf
angeschlossen. Er weicht zwar insofern ab, als er die Wiederaufnahme eines durch
rechtskräftiges Eudurtheil geschlossenen Verfahrens nicht als ein Rechtsmittel betrachtet
(vgl. llllgem. Begründung Z11) und die Nullitäts- und Restitutionsfälle wegen
ihrer inneren Verschiedenheit als Nichtigkeitsklage und Restitutionsklage auseinander-
hiilt, allein diese Abweichungen bedingen keine erheblichen Abweichungen der Prozedur
für beide Arten von Fällen — sie hindern nicht, daß fast sämmtliche Prozeßnormen
beiden Klagen gemeinsam sind, und gestatten daher die äußerliche Zusammenfassung
Beider unter der Wiederaufnahme des Verfahrens.

Die Gründe der Nichtigkeitsklage sind im Z 518, die Gründe der Restitutions¬
klage im Z 519 zusammengestellt. Bei Festsetzung derselben ist die Erwägung leitend
gewesen, daß die Rechtssicherheit die Beschränkung der Anfechtung rechtskräftiger
Vndurtheile auf bestimmte, scharf begrenzte, unumgänglich nothwendige Fälle fordert.

Die entsprechende Anwendung der für die Anfechtung von Endurtheilen
gegebenen Vorschriften auf die Anfechtung der der Beschwerde unterliegenden
Entscheidungen ist durch § 516 gesichert.

8 517. (K. V. 8 517, G. tz 541.)
Die Nichtigkeitsklage und die Restitutionsklage können in Betreff desselben

Endurtheils mit einander konkurriren. Im Falle einer solchen Konkurrenz hat die
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Nestiiutionsklage zurückzutreten, da sie in ihrer Wirkung nicht soweit reicht, wie die
Nichtigkeitsklageund durch die letztere gegenstandslos weiden kann.

Die in Uebereinstimmung mit der braunschw. Proz. Ordn. Z 352 Nr. 3> 4
und dem preuß. Entw. § 686 Nr. 1, 2 im

§ 518 (K, V. § 318, G. 8 542)
angenommenen beiden Gründe der Nichtigkeitsklage, die Mitwirkung eines kraft
Gesetzes ausgeschlossenen Richters am Urtheile und der Erlaß des Urtheils gegen
eine nicht gehörig vertretene Partei, greifen unmittelbar die Grundlagen jedes
Urtheils — die richterliche Gewalt und die Anhörung der streitenden Prozeßparteien
— an, während alle anderen für die Begründung einer Nichtigkeitsbeschwerde oder
einer Nichtigkeitsklage zugelassenen Gründe nur die Gesetzmäßigkeit des Inhalts
einer Entscheidung betreffen. Beide Gründe können daher nicht ausschließlich auf
den Weg der Rechtsmittel verwiesen werden. Auch Bayern läßt wenigstens in dem
zweiten Falle nnt Beschränkung auf Minderjährige und Entmündete (Art. 761
Nr. 8) die Wiederaufnahme des Verfahrens und im Falle der nicht genehmigten
Prozeßführung ohne Auftrag (Art. 95) die Nichtigkeitsklage zu und verweist nur den
ersten Fall (Art. 41, 788 Nr. 6) auf den Weg der Nichtigkeitsbeschwerde. Ebenso
^stattet die preuß. A. G. O. I. 16 § 2 Nr. 4, 5 im zweiten Falle die der Wieder¬
aufnahme entsprechende Nullitätsklage, im ersteren die preuß. Verordn, vom
14. Dezember 1833 Z 5 Nr. 5—8 nur die Nichtigkeitsbeschwerde. Dagegen ist nach
der württemb. Proz. Ordn. Art. 733 Nr. 2, 5, 6 in beiden Fällen nur die der
Nichtigkeitsbeschwerde entsprechende Nichtigkeitsklage, nach der > hannou. Proz. Ord. I S. 335.
L 431 Nr. 3, 5, 6 und dem hannov. Entw. § 609 Nr. 2, 6, 7, 9 nur die Nichtig¬
keitsbeschwerde gestattet.

Die Nichtigkeitsgründe würden, wenn sie nur mit einem Rechtsmittel geltend
gemacht werden könnten, bei allen in letzter Instanz ergnngenen Urtheilen nicht gerügt
werden können, obgleich diese als solche keine höhere Rechtsbestandigkeit für sich m
Anspruch nehmen können, als andere Urtheile.

Die Unanfechtbarkeit der Urtheile des französischen Kassationshofes hängt mit
der Besonderheit des Kassationsreturses (allg. Begründung Z 14) zusammen und
kann daher auf die in letzter Instanz ergehenden Urtheile nicht allgemein übertragen
werden; sie verliert übngens an Bedeutung, weil der Kassationshof nicht in der
Sache selbst erkennt, vielmehr eine nochmalige, wenn auch nicht ganz freie Verhand¬
lung der Sache nachfolgt und das auf diese ergehende Urtheil angefochten werden
kann. Ueberdies würde die Anwendung der Rechtsmittelfristen bei dem ersten
Nichtigkeitsgrunde des L 518 eine Berücksichtigung der Kenntmß der Partei von dem¬
selben ausschließen, während doch erst diese Kenntniß die Erhebung der Klage möglich
macht. Auch bei dem zweiten Nichtigkeitsgrunde ch das Verhältniß des darauf zu
gründenden Rechtsmittels zu den: Laufe der Rechtsmittelfristen — vgl. unten Z 525
— ein anomales, fo daß deren Anwendung besondere Bestimmungen nöthig machen
würde (Württemberg Art. 740),

Von dem ersten Nichtigkeitsgrunde macht der Entwurf eine Ausnahme, wenn
der Ausfchließungsgrund bereits im "Prozesse geltend gemacht und von dem zuständigen
Gerichte darauf eine Entscheidung ertheilt war (8 46 Abs. 2). Denn diese Entschei¬
dung wird für sich rechtskräftig und bindet auch die nicht ablehnende Partei, weil
andernfalls der ablehnenden 'Partei thatsächlich die wirksame Rechtshülfe verfagt
sein würde. Der Grund Nr. 1 berücksichtigtbewußter Weise nicht den anderwärts
(«gl. preuß. A. G. O. I. 16 § 2 und Braunschweig § 352) behandelten Fall, daß
eine zum Richteramte überhaupt nicht berufene Person das Urtheil erlassen hat. In
diesem Falle liegt materiell ein Urtheil nicht vor und bedarf es zu dessen Beseitigung
weder der Einlegung eines Rechtsmittels noch der Wiederaufnahme des Verfahrens.
Würde versucht, das Urtheil z. B. im Wege der Zwangsvollstreckung zur Geltung
zu bringen, so muß der Einwand, daß ein Urtheil überhaupt nicht vorliege (vgl.
Erk. des preuß. Obertribunals v. 27. Juni 1861, Strieth. Archiv Bd. 42 S. 218)
Erfolg haben.

Die Bestimmung Nr. 2 trifft die beiden Fälle, daß eine Partei gar nicht oder
nur durch eine nicht berechtigte Person vertreten gewesen ist. Die beigefügte Aus-
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nähme entspricht den angenommenen Grundsätzen über die Genehmigung der ohne
Auftrag erfolgten Prozeßführung (HZ 83, 489 Nr, 5, 808 Nr. 3). Ob der Mangel
der Vertretung im Prozesse geltend gemacht war oder nicht, ist unter allen Umständen
ohne Einfluß, da jedenfalls die Partei hierbei nicht vertreten gewesen ist.

§ 519. (K. V. § 519, G. § 543.)
In den Nr. 1—5 aufgeführten Fällen der Nestitutionsklage ist es nothwendige

Folge der strafbaren Handlung, daß das auf derselben beruhende Urtheil nicht
aufrecht erhalten werden kann. Wesentlich übereinstimmend sind diese Fälle in den
Prozeßordn. u. Hannover Z 444, Württemberg Art. 753 und Bayern Art. 761, im

I S. 336. pieuß. Entw. ß 687, hannov. Entw. ß 626 > und nordd. Entw. Z 856 geregelt. Auch
in dem Falle Nr. 5 ist der ursächliche Zusammenhang zwischen Urtheil und Delikt
der Grund der Klage; der Kausalnexus muß stets als vorhanden angenommen
werden, wenn der Richter sich in Beziehung auf den Rechtsstreit der mit einer im
Wege des gerichtlichen Strafverfahrens zu verhängenden öffentlichen Strafe bedrohten
Verletzung seiner Amtspflichten überhaupt schuldig gemacht hat. Gegen die Auf¬
nahme der Verletzung der Eidespflicht durch die Partei unter die Restitutionsgründe
(Nr. 1) wird sich nichts erinnern lassen, da auf diesem Wege die durch die preuß,
A. G. O. I. 16 Z 24 in einen besonderen Prozeß verwiesene Entschädigungsfrage
am einfachsten erledigt wird. Im Falle sowohl der Nr. 1 (Eide der Parteien) als
der Nr. 3 (Gide derHeugen und Gutachter) hat der Entwurf, entfvrechend dem
Z 163 des deutschen Strafgesetzbuchs, die fahrlässige Verletzung der Eidespflicht der
wissentlichen gleichgestellt (vgl. auch Z 411 Abs. 2). Von anderen Gesetzgebungs¬
arbeiten stimmen mit dem Entwürfe überein betr. Nr. 1 Braunschweig 8 355,
Hannover § 444, Württemberg Art. 753, Bauern Art. 761, preuß. Entw. ß 687,
hannov. Entw. H 626, sächs. Entw. H 1025, üsterr. Entw. § 720, während Oldenburg
Art. 278 und Baden Z 1166 nur den wissentlich falsch geschworenen Eid berück¬
sichtigen. Desgleichen setzen im Falle der Nr, 3 Braunschweig Z 355 und Baden
ß 1166 Nr. 3 voraus, daß der Zeuge oder Gutachter wissentlich falsch geschworen
und auch die Prozeßordn. v. Hannover L 444, Oldenburg Art. 278, Württemberg
Art. 753, Bayern Art. 761, sowie der hannov. Entw. Z 626, sächs. Entw. S 1025,
österr. Entw. § 720 reden von der „absichtlich falsch" abgegebenen Aussage des
Zeugen oder Sachverständigen. Der nordd. Entw. ß 856 stimmt dagegen in beiden
Beziehungen mit dem vorliegenden Entwurf überein. Die Vorschrift des Entwurfs
ist berechtigt. Die Aufrechterhaltung des Ciuilerkenntnisses widerspricht dem Rechts¬
gefühl, wenn die Falschheit des dem Urtheile zu Grunde liegenden Eides rechtskräftig
!m Strafverfahren festgestellt ist. Da der § 520 für diese Fälle der Nestitutions¬
klage das Erfordernis» stellt, daß vorab vor dem Strafrichter der Meineid nachgewiesen
sei, so liegt kein Anlaß vor, aus der Gleichstellung des fahrlässig falschen Eides eine
Häufung der Restitutionsklagen zu besorgen. Die Feststellung, ob ein Eid aus
Vorsatz oder Fahrlässigkeit falsch geleistet ist, kann die grüßten Schwierigkeiten bieten
und jedenfalls berührt diese Frage ungeachtet ihrer Bedeutung für den Strafprozeß
durchaus nicht das Interesse des Prozeßgegners des Verurtheilten. Den Restitutions-
kliiger berührt nur, daß das anzugreifende Urtheil durch einen falschen Eid oder
Meineid begründet wurde, also der sachliche Erfolg des Eides. Es ist daher auch
nicht inkonsequent, wenn die W 406 Abs. 1, 415 Abs. 2, 421 Abs. 2 die wissentliche
Verletzung der Eidespflicht anders behandeln, als die fahrlässige. In diesen Fällen
wird ausnahmsweise der Widerruf einer Eideszuschrebung oder Zurückschiebung,
bezw. ein Antrag auf Zurücknahme des richterlichen Eides mit Rücksicht auf eine
erst nachträglich bekannt gewordene besondere Unglaubwürdig!«! der Persönlichkeit
des Prozeßgegners nachgelassen, wie solche durch die fahrlässige Verletzung der
Eidespflicht nicht dargethan ist. — Die Nr. 3 deckt auch die Fälle, in denen ein im
Verfahren zugezogener Dolmetscher unter Verletzung der Amtspflicht falsch gedolmetscht
hat. — Die allgemein gehaltene Fassung der Nr. 4 trifft den äul persoimsi des
franz. Rechts sOocls äs proc ait. 480, Luitarä st OolinLt - OaagL, I^Lyou» La, XI,

I S. 337. Vol. II, pllß. 100, 1 101 Nr. 731^ und geht nicht zu weit. Sowohl in dem Falle
Nr. 4, als in demjenigen unter Nr. 5 soll durch die Fassung jeder Fall einer
Disziplinarbestrafung ausgeschlossen werden, da diese nicht wichtig genug sein kann,
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um die Aufhebung eines rechtskräftigen Urtheils zu begründen. Nach der Vorschrift
des L 523 können über die Restitutionsklage, wie nach dem Oo6s <tL proo. »rt, 490
und Bayern Art. 768, die nämlichen Richter entscheiden, welche das angefochtene
Urtheil erlassen haben. Dennoch erachtet der Entwurf die von Bayern a. a. O. für
den Fall der Nr. 5 ertheilte Vorschrift, daß der bestrafte Richter nicht wieder mitwirken
darf, aus thatsächlichen Gründen für selbstverständlich und entbehrlich.

Die Nr. 6 sichert der Restitution, welche im Strafverfahren erfolgt, ihre
Wrkung für den Civilprozeß (preuß. Entw. 8 687 II., hannov. Entw. ß 626, Proz.
Ordn. v. Württemberg Art. 753 Nr. 5 und Bayern Art. 761). Nach dem Entwurf
ist zwar dem im Strafverfahren ergehenden Urtheil, sowohl dem verurtheilenden als
dem freisprechenden, keine bindende Kraft für den Cimlprozeß beigelegt worden; es
ist aber dessenungeachtetdavon auszugehen, daß die Thatsache der Verurteilung oder
Freisprechungim Strafverfahren em sehr bedeutendes Moment für die Begründung
der Ueberzeugung des Richters im Cimlprozeß bilden wird. Ist em im Strafverfahren
ergangenes Urtheil im Civilprozesse vorgebracht, so läßt sich aus dem darauf ergehenden
Urtheil entnehmen, ob dasselbe auf jenes Urtheil gegründet ist. Ist dies der Fall,
dann erfordert die Gerechtigkeit die hier angeordnete Restitution.

Die Nr. 7 regelt die reztitutio pi-aiMr noviier repsrta. Dieselbe ist gegen das
französische Recht im Anschlüsse an das gemeine und preuß. Recht ohne Rücksicht auf
einen äolu« des Gegners zugelassen (vgl. Württemberg Art. 753, Bayern Art. 761
und Hannover ß 444, hannov. Entw. H 626, nordd. Entw. S 856). Den Urkunden
sind ausdrücklich früher erlassene rechtskräftige Urtheile beigezählt und gleichgestellt
da deren Auffinden dieselbe Rücksichtwie das Auffinden anderer Urkunden verdient;
die ermittelte Existenz eines widersprechenden Urtheils involvirt die Versciumung der
exoeptio rsi ^uäioataL. Die Einschränkung der Nr. 7d für den Fall der erfolgten
Eidesleistung beruht darauf, daß der durch die Eidesleistung geführte Beweis, gleich¬
viel ob der geleistete Eid ein Wahrheitseid (Hannover ß 445) oder ein Ueberzeugungseid
ist, nur durch Restitution gemäß Nr. 1 angefochten werden kann (Z 411 Abs. 2).
Den Urkunden stehen neu aufgefundene Zeugen (preuß. A. G. O. I. 16. Z 26,
nmrttemb. Proz. Ordn. Art. 753) nicht gleich, weil Urkunden sowohl für den Beweis,
als auch für oie Ermittelung der zu beweisenden Thatsachen eine hervorragende
Bedeutung haben (vgl. Motive der hannov. Proz. Ordn, bei Leonharot, B. P. O.
S, 306). Ebensowenig ist das Entdecken neuer Thatsachen (Proz. Ordn. v. Hannover
8 644 und Württemberg Art. 753) geeignet, eine Wiederaufnahme des einmal zum
Abschluß gekommenen Rechtsstreits zu begründen.

8 520. (K. V. § 520, G. § 544.)
Wenn die im Strafverfahren erfolgende Verurtheilung wegen einer der als

Restitutionsgrund dienenden strafbaren Handlungen (§ 519 Nr. 1—5) für den Richter
im Civilverfahren auch nicht bindend ist, so kann doch ohne Inkonsequenz die außer¬
ordentliche Rechtshülfe der Restitution von einer solchen Verurtheilung der Regel
nach abhängig gemacht werden. Denn unter allen >Umständen ist es ein unerwünschter > S. 338.
Zustand, daß im Civilverfahren über eine strafbare Handlung gestritten wird, zu deren
Feststellung das zunächst dafür bestimmte Strafverfahren nicht ausreicht. Auch ist die
dem Civilrichter nach dem strafgerichtlichen Urtheile belassene Freiheit der Beurtheilung
eine mehr prinzipielle als thatsächliche, und ein Auseinandergehen der Urtheile kann
nur unter besonderen Umständen erwartet werden. Die Verurtheilung ist aber in
Uebereinstimmungmit der württemb. Proz. Ordn. Art. 755 und dem hannov. Entw.
8 629 nur als Regel festgehalten. Ist oieselbe wegen äußerlicher, hinzugetretener
Umstände, wegen Abwesenbeit, Tod, Verjährung, später eingetretener Unzurechnungs¬
fähigkeit unmöglich geworden, so würde es den Anforderungen der Gerechtigkeit
widersprechen, deshalb die Restitution auszuschließen, wie dies in dem preuß. Entw.
8 687, dem nordd. Entw. ß 856 und theilweise in der bayer. Proz. Ordn. Art. 763
geschehen ist (vgl. Abegg, Zeitschr. für RechtsgeschichteVIII. S. 376 ff.).

Der Ausschluß des Beweises der Restitutionsgründe durch Eideszuschiebung
wird durch die Natur dieser Gründe geboten; dagegen liegt kein ausreichendes Motiv
vor, dieselben durch Ausschluß des Geständnisses (nordd. Entw. ß 858) der Verfügung
der Parteien zu entziehen.
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Die Bestimmung des

§531 (K. V. 8 521, G. § 545)
hat nur auf die Restitutionsklage Bezug. Du dieselbe lediglich auf Billigkeit beruht,
so ist es Voraussetzung für dieselbe, daß der zu beseitigende Nachtheil ohne Schuld
der Partei entstanden ist. Dieser Nachtheil besteht in oem Ausschlüsse der Geltend-
machung der Restitutionsgründe in dem früheren Verfahren. Erlangte daher die
Partei von dem Nestitutionsgrunde zu einer Zeit Kenntniß, zu welcher sie noch in
dem früherm Versahren Gebrauch davon machen konnte, so hat sie keinen Anspruch
auf die für die Restitutionsklage von der erlangten Kenntniß an zu bestimmende Nothflist,
sondern mutz sich wie für jedes andere Vorbringen mit der in dem laufenden Verfahren
ihr bleibenden Frist begnügen und nüthigenfalls den Restitutionsgrund durch Einspruch,
Berufung oder mittelst Anschliehung an eine Berufung geltend machen.

Bei der Nichtigkeitsklage kann nicht behauptet werden, datz die Partei den ihr
entstandenen Nachtheil, welcher hier unmittelbar in dem Erlasse des angefochtenen
Urtheils besteht, verschuldet haben könne. Daher besteht für sie keine Verpflichtung,
den Nachtheil abzuwenden, weil sie nach strengem Rechte die Beseitigung des ganzen
Urtheils fordern kann (vgl. nordd. Entw. Z 878). Die Partei kann auch nicht darauf
verwiesen werden, die Nichtigkeitsgründe durch Rechtsmittel oder Einspruch, soweit
dieselben noch zulässig sind, geltend zu machen (preuß. Entw. § 689, bayer. Proz,
Ordn. Art. 766) da ihr, wenn dieselben während des Laufs der Rechtsmittel- oder
Einspruchsfrist zu ihrer Kenntniß gelangen, nur der Rest dieser Fristen als Nothfrist
für die Anfechtung verbleiben würde.

Wie die Vorschrift der M 453, 486, so erstreckt der

§522 (K. V, 8 522, G. 8 546)
die Anfechtung auf die dem Endurtheile vorausgegangenen Entscheidungen. Das
Erfordernis; des ursächlichen Zusammenhangs des Endurtheils mit denselben entspricht
den bei der Revision angenommenen Grundsätzen. Es ist für die Restitutionsgründe

I S. 339. bereits aus § 519 zu entnehmen, für die Nichtigkeits > gründe aber noch nicht aus¬
gesprochen; es wird von Bedeutung, wenn eine vorausgegangene Entscheidung in Folge
veränderter Lage der Sache oder veränderter Auffassung derselben oder durch die
erneute Verhandlung der Sache in der Berufungsinstanz ihre Bedeutung verloren hat.

Die Beschränkung auf Anfechtungsgründe, welche Entscheidungen derselben oder
einer unteren Instanz betreffen, ist nothwendig, weil in den höheren Instanzen Urtheile
ergehen können, welche keine Entscheidung in der Sache selbst geben, aber doch für
das demnächst in der unteren Instanz ergehende Urtheil maßgebend sind, so daß
dieses auf denselben beruht. In diesem Falle ist, wenn der Anfechtungsgrund das
Urtheil der höheren Instanz betrifft, die Anfechtung unmittelbar gegen dieses und
nicht gegen das in der Sache selbst ergangene Urtheil der unteren Instanz zu richten,
welches letztere dann durch die Aufhebung des ersteren mitbetroffen wird.

'"" § 523. (K. V. 8 523, G. § 547.)
Die Klagen vertreten die Stelle außerordentlicher Rechtsmittel ohne Devolutiv-

effelt. Bei der Konstruktion derselben muß daher der Zusammenhang mit dem
Rechtsstreite, dessen Endurtheil angefochten werden soll, festgehalten werden und die
Wiederaufnahme, soweit es geht, in der Instanz erfolgen, in welcher das durch das
aufzuhebende Urtheil abgeschlosseneVerfahren stattfand.

Die Behandlung der Nichtigkeitsklage und der Restitutionsklage als selbstständigei
Klagen und dem entsprechend die unbedingte Verweisung derselben in die eiste
Instanz (preuß. A. G. O. 1. 16, Hannover § 446, Oldenburg Art. 279, sächs. Entw.
ß 1029) würde in allen Restitutionsfällen, soweit in der Sache Berufung zulässig
war, den Wiederaufnahmekläger in höherem Maße begünstigen, als wenn er von
den nachträglich anzubringenden Umständen während der Berufungsinstanz Kenntniß
erlangt hätte; in den Fällen der Nichtigkeitsklage würde der unteren Instanz die
Entscheidung über die Rechtmäßigkeit des Verfahrens der höheren Instanz übertragen
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weiden. Richtiger ist es daher, daß die Klagen bei demjenigen Gerichte erhoben
werden, welches das aufzuhebende Urtheil erlassen hat (Bayern Art. 767, Württem¬
berg Art. 757, Baden ß 1165, preuß. Entw. ß 693, hannov. Entw. § 631, üsterr.
Entw. 8 724, nordd. Entw. § 860). Dieser Satz würde ausreichen, wenn jede
Instanz mit der ganzen Sache befaßt würde oder wenn die Instanz, welcher nur die
rechtliche Beurtheilung der Sache zusteht, niemals in der Sache selbst zu entscheiden
hatte. Die Eigenthümlichkeiten der Revision erfordern Modifikationen, welche in dem
nordd. Entw. (M 877, 878) bei Übertragung der Entscheidung in der Sache selbst an
das auf die Nichtigkeitsbeschwerdeerkennende Gericht gleichfalls entsprechendenAusdruck
aefunden haben. Wie unter Berücksichtigung dieser Eigenthümlichkeiten der Entwurf
den aufgestellten Grundsatz zur Ausführung bringt, ergiebt die nähere Erörterung der
Frage, aus welcher Instanz das rechtskräftige Endürtheil hervorgeht, welches der
Anfechtung unterliegt.

Das Berufungsurtheil umfaßt der Regel nach den Rechtsstreit in rechtlicher und
thatsächlicher Beziehung. Es ist daher, soweit dies zutrifft, das Urtheil in der Sache
elbst und tritt als solches an die Stelle des Urtheils erster Instanz. Dies ist um
o mehr anzunehmen, als Gegenstand desselben neue Streitpunkte, unter der

Voraussetzung des 8 470 Abs. 2 sogar zum Zwecke der Kompensation vorgebrachte
neue Ansprüche sein können.

>Auch formell kann das Berufungsurtheil sich über den ganzen Streitgegenstand > S. 340.
auszusprechen haben, da derselbe durch die Berufung in seinem ganzen Umfange in
die Instanz gebracht ist. Wird durch das Berufungsurtheil oie Berufung aus
prozessualischen Gründen verworfen, so unterliegen die Urtheile beider Instanzen als
für sich selbstständige Entscheidungen über verschiedeneGegenstände der selbstständigen
Anfechtung; das eine kann nicht aus Gründen angefochten werden, welche nur das
andere betreffen, und jedes ist m der Instanz anzufechten, in welcher es erlassen ist.
Zur Verhütung gleichzeitiger Verhandlung der Wiederaufnahme in zwei Instanzen
schreibt jedoch der Entwurf übereinstimmend mit den zuletzt allegirten Legislationen
vor, daß im Falle der Anfechtung beider Urtheile die Berufungsinstanz beide Klagen
an sich zieht. Das Gleiche gilt, wenn durch das Urtheil der Berufungsinstanz eine
neue Verhandlung und ein neues Urtheil der ersten Instanz veranlaßt worden ist.
Bei dem Revisionsurtheile ist dagegen das Bestehen eines anderen Urtheils neben
demselben, was für das Berufungsurtheil Ausnahme ist, die Regel. Auch wenn die
Revision aus fachlichenGründen zurückgewiesen wird, ist neben dem Revisionsurtheile
das vorausgegangene nicht aufgehobene Urtheil zweiter Instanz dasjenige, welches
rechtskräftigwird und der selbstständigen Anfechtung unterliegt, und nur, wenn das
Revisionsurtheil eine anderweite Entscheidung in der Sache selbst giebt, ist es für sich
allein das rechtskräftige Endurtheil. Denn da das Revisionsurtheil sich nur mit der
einen Seite der Sache, der rechtlichen, befaßt, so behält neben ihr das nicht
aufgehobeneUrtheil erster Instanz seine selbststandige Bedeutung als Gegenstand der
Anfechtung. Aber auch das Revisionsurtheil, welches eine anderweite Entscheidung
in der Sache selbst giebt, hat das Urtheil des Berufungsgerichts nicht völlig beseitigt,
sondern dessen Entscheidung über die rein thatsächlichen Fragen des Rechtsstreits
unberührt gelassen. Deshalb müssen die Restitutionsgründe, welche lediglich eine
bestimmte Ergänzung oder Berichtigung des Sachverhältnisses bezwecken, auch dann
in der Berufungsinstanz angebracht werden, wenn das Revisionsurtheil, weil ein
anderes überhaupt nicht vorhanden ist, formell das allein anfechtbare ist. Eine
ausnahmsweise Behandlung der Kompetenz rechtfertigt sich dagegen, wenn ein
Revisionsurtheil mit der Nichtigkeitsklage (Z 518) oder aus den dem Nichtigkeitsgrunde
des Z 518 Nr. 1 nahe stehenden Restitutionsgründen des Z 519 Nr. 4, 5 angefochten
wird. Bei einem Revisionsurtheile, welches eine anderweite Entscheidung der Sache
selbst nicht giebt, können die auf das Sachverhältniß bezüglichen Restitutionsgründe
gar nicht in Frage kommen.

Die Zuständigkeit für die Klagen zur Anfechtung eines Vollstreckungsbefehls
richtet sich nach derjenigen, welche im Falle des Widerspruchs gegen den Zahlungsbefehl
für die Hauptsache eingetreten sein würde (ZZ 589, 590).
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Nach

8 524 (K. V, § 524, G. § 548)
finden auf die Erhebung der Klagen und das weitere Verfahren die allgemeinen
Vorschriften entsprechende Anwendung. Abweichungen ergeben sich aus der Tendenz
der Klagen, ein Urtheil anzufechten, und aus den für die Anfechtung durch 88 525 ff,
gezogenen Grenzen. Daß die Prozeßvollmacht den Vertreter auch für die Wieder¬
aufnahme des Verfahrens legitimirt, ist in den 88 75, 156 vorgeschrieben. M
Anwendbarkeit der Regeln des Versaumnißverfahrens — Hannover 8 451, nordd.
Entw. 88 873, 874 — ist als selbstverständlich nicht besonders hervorgehoben.

I S. 341. I Der nothwendige Schutz der Rechtskraft der Urtheile erfordert die Bestimmung
einer Nothfrist für die Erhebung der Klagen. Der Entwurf hat die Dauer der
Nothfrist übereinstimmend mit Württemberg Art. 756, dem hannov. Entw. Z 633
und üsterr. Entw. 8 732 durch

8 525 (K. V. § 525, G. § 549)
in Einklang mit der zu § 458 gerechtfertigten allgemeinen Nechtsmittelfrist gesetzt.

Ueber den Beginn der Frist waren besondere Festsetzungen nothwendig.
Die Wiederaufnahme kann zunächst vor Kenntniß der Anfechtungsgründe nicht

erfolgen. Vor dem Zeitpunkte der erlangten Kenntniß kann daher die Nothfrist
ihren Lauf nicht beginnen. In dieser Beziehung können diejenigen strafbaren Hand¬
lungen, welche in der Regel nur nach erfolgter Verurtheilung des Thäters einen
Restitutionsgrund abgeben, Schwierigkeiten machen, wenn diese Verurtheilung aus¬
nahmsweise nicht erforderlich ist (8 520). Die Unmöglichkeit der Verurtheilung
durch Beschluß des Strafrichters feststellen zu lassen und erst von der Mittheilung
dieses Beschlusses den Lauf der Frist zu gestatten (hannov. Entw. 8 632, Württem¬
berg. Proz. Ordn. Art. 758, üsterr. Entw. § 726), ist nicht angemessen, da die
Unmöglichkeit, z. B. wegen Todes des Thäters, schon lange vorher unzweifelhaft
feststehen und der Partei bekannt sein kann. In allen diesen Fällen muß die
Kenntniß der Partei von der strafbaren Handlung, von der Möglichkeit des Beweises
derselben und von der Unmöglichkeit des Strafverfahrens den Anfang des Fristen¬
laufs bestimmen.

Die weitere Bedingung für den Beginn der Fristen ist, daß vorab alle Vor¬
aussetzungen der Klage begründet sind. Wie zu 8 521 erwähnt, kann die Restitutions-
klage überhaupt nicht in Frage kommen, so lange die Restitutionsgründe durch
Einspruch oder Berufung geltend gemacht weiden können. Außerdem aber bleibt
es, so lange das erlassene Urtheil noch durch Rechtsmittel oder Einspruch angefochten
werden kann, für beide Klagen ungewiß, ob eine Benachtheiligung durch das Urtheil,
welche nothwendige Voraussetzung der Klagen ist, eintreten wird, da andere Umstände
ein gleich günstiges Urtheil wie die Wiederaufnahme für die Partei herbeiführen
können. Selbst wenn nach Lage der Sache nur noch die benachtheiligte Partei von
einem Rechtsmittel oder dem Einsprüche Gebrauch machen kann, steht das Resultat
doch erst mit Ablauf der Fristen fest, und die ganze Zeit derselben ist ihr auch
deshalb frei zu lassen, damit die außerordentliche Anfechtung der Urtheile auf
möglichst enge Grenzen beschränkt bleibt. Hiernach kann die Nothfrist auch vor
Eintritt der Rechtskraft des anzufechtenden Urtheils nicht beginnen. Der
nordd. Entw. ß 862 läßt abweichend hiervon die Nothfrist von der Verkündung
resp. Zustellung des anzufechtenden Urtheils, statt von dessen Rechtskraft beginnen.
Diese Bestimmung ist eine konsequente Folge davon, daß nach dem nordd. Entw.
ß8 856, 876 die Wiederaufnahme vor der Nichtigkeitsbeschwerde zugelassen und
verhandelt werden soll, und daß die Zulässigkeit der Berufung oder des Einspruchs
die Wiederaufnahme ganz ausschließt, da außer dem abweichend behandelten Mangel

- der Vertretung nur die Restitutionsgründe aufgenommen sind. Richtiger erscheint
es, die Wiederaufnahme erst nach den Rechtsmitteln eintreten zu lassen, namentlich,
weil das Rechtsmittel letzter Instanz keine formalisirte Nichtigkeitsbeschwerde ist.
Dies gilt auch für die gleichfalls abweichenden Bestimmungen des hannov. Entw.

I S. 342. ß 632/ der bayer. Prozehordn. < Art. 770, württemb. Prozetzordn. Art. 758, preuß.
Entw. 8 690. In dem letzteren ist zwar auch die Nichtigkeitsklage aufgenommen,
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aber der Restitutionsklage rücksichtlich der Ausschließung durch Einspruch oder Berufung
gleichgestellt.

Eine zehnjährige Frist von der Rechtstraft an soll die Rechtskraft der Urtheile
gegen Angriffe schützen, nachdem der Zeitverlauf alle einschlagenden Verhältnisse
bereits verdunkelt hat (Prozeßordn. v. Bayern Art. 773, Hannover Z 447 und
Württemberg Art. 758, hannov. Entw. § 632).

Eine abweichende Behandlung erfordert die Nichtigkeitsklage wegen mangelnder
Vertretung der Partei (Z 518 Nr. 2). Auch bei dieser kann nach allgemeinen
Gründen l>er Lauf der Nothfrist nicht vor der Kenntniß der Partei von dem Urtheil
beginnen. Bis zu diesem Zeitpunkte fehlt es an jeder Beziehung zwischen der
Partei und dem Urtheil und es kann deshalb (vgl. preuß. A. O. O. I. 16 § 10,
Mt. zum preuß. Entw. S. 176) die zehnjährige von der Kenntniß der Partei
unabhängige Verjährungsfrist auf oiesen Nichtlgkeitsgrund überhaupt keine Anwendung
finden. Die entscheidende Kenntniß ist ferner mit der gehörigen Zustellung des
Urtheils an die Partei und bei mangelnder Prozeßfähigkeit an deren gesetzlichen
Vertreter (vgl. lüoclo äe pro«, art. 484, Württemberg Art. 738, hannov. Entw.
ß 613 Abs. 3, nordd. Entw. § 881) zu verbinden — eine Vorschrift, welche nicht
dahin verstanden werden darf, als ob die Partei behindert wäre, schon früher,
wenn sie anderweitig Kenntniß von dem Urtheil erhält, die Beseitigung desselben zu
beantragen, sei es durch das Rechtsmittel der Revision (vgl. § 489 Nr. 5), sei es
durch Erhebung der Nichtigkeitsklage.

In Betreff der Erhebung der Wiederaufnahmeklagen gelten zunächst die allge¬
meinen Vorschriften.

Den essentiellen Inhalt der Klagen beschränkt der

8 526 (K. V. 8 526, G. 8 550)
auf die unbedingt nothwendigen Bestandtheile, während der vorbereitende Inhalt im

§ 527 (K. V. 8 527, G. 8 551)
aufgeführt wird. Die Bezeichnung des Anfechtungsgrundes und die Beifügung der
Urkunden, auf welche sich die Restitutionsklage gründet, sind nicht als wesentliche
Bestandtheile der Klage bezeichnet. Es folgt daraus, daß im Laufe der Verhandlung
auch neue Anfechtungsgründe vorgebracht werden können, ohne daß es einer
formellen Mittheilung derselben oder Erhebung neuer Klage bedarf, voraus¬
gesetzt, daß auch für die neuen Gründe die Nothfrist gewahrt ist (vgl.
Württemberg Art. 762, Bayern Art. 781, preuß. Entw. § 696, hannov. Entw.
§ 640, sächs. Entw. § 1035).

Die wiederholte Erhebung einer der Klagen aus neuen Gründen ist nicht aus¬
geschlossen, da es sich unter dem Einflüsse der Nothfrist wie der Vorschrift des Z 521
für die zweite Klage in gleichem Maße wie für die erste um Gründe handeln kann,
welche noch nicht vorgebracht werden konnten. Der Charakter eines Rechtsmittels,
welcher der Wieoeraufnahmetlage allerdings in gewissem Maße beiwohnt (Mot. zum
preuß. Entw. S. 177), steht mcht entgegen, da sie sich auf das Vorbringen des sie
veranlassenden außerordentlichen Umstcmdes beschränkenmuß, jede andere Veranlassung
also einen neuen Gegenstand der Klage bietet.

I Z528. (K. V. ß 528. G. 8 552.) > S. 343.
Daß die formelle Zulässigkeit der Klage von Amts wegen geprüft wird, entspricht

ihrer theilweisen Behandlung als Rechtsmittel.
Daß der Kläger bei der Restitutionsklasse die Einhaltung der Nothfrist glaubhaft

zu machen hat, ist nicht bedenklich, da die Gewährung der Restitutionsklage für ihn
eine besondere Vergünstigung ist (nordd. Entw. Z 864). Dasselbe gilt auch für die
Nichtigkeitsklage,infoweit deren Erhebung innerhalb einer Nothfrist erfolgen muß.

§ 529. (K. V. 8 529, G. 8 553.)
Die Verhandlung besteht naturgemäß aus zwei Haupttheilen: aus der

Verhandlung über den Grund und die' Zulässigkeit der Wiederaufnahme und ans
Materialien zur Livilprozeßordnung, 25
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der Verhandlung über die Hauptsache. Die Trennung derselben wird bei der
Nichtigkeitsklage und bei der Restitution aus der Person des Richters (§ 519 Nr. 5)
in der Regel angezeigt sein, wahrend die Nothwendigkeit derselben bei den übrigen
Restitutionsgründen zurücktritt. Die Vefugniß des Gerichts, eine Trennung dei
Verhandlung und Entscheidung anzuordnen, reicht jedoch aus, um ein zweckentsprechendes
Verfahren herbeizuführen, ohne daß es für gewisse Fälle einer besonderen Anordnung
bedarf, welche immerhin durch das Ermessen des Gerichts zu ergänzen bleiben würde,

Die Verhandlung der Hauptsache wird nach der Natur der gewährten außer¬
ordentlichen Rechtshülfe nur soweit wieder aufgenommen, als der Wiederaufnahme-
gründ dazu Veranlassung giebt. Die Nichtigkeitsklagen und die Restitntionstlnge
aus der Person des Richters umfassen, soweit der Anfechtungsgrund reicht, den ganzen
Rechtsstreit und führen insoweit eine neue Verhandlung desselben herbei; es kann in
Folge dessen, insbesondere wenn die Nichtigkeit wegen mangelnder Vertretung der
Partei schon die Erhebung der Klage betrifft, das ganze frühere Verfahren aufgehoben
werden, so daß erst nach erneuter Erhebung der Klage m der Hauptsache zu verhandeln
ist. Die übrigen Restitutionsgründe betreffen dagegen nur einzelne Punkte des
Rechtsstreits oder des Verfahrens; nur diese sind zu berichtigen oder zu ergänzen
und danach das Urtheil zu erlassen, ohne daß die übrigen Resultate der früheren
Verhandlung, wie sie durch das angefochtene Urtheil festgestellt sind, in Frage kommen.
Dem Restitutionsbeklagten bleibt die weitere Vertheidigung selbstverständlich unbeschrankt
(Bayern Art. 778, Württemberg Art. 763, Baden 8 1178).

Z 530. (K. V. ß 580, G. § 554.)
Die Zuläsfigkeit der Rechtsmittel bestimmt sich nach dem Charakter des

Verfahrens als Wiederaufnahme eines früheren Verfahrens. Das ergehende Urtheil
tritt an Stelle des in dem früheren Verfahren in derselben Instanz erlassenen Urtheils
und unterliegt denselben Rechtsmitteln wie dieses.

,S.344. l Fünftes Buch.
Urkunden- und Wechselprozeß.

88 531—543. (K. V. 88 531—543, G. 8 555-567.)
Ein formell einfacheres Verfahren als das ordentliche braucht, wenn die nicht

streitigen Sachen durch das Mahnverfahren (Buch VII.) erledigt werden, auch
für die wenigst verwickelten Rechtsstreitigkeiten nicht hergestellt zu weiden; das
ordentliche Verfahren kann sich nach dem Gegenstande des Rechtsstreits ausdehnen
und zusammenziehen. Jede für einen einzelnen Rechtsstreit oder für gewisse Arten
von Rechtsstreitigkeiten wünschenswerte Beschleunigung kann durch die gestattete
Abkürzung der Fristen in dem ordentlichen Verfahren gewahrt werden. Nach dieser
Richtung ist daher ein Bedürfniß für ein außerordentliches, summarisches
Verfahren nicht anzuerkennen (vgl. zu 8 197). Damit entfallen der weiteren
Berücksichtigung: der sog. unbestimmt summarische Prozeß des gemeinen Rechts, das
abgekürzte und das schleunige Verfahren des preuß., die fummarische Prozeour des
franz. und die abgekürzte des baner. Rechts.

Ein durchaus anderer Gesichtspunkt liegt denjenigen außerordentlichen Prozeduren
zu Grunde, welche in der gemeinrechtlichen Theorie als bestimmt summarische Prozesse
bezeichnet weiden, und deren Eigenart sich in größerer oder geringerer Schärfe auch
in dem Mandats-, Exekutiv-, Wechsel-, Arrest-, Kautions- und Besitzprozesse der
neueren Legislationen ausprägt (vgl. die preuß. Verordn, v. 1. Juni 1833, v. 21. Juli
1849, v. 24. Juni 1867 über den Mandatsprozeß, Proz. Ordn. v. Württemb. Th. IV.
und Mot. zu Tit. 3? des württemb. Entw., Oldenb. Art. 294 ff., Baden 88 597 ff,
und Begründung dazu, Hannov. 88 478 ff., Vraunschw. 88 232 ff., hannov. Entw.
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88 471 ff,, österr. Entw. W 487 ff., sächs. Entw. §Z 744 ff., nordd. Entw. §ß 672 ff.,
Uot. z. preuß. Entw. ßß 933 ff. S. 237, zum Theil auch baner. Proz. Ordn. Buch II.
Abschn. 3).

Der Entwurf hat hiervon nur aufgenommen:
1) den Exekutivprozeß — unter der Bezeichnung „Urkunden- und Wechsel¬

prozeß";
2) den Arrestprozeß (Zß 741 ff.).

Das Charakteristische der summarischen Prozedur besteht nicht in formeller
Beschleunigung des Prozeßganges, sondern in der materiell verkürzten Defension, in
der Beschränkung der oau8ÄS ea^itio auf die 8umma, eauzas, d. h. auf die nächsten
und unerläßlichsten Voraussetzungen eines an sich begründeten Klageanspruchs, mit
Ausschluß aller Defensionen des Beklagten, wenn nicht in oonUnLnti liqmde gemacht
werden tonnen, jedoch unter Vorbehalt nachträglicher Geltendmachung aller, durch
die Forderung schleuniger Liquidirbarkeit in 8uininario ausgeschlossener Defensionen
mittelst einer in oi-ctinario zu verhandelnden Nachklage (vgl. Briegleb, Einleitung in
die Theorie der summarischen Prozesse S. 12 ff. 171, 304, 343, 351, 352). Der
Zweck der summarischen Kognition ist, den Anspruch des Klägers auf Rechtshülfe,
wenn und so lange dieser Anspruch gerecht erscheint, gegen die Gefahr unzuträglich
verzögerter Realisirung in Folge des Gebrauchs langwieriger Ver > theidigungsmittel > S. 345.
des Beklagten sicherzustellen, — dem Kläger auf Grund der prim», taoie liquiden
Klage eine schleunige, wenn auch nur provisorische Rechtshülfe zu gewähren.
Die"fummarischeKogmtion löst den Widerstreit zwischen dem Verlangen nach schleuniger
Rechtshülfe und dem Ansprüche auf Gewährung vollständigen Gehörs des Beklagten
in einer den Anforderungen der Gerechtigkeit entsprechenden Weise, indem sie in den
dazu qualifizirten Fällen die Gewährung schleuniger Rechtshülfe in den
Vordergrund stellt. Und daß der Gesetzgeber — vorausgesetzt, daß er in den Gründen,
aus welchen einem Klageanspruche die singuläre Begünstigung der summarischen
Behandlung zukommen soll, nicht fehlgreift — ohne Bedenken eine materielle
Beschränkungder Defension eintreten lassen kann, beweist der Umstand, daß bei den
summarischenProzeduren des gemeinen Prozeßrechts, ebenso wie bei dem Mandats-
prozesse des preuß. Rechts, erfahrungsmähig nur selten von dem Rechte der Nachklage
Gebrauch gemacht wird — ein Umstand, welcher, wie Briegleb a. a. O. S. 369, 370
zutreffen? bemerkt: „den empirischen Beweis liefert, daß in der eminenten Mehrzahl
aller Fälle die Ergebnisse der krima-taeiL-Kognition denn doch das Rechte treffen
und mit dem strengen Rechte, wie es durch die vollständige Kognition im ordentlichen
Prozesse zu ermitteln ist, m Uebereinstimmung stehen".

Das Motiv für die Gewährung des Exekutiv- (Urkunden-) Prozesses liegt in
der ?rimll-talliS'Liquidität des urkundlichen Anspruchs, in der Möglichkeit, den
Schuldbrief bereits als einen richterlichen Urtheilsbrief anzusehen, weil der Schuldner
sich der summarischen Kognition durch vertragsmäßige Ucbereinkunft mit dem Gläubiger
unterworfen habe (vgl. Briegleb a. a. Ö. S. 345). Diese Anschauung entnahm
ursprünglich ihre Berechtigung aus der Exekutivklausel — der Äanzula FnarsnUziaL,
dem paotum paratllL sxLoutioni8 —, welche öffentlichen, später auch privaten Schuld¬
urkunden beigefügt wurde. Die Praxis ließ allmälig die Exekutivtlaufel fallen; es
entwickeltesich die Annahme, daß jede öffentliche und private Schuldurkunde still¬
schweigend die Exekutivklausel enthalte, indem der Schuldner durch Ausstellung der
Schuldurtunde den Willen manifestire, sich auf Grund derselben der Mi-at«. exeoutio
zu unterwerfen. Der Absicht, der Priuatwilltur der Kontrahenten ein Mittel zu
schaffen, durch welches die Realisirung kontraktlicher Leistungen unverzüglich erzwungen
und den Weiterungen des ordentlichen Prozeßverfahrens entzogen werden kann,
verdankt die als Exekutivprozeß bezeichnete summarische Kognition ihren Ursprung
und ihre Ausbildung in Italien, ihre Aufnahme in Deutschland und ihre Anerkennung
in allen deutschen Rechtsgebieten m den Formen des Mandats-, Exekutiv-, Urkunden-
und Wechselprozesses. Ihre Aufnahme in Deutschland konnte um so leichter erfolgen,
als sich hier bereits vor dem Eindringen des romanischen Prozesses Rechtsbildungen
entwickelt hatten, welche dieselbe Tendenz, wie die in8truinLnw ßuarLntiLwta verfolgten
(vgl. Häusler, Zeitschrift für Rechisgefchichte VI. S. 12? ff., v. Bar, das Beweis-
mthcil des germanischen Prozesses S. 255 ff.).

Bei der Beschränkung auf Urkunden über obligatorische Verträge ist es indessen
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nicht geblieben; wie auf der hannoverschen Konferenz bezeugt wurde, hat die
gemeinrechtliche Doktrin den Exekutiuprozeß auch für hypothekarische, die sächsische
Praxis sogar für alle verbrieften Ansprüche gewahrt (hannov. Prot, IX. S. 3202,

I S. 346. 32N8, 3214, 3235); in jener Kommission selbst haben lsich lebhafte Stimmen für
unbeschränkte Zulassung oes Exekutivprozesses erhoben.

In mannigfacher Weise sind urkundliche Ansprüche auch in der positiven Gesetz¬
gebung begünstigt. Die am stärksten beweisende Form der Urkunde in dem Notariats-
Akte gewährt nach dem franz. Rechte, welchem die baner. Proz. Ordn, Art. 822
gefolgt ist, unmittelbar die Zwangsvollstreckung. Der preuß. Mandatsprmeß der
alten Landestheile (Verord. u. 1. Juni 1833 88 Ist-, v- 21. Juli 1849 Z§ 1 ff,)
und der unbedingte Befehl der bad. Prozeßordn, (M 618 ff.) basiren wesentlich auf
öffentlichen Urkunden. An sich ist indessen der Rechtstitel aus einer Privaturkunde
nicht schwächer als derjenige aus einer öffentlichen Schuldverschreibung. Die Privat-
urkunden können den öffentlichen rücksichtlich des Verfahrens gleichgestelltwerden, sofern
ihre Echtheit festgestellt wird, da in dem Beweise der Echtheit der wesentliche Unter¬
schied der öffentlichen und der Privllturkunden besteht; gerade bei dem Wechsel, welcher
hier vorzugsweise zu berücksichtigenist, kommt zudem die Möglichkeit der öffentlichen
Beglaubigung als ein praktisches Moment nicht in Betracht. Demgemäß hat der
Entwurf in Uebereinstimmung mit der preuß. Verordn, v. 24. Juni 186? SL 1 ff,
(für die neuerworbenen Landestheile) und den Prozeßordn. v. Hannover ß 478,
Oldenburg Art. 318, Baden Z 644, Vraunschweig ß 243, dem hannov. Entw. ß 473,
sachs. Entw. Z 801, Hess. Entw. Art. 748, nordd.' Entw. ß 672, als Erforderniß für
die Zulässigkeit des Urkundenprozesses den vollständigen Beweis aller zur Begründung
des Anspruchs erforderlichen Thatfachen durch Urkunden aufgestellt, ohne Unterscheidung,
ob die Urkunden öffentliche oder private sind.

„Vollbeweisende" Urkunden konnte der Entwurf nicht fordern, weil nach den
Bestimmungen der Z§ 367 ff. die materielle Beweiskraft jeder Urkunde — der
öffentlichen wie der privaten, der von den Parteien wie der von Dritten ausgestellten,
der fehlerfreien wie der mangelhaften — dem richterlichen Ermessen unter Berücksichtigung
aller konkreten Verhältnisse anheimfällt (vgl. hannov. Prot, XVI. S. 6067—6N),
Auch die Unterscheidung von Urkunden, welche über den Anspruch angestellt oder
errichtet sind (nordd. Entw. § 672), ist entbehrlich, da ein vollständiger Urkundenbeweis,
wie er nach dem Grunde des Verfahrens gefordert werden muß, über das Fundament
des Anspruchs kaum anders, als durch solche Urkunden, welche von dem Verpflichteten
ausgestellt sind, geführt werden kann.

In welchem Umfange hiernach Urkunden vom Kläger (Z 531) oder Beklagten
(H 534) im Urkundenprozesse mit Erfolg benutzt werden können, läßt sich allgemein
nicht bestimmen. Indessen dürften Urkunden, deren Echtheit oder Unechtheit bei der
Vorschrift des H 394 nicht durch Eideszuschiebung an den Gegner erwiesen werden
kann, sich der Regel nach als untauglich erweisen und damit dieser Prozeßcirt auch in
objektiver Beziehung die richtigen Grenzen angewiesen sein. Bei der immerhin
verbleibenden Möglichkeit, den Urkundenprozeß auf Urkunden jeder Art zu gründen,
empfiehlt sich die Prozedur, wie sie im gemeinen und preußischen Mandatsprozesse
durch Erlassung eines unbedingten Zahlungsbefehls sich einleitet, nicht; der Mangel
augenblicklicher Liquidität, welcher der Privaturkunde hinsichtlich ihrer Echtheit
beiwohnt und durch ein Rekognitionsverfahren mit dem Beklagten vor Gericht erst
gehoben werden muh, weist vielmehr auf die sofortige Herbeiführung einer mündlichen
Verhandlung, alfo auf die Form des gemeinrechtlichen Exekutiuprozesses als die
geeignetere hin.

S, 347. I Ob — zumal in solcher Ausdehnung — der Urkundenprozeß überhaupt noch
als besondere Verfahrungsart beizubehalten sei, ist mehrfach bezweifelt worden. Es
kommt dabei in Betracht, daß der Entwurf ein elastisches ordentliches Verfahren
konstruirt, öffentlichen Urkunden, welche mit dem exekutorischenPaktum versehen sind,
die unmittelbare Zwangsvollstreckung beigelegt (Z 651 Nr. 4) und der Landesgesetz¬
gebung überlassen hat, allen möglichen Schuldtiteln exekutorischeKraft zu gewähren
G 655), Von dieser Befugniß, Urkunden über den ausgesprochenen Willen der
Kontrahenten hinaus für vollstreckbar zu erklären, ist indessen kein weitgehender, für
Privaturkunden überhaupt kein Gebrauch zu erwarten. Nach dem Vorgänge aller
Gesetzeswerke (mit Ausnahme des Oocks cks proe.), welche zum großen Theile einen
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besonderen Exekutiv- bezw. Mandatsprozeß, sämmtlich aber ein außerordentliches
Verfahren in Wechselsachen neben einem raschen ordentlichen kennen, hat der Entwurf
die Bedürfnißfrage bejaht. Die Abschaffung der Eventualmaxime, die Vorschrift
des § 400, endlich die Unbeschränktheit des Zeugenbeweises, lassen gerade für den
Entwurf die Bedeutung eines Verfahrens mit materiell beschränkter Defension in
besonderer Schärfe hervortreten. Das ordentliche Verfahren garantirt zwar eine
relativ schleunige Prozedur, der verbriefte Anspruch berechtigt dagegen zu absolut
schleuniger Durchsetzung. In den Gebieten des französischen Rechts ist in Folge
der Beschränkung des Zeugenbeweises das Publikum gewohnt, Rechtsgeschäfte
urkundlich zu fixiren. Für diese Gebiete muß der Exekutivprozeß eine sehr praktische
Bedeutung gewinnen und für die Beseitigung der Beschränkungen des Zeugenbeweises
vollen Ersatz liefern. Zudem erscheint nach Lage der gegenwärtig noch obwaltenden
Anschauungen und bei der Ausdehnung des Wechselverkehrs die völlige Beseitigung
des Wechselprozcsses — der eine bloße Spezies des Urkundenprozesses ist — als
uüllig unthunlich. Nachdem der Werth des Wechsels durch Abschaffung der Personal¬
exekution beschnitten, würde ihn die Zulassung der gewöhnlichen, prozessualen
Vertheidigung des Beklagten, wenn auch innerhalb der Grenzen des Art, 82 der
D, W, O-, seiner praktischen Bedeutung berauben. Ersichtlich wird der Urkunden¬
prozeß auch nicht durch die Vorschriften über die vorläufige Vollstreckbarkeit der im
ordentlichen Verfahren erlassenen Urtheile erübrigt, denn diese setzen überall eine
materiell vollständige Streitverhandlung voraus.

Dagegen hat der Entwurf für den Fortbestand des Mandat sprozesses
im Hinblick auf die §Z 651 Nr. 4. und 655 kein Bedürfniß gefunden (vgl. Regier.
Motive z. hannov. Proz. Ordn. Th. 4 bei Leonh. B. P. O. La. IV. S. 315). Das
Mlinälltmn 5IN6 dau8ula ob taetuin nullo Mrs ju8titilll>dil6 oder od pLi-illulum in
mora wird durch die Vorschriften über einstweilige Verfügungen erfetzt.

Ebensowenig konnte für Besitzstreitigkeiten die Nothwendigkeit eines
besonderen Verfahrens anerkannt werden, weil neben der aus dem Civilrechte folgenden
Begrenzung des Streits auf das Recht des Besitzes eine weitere materielle Verkürzung
der Defension nicht geboten, Beschleunigung und provisorische Vollstreckung aber in
dem ordentlichen Verfahren zu erreichen ist. Das po^Lzzorinni Lummariizziinum
war in Folge der Vorschriften über einstweilige Verfügungen zu entbehren (vgl. Mot.
z, württemb. Entw. Tit. 37).

Die Gefahr, welche in der ausgedehnten Zulassung des Urkundenprozesses für
den Beklagten liegt, hat der Entwurf durch den regelmäßig im Urtheile auszusprechenden,
allgemeinen Vorbehalt seiner Rechte und die Beseitigung des I 8Li>arawm (i. e. S.) I S. 348.
gemildert, indem sich der Urkundenprozeß unter Beibehaltung der Parteirollen
unmittelbar in den ordentlichen Prozeß fortsetzt (Z 539). Der Entwurf hat damit
die Scheidung in zwei selbstständige Prozesse, deren erster nur die Verfolgung der
CM«» sxLoutiva, der zweite die der eau8a Mnoipiüiz (des Hauptrechts) betrifft (vgl.
auch preuß. Verordn, vom 1. Juni 1833 Z 3, u. 21. Juli 1849 Z 2, v. 24. Juni
1867 § 2, üsterr. Entw. H 495), aufgegeben. Werden Einreden aus dem Haupt-
rechte zugelassen, wie dies für den Exekutiv- und Mandatsprozeß des gemeinen und
preußischenRechts unbestritten ist, so liegt für eine solche Trennung kein zwingender
Grund vor. Nach dem Entwurf beginnt mit Erhebung der Klage im Urkunden¬
prozesse der Hauptstreit selbst — nicht bloß ein Streit über Zulassung resp.
Abwendung der Exekution —; durch die ausdrückliche Erklärung aber, daß er im
llrkundenprozesse klage, macht der Kläger gleichzeitig sein besonderes Recht auf
uorgängige abgesonderte Verhandlung und Aburtheilung über den liquiden oder
liquid gestellten Streitstoff geltend. Das hierauf ergehende Urtheil entscheidet über
die Zulässigteit des Angriffs, bezüglich der Vertheidigung im
Urkundenstreite definitiv, über das Hauptrecht (abgesehen vom Falle der Versäumung
und des Anerkenntnisses) nur provisorisch — yuoaä sxLoutionLin und vorbehaltlich
einer eingehenderen Kognition im Wege des ordentlichen Prozesses. Nur insoweit
sich schon jetzt Angriffs- oder Vertheidigungsmittel als in sich und nicht bloß wegen
mangelhafter Substantiirung unbegründet darstellen, wird über sie, weil ja das
Hauptiecht selbst im Prozesse befangen ist, endgültig erkannt. Insoweit kommt das
Urtheil im Urkundenprozesse als Zwischenurtheil für den anhängig bleibenden Haupt¬
streit in Betracht und bindet folgeweife Richter und Parteien. Im Uebrigen
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haben bei Fortsetzung des Hauptstreits beide Parteien in Vervollständigung des
Angriffs und Ausdehnung der Vertheidigung dieselbe Freiheit, wie im ordentlichen
Verfahren.

Nach dem Gesagten ergiebt sich für das Verfahren im Urkundenstreite korrekt«
die Bezeichnung „Urkundenprozeß", als „Exekutivprozeß"; ergiebt sich ferner, daß
der Kläger wahlweise berechtigt sein muß, einen verbrieften Anspruch (selbst wenn
darüber eine exekutorische öffentliche Urkunde existirt) im ordentlichen oder im
Urkundenprozesse durchzuführen und von dem letzteren bis zum Schlüsse desselben
noch dergestalt abzustehen, daß der Rechtsstreit im ordentlichen Verfahren anhängig
bleibt (Z 535); ergiebt sich endlich, daß für das Verfahren im Urkundenstreite und
das denselben abschließende Urtheil, soweit nicht besondere Abweichungen statuirt
werden, die allgemeinen Grundsätze maßgebend sind, insbesondere auch betreffs der
sachlichen und örtlichen Zuständigkeit der Gerichte, der Vertretung der Parteien, der
Zulässigkeit von Streitvertundung und Intervention, der Einleitungsformen, der
Rechtshängigteit, der Rechtsmittel.

Die Abweichungen von dem ordentlichen Verfahren beruhen darauf, daß der
Urkundenprozeß auf vollkommene Liquidität gestellt ist. Ausflüsse hiervon sind die
Vorschriften, daß der Beweis der Klage nur durch Urkunden (Z 531), der von
Einreden, Repliken und Dupliken, gleicherweise jeder Echtheitsbeweis nur durch
Urkunden oder Eideszuschiebung geführt werden und der Beweisantritt nur durch
Produktion der Urkunden erfolgen kann (8 533); daß jede Partei einen vollständigen
Beweis erbringen muß, zu dessen Ergänzung richterliche Eidesauflage nicht zugelassen

S. 349. ist, widrigenfalls die betreffende Behauptung > als im Urkundenprozesse unstatthaft
zurückgewiesenwird (88 536, 537); daß Widerklagen und Einlassungsweigerung auf
Grund prozeßhindernder Einreden nicht gestattet sind (88 533, 534 Abs. 1); daß sich
der Delat gegenüber der Eideszuschiebung nur der Urkunden als Beweismittel
bedienen kann und die Leistung eines Eides durch Beweisbeschluß anzuordnen ist
(8 534 Abs. 4). -

Einer besonderen Erwähnung bedarf der Fall der Versäumunq. Der Kläger,
welcher den Urkundenprozeß gewählt hat oder bei demselben beharrt, kann die
Vortheile desselben nur verlangen, wenn er für den an sich begründeten Anspruch
einen vollständigen urkundlichen Beweis antritt, bezw. erbringt. Dies gilt auch beim
Ausbleiben des Beklagten. Die Annahme, daß der ungehorsame Beklagte die zur
Begründung der Klage angeführten Thatsachen zugestehe, wie sie im ordentlichen
Prozesse Platz greift, verträgt sich mit den materiellen Bedingungen, wie sie auf
Seiten des klägerischen Prozeßrechts vorliegen müssen, nicht. Hat aber der Kläger
jener Voraussetzung eines vollständigen urkundlichen Beweises genügt, so trifft den
Beklagten im Ungehorsamsfalle die Annahme des Verzichts auf jede Vertheidigung
gegen das Beweismaterial des Klägers und das in Mioium deduzirte Hauptrecht,
Das Versäumnißurtheil ergeht ohne Vorbehalt der Rechte und erledigt die ganze
Sache definitiv, als wäre es rm ordentlichen Verfahren ergangen, beim Unterbleiben
des Einspruchs mit allen Wirkungen der Rechtskraft.

Ist der Beklagte im Urkundenprozesse unter Vorbehalt seiner Rechte ganz oder
theilweise verurthein, und ist von einer Partei zur Fortsetzung des Hauptstreits
geladen, so finden die allgemeinen Vorschriften über das Versäumnißurtheil gegen
beide Theile Anwendung. Dasselbe ergeht ohne Rücksicht auf etwaige Erklärungen
seitens der säumigen Partei im Urkundenprozesse und ohne Rücksicht auf das bereits
erlassene Urtheil, da, wie festzuhalten, immer noch über die vom Kläger erhobene
Klage definitiv zu erkennen ist (8 539 Abs. 3). —

§ 531. (K. V, § 531, G. 8 555.)
Daß der Urkundenprozeß nicht obligatorisch ist, wie der preußische Mandats¬

prozeß (Instrukt. v. 24. Juli 1833 88 2, 3, Kab.-Ordre v. 17. Oktober 1833, Verordn,
v. 24. Juni 186? 8 4), ist von den neueren Prozeßgesetzen und Entwürfen allgemein
angenommen (vgl. Hannover 8 478, Baden 8 644, Oldenburg Art. 318, Braunschweig
8 243, hannou. Entw. 8 473, üsterr. Entw. § 487, sächs. Entw. 8 801, nordd. Entw,
§ 672),

Die Beschränkung der Zulässigkeit des Verfahrens dem Gegenstande nach auf
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Ansprüche,welche auf Zahlung einer bestimmten Geldsumme oder auf Leistung einer
bestimmten Quantität vertretbarer Sachen oder Werthpapiere gerichtet sind, entspricht
der natürlichen Beschränkung des Bedürfnisses. Soweit aus dinglichen Rechts¬
verhältnissen Ansprüche der bezeichneten Art entstehen, fallen auch diese unter die
gegebene Bezeichnung; sie unterscheiden sich für das Verfahren von blos persönlichen
Ansprüchen nicht; die in der hannov. und bad. Proz, Ordn., dem hannov., österr.
und Hess, Entw. enthaltene Beschränkung auf die letzteren kann daher aufgegeben
werden, um fo mehr, als ein Verfahren mit beschränkter Defension gerade für die
hypothekarische Schuldklage gegen den dritten Besitzer des Pfandgrundstücks von
erheblich praktischem Werthe ist. Für unbestimmte Ansprüche würde der Zweck, ein
vollstreckbares Urtheil zu erlangen, verfehlt werden. Bei anderen als fungiblen
Gegenständen (Oldenb. Art. 318, sächs. Entw. Z 801, Hess. Entw. Art. 748) konnte,
nb > gesehen davon, daß der Streit um dieselben der Regel nach nicht einfach genug I S. 350.
ist, die Vollstreckung einer vorläufigen Entscheidung die Rechte des Beklagten allzuleicht
gefährden (vgl. v. Bar a. a. O. S. 278, 279).

Andere Beweismittel als Urkunden sind auch bei Nebenthatsachen (z. V. Sach¬
legitimation, Eintritt der Bedingung, rechtzeitige Kündigung), zu deren Beweise m
der Proz. Ordn. v. Hannover 8 478, Oldenb. Art. 319 und dem sächs. Entw. 3 801
die Eideszuschiebung offengelassen ist, ausgeschlossen, um das Verfahren auf der
angenommenen Grundlage rein zu erhalten. Nur soweit die Echtheit einer Urkunde
bereits bei der Klage in Frage kommt, kann sich der Kläger auch der Eideszuschiebung
bedienen (ß 533).

Z 532. (K. V. ß 582, G. § 55L.)
Die Klage im Urlundenprozesse wird erhoben und vorbereitet, wie jede andere

Klage (8Z 222 ff. 438, 441, 442, 116). Die aus dem Verfahren sich herleitenden,
für beide Theile wichtigen Folgen (88 533 ff.) erfordern aber als Theil der Klage
die ausdrückliche Erklärung, daß Kläger den Rechtsstreit im Wege des Urkunden-
prozesses führen wolle (jüngster Reuhsabschied 8 39, Proz. Ordn. v. Hannov.
ß 479, Oldenb. Art. 320. 8 1, hannov. Entw. 8 474, nordd. Entw. 8 673).

Zu einer gesetzlichen Abkürzung der Einlassungsfrist (hannov. Entw. 8 475,
nordd. Entw. 8 674) ist wegen der Vorschrift des § 19? auch für Anwaltsprozesse
kein Bedürfniß.

Die Beifügung der Urkunden zu der Klage füll — abweichend von der für
das ordentliche Verfahren gegebenen mstruktionellen Vorschrift des 8 118 -— hier in
dem Sinne obligatorisch sein, daß sie ebenso wie die Klage selbst dem Beklagten
rechtzeitig zugestellt werden müssen (vgl. Proz, Ordn. v. Bauern Art. 540, Württemb.
Art. 854, Oldenb. Art. 318, österr. Entw. L 491, sächs. Entw. 8 803, nordd. Entw.
L 673). Die Existenz der Urkunden ist im Urkundenstreite Bedingung des klägerischen
Prozeßrechts. Ohne ihre Mittheilung an den Beklagten kann auf Verfaumnitz
gegen 'den Letzteren daher nicht verfahren werden (8 536).

§ 533. (K, V. 8 533, G. § 557.)
Das Recht des Beklagten auf abgesonderte Verhandlung und Entscheidung

über prozeßhindernde Einreden (8 239) muß dem Zwecke des Urkundenprozesses
gegenüber zurücktreten. Wenn demgemäß der 8 533 bestimmt, daß auf Grund solcher
Einreden die Verhandlung zur Hauptsache nicht verweigert werden darf, so kann in
dieser Bestimmung eine Gefährdung des Beklagten nicht gefunden werden, da die
Anordnung einer abgesonderten Verhandlung dem Ermessen des Gerichts überlassen
ist und wenn besondere Gründe dofür vorliegen, auch auf Antrag des Beklagten
erfolgen wird (vgl. Proz. Ordn. v. Hannover 8 481, Oldenb. Art. 321. ß 2,
Württemb. Art. 857, preuß. Entw. Z 938, hannov. Entw. 8 472 und mit Modifikationen
Baden 8 646).

8 534. (K, V. 8 534, G, 8 358.)
Widerklagen sind, selbst wenn sie gleichfalls nur auf Urkunden basiren, im

Urtundenprozesfe nicht statthaft, weil sie die nothwendig zu erhaltende Einfachheit
des Verfahrens stören würden. Erst im folgenden Hauptstreite kann der Beklagte
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damit gehört weiden (preuß. Verordn, v. 1. Juni 1833 § 3, v. 21. Juli 1849 L 2
und v. 24. Juni 1867 Z 2).

I S. 351. I Der Absatz 2 enthält in Vereinigung mit 8 53? die wichtigste Besonderheit,
durch welche der Urkunoenprozeß als eine außerordentliche Verfahrungsari sich
charakterisirt. Der Beklagte soll im Urkundenprozesse nur mit liqmden Einreden
gehört und jede illiquide Einrede als in diesem Verfahren unstatthaft zurückgewiesen
werden.

An sich liquid ist jeder Einwand, welcher entweder keines weiteren Beweises
bedarf oder nur durch einen dem Kläger obliegenden Beweis beseitigt werden kann.

In oontinsuti liquid aber ist jeder Vertheidigungsgrund alsdann, wenn der
Beweis desselben so schleunig geführt werden kann, daß dadurch der ordentliche, der
rechtsmäßigen Intention des Klägers angemessene Verlauf der Streitverhandlung
nicht merklich aufgehalten wird. Da der Beweis der Klagebegründungsmomente nach
den 88 531, 536 vollständig und urkundlich geführt sein muß, bevor überhaupt die
Vertheidigung des Beklagten in Frage kommt, so würde es der Gleichstellung der
Parteirechte am konsequentesten entsprechen, seitens des Beklagten nur solche Einreden
zu berücksichtigen, welche ebenso wie tue Klage vollständig durch Urkunden bewiesen
werden können (Vraunschweig 8 244, Hess. Entw. Art. 751). Die Eideszuschiebung
ist auch deshalb mehrfach für bedenklich erachtet worden, weil sie für die ihr unter¬
liegende Thatsache ein definitives, nicht blos ein provisorisches Resultat liefert. Mi
den Entwurf liegt darin kein Bedenken; nach der angenommenen Konstruktion oes
Verfahrens ist das Hauptrecht selbst von vornherein im Streite befangen, eine
definitive Entscheidung also dem Wesen des Urkundenprozesses in solcher Gestaltung
nicht zuwider. Der Entwurf hat die Eideszuschiebung zum Beweise von Einreden
neben den Urkunden zugelassen, weil die Erklärung auf den zugeschobenen Eid der
Sache nach nur eine Erklärung über die behaupteten Thatsachen unter stärkerem
Zwange ist und vom Kläger ohne Dolus nicht verweigert werden kann. Die Eides¬
zuschiebung führt auch, abgesehen von seltenen Ausnahmefällen (8 416), sofort zu
einem unzweifelhaften Beweisergebnisse und unterscheidet sich dadurch wesentlich von
dem Zeugenbeweise, selbst wenn die Zeugen, wie in den mehrerwähnten preußischen
Verordnungen für den Mandatsprozeß, in dem Ges. v. 15. Februar 1850 ß 7 und
in dem preuß. Entw. 3 939 für den Wechselprozeß gestattet ist, zur sofortigen
Vernehmung gestellt sind. Der Zeugenbeweis kann den Kläger zu einem Gegen¬
beweise nöthigen, dessen Zeitverlust er nach den Bestimmungen der 88 399, 400 nicht
vermeiden kann.

Die gleichen Beschränkungen wie für die Einreden gelten nach der Gleichheit
der Parteien auch für Repliken, welche mit den zur Begründung der Klage
erforderlichen Thatsachen nicht verwechselt werden können, und selbstverständlich auch
für die als Dupliken sich darstellenden ferneren Anführungen des Beklagten, nicht
minder für den Beweis der Echtheit oder Unechtheit einer Urkunde, von welcher
Partei und in welchem Stadium des Prozesses er auch zu führen sein mag. Der
Beweis durch Schriftuergleichung (Z 393) ist ausgeschlossen.

Die ProZeßordn. von Hannover 88 478, 480, 483, Oldenburg Art. 321, 322,
Baden HZ 646, 649, Württemberg Art. 858, 859, der sächs. (88 806, 807), hannou,
(88 477, 480) und nordd. Entw. 88 675, 678 stimmen hiermit im Wesentlichen
überein.

Wird in zulässiger Weise (8 398) Beweis gegen den Inhalt einer Urkunde
S. 352. durch Eidesdelation oder gegen eine auf den Eid gestellte Thatsache durch I Urkunden

angetreten, so bleibt es auch im Urkundenprozesse bei den Vorschriften der 88 396,
400, wonach der Eid als das von den Parteien zuletzt gewollte Beweismittel
anzusehen ist (vgl. Prozeßordn, von Oldenburg Art. 321 8 4, Baden 8 647, Hess,
Entw. Art. 752, hannov. Entw. 8 477).

Zu weiterer Beschränkung in der Beweisführung liegt — auch in Rücksicht auf
die nothwendige Raschheit des Verfahrens — kein Bedürfniß vor, weil die sofort zu
produzirende Urkunde ein so wenig verzögerliches Beweismittel ist, daß sich die
Erhebung dieses Beweises in eontiiiLnti abmachen laßt. Aehnliche Erwägungen lassen
auch davon absehen, die Zurückschiebung eines zum Beweise der Echtheit angetragenen
Eides abzuschneiden (Prozeßordn. v. Württemberg Art. 858, hannou. Entw. 8 480).

Die Antretung des Urkundenbeweises muß von beiden Parteien durch Vorlegung
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hei angerufenen Urkunde erfolgen. Die Antretung in Gemaßheit der 88 373 ff.,
U0, 384 ist unstatthaft. Dieselbe würde sowohl für den Kläger, als für den
Beklagten den Zweck des Verfahrens beseitigen. Der Beklagte würde sich über nicht
Vorliegende Urkunden nicht genügend erklären können; der Kläger würde durch die
Zeibeischaffung der Urkunden ungebührlich hingehalten werden. (Vgl. Prozeßordn,
v Baden 8 644, Württemberg Art. 857, Braunschweig § 244, hannov. Entw. § 479,
sächs. Entw. Z 805, nordd. Entw. ß 677).

Der Urkundenprozeß verträgt kein bedingtes Endurtheil, welches erst nach
eingetretener Rechtskraft zu purisiznen und vollstreckbar wäre. Die Eigenthümlichkeit
des klägerischenProzeßrechts auf absolut schleunige Durchsetzung führt dazu, einen
für die Entscheidung des Rechtsstreits präjudiziellen Parteieneid nicht zum Erkenntnisse
zu stellen, sondern dessen Abnahme in der Instanz vermittelst Veweisbeschlusses
anzuordnen (hannov. Proz. Ordn. 8 483, Württemberg Art. 861, Bayern Art. 545,
sächs. Entw. ß 807). Uebelflüssige Eide können danach freilich ausgeschworen werden;
denn ungeachtet der Vorschrift des 8 411, welche auch für den folgenden Hauptstreit
die durch Eid festgestellte Thatsache als voll bewiesen bestehen läßt, kann in
Folge neuer Einreden oder neuer Beweismittel für frühere, wegen mangelhaften
Beweises zurückgewiesene Einreden das Endresultat des Prozesses doch ein folches
werden, welches das auf den geschworenen Parteieneid bafirte Urtheil des Urkunden¬
prozesses in Wegfall brmgt. Es wird dies aber immerhin zu felten sein, als daß
man deshalb vor den durch die Natur des Verfahrens gebotenen Konsequenzen
Mückschrecken müßte.

Das gewählte Mittel — Abnahme des Eides in der Instanz — hält der
Entwurf für grundsätzlich richtiger, als das des hannov. Entw. L 485, nach welcher
Vorschrift zwar ein durch Eid bedingtes Endurtheil, die Abnahme des Eides aber
sofort und vor der Rechtskraft erfolgen sollte.

ZZ 535, 536. (K. V. §§ 535, 536, G. §§ 559, 560.)
Der ungünstige Ausgang des Rechtsstreits für den Kläger kann sowohl darin

seinen Grund haben, daß der erhobene Anspruch materiell unbegründet befunden
wird, als darin, daß den formellen Anforderungen des Verfahrens nicht genügt ist;
letzteres wieder in mehrfacher Richtung, indem der Urkundenprozeß an sich nicht
statthaft sein oder der Kläger einen ihm obliegenden Beweis (Klage- oder Repliken¬
beweis) nicht mit den im Urkundenprozesse zulässigen Beweismitteln angetreten oder
mit solchen Beweismitteln nicht vollständig geführt haben kann. Nur in dem ersteren
Falle (§ 536 Abs. 1) ist das ab! weisende Urtheil ein Urtheil in der Sache selbst I S. 353.
mit allen Wirkungen eines im ordentlichen Verfahren erlassenen Endurtheils (nordd.
Entw. L 684); in dem zweiten Falle (§ 536 Abs. 2) ergeht es nur über die
Zulassigteit des Verfahrens unter Verweisung des unstatthaften oder illiquiden
Vorbringens zum ordentlichen Streite und entspricht dem den Beklagten mit Vorbehalt
seiner Rechte verurtheilenden Erkenntnisse (8 538). Da ein verurtheilendes Erkenntniß,
sei es ein kontradiktorisches, sei es ein Kontumazmlurtheil, weil es im Urkundenprozesse
ergangen ist, in der Vollstreckbarkeit (5 601 Nr. 5) eine besondere materielle Wirkung
hat, so ist, sofern nicht der Rechtsstreit durch Anerkenntniß des Beklagten erledigt
wird, die Zulässigkeit des Urkundenprozesses, die Zulässigkeit der angetretenen Beweise
und die vollständige Erbringung jedes dem Kläger obliegenden Beweises ebenso wie
die materielle Begründung der Klage unter allen Umständen von Nmtswegen zu
prüfen, — nach allgemeinen Grundsätzen aber erst vor Erlaß des Urtheils. Fehlt
es an einem dieser Erfordernisse, so erfolgt auch beim Ausbleiben des Beklagten
oder bloßem Vorbringen unstatthafter oder unzulässiger Einreden Abweisung der
Klage.

Was speziell den Fall der unvollständigen Erbringung eines dem Kläger oder
dem Beklagten (8 53?) obliegenden Beweises anlangt, so ist bereits gesagt, oaß für
den richterlichen Eid zur Ergänzung bezw. Widerlegung des nicht voll erbrachten
Beweises im Urkundenprozesse kein Raum ist. Der entscheidende Grund liegt ebenso
in der Idee dieses Verfahrens, mit welcher ein bedingtes Endurtheil in Widerspruch
tritt, wie in dem Prozesse beider Parteien; durch Auflegung eines nothwendigen
Eides würde die Partei sich unfreiwilligerweise der Möglichkeit beraubt sehen, in
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dem anschließenden ordentlichen Verfahren besseren Beweis zu führen, unk
gleichzeitig der Beweis des Gegentheils für den ganzen Prozeh dem Gean«
abgeschnitten werden.

Der Urklindenprozeß soll, sofern eine weitere Verhandlung des Rechtsstreit«
noch erforderlich wird, nur ein Vorstudium des ordentlichen Verfahrens sein. Das
Beschreiten des letzteren muß dem Kläger daher bis zum Schlüsse derjenigen mündliche»
Verhandlung, auf welche das Urtheil im Urkundenvrozesse ergeht, freistehen; er kann
dasselbe an das von ihm aufzugebende Vorstadium in der Weise anschließen, daß dei
Rechtsstreit im ordentlichen Verfahren anhängig bleibt (8 528 vgl. Oldenbur«
Art. 320, Baden Z 651, Württemberg Art. 867, hannov. Entw. 8 487, nordd
Entw. 8 680). Auch im Falle des ungehorsamen Ausbleibens des Beklagten ist die
desfallsige Erklärung des Klägers zulässig; dann muß aber ein anderer Verhandlungs¬
termin angesetzt und zu diesem der Beklagte wiederholt geladen werden. Daß es
nicht erst einer erneuten Klageanstellung bedarf, dient sowohl zur geschäftlichen
Erleichterung, als zur Erhaltung der einmal erzielten Rechtshändigkeit. Nie
eigenthümlichen Wirkungen der fortgesetzten Abhängigkeit des Rechtsstreits für das
Verfahren zeigen sich erst bei einer Verurtheilung des Beklagten in dem strengeren
Vorverfahren (vgl. zu 88 537—539).

88 537—539. (K. V. ß§ 537-539. G. W 561-563.)

Die im Urkundenprozesse vom Beklagten erhobenen Einwendungen und Duvlilen
gelten, weil das Hauptrecht des Klägers in lits, für den ganzen Prozeß erhoben,
lm Stadium des Urkundenstreits aber ist Beklagter hinsichtlichderselben auf Urkunden
und Eideszuschiebuug beschränkt. Vermag er sie auf diese Weise nicht oder nicht

I S. 354. vollständig zu erweisen, so folgt daraus noch nichts ! für die wirkliche Grundlosigkeit
derselben, sie können deshalb auch nur in diesem Verfahren, d, i. provisorisch zurück¬
gewiesen und in dem anschließenden ordentlichen Verfahren vom Beklagten wieder
aufgenommen werden. Damit ist die Verurtheilung des Beklagten im Urkundenprozesse
verbunden; der auszusprechende Vorbehalt seiner Rechte ist in diesem Falle
selbstverständlich. Sind die Einreden oder Dupliken materiell hinfällig, fo wird üb«
dieselben zwar fachlich entschieden, gleichwohl sind auch hier in dem uerurtheilenden
Erkenntnisse dem Beklagten feine Rechte vorzubehalten wegen des nur unvollständigen
Gehörs, das ihm im ersten Stadium des Verfahrens bewilligt war.

Daneben liegen die Fälle, daß gegen den Beklagten' ein Versäumnißurtheil
ergeht oder der Beklagte den eingeklagten Anspruch anerkennt. Da hier die
Beschränkung der Defension nicht in Frage kommt, so erledigt das ergehende Urtheil
den Rechtsstreit definitiv mit allen Wirkungen eines im ordentlichen Verfahren
erlassenen Erkenntnisses. Von einem Vorbehalte der Rechte kann nicht die Rede
sein. Der Abs. 1 des § 538 spricht daher aus, daß in allen, aber auch nur in den
Fällen, wo der Beklagte dem Ansprüche widersprochen hat — was mit Unterwerfung
unter den Klageantrag des Urkundenprozesses verbunden sein kann —, die
Verurtheilung des Beklagten unter Vorbehalt seiner Rechte zu erfolgen hat. Das
in dieser Weise ergehende Urtheil ist insofern Endurtheil, als es kraft Gesetzes fm
vorläufig vollstreckbar zu erklären (8 601 Nr. 5) und nach allgemeinen Grundsätzen
durch Rechtsmittel anfechtbar ist (Proz. Ordn, u, Hannover Z 485, Braunschweig
ß 251, Württemberg Art. 865, Baden 8 653, Banern Art. 549, hannov. Entw.
88 484, 485, nordd. Ent. 8 683). In der höheren Instanz setzen sich selbstredend
die Eigenthümlichkeiten des Urkundenprozesses, wie sie für die erste Instanz gelten
(88 533 ff.), fort (vgl. Württemberg Art. 868).

Der ausdrückliche Vorbehalt in dem Urtheil schützt die Rechte des Beklagten
auf Wiederaufhebung des Urtheils, wie die Nothwendigkeit des Vorbehalts dem
Kläger die Unanfechtbarkeit des ohne Vorbehalt ergangenen Urtheils außer im Wege
der Rechtsmittel sichert. In Konsequenz der 88 241, 245 in Verbindung mit 8 539
Abs. 1 muß ein allgemeiner Vorbehalt der Rechte des Beklagten, nicht blos ein
Vorbehalt der bereits im Urkundenprozesse vorgebrachten Einwendungen (Baden
88 646, 652, Oldenburg Art. 322, Württemberg Art. 866, vreuß. Entw. 8 943)
erfolgen und empfiehlt' sich auch praktisch, damit nicht das grundsätzlich beschränkte
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Verfahren im Urkundenstreite durch Vorbringen ssestört wird, uon welchem jeder
Netheiligteweiß, daß es bei dem zu erlassenden Urtheile nicht zu berücksichtigenist.

Der Grundsatz, daß der Rechtsstreit bei einem solchen Vorbehalte im ordentlichen
Verfahren anhängig bleibt, wie ihn die Proz. Ordn. v. Hannover 3 486, Oldenburg
Art, 322 und der hannov. Entw. ßS 481, 486 wenigstens für den Beklagten annehmen,
wahrend nach der bad. Proz. Ordn. 8 646 auch dieser zur besonderen Ausführung
der Einreden verwiesen wird, ist von weitgreifender Bedeutung. Dem Beklagten
wird dadurch nicht nur jede Einrede gewahrt, deren Basis sich zur selbstständigen
Klage nicht eignet, und ihm geschäftlich die Erhebung einer besonderen Klage erspart;
es wird ihm zugleich der Vortheil der Parteistellung erhalten, so daß er bis zum
Lndurtheil unbeschränkt Vertheidigungsmittel vorbringen kann, während bei der
Formulirung eines Einwandes als Klage dieser Klaggrund ohne Einführung
erheblicherUnregelmäßigkeiten keiner Aenderung fähig sein würde, die Anstellung
mehrerer Klagen hinter ! einander aber schwerlich gestattet werden könnte. Dem > S. 355.
Kläger dagegen giebt die fortdauernde Anhängigkeit des Rechtsstreits das Mittel,
denselben definitiv zum Austrage zu bringen und sich die Rechtskraft zu verschaffen.

Mit der Fortdauer desselben Rechtsstreits sind endlich die Grundsätze über den
Umfang der Wirkung des gemachten Vorbehalts gegeben. Alle Verhandlungen des
Uikundenprozesses bestehen danach auch für das fortdauernde ordentliche Verfahren,
sowohl Erklärungen als Unterlassen von Erklärungen wirken fort, soweit sie in dem
ordentlichen Verfahren aus einer früheren Verhandlung fortwirken. Ebenso ist das
Urtheil des Urkundenprozesses im nachfolgenden Verfahren insoweit unanfechtbar, als
es nicht auf der eigenthümlichen Beschränkung des Verfahrens im Urkundenstreite
beruht. Der 8 685 Abf. 2 des nordd. Entw. spricht diese Folgen besonders aus, um
der entgegenstehenden — auch vom Reichsoberhandelsgerichte (Entsch. II. 344 ff.)
reprobirten — preußischen Praxis entgegenzutreten, sie ergeben sich indessen bei Fest¬
haltung des Gedankens, daß Urkunden- und ordentlicher Prozeß zusammen materiell
nur einen einzigen Prozeß bilden, von selbst. Daraus folgt auch, daß, sobald eine
Partei zur Fortsetzung des Rechtsstreits ladet, es einer neuen Einlassungsfrist nicht
bedarf; die entgegengesetzte Vorschrift des nordd. Entw. 8 685 erinnert an die her¬
kömmliche Behandlung des 8eMi-ati als eines selbststänoigen Prozesses. Danach
können nur neue Einwendungen und neue Beweise für solche Einwendungen, welche
nur wegen mangelnden Beweises verworfen sind, vorgebracht werden; die rechtliche
Beurtheilung der Klage, der Einwendungen und der zum Beweise der Einwendungen
Vorgelegten Urkunden erfolgt durch das die Ausführung der Rechte vorbehaltende
Urtheil definitiv.

Die Eigenthümlichkeiten des in dem vorbehaltenen Verfahren ergehenden
Urtheils (8 539 Abs. 2) eraeben sich aus der Lage der Sache, der Fall der Ver-
saumung ist bereits in den Vorbemerkungen zu diesem Buche erörtert.

8 540 (K. V. § 540, G, 8 564).
Die Vorschrift des Z 540 ist bereits im Zusammenhange mit den 88 481, 482

sserechtfertigt.

88 541—543 (K. V, §8 541-543, G. 88- 565—567).
' Des Wechselprozesses als einer Unterart des Urkundenprozesses überhaupt
besonders zu gedenken, dazu hat weniger ein zwingendes Bedürfniß, als die Macht
der Gewohnheit geführt (vgl. Proz. Ordn. v. Hannover 88 487 ff. und Regier.
Motive dazu, bei Leonh. a. a. O. S. 329, Oldenburg Art. 323 ff., Baden 8 654,
Bmunschweig 88- 253 ff., hannov. Entw. 88 48? ff., sächs. Entw. 88 815 ff., Hess.
Entw. Art. 757 ff., nordd. Entw. A 68? ff.). Für den Wechselprozeß sind rücksichtlich
des Verfahrens alle für den Urkundenprozeß gegebenen Vorschriften anwendbar und
im Allgemeinen auch ausreichend. Namentlich erscheint es nach den für Zulassung
der Eideszuschiebung angegebenen Gründen und beim Mangel jeder inneren Ver¬
schiedenheit der beiden Verfahrungsarten nicht gestattet, die Defension des Beklagten
durch Ausschluß der Eideszuschiebung noch mehr zu beschranken, wie dies in dem
hcmnov. (§ 493), sächs. (8 876) und nordd. Entw. 8 691, der hannov. (8 490) und
der bad. Proz. Ordn. § 654 geschehen ist.
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Die hier gegebenen besonderen Bestimmungen betreffen das Forum und eine
Abkürzung der Einlassungsfristen, bezwecken also nur Erleichterungen des Verfahren«

S. 356. im Sinne der beabsichtigten raschen Abwickelung desselben. Die! selben auf kauf¬
männische Anweisungen zu übertragen (Bayern Art. 552, Baden Z 654, sachs. Gntn,,
8 875) oder rücksichtlich der letzteren der Landesgesetzgebung den Erlaß besonder«
Bestimmungen vorzubehalten (hannov. Entw. Z 487) erscheint durch kein Bedürfniß
gerechtfertigt; der Urkundenprozeß reicht für sie aus (vgl. Motive zu Tit. 42 des
württemb.'Entw. und Kommiss. Ber. S. 239 ff.).

Der Gerichtsstand des Zahlungsorts (preuß. Einführ. Ges. z. D. W. O. „
15. Febr. 1850 Z 6, Württemberg Art. 854, preuß. Entw. Z 934, nordd. Entn,^
§ 688) entspricht dem Gerichtsstande des Vertrags, wenn auch der Zahlungsort mit
dem Erfüllungsorte nicht immer zusammentrifft. "Der Zahlungsort bestimmt sich nach
den Vorschriften der Wechselordnung. Die gesetzliche Gemeinsamkeit des allgemeinen
Gerichtsstandes für mehrere Wechseluerpflichtete (Aussteller, Acceptanten, Indossanten,
Wechselbürgen), sofern sie zusammen belangt werden (Z 57), erleichtert an sich da«
Verfahren und überhebt der Nothwendigkeit, die Bestellung eines gemeinsamen
Gerichtsstandes (Z 36 Nr. 3) nachzusuchen (vgl. Württemberg Art. 853, preuß. Entni,!
§ 934, nordd. Entw. Z 688). Für eine Erweiterung des Gerichtsstandes im Sinne!
des sachs. Entw. L 73, so daß der Beklagte anjeoem Orte, wo er betroffen oder
während Meß- und Jahrmärkten am Meß- oder Marktorte aus allen Wechseln, auch
aus Nichtmeßwechseln, belangt werden tonnte, ist ein Bedürfniß nicht anzuerkennen^

Gegen Zulassung der von dem Beklagten gegen Mituerpflichtete anzustellenden
weiteren Klage im Gerichtsstände der zuerst angestellten Klage (preuß. Ges. »,
15. Februar 1850 8 6, preuß. Entw. § 934) sprechen allgemeine Gründe.

Ebenso macht die gesetzliche Abkürzung der Einlassungsfrist das Angehen des
Gerichts um Bewilligung derselben überflüssig; die Erklärung in der Klage, daß in,
Wechselprozesse geklagt werde, ersetzt den in anderen Fällen mitzutheilenden Beschluß
des Gerichts, durch welchen die Abkürzung bewilligt wird (Z 197).

Die Vorschrift der hannov. Proz. Ordn, tz 488 und des hannov. Entw. § 4
wonach Kläger bereits mit der für das Gericht bestimmten Klage die Wechseloriginale
auf der Gerichtsschreiberei niederzulegen verpflichtet ist, hat sich in der hannoverschen
Praxis als bedeutungslos erwiesen. Abgesehen von geschäftlichen Uebelständen,
welche die Aufbewahrung der Wechsel auf der Gerichtsschreiberei im Gefolge hätte,
würde auch die Vorschrift, verbunden mit dem Präjudize, daß andernfalls kein
Ungehorsamsurtheil erlassen werden könne, zu weit gehen. Eine bloße Vertagung
aber dem Beklagten wegen unterbliebener rechtzeitiger Niederlegung der Originale Hii
bewilligen, ist auch im Wechselprozesse dem Gerichte nicht verschlossen (Z 121). Ein
Recht darauf soll der Beklagte jedoch nicht haben, wenn ihm nur der Wechsel im
Verhandlungstermine vorgelegt wird (§ 534 Abs. 3).

,S.357. i Sechstes Buch.
Ehesachen und Entmündigungssachen.

Erster Abschnitt.
Verfahren in Ehesachen.

Zß 544—567. (K. V. ßß 544-367, G. W 568—592.)
Die preußische Verordnung über das Verfahren in Ehesachen v. 28. Juni IM

bildet die Grundlage der Vorschriften des preuß. Entwurfs (§§ 844 bis 886), des
preuß. Gesetzes, betreffend die Gerichtsbarkeit und das Verfahren in Ehe- und
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Möbnißsachen in der Provinz Hannover v. 1. März 1869 und der baner. Prozeßordn.
' M, 655—681 (vgl. Verhandl. der Kammer der Abgeordn. des bayer. Landtages
' W3/65 Beilagenbd. III. Abth. 2 S. 386, 387). Die nordd. Kommission hat diese

Lorschriften unter Mitberücksichtigung der Bestimmungen des französ. Rechts (Oacte
civ art. 180—202, 229 — 274, 306—311. clocls äs pioe. l»rt. 875—881), der
badischen Prozeßordn. M030—1055 und des sächs. Entw. §§ 930—978 einer sorg¬
fältigen Revision unterzogen (Prot. V. S. 2190, 2192—2213, 2277—2279); das
Ergebniß enthalten die zß 1071—1108 des nordd. Entw. Den Vorschriften desselben
IM sich der Entwurf — von mannigfachen Modifikationen abgesehen — sachlich
geschlossen.

Das materielle Eherecht wird durch den Entwurf nicht berührt. Bei der Ver-
ichiedenartigkeitdesselben in den einzelnen Rechtsgebieten Deutschlands war es aber
erforderlich, die Rechtsstreitigkeiten, welche als Ehesachen gelten sollen, nicht nur im
8 544 zu bezeichnen, sondern auch im Z 56? durch Definitionen klar zu stellen. Die
Ireitheilung des Z 544 entspricht dem preuß. Rechte; sie ist bereits im Z 171 des
deutschen Strafgesetzbuchs adoptirt.

1. Die Ehescheidungsklage umfaßt nach der Intention des Z 567 die Klagen
»uf Scheidung dem Bande nach, auf immerwährende Trennung von Tisch und Bett
— nach den Grundsätzen des katholischen Eherechts und des französ. Rechts (»Lparation
llg eorvL, OodL oiv. lirt. 306—311) — und auf Trennung von Tifch und Bett auf
Zeit (vgl. z. B. sächs. Civilgesetzbuch §Z 1752, 1754, 1755, 1766).

2. Nach dem katholischen und protestantischen Eherechte werden mit der Klage
auf Annullation sowohl die impsclimLiUH ciiriwLntia pudlicÄ als auch die impLäiinsnta,
Üii'imentia privat», verfolgt. Dasselbe gilt von der ckLnmnckL sn imIlitL clu mariazs
nach dem franz. Rechte (^«cis oiv. art. 180—202) und von der Klage auf Ungültigkeit
der Ehe nach bad. Rechte (S 1050). Dagegen unterscheiden das preuß. A. L. R.
und das sächs. Civilgesetzbuch zwischen beiden Fällen. Das preuß. A. L. R. trennt
Nichtigkeit und Ungültigkeit: als nichtig bezeichnet es eine Ehe, welcher ein impsäi-
wenwm äirimLuz pudlic-nm, als ungültig eine Ehe, welcher ein impsclimsutum
äirimeuL privatum entgegensteht. Das sachs. Civilgesetzbuch sondert „nichtige" und
„in Folge Anfechtung aufhcbbare" Ehen: nichtig nennt dasselbe Ehen, „welchen
ab l solute Ehehindernisse entgegenstehen", in Folge Anfechtung aufhebbare Ehen, „welche > S. 358.
gegen relative Ehehindernisse geschlossen sind" (vgl. Z§ 1621, 1623—1626, 1628, 1629
und Motive zu Z 1626); der sächs. Entw. ß 930 Nr. 5, 6 scheidet demgemäß die
Streitigkeiten, welche die Aufhebung der Ehe aus einem durch Anfechtung geltend zu
machenden Grunde betreffen, von den Streitigkeiten, welche die Nichtigkeit der Ehe
zum Gegenstande haben.

Da dem Wesen nach unter den hervorgehobenen Rechten volle Uebereinstimmung
herrscht, so tonnte es keinem Bedenken unterliegen, im Interesse der Oekonomie des
Gesetzbuchs eine gemeinsame Terminologie aufzustellen. Bei dem räumlichen Umfange
des Geltungsgebietes des preuß. Rechts empfahl es sich nach dem Vorgänge des
Strafgesetzbuchs, die Terminologie des A. L. R. zu wählen und dementsprechend
zwischen Ungültigkeits- und Nichtigkeitsklagen zu unterscheiden. Die Definition der
Nichtigkeitsklage,wie sie im Z 567 des Entwurfs gegeben ist, ergreift auch die
Anfechtung einer Ehe wegen Clandestinität nach französ. Rechte (Ouäs oivil art. 191,
187, 190) und wegen Eheverfänglichkeit nach bad. Rechte (Bad. L. R. I. 5 Kap. 4
Satz 191).

3. Die Klage auf Herstellung des ehelichen Lebens (preuß. Ges. v. 1. März 1869
8 1) — von Baden Z 1053 als Antrag auf Fortsetzung der Ehe, von dem sächs.
Lntw. § 930 Nr, 2 als Klage auf Fortstellung der ehelichen Gemeinschaft bezeichnet
— hat sich in vollem Umfange nur in denjenigen Rechtsgebieten entwickeln können,
in welchen die walitio»», äLLsrtiu auf den Fall einer Entweichung an einen unbekannten
oder dem richterlichen Arme nicht erreichbaren Ort beschränkt ist. Wo sich dagegen
die Scheidung wegen Quasidesertion (vgl. Richter-Doue, Lehrbuch des kathol. und
euangel. Kirchenrechts Nä. VI. S. 850, 51, 57; Mejer, Lehrb. des deutschen Kirchen-
rechts Nä. III. S. 646) ausgebildet hat, erscheint die Herstellung des ehelichen
Zusammenlebens nicht als Gegenstand einer selbstständigen Klage, sondern als Zweck
eines der Scheidungsklage wegen Desertion vorangehenden Verfahrens oder als
Nestandtheil des Desertionsprozesses selbst.. An diesen Gestaltungen soll durch den
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Entwurf nichts geändert werden: der Entwurf beabsichtigt nicht — was zur Beseitign»
von Mißverständnissen (vgl. Gutachten des Anwaltverems, Berlin 1871 S. 192, M
hervorgehoben werden mag —, die Klage auf Herstellung des ehelichen Lebensin
Rechtsgebiete einzuführen, denen sie bisher unbekannt war, er bestimmt nur, daß sie
in den Rechtsgebieten, in welchen sie besteht, als Ehesache behandelt werden soll
Auch ist zur Aufrechthaltung des geltenden Rechts im 8 720 Abs. 2 Vorkehrun»
getroffen, daß die zur Erzwingung emer Handlung im Z 720 Abs. 1 gestatteten Maß¬
regeln im Falle der Verurtheilung zur Herstellung des ehelichen Lebens nur insoweit
zur Anwendung kommen, als die Landesgesetze (wie z. B, Baden Z 1094) die
Erzwingung der Herstellung des ehelichen Lebens für zulässig erklären.

In den Rechtsgebieten, in denen die Scheidung der Ehe auf Grund gegen-
seitiger Einwilligung gestattet wird (vgl. z. B. preuß. U. L, R. II. 1 S 716, 6o<!«
oiv. art. 233, 275—294, 297, 305, 0oäs cke pruc:. art. 881 Einführ. Ges. z. Kam
Prozeßordn. v. 29, April 1869 ß 69, bad. Ges. v. 28. Mai 1864 Z 10), ist für die
Herbeiführung der Scheidung ein besonderes Verfahren geordnet, dessen Zweck dahin
geht, durch erschwerende, komplizirte Formen dem Mißbrauche entgegenzutreten, welch«
mit diesem Scheidungsgrunde getrieben werden kann. Da es bei dem innigen
Zusammenhange der fraglichen Formen mit dem materiellen Eherechte nicht möglich

I S. 359. war, ohne >Schädigung des letzteren eine Uebereinstimmung in der Prozedur her¬
zustellen und da ferner die Prozedur weniger der streitigen als der unstreitigen
Gerichtsbarkeit angehört, so mußte der Entwurf von einer gemeinsamen Regelun»
absehen und sich darauf beschränken, den Fortbestand des in den betreffenden Rechts-
gebieten vorgezeichneten Verfahrens durch den Vorbehalt im Z 13 Nr. 5 des Ein¬
führungsgesetzes zu sichern.

Der sächs. Entw. ß 930 Nr. 1 und 7 rechnet zu den Ehestreitigkeiten auch
Streitigkeiten, welche die Erlangung der Einwilligung Dritter zu einer beabsichtigten
Ehe oder die Beendigung der Ehe zufolge Todeserklärung des einen Ehegatten zum
Gegenstande haben. Die Natur dieser Streitigkeiten fordert kein von den allgemeinen
Regeln abweichendes Verfahren (vgl. nordd. Prot. V. S. 2213). Dasselbe gilt von
den Klagen auf Eingehung einer Ehe — rücksichtlich welcher es nur des Ausschlusses
einzelner Zwangsvollstreckungsmaßregeln bedürfte (Z 720 Abs. 2 und Z 725 Abs. 2) -
oder auf Beseitigung des gegen eine beabsichtigte Ehe erhobenen Einspruchs (K
äemanÜL en nimnIsvsL äs l'oppnZitwu, Oocls oivil art. 177, 178).

In Uebereinstimmung mit den Vorschriften der neueren Gesetze und Gesetzentwürfe
sind die Ehesachen vor die'Landgerichte gewiesen (Z 544). Das Verfahren richtet sich
nach den Bestimmungen über das landgerichttiche Verfahren erster Instanz, insoweit
nicht Abweichungen in diesem Gesetzbuche oder in dem Gerichtsverfasfungsgesetze
vorgeschrieben sind. Die umfassendsten und eingreifendsten Abweichungen beruhen
auf der Erwägung, daß bei der Wichtigkeit der Institution der Ehe der Staat ein
Interesse daran hat, daß eine Ehe nicht aus Gründen aufgehoben werde, welche dos
Gesetz nicht als Aufhebungsgründe anerkennt, und daß umgekehrt eine Ehe nicht um
Bestand bleibe, welche das Gesetz für nichtig erklärt. In Ehefachen steht mithin dein
freien Willen der Parteien das öffentliche Interesse entgegen. Es mußte daher
Vorkehr getroffen werden, um das öffentliche Interesse von dem individuellen Willen
einer oder beider Parteien unabhängig zu halten. Demgemäß ist die Dispositions-
befugniß der Parteien beschränkt — durch Verbot der proi-a^tio lari <M 40,442
Abs. 1), durch Ausschluß der im ß 554 zusammengestellten Vorschriften, durch Beseitigung
des Versäumnißverfahrens gegen den Beklagten (Z 555) —, die Anordnung und
Erzwingung des persönlichen Erscheinens der Parteien gestattet (Z 556), die Mitwirkung
der Staatsanwaltschaft bei dem Verfahren vorgeschrieben (HZ 545, 561, 564, 565), die
Vornahme eines Sühneversuchs vor Erhebung der Trennungsklage oder der Klage
auf Herstellung des ehelichen Lebens (HZ 546—550) angeordnet. Erwägungen andem
Art waren für die Vorschriften der ZZ 551, 552, 553, 562 — über die Zulässigkeit
der Klageänderung, die Beschränkung der Klagenkumulation und der Widerklage, den
Ausschluß versäumter Klagegründe — sowie für die Vorschrift des Z 59? Abf. 2 über
die Unzuläsfigkeit einer vorläufigen Vollstreckbarieit von Urtheilen in Ehesachen
maßgebend. Auch der Ausschluß der Oeffentlichkeit des Verfahrens für Ehesachen,
welcher durch das Gerichtsverfaffungsgesetz Z 140 Abs. 2 bestimmt ist, gehört hierher.

Durch das Gerichtsverfassungsgesetz Z 4 Abs. 3 ist ausgesprochen, daß die
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^ Ausübung einer geistlichen Gerichtsbarkeit in Ehesachen ohne bürgerliche Wirkung sei.
^Dadurch sind die m verschiedenen Rechtsgebieten Deutschlands I noch bestehenden > S, 360.

qcistlichen Ehegerichte beseitigt (vgl. Motive zu Z 4 des Gerichtsverfassungsgesetzes).

§ 544. (K. V. § 544, G. 8 568.)
Die im Z 544 Abs. 1 aufgeführten Klagen müssen sowohl von dem Ehemanne,

»als auch von der Ehefrau bei dem Landgerichte erhoben werden, bei welchem der
Ehemann seinen allgemeinen Gerichtsstand hat. Wie die HZ 13 und 18 ergeben,
bestimmt sich der allgemeine Gerichtsstand des Ehemannes nach seinem Wohnsitze —

'ohne Rücksicht darauf, ob sich der Wohnsitz im Inlande oder im Auslande befindet—,
wenn ein Wohnsitz nicht besteht, nach seinem Aufenthaltsorte in Deutschland, und
wenn ein solcher Aufenthaltsort nicht bekannt ist, nach seinem letzten Wohnsitze —
wieder ohne Rücksicht darauf, ob sich der Wohnsitz im Inlande oder im Auslande
befunden hat.

Würde der Grundsatz des ß 544 Abs. 1 konsequent durchgeführt, so könnte es
in zahlreichenFällen dahin kommen, daß eine Ehefrau, wenn der Ehemann sie verläßt
und seinen Wolinsitz im Auslande nimmt, faktisch außer Stande wäre, den Anspruch
auf Aufhebung der Ehe geltend zu machen. Um auch in solchen Fällen der verlassenen
Ehefrau Rechtsschutz zu gewähren, ist ihr durch ß 544 Abs. 2 gestattet worden, gegen
ihren Ehemann, sofern derselbe zu der Zeit, als er sie verließ, ein Deutscher war,

! bei dem Landgerichte seines letzten Wohnsitzes in Deutschland klagend aufzutreten.
Es läßt sich nicht bestreiten, daß in Folge der durch Z 544 Abs. 2 geschaffenen

Konkurrenz von Gerichtsständen in einzelnen Fällen der Uebelstand herbeigeführt
werden kann, daß das eheliche Verhältniß, welches feinem Wesen nach einer einheitlichen

i Feststellung bedarf, in verschiedenen Rechtsgebieten nach verschiedenen Rechtsnormen
beurtheilt wird. Es fragt sich aber, ob nicht die Besorgniß vor dem Eintritt« solcher
Uebelstände mehr theoretischer als praktischer Natur ist, denn das bisherige, der
Vorschrift des Z 544 Abs. 2 entsprechende Recht hat keine Unzuträglichkeiten zur Folge
gehabt, welche ein Abgehen von demselben zur Nothwendigkeit machen. Abgesehen
davon kommt in Betracht, daß die Reichsgesetzgebung thunlichst verhüten muß, daß
Angehörige des Reichs rechtlos gemacht werden, daß sie mithin wegen der Möglichkeit
von Konflikten mit dem Rechte des Auslandes leine Bestimmungen treffen darf,
welche Reichsangehürigen, wenn auch nur faktisch, die Möglichkeit entziehen, Ansprüche,

i die ihnen das Recht des Inlandes gewährt, vor Gericht zum Austrag zu bringen.

§ 545. (K. N. § 545, G. § 569.)
Das öffentliche Interesse bedarf einer Vertretung. Soweit dieselbe nach dem

bisherigen Rechte in Ehesachen durch die Gerichte geübt wurde, mußte sie denselben,
aus Rücksicht auf die thunlichste Reinhaltung des richterlichen Amtes von inquisitorischer
Thätigkeit, abgenommen und im Anschlüsse an die neuere Rechtsentwickelung (preuß.
Verordn, v. 28. Juni 1844 ß§ 4—7, 54, preuß. Entw. HZ 854, 855, 866, 882—885,
Baden §Z 1038, 1050,1052, Bayern Art. 672, 678—680, preuß. Ges. u. 1. März 1869
U?, 8, nordd. Entw. HZ 1076—1084, 1104, 1105) der Staatsanwaltschaft übertragen
werden (vgl. Beschlüsse des fünften deutschen Iuristentages in den Verhandl. II.
S. 70, 210 ff., nordd. Prot. V. S. 2194, v. Keller, die Staatsanwaltschaft in
Deutschland,Wien 1866 S. 221, 222). Die Einwände, welche gegen eine solche
Uebertragung von Dove in der Realencnklopädie für protestantische Theologie und

^Kirche XIII. S. 495 und bei Gelegenheit der >Berathung des Ges. v. 1. März 1869 > S. 361.
in dem preuß. Abgeordnetenhause (stenogr. Berichte 1868/69 Bd. II. S. 1145—1149)
erhuben sind, fallen mit den Bedenken zusammen, welche gegen die bisherige Gestaltung
der Institution der Staatsanwaltschaft im Allgemeinen geltend gemacht werden. Sie
dürfen daher als beseitigt betrachtet werden, wenn die Stellung der Staatsanwaltschaft
in dem Oerichtsverfasfungsaesetze und in der Strafprozeßordnung einer Reform
unterzogen und die Mitwirkung derselben in Ehesachen, wie durch den Entwurf
geschehen, in zutreffender Weise begrenzt wird.

Die Rolle einer Partei ist dem Staatsanwalt nur in Rechtsstreitigkeiten
eingeräumt, welche die Nichtigkeit einer Ehe zum Gegenstande haben. In den
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übrigen Ehesachen ist seine Mitwirkung darauf beschränkt, die Funktionen eines
äetLuzor matriinonii den Parteien gegenüber wahrzunehmen. Diesen Gesichts¬
punkten entsprechen die Vorschriften der' 88 545, 561, 564—566. Die generellen
Vorschriften des I 545 kommen auch auf die Nichtigkeitsklage zur Anwendun»
insoweit nicht für dieselben abweichende Bestimmungen in dem Gesetzbuchegetroffen
sind (88, 561, 564—566).

Einer Verhandlung vor dem erkennenden Gerichte mutz nach § 545 Abs, 2 d«!
Staatsanwalt beiwohnen; eine Verhandlung in seiner Abwesenheit würde eine'
Verletzung des Gesetzes involviren (nordd. Prot. V. S. 2195).

Der Staatsanwalt hat die Ermittelung der Wahrheit zu überwachen und zu
befördern. Er ist daher befugt, Informationen über die wahre Sachlage einzuziehen
und das Resultat dem Gerichte zu unterbreiten; sofern es sich um die Aufrecht-^
«Haltung einer Ehe handelt, kann er nach 8 545 Abs. 3 neue Thatsachen und Beweise ^
vorbringen. Der Beurtheilung des Gerichts unterliegt es, ob das von dem Staats-'
anmalt vorgelegte Material von Erheblichkeit sei und ob die von demselben angeregte
Beweisaufnahme zu erfolgen habe (nordd. Prot. V. S. 2196).

Die Entwürfe der preuß. Verordn, v. 28. Juni 1844 betrachteten den Staats-
anwlllt als „Gegner der Partei, welche die Scheidung, Ungültigkeit oder Nichtigkeit!
der Ehe in Antrag bringt" und legten ihm daher in allen Ehesachen die Befugniß!
zur Einlegung von Rechtsmitteln im Interesse der Aufrechterhaltung der Ehe bei,
In der Verordnung selbst — Z 7 wurde aus formellen Gründen diese Befuqniß fm!
alle die Scheidung oder Ungültigkeit einer Ehe betreffenden Rechtsstreitigkeiten
„einstweilen weggelassen" (v. Savignn, Darstellung der in den preußischen Gesetzen
über die Ehescheidung unternommenen Reform in den verm. Schriften V. S, 317,
328, 351, 357, 390). In dem preutz. Entw. eines Ehescheidungsgesetzes von 185?
§ 22 wurde dieselbe von Neuem in Vorschlag gebracht, sie kam aber, wenn auch
von dem preuß. Abgeordnetenhaus« angenommen (Verhandl. 1857 S. 443—456),
nicht zur Geltung, weil der Entwurf bei der Schlutzabstimmung verworfen wurde,!
Obgleich der Regierungslommifsar bei den Debatten über den 8 22 «t. erklärt hatte,'
daß" nach den gemachten Erfahrungen der Staatsanwaltschaft ohne die fragliche
Befugniß „ein rein äußerliches unwirksames Anhängsel im Eheprozesse" sei, so blieb
doch der preuß. Entw. 8 866 aus prozessualen Rücksichten (Motive S. 213, 214) auf
dem Standpunkte der Verordn, v, 28. Juni 1844 stehen; ihm sind Bayern Art. 872,
das preuß. Ges. v. 1. März 1869 8 8 und der nordd. Entw, Z 1086 mit vollem
Recht gefolgt. Denn, wie bereits hervorgehoben, ist der Staatsanwalt in Ehesachen,
welche nicht die Nichtigkeit einer Ehe betreffen, nur hineingezogen, um die Gerichte

j S. 362. von einer mit ihrer Stellung unvereinbaren > inquisitorischen Thätigkeit zu befreien,
Der Zweck seiner Mitwirkung wird daher durch die Aufgabe begrenzt, welche er statt
des Gerichtes und neben dem Gerichte zu lösen hat. In der Natur der fraglichen
Ehesachen liegt kein Grund, über diesen Zweck hinaus dem Staatsanwalt Befugnisse
beizulegen, welche darauf hinauslaufen würden, in unzulässiger Weise ein Recht des
Staatsanwalts zur Ueberwachung der Civilgerichte zu statuiren und wegen der
Gestaltung des Rechtsmittels der^Revision ein Rechtsmittel zu schaffen, welches in
Ehesachen einen Ersatz für die durch den Entwurf beseitigte Nichtigkeitsbeschwerde
zur Wahrung des Gesetzes gewährte (vgl. Baden ß 1047). Der Entwurf konnte
demnach, wenn er nicht m die von ihm für den Bereich des Civilprozesses reprobiite
französischeAuffassung des Staatsanwalts als Wächter des Gesetzes zurückfallen wollte,
der Staatsanwaltschaft die Befugniß zur Einlegung von Rechtsmitteln nur in den
die Nichtigkeit einer Ehe betreffenden Rechtsstreitigteüen ertheilen,

88 546—550. (K, V, 88 346—550, G. 88 570-573),
Daß es im Interesse des ehelichen Friedens nothwendig ist, der Erhebung

einer Klage auf Trennung der Ehe einen Sühneuersuch vorangehen zu lassen, wird
allgemein anerkannt; dagegen ist es bestritten, ob dieser Sühneversuch von dem
Geistlichen oder von dem Gerichte vorgenommen werden soll.

Nach der preuß. A. G. O. I. 40 8,8 25—27, 48 und nach dem preuß,
A. L. R. II. 1 Zß 727, 730 hatte sich der die Scheidung suchende Ehegatte zunächst
an den Richter zu wenden; dieser veranlaßte die geistliche Sühne. Die Erfahrung
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hatte aber, wie v. Sauigny 1. o, S. 329 bemerkt, „gezeigt, daß gerade der Schritt
von dem inneren häuslichen Unfrieden zum Anrufen eines Richters, dem der Streit
offenbart werden muß, oft allein schon die Folge hat, die Entzweiung unheilbar zu
machen." Die Verordn, v. 28. Zum 1844 §Z 10—15 bestimmte daher, daß vor aller
Klage die Vermittelung des Geistlichen nachgesucht werden mutz und daß die Klage
nur angenommen wird, wenn der Geistliche die Fruchtlosigkeit der versuchten Sühne
bezeugt. Diese Bestimmung ist auch in das preuß. Ges. v. 1. März 1869 ZZ 10—13
übergegangen. Bei den Berathungen desselben ist der geistliche Sühneversuch auf
Grund der in Preußen gemachten Erfahrungen als ein wirksames Mittel zur
Verminderung der Zahl der Ehescheidungen und zugleich als eine angemessene
Gelegenheit zur Bethätigung des seelsorgerischen Einflusses vertheidigt (stenogr.
Berichte über die Verhandl. des vreuß. Herrenhauses 1868—69 Bd. I. S. 358).
Dagegen lehren der vreuß. Entw. §Z 846 Nr. 2, 848—853 und ihm folgend Bayern
Art. 660—665 und der nordd. Entw. HZ 1090—1097 zu dem System der preutz.
A. G- O. zurück: sie legen — in Uebereinstimmung mit dem franz. Recht (Oocks oiv.
alt. 238, 239) und mi't Baden ZZ 1034—1036 — den Sühneverfuch wieder in die
Hände des Gerichts, indem sie theils fakultativ, theils obligatorisch die Zuziehung
eines Geistlichen vorschreiben. Auch das üsterr. Ges. v. 31. Dezember 1868 (Reichs-
gesetzblatt 1869 Stück III.) hat den obligatorischen geistlichen Sühneverfuch (österr.
llllg. bürg. Gesetzt». H 104, 107, 132) aufgehoben und demselben einen Sühneversuch
durch das Gericht substituirt, falls die Parteien nicht vorziehen, ihren Entschluß zur
Scheidung „ihrem ordentlichen Seelsorger zu eröffnen und von diesem ein schriftliches
Zeugniß darüber zu erwirken, daß der von ihm vorgenommene Versöhnungsversuch
vergeblich war."

Der geistliche Sühneverfuch, so segensreich er sich auch in einzelnen Fällen > S. 363.
<bewähren mag, führt nach den in Preußen gemachten Erfahrungen in anderen
Fallen zu großen Inkonvenienzen, weil es unzulässig ist, den Geistlichen durch
Zwangsmaßregeln zu der Vornahme der Sühne oder zur Ausstellung des Attestes
über den Erfolg des Sühneversuchs oder über die Ablehnung der Vornahme desselben
anzuhalten. Sollte es aber auch der Gesetzgebung gelingen, durch anderweitige
angemessene Vorschrift diese Inkonvenienzen zu umgehen, so drangt doch die
Entwickelungdes Verhältnisses des Staats zur Kirche dahin, die gerichtliche Geltend-
mllchung von Rechten von der Mitwirkung kirchlicher Organe unabhängig zu machen.
Abgesehen hiervon, erscheint es ohne Ueberweisung des Sühneuersuchs an das Gericht
unausführbar, dem Vorverfahren den festen Halt zu geben, dessen dasselbe wegen
der daran geknüpften Unterbrechung der Verjährung und wegen der auf Antrag des
Klägers gegen den Beklagten anzuwendenden Zwangsmaßregeln bedarf. Die
Vertlluschung der geistlichen Sühne mit dem Sühneversuche vor Gericht gestattet
dem seelsorgerischen Einflüsse die vollste und freieste Entfaltung, wenn das mit der
Vornahme der Sühne betraute Gericht dem Seelsorger einer jeden Partei nicht nur
von dem Sühnetermine Kenntniß zu geben, sondern auch seine Mitwirkung in diesem
Termine nachzusuchen hat.

Den vorstehenden Erwägungen entsprechend hat sich der Entwurf für die Sühne
durch das Gericht entschieden. Während aber das franz. Recht, der preuß. Entw.
und Bayern den Sühneversuch dem Vorsitzenden des Ehegerichts übertragen, hat der
8 54? das Amtsgericht mit der Vornahme der Sühne betraut. Dasselbe steht den
Parteien und den Verhältnissen am nächsten, auch ist, da der Entwurf das persönliche-
Erscheinen der Parteien im Sühnetermine fordern muß (Z 548) und auf die Mit¬
wirkung des Seelsorgers einer jeden Partei rechnet (§ 549), zu besorgen, daß bei der
in Aussicht genommenen Grüße der landgerichtlichen Sprengel die Reise nach dem
Sitze des Landgerichts den Parteien zur Beschwerde gereichen und für die Seelsorger
einen Grund abgeben kann, sich von dem Sühnetermine fern zu halten. Selbst¬
verständlich ist das Landgericht nicht gehindert, auf Grund des L 258 die Sühne zu
wiederholen oder in den Fällen, in denen sie vor der Erhebung der Klage nach
88 550, 551 Abs. 2 nicht erforderlich war, bei veränderten Umständen nachträglich
vorzunehmen.

Gegen den im Sühnetermine nicht erschienenen Beklagten soll nach dem preuß.
Entw. H 850 und dem nordd. Ent. ß 1094, wie gegen einen im Vernehmungs-.
termine nicht erschienenen Zeugen verfahren werden. Der Entwurf hat es in

Materialien zur Civilprozeßordnung, 26
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Anlehnung an Banern Art, 662 vorgezogen, ein sachliches Präjudiz eintreten zu lassen:
er erklärt im Z 548 Abs. 5 den Sühneversuch für mißlungen, wenn der Kläger, aber
nicht der Beklagte erscheint und knüpft die Erneuerung des Sühnetermins, sowie den
Eintritt von Strafen und Zwangsmaßregeln an den Antrag des Klägers, von der
Erwägung geleitet, daß die Wiederholung des Termins und die Anwendung uim
Strafen und Zwangsmaßregeln zweckwidrig sein würde, wenn nicht der Kläger durch
sein Verhalten kundgiebt, daß er der Sühne geneigt sei.

Der Sühneversuch ist nicht nur für die Ehescheidungsklagen, sondern auch für
die Klagen auf Herstellung des ehelichen Lebens angemessen (Z 546). Dagegen paßt
derselbe nicht für Klagen, welche die Ungültigkeit der Ehe zum Gegenstande haben
(Mot. zum preuß. Entw. S. 215, nordd. Prot. V. S. 2210).

I S. 364. I Nach dem preuß. Entw. ZZ 846 Nr. 1, 847 und nach der baver. Prozeßordn.
Art. 656 kann eine Ehescheidungsklage nicht eher erhoben weiden, als bis ste von
dem Gerichte einer Vorprüfung unterzogen uno von demselben zugelassen ist, die
Vorprüfung hat sich auf die Erheblichkeit der zur Begründung der Klage geltend
gemachten Thatsachen zu beschränken, nach der baner. Prozeßordn, auch auf die
Zuständigkeit des Gerichts zu erstrecken. Der Wunsch, die sofortige Abschneidung von
unbegründeten oder bei einem unzuständigen Gerichte erhobenen Klagen zu ermög¬
lichen, deren Verhandlung die gegenseitige Entfremdung und Verbitterung der
Eheleute vermehren kann, vermag eine so tief greifende Anomalie um fo weniger zu
rechtfertigen, als der Anwaltszwang gegen die Erhebung rechtlich völlig unbegründeter
Klagen sichert und als ferner die dem Kläger auch von dem preuß. Entw. S 862 und
von der bayr. Prozeßordn. Art. 666 eingeräumte Befugniß der Klageänderung
(§ 551 Abs. 1) einer Vorprüfung jeden praktischen Werth nimmt.

Z§ 551—553. (K. V. §8 551 - 533, G. U 574-576.)
Die §H 551 Abs. 1, 552 Abs. 1 und 553 bezweckeneiner Vervielfältigung der

Eheprozesse entgegenzutreten und die Erneuerung erfolglos gebliebener Eheprozesse
auf Grund von Thatsachen auszuschließen, welche schon deswegen Verdacht erwecken,
weil sie in dem früheren Prozesse zurückgehalten sind (vgl. Mot. zum preuß.
Entw. S. 213).

Daß die Ungültigkeit der Ehe neben dem Ansprüche auf Trennung oder gegen
diesen Anspruch sowie gegen den Anspruch auf Herstellung des ehelichen Lebens
geltend gemacht werden kann und muß, ist gerechtfertigt, weil alle diese Ansprüche,
das Gemeinsame haben, daß ihre Geltendmachung ausschließlich von dem Willen
der berechtigten Partei abhängt; das Recht des Gerichts, eine Trennung der
Verhandlung eintreten zu lassen, schützt gegen Unzukömmlichkeiten, welche sich daraus
ergeben können, daß in demselben Verfahren über die Trennung einer als bestehend
vorausgesetzten Ehe und über den Bestand derselben verhandelt wird. Die Verbindung
einer andern Klage mit den im Z 552 Abs. 1 erwähnten Klagen, sowie die
Erhebung einer Widerklage anderer Art ist wegen der Eigenthümlichkeiten des Ver-
fahrens in Ehesachen für unzulässig erklärt (H 552 Abs. 2)'. Diese Bestimmung trifft
auch die Klagen, welche die vermügensrechtlichen Folgen der Trennung einer Ehe
geltend machen. Dagegen kann der nachdem materiellen Rechte erforderliche Ausspruch
über die Schuld des einen oder des anderen Ehegatten an der Trennung und über
die Berechtigung oder Untersagung der Wiederverheirathung von der Verhandlung
und Entscheidung über die Ehescheidungsklage nicht gesondert werden. Ein
besonderer Vorbehalt in dieser Richtung erschien entbehrlich und wegen der daraus
hinsichtlich des Fortbestehens anderer materiell-rechtlicher Bestimmungen zu ziehenden
Folgerungen bedenklich (nordd. Prot. V. S. 2207).

Die Vorschrift des § 551 Abs. 2 ist eine Konsequenz des dem Entwurf zu
Grunde liegenden Gedankens, daß durch die Erhebung einer Ehescheidungsklage oder
einer Klage auf Herstellung des ehelichen Lebens alle LauzaL »LMrarionig als in
Mäicium deduzirt anzusehen sind. Der Sühneversuch erstreckt sich daher auf die
ehelichen Verhältnisse in ihrer Totalität, Einer Wiederholung desselben kann es
mithin nicht bedürfen, wenn im Laufe des Rechtsstreits neue Klagegründe geltend

. gemacht oder Widerklagen erhoben werden. Es war nothwendig, diese Folgerung
> S. 365. mit dem preuß. Entw. §§ 862, 683, mit > Bayern Art. 666 Abs. 3 und mit dem
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nordd. Entw. Z 1099 in dem Gesetze ausdrücklich auszusprechen, da der Mangel
einer derartigen Bestimmung in der preuß. Verordn, v. 28. Juni 1844 der Iudikatur
die größten Schwierigkeiten geschaffen hat (vgl. Korn in Behrend, Zeitschrift «. Bd. IV.
S, 40 ff.).

Z 554. (K. V. 8 554, G. § 577).
Von den Bestimmungen, welche die Befugnis; des Gerichts beschranken, nach

freier Ueberzeugung zu entscheiden, ob eine thatsächliche Behauptung für wahr oder
für nicht wahr zu erachten sei, sind die Vorschriften über die Wirkung eines
Anerkenntnisses (Z 268) und eines gerichtlichen Geständnisses (Z 251) sowie die
Vorschriften über die Folgen der unterbliebenen oder verweigerten Erklärung über
Thatsachen oder über die Echtheit einer Urkunde (LZ 125 Abs. 3, 391 Abs. 3) für
unanwendbar erklärt (Z 554 Abs. 1), weil diese Vorschriften den Bestand oder den
Fortbestand einer Ehe der Willkür der Parteien unterwerfen würden. Aus demselben
Grunde ist die Eideszuschiebung ausgeschlossen. Versagt ist ferner der Antrag, dem
Gegner die Vorlegung einer Urkunde aufzugeben (Z 554 Abs. 2), weil das Editions-
verfahren, wie es der Entwurf in den ZZ 373—379 regelt, nur durchführbar ist, wenn
an die Weigerung, die Urkunde vorzulegen oder den Editionseid zu leisten, die im
H 379 vorgeschriebenen, die Fiktion emes Geständnisses enthaltenden Folgen geknüpft
werden können. Dagegen war der richterliche Eid zuzulassen (vgl. Z 555 Abs. 4),
da dem Gerichte kein Mittel entzogen werden durfte, die Wahrheit zu erforschen.
Jedes Bedenken gegen die Zulassung des richterlichen Eides muß übrigens schwinden,
wenn der Gefahr vor Kollusionen dadurch vorgebeugt wird, daß der Erlafsung des
Eides (Z 412 Abs. 1), wie durch § 554 Abs. 1 geschehen, jede rechtliche Wirkung
entzogen wird. Den richterlichen Eid abweichend von dem ordentlichen Verfahren
(§ 421 Abs. 3) nicht durch bedingtes Urtheil, sondern durch Beweisbeschluß aufzu¬
erlegen, wie der nordd. Entw. Z 1047 Abs. 2 vorschlägt, erscheint durch ausreichende
Gründe nicht geboten. Denn darüber, ob im Falle der Leistung oder Nichtleistung
des richterlichenEides eine Thatsache als erwiesen oder als nicht erwiesen anzunehmen
sei, kann das Gericht sich in Ehesachen ebenso wie in anderen Prozessen vor Auf¬
erlegung des Eides schlüssig machen.

Eine nothwendige Folge des von dem Entwurf eingenommenen Standpunktes
ist die Bestimmungdes Z 555 Abs. 4.

Die Besorgnis; vor Kollusionen unter den Parteien fordert die Beschränkung
der Dispositionsbefugniß derselben nur insoweit, als es sich um Thatsachen handelt,
welche die Aufhebung der Ehe begründen würden, für andere Thatsachen könnten
daher ohne Gefährdung des öffentlichen Interesse die allgemeinen Normen gelten.
Die preuß. Verordn, v. 28. Juni 1844 ZZ 40, 43, 44, 47 und Bauern Art. 667, 669
haben diese Unterscheidung gemacht. Da es aber nicht erwünscht sein kann, daß in
demselben Rechtsstreite dieselben Momente, je nachdem sie gegen oder für den Bestand
der Ehe von Bedeutung erscheinen, nach verschiedenen Grundsätzen beurtheilt werden
müssen, da sich ferner das schon in den Motiven zum preuß. Entw. S. 212
ausgesprocheneBedenken nicht abweisen laßt, daß die Unterscheidung zu unlösbaren
Verwickelungen führen kann, da endlich erwartet werden darf, daß das Gericht bei
Berücksichtigungder dem 3 554 zu Grunde liegenden ratio regelmäßig keinen Anstand
nehmen wird, dem Geständnisse von Thatsachen, welche die Aufrechterhaltung der Ehe
! betreffen, volle Glaubwürdigkeit beizumessen und an die Unterlassung oder Weigerung >S. 366.
der Erklärung über derartige Thatsachen die im § 125 Abs. 3 vorgeschriebene Folge
zu knüpfen, so empfahl es sich im Anschlüsse an den preuß, Entw, ZZ 858, 859, an
das preuß. Ges. v. 1. März 1869 §3 21, 22, 25 und an den nordd. Entw. HZ, 1074,
1075, die im Z 554 getroffenen Bestimmungen durchgreifend zur Anwendung zu
bringen.

Eine nothwendige Folge der Behandlung des gerichtlichen Geständnisses in
Ehesachen ist es, daß auch das in der Lonwmaeia des Beklagten enthaltene singirte
Geständnis; nicht zur Geltung gelangen kann. Die Bestimmungen über das Versäumniß-
verfahren und den Einspruch mußten daher dem Beklagten gegenüber, von dem
Ausnahmefalle des § 555 Abs. 4 abgesehen, außer Kraft gesetzt und mit den Vorschriften
der Absätze 1—3 und 5 des

2ß*
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8 555 (K, V, 8 555. G. § 578)
vertauscht werden.

Erscheint der Beklagte in dem auf die Klane zur mündlichen Verhandlung
anberaumten Termine nicht, so findet eine Verhandlung nicht statt; auf Antrag des
Klägers ist ein neuer Verhandlungstermin zu bestimmen und zu demselben dei
Beklagte zu laden. Die Wiederholung des Termins bietet — ebenso wie in dem
Falle des Z 306 — den Ersatz für den Wegfall des Einspruchs. Versäumt der
Beklagte auch den neuen Verhandlungstermin, so wird mit der Wirkung verhandelt,
daß Verhandlung und Entscheidung als kontradiktorisch angesehen werden, so daß
gegen das Urtheil nicht der Einspruch, sondern das Rechtsmittel der Berufung zulässig
ist. Rücksichtlich des Beweises der zur Begründung der Klage vorgebrachten Thatsachen
wird dem entsprechend in derselben Weise verfahren, wie wenn der Beklagte erschienen
wäre, aber sich nicht erklärt oder die Erklärung verweigert hätte: das Gericht hat nach
freier Ueberzeugung zu entscheiden, ob und inwieweit die Kontumaz einen Schluß
auf die Wahrheit dieser Thatsachen gestattet, und demgemäß die Aufnahme der von
dem Kläger angebotenen Beweise anzuordnen, wenn es unter Berücksichtigung des
gesammten Inhalts der Verhandlung und der Kontumaz die betreffenden Thatsachen
nicht für erwiesen erachtet.

Der Benagte kann in dem ersten Verhandlungstermine erschienen sein, aber
spätere Verhandlungstermine versäumen. In diesem Falle unterbleibt die Wiederholung
des Termins. Die Verhandlung geht in dem versäumten Termine vor sich, weil bei
Versäumung späterer Verhandlungstermine das Bedürfniß eines Ersatzes für den
Wegfall des Einspruchs um so weniger anerkannt werden kann, als der Staatsanwalt
im "Stande ist, die von dem Beklagten geltend gemachten Vertheidigungsmittel weiter
zu verfolgen. Dagegen ergiebt sich aus der Natur des Verfahrens in Ehesachen von
selbst, daß der säumige Beklagte auch zu allen Terminen zu laden ist, welche dem
versäumten Termine folgen; aus Rücksicht auf § 188 mutzte diese Verpflichtung des
Klägers in dem Gesetze ausdrücklich ausgesprochen werden.

Gegen den Kläger oder Widerklage! können gleiche Grundsätze nicht zur
Anwendung kommen. Erscheint derselbe in dem Verhandlungstermine nicht, so kann
über die Sache selbst überall nicht verhandelt werden. Das die Klage oder die
Widerklage abweisende Urtheil erst nach Wiederholung des Termins zu gestatten,

S. 367. hieße dem Kläger die Last des Einspruchs abnehmen. Es bleibt >daher rücksichtlich
des Klägers und des Widerklagen bei den Vorschriften über das Versäumnißverfahren
und den Einspruch.

Ihren Abschluß finden die Bestimmungen der ZZ 554 und 555 in den Vor¬
schriften des

§ 556. lK. V. 8 556, G. 8 579.)

Dem Gerichte mußte die Befugniß eingeräumt werden, das persönliche Erscheine»
der Parteien nicht nur zu fordern/ wenn begründete Hoffnung zur Aussöhnung auf
diesem Wege vorhanden ist, sondern auch dann zu verlangen, wenn es dasselbe zur
Erforschung der Wahrheit für erforderlich erachtet. Es ist "daher die im § 258 Abs. 2
für den Sühneversuch getroffene Bestimmung — im Einklang mit der preuß. Verordn,
v. 28. Juni 1844 Z 20, dem preuß. Entw. ß 861 Abs. 2, dem preuß. Ges. v. 1. März
1869 Z 18 und dem nordd. Entw. ß 1098 — dahin erweitert worden, daß das Gericht
das persönliche Erscheinen einer Partei anordnen und dieselbe über die von ihm,
von dem Gegner oder von dem Staatsanwalt behaupteten Thatsachen vernehmen
kann (Z 556 Abs. 1, 2). Praktischen Werth erlangt diese Bestimmung nur unter der
Voraussetzung, daß das Gericht die Befolgung seiner Anordnung mittelst Zwangs-
maßregeln durchzusetzen hat. Bei der Aehnlichleit, welche zwischen einer derartigen
Vernehmung der Partei und der Abhörung eines Zeugen besteht, lag es nahe, vie
nicht erschienene Partei wie einen im Vernehmungstermine nicht erschienenen Zeugen
zu behandeln und gegen dieselbe die Vorschriften der Z§ 334, 335 zur Anwendung
zu bringen; nur machte sich die Stellung der zu vernehmenden Person als Partei
insofern geltend, als — ebenso wie in dem Falle des ß 548 Abs. 2 — von der
Erkennung der Haft Umgang genommen werden mußte.
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§ 557. (K. V, § 557, G, § 580>,
Nach den Bestimmungen des preuß. Rechts (A. L. R. II. 1 88 727 bis 731,

U, O. O. I. 40 M 45—50, Verordn, v. 28. Juni 1844 8 70, Ges. v. 1. März 1869
H 26) soll bei einer Reihe von minder schweren Scheidungsgründen die begründete
Scheidung selbst nicht sogleich ausgesprochen, sondern die Verkündung des Urtheils
alif ein Jahr ausgesetzt werden, während welcher Zeit den Eheleuten gestattet werden
kann, getrennt zu leben.

Der preuß. Entw. 8 864 hat die Aussetzung der Urtheilsverkündung wegen der
vielen sich daran knüpfenden Uebelstände und wegen der Unmöglichkeit, die in der
Zwischenzeit eingetretenen Thatsachen und veränderten Umstände zu berücksichtigen,
mit der dem praktischen Bedürfnisse mehr entsprechenden, den Vorschriften des «IuclL
eiv. art. 259, 260 (vgl, Zachariä-Anschütz, Hcindb. des franz. Civilrechts Vcl. V.
Bd. III. S. 107, 108) sich anschließenden Aussetzung des Verfahrens vertaufcht (vgl.
Uot, z. preuß. Entw. S. 2135. Diefem Vorgänge ist — in Uebereinstimmung mit
dem nordd. Entw. § 1100, aber im Widersprüche mit Bayern Art. 670 — der 8 557
auch darin gefolgt, daß er unter Berücksichtigung der in den Gebieten des preuß.
und rhein.-franz, Rechts gemachten Erfahrungen die Dauer der Aussetzung auf em
Jahr fixirt und in Anbetracht des dem Gerichte eingeräumten freien Ermessens und
der Zulllssigkeit der Remedur durch das Rechtsmittel der Beschwerde (8 221) von
jeder Beschränkung der Maßregel auf bestimmte Scheidungsgründe absieht. Auch ist
dem 8 557 in Anlehnung an den preuß. und den nordd. Entw. eine so generelle
Fassung gegeben, daß sich aus derselben mit größter Be I stimmtheit ergiebt, daß die > S. 368.
Aussetzung auch in der Revisionsinstanz erfolgen kann (nordd. Prot. V. S. 2206).

Die Trennung von Tisch und Bett auf Zeit hat — insoweit sie nicht unter
den Gesichtspunkt einer nach 3 559 zu erlassenden einstweiligen Verfügung fällt —
eine ähnliche Natur und ganz denselben Zweck, wie die Aussetzung des Verfahrens.
Obgleich sie im Vergleiche "zu der letzteren die vollkommenere Institution ist, so konnte
sie doch nicht als generelle für ganz Deutschland verwendbare Maßregel eingeführt
werden. Denn sie ist dem preuß. Rechte (vgl. u. Savigny 1, o. S. 330—332, 349)
und dem franz. Rechte (von einer Ausnahme abgesehen <2oäL «iv. »rt. 310, Zachariä>
I. e. III. S. 112, 113) nur in der Form eines Interimistikums während der Dauer
des Eheprozesses bekannt und in beiden Rechten ohne Aenderung des materiellen
Eherechts als selbstständige Institution unmöglich. Der Entwurf, da er jeden Eingriff
in das materielle Eherecht zu vermeiden hatte, mußte sich mit der Santtionirung der
unvollkommenen Maßregel begnügen und der Beurtheilung des Gerichts überlassen,
ob und inwieweit in den Fällen, in welchen nach dem Rechte des betreffenden Gebiets
auf LLparatio remporaria erkannt werden kann, von der Aussetzung des Verfahrens
Gebrauch zu machen ist.

Die neueren Gesetze und Entwürfe enthalten fast durchweg Bestimmungen für
den Fall, daß die Scheidung der Ehe wegen büslicher Verlassung beantragt wird
(vgl. preuß. Verordn, v. 28. Juni 1844 §8 61—69, Gef. v. 1. März 1869 §8 31—35,
preuß. Entw. 8 8?5, sächs. Entwurf 8 967, Bayern Art. 658, nordd. Entw. 8 1101).
Bei der ungemeinen Verschiedenheit des Eherechts in dieser Materie mußte der
Entwurf von der Aufnahme besonderer Vorschriften um fo mehr Abstand nehmen,
als die sonstigen Normen, richtig angewandt, zum Ziele führen, mag die inalitio«».
äezertio nach dem materiellen Rechte bei bekanntem und erreichbarem, oder nur bei
unbekanntem und unerreichbarem Aufenthalte des Beklagten eintreten. Die Prüfung,
ob die Vorausfetzungen einer böslichen Verlassung vorliegen, findet nach den Grund¬
sätzen des Entwurfs nicht vor Bestimmung des Verhandlungstermins, sondern erst
nach dem Verhandlungstermine selbst statt. Erscheint der Beklagte nicht, so hat das
Gericht in Gemähheit der 88 554, 555 nach freier Ueberzeugung zu entscheiden, ob
unter Mitberücksichtigung der Kontumaz auf Grund des von dem Kläger vorgelegten
Materials die büsliche" Verlassung als festgestellt anzunehmen ist (vgl. nordd. Prot.
V. S. 2209, 2210). Eine öffentliche Zustellung der Ladung an den Beklagten ist
nur nach Maßgabe des 8 1^ zulässig; die im 8 555 Abs. 1 vorgeschriebene Wieder¬
holung des Verhandlungstermins fällt nach 8 555 Abs. 3 fort/wenn der Beklagte
durch öffentliche Zustellung geladen, aber nicht erschienen ist. — Zur Sicherung des
materiellen Rechts in Betreff der malitioza äLssriia und der HvHziäsKLrtiuhat sich
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der Entwurf veranlaßt gesehen, dem Einführungsgesetze § 13 Nr. 7, 8 einen
doppelten Vorbehalt einzufügen und durch den weiteren Vorbehalt im § 13 Nr. 6
das dem preuß. Rechte (A. L. R. I. 2. Z§ 615, 685, 709, 801, Verordn, v. 28
Juni 1844 88 63, 64, Ges. v. 1. März 1869 Z 32) und dem partikulären Rechte
einzelner Rechtsgebiete ungehörige, mit der böslichen Verlassung im Zusammenhange
stehende Institut der auf einseitigen Antrag eines Ehegatten zu erlassenden gericht¬
lichen Rückkehr-, Aufnahme- und Besserungsbefehle zu wahren.

§ 558. (K, N. § 556, G. § 583.)
Die Vorschrift des § 558 ist bereits im Zusammenhange mit den §8 481, 482

erörtert.

l S. 369. I 88 560—566. (K. N. 88 560-566, G. §8 585-591.)
Wie bereits hervorgehoben, hat der Staatsanwatt in Rechtsstreitigteiten, welche

die Nichtigkeit einer Ehe betreffen, die Rolle einer Partei. Aus dieser Stellung
ergeben sich die Vorschriften der 88 561, 564—566 als nothwendige Konsequenzen
(vgl. Mot. z. preuß. Entw. S. 215, 216). Aehnliche Bestimmungen enthalten die
neueren Gesetze und Entwürfe (preuß. Verordn, v. 28. Juni 1844 § 5, Ges. v. 1.
März 1869 ß 8, preuß. Entw. 88 882—85, Baden 8 1052, Bayern Art. 678—680,
oldenb. Ges. v. 5. Juni 1858 Art. 6, nordd. Entw. §Z 1079, 1080, 1104, 1105);
keine derselben hat indessen die im ß 56? sanktionirte, durch die Rücksicht auf die
Parteien unabweislich gebotene Konsequenz gezogen. Daß der Staatsanwalt
ungeachtet der Bestimmung des Z 72 nicht der Vertretung durch einen bei dem Gerichte
zugelassenen Anwalt bedarf, erschien als selbstverständlich und ist daher nicht ausdrücklich
ausgesprochen worden.

Die dem Staatsanwalt in Betreff der Nichtigkeitsklage zugewiesene Rolle
bedingt, daß das Verfahren sich auf die Verhandlung von Nichtigkeitsgründen
beschränke; die Verbindung einer anderen Klage mit der Nichtigkeitsklage oder
die Erhebung einer anderen Klage, als welche die Nichtigkeit der Ehe zum Gegen¬
stände hat, müßte nothwendig zu unlösbarer Verwirrung führen. Es war
daher erforderlich, die Vorschrift des nordd. Entw. 8 1106 in dem § 562 zu
reproduziren.

Den Z 563 — welcher dem preuß. Entw. § 881, Bayern Art. 67? und dem
nordd. Entw. 8 1107 entnommen ist — rechtfertigt gleichfalls die Rolle des Staats-
anwalts in den die Nichtigkeit einer Ehe betreffenden Prozessen. Abgesehen davon
mußte bei der Wichtigkeit der Frage nach dem Bestände einer Ehe für die mannig¬
fachsten Rechtsverhältnisse darauf gehalten werden, der Nichtigkeitserklärung, so lange
die Ehegatten leben, eine über den Prozeß und über die Parteien hinausreichcnde
Wirkung zu sichern, was sich nur durch die Vorschrift erreichen ließ, daß vor dem
Tode der Ehegatten über die Nichtigkeit der Ehe inciäLutsr nicht verhandelt und
entschieden werden dürfe.

Zweiter Abschnitt.
Verfahren in Entmündigungssachen.

88 568—580. (K. V. 88 568—580,G. 88 593-627)
Die materiellen Voraussetzungen, unter denen Geisteskrankheit und Verschwendung

von rechtlichen Folgen begleitet sind, sowie diese Folgen selbst — totale oder partielle
Handlungsunfähigkeit, Bevormundung u. s. w. — werden durch das bürgerliche
Recht bestimmt. Um aber darnach eine Person als geisteskrank oder als Verschwender
ihrer bürgerlichen Selbstständigleit zu entkleiden, muß ihr Zustand rechtlich gewiß
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sein. Der Weg, auf welchem diese Gewißheit geschaffen wird, ist nach der bestehenden
Legislation verschieden. Das preußische, französische und württembergische Recht
weisen jene Feststellung dem Civilprozesse zu; nach gemeinem und nach anderen
Rechten findet sie nicht in den Formen eines Prozesses, sondern nach Art der Akte
der freiwilligen Gerichtsbarkeit (M-izckictio vuluuwria mixta) statt, indem der
Vormundschaftsbehürde überlassen bleibt, sich die erforderliche Ueberzeugung von der
Nothwendigkeit einer I Bevormundung zu verschaffen (vgl. Proz. Ordn. v. Oldenburg j
Art. 372 ff,; u. Arnold, das gerichtliche Verfahren gegen Geisteskranke und
Verschwender, Erlangen 1861, S. 14 ff.; Wagner, Grundzüge der Gerichtsverfassung
:c. in Kurhessen H3, 805 ff.; nordd. Prot. V. S. 2213). Es wird nicht zweifelhaft
sein, daß der Entwurf den durch die Rechtsentwickelung angezeigten Weg eingeschlagen
lmt, wenn er im Anschlüsse an jene erste Gruppe von Rechten (vgl. auch preuß.
Entw. tz§ 887 ff., nordd. Entw. §§ 1109 ff.) im

§ 568 (K. V. § 568, G. W 598, 691)
bestimmt, daß die Entmündigung, d. i. die Erklärung einer Person als geisteskrank
oder als Verschwender, nur durch Urtheil des Gerichts nach^ vorheriger kontradik-
torischer Verhandlung erfolgen soll. Die wichtigen Folgen der Entmündigung
erfordern dringend ein in den schützenden Formen des Ciuilprozesses verlaufendes
tontradiktorisches Verfahren und lassen die größere Weitläufigkeit und Kostspieligkeit
der Prozedur als bedeutungslos zurücktreten. Auch weisen vielfach gemachte
Erfahrungen auf das Bedürfniß nicht einer Verminderung, sondern gerade der
Verstärkung der in den bestehenden Rechten gebotenen Garantien hin (vgl. nordd.
Prot. V. S. 2214, württemb. Kommiss. Ber. zu Tit. 43 S. 243). Soweit demnach
ein prozessualifches Verfahren für die Entmündigung in Deutschland bisher nicht
besteht, wird dasselbe im Interesse der Rechtseinheit und des vorhandenen legislativen
Bedürfnisses hergestellt, ohne daß die materiellen Voraussetzungen der Entmündigung
geändert werden.

Die Vorschrift des Z 568 berührt die Frage, ob eine geisteskranke Person
seitens der Familie oder der Polizei provisorisch, sei es zum Zwecke der Heilung,
sei es zu vorläufiger Unschädlichmachung, in einer Irrenanstalt untergebracht werden
darf, in keiner Weife; sie entscheidet sich lediglich nach den Landesgesetzen (vgl. für
Preußen: v. Nonne, Ergänzungen zur A. G. Ö. I, 38. § 2 Nck. V. 'Bd. III. S. 511
ff.; württemb. Reg. Bl. 1836 S. 279 u. a.).

Nicht minder unberührt bleiben:
1) die landesgesetzlichen Bestimmungen, nach denen aus anderen Gründen,

z, B. wegen bloßer Imbecillität, Vresthaftigkeit, Taubstummheit u. dergl.
die Bevormundung felbstständiger Personen gestattet ist (vgl. z. B. preuß.
A. L. R. II. 18. HZ 15 ff.; nordd. Prot. V. S. 2222);

2) die Vorschrift des materiellen französischen Rechts, wonach im
Interdiktionsprozesse wegen Geisteskrankheit — an dessen Stelle fernerhin
das Entmündigungsverfahren des Entwurfs tritt — nach Umständen
die bloße Beschränkung der Handlungsfähigkeit durch das Erforderniß
der Zuziehung eines im Urtheil ernannten Beistandes für gewisse
Geschäfte erkannt werden kann (Locko oiv. art, 499, nordd. Prot.
a. a. O.);

3) die civilrechtlichen Bestimmungen, nach welchen Geisteskranke bezw.
Verschwender ohne Rücksicht darauf, ob sie durch richterliches Urtheil
entmündigt worden, handlungsunfähig sind oder ungeachtet ihrer
Entmündigung partiell handlungsfähig bleiben (vgl, I,. 6 Lock, cke our.
tur. (5, 70), preuß. A. L. R. I. 1. G 29 ff.; I. 4. S§ 20 ff.; I. 12.
LZ 20 ff. 27 ff.; «üocko oiv. art. 503 ff. 509; baner. Landrecht I. 7. Z 3?
Nr. 3; v. Arnold a. a. O. S. 50 ff. u. a.).

I Die dem Z 1124 des nordd. Entw. entsprechende Vorschrift des Z 7 des I S. 371.
Einführungsgesetzes ist mit Rücksicht auf das badische und rheinifch-französischeRecht
(Locke oiv. art. 513—515) aufgenommen worden.

Die Entmündigung wegen Geisteskrankheit betreffend, fo ist im Z 568 absichtlich
sowohl des Wahnsinns als des Blödsinns erwähnt. Bekanntlich macht das materielle
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preuß. Recht einen keineswegs bloß nominellen Unterschied zwischen beiden Arten der
Geisteskrankheit (A. L. R. t. 1 §Z 27 ff.). Es erschien nicht überflüssig, durch die
Fassung anzudeuten, daß hinsichtlich der prozessualen Behandlung der Unterschied
dieser oder anderer Formen von Geisteskrankheit bedeutungslos sei.

Bei Regelung der formellen Prozedur in Entmündigungssachen hat sich der
Entwurf, nach dem Vorgänge der württemb. Proz. Ordn, und des nordd. Entw.,
im Wesentlichen den Bestimmungen des preuß. Entw. (§Z 88? ff.) angeschlossen^
welche ihrerseits wieder eine zweckmäßige Verschmelzung oer Grundsätze des preuß,
und franz. Rechts (vgl. preuß. Mot. S. 216, 217) darstellen. Die Eigenthümlichkeiten
des so geordneten Verfahrens haben ihren Grund in der Betheiligung des öffentlichen
Interesse und in dem Umstände, daß bei vorhandener Geisteskrankheit gegen eine
bereits nicht mehr handlungsfähige Person zu verhandeln ist. Das öffentliche
Interesse ist in ganz ähnlicher Weise wie bei der Klage auf Nichtigkeitserklärung
einer Ehe betheiligt; dasselbe fordert sowohl die Betreibung der Entmündigung als
die Verhinderung derselben selbst gegen den Willen des Beklagten, welcher, wenn er
überhaupt noch willensfähig ist, sich von den Folgen seiner Handlungen durch
freiwillige Entmündigung nicht befreien kann. Die eigenthümliche Lage der einen
Partei verlangt besondere Vorsichtsmaßregeln, wie sie in den ZZ 569, 571, 573, 574
bis 576 getroffen sind.

§ 569. (K. V. § 568b, G. §§ 594, 606, 621.)
Die ausschließliche Zuständigkeit der Landgerichte entspricht der Wichtigkeit des

Gegenstandes (vgl. preuß. Geschäftsregulativ v. 18. Juli 1850 § 20 Nr. 5, Proz,
Ordn. v. Württemb. Art. 869 und Kommiss. Ber. zu Tit. 43 S. 243 »ud 1, preuß.
Entw. Z 887, nordd. Entw. § 1110 und Prot. V. S. 2214; v. Arnold, a. a. O,
S. 19). Die Kostspieligkeit und Komplizirtheit des Verfahrens hat zwar beispielsweise
in Württemberg (vgl. amtliche Darstellung «. S. 36) die Erwägung hervortreten
lassen, ob nicht die Entmünoigungen allgemein oder doch soweit sie zweifelhafter
Natur sind, den Amtsgerichten zu überweisen sein möchten; einestheils können jedoch
die angeführten Uebelstande bei der eminenten Bedeutung der Maßregel und wegen
der durch das kollegialische Verfahren gegebenen größeren Garantie gegen Chikane
und Eigennutz überhaupt nicht als ausschlaggebend anerkannt werden, zum Andern
läßt sich eine praktische Grenze für Entmünoigungen unzweifelhafter Natur schwerlich
aufstellen.

Als örtlich zuständig ist ausschließlich dasjenige Landgericht bezeichnet, bei
welchem der Beklagte seinen allgemeinen Gerichtsstand hat. Die Vereinbarung eines
anderen Gerichtsstandes würde bei vorhandener Geisteskrankheit unmöglich sein und
in allen Fällen die Nahrung des öffentlichen Interesse erschweren. Es konnte dabei
aber nicht übersehen werden, daß bei der Beschränkung des allgemeinen Gerichtsstandes
die Anstellung der Klage gegen solche Deutsche, welche ihren Wohnsitz nur im
Auslande haben, unter Umständen ausgeschlossen, und daß dies von Einfluß auf die

S. 372. Frage sein kann, wie die Aufnahme solcher > Personen in Irrenanstalten bezw. deren
Entmündigung und Bevormundung wegen Verschwendung zu ermöglichen ist, Behufs
Wahrung der Interessen der Alimentationspflichtigen u. s. w. hat der Entwurf
deshalb im zweiten Absätze des Paragraphen für solche Fälle eine besondere
Bestimmung — analog dem S 544 Abs. 2 — getroffen.

§ 570. (K. V. 8 568«, G. M 595, 621.)
Die Zulassung der Entmündigungsklage wider solche Personen, welche sich

bereits in einem juristischen Abhängigkeitsverhältnisse befinden, — wider Ehefrauen,
welche unter maritalischer, und Personen, welche unter väterlicher oder vormund¬
schaftlicher Gewalt stehen — entscheidet eine auf dem Gebiete des preuß. Rechts
(vgl. v. Rönne, Ergänzungen zur A. G. O. I. 38 Z 1, N6. V. Bd. IN. S. 510, 511)
wie anderwärts (vgl. v. Arnold, a. a. O. S. 13 ff.) ventilirte Kontroverse und findet
ihren Grund in der Natur der Entmündigungsklage, welche über die Herbeiführung
der Bevormundung hinaus die Feststellung des 8wtuz einer Person bezweckt,wovon
in manchen Gebieten, namentlich in Preußen, die Befugniß der Irrenanstalten zur
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dauernden Aufnahme eines Geisteskranken abhängt (vgl. nordd. Prot. V. S. 2216,
2217).

Ueber die Berechtigung zur Klageerhebung mußten Bestimmungen getroffen
werden, da es andernfalls für manche Gebiete, z. B. das des gemeinen Rechts, an
Vorschriften völlig fehlen würde (nordd. Prot. V. S. 2216). Die hier festgestellte
Berechtigungzur Klageanstellung Seitens des Ehegatten, jedes Verwandten und in
allen Fallen Seitens' des Staatsanwalts entspricht im Wesentlichen den geltenden
Rechten, wie der maßgebenden Berücksichtigung des öffentlichen Interesse (vgl. preuß.
A G. O. I. 38 8§ 2, 9,12, Loäe oiv. art. 490, 491, 514, Proz. Ordn. v. Württemb.
Art 870, preuß. Entw. § 888, nordd. Entw. 8 1111, nordd. Prot. V. S. 2215 bis
2217, Württemb. Kommisf. Ber. a. a. O. S. 243 ff., v. Arnold a. a. O. S. 25 ff.).
Die Beschränkung rücksichtlich der Klagen gegen Ehefrauen und unter väterlicher
Gewalt oder Vormundschaft stehende Personen beseitigt mehrfach hervorgetretene
Bedenken (nordd. Prot. V. S. 2215 ff/> gegen die Verleihung des Klagerechts an
alle Verwandten ohne Unterschied des Grades, in welcher Richtung auch § 571 Abs. 1
als ein weiteres Korrektiv angesehen werden kann. Im Uebrigen ist das Klagerecht
der berechtigten Personen kein subsidiäres, sondern gebührt jedem Berechtigten m
gleichem Umfange (vgl. preuß. Mot. S. 218, nordd.' Prot. V. S. 2216 ff.). Die
auf dem bürgerlichen Rechte beruhenden Befugnisse anderer Personen zur Erhebung
der Klage (z. B. der preuß. Vertragserben, A. L. R. I. 12 8 626) bleiben unberührt.

88 571—573. (K. V. § 568ä, 6, G. 88 597, 608, 609, 621.)
Die Verbindung einer anderen Klage oder die Erhebung einer Widerklage wird

durch die Eigenthümlichkeiten des Verfahrens ausgeschlossen (nordd. Entw. 8 1113).
Die rechtliche Prüfung der Klage durch das Gericht vor deren Zulassung

(preuß. A. G. O. I. 38 88 4, 5, Proz/Ordn. v. Württemb. Art. 871, preuß. Entw.
L 890, nordd. Entw. ß 1112) hat ihre Bedeutung in der Nothwendigkeit, die
behaupteten Thatsachen glaubhaft zu machen und ihren Grund darin, daß fchon die
Zulassung der Klage einen starken Eingriff in die Rechtsfphare des Beklagten enthält.
Die Verhandlung "einer Klage wegen Verschwendung ist geeignet, den Kredit des
Beklagten zu vernichten (vgl. preuß. < Motive S. 218, 219, nordd. Prot. V. S. 2217, 1 S. 373.
v. Arnold a. a. O, S. 29). Eben deshalb ist auch lücksichtlich der von der Staats¬
anwaltschaft erhobenen Klagen keine Ausnahme zu machen. Gegen die Zurückweisung
der Entmündigungsklage ist in Gemäßheit des ß 506 die Beschwerde zulässig
(Württemberg Art. 871).

Die Verhandlung der Klage wegen Geisteskrankheit kann mit dem Beklagten
selbst nicht geführt werden, da sie gerade dessen Fähigkeit, sich zu vertheidigen, in
Zweifel stellt und, mit einem Handlungsunfähigen geführt, formell nichtig fein würde.
Der Beklagte muß daher einen ihm von Ämtswegen zu bestellenden Vertreter haben
(preuß. A. G. O. a. a. O. 8 5 und Anh. 8 283, preuß. Entw. 8 891 und Motive
S. 218, 219, Württemberg Art. 872, nordd. Entw. 88 ^14, 1115 und Prot. V.
<2. 2218, v. Arnold a. a. Ö. S. 30) und dessen Bestellung bedarf der Rechtfertigung
durch Glllubhaftmachung der die Klage rechtfertigenden Thatsachen. Die eigene
Vertheidigung durch einen Anwalt ist hierbei dem Beklagten nicht versagt. Etwaige
lollidirendeErklärungen und Anträge werden bei dem Offizialcharakter des vorliegenden
Verfahrens nicht zu besonderen Schwierigkeiten führen (vgl. nordd. Prot. V. S. 2218).
Betreffs des Verschwenders verbleibt es hinsichtlich der Vertretung vor Gericht bei
den allgemeinen Regeln des Anwaltsprozesses.

88 574—576. (K. V. 8 568 e-ß-, G. §8 598. 599, 611, 612, 614.)
Die Mitwirkung der Staatsanwaltschaft, auch wenn sie nicht die Klage erhoben

hat, ist den zu § 568 angegebenen Grundsätzen entsprechend geordnet (vgl. Ooäs eiv.
litt. 515, preuß. Entw. § 889 und Motive S. 218). Auch die Vorschriften der
88 554, 555, 565, 566 finden hier aus gleichen Gründen wie in Ehesachen sinngemäße
Anwendung (vgl. Proz. Ordn. v. Württemberg Art. 873, preuß. Entw. ß 893, nordd.
Prot. V. S. 2219 ff.). Bei der Klage wegen Geisteskrankheit erfordert jedoch die
eigenthümliche Schwierigkeit der zu entscheidenden thatsächlichen Frage und die
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aufgenöthigte Vertretung des Beklagten außerdem noch eine zwingende Vorschrift
darüber, daß in allen Fällen Sachverständige über den Geisteszustand des Beklagten
und der Regel nach auch der Beklagte selbst zu vernehmen sind (vgl. preuß. A. O
O. I. 38. § 6, Anh. § 285, Reskr. u. 14. und 27. November 1841, Loäs oiv. an'
496, Württemberg Art. 873, preuß. Entw. § 894, nordd. Entw. § 1116). Gerade
auf dem Gebiete der Geisteskrankheit, deren Grenzlinie eine so außerordentlich feine
ist, sind irrige Beurtheilungen so leicht möglich, daß ein ärztliches Gutachten über
den Geisteszustand des Beklagten niemals zu entbehren ist. In der Revisionsinstanz,
welche sich mit der Feststellung des Thatsächlichen nicht mehr befaßt, kommen diese
Vorschriften nicht zur Anwendung. Der Abs. 2 des § 575 hat namentlich Falle im
Auge, in denen wegen Tobsucht und dergl. die persönliche Vernehmung des Beklagten
schwer ausführbar oder voraussichtlich durchaus resultatlos sein würde (vgl. Württem¬
berg Art. 873 i. t., preuß. Entw. § 894 i. i.).

ZZ 577, 578. (K. V. 8 3681, G. §§ 603, 607, 615, 623.)
Die vorläufige Wirksamkeit des die Entmündigung ausfprechenden Endurtheils

ist in der Natur der Sache begründet, da das Urtheil, welches die Entmündigung
wegen Geisteskrankheit ausspricht, nur einen vorhandenen Zustand feststellt, und die
Erklärung des Beklagten als Verschwender offenbar ihren Zweck verfehlen würde,

>S. 374. wenn der Beklagte durch die Entziehung der >Handlungsfähigkeit nicht sofort getroffen
würde (preuß. A. G, O, a. a. O. §§ 8, 25, Oocle eiv. art. 502, preuß. Entw. § 887,
Württemberg Art. 874, nordd. Entw. § 1119). Die Ausführung des Urtheils durch
Anordnung einer Vormundschaft oder Kuratel ist dagegen lediglich Sache der Vor¬
mundschaftlichen BeHürde (vgl. preuß. Motive S. 219), welche auch für die etwaiae
Sicherung der Ausführung durch öffentliche Bekanntmachung zu sorgen hat. Die
Ausführung betrifft nicht blos die abstrakte Handlungsfähigkeit, welche Gegenstand
des Rechtsstreits ist, sondern ganz besonders die Verwaltung und Sicherung des
dem Beklagten gehörigen Vermögens und die Sorge für dessen eigene Person. Die
nöthigen Unordnungen werden' deshalb richtiger in der Vormundschaftsordmmz
getroffen werden.

In gleicher Weise ist es der vormundschaftlichen BeHürde zu überlassen, schon
vor dem Urtheil nach Lage der Umstände eine vorläufige Kuratel eintreten zu lassen.
Ob dies auch bei der Klage wegen Verschwendung zulässig, oder ob bei dieser die
Sicherung durch Arrestanlegüng erforderlich ist, wird nach Lage des materiellen Rechts
zu entscheiden sein.

§§ 579, 580. (K. V. 8 368 x, 7, bb, G. 88 616, 617, 620, 626.)
In Ansehung der Wiederaufhebung der Entmündigung — welche nach preuß.

Rechte bei Geisteskranken lediglich durch Dekret des Vormundschaftsrichters auf Grund
einer formlosen oau^as cognitw (A. L. R. II. 18. §§ 815—817, Reskr. v. 31. Oktober
1831), bei Verschwendern bald in der gleichen Form (A. L. R. a. a. O. §8 856
bis 859), bald auf Grund eines prozessualischen Verfahrens (A. G. O. I. 38.
§§ 35—44) vor sich geht — hat der Entwurf nach Vorgang der neueren Gesetzes-
werke den Standpunkt des französischen Rechts gewählt, weil derselbe sowohl die
juristische Konsequenz für sich hat, als auch auf sorgfältiger Berücksichtigung aller
Interessen beruht (vgl. preuß. Motive S. 219). Die Wiederaufhebung der Ent¬
mündigung soll mit Rücksicht auf das dieselbe aussprechende Urtheil nicht anders als
in gleichem kontradiktorischen Verfahren erfolgen (Locke cls pro. art. 896; Loäs eiv.
art. 511, 514; Proz. Ordn. v. Württemberg Art. 875; preuß. Entw. § 895, nordd.
Entw. ß 1122 und Prot. V. S. 2222 ff.; u. Arnold a. a. O. S. 67 ff.). Es bedarf
dabei nicht einer der Zulassung der Klage vorausgehenden Prüfung derselben, da die
für diese Prüfung angegebenen Gründe hier nicht vorliegen; ebenfowenig einer
besonderen Vertretung des Entmündigten, welcher einen gesetzlichen Vertreter hat und
in allen Fällen zur eigenen Bestellung eines Anwalts" befugt ist. Um ihm aber
gegen den etwaigen Willen seines gesetzlichenVertreters zu Hülfe zu kommen, kann
ihm die vormundschaftliche Behörde einen besonderen Vertreter bestellen (vgl. nordd.
Prot. V. S. 2223). Das Verfahren selbst stimmt mit dem auf die Entmündigungs-



Begründung des Entwurfs, 411

llaqe überein (Ooäe äs pruo. art. 896). Der Staatsanwalt ist der nothwendige
Beklagte. Es steht nichts entgegen, daß ein zur Anstellung der Entmündigungsklage
Berechtigter als Nebenintervenient auftritt (vgl. Proz. Ordn. v. Württemberg
Art. 875).

, Siebentes Buch. I S.375.
Mahnverfahren.

88 581—596. (K, V. 88 581—596, G. 88 628-643.)
Ein großer Theil aller vor die Gerichte gebrachten Ansprüche ist unter den

Parteien nicht streitig, und der Kläger ist nur deshalb genöthigt, das Gericht anzugehen,
damit er den säumigen Beklagten zur Erfüllung der unstreitigen Verpflichtung
zwangsweise anhalten kann. Für solche Ansprüche ist ein auf das Vorhandensein
eines Rechtsstreits und dessen Verhandlung vor Gericht berechnetes Verfahren nicht
blos entbehrlich, sondern wegen der damit verbundenen Kosten und Mühen, wenn
es irgend angeht, zu vermeiden.

Die Form der Erledigung derartiger Ansprüche durch Erlaß eines bedingten
Zahlungsbefehls hat bereits in erheblichemUmfange in den bestehenden Gesetzgebungen,
wie in den legislatorischen Entwürfen Eingang gefunden (preuß. Verordn, v. 21. Juli
IM Z 28, v. 21. Juli 1849 8 4, v. 24. Juni 1867 Z 4, hannov. Ges. v. 27. Juli
1852 und 31. März 1859, Proz. Ordn. u. Oldenburg Art. 295 ff., Bayern Art. 553 ff.
und Baden HZ 638 ff., württemb. Ges. v. 13. November 1855, österr. Ges. v. 27. April
1873, hannov. Entw. W 496 ff., Hess. Entw. v. 185? Art. 738 ff., sächs. Entw. 8ß?45ff.,
nordd. Entw. W 750 ff.). — Nur die braunschw. Proz. Ordn, und der preuß. Entw.
kennen im Anschlüsse an das rheinische Recht eine solche Prozedur nicht.

Das Endergebniß des Verfahrens ist freilich nach den verschiedenen Gesetzes¬
werken ein sehr verschiedenes. Nach dem hannov. Gesetze charatterisirt sich der
Zahlungsbefehl als einfache gerichtlicheMahnung, mehr dem Gebiete der unstreitigen,
als der kontentiösen Gerichtsbarkeit zufallend; die Vollstreckbarerklärung desselben stellt
die Forderung des Gläubigers zwar liquide und bringt ihn in dieselbe Lage, in der
ei sich befunden haben würde, wenn über seinen Anspruch eine gerichtliche oder
notarielle Urkunde mit der exekutorischen Klausel aufgenommen wäre, sie stellt dagegen
den Anspruch selbst unter den Parteien nicht mit den Wirkungen eines Iudikats fest.
Der Gläubiger hat lediglich die Zwangsvollstreckung, dem Schuldner bleiben alle
Anwendungen gegen den Anspruch selbst vorbehalten, ohne daß ihm die Replik der
rechtskräftig entschiedenen Sache entgegensteht (Ges. v. 27. Juli 1852 ß 10, ständische
Motive dazu, und Leonhardt, B. P. O. Nü. IV. S. 628 ff). Nach der bad. Proz.
Ordn, führt das Verfahren zwar zu einer rechtskräftigen Verurtheilung des Schuldners,
diese erfolgt aber nach Ablauf der dem Beklagten in dem Zahlungsbefehle gestellten
Frist mittelst besonderen Erkenntnisses, welches die Forderung der im Zahlungsbefehle
erfolgten Androhung gemäß für zugestanden erklärt (88 641, 642). Nach den preuß.
Verordn, und dem sächs. Entw. Z 750 endlich enthält schon der Zahlungsbefehl eine
bedingte Verurtheilung, welche mit Ablauf der Widerspruchsfrist ip8o laoto und ohne daß
ein weiterer die Verpflichtung des Beklagten feststellender Akt nachfolgt, zur unbedingten
wird und alle Wirkungen "der Rechtskraft mit sich führt. Die oldenb. Proz. Ordn,
und das württemb. Gesetz folgen der Sache nach diesem letzteren System, indem sie
Oldenburg Art. 343, württemb. Ges. Art. 6) gegen die Zwangsuoll I streckung aus < S. 376.
vollstreckbar erklärten Zahlungsbefehlen prinzipiell nur dieselben Einwendungen wie
Mn die Vollstreckung rechtskräftiger Urtheile zulassen. In Württemberg kann
indessen der Schuldner 8ML oauza noch kondiziren, was er auf Grund von Ein¬
wendungen gegen den Zahlungsbefehl dem Gläubiger hätte abstreiten können. Der
hannov. Entw. ßß 496 ff., 648, das österr. Gesetz v. 27. April 1873 8 15 und die
lmyei. Proz. Ordn. Art, 553 ff, lassen dieselben prinzipiellen Fragen eintreten, wenn
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sie auch dem für vollstreckbar erklärten Zahlungsbefehle die Kraft eines Urtheils nicht
ausdrücklich vindiziren.

Die Zwangsvollstreckung als einziges Ziel des Verfahrens gewährt dem Gläubiger
schon erhebliche Vortheile; in den zahlreichen Fällen jedoch, in welchen der Gläubig«
Stundung gewähren will, oder eine sofortige Zwangsvollstreckung ihm keine Aussicht
auf Erfolg' giebt, nichtsdestoweniger die gerichtliche Feststellung des Anspruchs H
eines unbestrittenen für alle Zukunft von Werth ist, verliert das Verfahren durch
diese Beschränkung der Wirkung an Brauchbarkeit, weil der Gläubiger mit Rücksicht
auf mögliche Sinnesänderung seines Schuldners oder einen Wechsel in der Person
desselben genöthigt ist, auf einen späteren Rechtsstreit über den Anspruch gefaßt zu
bleiben. Nur die Wirkung einer judikatmäßigen Feststellung des Anspruchs mit allen
Wirkungen der Rechtskraft kann das Bedürfniß ganz befriedigen. In Uebereinstimmung
mit dem nordd. Entw. (§ 763 und Prot. III. S. 1086,1187) hat der Entwurf es daher
geradezu ausgesprochen, daß das Mahnuerfahren in seinem Endergebnisse zu einer
definitiven (rechtskräftigen), nicht blos provisorischen (vollstreckbaren) Entscheid«»»
über den Anspruch führt — §Z 598, 293—301, 454, 283, 651 Nr. 3, 653.

Auf der anderen Seite hielt der Entwurf im Widersprüche mit dem bisherigen
preuß. Rechte dafür, daß die Kondemnation nicht in dem Zahlungsbefehle erfolgen,
sondern auf vorherigen Antrag durch einen besonderen richterlichen Akt ausgesprochen
werden müsse, welcher materiell das Urtheil enthält, formell aber in dem einfachen
Atteste der Vollstreckbarkeit sich darauf beschränkt, zu lonstatiren, daß der Fall ein¬
getreten ist, für welchen im Zahlungsbefehle die Zwangsvollstreckung angedroht worden.
Bei dieser Konstruktion des Verfahrens, welche der Entwurf mit allen übrigen
Gesetzeswerken — ausschließlich der preuß. Verordn., des sächs. Entw. und des üsten.
Ges. u. 27. April 1873 — theilt, wird einerseits das Bedenkliche vermieden, das
Verfahren mit einem, wenn auch bedingten, Endurtheile zu beginnen und die Fest¬
stellung der Existenz der Bedingung dem Gerichtsschreiber oder selbstständigen
Vollstreckungsbeamten zu überlassen, zum Andern der Anschluß an die Grundsätze
des gemeinrechtlichen Prozesses über die Purifizirung des iimnäawm. euni olauzM
und die aeouzÄtia euntumaclllL erreicht, vorzugsweise aber die Kongruenz mit denjenigen
Vorschriften des Entwurfs gewahrt, wonach die totale Verfäumung und der daraus
resultirende, die ganze Sache ergreifende Versäumungsnachtheil nur auf Antrag und
durch den Richter auszusprechen ist <M 202, 286, 289).

Der legislative Gedanke des Mahnverfahrens ist: einfache, weil unbestrittene
Verhältnisse, einfach zu behandeln. Der Entwurf zieht daraus allseitig Folgerungen
für die Regelung des Verfahrens; hervorzuheben sind folgende:

Fürieine Art von Ansprüchen soll das Verfahren obligatorisch sein.
S. 377. I Ob der Anspruch voraussichtlich unbestritten bleiben wird, unterliegt der Regel

nach am Besten der Beurtheilung des Gläubigers. Wird er gezwungen, durchaus
streitige Ansprüche dem Mahnverfahren mit seiner festen Eintassungsfrist von zwei
Wochen zu unterwerfen, wie nach den erwähnten preuß. Verordn., welche dasselbe
als das regelmäßige Einleitungsverfahren für die hierher gehörigen Rechtsstreitigkeiten
vorschreiben, so muß dieser unfreiwillige Versuch, ob der Schuldner zahlen wird, in
vielen Fällen statt fördernd, nur verzögernd wirken. Die Abhülfe, welche in der
Veränderlichkeit der Widerspruchsfrei zu finden wäre, ist mit der erforderlichen
Einfachheit der geschäftlichen Behandlung der Mahnsachen unvereinbar. Völlig korrekt
steht demnach das Mahnverfahren neben dem ordentlichen Verfahren zur Wahl des
Gläubigers.

Für alle Arten vermögensrechtlicher Ansprüche, soweit sie auf
ein bestimmtes Zahlen oder dem gleichstehendes Leisten gerichtet sind,
soll das Verfahren ohne Rücksicht auf den Werth des Anspruchs oder
die Natur des zum Grunde liegenden Rechtsverhältnisses zugelassen
sein.

Wenn unstreitige Ansprüche auch als einfache anzusehen sind, so ist eine
Beschränkung auf „persönliche Forderungen" (hannou. Ges. Z 1, Proz. Ordn. »,
Bayern Art, 553, Oldenb. Art. 295, hannov. Entw. § 496, üsterr. Entw. tz 519)
oder auf „Forderungen" (Baden H 638, Hess. Entw. Art. 738) nicht gegeben. Sofern
dingliche Rechtsverhältnisse Verpflichtungen der angegebenen Art (hypothekarische und
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ähnliche) zur Folge haben, bieten diese für das Verfahren leine Besonderheit (vgl,
die preuß. Verordn, und nordd. Entw. Z 750).

Ebensowenig ist das Verfahren nach der Höhe des Anspruchs beschränkt, zumal
dasselbe gerade bei den zur Zuständigkeit der Landgerichte und der Handelsgerichte
gehörigen Gegenständen wesentlich zur Erleichterung dieser Gerichte dient. Auch bei
den grüßten Ansprüchen kommt es vor, daß es sich nur um eine Rechts hülfe, nicht
um einen Rechtsstreit handelt. Die Gefahr, daß bei unbeschränkter Zulassung des
Mhnverfahrens eine Anzahl Gläubiger dasselbe auch für keineswegs unstreitige
Ansprüche unter alleiniger Spekulation auf die Nachlässigkeit des Beklagten m
Erhebung rechtzeitigen Widerspruchs wählen möchten, kann gegenwärtig, wo sich das
Mhnverfahren in dem grüßten Theile Deutschlands seit geraumer Zeit eingebürgert
hat, nicht mehr als eine nahe betrachtet werden. Auch ist die Rechtsentwickelung
unverkennbar auf Erweiterung der Zulässigkeit des Mahnverfahrens gerichtet gewesen.
In Preußen, wie ursprünglich auch in anderen Legislativen (Hannover, Sachsen «.)
auf die Werthsgrenze von 50 Thlrn. einschließlich beschränkt, hat es ungetheilte
Anerkennung gefunden und Gerichte, wie einzelne Praktiker den Wunsch nach
Erweiterung jener Grenze aussprechen lassen. Für die neuen Landestheile ist die
Summe auf 100 Thlr. einschließlich erhöht worden (Verordn, u. 24. Juni 186? Z 4).
In Hannover ist dem gleichen Bedürfnisse bereits durch Ges. v. 31. März 1859 durch
Ausdehnung bis auf 150 Thlr. einschließlich, auf der hannov. Conferenz, wo das
Bedürfniß ebenfalls mehrfach bezeugt wurde, durch den landesgesetzllchen Vorbehalt
im ß 508 des hannov. Entw. Rechnung getragen worden. Während eine Anzahl
von Gesetzeswerken (vgl. Bayern Art. 553) noch* die Werthsgrenze der sachlichen
Zuständigkeit der Amtsgerichte festhalten, ist der sächs. Entw. z 745 weit über dieselbe
(100 Thlr.) hinausgegangen durch Zulassung des bedingten Zahlungsbefehls bei
500 Thlr. nicht >übersteigender Summe. Das üsterr. Gesetz H 1 hat 200 fl. Den > S. 373
letzten Schritt zur Aufhebung jeder Beschränkung rücksichtlich des Werths, welchen die
Proz. Ordn. v. Baden ß 638 und Oldenb. Art. 295, das württemb. Ges. Art. 1,
sowie der nordd. Entw. ß 750 schon gethan haben, hat der Entwurf auch für ganz
Deutschland als unbedenklich angesehen.

Bei unterbliebenem Widersprüche ergeht auf Antrag Vollstreckungs¬
befehl. Derselbe steht einem auf Versäumniß erlassenen Endurtheile
gleich, ist traft Gesetzes vorläufig vollstreckbar, unterliegt aber dem
Einsprüche — §§ 592, 593.

Das Resultat des Verfahrens soll, wie erörtert, ein Endurtheil sein, aus
welchem sich die Folgen der rsz ^uckieat», herleiten; da es wesentlich darauf beruht,
daß der Beklagte die ihm gebotene Gelegenheit zur Vertheidigung gänzlich unbenutzt
gelassen hat, so ist die Parallele mit dem Versäumnißurtheile" gegeben. Für den
nächsten Zweck des Verfahrens, dem Gläubiger eine prompte Exekution zu
ermöglichen,wird durch Beilegung der vorläufigen Vollstreckbarkeit in einfacher Weife
gesorgt. Dagegen erheischt es der Zweck des Verfahrens nicht, den Vollstreckungs¬
befehl schon als ein rechtskräftiges Urtheil zu behandeln. Das entscheidende
Kriterium ist hier die Rücksicht auf den Schuldner. Für ihn ist es von der äußersten
Erheblichkeit, ob er nach Versäumung des Widerspruchs mit allen seinen Einreden
definitiv präkludirt und auf die selten vorliegenden Fälle der Wiedereinsetzung in
den vorigen Stand eingeschränkt, oder ob ihn zwar, entsprechend der Androhung im
Zahlungsbefehle, der Nachtheil, den Gläubiger sofort befriedigen zu müssen, trifft,
im Uebrigen aber die Versäumniß zu heilen ihm in gleicher Weise offen bleibt, wie
im ordentlichen Verfahren.

Während eine Anzahl der neueren Gesetzgebungswerke sich in diesem Punkte,
der mehr oder minder auf eine Zweckmäßigteitsfrage hinausläuft, gegen den Schuldner
das strengere Präjudiz des Ausschlusses mit allen ordentlichen Rechtsbehelfen
angeeignet hat und nur eine r65iituiÄo oum eausa zuläßt (Proz. Ordn. v. Bayern
Art. 565, Oldenburg Art. 302, hannov. Ges. ß 10, hannov. Entw. ß 205, österr.
Gesetz § 14), hat der Entwurf in wesentlicher Uebereinstimmung mit der badischen
Proz. Ordn, Z 642 und dem nordd. Entw. § 763 sich an die allgemeinen Grundsätze
des Versäumnißverfahrens gehalten und dem Beklagten den allgemein gegen
Versäumnißurtheile zulässigen Einspruch, unbeschadet der. vorläufigen Vollstreckbarkeit,
offengehalten (vgl. auch preuß. Verordn, u. 21. Juli 1846 HZ 28, 31; — v. 21, Juli
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1849 Z 69; — v. 24. Zum 1867 § 76). Daß dadurch die Einhaltung der
Widerspruchsfrist an Wichtigkeit für den Schuldner verliert, ist nicht zu verkennen
aber gegenüber dem sehr gewichtigen Moment der vorläufigen Vollstreckbarleit
ungefährlich. Die Möglichkeit sofortigen Vorgehens des Gläubigers via Lxsoutiomz
weist jeden Schuldner, der überhaupt einen Rechtsstreit beabsichtigt, darauf hin, schon
gegen den Zahlungsbefehl Widerspruch zu erheben und schneidet frivolen Einspruch
ab. Versäumte berechtigte Einwendungen aber dem formalen Rechte zu Liebe
auszuschließen, wird um so bedenklicher, wenn man das Mahnverfahren unbeschränkt
durch die Höhe des Anspruchs zuläßt.

Unter der Herrschaft der das strengere Präjudiz gegen den Beklagten aus¬
führenden Gesetzeswerie haben sich Mißstänoe allerdings nirgends bemerklich gemacht,
aber es steht dahin, ob diese Thatsache nicht zum Theil auf Rechnung der

> S. 379. beibehaltenen Beschränkung des Mahnverfahrens nach Summen zu setzen ist, >Für
das Prinzip des Entwurfs find den Erfahrungen des gewöhnlichen Lebens entnommene
Rücksichten und die sich darbietende Parallele mit der Versäumnis; im ordentlichen
Verfahren in Anschlag Zu bringen. In dem Geltungsbereiche des preußischen
BllNlltell-Mandlltsverfahrens, sowie der badischen Proz. Ordn, hat sich das milden
System des Entwurfs bereits als praktisch bewährt.

Mit Erhebung des Widerspruchs nimmt das Mahnverfahren sein
Ende (§588).

Die angestrebte einfache Behandlung unstreitiger Ansprüche weicht der ordentlichen
Behandlung streitiger. Das Mahnverfahren geht entweder direkt in das ordentliche
über (Z 589) oder letzteres wird auf Antrag des Gläubigers neu begonnen (§ 5M),

Im Mahnverfahren ist kein Raum für eine Verhandlung; die
vorkommenden Prozeßhandlungen (Zustellungen:c.) geschehen nnch
den allgemeinen Grundsätzen.

Die Z8 581—596 setzen die Einführung eines Mahnregisters voraus.
Dasselbe bildet die Gerichtsakten über sämmtliche Mahnverfahren bei den

Gerichten und die gerichtlichen Verfügungen konzentriren sich auf das dem Gläubiger
zuzufertigende Original des Zahlungsbefehls. Die erforderlichen Anordnungen rein
geschäftlicher Natur in Betreff der Einrichtung des Mahnregisters sind Sache der
Justizverwaltung.

Schließlich regen Erfahrungen aus Bauern und Württemberg die Frage an,
ob sich eine Vorschrift empfiehlt, welche dem Gläubiger den Mehraufwand an Kosten
zur Last legt, wenn er oder sein Vertreter zur Erzielung höherer Gebühren eine
Sache im ordentlichen Verfahren anhängig macht, welche nach freiem Ermessen des
Gerichts als unstreitig durch Zahlungsbefehl hätte erledigt werden können. Der
Entwurf hat davon Abstand genommen, indem er dem Gläubiger ein volles und
unbeschränktes Recht, die Prozedur zu wählen, beimißt, die Schwierigkeiten einer
Prüfung ex pazt für groß und nöthigenfalls die Bestimmung des 8 85 für ausreichend
erachtet. Ausschreitungen der berührten Art wird im Disziplinarwege entgegen zu
treten sein.

Die große praktische Bedeutung des Mahnuerfahrens geht aus nachstehenden,
den dreijährigen Zeitraum von 1868—1870 umfassenden statistischenResultaten hervor'

In den sechs ostlichen Provinzen Preußens und in Westvhalen betrugen
die Bagatellsachen (bis 50 Thlr. einschließlich) mehr 75 pCt. aller Ciuilprozesse,
Hiervon wurden 57V? pCt, durch Mandat ohne Widerspruch erledigt.

In Hannover betrugen die Zahlungsbefehle (bis 150 Thlr. einschließlich)
mehr als 78 pCt. aller Civilprozesse. Nur gegen I1V2 pCt. der Zahlungsbefehle
wurde Widerspruch erhoben; 34 V2 pCt. der Zahlungsbefehle wurden für vollstreckbar
erklärt, so daß c. 54 pCt. aller zum Mahnverfahren gelangten Sachen mit dem
Erlasse des Zahlungsbefehls ihr Ende fanden.

In Oldenburg sind 35,931 Zahlungsbefehle erlassen, von denen nur I6V2 M,
durch Widerspruch lontradiktorisch wurden.

In Baden kam in den Jahren 1866—1870 bei den Bürgermeisterämtern
auf 10 Zahlungsbefehle, bei den Gerichten auf 5 Zahlungsbefehle je 1 anderer
Civilprozeß.
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I § 581. (K, V. § 581, G. § 628,) > S. 380.
Das Verfahren paßt nur für solche Ansprüche, welche einen völlig bestimmten

und einfachen Gegenstand haben und ist deshalb in Uebereinstimmung mit den mehi-
enrähnten Partiiulargesetzen und Entwürfen sachlich, wie geschehen, beschränkt.

Da das Verfahren nur fakultativ ist, so können alle Unregelmäßigkeiten von
demselben fern gehalten werden, damit es in seiner Einfachheit um so mehr erleichternd
für die Geschäfte wirkt. Aus diesem Grunde sind die Fälle der öffentlichenZustellung
und der Zustellung im Auslande, welche, abgesehen von der hier unangemessenen
Weitläufigkeit der Alte selbst, eine Aenderung der gewöhnlichen Widerspruchsfrist
«fordern würden, ganz ausgeschlossen.

Das Verlangen, daß der Gläubiger seine Forderung als unstreitig bezeichnen
soll, um die Zulllssigkeit des Verfahrens zu begründen (Banern Art. 553, Württemberg.
Oes. Art. 1), hat, weil rein äußerlich, keinen praktischen Werth; selbst die Anforderung,
baß aus dem Vorbringen des Gläubigers sich nicht ein Streit ergebe (hannov. Ges.
8 1), wird besser der Beurtheilung des Gläubigers überlassen, da der Streit ebenso
gut die Erfüllung der unstreitigen Verpflichtung wie die Verpflichtung selbst betreffen
timn und eine Erörterung hierüber zu weitläufig werden würde.

Dagegen muß die richterliche Mitwirkung zur Erlangung eines vollstreckbaren
Titels für solche Ansprüche ausgeschlossen sein, welche sich selbst von vornherein als
überhaupt oder zur Zeit nicht begründet darstellen (§584 Abs. 1); nicht mmder aber
auch für Ansprüche, denen ihrer Natur nach ein steter Einwand droht und eine gewisse
Piüsumtion für das Streitigwerden anhaftet. Aus dieser Rücksicht haben die
Ansprüche aus zweiseitigen Verträgen in einer Anzahl von Gesetzeswerken eine
besondere, obwohl verschiedene, Behandlung erfahren. Zweiffellos sind Ansprüche,
deren Existenz oder Klagbarkeit eine Vorleistung voraussetzt, so lange diese noch
nicht geschehen ist, zur Zeit unbegründet und nach allen Legislationen dem Mahn¬
uerfahren entzogen; sie fallen nach dem Entwurf unter den § 584 Abs. 1; was
dagegen diejenigen zweiseitigen Rechtsverhältnisse angeht, bei denen von keiner Seite
voraus, sondern Zug um Zug zu leisten ist, so vereinigt sich der Entwurf mit dem
hannov., österr,, sächs, und norod. Entw. in dem Gedanken, daß die civilrechtlichen
Kontroversenüber die Art, wie geklagt werden dürfe — ob pure auf Erfüllung oder
nur unter Anbieten der Gegenleistung — von dem Bereiche des Mahnverfahrens
fernzuhalten sind. Der hannov. Entw. ZZ 498, 500 und der sächs.. Entw. ß 746
erreichen dies, indem sie für das Mahnverfahren das Anbieten der Gegenleistung
für erforderlich und genügend erklären und. in dem Zahlungsbefehle dem Schuldner
die Leistung nur gegen Empfang der Gegenleistung aufgeben — ein Resultat, welchem
sich auch die preuß. Praxis im Bagatellprozesse vielfach zuneigt. Die nordd.
Kommission, davon ausgehend, daß es sich nach dem Geiste des Mahnverfahrens nur
um das Aufgeben eines unbedingten, mcht von mehr oder minder streitigen Voraus¬
setzungen abhängigen Zahlens handle und bei allen zweiseitigen Rechtsverhältnissen
jederzeit der Einwand des nicht erfüllten Vertrages drohe, so lange der Kläger
seinerseits nicht erfüllt habe, beabsichtigte ursprünglich, das Mahnuerfahren auf
einseitige Ansprüche zu beschränken, ließ aber schließlich auch zweiseitige Ansprüche Zu,
jedoch unter der Voraussetzung, daß der Kläger bereits in dem Gesuche um den
Zllhlungs I befehl die geschehene Vorleistung ersichtlich mache, sollte er auch nach den j S. 381.
Grundsätzendes Civilrechts nur zur Leistung Zug um Zug verbunden sein.

Bei der angenommenen Ausdehnung des Mahnverfahrens hat sich der Entwurf
bezüglich der zweiseitigen Ansprüche der Beschränkung des nordd. Entw. H 750
aus Zweckmäßigkeitsgründen angeschlossen. Der Abs. 2 des Z 581 erklärt deshalb
das Mllhnverfahren für unstatthaft, wenn der Inhalt des Gesuchs nicht ersehen läßt,
daß die Gegenleistung des Klägers schon erfolgt ist.

§ 582. (K. V. 8 582, G. § 629.)
Die Erlassung des Zahlungsbefehls gehört, da sie keinen Streit entscheidet,

ohne Rücksicht auf die Höhe und Qualität des Anspruchs ausschließlich vor die
Amtsgerichte (Prozeßordn. v. Baden § 9, Oldenburg Art. 295. ß 2, sächs. Entw.
§ 5, nordd. Entw. Z 751). Die Zuständigkeit des Amtsgerichts für die einzelne
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Sache soll durch die allgemeinen Regeln über den Gerichtsstand (allgemeinen wie
besonderen) bestimmt weiden. Dementsprechend enthalten die erwähnten preuß
Verordn, und die bad. Prozeßordn, hierüber keine Bestimmung, während das
hannov. Ges. § 2, Oldenburg Art. 295 § 2, Bayern Art. 553, der hcmnov. Entiv
§ 497, österr. Gesetz § 2 ausschließlich den allgemeinen Gerichtsstand des Schuldners
und der nordd. Entw. § 751 für Realforderungen auch den dinglichen Gerichtsstach
zulassen. Daß der eine Gerichtsstand einfacher und leichter als der andere ,n
begründen sei und sich deshalb als ausschließlicher Gerichtsstand für das Mahn-
verfahren emufehle, läßt sich nicht behaupten. Gerade der allgemeine Gerichtsstand
kann erhebliche Schwierigkeiten bieten, weil beispielsweise die thatsächlichen Kriterien
des Wohnsitzes keine festen sind. Manche besonderen Gerichtsstände, welche mit dem
Grunde des Anspruchs zusammenhängen, sind in ihren Voraussetzungen «eil
leichter nachzuweisen. Die Ausschliehlichkeit eines Gerichtsstandes würde daher
das Verfahren unnütz erschweren.

§§ 583, 584. (K. V. §8 583, 584, G. §8 63«, 631.)
Zur Begründung des schriftlich oder mündlich anzubringenden (§ 595) Gesuchs

gehören die zur Begründung einer Klage nothwendigen Angaben (§ 222). Dich
find für den Eintritt der Rechtsbängiqleit erforderlich und an sich so knapp bemessen,
daß für ein Verfahren, welches den Rechtsstreit definitiv erledigen soll, nicht wenig«
gefordert werden kann. Auch das hannov. Ges. ß 3, die Proz. Ordn. v. Bayern
Art. 556, Oldenburg Art. 298 und Baden § 639, das württemb. Gesetz Art. 1, der
hannov. Entw. § 498, österr. Gesetz ß 4, sächs. Entw. § 746, nordd. Entw. § 752
stimmen damit im Wesentlichen überein.

Die Entstehungszeit des Anspruchs (Baden ß 639, sächs. Entw. L 748)
ist ebensowenig wie bei der Klage, ein absolutes Erfordernis;; ob dieselbe zm
gehörigen Individualisirung des Klagegrundes gehört, bestimmt sich nach dem einzelne»
Falle.

Die Nr. 4 des § 583 hat ihre besondere Bedeutung, indem der Kläger dadurch
sein Wahlrecht — ob ordentliches oder Mahnverfahren — ausübt.

Die Prüfung des Gesuchs ist eine sachliche und erstreckt sich selbstverständlich
auch auf dre Zuständigkeit des Gerichts, über welche bei Bezeichnung des Beklagten
oder bei dem Grunde des Anspruchs die nöthigen Angaben zu machen sind (hannou,

l S. 382. Ges. § 4, Oldenburg Art. 297, hcmnov. Entw. § 499, sächs. < Entw. § 747, nordd.
Entw. § 753). Die Entscheidung kann jedoch nicht theilweise nach dem Antrage und
theilweise unter Zurückweisung des Antrags ausfallen. Durch eine theilweise Zurück¬
weisung würde der Anspruch unter Umständen in zwei Prozesse zersplittern, — deren
einer durch das Mahnverfahren, der andere durch den ordentlichen Prozeß ohne
Garantie für ein übereinstimmendes Resultat getrieben würde, — ber gewissen Neben-
forderungen sogar die weitere Verfolgung derselben gehindert werden (vgl. preuß,
A. L. R. I. 11. §§ 845 ff.).

Auf den Fall, wo verschiedene felbstständige Ansprüche in Frage stehen, ist
§ 584 Abs. 2 nicht zu beziehen, indem der Entwurf zwischen „Theil eines Anspruchs"
und „mehreren Ansprüchen" unterscheidet (§ 263).

Eine besondere Anfechtung der Entscheidung zu gestatten, ist, wie die Ueber¬
einstimmung sämmtlicher Legislationen, soweit sie das Mahnverfahren fakultativ
gestalten, bekräftigt, schon deshalb nicht gerathen, weil die Zurückweisung des Antrags
einen Streit unter den Parteien erwarten laßt, auch dem Gläubiger, da er nach
erfolgter Zurückweisung Klage erheben kann, keinen irgend erheblichen Nachtheil
verursacht. (Vgl. hannov. Ges. § 9, Proz. Ordn. v. Bayern Art. 564, Oldenburg
Art. 303, hannov. Entw. § 499, nordd. Entw. § 753, hannov. Prot. IX. S. 3364-65),

§§ 585, 586. (K. V. 88 585, 586, G. 88 «32, 633.)
Der Zahlungsbefehl schließt sich in seinem Inhalt ganz dem Gesuche M

(hannov. Ges. § 3, Proz. Ordn. v. Bayern Art. 556, Baden § 639, Oldenburg
Art. 298, hannov. Entw. § 500, österr. Gesetz § 6, nordd. Entw. § 754). Die
Zustellung des ersteren enthält deshalb der Sache nach auch die Zustellung der Klage
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und begründet die Rechtshängigkeit — §§ 222, 22? ff. 231, 441, 442 Abs. 2 (vgl.
Bayern Art. 557, hannou. Entw. 8 501 und Prot. IX. S. 3312 ff. XVI. 6083 ff.,
norod. Entw. § 755). Dies hat auch bei mündlich angebrachtem Gesuche kein Bedenken,
weil Mahnregister und Zahlungsbefehl dessen Inhalt fixiren.

Der Zahlungsbefehl soll außerdem (entsprechend der preuß. Praxis und dem
8 4 des hannou. Gesetzes) auch den Betrag der Kosten des Verfahrens, welche dem¬
nächst dem Beklagten zur Last fallen werden, angeben, damit alle weiteren Verhandlungen
(Kostenfestsetzungsverfahren)erspart werden. Aus gleichem Grunde und zum Zwecke
der genauestenFixirung dessen, was vom Beklagten verlangt und eventuell beigetrieben
werden kann, ist der Gläubiger gehalten, die Zinsen anzugeben, welche in den
Zahlungsbefehl aufgenommen werden sollen.

Die direkte Androhung der Zwangsvollstreckung ist in den erwähnten Gesetzes
werken mit Ausnahme Badens allgemein angenommen. Sie mahnt den Schuldner
am eindringlichsten und so verständlich, daß er nicht erst Nechtsbelehrung zu suchen
braucht, an die Folgen des Fristablaufs und steht nicht im Widersprüche mit dem
Umstände, daß, bevor die Zwangsvollstreckung beginnen kann, noch das Urtheil in
Gestalt des Vollstreckungsbefehls' dazwischentreten muß. Denn da letzterer ohne
sachliche Prüfung auf die bloße Thatsache des Fristablaufs hin zu ergehen hat, so
laßt sich bereits bei Erlaß des Zahlungsbefehls die gewisse Folge der Zwangsvollstreckung
voraussehen und androhen. Die Androhung, daß die Forderung für zugestanden
erachtet und demgemäß Urtheil ergehen werde (Baden Z 639), erscheint als ein Umweg.

I Die Widerspruchsfrei von zwei Wochen, die ungefähre Hälfte der gewöhnlichen ! S. 383.
Einlllssunsssfrist im ordentlichen Verfahren, findet sich ebenfalls allgemein in den
gedachten Legislationen wieder; sie reicht bei Ausschließung der Zustellungen im
Auslande und durch öffentliche Bekanntmachung m allen Fällen, auch bei der
angenommenen Erweiterung des Mahnverfahrens über jede Werthsgrenze hin, da
es'sich für den Schuldner nur um den Entschluß handeln kann, ob, nicht wie er sich
gegen den Klaganspruch vertheidigen wolle, (Vgl. Proz, Ordn. v. Oldenburg
Art. 298, Baden § 639, nordd. Entw. § 754).

Die Zulassung einer Fristverkürzung (vgl. die preuß. Verordn, und nordd. Entw.
ß 754) erscheint in Rücksicht auf die Nothwendigkeit eines einfachen, streng geregelten
Verlaufs des Mahnverfahrens nicht wünschenswerth, zumal ein Bedürfniß dafür
nicht anzuerkennen ist. Für schleunige Fälle mag das ordentliche Verfahren dienen,
welches, wenn auch vielleicht mit etwas mehr Umstanden, in Folge der gesetzlichen
oder im einzelnen Falle besonders gewahrten Abkürzung der Einlassungsfrist (ß§ 197,
440, 543) und durch Gewährung der vorläufigen Vollstreckbarkeit des Urtheils
(§ 602) ebenso rasch zum Ziele führen kann.

Den ausgefertigten Zahlungsbefehl hat der Kläger nach allgemeinen Grundsätzen
(§§ 146, 148 ff.) in Abschrift "dem Benagten zustellen Hu lassen, und mit dem
Antrage auf Vollstreckbarleitserklärung das mit der Zustellungsurkunde versehene
Original wieder einzureichen (§ 592 Satz 2, vgl. bayer. Proz. Ordn. Art. 557).

Zß 587, 588. (K. V. §8 387, 588, G. §8 634, 635).
Die Erhebung des Widerspruchs ist formlos (§ 595); sie soll nach der Absicht

des Entwurfs bei dem Gerichte erfolgen, da dieses über die Vollstreckbarkeit zu
befinden hat (hannou. Ges. § 5, hannov. Entw. Z 503, baner. Proz. Ordn. Art. 558,
österr. Ges. H 7).

Der bloße Ablauf der Frist soll nicht den Ausschluß des Widerspruchs und
die erst als Folge des Urtheils eintretende Vollstreckbarkeit des Zahlungsbefehls
bewirken. Die Vollstreckbarkeit ohne Antrag des Klägers auszusprechen oder eintreten
zu lassen, würde den angenommenen Grundsätzen über den Eintritt der Folgen
totaler Versäumung widersprechen. Es bedarf daher auch eines bestimmten richterlichen
Aktes (Vollstreckungsbefehl Z 572) zu deren Herstellung, und bis zu diesem Akte,
nicht blos bis zum Antrage des Gegners (Oldenburg Art. 299 § 1), muß in
Konsequenz des § 202 das Versäumte nachgeholt werden können (hann. Ges. Z 5,
Proz. Ordn. v. Bayern Art. 558, hannou. Entw. S 502, nordd. Entw. Z 756).

Die Wirkung des rechtzeitig erhobenen Widerspruchs ist die Entkräftung des
einseitig erlassenen Zahlungsbefehls. Nur die Wirkungen der Rechtshändigkeit
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(88 227 ff., 231) können und müssen bestehen bleiben, da das Aufhören der Rechts-
hängigkeit in Folge willkürlichen Widerspruchs die Anwendbarkeit des Verfahrens
insbesondere zur schleunigen Unterbrechung einer drohenden Verjährung, auf das
Höchste beeinträchtigen würde (Bayern Art. 559, Baden Z 643, hannov. Entw. L 5U
und Prot. XVI. S. 6080 ff., nordd. Entw. 8 758).

Im Falle des 8 589 sind diese Wirkungen an keine Dauer geknüpft, weil der
Beklagte durch eigenes Betreiben des anhängig bleibenden Rechtsstreits deren Beseitig«!«

> S. 384. in der Hand hat, dagegen im Falle des Z 590 auf I die Dauer von sechs Monaten
beschränkt, weil in diesem Falle der Rechtsstreit von dem Schuldner nicht betrieben
werden kann, die Rücksichtauf denselben aber fordert, daß die Erstreckung der Holzen
einer einseitigen Handlung des Gläubigers ins Ungewisse verhütet werde (Bayern
Art. 559, Baden ß 643,, hannov. Entw. 8 503, nordd. Entw. § 760).

Die zu erhaltende Einfachheit des Verfahrens und die Kongruenz mit der
Vorschrift des Z 584 Abs. 2 machen es nothwendig, den Widerspruch, wenn er auch
nur auf einen Theil des Anspruchs gerichtet wird, zu behandeln, als ob er gegen
den Anspruch in seinem ganzen Umfange erhoben wäre (Baden S 640, hannov. En'tw
8 503, österr. Gesetz 8 9, sächs. Entw. 8 749, nordd. Entw. § 758). Ist der
Zahlungsbefehl wegen mehrerer selbstständiger Ansprüche erlassen, so verliert er durch
den Widerspruch gegen einen derselben nicht seine Kraft rücksichtlich der übrigen
(bayer. Proz. Ordn. Art. 560, hannov. Entw. 8 503, österr. Ges. Z 9, sächs. Entw
Z 749). Die Abweichung des nordd. Entw. (Prot. III. S. 1206, 1207) ist ohne
zwingenden Grund.

Die Mittheilung an den Gläubiger, daß rechtzeitig Widerspruch erhoben sei,
empfiehlt sich durch die Rücksicht auf die weitere Prozedur (88 589, 590) und ist so
einfach, daß dem Gläubiger nicht mit Bayern Art. 558 zugemuthet zu werden braucht,
sich zum Zwecke der Einsicht des schriftlichen Widerspruchs oder des Mahnregisters
auf die Gerichtsschreiberer zu begeben. Andererseits kann auch dem Schuldner daran
liegen, konstatiren zu können, daß der Widerspruch rechtzeitig erhoben worden; ihm
ist daher auf seinen Antrag eine Bescheinigung darüber zu ertheilen. Soweit nicht
derartige Rücksichten Platz greifen, muß sich das Mahnuerfahren als bloßes Register-
verfahren gestalten. Sollte insbesondere jeder nicht rechtzeitig erhobene Widerspruch
zurückgewiesenwerden, so würden dadurch nicht nur Dekreturen, sondern auch unnüthige
Kosten verursacht werden — unnöthig, weil der Schuldner ohnehin durch die
Zustellung des Vollstreckungsbefehls (88 593, 620) Kenntniß erhält, daß ein von ihm
erhobener Widerspruch nicht rechtzeitig erfolgt sei (hannov. Entw. § 502 und Prot, IV,
S. 3317, 3319).

8Z 589—591. (K, V. §8 589-591, G. tz§ 636—638.)
Ist rechtzeitig Widerspruch erhoben, so ist das weitere Verfahren verschieden,

je nachdem die wegen des Anspruchs zu erhebende Klage vor die Amtsgerichte gehört
oder nicht. In dem ersteren Falle kann der Zahlungsbefehl, da er die wesentlichen
Erfordernisse einer Klage enthält, als Klage die Grundlage für das weitere Verfahren
abgeben. Der § 589 Abs. 1 bestimmt daher, daß die Klage als mit der Zustellung
des Zahlungsbefehls bei dem Amtsgerichte erhoben anzusehen sei, welches den
Zahlungsbefehl erlassen hat. Diese Bestimmung ist nur durchführbar, wenn dafür
gesorgt ist, daß es auch ohne Zuthun des Gläubigers zum Verhandlungstermine
kommen kann — entweder dadurch, daß das Gericht von Amtswegen zu laden hat,
oder dadurch, daß jede Partei laden darf. Die Ladung von Amtswegen ist unzweck¬
mäßig, was nach den eingehenden Debatten in der hannov. Konferenz keiner weiteren
Darlegung bedarf (hannov. Prot. IX. S. 3316 ff., 3345 ff., XVI. S. 6071 ff,).
Der Entwurf hat sich demgemäß für die zweite Alternative entschieden und in
Uebereinstimmung mit den Vorschriften der 88 184, 187, 440 jeder Partei die
Befugniß zur Ladung zum ersten Verhandlungstermine eingeräumt.

! S. 385. j Gehört der Anspruch zur Zuständigkeit der Handelsgerichte oder Landgerichte,
so würde die Fortsetzung der Sache auf Grund des erlassenen Zahlungsbefehls zunächst
auf geschäftliche Schwierigkeiten stoßen, welche daraus entstehen, daß verschiedene
Gerichte mit der Sache befaßt werden. Auch kann bei erheblicheren Rechtsstreitigkeiten
erwartet werden, daß der Kläger, nachdem der Beklagte Widerspruch erhoben hat,



Begründung des Entwurfs. 419

die Klage gründlicher vorbereiten will, als zum Zwecke des Zahlungsbefehls geschehen
ist. Für die vor die Landgerichte gehörigen Sachen würbe endlich der eintretende
Anwaltszwang dem Versuche, den Zahlungsbefehl als Klage zu verwerthen, entgegen¬
stehen. In diefen Fällen ist daher die Erhebung einer besonderen Klage erforderlich.

§ 592. (K. V. § 592, G. § 639.)
Die sachliche Prüfung, ob der Anspruch des Klägers in sich begründet ist und

deshalb m Ermangelung eines Streits judikatmäßig festzustellen sein wird, erfolgt
bereits bei Erlaß des Zahlungsbefehls (M 587, 594)' sucht nach abgelaufener Frist
der Gläubiger die Vollstreckbarteitseiklärung nach, so beschränkt sich die Kognition des
Nichters sachgemäß auf die Feststellung der formellen Voraussetzungen für den Erlaß des
Urtheils — der Zustellung des Zahlungsbefehls und des unterbliebenen Widerspruchs
— von denen die erste durch die Zustellungsurkunde, die letzte durch das Mahnregister
nachgewiesen wird.

Beim Vorhandensein jener Voraussetzungen ergeht in Form eines Dekrets der
Sache nach ein Urtheil (Vollstreckungsbefehl). Dasselbe beschrankt sich zweckmäßig
auf die Erklärung, daß der Zahlungsbefehl vorläufig vollstreckbar sei (hannou. Ges.
ß 7, Proz, - Ordn. v. Bayern Art. 562, Oldenburg Art. 301, hannov. Entw. ß 504,
nordd. Entw. Z 762). Der Vollstreckungsbefehl wird auf den vom Gläubiger zu
überreichendenund mit der Behändigungsurkunde versehenen Zahlungsbefehl gesetzt.
Die materielle Bedeutung, welche hiernach dem Vollstreckungsbefehle beiwohnt, macht
es nöthig, daß dessen Eitheilung in irgend einer Weise aktenmaßig konstatirt
werde. Das Nähere darüber wird durch die Vorschriften über das Mahnregister zu
bestimmen sein.

Dagegen würde die Zustellung des Vollstreckungsbefehls von Amtswegen
Oldenburg Art. 301, Baden § 641) an den Schuldner eine Abweichung von den
angenommenen Grundsätzen über die Zustellung der Urtheile (§ 278) enthalten,
welche — an sich durch die Natur des vollstreckbaren Zahlungsbefehls nicht geboten
— mehr als eine bloße Registerd ekretur schaffen, die Geschäfte der Amtsgerichte
vermehren und ohne wesentlichen Nutzen für die Partei die Prozedur vertheuern
müßte (vgl. Bayern Art. 562).

Aehnlichepraktische Rücksichten führen dahin, dem Vollstreckungsbefehle, abweichend
von anderen für vorläufig vollstreckbar erklärten Urtheilen, neben seiner materiellen
die Bedeutung einer Vollstreckungsklausel beizulegen, als welche er sich schon äußerlich
kennzeichnet. In dieser Eigenschaft macht er der Regel nach die besondere Vollstreckungs-
klllusel überflüssig (§ 653, vgl. hannov. Ges. Zß 8, 10, hannou. Entw. 88 645, 648);
in dieser Eigenschaft, als nothwendige Grundlage für die Ausführung der Zwangs¬
vollstreckungdurch selbstständige Beamte (ZZ 620, 623), ist er aber auch, abgesehen
von früher erörterten prinzipiellen Gründen, unentbehrlich.

Die Verweigerung des Vollstreckungsbefehls enthält der Sache nach die
Verweigerung der Urtheüsfällung, auf welche der Gläubiger durch die im Erlasse des
Zahlungsbefehls liegende Anerkennung der Zulässigkeit des Mahnuer >fahrens eine I S. 386.
bedingte Anwaltschaft hat. Es ist chm deshalb hier gegen die zurückweisende
Verfügung einer Rechtshülfe gewährt, während sie ihm im Falle des § 584, wo es
sich erst darum handelt, ob solche bedingte Rechte einzuräumen seien, versagt bleiben
konnte. Die Verweigerung des Vollstreckungsbefehls enthält aber außerdem die
Verweigerung der Vollstreckungsklausel. Die Rechtshülfe wird deshalb in Ueber¬
einstimmung mit den Vorschriften über die Zwangsvollstreckung (Z 650) in Gestalt
der sofortigen Beschwerde gewährt.

§ 593. (K. V, § 893, G. § 640.)
Dem Entwurf liegt der Gedanke zu Grunde, daß der Einspruch gegen den

Vollstreckungsbefehlden Widerspruch gegen den Zahlungsbefehl enthält. Wird daher
der Einspruch zulässig befunden, so ist in Anwendung der Vorschrift des § 297
anzunehmen, daß der Widerspruch rechtzeitig erhoben sei, daß mithin der Zahlungs¬
befehl seine Kraft verloren (§ 588) habe (hannov. Prot. IX. S. 3365, 3367, 3368).

Der Entwurf hat es weder prinzipiell für richtig, noch durch praktische Rücksichten
27*
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für geboten erachten können, mit dem nordd. Entw. § 763 die Verhandlung und
Entscheidung ber den Einspruch in landgcrichtlichen und handelsgerichtlichen Aachen
vor die Amtsgerichte zu verweisen.

8 594. (K. V. ß 594. G. § 641.)
Das Erlöschen des Zahlungsbefehls in allen seinen Wirkungen mit dem Ablauf

von sechs Monaten dient dazu, im Interesse des Beklagten wie der Gerichte das
ganze Verfahren zum Abschlüsse zu drängen. Der Kläger, welcher so lange Zeit
verstreichen läßt, ohne die Sache weiter zu betreiben, mag, wenn sie nicht erledigt ist,
von vorne anfangen. (Vgl. hannou. Ges. 8 6 Prozeßordn, v. Bauern Art. 56l'
Oldenburg Art. 300 und Baden 88 641, 643, hannou. Entw. ß 505, österr. Gesetz
ß 16, nordd. Entw. § 764.)

Ist das Gesuch zurückgewiesen und die Frist für die sofortige Beschwerde
(8 592) verstrichen, so ergiebt sich der Wegfall aller Wirkungen des Mahnverfahrens
von selbst.

ZS 595, 596. (K. V, §§ 585, 596, G. 88 642, 643.)
Der abschriftlichen Mittheilung der Gesuche um Erlassung eines Zahlungsbefehls

oder Vollstrcckungsbefehls, sowie des Widerspruchs bedarf es nicht, da jene Gesuche
in den erlassenen Befehlen sich wiederfinden und der Inhalt des Widerspruchs abgesehen
von der Thatsache desselben gleichgültig ist. Die mündliche Anbringung der Gesuche
ist auch zugelassen im hannov. Ges. § 11, in der Prozeßordn. v. Baden § 640, im
hannou. Entw. § 506, Hess. Entw. Art. 738, nordd. Entw. Z 765.

Die Beibringung einer Vollmacht ist nur erforderlich für das Gesuch um
Erlaß des Vollstreckungsbefehls (hannov. Ges. 8 12, hannov. Entwurf § 507, sachs.
Entw. 8 753, nordd. Entw. 8 766). Mit Rücksicht auf die unbegrenzte Zulassung
des Mllhnuerfahrens erschien es nicht angemessen, Rechtsanwälten und Gerichtsvollziehern
den Nachweis der Bevollmächtigung gänzlich zu erlassen (Bauern Art. 554).

I S387. ! Achtes Buch.
Zwangsvollstreckung.

Nach dem Vorgänge der neueren Legislation sind die Vorschriften über die
Zwangsvollstreckung in zwei Gruppen gebracht, von denen die erste (Abschnitt I.)
die Bestimmungen allgemeiner Natur, die zweite (Abschnitt II. —IV.) die speziellen
Exekutionsarten umfaßt. In natürlichem Anschlüsse reiht sich sodann an die Vorschriften
betreffend die Befriedigung eines Anspruchs durch Exekution, das Verfahren zur
Sicherung eines solchen im Wege der Zwangsvollstreckung (Abschnitt V,)

Erster Abschnitt.
Allgemeine Bestimmungen.

88 597-656. (K. V. 88 597-656, G. 88 644-7N7.)
Der Entwurf geht bei Regelung des Vollstreckungsverfahrens mehrfach von

Grundsätzen aus, welche von den bisher in einem großen Theile Deutschlands geltenden
abweichen.

I. Die Reihe der gesetzlich anerkannten Exekutionstitel (88 597, 651, 655) hat
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in den exekutorischenUrkunden (ß 651 Nr. 4) eine Vermehrung erfahren, welche
gegenüber dem bestehenden gemeinen und preußischen Rechte von erheblichem
Belange ist.

Dem llmtL äe pi-oo. (Art. 545 ff.), den Prozeßordnungen v. Bayern (Art. 822;
vgl. auch Ges. v. 1. Juli 1856 und Notariatsgef. v. 10. 'November 1861 Art. 80),
Württemberg (Art. 903), Hannover (Z 528), Oldenburg (Art. 332 § 1), Braunschweig
(LL 361, 363), sowie den Entwürfen für Oesterreich (L 776), Sachsen (Z 1036), dem
hannov. Entw. (§ 645) und nordd. Entw. (M 933 ff.) bekannt, läßt das Institut der
vollstreckbaren Urkunden erfahrungsgemäß eine weitgehende Verminderung der Prozesse
bezw. Abkürzung des Verfahrens erwarten und hat sonach neben dem Urkundenprozesse
und dem Mllhnverfahren seine Bedeutung. Nährend aber nach franzosischemProzeß¬
rechte auf jede in exekutorischer Ausfertigung vorliegende öffentliche Urkunde mit der
Exekutionsofort verfahren werden kann^ schränkt der Entwurf in Uebereinstimmung
mit der Mehrzahl der übrigen Gesetzgebungswerke dieses Recht in feste Grenzen ein
und macht es namentlich davon abhängig, daß unter den Kontrahenten die sofortige
Zwangsvollstreckung ausdrücklich ausbedungen ist.

II. In Betreff der Endurtheile als Titel zur Zwangsvollstreckung hat sich der
Entwurf den Grundsätzen des gemeinen und altlänoisch preußischen Rechts angeschlossen,
indem er als Regel für die Zulässigkeit der Exekutwn ein rechtskräftiges
Erkenntniß voraussetzt (ßß 597, 598) jvgl, auch Proz.-Ordn, v, Hannover M 162, 408,
528, Baden §8 371 ff., 838, Württemberg Art. 642, 682, Oldenburg Art. 134, mecklenb.
Exekutionsordn. v. 30. Sep ! tember 1857 § 1, hannov. Entw. Z 645, vreuß. Entw. I S. 388.
8 946 und Mot. S. 239, üsterr. Entw. § 776, sächs. Entw. Z 1036, nordd. Entw. Z883.s
Dagegen findet nach dem Rechte des Ooäs äs proo., welchem zum Theil die baner.
Proz, Ordn, gefolgt ist, die Zwangsvollstreckung aus einem Urtheil in der Regel schon
vor Ablauf der für die ordentlichen Rechtsmittel des Einspruchs und der Berufung
gewährten Nothfristen statt und wird durch deren wirkliche Einlegung nur in ihrem
Fortgllnge so weit gehemmt, daß auf gescheheneNotifikation der Gerichtsvollzieher
nicht fortschreiten darf, die bis dahin getroffenen Exekutivmaßregeln aber einstweilen
bestehen bleiben (vgl. Ooäs üs pro«, art. 155, 157—159, 449, 450, 457, baner. Proz.
Ordn. Art. 827).

Neben der sich hiernach ergebenden Regel konnte der Entwurf, so wenig wie
das französische Recht und die übrigen allegirten Legislationen, Ausnahmen entbehren.
Er statuirt

III. Endurtheile, welche, obwohl noch dem Einsprüche oder einem Rechtsmittel
in der angenommenen Bedeutung des Worts (allg, Begründung Z 11) unterliegend,
vorläufig vollstreckbar sind (Zß 597, 601 ff.) — und zwar „vorläufig" nicht etwa
in dem Sinne, daß der demnächstige Angriff des Urtheils dessen Vollstreckbarkeit
hemmt, sondern im Sinne einer exzeptionellen Vollstreckbarkeit gegenüber der regel¬
mäßigen Vollstreckbarkeit eines rechtskräftigen Urtheils. Für die prozessualische
Behandlung der vorläufigen Vollstreckbarkeit standen zwei Wege offen. Nach deutschem
Rechte schweigt, wie als Regel angenommen werden darf, das Urtheil über feine
etwaige provisorische Exekutionsfähigkeit, vielmehr wird erst nachträglich in Folge
eines Exekutionsgesuchs von dem Exekutionsrichter geprüft, ob der Fall einer Ausnahme
vorliegt. Die Entscheidung hierüber unterliegt aber nicht selten erheblichen Zweifeln,
zumal in den Fällen, in welchen sie von besonderen thatsächlichen Würdigungen
abhängt (z. B. ob Gefahr im Verzüge sei u, dergl.). Es ist nicht korrekt, diese
Entscheidung dem Nichter der Hauptsache zu entziehen, dieselbe sogar auf einseitigen '
Antrag ergehen oder über die vorläufige Vollstreckbarkeit einen zweiten Prozeß dem
ersten nachfolgen zu lassen. Weit angemessener und dem Interesse der Parteien
entsprechender ist es, bei der Verhandlung und Entscheidung der Hauptsache auch die
Frage der vorläufigen Vollstreckbarkeit zum Austrage zu bringen; der Richter der
Hauptsache ist bei Erlaß des Endurtheils bereits mit der ganzen Sache befaßt und
am besten in der Lage, auch über die vorläufige Vollstreckbarkeit zu entscheiden, für
und gegen welche die Parteien ihre etwaigen besonderen Anführungen zu machen
haben. ' Die vorläufige Vollstreckbarkeit wird" also, wenn sie in Folge eines gestellten
Antrags (Z 602) oder bei gewissen Urtheilen kraft Gesetzes (Z 601) überhaupt in
Frage kommt, als ein Theil des Streitgegenstandes selbst behandelt; das Endurtheil
muß seine vorläufige Vollstreckbarkeit aussprechen oder verneinen; die Uebergehung
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der Entscheidung findet dementsprechend im Wege der Ergänzung des Urtheils Abhülfe
(§ 606). Der Entwurf hat dieses im Gebiete des franz. Rechts ausgebildete und
bereits in die Prozeßordn. v. Bayern, Hannover und Württemberg, in den hannou,
preuß. und nordd. Entw. übergegangene System um so mehr adoptirt, als es sich «m
leichtesten mit der Selbstständigkeit der Vollstreckungsbeamten vereinigt.

IV. Die Ausführung der Zwangsvollstreckung soll nach dem Entwurf regel¬
mäßig durch Gerichtsvollzieher erfolgen, welche, unmittelbar von den Parteien
angegangen, ohne Leitung des Gerichts handeln (Z 623).

S. 389. > Die Mitwirkung des Gerichts tritt ein, wenn es sich um die Erledigung von
Einwendungen des Schuldners oder dritter Personen gegen die Vollstreckung, oder
um die Beseitigung von Anstünden der verschiedensten Art, welche das Verfahren
finden kann, oder um die Einleitung oder Durchführung eines Vertheilungsverfahrens
handelt (§ß 634—636, 639, 645, 653, 654, 705 ff.); auch sind gewisse Vollstreckungs-
llkte, insbesondere die Zwangsvollstreckung im Auslande, m Forderungen und ähnliche
Vermögensrechte, in das unbewegliche Vermögen, endlich die auf Erzwingung einer
Handlung oder Unterlassung gerichtete Exekution den Gerichten zugewiesen (83 633
647, 649, 677 ff., 702 ff., 718 ff., 726 ff.).

Die Gründe, welche für die Selbstthätigkeit der Parteien im Betriebe des
Prozesses und die Einführung selbstständiger Zu'stellungsbeamten geltend gemacht sind
(vgl. allgem. Begründung Z 9 und die einleitenden Bemerkungen zu Tit. 2 Abschn. 3
Buch I), führen auch zur Ausscheidung des Vollstreckungsverfahrens aus dem
unmittelbaren Bereiche der richterlichen Thätigkeit und zu dessen Uebertragung an
besondere Organe. Daneben fällt spezifisch für die Zwangsvollstreckung die
Nothwendigkeit einer raschen und energischen Rechtshülfe für den Gläubiger ins
Gewicht, welche als der letzte Zweck einer rationellen Exekutionsgesetzgebung von dem
deutschen Gesetzgeber um so mehr ins Auge gefaßt werden, darf, als durch die
Aufhebung der Schuldhaft und des Lohnarrestes (Reichsges. v. 29. Mai 1868 und
v. 21. Juni 1869) die Exekutionsmittel des Gläubigers eine empfindliche Schmälerung
erfahren haben (vgl. nordd. Prot. IV. S. 1966). Diesen Anforderungen entspricht
das in einem großen Theile Deutschlands noch bestehende Vollstreckungsverfahren
nicht. Die bisherige gerichtliche Androhung, Ernennung und Leitung der Exekution
vom Prozeßgerichte aus, welches als Mittelpunkt des Verfahrens unter allen
Umständen erst schriftlich und zwar bei jedem Vollstreckungsakte, bei jedem Uebergange
von einer Exekutionsart zur anderen von Neuem angegangen werden und seinen
Vollstreckungslluftrag ertheilen, oder gar ein Ersuchen an andere Gerichte um
Ausführung der Vollstreckung erlassen muhte, — dazu die Kommunikationen zwischen
Gericht und Exekutor verweitlaufigten die Prozedur ungemein. Bei der eigentlichen
Ausführung der Vollstreckung war gleichwohl die Leitung des Gerichts kaum
bemerklich, die Selbstständigkeit der Vollstreckungsbeamten dagegen trotz der Leitung
eine große.

Außer diesen Erwägungen mußte der Entwurf die entschiedene Richtung in
Betracht ziehen, welche sich nach dem am Rhein und in Bayern bestehenden Rechts¬
zustande hin in den neueren Prozeßgesetzentwürfen ausgesprochen und, wie hervor¬
zuheben, auch die Billigung vieler höheren preußischen Gerichte gefunden hat.

V. Dergleichen, auf Einfachheit und Präzision der Vollstreckung gerichteten
Tendenz entspringt es, wenn der Entwurf, auch soweit die Anordnung von
Vollstreckungshandlungen und die Mitwirkung bei solchen den Gerichten belassen ist,
das Prozeßgericht als einheitlichen Mittelpunkt aufgegeben und jene Thätigkeiten
einem Vollstreckungsgerichte zugewiesen hat, welches grundsätzlich nicht das
Prozeßgericht ist, sonoern nur möglicherweise mit demselben zusammenfällt; welches
ferner (im Gegensatze zum französischen Rechte) grundsätzlich ein Amtsgericht und
zwar, von Ausnahmen abgesehen, dasjenige Amtsgericht ist, in dessen Bezirke das
Vollstreckungsverfahren stattfinden soll oder stattgefunden hat (Z 633). Die leichtere

S. 390. Zugänglichkeit und Beweglichkeit der l Amtsgerichte ist hierfür bestimmend gewesen
(vgl. hannov. Proz. Ordn. Z§ 549, 557, 565, 579).

VI. Aus den zu IV. erörterten Rücksichten hat endlich der Entwurf
1) weder bestimmte Exekutionsgrade aufgestellt, noch die Häufung verschiedener

Exekutionsarten ausgeschlossen:
2) die Exekutionsfähigkeit richterlicher Urtheile nicht auf eine bestimmte Zeit
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beschränkt, wie gegenüber der preutz. A, G. O. I. 24 5 3 (vgl. auch
lüoäo äs proe. art, 156, Oocls <1s eommsroe art, 643, Proz. Ordn, v.
Baden § 851, Hannover Z 536) zu konstatiren ist;

3) das in vielen Staaten Deutschlands (vgl. für das gemeine Recht Wetzell,
Ncl. II. S. 927, 928, ferner Proz. Ordn. v. Hannover H§ 535 ff.,
Oldenburg Art. 399, Bayern Art. 842, 845, 0oäs ä« proo. art. 583,
württemb. Ges. v. 13. November 1855 § 1, mecklenb, Exek. Ordn. § 3
Nr. 2) bestehende Befriedigungsgebot — monitorischer Zahlungsbefehl,
Vollstreckungs-, Vollziehungsgebot, exsLurorielL« — nicht übernommen
und ebensowenig

4) dem Gerichte die Befugniß eingeräumt, im Urtheil eine den Umständen
des Falls angemessene Erfüllungsfrist (vgl. Netzell, Nä. II. S. 540 ff.,
nordd. Entw. Z 425 Abs. 1 zu bestimmen.

Das Befriedigungsgebot ist keineswegs, wie die Motive z. vreuß. Entw.
(S, 252 Nr. 3) meinen, durch die Einführung des Gerichtsvollziehennstituts bedingt.
Der üsterr. und nordd. Entw. haben dieses, nicht aber jenes übernommen. Auch
aus inneren Gründen kann die Nothwendigkeit des Befriedigungsgebots als einer
die Ausführung der Zwangsvollstreckung noch aufschiebenden Maßregel nicht anerkannt
werden. Die mit einem solchen Gebote zu verbindende Fnst würde als bloße
Stundung nach eingetretener Vollstreckbarkeit des Urtheils das judikatmäßige Recht
des Gläubigers ungerechtfertigt schädigen; die hierin liegende Verzögerung des
gerichtlichen Urtheilsvollzuges wäre so unbillig, daß dagegen alle Momente, welche
las Vollziehungsgebot wünsch enswerth machen könnten, zurücktreten. Diese Momente
liegen in der Rücksicht auf den Schuldner, welchem die zu stellende Frist zur
Beschaffung der nöthigen Geldmittel bezw. zum Vorbringen etwaiger Einwendungen
dienen soll. Wenn aber der Schuldner nur überhaupt von dem vollstreckbaren Titel
vor dem Beginne der Vollstreckung Kenntniß erhalten muß (ß 620), so ist zu
erwarten, daß er bei Anwendung der ihm durch die Verurtheilung gebotenen Vorsicht
sich in der Lage befinde, die Einstellung der Vollstreckung herbeiführen zu können
Die freiere Gestaltung des bei dem Vorbringen von Einwendungen einzuhaltenden
Verfahrens wird zur Beseitigung jeder Gefährdung des Schuldners noch weiter
beitragen (§Z 635—637, 640). Eine alle Einwendungen ausschließende Kraft würde
auch dem Ablaufe der Frist des Vollziehungsgebots nicht beigelegt werden können,
lProz. Ordn. v. Hannover ß 576, und Oldenburg Art. 346, württemb. Exet. Ges.
Art. 6); mit den noch zulässigen Einwendungen bleibt der Schuldner wieder in
derselben Lage. Es handelt sich also in der That nur um ein Monitorium, welches
bei einer längeren Frist den Glaubiger erheblich schädigen kann, bei einer kurzen sich
dem Erfolge nach nur zu einer Aufforderung an den Schuldner, seine pfändbare
Habe in Sicherheit zu bringen, gestaltet und sich mit dem immer wieder zu
premirenden Erfordernisse einer energischen Realexekution nicht ver! trägt. Eine > S. 391.
gewisse Frist bleibt dem Exequendus ohnehin, denn zwischen Pfändung und
Versteigerung der Pfandstücke wird regelmäßig ein mehr oder minder großer Zeit¬
raum liegen. Gegenüber den Befürchtungen, welche an die Abschaffung des
Befriedigungsgebots geknüpft werden, ist die Rechtsentwickelung im Gebiete der
Muß. A. G. O. beachtenswert!). Nachdem durch das Gesetz v. 20. März 1854 Z 15
der monitorische Zahlungsbefehl für die Mobiliarexekution abgeschafft worden, ohne
daß sich Bedenken dagegen erhoben, hat die Subhastationsoron. v. 15. März 1869
auch das der Immotnliarexekution mittels Zwangsverkaufs vorausgehende Zahlungs¬
gebot fallen lassen — und zwar unter allgemeiner Zustimmung der Gerichte
und landwirtschaftlichen Kreditverbände. Es besteht gegenwärtig ein dem
Befriedigungsgebote ähnlicher Befehl an den Schuldner nur noch bei Exekutionen
auf Handlungen oder Unterlassungen (Verordn, v. 4. März 1834 § 9), wo er
integrirend nnt der den Gerichten obliegenden Leitung und Ausführung jeder Zwangs¬
vollstreckung zusammenhängt. In Oesterreich hat bereits die A. G. O. von 1781 das
Befriedigungsgebot aufgehoben und die Bemerkungen zum üsterr. Referentenentwurf
uon 1866 (S. 110) bezeichnen die Eventualität feiner Wiedereinführung treffend als
„Rückschritt auf einen längst verlassenen Standpunkt."

In Vorstehendem sind bereits die prinzipiellen Gründe gegeben, welche zur
Aufhebung der landesgesetzlichen Vorschriften über die Urtheilsfristen und über die
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Befugnisse der Gerichte, dem Schuldner bei der Verurteilung Zahlungsfristen zu
ssewähren, wo solche nicht in dem materiellen Rechtsverhältnisse (wie bei den!
obliMiouLL laÄLnäi) begründet sind, geführt haben (Einführ. Ges. Z 10 Nr. 3),
Daneben kommen praktische Schwierigkeiten in Betracht. Die Iudikationsfrist konnte
regelmäßig erst von der Rechtskraft des Urtheils laufen. Da diese aber von der
Betriebsamkeit des Gläubigers in Zustellung des Urtheils abhängig ist, so fehlt bei
Erlaß des Urtheils dem Gerichte jeder feste Zeitpunkt, nach welchem es die
Nothwendigkeit und die Länsse einer Erfüllungsfrist zu bemessen im Stande wäre.

Die "vorstehendenErwägungen treten der Beibehaltung der in Preußen geltenden
Paritionsordre bei Zwangsvollstreckungen gegen eine dem aktiven Heere angehörende!
Person nicht entgegen. Die darauf bezüglichen Bestimmungen gestatten, wie der ^
ß 622 erssiebt, eine Fassung, welche ausschließt, daß das Requisit 'der Paritionsordre >
zu einer Verzögerung der Zwangsvollstreckung Anlaß bieten kann.

VII. Es leuchtet ein, daß bei Aufgabe der einheitlichen Leitung der Vollstreckung
von einem Mittelpunkte aus andere Garantien nöthig werden, durch welche eine feste
Ordnung des Verfahrens erzielt und Verwirrungen vorgebeugt wird. Abgesehen von !
der hier nicht zu regelnden Kontrole der Gerichtsvollzieher und den nöthigen!
Instruktionsvorschriften dient diesem Zwecke eine Reihe an diesem Orte nur
anzudeutender Bestimmungen des Entwurfs:

Der Gerichtsvollzieher hat lediglich das Formale der Vollstreckung; er darf
(abgesehen von den Fällen der Zß 653 Abs. 1, 654 Abs. 2, 754 Abs. 1) nur auf
Grund einer mit dem gerichtlichen Atteste der Vollstreckbarteit (Vollstreckungsklausel)
versehenen Ausfertigung des Exekutionstitels vorgehen (W 612, 613, 618, 620, 624 ff.
652, 654) und dieses Attest darf, abweichend von dem französischen und bayerischen
Rechte, erst nach vorgängiger Feststellung des Vorhandenseins aller Vorbedingungen
der Vollstreckbarkeit— vollständige Bestimmtheit des Anspruchs, Eintritt der Rechtskraft,

>S, 392. Existenz der Bedingung, Fälligkeit, > ssenaue Eruirung der Person, für und gegen welche
vollstreckt werden soll ?c. — ertheilt werden (W 614, 615, 616, 620, 642 ff., 652 ff.).

Die Fälle, in denen der Gerichtsvollzieher die bessonnene Zwangsvollstreckung
einzustellen bezw. wieder aufzuheben hat, sind ftxirt (§3 640, 641, 60?)' die möglichen
Widersprüche des Schuldners gegen die Zwangsvollstreckung, je nachdem sie gegen
die Zulllssigkeit der Vollstreckung, den Modus "der Ausführung oder den Anspruch
selbst gerichtet sind, nach Form und Prozedur eingehend geordnet (§Z 617, 634—636,
645, 652, 653, 654, 656); endlich ist dem Ermessen des Richters möglichst freie
Bewegung in Bezug auf Vorsichts- und Sicherheitsmaßregeln, sowie in Bezug auf
Hemmung der vorläufigen Vollstreckbarkeit eingeräumt worden (Z§ 600, 603, 609,
617, 634, 637, 638, 639, 645, 652).

VIII. Der Entwurf behandelt nur das gerichtliche Vollstreckungsverfcihren; die
administrative Exekution und die von den Gerichten oder gerichtlichen Beamten den
Verwaltungsbehörden zu leistende Rechtshülfe liegt außerhalb der Prozeßordnimg
(vgl. nordd. Entw. ß 932).

Ebensowenig trifft der Entwurf besondere Bestimmungen über die Zwangs¬
vollstreckung gegen den Fiskus, die Gemeinden und andere kommunale Verbände
sowie gegen Korporationen. Insoweit es sich um die Verfolgung dinglicher Ansprüche
handelt, fehlt es an Gründen, Abweichungen von den allgemeinen Vorschriften
eintreten zu lassen. Insoweit dagegen Zwangsvollstreckungen wegen Geldforderungen
in Betracht kommen, erscheint es nothwendig, der Landesgesetzgebung Raum für
Beschränkungen zu gewähren. Wegen solcher Forderungen gegen den Fiskus oder
gegen Korporationen, deren Vermögen von Staatsbehörden verwaltet wird, die
Zwangsvollstreckung zu ffestatten, kann nach den Verhältnissen der einzelnen Bundes-
staaten sich als unangemessen darstellen — und die Zulassung der Zwangsvollstreckung
gegen Gemeinden und andere kommunale Verbände kann dahin führen, daß die
denselben obliegende Verwaltung öffentlicher Angelegenheiten gestört wird. In Z 12
Nr. 4 des Einführungsgesetzes ist daher bestimmt, daß die landesgesetzlichen
Vorschriften über die Zwangsvollstreckung wegen Geldforderungen gegen den Fiskus,
Gemeinden und andere kommunale Verbände, Provinzial-, Kreis- und Amtsverbände)
sowie gegen solche Korporationen, deren Vermögen von Staatsbehörden verwaltet
wird, insoweit nicht dingliche Rechte verfulsst werden, unberührt bleiben (vgl. noch
preuß. Entw. W 990, 991, Motive S. 251, Civilprozeßordnung v. Bayern Art. 882).
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Das rechtskräftige Urtheil als vollstreckbarer Schuldtitel.

88 597, 598. (K, V, 88 597, 598, G. 88 644, 645)
Als Titel zur Zwangsvollstreckung sind nur Endurtheile (Theilurtheile) —

seien es kontradiktorische oder auf Versäumung ergangene — geeignet, während
sswisch enurth eile als bloßes Material für die Endentscheidung rücksichtlich der Zwangs¬
vollstreckung nicht in Frage kommen. Auch tonnte der Entwurf als selbstverständlich
voraussetzen, daß nur solche Endurtheile hier in Betracht kommen, welche ihrer
Natur nach einer Vollstreckung fähig sind, was u. A. hinsichtlich durch Eid bedingter
oder nur die Verpflichtung zum Schadensersätze aussprechender Endurtheile nicht
zutrifft (vgl. nordd. Prot. IV. S. 1950).

I Ein Urtheil, welches einem von außerordentlichen Umständen unabhängigen I S. 393.
Angrisse unterliegt, kann, so lange dieser Angriff zulässig ist, ohne unnatürliche
Fiktion noch nicht als definitive Entscheidung angesehen werden, weshalb es nicht
angemessen erscheint, die zwangsweise Vollstreckung desselben als Regel aufzustellen.
Der entgegengesetzte Standpunkt des franz. Rechts (vgl. hannov. Prot. XI. S. 4060)
verfolgt, auch nach Abkürzung der langen Rechtsmittelfristen des (^oels 6s proo. arr.
443, 445, 446, 73 durch das Ges. v. 3. Mm 1862, die Tendenz, die Partei zur
baldigen Entscheidung über Benutzung des Rechtsmittels zu drängen und die
definitive Entscheidung zu beschleunigen. Mit Recht bezeichnen die Mot. des preuß.
ßntw. (S. 240) diesen Zwang als einen Verstoß gegen das Prinzip, auf welchem
die Rechtsmittelfristen beruhen; er wird völlig entbehrlich, wenn die weitgehende
Rechtsmittelfrist des franz. Rechts unter Beseitigung aller Zusatzfristen auf die Hälfte
herabgesetzt wird (§8 457, 490).

Der ß 598 erläutert, in welchem Sinne hier der Ausdruck „rechtskräftig"
gebraucht worden ist. Ein Urtheil ist als rechtskräftig anzusehen, wenn es weder
dem Einsprüche noch einem Rechtsmittel unterliegt oder durch diese Rechtsbehelfe
nicht mehr anfechtbar ist. Der aufzustellende Begriff der Rechtskraft war von dem
angenommenen System der Mittel zur Anfechtung der Urtheile abhängig. Für
kontradiktorische Urtheile haben alle Rechtsmittel im Sinne des Entwurfs, also
Berufung uno Revision, gleiche Wirkung; ihre Zulässigkeit susvcndirk die Rechts¬
kraft, da sie ohne andere Voraussetzungen, als die im gewöhnlichen Gange des
Rechtsstreits liegenden zulässig sind und nichts von außerordentlicher Rechtshülfe,
welche anderweit Berücksichtigung findet (8 600), an sich haben. Das Gleiche ergiebt
sich für Versäumnißurtheile ohne Weiteres bezüglich des Einspruchs. Aber auch
die in Ermangelung des Einspruchs in beschränktem Maße zulässigen Rechtsmittel
(88 454, 505) sind ungeachtet ihrer Beschränkung immerhin ordentliche Rechtshülfen
und hemmen konsequent die Rechtskraft. Freilich wird damit die Rechtskraft des
zweiten, dem Einsprüche nicht mehr unterliegenden Versäumnißurtheils weiter
hinausgeschoben, als die des ersten; allein dieses an sich eigenthümliche Resultat ist
ohne alle praktische Bedenken, wenn, wie dies im § 601 Nr. 4 geschehen, durch
Beilegung der vorläufigen Vollftreckbarkeit jenem zweiten auf Versäumnis; ergangenen
Urtheile im Wesentlichen dieselbe Wirksamkeit gesichert ist, welche ihm die Rechtskraft
verleihen würde.

Die von den Grundsätzen des 8 598 abweichende Behandlung, welche die
Nichtigkeitsbeschwerdenach ihrem Vorbilde, dem franz. Kassationsrekurse, in den
neueren Gesetzgebungen erhalten hat (vgl. Bayern Art. 799, Württemb. Art. 743,
hannov. Entw." 8 617, preuß. Entw. 8 660, nordd. Entw. 8 844), findet in deren
Eigenthümlichkeit ihre Erklärung.

Der

§ 599 (K. V. 8 599, G. 8 646)
verpflichtet den Gerichtsschreiber, auf Antrag Zeugnisse der Rechtskraft zu ertheilen,
für welche Bestimmung ein Bedürfniß mit Rücksicht auf Statutsverhältnisse,
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Amortisation von Urkunden, Eintragungen im Hypothekenbuche und dergleichen
obwaltet (vgl. preuß. Verordn, v. 4. März 1834 Z 22 und nordd. Prot. IV
S, 2008).

Die Feststellung der Rechtskraft der Urtheile zum Zwecke der Ertheilunq der
! S. 394. Vollstreckungsilausel (Z 612) oder eines Attestes der Rechtskraft kann bei > der

Mitwirkung der Gerichte an dem Betriebe des Rechtsstreits und bei der Vereinigung
der auf denselben bezüglichen Schriftstücke in Akten auf Grund dieser Akten in
Verbindung mit den vom Exekutionssucher beizubringenden Zustellungsurkunden
erfolgen und zwar, so lange der Rechtsstreit in emer höheren Instanz anhängig ist,
rücksichtlich der gleichwohl in Rechtskraft erwachsenen Theile eines Urtheils nur bei
dem Gerichte dieser Instanz. Daneben kann die Führung eines Rechtsmittel- «der
Vollstreckungsregisters (Ooäe äs proo. art. 163, 549, vreuß. Entw. ZZ 608 ff. 982
ff., hannov. Entw. L 652) entbehrt werden (vgl. nordd. Prot. IV. S. 1973). Die
Feststellung ist bei der Einfachheit des Rechtsmittelsystems eine der Art einfache,
daß sie ohne Bedenken dem Gerichtsschreiber überlassen werden kann. Sie erfolgt
selbstverständlich auch bei Einlegung unzulässiger Rechtsmittel oder verspäteter
Einlegung eines Rechtsmittels und rann, wenn ein solches überhaupt zulässig war,
nur auf Grund der weiteren Feststellung erfolgen, daß das Rechtsmittel nicht
eingelegt ist. Hierfür ist ebenso wie bei dem Einsprüche die rechtzeitige Einreichung
des Schriftsatzes zum Zwecke der Terminsbestimmung der Art von' entscheidender
Bedeutung, daß, wenn diese nicht erfolgt ist, auch das Rechtsmittel nicht eingelegt
sein kann. Es soll demnach in ledem Falle ein desfallsiges Zeugniß des Gerichts¬
schreibers des für das Rechtsmittel zuständigen Gerichts genügen. Der angegangene
Gerichtsschreiber braucht einen solchen Nachweis indessen nur, wenn er Zweifel hegt,
ob etwa ein Rechtsmittel eingelegt sei; er ist auch auf diesen einen Weg des Nach¬
weises nicht beschränkt. Unter Umständen wird schon der Ablauf der Rechtsmittelfrist
in Verbindung mit der Nichteinforderung der Akten in die höhere Instanz (HZ 484,
505), ein nachgewiesener Verzicht :c. ihm die zur Ertheilung des Attestes nothwendige
Ueberzeugung gewähren. Bei seiner ununterbrochenen geschäftlichen Verbindung mit
dem Vorsitzenden des Gerichts wird er sich in zweifelhaften Fällen leicht mit diesem
in Einvernehmen setzen können (vgl. nordd. Prot. IV. S. 1973, 1974).

§§ 600, 609. (K. V. W 600, 609. G. §§ 647, 657.)
Die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand und die Wiederaufnahme des

Verfahrens durch Nichtigkeits- oder Restitutionsklage setzen ihrer Natur nach einen
vollständig abgeschlossenen Rechtsstreit voraus und sind deshalb nicht geeignet, ohne
Weiteres den Aufschub der Zwangsvollstreckung zu bewirken. Bei diesen Anfechtungs¬
mitteln kann nur in Frage kommen, ob trotz der Rechtskraft aus besonderen Gründen
die Zwangsvollstreckung gegen oder ohne Sicherheitsleistung einstweilen einzustellen
sei oder nur gegen Sicherheitsleistung stattzufinden habe. Selbst die bereits erfolgten
Vollstreckungsmaßregeln wieder aufzuheben, muß unter Umständen gestattet sein.
Da aber in diesem Falle dem Gläubiger wohlerworbene Rechte erwachsen sind,
welche je nach dem Modus der stattgehabten Vollstreckung eine sehr materielle
Tragweite haben können (vgl. Z 658 u. «.), so darf die Aufhebung nur gegen volle,
den ganzen Umfang der Forderung des Gläubigers deckende Sicherheitsleistung
angeordnet werden. — Die Zulassung der Hinterlegung des Streitgegenstandes durch
den Schuldner war nicht besonders zu erwähnen, da sie nur eine Art der sowohl vom
Schuldner als vom Gläubiger zu leistenden Sicherheit darstellt.

Die Ausnahme, welche in der vorläufigen Vollstreckbarkeit eines noch nicht
rechtskräftigen Urtheils liegt, hat im Z 609 zu gleichen Bestimmungen für den Fall

I S. 395, geführt, daß gegen ein sür vorläufig vollstreckbar erklärtes Urtheil oder > einen
Vllllstreckungsbefehl (H 593) der Einspruch oder ein Rechtsmittel eingelegt wird.

Die Prozeßordn. v. Hannover 3 162, Bayern Art. 217 und Württemberg
Art. 688, sowie der hannov. Entw. ß 210 überlassen bei dem außerordentlichen
Einspruch, bezw. bei der Wiedereinsetzung die Einstellung der Vollstreckung dem
Ermessen des Gerichts; nur in dem Falle, daß es sich um Leistung eines Eides
handelt, lassen die beiden erstgenannten Gesetze unbedingt die Vollstreckung einstellen.
Bei der Wiederaufnahmeklage dagegen läßt die hannov. Prozeßordn. Z 449 zwar
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auch nach Ermessen des Gerichts die Einstellung zu, aber nur im Falle der
Gefährdung des Schuldners, und ohne die erwähnte Ausnahme bei Eidesleistungen
zu ziehen; die Prozetzordn. v. Bayern Art. 777, Württemberg Art, 743, Oldenburg
M 282 und der hannou. Entw. 8 636 aber gestatten die Einstellung der Vollstreckung
gleichfalls nur bei einer Gefährdung des Schuldners und nur gegen Sicherheit und
nach dem letzteren Entwurf muß die Vollstreckung eingestellt werden, sofern es sich
um Leistung eines Eides handelt; bei der hierher gehörigen Nichtigkeitsklage wegen
Mngels der Vollmacht endlich gewährt die bayer. Prozeßordnung Art. 877 oie
Einstellung nach freiem Ermessen des Gerichts. Die Wiederaufnahmeklage und die
Wiedereinsetzunghierin verschieden zu behandeln, liegt ein innerer Grund nicht vor.
Wen so wenig kann es als angemessen erachtet werden, die Einstellung von einer
Gefährdung des Schuldners abhängig zu machen, da der Einfluß der Lage des
Rechtsstreits auf die Entscheidung ein wohl berechtigter ist und die Beschränkung der
Einstellung ohne Sicherheit auf den Fall, daß die Vollstreckung dem Schuldner einen
nicht zu ersetzenden Nachtheil bringen werde, die Rechte des Gläubigers ausreichend
schützt. Die unbedingte Einstellung des weiteren Verfahrens in dem Falle, daß es
sich um Leistung eines Eides handelt, würde endlich dem das Urtheil Anfechtenden
die unbeschränkte Möglichkeit der Verzögerung geben.

Die Entscheidung über Einstellung :c. der Vollstreckung steht dem Instanzgerichte
zu, welches über die Anfechtung selbst zu entscheiden hat, da wesentlich deren voraus¬
sichtlicher Erfolg zu berücksichtigenist. Sie muß schon bei dem ersten Anbringen der
Anfechtung und deshalb ohne mündliche Verhandlung erfolgen können.

Die Gestaltung einer Anfechtung der Entscheidung über Einstellung u. f. w. der
Vollstreckungkönnte der Entscheidung in der Hauptsache präjudiziren und erscheint
deshalb unzweckmäßig. Da die Einstellung nur eine einstweilige ist, so kann sowohl
das Instanzgericht als im Laufe einer höheren Instanz das Gericht dieser Instanz
jederzeit eine andere Anordnung erlassen; damit ist dem Bedürfnisse einer Aenderung
der ersten Entscheidung genügt.

N.

Die vorläufige Vollstreckbcirkeitvon Urtheilen.

88 601—606. (K. V. 88 601—608.G. 88 648-654.)
Die Ausnahmefälle, in welchen aus einem noch nicht rechtskräftigen Urtheil die

Zwangsvollstreckungstattfinden soll, sind
1. solche, in welchen auf Grund des stattgehabten Verfahrens oder wegen des

Gegenstandes des Rechtsstreits die Vollstreckbarkeit traft Gesetzes regelmäßig aus-
<gesprochen werden soll. Bei diesen ergiebt sich der Grund der Vollstreckbarkeit ohne > S. 396.
Weiteres aus der Sache selbst; es bedarf daher keines Antrags (8 601).

Der wichtigste Fall ist der der Urtheile der Amtsgericht (Nr. 1). Der
veranlassende Grund für die vorläufige Vollstreckt!arkeitderselben liegt in der Erwägung,
daß die vor den Amtsgerichten verhandelten Rechtsstreitigkeiten in ihrer Mehrheit
einfach genug sind, um eine richtige Entscheidung schon in erster Instanz erwarten zu
lassen. Abgesehen davon kommt m Betracht, daß diejenigen Rechtsstreitigkeiten, für
welche der Entwurf des Gerichtsverfassungsgesetzes 8 12 Nr. 2 die Amtsgerichte für
zuständig erklärt, denselben überwiegend deswegen zugewiesen sind, weil sie einer
schleunigenErledigung bedürfen. Soll die Zwangsvollstreckung ihren Zweck nicht
verfehlen, so muß sie bei Rechtsstreitigkeiten der letztgedachtenArt in der Regel sofort
nach Erlassung des Urtheils eintreten können.

Die Vollstreckbarkeit ist nicht auf amtsrichterliche Urtheile in solchen Rechts-
stieitigkeiten beschränkt, welche an sich zur Zuständigkeit der Amtsgerichte gehören.
Legislativ fällt hierbei die Parallele mit der vorläufigen Vollstreckbarknt aller von
den Amtsgerichten zu erlassenden und der Summe nach unbeschränkten Urtheile im
Nllhnverfllhren in's Gewicht. Die angedeutete Beschränkung würde zudem in häufigen
Fällen eine weitausfehende und kostspielige Erörterung über die Kompetenz des Amts-
«der eines andern Gerichts nothwendig machen, zu welcher die Parteien bei freiwilliger
Unterwerfung unter den amtsgerichtlichen Spruch keine Veranlassung gegeben haben:
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— vor Allem aber denjenigen Gebrauch, der im Interesse der Parteien, wie der
Entlastung der Kollegialgerichte von der Prorogation auf die Amtsgerichte zu erwarte»
steht, sehr reduziren.

Eine qualitative Aenderung des Rechtszustandes tritt in Folge der Bestimmun»
der Nr. 1 überall da nicht ein, wo nur die Berufung, nicht aber die Nichtigkeit«,
beschwerde oder der Rekurs Suspensiueffekt hat und die Berufung bis zu einer
gewissen Höhe des Streitgegenstandes ausgeschlossen ist; die bereits vorhandene
Vollstreckbarkeit wird nur ausgedehnt (Prozehordn. von Hannover 88 393,437, Banen
Art. 685, 799 und Württemberg Art. 653, 743, preuß. Deklar. u. 6. April 1839 Art 1
Ges. v. 20. März 1854 8 12, franz. Gef. v. 16./24. August 1790 Tit. 3 Art. 9, preuß'
Ges. v. 7. Juni 1821 8 1 und Verordn, v. 11. Mai 1843 8 1).

Die Nr. 2—7 haben nur für Urtheile der Land- und Handelsgerichte, somit!
der Oberlandesgerichte Bedeutung.

Urtheile, welche auf Grund eines Anerkenntnisses eine Verurtheilung, Nr. 2
und Urtheile, welche den Eintritt der in einem bedingten Endurtheile ausgedrückten
Folgen aussprechen, Nr, 3 (preuß. Verordn, v. 14. Dez. 1833 Z 7, Prozeßordn.«
Hannover ß 117, Bayern Art. 268, Oldenburg 8 134 und Württemberg Art. 602,6ly
haben nicht einen noch zu entscheidenden Streit zum Gegenstände.

Die Vollstreckbarkeit eines zweiten oder ferneren in derselben Instanz gegen
dieselbe Partei zur Hauptsache erlassenen Versäumnißurtheils (Nr. 4) ist bereits in
der allgemeinen Begründung Z 6 als ein nothwendiges Korrektiv für die angenom- ^
menen Grundsätze des Versäumnißverfahrens bezeichnet.

Die Vollstreckbarkeit der im Urkunden- und Wechselprozesse erlassenen Urtheile
S. 397. (Nr. 5) wird durch den Zweck des Verfahrens bedingt (preuß. A. G. l O. Th.I.

Tit. 2? Z 33, Tit. 28 8 5, Prozeßordn. v. Bayern Art. 549, Württemberg Art. 8t!5,!
Hannover § 485, Baden 8 653 und Oldenburg Art. 135, nordd. Entw. 8 884).

Die Vollstreckbarkeit der Urtheile, durch welche Arreste oder einstweilig
Verfügungen aufgehoben werden (Nr. 6) wird im Zusammenhange des Verfahrens!
über Arreste und einstweilige Verfügungen ihre Rechtfertigung finden (3 752).

Die Beitreibung der laufenden Alimente auf Grund eines noch nicht rechts¬
kräftigen Urtheils (Nr. 7) beruht auf der Erwägung, daß nur auf diese Weise der '
Zweck der den Streitgegenstand bildenden Verpflichtung erreicht weiden kann (preuß,
A. G. O. Th. I. Tit.' 14 Z 6 Nr. 1, CoclL äs proc. u.i-t. 135, württemb. Prozeßoidn.
Art. 684, nordd. Entw. § 884 und Prot. IV. S. 1957).

Neben diesen Fällen der regelmäßigen vorläufigen Vollstreckbarkeit eines noch
nicht rechtskräftigen Urtheils liegen

2. andere, in welchen die Vollstreckbarkeit auf Antrag gestattet werden muß,
Die Voraussetzungen sind in dem ß 602 bestimmt.

a) Wird glaubhaft gemacht, daß die Aussetzung der Vollstreckung dem Gläubiger
einen schwer zu ersetzenden oder einen schwer zu ermittelnden Nachtheil bringen wem,
so erscheint es geboten, auf Antrag die Vollstreckbarkeit eintreten zu lasten. Die
Nothwendigkeit einer solchen Bestimmung ist von dem bestehenden Rechte (vgl, preuß,
U. G. O. 1. 14. § 6 Prozeß-O. von Hannover 8 409, Baden 8 1113, Württemberg
Art. 684, Oldenburg Art. 250, Bayern Art 268), sowie von den neueren Prozeßgesch
entwürfen (vgl. hannov. Entw. 8 646, preuß. Entw. 8 951, nordd. Entw. 8 885)
anerkannt. Wenn* einzelne Gesetze und Entwürfe daneben noch eine Sicherheitsleistung
von Seiten des Gläubigers fordern, so gehen sie zu weit, indem sie dadurch in zahl¬
reichen Fällen den Hauptzweck der Vollstreckung, dem Gläubiger die Verfügung über
den Streitgegenstand zu verschaffen, vereiteln müssen.

d) Erbietet sich der Gläubiger, vor der Vollstreckung Sicherheit zu leisten, I»
rechtfertigt die Rücksicht auf das Interesse desselben, dem Antrage auf Vollsireckbarkeits-
erklärung stattzugeben und diese Rücksicht darf um so unbedenklicher genommen werde»,
als die geleistete Sicherheit vollen Schutz gegen eine Gefährdung des Schuldners?
gewährt. Noch bedeutsamer ist eine andere Erwägung. Wie hereits wiederholt
hervorgehoben, birgt die Gestaltung des Verfahrens die Gefahr in sich, daß die eiste
Instanz zu einer Versuchsstation herabgedrückt werden kann, wenn gegen die erst-
instllnzlichen Urtheile die Berufung zugelassen wird. Ein wirksames Korrektiv bietet
die Möglichkeit einer vorläufigen' Vollstreckbarkeit des Urtheils. Der Beklagte wir»
dadurch genöthigt, mit allen Vertheidigungsmitteln bereits in erster Instanz hervor-
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machen, mithin in diese Instanz den Schwerpunkt des Verfahrens zu verlessen. In
Netreff der Urtheile der Amtsgerichte war es zulässig und unbedenklich, die vorläufige
Vollstieckbarkeit ganz allgemein vorzuschreiben, in Betreff der Urtheile der übrigen
Gerichte würde dagegen eine solche umfassende Vorschrift auf unübersteigliche Hinder¬
te stoßen, ganz abgesehen davon, daß sie über das Bedürfniß hinausgreifen würde,
lim dem Mißbrauch der Berufung entgegenzutreten, wird es in den land- und
hllndelsgerichtlichen Prozessen der Regel nach genügen, wenn dem Gläubiger ein
Mittel gegeben ist, zu einer vorläufigen Vollstreckbarieit gelangen zu können. Und
ein derartiges Mittel kann um fo weniger Besorgnitz I erregen, falls nur erwogen > S. 398.
Nid, in welchem Umfange die §Z 603, 604 für den Schutz des Schuldners Sorge

, lmssen.
Liegen die Voraussetzungen des ß 603 vor, so ist von der vorläufigen

Vollstieckbarkeitabzusehen (vgl', Prozeßordn. u. Württemb. Art. 684, nordd. Entw.
8 8s?), Ein weiteres Schutzmittel gewährt der Z 604 Absatz 1. Darnach kann das
Gericht in allen Fällen, in welchen die vorläufige Vollstreckbarkeit ausgesprochen wird,
auf Antrag die Vollstreckungdavon abhängig machen, daß der Gläubiger vor derselben
Zicherheit leiste (vgl. nordd. Entw. ß 888). Noch wichtiger ist die Vorschrift des
8 604 Abs. 2. Dieselbe giebt in Anschluß an die Bestimmung des preuß. Entw.
« 85? und an das in einzelnen Territorien des Deutschen Reichs geltende Recht dem
Schuldner die Befugniß, oie Vollstreckung durch Sicherheitsleistung und Hinterlegung
abzuwenden. Nur im Falle einer Kollision der Interessen des Gläubigers und
Zchuldners muß das Interesse des ersteren als das überwiegende betrachtet werden.
Der Gläubiger kann daher, falls er die Disposition über den Streitgegenstand zu
erlangen wünscht, die Sicherheitsleistung des Schuldners ablehnen und die Voll¬
streckbarieit erreichen, indem er selbst die Sicherheitsleistung beschafft. Von selbst
«steht sich übrigens, daß der Gläubiger mit seinem Verlangen nicht durchzudringen
«mag, wenn die Voraussetzungen des Z 603 vorhanden sind. Denn in diesem
Falle muß das Interesse des Schuldners als das stärkere den Ausschlag geben, so
daß das Erbieten des Gläubigers zur Sicherheitsleistung zurückgewiesenund von der
vorläufigen Vollstreckbarkeit Umgang genommen weiden muß, sei es gegen oder ohne
Zicherheitsleistungdes Schuldners (vgl. nordd. Prot. IV. S. 1962, 1963).

Die vorläufige Vollstreckbarkeitder Urtheile m Handelssachen anders zu behandeln
und unbedingt oder auf leichtere Bedingungen hin vorzuschreiben (Loels äs proo. art.

^39, Bayern Art. 513, preuß. Gesetz v. 3. April 1847 § 29, nlordd. Entw. 8 886
und Prot. IV. S. 1959), liegt kein zwingender Grund vor, wenngeich dadurch nicht
ausgeschlossen wird, daß das Gericht in Rückficht auf die Natur des kaufmännischen
Verkehrs das Ausbleiben der Erfüllung in Handelssachen für sich allein schon als
einen schwer zu ersetzenden oder schwer zu ermittelnden Nachtheil anzusehen befugt ist.

Der preuß. Entw. ZZ 948, 950 und der nordd. Entw. Z 884 erklären Urtheile,
welche auf Besitzklagen erlassen werden, für vorläufig vollstreckbar (vgl. nordd. Prot.
IV. S. 1951). Die Aufnahme einer derartigen Bestimmung in den Entwurf erschien
nicht angemessen. Die Bedeutung und der praktische Erfolg der Besitzklagen sind nach
dem in den einzelnen deutschen Staaten geltenden Rechte ungemein verschieden. Es
laßt sich daher nicht übersehen, wie die vorläufige Vollstreckbarkeit, wenn sie von
Rechtswegen Platz griffe, in den einzelnen Rechtsgebieten wirken muß, insbesondere
nicht ermessen, ob nicht vielfach eine schwere Schädigung berechtigter Interessen
eintreten wird. Schon die bayerische Prozeßordnung Art. 58? hat die vorläufige
Vollstreckbarkeit der Urtheile im Besitzprozesse von Rechtswegen aufgegeben; sie hat
bestimmt, daß das Gericht auf Antrag der obsiegenden Partei und nur gegen
Sicherheitsleistung die einstweilige Vollstreckung verfügen könne. Noch unbedenklicher
ist für den Entwurf der Verzicht auf den von' Rechtswegen erfolgenden Eintritt der
Vollstreckbarkeit. Die Vorschrift des Z 602 trägt allen gerechtfertigten Bedürfnissen
in so umfassendem Maße Rechnung, daß daneben die Bestimmung des preußischen
und norddeutschen Entwurfs nicht mehr als erforderlich gelten kann,

I Die Vorschriften der ZS 601, 602 machen keinen Unterschied, ob das vorläufig > S. 399.
zu vollstreckendeUrtheil auf kontradiktorifche Verhandlung oder auf Ungehorsam
ergeht. Eine Partei, welche sich auf den Rechtsstreit nicht einläßt oder denselben
nicht fortsetzt, verdient nicht mehr Rücksicht, als diejenige, welche sich vertheidigt und
dabei unterliegt.



430 Begründung des Entwurfs.

Wie bereits früher hervorgehoben, ist über die vorläufige Vollstreckbarleit des
zu erlassenden Urtheils zugleich mit der Hauptsache zu verhandeln und in dem Urtheil
selbst zu entscheiden, eventuell das Urtheil zu ergänzen (M 605, 606), Treten eist
später Gründe für die sofortige Vollstreckbarleit em, so genügt die Möglichkeit eines
Arrestes oder einer einstweiligen Unordnung zur Vermeidung jeder Gefahr. Hie
Nachholung des Antrags in der Revisionsinstanz ist ausgeschlossen, weil er eine
thatsächliche Würdigung voraussetzt.

Ueber die vorläufige Vollstreckbarleit des durch Rechtsmittel nicht angefochtenen
Theils der Entscheidung bestimmen die ZH 475, 499.

8 607. (K, V. § 607, G. § 655.)
Aus inneren Gründen ist es nicht zu rechtfertigen, daß ein Urtheil vollstreckt

wird, welches eine definitive Entscheidung nicht enthält und in der zur Aufhebung
berufenen Instanz bereits aufgehoben ist, wenn auch diese Aufhebung selbst noch
nicht eine definitive ist. Es kann nur eine Frage der Zweckmäßigkeit sein, ob die
Möglichkeit einer wiederholten Aenderung die Fortdauer der vorläufig getroffenen
Maßregel bis zur definitiven Entscheidung des Rechtsstreits rechtfertigen soll (preuß,
A. G. O. Anh. Z 186). Von den Rechtsmitteln kommt hierbei nur die Berufung
in Frage, welcher allein ein zweites Rechtsmittel, die Reviston, nachfolgen kann; die
Gefahr, daß m der Revisionsinstanz unter Aushebung des Berufungsurtheils das
Urtheil erster Instanz wiederhergestellt werde, ist nicht groß genug, um die Anomalie
zu rechtfertigen. Der Fall, daß im Wege der Berufung nur die Aufhebung des
vollstreckbaren Urtheils erster Instanz ohne Entscheidung in der Sache selbst erfolgt,
liegt nach strengem Recht für den Schuldner noch günstiger, da, abgesehen von dem !
Einflüsse der Revision, das Urtheil nicht wiederhergestellt, sondern nur ein gleich¬
lautendes neues erlassen werden kann. Bei dem Einsprüche ist die sofortige Wirkung
des Urtheils auf die Vollstreckbarieit des Versäumnißurtheils unentbehrlich,
um die Wirkung und Bedeutung des Einspruchs als Restitution zu sichern; sie
ergänzt die Vorschriften über die ohne Rücksicht auf den Einspruch zu gewährende!
Vollstreckbarkeit.

Eine Anwendung des § 607 enthalten die Vorschriften des Z 640 Nr. 1,2
(vgl. nordd. Entw. Z 890).

Z 6«8. (K. V. § 608, G, 8 656.)
Eine Konsequenz der prozessualischenBehandlung der Vollstreckbarleitserllärung

ist es, daß die Vollstreckbarleit auch abgesehen von der Hauptsache einen selbstständigen ^
Gegenstand für die Rechtsmittel bildet. Der Gegenstand des Streits und der Zweck i
des Rechtsmittels fordern, daß darüber auf Antrag vorab mündlich verhandelt und ^
entschieden wird. Die Zulässigleit der Rechtsmittel soll namentlich auch von dei ^
Einlegung eines Rechtsmittels in der Hauptsache unabhängig sein. Die Proz, Ordn, !
v. Hannov. § 410, Württemb. Art. 686 und Bayern Art. 701 schränken die Berufung !
auf den Fall der Berufung in der Hauptsache ein (vgl. nordd. Entw. Z 892),

S. 400. Allein > dadurch verliert der Schuldner, welcher die Frage der Vollstreckbarkeit selbst¬
verständlich möglichst rasch zur Entscheidung bringen muß, für die Hauptsache die >
Rechtsmittelfrist zur Ueberlegung und Vorbereitung. Ueberdies wird die Beschränkung !
illusorisch sem, wenn nur die Einlegung des Rechtsmittels in der Hauptsache verlangt
und daneben die auch nach den erwähnten Gesetzen zulässige abgesonderte Verhandlung !
und vorab zu erlassende Entscheidung über die Vollstreckbarieit gestattet wird. Denn
die Frage der Vollstreckbarkeit kann von der Hauptsache völlig unabhängig sein, wenn ^
dies auch nicht nothwendig der Fall zu sein braucht, und zur Verfolgung der Haupt- !
fache nach ergangener Entscheidung über die Vollstreckbarleit kann der Schuldner nicht
angehalten weiden. Die Rechtskraft der Entscheidung der Hauptsache wird dem Streite ^
nöthigenfalls rechtzeitig ein Ende machen.

Die württemb.'Proz. Ordn. Art, 686 beschränkt sachlich die Aufhebung der
Vollstreckbarkeit im Wege der Berufung auf den Fall, daß die Hauptbeschwerde
begründet erscheint, während bei Berathung des nordd. Entw. (Prot. IV. S. 1961)
die Meinung ausgesprochen ist, daß die Richtigkeit des eisten Urtheils überhaupt
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nicht zu prüfen fei. Beides erscheint in dieser Allgemeinheit nicht richtig. Es kann
:. B. für den Schuldner die Gefahr eines unersetzlichenNachtheils nachweisbar fein;
es kann ebenso die in erster Instanz nicht anerkannte Unvollständigkeit der Klane zu
einer anderen Beurtheilung des der einen oder der anderen Partei aus der Voll¬
streckung oder deren Aufschub drohenden Nachtheils führen. Die württemb. Proz.
9idn, Art. 685 gestattet zwar daneben wegen eines dem Schuldner drohenden
unersetzlichen oder schwer zu ersetzenden Nachtheils die Aufhebung der erkannten
Vollstreckbarkeitdurch das erkennende Gericht ohne mündliche Verhandlung; doch
erscheint dies gegenüber der Bedeutung des auf mündliche Verhandlung erlassenen
Urtheils nicht zulässig, und ebensowenig erscheint es nach dem Verfahren erster Instanz
richtig, die abgesonderte Einlegung emes zur mündlichen Verhandlung führenden
Rechtsmittels über diesen Streitpunkt durch Zulassung der Beschwerde zu ersetzen
(württemb. Proz. Ordn. Art. 686).

Die Revision für diesen Streitgegenstand zuzulassen, würde der Vergänglichkeit
des Interesse der Parteien an demselben nicht entsprechen. Sie würden der Regel
nach ein Urtheil des Revisionsgerichts über die Vollstreckbarkeit nicht mit erheblich
geringerem Zeitaufwande erlangen können, als ein die Hauptsache betreffendes Urtheil
des Berufungsgerichts, wenn dieses letztere überhaupt von der Entscheidung über die
Vollstreckbarkeitgetrennt ist. Das in der Hauptsache ergehende Berufungsurtheil
erledigt jedenfalls den Streit über die Vollstreckbarkeit; denn nach der Aufhebung
des Urtheils erster Instanz kann dessen Vollstreckbarkeit nach § 607 nicht mehr
in Frage kommen, und durch Zurückweisung der Berufung wird das Urtheil
erster Instanz — von den Ausnahmefällen des Z 485 Abs. 2 abgesehen —
rechtskräftig.

III.

Die Vollstreckbarkeit von Urtheilen ausländischer Gerichte.

88 610, 611. (K. V. 88 SIO, 611. G. 88 660, 661.)
Die deutschen Gerichte sind im Verhältnisse zu einander inländische; ihre

«ollstreckbaren Urtheile sind im ganzen Reiche vollstreckbar. Den Urtheilen
j ausländischerGerichte kann eine unmittelbar exekutorische Kraft selbstverständlich nicht > S. 401.
beigelegt werden. Sie bedürfen der Vollstreckbarkeitserklarung durch ein inländisches
Gericht, mag diese iinMcitL durch Anordnung der vom Gericht geleiteten Zwangs-
Vollstreckung auf Ersuchen um dieselbe oder durch einen besonderen Akt, auf Grund
dessen die Zwangsvollstreckung durch andere Organe ausgeführt wird, erfolgen; dieser
Unterschied wird nur durch das Verfahren bei der Zwangsvollstreckung begründet.
Nichtiger ist die Bestimmung der materiellen Voraussetzungen, unter welchen
die Vollstreckbarkeit ausgesprochen werden darf; deren Bedeutung muß auf das der
Vollstreckbarkeitserklarungvorausgehende Verfahren zurückwirken.

Völkerrechtlich besteht kein Anspruch auf Vollstreckung richterlicher Urtheile über
die Grenzen des Staates hinaus, dessen Gerichte dieselben erlassen haben. In
Aufrechthaltung dieses Zustandes sind nach franz. Rechte Urtheile ausländischer
Gerichte erst nach Anhörung des Schuldners für vollstreckbar zu erklären, und der
Schuldner kann hierbei die Sache selbst zur nochmaligen Verhandlung bringen
sincle äs pi-oo. art. 546, Ooäs oiv. art. 2123, 2128, über deren Auslegung oie
Meinungen allerdings verschieden sind; vgl. Schletter, Jahrbücher Bd. ? S. 284).
Im Anschlüsse hieran fordert auch die baner. Proz. Ordn. Art. 824 eine Verhandlung
über die Vollstreckbarkeit, bei welcher nur die Angehörigen des Staats, in welchem
das zu vollstreckendeUrtheil erlassen ist, in ihren die Sache selbst betreffenden
Einwendungen beschränkt sein sollen. Dagegen gehen sowohl die preuß. A. G. O. I. 24
§30, als auch die Proz. Ordn. v. Hannov. HZ 533, 29, Oldenb. Art. 335—337,
Württemb. Art. 11 und Baden Z 847 bei Zulassung der Vollstreckung davon aus,
«aß auch ausländische Urtheile die ausschließliche Grundlage einer im Inlande
auszuführendenZwangsvollstreckung sind, und stellen daneben nur gewisse Ausnahmen
mm dieser Regel fest. Auf diesem den internationalen Beziehungen entgegenkommenden
Standpunkte steht auch der Entwurf.
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Dem inländischen Richter steht keine Kognition über die materielle Recht-
Mäßigkeit des auswärtigen Erkenntnisses (vgl. Wetzell. Ncl. II. S. 420 ff., preutz
Motive S. 246 Nr. 1), also auch keine Kognition darüber zu, ob bei Abfassung
dieses Erkenntnisses die materiellen Gesetze seines Staats berücksichtigt sind oder
nicht. Selbst auf die Frage, ob etwa gebietende oder verbietende Gesetze seines
Staats bei Findung des Urtheils verletzt worden sind, darf der inländische
Richter nicht eingehen (vgl. Nürnberg. Kommiss, Ber. S. 22, 23). Wohl aber hat
er die Frage, ob rücksichtlich der Zuständigkeit des Gerichts, dessen Urtheil vollstreckt
werden soll, ein Bedenken obwaltet, nach den Vorschriften des inländischen Rechts
einschließlich der Vorschriften über die Prorogation, zu prüfen (Nr. 3), weil nur in
diesem Rechte die Grundlage für die Anerkennung der ausländischen Gerichtsbarkeit
gefunden werden kann (preuß. A. G. O. I. 24 Z 30, Württemberg Art. 11, preuß
Motive S. 244, 246, nordd. Entw. Z 898). Diefer Grundsatz geht weiter, als die
Vorschrift der hannov. Proz. Ordn. W 533, 29, daß die Vollstreckbarkeit zu
versagen sei, wenn ein durch Prorogation nicht zu hebender Eingriff in die Zuständigkeit
des angegangenen inländischen Gerichts vorliegt. Eine derartige Vorschrift würde
nur dann zum Schutze der inländischen Gerichtsbarkeit ausreichen, wenn auch für
den Antrag auf Vollstreckbarkeitserklärung die Regeln über die Begründung eines
ausschließlichen Gerichtsstandes durch den Gegenstand des Rechtsstreits festgehalten

^S. 402. werden sollten. Die Vorschrift I der hannov. Proz. Ordn, sieht außerdem von einer
positiven Begründung der ausländischen Gerichtsbarkeit ganz ab, wie dies rücksichtlich
der Angehörigen des Staates, von dessen Gerichten das zu vollstreckendeUrtheil
erlassen ist, auch in den Proz. Ordn. v. Baden ß 487 und Oldenburg Art. 335 § 1
geschieht. Allein damit werden nicht nur diese Ausländer, sondern, abgesehen uon
den Fällen eines ausschließlichen Gerichtsstandes, auch die Inländer der ausländischen
Gerichtsbarkeit überliefert, während selbst gegen jene Ausländer die zwangsweise
Vollstreckung ausländischer Urtheile durch inländische Gerichte anders als auf der
uon diesen Gerichten positiv geprüften Grundlage der Zuständigkeit zu gewähren,
keine Veranlassung zu finden ist. Die württench. Proz. Ordn, Art. 11 nimmt bei
Anwendung dieser Grundsätze von den nach allgemeinen Regeln begründeten Gerichts¬
ständen des Auslandes den Gerichtsstand der unerlaubten Handlung, wenn er gegen
Inländer beansprucht wird, aus; es ist jedoch nicht zu verkennen, daß die dnfm
anzuziehende Analogie des strafrechtlichen toruin äLlieti oammizzi für die Verfolgung
der vermögensrechtlichen Ansprüche aus einer unerlaubten Handlung nicht vollständig
Platz greift. Bei der Prüfung der Zuständigkeit des ausländischen Gerichts ist
übrigens insoweit ein Eingehen auf die Sache selbst erforderlich, als die Zuständigkeit
durch die dem Rechtsstreite selbst ungehörigen Thatsachen bestimmt wird, z. V, zur
Begründung des torum contraowz der Ort der Erfüllung des Vertrages festzustellen
ist; die Festsetzungen des zu vollstreckendenUrtheils sind hierfür ebensowenig wie für
andere die Zuständigkeit begründende Thatsachen maßgebend. Dagegen ist die
Prorogation, soweit sie überhaupt zulässig, nicht ausgeschlossen; die Ausschließung
würde nur geringen Erfolg haben, so lange durch Handlungen der Parteien ein
Gerichtsstand außer dem allgemeinen begründet werden kann.

Mit der Nothwendigkeit der Prüfung der Zuständigkeit hängt die fernere
Bestimmung zusammen (Nr. 4), nach welcher bei Versäumnißurtheiten, wenn der
Schuldner ein Deutscher ist, die Zustellung der den Prozeß einleitenden Ladung oder
Verfügung entweder im Inland« im Wege der Rechtshülfe, oder im Staate des
Prozeßgerichts dem Schuldner in Person zugestellt sein muß (Württemb. Art. 1l,
nordd. Entw. Z 898). Eine Gerichtsbarkeit des ausländischen Gerichts über den
Inländer kann bei maiigelnder Einlassung desselben auf den Prozeß nicht anerknnnl
werden, wenn weder die Person des Schuldners für das Gericht oder den Gegner
unmittelbar erreichbar war, noch die Rechtshülfe für dessen Erreichung rechtzeitig in
Anspruch genommen ist. Durch diese Beschränkung werden etwaige Uebergriffe fremd«
Gerichtsbarkeit am leichtesten abgeschnitten.

Daß nicht vorläufig vollstreckbare, sondern nur rechtskräftige Urtheile aus¬
ländischer Gerichte für vollstreckbar erklärt werden sollen (Nr. 1), dient zur Vermeidung
mannigfacher Verwickelungen, ohne daß dabei eine Ausnahme rückfichtlich der
Angehörigen des betreffenden fremden Staats (Baden ß 847 und Oldenburg Alt,
335 Z 2) erforderlich erscheint.
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Daß nicht eine Handlung erzwungen werden kann, welche nach dem Rechte
des inländischen Richters verboten ist (Nr. 2), ist eine fernere nothwendige Beschränkung
wgl, Reichsges. v. 21, Juni 1869, betreffend die Gewähnmg der Rechtshülfe, ß 37,
Entwurf des Gerichtsverfassungsgesetzes ß 129).

Das Erfordernis; der Gegenseitigkeit (Hannover 3 29, Oldenburg Art. 337,
Württemberg Art. 11, Baden § 848) ist hier nicht zu berühren, ebensowenig !die>S. 403.
Frage, ob der inländische Richter einen dem diesseitigen Rechte nicht entsprechenden
Vollstreckungsmodus ausführen foll. Beide Punkte liegen außerhalb der materiellen
Voraussetzungen für die Zwangsvollstreckung aus einem ausländischen Urtheile und
sind Gegenstand besonderer gesetzlicherBestimmung.

Die für die Vollstreckbarkeit von Urtheilen ausländischer Gerichte angenommenen
Grundsätze lassen das Aussprechen der Vollstreckbarkeit auf einseitigen Antrag des
Gläubigers (Hannover H 534) nicht angemessen erscheinen. Der Stoff für die zu
treffende Entscheidung ist der Art, daß nicht blos eine vorherige Anhörung des
Schuldners überhaupt, sondern auch eine Anhörung im ordentlichen, durch Klage
einzuleitenden und durch Urtheil abzuschließenden Verfahren gerechtfertigt erscheint.
Ebensowenig wird die sofortige Vollstreckbarkeit des zzi erlassenden Urtheils, gegen
welches dem Beklagten die Rechtsmittel nach den allgemeinen Grundsätzen zustehen,
als Regel durch die Rücksicht auf die ausländische Rechtspflege gefordert. Vorläufige
Vollstreckbarkeit nach den allgemeinen Grundsätzen und in dringenden Fällen Arrest
können jede Gefahr des Verzugs abwenden.

Für die anzustellende Klage ist die sachliche Zuständigkeit der Amtsgerichte und
der Landgerichte festgehalten, da es sich um Entscheidung eines Rechtsstreits handelt,
die Zuständigkeit der Handelsgerichte dagegen ausgeschlossen, weil die Sache selbst,
deren Natur diese Zuständigkeit begründen könnte, nicht mehr zur Erörterung kommt
(vgl. nordd. Entw. § 897, Prot. IV. S. 1979).

Die Bestimmungen der Staatsverträge mit außerdeutschen Staaten bleiben
selbstverständlich aufrecht erhalten.

IV.

Die vollstreckbare Ausfertigung.

88 612, 613. (K. V. 88 612, 613. G, 88 662, 663.)
Die Erhebung einer Ausfertigung des Urtheils zu der Bedeutung einer formell

selbstständigen Grundlage der Zwangsvollstreckung ist bei Abtrennung der letzteren
ron den Funktionen des Prozeßgerichts unvermeidlich. Die Vorschrift, daß die
Vollstreckung nur auf Grund einer mit der Vollstreckungsklausel versehenen Ausfertigung
erfolgt — was von den Fällen der ß§ 653 Abs. 1, 754 Abs. 1 abgesehen für alle
Exekutionstitel, namentlich auch für vorläufig vollstreckbar erklärte Urtheile <M 601,
602) und Vollstreckungsurtheile (Z 611) gilt — und daß die Vollstreckungsklausel erst
noch Eintritt der Vollstreckbarkeit ertheilt werden soll, entzieht jedoch den Gerichts-
uollziehern die Prüfung der Vollstreckbarkeit der Urtheile nach den außerhalb der
Urkunde selbst liegenden Voraussetzungen derselben. Nach dem Verfahren des
französischen Rechts steht gerade diese Prüfung den Gerichtsvollziehern zu; auch die
dllyer. Proz. Ordn. Art. 288, 290, 291 gestaltet die Vollstreckungsklausel als ein
bloßes, ohne eauFae eozuitio zu ertheilendes Formale, welches den Gerichtsvollzieher
der Prüfung der Vollstreckbarkeit nicht überhebt, und die hannov. Proz. Ordn.
88 528—543 läßt gleichfalls den Gerichtsvollziehern gerade bei den schwierigeren
Fragen der bedingten Verpflichtungen und der Rechtsnachfolge freie Hand. Allein
nach der Befähigung des im Allgemeinen zu Gebote stehenden Personals muß die
Ueberlafsung dieser Prüfung um so mehr bedenklich erscheinen, als die Voraussetzungen
der Vollstreckung durch den den Rechtsmitteln beigelegten Sus >pensiveffekt wesentlich >S.404.
lmdere und schwieriger zu übersehende geworden sind, als nach dem (üoclo äs proo.
°der der baner. Prozeßordnung. Es kann selbst nach Ablauf der Rechtsmittel- oder
Einspruchsfrist nur als eine Gefährdung und Belästigung des Schuldners angesehen
werden, wenn derselbe genöthigt ist, eine beginnende Vollstreckung durch den Nachweis
der Einlegung des Rechtsmittels oder Einspruchs abzuwenden, welchen der Regel nach

Materialien zur «Zivilprozeßordnung, 28
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nicht er, sondern der Anwalt in Händen hat. Richtiger erscheint es daher, daß die
Prüfung der Vollstreckbarkeit nach der prozessualischenLage der Sache jeder Thätigkeit
des Gerichtsvollziehers vorauszugehen hat. Die Akten geben hierzu das erforderliche
Material, welches, soweit die Rechtskraft des Urtheils in Frage kommt,
gleichwie bei Feststellung der Rechtskraft selbst, durch die Partei zu ergänzen ist
(ß 599). Ebenso wie die Suspension der Rechtskraft ist dabei die Aufhebung
der erkannten Vollstreckbarkeit oder die verordnete Einstellung der Vollstreckung zi,
berücksichtigen.

Die Entscheidung darüber, ob die Vollstreckbaikeit vorhanden ist, kann — wie
die Feststellung der Rechtskraft — dem Gerichtsschreiber überlassen werden (hannov,
Proz. Ordn, ß 529), da die Vollstreckbarkeit aller nicht rechtskräftigen Urtheile durch
Urtheil ausgesprochen sein muß; es handelt sich dabei mehr um Beurkundung als um
Entscheidung. Die Überlassung dieser Geschäfte an den Gerichtsschreiber trägt
auch jedenfalls zur Beschleunigung derselben mehr bei, als wenn etwa dem Gerichts-
Vorstände ein schriftliches Gesuch, natürlich durch den Gerichtsschreiber, vorgelegt
werden müßte.

Regelmäßig ist die vollstreckbare Ausfertigung von dem Gerichtsschreiber des
Gerichts erster Instanz zu ertheilen, an welches nach Erledigung der höheren Instanz
die Akten zurückgehen. Bei dieser allein praktischen Auffassung ist im Interesse des
Gläubigers der Fall auszunehmen, daß der Rechtsstreit in höherer Instanz noch
anhängig ist.

Die Form der Vollstreckungsklausel ist nur in ihren wesentlichen Theilen
vorgeschrieben (Z 613), durch welche sie die vollstreckbare Ausfertigung als solche
kennzeichnet und die möglicherweise an verschiedene Parteien zu ertheilenden Aus¬
fertigungen von einander unterscheidet. In diesen Rahmen können alle für den
einzelnen Fall noch erforderlichen Zusätze eingefügt werden. Dahin gehört z. B, die
Beschränkung auf einen Theil des Streitgegenstandes, die Bezeichnung des Rechts¬
nachfolgers der einen oder der anderen Partei, für oder gegen welche die Vollstreckung
stattfinden soll, die Konstatirung der Notorietät (Z 615 Abs. 2), die Bezeichnung der
produzirten öffentlichen Urkunden (H 615 Abs. 1) oder des in eonorstc) vorliegenden
Rechtsnachfolgeverhältnisses (Erbe, Cedent :c,), die Beschränkung der Vollstreckungauf
Sicherheitsleistung, die Bezeichnung der Vollstreckung als einer vorläufigen oder
definitiven, falls ein solcher Unterschied von Bedeutung ist (vgl. preutz. Exel.-Verordn,
v. 4. März 1834 Z 22).

M 614, 615, 620—623. (K. V. 88 614, 615, 620—622, G. 88 664. 665, 671—678.»
In Ausführung der angenommenen Grundsätze soll dem Gerichtsvollzieher

überhaupt nichts weiter als die unbedingte Vollstreckung eines vollständig bestimmten
Urtheils überlassen werden.

Deßhalb soll von Urtheilen, deren Vollstreckung nach ihrem Inhalte von dein
durch den Gläubiger zu beweisenden Eintritt einer Thatsache abhängt, vor Eintritt
dieser Thatsache eine vollstreckbare Ausfertigung überhaupt nicht ertheilt werden. Die

l S. 405. Feststellung, daß eine solche Thatsache eingetreten ist, braucht I zweckmäßig nicht erst
wieder im Wege der Klage zu erfolgen; dre im Urtheile gegebene Entscheidung recht¬
fertigt es, den Nachweis durch öffentliche Urkunden für genügend anzunehmen, im
daraufhin die vollstreckbare Ausfertigung zu ertheilen (Hannover Z 528, Bayern!
Art. 821, hannov. Entw. § 651, nordd. Entw. § 904). Nur der Eintritt eines'
bestimmten Kalendertages, welcher an sich keines Beweises bedarf, sowie die
Leistung einer dem Gläubiger obliegenden Sicherheit, von welcher nach
Inhalt des Urtheils die Vollstreckung abhängig gemacht ist, kann unbedenklichvon
dem Gerichtsvollzieher festgestellt werden und ist daher nicht eine solche Thatsache,
deren Eintritt vor Ertheilung der vollstreckbaren Ausfertigung abgewartet werden
muß (8§ 614, 621). ' ,,

In gleicher Weise ist auch die Prüfung einer in der Person des Gläubigers
oder des Schuldners eingetretenen Rechtsnachfolge dem Gerichtsvollzieher entzogen,
so daß er die Vollstreckung nur für und gegen dre bei Ertheilung der vollstreckbaren
Ausfertigung namhaft gemachten Personen ausführen darf. Zur Feststellung der
Rechtsnachfolge genügen gleichfalls öffentliche Urkunden, ebenso aber auch die
Gerichtslundigkeit (Hannover § 543, hannov. Entw. § 649, nordd. Entw. Z 905),
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Die Bestimmung über die Vollstreckung gegen Rechtsnachfolger des Schuldners, an
welche die streitige Sache nach Eintritt der Rechtshängigkeit veräußert ist, schließt sich
an ß 228 an, ohne den im 8 230 vorbehaltenen Vorschriften des materiellen Rechts
zu präjudiziren. Die Veräußerung nach Beendigung des Prozesses ist ausdrücklich
her äuranw lits erfolgten hinsichtlich der Zulässigkeil der Exekution gegen den Erwerber
gleichgestellt, womit ein in Preußen zweifelhaft gewordener Satz fixirt wird (vgl.
Entscheid, des Obertribunals Bd. 61, S. 415). Ist in der angegebenen Weise die
Nollstreckbarkeitfür oder gegen einen Rechtsnachfolger festgestellt, so darf nicht das
bloße Bestreiten der Rechtsnachfolge durch den Schuldner den Gerichtsvollzieher zur
Einstellung der Zwangsvollstreckung veranlassen (nordd. Entw. Z 920 Nr. 5); er ist
durch die Vollstreckungsklausel gedeckt und hat, sofern keiner der Fälle des Z 646
vorliegt, mit der Vollstreckungfortzuschreiten bis auf gegentheilige gerichtliche Anordnung;
dem Schuldner bleibt nur die Anfechtung der Vollstreckbarkeit in dem durch die 88 61?,
W, 636 vorgezeichneten Wege.

8 616. <K. V. § 616, G. § 667.)

Im Falle der Verfassung der Vollstreckungsklausel hat der Gläubiger zunächst
das Recht auf Entscheidung des Gerichts und das Recht der sofortigen Beschwerde
M 515, 506, 650). Wo dies nicht ausreicht, weil der nach den HZ 614, 615 erforderliche
Nachweis nicht zu führen ist, kann kein anderes Verfahren als die Erhebung der
Klage zum Ziele führen. Diese gehört als Fortsetzung des Rechtsstreits vor das
Prozeßgericht erster Instanz.

88 618, 619. (K. V. 88 618, 619, G. 88 669, 670.)
Das Erforderniß einer vollstreckbaren Ausfertigung dient auch zur Sicherung

des Schuldners gegen mehrfache Zwangsvollstreckung, und da deren Besitz die Voll¬
streckung ermöglicht, so darf eine zweite Ausfertigung selbst über einen Theil des
Anspruchs nur unter besonderen Umständen ertheilt werden. Für das dabei zu
beobachtende Verfahren verlangt die hannov, Proz.-Ordn. § 530 Genehmigung des
zuständigenGerichts nach mündlicher Verhandlung, die baner. Proz.-Ordn. Art. 291
Beschluß des Gerichtsvorstandes nach Vorladung der Gegenpartei. Die Nothwendig¬
keit, denGegner zuhören, insbesondere aber die Nothwendigkeit mündlicher Verhandlung, > S. 406.
wird jedoch entbehrt weiden können, wenn der Schuldner in jedem Falle von der
weiteren Ausfertigung in Kenntniß gesetzt und die weitere Ausfertigung als solche
bezeichnet wird. Ist die erste Ausfertigung vor Befriedigung des Gläubigers unter¬
gegangen, so kann kein Schaden geschehen. Hat der Gläubiger zwei Ausfertigungen
m Händen, fo kann der in Kenntniß gefetzte Schuldner seine Rechte bei der Zwangs¬
vollstreckung genügend wahrnehmen: gerade das Bedürfniß des Gläubigers, mehrere
Ausfertigungen zu haben, ist zu berücksichtigen, damit er eine Zwangsvollstreckung
an ucrsHiedenen Orten, insbesondere auch gegen verschiedene Schuldner, welche bei
der gerichtlichen Leitung der Zwangsvollstreckung auf die leichteste Weise gewährt
werden konnte, ausführen kann. Der bedenklichsteFall ist der, daß der Gläubiger
bereits befriedigt ist; aber auch in diesem Falle kann der in Kenntniß gesetzte Schuldner
Maßregeln gegen die ihm drohende Zwangsvollstreckung treffen; er steht nicht ungünstiger,
als wenn er vor Ertheilung der ersten Ausfertigung den Gläubiger befriedigt bat.
In allen nicht unbedenklichen Fällen wird der Vorsitzende von oem Rechte, den
Schuldner zu hören, Gebrauch machen. (Vgl. hannov. Entw. 8 655 und Prot. XI.
S. 4083 ff. XVII. 6334.)

Die Verpflichtung des Gerichtsschreibers, die Ertheilung jeder Ausfertigung
auf dem Urtheile selbst zu vermerken, sichert die Beobachtung dieser Vorschriften.

28*
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V.
Die Ginwendungen in der Zwangsvollstreckung.

W 617, 634—638. (K. V, ßß 617, 634—638, G. §§ 668, 685-689,)
Die richtige Behandlung der von dem Schuldner in der Zwangsvollstreckung

instanz geltend zu machenden Einwendungen ist ein dringendes Bedürfniß, damit
nicht nutzlose Chikanen und Verzügerungen Zur Kraftlosigkeit des Exekutionsverfahrens
führen. Die Einwendungen betreffen entweder die formelle oder die materielle
Zulässigkeit der Zwangsvollstreckung. Ohne Rücksicht auf diesen Unterschied und in
schroffer Festhaltung des Desaisirungsprinzips weist das französische Recht (vgl. auch
Bauern Art. 840 und v. Neumavr m d. Verh. der bayer. Abgeoron. Kammer 1863/5
Beil. Bd. II. Abth. 2 S. 353) alle Einwendungen in der Exekutionsinstanz an dos
Vollstreckungsgericht und zwar der Regel nach unter Ausschließung der friedens¬
richterlichen "Kompetenz. Der Entwurf hat sich aus überwiegenden Zweckmäßigkeits¬
rücksichtendiesem Vorgänge nicht anschließen können. Es liegt auf der Hand, daß
dabei die nahe Beziehung, in welcher namentlich die den Anspruch selbst betreffenden
Einwendungen zu dem voraufgegangenen Prozesse stehen, völlig außer Betracht
geblieben ist, was zu innerlich widersprechenden Entscheidungen führt und die Parteien
zur Aufstellung neuer Anwälte oder Prozeßbevollmächtigten an Stelle der im Haupt¬
streite thätig gewesenen nöthigt. Daß das französische Recht zu dieser Behandlung
der Sache gelangt ist, erklärt sich zumeist aus der Stellung der Friedensgerichte in
Frankreich, die nur eine außerordentliche Jurisdiktion haben und über Inzideni-
streitigkeiten selbst dann nicht entscheiden können, wenn es sich um die Vollstreckung
eines von ihnen selbst erlassenen Urtheils handelt (vgl. hannov. Prot. XI. S. 4218,
4220 ff). Der Entwurf hat die verschiedenen möglichen Einwendungen nach großen

> S. 407. Gesichtspunkten gesondert und verschieden I behandelt. Die dabei getroffenen Kompetenz¬
bestimmungen entsprechen im Wesentlichen den gemeinrechtlichen, wie den in den
Rechtshülfegesetzen angenommenen Prinzipien.

I. Die Einwendungen gegen die Ertheilung der Vollstreckungsklausel (§§ 617,
636) können den Eintritt der Rechtskraft bestreuen oder sich mit Rücksicht auf die
L§ 614, 615 auf die Behauptung gründen, daß eine der formellen gesetzlichen
Voraussetzungen bei Ertheilung der Vollstreckungsklausel nicht vorhanden gewesen,
daß z. B. die Succession seitens des Gläubigers nicht durch eine öffentliche Urkunde
erwiesen oder notorisch fei (vgl. hannov. Prot. XI. S. 4204 ff. 4213, 4219 ff,);
sie können aber auch materieller Natur sein und ungeachtet des formell gehörig geführten
Nachweises die Annahme als irrig angreifen, daß eine Rechtsnachfolge stattgefunden
habe bezw. die bedingende Thatsache eingetreten sei. In jedem Falle kann der
Schuldner die Entscheidung über diese Einwendungen nach Art einer Beschwerde
über das Verfahren des Gerichtsschreibers (Z 515) bei demjenigen Gerichte extrahiren,
dessen Gerichtsschreiber die Vollstreckungsklausel ertheilt hat (vgl, hannov. Prot,
a. a. O,), und gegen die Entscheidung dieses Gerichts findet demnächst Beschwerde
statt (§ 650). Das auf diesem Wege und ohne die Nothwendigkeit mündlicher
Verhandlung erzielte Resultat entscheidet provisorisch zunächst nur die Frage, ob zu
vollstrecken bezw. ob die Vollstreckungsklausel aufrecht zu erhalten oder nicht, was
in den meisten Fällen dem Schuldner genügen wird. Will er dagegen eine materielle
Entscheidung über die bestrittene Existenz der Bedingung oder die Rechtsnachfolge
haben, so kann diese nur im Wege des kontradiktorischen Verfahrens ergehen, bei
welchem gegenüber dem formell ordnungsmäßigen Nachweise des Gläubigers der
Schuldner auf den Weg der Klage zu verweisen ist (§ 636). Der häufige Zusammen¬
hang der hierbei zur Erörterung kommenden Fragen mit den- bereits im eisten
Prozesse aufgetretenen empfiehlt die Behandlung dieses Falls, auch was die Zuständig¬
keit des Gerichts anlangt, nach Analogie des Verfahrens über solche Einwendungen,
welche gegen den Anspruch selbst gerichtet sind (HZ 635, 636). Die sowohl im H 61?
als in den §§ 636 ff. dem Gerichte beigelegte Befugniß zu einstweiligen Anordnungen
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entspricht den Vorschriften der H§ 511 bez. 600, 609, da das Gericht der Sache nach
die Stellung eines Beschwerdegerichts hat.

II, Sodann kommen die nach Einleitung des Vollstreckungsverfahrens
erhobenen Einwendungen, Unträge und Erinnerungen in Betracht, welche gegen den
Modus der Vollstreckung oder das Verfahren des Gerichtsvollziehers gerichtet und
ebensowohl von Seiten des Schuldners, als des Exekutionssuchers denkbar
sind (§ 634).

Ohne Zusammenhang mit dem vorausgegangenen Rechtsstreite, vielmehr auf
einer angeblichen Verletzung der für das Vollstreckungsveifahren gegebenen Vor¬
schriften durch den Gerichtsvollzieher beruhend, zugleich ihrer Einfachheit halber für
die kolleqialischeBerathung ungeeignet, gehören sie ihrer Natur nach vor das den
Verhältnissen am nächsten stehende Amtsgericht (Vollstreckungsgericht) (vgl. Hannover
8 579, Oldenburg Art, 344. § 1, Württemberg Art. 902, Reichs-Ges., betreffend
Gewährung der Rechtshülfe v. 21, Juni 1869 Z 8, hcmnov. Entw. H 680 und Prot.
XI. S, 4201 ff. 4219, Nürnberg. Kommiss. Ber. S. 69).

Ob der Fall eines Streits zwischen dem Gerichtsvollzieher und dessen Auftrag¬
geber hierher gehöre oder bloß vom Standpunkte der Disziplin zu behan > dein sei, > S. 408.
kann zweifelhaft fein- er ist hierher gezogen wegen seiner Bedeutung für die »
prozessualische Behandlung des einzelnen Falls; die disziplinarische Behandlung wird
dadurch nicht berührt.

Rücksichtlich der zulässigen Einstellung des Verfahrens hat hier ebenfalls das
Pullstreckungsgericht im Wesentlichen die Stellung des Beschwerdegcrichts, die sich
auch darin offenbart, daß ohne mündliche Verhandlung prozedirt werden kann
(ß 633 Abs. 3).

III. Die Einwendungen, welche den durch das Urtheil festgestellten Anspruch
selbst betreffen (§ 635), sind von materieller Bedeutung und lassen sich nicht im
Beschwerdeverfahren, fondern nur in dem ordentlichen Prozeßverfahren erledigen.
Wegen des Zusammenhangs mit Hem vorausgegangenen Rechtsstreite und der
formellen Selbstständigkeit des neuen Streits gehört dasselbe vor das Prozeßgericht
erster Instanz (Hannov. §§ 577, 578, Oldenb. Art. 342, 344. § 1, Württemb. Art.
M, Reichs - Rechtshülfegef. § 8). Gegen die Verweisung dieses Verfahrens vor
das Vollstreckungsgericht oder das demselben vorgesetzte Landgericht spricht außer
den bereits angedeuteten Gründen durchschlagend, daß bei dem ausgedehnten Geltungs¬
bereiche der (Zivilprozeßordnung die Gerichte eines deutschen Staats in die Lage
kommen würden, über die Rechtmäßigkeit und die Aufrechthaltung der von dem
Gerichte eines andern deutschen Staats abgegebenen Entscheidung zu erkennen (vgl.
hannov. Prot. XI. S. 4220, 4223). Auch die Ausschließung des Handelsgerichts (vgl.
Oocle an xroo. art. 553, v, Neumayr a. a. O. S. 353) wäre vom Standpunkte des
Entwurfs nicht gerechtfertigt, zumal eine neue materielle Prüfung der ganzen Sache
in Frage kommen kann.

Die Verkeilung der Parteirollen in dem neu beginnenden Verfahren hat, da
die Versäumniß des Klägers ebenso eine definitive Erledigung des Rechtsstreits
herbeiführt, wie die des Beklagten (§ 285), an sich nur eine untergeordnete Bedeutung.
Sie giebt aber, wenn der Schuldner klagend auftreten muß, das Mittel, durch
Behandlung der zu erhebenden Einwendungen als unabänderlichen (H 227 Nr. 3)
Grundes der Klage den Streitgegenstand von vorn herein zu fixnen und zu
beschränken,ohne durch theilweise Herstellung der Euentualmaxime Besonderheiten
des Verfahrens einzuführen. Jedenfalls ist der Schuldner derjenige, welcher die
Sache betreiben muß; den Gläubiger auf den Weg der Klage zu verweisen, wenn
auf die Einwendungen des Beklagten die Einstellung der Vollstreckung angemessen
befunden wird (Württemb. Proz. Ordn. Art. 902), entspricht nicht der Bedeutung
des vollstreckbaren Urtheils für die Stellung des Gläubigers. Neben der mit der
Form der Klage erreichten Beschränkung des Verfahrens auf die der Klage zum
Grunde liegenden Einwendungen sichert noch weiter die Nothwendigkeit der Kumulirung
aller zeitig vorhandenen Einwendungen in einer Klage (§ 635 Abs. 3) die Energie
der Vollstreckung (nordd. Prot. IV.. S. 2002).

Hinsichtlich des für die Zulassung der Einwendungen entscheidenden Zeitpunkts
sind von den Gesetzgebern der Neuzeit verschiedene legislative Standpunkte
eingenommen. Den Moment der Erlassung des Urtheils erklären für entscheidend
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die Proz. Ordn. v. Hannov. § 575, Württemb. Art. 902, der hannov. Entw. Z 683
der österr. Entw. Z 800 und der nordd. Entw. Z 916; dabei wird nach Analogie
der Wiederaufnahmetlage die Wirkung der rechtskräftigen Entscheidung streng fest¬
gehalten und die Zulassung der Einwendungen von dem Gesichtspunkte einer Anfechtung

I S. 409. des Urtheils auf Grund veränderter I Umstände aufgefaßt. Die bayer. Proz. Ordn,
Art. 868 und der preuß. Entw. ß 1029, indem sie oie mündliche Verhandlung, auf
welche das zu vollstreckende Urtheil ergangen ist, ausschlaggebend sein lassen, gewähren
eine Art Restitution, welche in der preuß. Verordn, v. 4. März 1834 Z 6 noch
weiter geht, so daß auch solche Einwendungen vorgebracht werden tonnen, welche
nur zu spät zur Kenntniß der Partei gelangt sind. In dieser Ausdehnung kann
neues Vorbringen aber nur in den Formen und unter den Voraussetzungen der
Restitutionsklage gestattet werden. Der Entwurf läßt den Schluß derjenigen münd¬
lichen Verhandlung entscheiden, in welcher Einwendungen prozessualisch spätestens
hätten geltend gemacht werden müssen; die nach diesem Zeitpunkte neu entstandenen
und durch Einspruch oder Berufung nicht mehr geltend zu machenden Einwendungen
werden zugelassen. Er betritt damit einen Mittelweg, welchen schon die Proz. Ordn,
v. Oldenb. Art. 343 Z 3 eingeschlagen hat und auf welchen die Erwägung hinführt,
daß zwischen dem Schlüsse derjenigen mündlichen Verhandlung, in welcher der Partei
zuletzt Gelegenheit zu thatsächlichem Vorbringen geboten war, und dem Erlasse des
zur Vollstreckung stehenden Urtheils bei einer thatsächliches Vorbringen ausschließenden
Revisions-Instanz häufig ein bedeutender Zeitraum in der Mitte liegen wird, so daß
der Ausschluß der Partei mit den inzwischen entstandenen Einwendungen eine
ungerechtfertigte Härte enthalten würde.

Neben der generellen Bestimmung des § 635 Abs. 2 bedürfte es keiner speziellen
Hervorhebung der Einreden der Zahlung, der Kompensation, des Erlasses und des
Vergleichs (nordd. Entw. ß 916).

Rücksichtlich des Einflusses der hiernach zulässigen Einwendungen auf den
Fortgang des Vollstreckungsverfahrens ist in dem Entwurf dem Richter, welcher
hier eine ähnliche Stellung hat, wie im Falle der ZZ 600, 609, freie Hand gelassen.
Die hannov. Proz, Ordn. §z 575, 576, 578, 486 verlangt, daß die Einwendungen,
um die Vollstreckung zu hemmen, durch Urkunden, Augenschein oder Eideszuschiebung
liquide gemacht werden sollen, und verweist sie anderen Falls nach Analogie des
Exekutivprozesses zum besonderen Verfahren. Die bayer. Proz. Ordn. Art. 873
fordert ebenso Anbieten des Beweises durch Urkunden oder Eideszuschiebung. Die
oldenb. Proz. Ordn. Art. 342. Z 2 verordnet geradezu die Verhandlung im Exekutiv-
prozesse und verlangt Beweis der Einwendungen durch Urkunden oder Eideszuschiebung,
wonach sodann das Prozeßgericht nach seinem Ermessen über den Einhalt der Voll¬
streckung entscheiden soll (Art. 343. ß 3, Art. 346. ß 1, Art. 347. Z 2). Ebenso
sind nach der preuß. Verordn, v. 4. März 1834. H 6 die Einwendungen in dem,
dem Exelutivprozesse entsprechenden Verfahren über die im Mandatsprozesse erhobenen
Einwendungen zu verhandeln, müssen also in der vorgeschriebenen Weise liquide
sein, und bedürfen, um die Vollstreckung zu hemmen, der Bescheinigung (A. G. O,
I. 24. Z 38). Alle diese Verschärfungen der Vollstreckbarkeit sind als absolut bindende
Vorschriften ohne Venachtheiligung des Schuldners nur dann anwendbar, wenn
sie auf eine verhältnißmäßig kurze Zeit nach Eintritt der Vollstreckbarkeit beschränkt
werden; je mehr Zeit seit derselben verflossen ist, um so weniger kann dem Schuldner
eine solche Promptheit des Beweises zugemuthet und bei deren Mangel ohne Ein¬
schränkung der Fortgang der Vollstreckung geboten werden. Es würde sich deshalb
vielleicht unter Beibehaltung dieser Strenge eine zeitliche Beschränkung der unbedingten
Vollstreckbarkeit der Urtheile empfehlen, und nach Eintritt derselben tonnte das

> S. 410. 1 Befriedigungsgebot am Platze sein. Allein eine derartige Maßregel würde mit der
Uebertragung der Vollstreckung an selbstständige Organe, denen das Material zur
Prüfung der Fortdauer der Vollstreckbarkeit fehlt, nicht wohl vereinbar sein; sie
würde auch durch Bestimmung einer festen Frist immerhin willkürlich erscheinen. Das
Ermessen des Gerichts wird zu einem nach beiden Seiten billigeren Resultate führen.
Für dringende Fälle gewährt außerdem das Eingreifen des am leichtesten zugänglichen
Vollstreckungsgerichts eine vorläufige Hülfe nach Analogie der einstweiligen Anordnungen
(Reichs-Rechtshülfegesetz § 9).

Ebenso ist es nicht erforderlich, für das über die Einwendungen ergehende
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Urtheil (8 638) die vorläufige Vollstreckbarkeit (tzannou. § 580, Bayern Art. 876,
vreuß. Verordn, v. 1. Juni 1833 Z 3) generell anzuordnen. Auch bei freiem Ermessen
des Gerichts, welches der Stellung desselben bei der Entscheidung über zu gewährende
Vollstreckbarkeitsachlich entspricht, wird das Urtheil regelmäßig über die vorläufig
angeordneten Maßregeln in wesentlicher Uebereinstimmung mit der Entscheidung der
Hauptsache Bestimmung zu treffen haben. Das erlassene kontradiktorische bezw.
Versäumnißurtheil unterliegt in Betreff der Hauptsache dem Angriffe nach
allgemeinen Grundsätzen; soweit es jedoch Vollstreckungsanordnungen trifft, wegen
der sich darbietenden Parallele mit einem über die vorläufige Vollstreckbarkeit
eines Urtheils geführten Streite, nicht über die Berufungsinstanz hinaus
HZ 638, 608).

Die Einrede der Kompetenz steht dem Schuldner gleichfalls nur unter den
Voraussetzungen des tz 635 zu. — Von der im Interesse der Rechtseinheit wünschens-
werthen Aufhebung aller landesgesetzlichen Vorschriften über das deuLÜolum oomps-
tsutia« (vgl. nordd. Entw. tz 926) mußte wegen des innigen Zusammenhanges mit
Instituten des materiellen Landesrechts Abstand genommen werden.

VI.

Der Beginn der Zwangsvollstreckung.

88 620—622. (K. V. 88 620-622, G. W 671-678.)
Die Bedeutung dieser Vorschriften für die Ausschließung der Prüfung der

Vollstreckbarkeitder "Urtheile durch den Gerichtsvollzieher ist bereits erörtert.
Die Zustellung des zu vollstreckenden Urtheils oder sonstigen Schuldtitels

(HH 651, 652) vor der Zwangsvollstreckung vermittelt die Kenntniß des Schuldners
von demselben. Zugleich wird oamit in gewissem Maße ein vor der Zwangsvollstreckung
zu erlassendes Vollziehungs- oder Befriedigungsgebot ersetzt.

An der Zustellung der Vollstreckungsklausel kann der Schuldner in den regel¬
mäßigen Fällen kein Interesse haben, da die Grtheilung der Klausel ihm ohnehin
durch das in den Händen des Gerichtsvollziehers befindliche und zu dessen Legitimation
dienende Original derselben (8 625) nachgewiesen wird. Anders in den Fällen der
§H 614, 615. Die Zustellung eines bedingten oder unter anderen Parteien ergangenen
Urtheils bezw. Schuldtitels involuirt keinerlei präsente Mahnung des Schuldners.
Daß die Bedingung eingetreten, daß die Schuld auf einen anderen Gläubiger über¬
gegangen oder gegen ihn als Rechtsnachfolger des verurtheilten Schuldners existent
geworden, mutz, weil es von zufälligen Thatsachen oder durch den Gläubiger zu
beschaffenden Nachweisen j abhängt, ihm besonders durch den Inhalt der Vollstrcckungs- > S. 411.
klllusel zur Kenntniß gebracht werden. Die Mittheilung der zum Nachweise vorgelegten
öffentlichen Urkunden (88 620. Abs. 2, 621) soll ihn in den Stand setzen, die Recht-
Mäßigkeit der Ertheilung der Vollstreckungsklausel oder des Beginns der Zwangs¬
vollstreckung sofort zu prüfen.

Der Entwurf giebt nach dem Vorgänge der übrigen neueren Gesetzgebungswerte
keine Bestimmungen über die Vollstreckung von Urtheilen oder Schuldtiteln, welche
eine Leistung Zug um Zug betreffen. Die "Rechte beider Parteien bestimmen sich nach
Civilrecht, und die Erfahrung lehrt, datz besondere Schwierigkeiten hierbei auch durch
die Selbstständigkeit der Gerichtsvollzieher nicht erwachsen. Hervorzuheben bleibt nur,
daß derartige Fälle nicht unter die Bestimmung des 8 614 fallen, die Ertheilung der
Vollstreckungsklausel mithin nicht versagt werden kann, weil der Gläubiger seinerseits
nicht vorgeleistet hat.

Die in 8 622 aufgenommene für Preußen (Kabinetsordre vom 4. Juni und
8. September 1822) aufrechterhaltene sog. Paritionsordre wird Seitens der Militär¬
verwaltung als ein werthvolles Hülfsmittel zur socialen und ökonomischen Aufrecht¬
erhaltung des Offizier- und Unterofsizierstandes betrachtet. Das öffentliche Interesse,
welches an der Sicherung besteht, mutz die Bedenken gegen die Aufnahme eines
besonderen Zwischengliedes in den regelmäßigen Gang der Zwangsvollstreckung
überwiegen. Daß die Vermittelung der vorgesetzten Militärbehörde nicht zu einer
Verzögerung der Vollstreckung gegen den Willen und das Interesse des Gläubigers
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gemißbraucht werden kann, ist, wie bereits oben bemerkt worden, durch die Bestimmung
des Absatzes 2 vorgesehen. Zu beachten bleibt, daß die Paritionsordre auch in der
Rheinprovinz Geltung erlangt hat, ohne daß dadurch Inkonuenienzen entstanden sind

VII.
Die Funktionen der Gerichtsvollzieher als Bollstreckungsbeamter.

88 683—626. (K. V. 88 625-626, G. 88 674—677.)
Die Einführung der Gerichtsvollzieher als selbstständiger Vollstreckungsbeamter

ist bereits erörtert. Aus der Selbstständigkeit ihrer Stellung dem Gerichte gegenüber
folgt ihre Stellung als Beauftragte der Gläubiger, welche ihre Thätigkeit in Anspruch
nehmen. Lediglich zur geschäftlichenErleichterung, nicht zur Veränderung des Recht¬
verhältnisses dient die zugelassene Mitwirkung des Gerichtsschreibers (§"623 Abs. 2),
Eine Erleichterung gerade in diesem Punkte wird den an die Mitwirkung des Gerichts
gewöhnten Parteien besonders erwünscht sein; sie entspricht der Vorschrift des § 146
Abs. 2 (vgl. Entw. des Gerichtsverfassungsgesetzes 8 132).

Der Umfang der aus dem Auftrage fließenden Befugnisse des Gerichtsvollziehers
ist, analog denjenigen des Prozeßbevollmächtigten (§§ 75, 77), mit Berücksichtigung
der veränderten Sachlage bestimmt. Da es sich hier nicht mehr um die Feststellung
einer streitigen Forderung, sondern um die Erfüllung der festgestellten Forderung
handelt, so gehört die Empfangnahme der schuldigen Leistung mit zu denjenigen
Handlungen, deren Vornahme dem Gerichtsvollzieher zlisteht und mit Wirksamkeit
gegen Dritte nicht entzogen werden kann (Prozetzordn. v. Hannover Z 532 und Bayern

I S. 412. Art. 838, 0oäs cls proo. art. l 556, hannov. Entw. § 662, nordd. Entw. Z§ 950, 931
und Prot. IV. S. 1980,1986 ff.). Dem Schuldner muß, wenn er zu der Leistung
gezwungen werden soll, ein legitimirter Empfänger derselben gegenübergestellt werden.
Die dem Gläubiger Zustehende Auswahl des Gerichtsvollziehers und die Möglichkeit,
nach Umständen wenigstens einen Bevollmächtigten zu dem Akte der Zwangsvollstreckung
mitzusenden, vermindern die dem Gläubiger etwa drohende Gefahr auf ein nicht
mehr zu berücksichtigendes Minimum. Die von dem Amte des Gerichtsvollziehers
gar nicht zu trennende Befugniß der Pfändung und der Wegnahme gepfändeter
Gegenstände setzt überdies immer den Gläubiger, in dessen Auftrage und zu dessen
Vortheil dieselbe ausgeübt wird, einer gewissen Verantwortlichkeit aus, welche in dem
System der Leitung der Vollstreckung durch den Richter verdunkelt ist. Der Gläubiger
kann dieselbe um so eher tragen, je größer die ihm aus der Pfändung entstehenden
Rechte sind. Hat er den Vortheil, daß die Pfändung von Geld sofort als Zahlung
gilt, so ist die Nothwendigkeit unbeschränkter Vollmacht zur Empfangnahme nichts
Anderes, als die Gleichstellung der erzwungenen und der freiwilligen Zahlung. (Vgl,
Leonhardt) B. P. O. M. IV. S. 363, hannov. Prot. XIV. S. 4158 ff., nordd. Prot.
IV. S. 1980 ff., 1986 ff.)

Die Wirksamkeit des Auftrages ist hier ebenso wenig wie bei der Prozeßvollmacht
von der Beobachtung einer besonderen Form abhängig gemacht. Nur die Uebergabe
des vollstreckbarenSchuldtitels ist erforderlich, weil dessen Besitz auch für den Gläubiger
selbst erforderlich ist, um ihn zur Zwangsvollstreckung zu berechtigen. Der Besitz des
Schuldtitels ersetzt für den Gerichtsvollzieher in geeigneter Weise die Ausstellung
einer besonderen Vollmacht zur Legitimation gegen Dritte (vgl, die oben allegirten
Gesetze und Entwürfe).

Die Vorschriften des Z 626 dienen zur Sicherung des Schuldners.

Zß 627—632. (K. V. 8s 627—632,G. 88 678-683.)
Die Vorschriften über die dem Gerichtsvollzieher zustehende Befugniß, Gewalt

anzuwenden und selbst in Abwesenheit des Schuldners zu verfahren, sind durch den
Zweck der Vollstreckunggeboten und werden durch reglementarische Vorschriften (vgl,
z. B. hannov. Entw. 8 671) ergänzt werden.

Die Zugänglichkeit der Akten des Gerichtsvollziehers wird durch das Interesse
der Parteien erfordert und erspart Abschriften.
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Die Beschränkung der Thätigkeit des Gerichtsvollziehers rücksichtlich der Sonn-
und Festtage und die Vorschriften über die Beurkundung seiner Handlungen entsprechen
den die Zustellungen betreffenden Zß 164, 167. Rücksichtlichder Zwangsvollstreckung
-ur Nachtzeit gilt ebenfalls das dort Gesagte (S. 151, hier S. 229). Daß dem
gläubiger und Schuldner nur auf Begehren Abschrift des Protokolls zu ertheilen
i» bedürfte keiner besonderen Erwähnung im Gesetze.

Die Beschränkung auf mündliche Aufforderungen und Mittheilungen, wo diese
möglich sind, die Zustellung durch Aufgabe zur Post und der Ausschluß öffentlicher
Wellung für solche Aufforderungen und Mittheilungen des Gerichtsvollziehers
hefteten das Verfahren von hemmender Weitläufigkeit, ohne die in diesem Stadmm
des Verfahrens dem Schuldner gebührenden Rücksichten zu verletzen. Der nordd.
Entw. Z 928 erläßt jede bei einer Vollstreckungshandlung an den Schuldner zu
bewirkende Zustellung oder Mittheilung, wenn der Aufenthalt desselben unbekannt
oder im Auslande ist. Dies geht zu weit, wenn man auch annimmt, daß dadurch
die Falle nicht getroffen werden sollen. Im welchen trotz der angegebenen Umstände > S.413.
eine gültige Zustellung im Inlande erfolgen könnte. Auch nach dem Auslande kann
billigerweise wenigstens eine Mittheilung durch die Post beansprucht werden, da sie
den Fortgang der Vollstreckung nicht aufhält. Ueberhaupt ist die wirkliche Zustellung
an den Schuldner nicht in allen Fällen ohne Einfluß (vgl. HZ 678, 701) und daraus,
daß sie unter Umständen nicht ausgeführt werden kann, folgt nur die Nothwendigkeit,
für alle Arten der Vollstreckung das Verfahren so zu gestalten, daß dessen Wirksamkeit
nicht von der Erreichbarkeit des Schuldners abhängt (nordd. Entw. § 1017) und selbst
durch dessen Entfernung nicht aufgehalten wird; dient die Zustellung den Zwecken
der Vollstreckung, so ist sie auch auszuführen.

VIII.

Das Vollstreckungsgericht.

Des

8 633 (K. V. 8 633, G. 8 684)
ist schon in den einleitenden Bemerkungen zu diesem Abschnitte gedacht (S. 389 — hier
S.422 — 8ud V.). Die im zweiten Absätze angedeuteten Ausnahmen finoen sich in den
3§ 87? Abs. 2, 697, 698, 699, 702, 703, 706, 726, 729, 744, 755, 761. Die Ent¬
behrlichkeit mündlicher Verhandlung (Abs. 3) ist im ß 4 der allg. Begründung erörtert.

IX.

Der Widerspruch Dritter gegen die Zwangsvollstreckung.

§ 639. (K. V, 8 639, G. § 690.)
Der Widerspruch eines Dritten gegen die Zwangsvollstreckung (sog. Exekutions-

interuention) kann sich wider die Veräußerung eines beim Schuldner gepfändeten oder
M versteigernden Gegenstandes richten. Daneben steht der Fall, daß der Dritte dem
Vollzuge des erstrittenen Urtheils selbst widerspricht, indem er die Sache («xLeisz)
für sich in Anspruch nimmt, deren Herausgabe Gegenstand des Hauptprozesses gewesen
und nunmehr ObM der beginnenden Zwangsvollstreckung (HZ 716 ff.) ist. Die
Hauptintervention aus Z 61 ist ausgeschlossen, sobald das Urtheil des Hauptprozesses
die Rechtskraft beschritten hat.

In allen diesen Fällen ist mehr als die bloße Ausführung der Vollstreckung in
Frage: es ist über materielle Rechte der Betheiligten zu entscheiden, demnach die
Anwendung des ordentlichen Verfahrens geboten. ' Indessen ist der Zusammenhang
mit der Zwangsvollstreckung derart vorwiegend, daß ohne Abweichung von den
allgemeinen Grundsätzen über die sachliche Zuständigkeit, sich örtlich die Verweisung
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vor das Gericht, in dessen Bezirke die Vollstreckung erfolgt, empfiehlt (Hannover
' D 583, 584, Oldenburg Art. 347 Z 1, Bayern Art. 870, 840, Reichs-Rechtshülfeqchtz

ß 8, nordd. Entw. Z 919, nordd. Prot. IV. S. 2006).
Die Stellung des Dritten als Klägers ergiebt sich mit Nothwendigkeit daraus

daß der streitige Gegenstand sich nicht im Besitze des Dritten befindet, denn andernfalls
kann er sich gegenüber einer etwaigen Zwangsvollstreckung auf bloßen Widerspruch

I S. 414. beschränken und die Klage des obsieglichen Theils auf >Herausgabe abwarten (vgl
W 659, 661, 662, 718). 'Die Klage braucht (abweichend von Z 61) nicht nothwendig
gegen den Schuldner mitgerichtet zu werden, da dieser die Rechte des Dritten vielleicht
anerkennt, eintretenden Falls aber kann der Schuldner, wie bei einer Hauptintervention
(Z 61), nur Streitgenosse des Gläubigers sem (nordd. Prot. IV. S. 2007). Ueber
den Einfluß der Klage auf den Fortgang der Vollstreckung gelten dieselben Grundsätze
wie im Falle des Z 635 (A. A. ohne ausreichenden Grund Olshausen die Einsprüche
dritter Personen in der Exekutionsinstanz nach gemeinem und preußischem Rechte sowie
vom Standpunkte der Gesetzgebung. Berlin 1874, S. 106 ff.). Nur ist die Aufhebung
der bereits erfolgten Vollstreckungsmaßregeln unter Umständen auch ohne Sicherheit
gestattet, weil gegen den Dritten die Zwangsvollstreckung überhaupt nicht gerichtet ist.
Eine unbedingte Hemmung der Vollstreckung durch die Klage (hannov. Proz. Ordn,
3 584) wird ohne Beeinträchtigung des Gläubigers nicht zugelassen werden können
(Proz. Ordn. v. Bayern Art. 874 und Oldenburg Art. 34? § 2, preuß. A. G. 0. 1. 24.
8 77, v. Neumayr a. a. O. S. 367, nordd. Entw. § 919).

X.

Die Einstellung und die Beschränkung der Zwangsvollstreckung.

ZZ 640, 641. (K. V. 88 64U. 641, G. 88 691, 692.)
Neben den Vorschriften über das Recht des Schuldners auf Einstellung des

Verfahrens und über das Verfahren zur Geltendmachung dieses Rechts (§ß 617, 634,
638) dienen die Vorschriften des ß 640 Nr. 1, 2 in ihrer unmittelbaren Wirkung
auf die Vollstreckungsorgllne zur Durchführung der erlangten Entscheidung. Daß in
Nr. 1 die Ausfertigung einer vollstreckbaren Entscheidung verlangt wird, enthält keine
Einschränkung der Vorschrift des ß 607, nach welcher rücksichtlichder vorläufigen
Vollstreckbarkeit eines Urtheils jede das Urtheil oder die Vollstreckbarkeit aufhebende
Entscheidung sofort und ohne Weiteres wirkt; insoweit ist diese Entscheidung eben
vollstreckbar. In jedem anderen Falle, also sowohl bei der Vollstreckung eines
rechtskräftigen Urtheils, wie bei dem Widersprüche eines Dritten gegen die Vollstreckung
(§ 639), ist dagegen, abgesehen von dem Falle Nr. 2, die Vollstreckbarkeit der vor¬
gelegten Entscheidung nach den allgemeinen Regeln festzustellen. Wie weit die
Einstellung wirkt, ergiebt sich aus dem Inhalt der vorgelegten Entscheidung.

Die Vorschriften der Nr. 3, 4, 5, mit denen der Nr. 1, 2 nur wegen des
formellen Zusammenhangs der unmittelbaren Einwirkung auf die Vollstreckungsorgllne
verbunden, bezwecken nur eine Erleichterung des Verfahrens für den Fall, daß der
Schuldner Einwendungen gegen das Fortbestehen des Anspruchs bezw. gegen die
Durchführung der Exekution erhebt. Es kann nicht im Interesse des Gläubigers
liegen, daß diese Einwendungen, wenn sie in der vorgeschriebenen Weise bescheinigt
sind, sofort zur richterlichen Entscheidung gebracht werden. Es liegt vielmehr im
Interesse beider Theile, daß der Gerichtsvollzieher die Vollstreckung unter Aufrecht-
haltung des 8tatu8 yno vorläufig einstellt, im Falle der Nr. 3 sogar aufhebt,
und nur auf Verlangen des in Kenntniß gesetzten Gläubigers fortsetzt; daß er zu

> S. 415. einer solchen Fortsetzung I berechtigt und verpflichtet ist, bedürfte als selbstverständlich
keiner besonderen Sanktion durch das Gesetz. Im Falle der Fortsetzung ist der
Schuldner genöthigt, wie er schon vorher berechtigt ist, die Einstellung bei dem
Gerichte zu beantragen. Die Einstellung durch die Vollstreckungsorgane nur auf die
Einwilligung des Gläubigers hin eintreten zu lassen (Oldenburg Art. 34? Z 1),
erscheint zu eng, da die Befriedigung desselben durch Leistung an einen Vertreter oder
die Absendung der schuldigenSumme durch die Post mit dem Auftrage des Gläubigers
zur Zwangsvollstreckung sich gekreuzt haben kann. Die Einstellung auf Grund der
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Nr. 4 muhte aus naheliegenden Gründen auch bei Vorlegung einer bloßen Priuat-
urkunde des Gläubigers zugelassen werden (vgl. hannov. Dienstregl. für die Gerichts-
voiate § 79, preuß. A. G. Ö. I. 24. § 46, hannov. Entw. § 677, nordd. Entw. § 920,
nordd. Prot. IV. S. 1993, 1994).

XI.
Die Ginwirkung des Todes des Schuldners »uf die Zwnngsuollstreckung.

Zß 642, 643. (K. V. §8 «42. 643, G. 88 693, 694).
Soweit bei dem Tode des Schuldners die Zwangsvollstreckung noch nicht

zulässig geworden, also das zu vollstreckende Urtheil weder für vorläufig vollstreckbar
Märt, noch rechtskräftig geworden ist, kommen die Vorschriften über die Unter¬
brechung des Verfahrens (Z§ 209, 215, 218) zur Anwendung. Im Uebrigen aber
ändert der Tod die Sachlage nicht weiter, als daß die Richtung der Zwangs¬
vollstreckung gegen den Erben durch Zustellung einer neuen vollstreckbaren Ausfertigung
begründet werden muß. Hiervon ist aus praktischen Gründen die Ausnahme zu
machen, daß die bereits begonnene Vollstreckung in den Nachlaß des inzwischen
verstorbenenSchuldners fortgesetzt wird; es sind in diesem Falle entweder bereits
bestimmte Gegenstände von der Vollstreckung ergriffen, oder der Nachlaß ist noch
äußerlich als solcher erkennbar vorhanden. Die Proz. Ordn. u. Hannover ß 543
und v. Bauern Art. 833 stimmen unter den durch das Befriedigungsgebot bedingten
Modifikationen mit dem aus dem nordd. Entw. Z 932 übernommenen § 642 Abf. 1
überein.

Damit bei dem Tode des Schuldners nicht der Mangel einer Person, gegen
welche die Zwangsvollstreckung zu richten ist, die Vollstreckung aufhält, ist dem
Nachlasse oder dem Erben, dessen Person oder Aufenthalt unbekannt, ein besonderer
Vertreter zu bestellen; die Bestellung ist, wenn die Zwangsvollstreckung begonnen
hat, nach Analogie des ß 55 dem Vollstreckungsgcrichte, andernfalls aber dem
zuständigen Nachlaßgerichte überwiesen (vgl. preuß. A. L. R. I. 9 ß 471, Ouäs oiv.
m't. 812, mecklenb. Exet. Ordn. § 6, nordd. Entw. LZ 922, 923). Die Rücksicht auf
die Rechte des Gläubigers muß zu Gunsten des Fortgangs der Vollstreckung auch
bei ruhender Erbschaft (mecklenb. Exek. Ordn. M 5, 6, preuß. A. G. O. I. 24 § 15)
überwiegen und dies selbst da, wo der mit Vorbehalt der Rechtswohlthat des
Inventars antretende Erbe bestimmte Verpflichtungen zur gleichmäßigen Befriedigung
der Erbschaftsgläubiger hat (preuß. A. L. R. I. Tit. 9 §§ 452 ff.); denn der berufene
Erbe kann durch rechtzeitige Entschließung (vgl. z. B. preuß. Verordn, v. 4. März 1834
§ 2 und Kont. Ordn. v. 8. Mai 1855 §§ 342 ff.) jeden drohenden Nachtheil
abwenden.

>Bei den Vorschriften der Z§ 642, 643 ist von dem etwaigen Bestehen eines >S. 416.
erbschaftlichenLiquidationsverfahrens und dessen Einfluß auf d« Exekution völlig
abgesehen. Letzterer bestimmt sich nach den Landesgefetzen (vgl. Einführ. Ges. ß 11
Nr. 3).

§8 644, 645. (K. V, §8 644, 645. G. 88 695, 696).
Daß das ohne Vorbehalt der Rechtswohlthat des Inventars gegen den Erben

des ursprünglichen Schuldners ergehende Urtheil das Recht des Benagten, sich auf
diese Wohlthat zu berufen, ausschließt, gründet sich darauf, daß dieselbe nicht bloß
die Art der Vollstreckung, sondern den Umfang der Verpflichtung des Beklagten
berührt. Alle hierauf bezüglichen Einwendungen finden durch das Endurtheil ihre
Erledigung. Durch diese Behandlung der Frage (vgl. nord. Entw. § 924) wird
zugleich die Zwangsvollstreckung im Interesse des Gläubigers und ohne Gefährdung
des Schuldners erheblich vereinfacht, da die grundlose Berufung auf die Rechtswohltbat
die Vollstreckung erheblich verzögern kann. Zur Erreichung jenes Zweckes genügt die
Nothwendigkeit ewes Vorbehalts im Urtheil. Aus dieser :st die Nothwendigkeit einer
Entscheidungüber das Recht des Beklagten, sich auf die Rechtswohlthat zu berufen,
nicht zu entnehmen, wenn diese Entscheidung auch bei vollständig erörterter Sache
erfolgen kann. Ist der Schuldner in der Lage, die Rechtswohlthat durch Errichtung
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des Inventars erst noch wahren zu müssen, so kann nicht mehr als ein Vorbehalt
erfolgen. Ebenso würde es durchaus unzweckmäßig sein, den nur möglicher Weise
erheblichen Streit, ob die Rechtswohlthat gewahrt sei, mit der Hauptsache zu
verbinden, wenn die Entscheidung über denselben das Urtheil in der Hauptsache
aufhalten würde.

Die Vorschrift des Z 644 soll zugleich die im Gebiete des preuß. Rechts
bestehenden Zweifel lösen. Die A. G. O. hatte die Bestimmung, daß die Rechts¬
wohlthat schon im Prozesse angezeigt werden müsse, widrigenfalls der Erbe durch
Berufung auf dieselbe spater die Exekution nicht aufhalten könne (A, G. O. I, 24
§ 19). Nach Aufhebung dieser Bestimmung durch § 2 der Verordn, v. 4. März 1834
wurde es kontrovers, ob der Einwand der Rechtswohlthat in der Exekutionsinstanz
noch vorgebracht werden könne, bezw. müsse (vgl. v. Rönne, Ergänzungen Bd. III
zur A. G. O. I. 24 Z§ 15 ff.). Die Praxis, welche sich für die Zulassung entschied^
ist dabei mannigfachen Schwierigkeiten in der Behandlung der Frage begegnet, In
Berücksichtigung dessen hatte bereits der preuß. Entw. Z 984 eine dem 8 644 sachlich
kongruente Vorschrift aufgenommen (vgl. preuß. Mot. S. 248 ff.).

Rücksichtlich der Art der Zwangsvollstreckung gegen einen Erben, welcher auf
die Rechtswohlthat des Inventars sich zu berufen berechtigt ist (3 644), könnte die
Ansicht Platz greifen, daß ohne Weiteres nur die zum Nachlasse gehörigen Gegenstände
angegriffen werden können (baner. Proz. Ordn, Art, 833, preuß. Verordn, v. 4. März
1834 ß 2). Allein wenn auch die Schwierigkeit für den Gläubiger, diese Gegenstände
aufzufinden, durch den Zwang zur allenfalls eidlichen Manifestation seitens des
Erben überwunden werden kann, so nöthigt doch das Recht des Benefizialerben, alle
Gegenstände des Nachlasses gültig zu veräußern, zu der entgegengesetzten Maßregel,
die Vollstreckung unbeschränkt zuzulassen (Z 645). Der Erbe würde sonst durch bloße
Veräußerung der Nachlaßgegenstände die Vollstreckung bis zu einer neuen Verurtheilung
unmöglich machen, während er nicht blos mit dem Nachlasse, sondern bis auf Höhe
desselben verhaftet ist, und noch nicht feststeht, ob und in welchem Umfange er von

S. 417. der Rechtswohlthat im einzelnen Falle Gebrauch machen l kann. Das Recht zu
widersprechen und die Einwendungen in demselben Wege wie andere den Anspruch
selbst betreffende Einwendungen zur Entscheidung zu bringen, schützt den Erben zur
Genüge (vgl. nordd. Entw. Z 925, nordd. Prot. IV. S, 2010).

Ueber den materiellen Inhalt der Rechtswohlthat und die außerprozessualischen
Voraussetzungen, unter welchen der Erbe sich auf dieselbe berufen kann, sind keine
Bestimmungen getroffen.

XII.

Die Kosten der Zwangsvollstreckung und der Beitreibung.

8 646. (K. V. 8 646, G. 8 697.)
Für den Anspruch auf Erstattung der Kosten der Zwangsvollstreckung kann ein

anderer Titel zur Zwangsvollstreckung (§ 95) als das in der Hauptsache vollstreckbare
Urtheil und selbst eine Festsetzung dieser Kosten (Z 96) nicht mehr gefordert werden,
wenn die vollständige Befriedigung des Gläubigers überhaupt zu Ende geführt werden soll
(Proz. Ordn. v. Hannov. § 544 und Banern Art. 878, mecklenb. Exek.-Ordn. § 9).
Dem Schuldner bleibt das Recht, Einwendungen nach Z 635 geltend zu machen,
sofern nicht ß 634 Anwendung findet. Die Erstattung der Kosten einer Zwangs¬
vollstreckung, deren Titel aufgehoben wird, folgt, wenn auch der Schuldner dem
vollstreckbaren Urtheil genügen mußte, doch daraus, daß der Gläubiger nur formell
zur Anwendung des Zwangs berechtigt war. Die bloße Aufhebung «er vorläufigen
Vollstreckbarteit eines Urtheils fällt nicht unter die Bestimmung des Abs. 2; sie
beweist bei der Vorschrift, daß gewisse Urtheile kraft Gesetzes für vorläufig vollstreckbar
zu erklären sind (Z 601), nichts für ein Versehen des Gläubigers. Daß durch die
Erstattungspflicht nur der Gläubiger betroffen wird, nicht aber der Empfänger der
entstandenen Kosten, versteht sich von selbst; von der Berechtigung des Letzteren ist
hier nicht die Rede.
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xm.
Die Requisition von Behörden zum Zwecke der Zwangsvollstreckung.

ZZ 647, 649. (K. V, 88 647. 649, G. 88 698, 700,)
Die Verweisung der Zwangsvollstreckung an selbstständige Vollstreckungsorgane

soll nicht durchgeführt werden, wo die Rechte der Parteien durch Festhaltung der
Form ernstlich gefährdet werden würden und nur die unmittelbare Anwendung der
Autorität des Gerichts helfen kann. Aus dieser Rücksicht gehen die Paragraphen
hervor.

Z 648. (K, V. § 648. G. 8 699.)
In 8 648 handelt es sich hauptsächlich um die Wahrung eines allgemeinen

Interesses der militärischen Disziplin. Die dienstliche Autorität eines militärischen
Vorgesetztenwürde schwer gefährdet weiden, wenn gegen ihn in der Kaserne d. h.
unter den Augen zahlreicher Untergebener und mit dem dabei nicht zu vermeidenden
Aufsehenvon einem bürgerlichen Beamten die Zwangsvollstreckung ausgeführt würde.
Wird dieselbe in die Hand der Militärbehörde gelegt, so kann sie bei gleicher Energie
in der Sache unter Formen durchgeführt ! werden, bei welchen die wünschenswerthe I S. 418.
Rücksichtauf das dienstliche Ansehen des Schuldners beobachtet wird (preuß.
Kabinetsordre vom 4. Januar 1833, fächf. Verordn, vom 4. Dezember 1867 ß 10).

XIV.
Die Beschwerde gegen Entscheidungen im Zwangsvollftreckungsverfahren.

§ 650. (K. V. § 650. G. § 701.)
Der Zulassung der Beschwerde und der Beschränkung derselben auf die Nothfrist

ist bereits zu den §8 506 und 516 gedacht. Die Entscheidungen im Zwangs¬
vollftreckungsverfahren dürfen ihrer Natur entsprechend nicht nach längerer Zeit noch
in Frage gestellt weiden, sie müssen mit Ablauf einer kurzen Frist unwiderruflich
sein. Üebrigens ist dadurch die Erneuerung eines zurückgewiesenen Antrags des
Gläubigers nicht ausgeschlossen.

XV.

Die übrigen vollstreckbaren Schuldtitel.

8 651. (K. V. § 651, G. 8 702.)
Die Zulassung der Zwangsvollstreckung aus anderen Titeln als Endurtheilen

ist zum Theil durch die Natur dieser Titel geboten, nämlich für die dem Rechtsmittel
der Beschwerde unterliegenden Entscheidungen (Nr. 2), zu denen auch Kosten-
fzstsetzungsbeschlüsse (§ 96) gehören, und für die Vollstreckungsbefehle (Nr. 3). Die
Pullstreckbarieit der gerichtlich geschlossenen Vergleiche über rechtshängige Sachen
(Nr. 1) spreuß. A. G.' O. I. 24 8 4 und Verordn, v. 4. März 1834 8 1, Prozeßordn,
v, Hannover 8 528, Oldenburg Art. 134 und Bayern Art. 223, nasf. Prozeßges.
v. 26. Juli 1851 8 1, coburg. Prozeßges. u. 1. Dezember 1858 Art. 41, Anhang' zu
den remdirten Erläuter. der anhält. Prozeßord. v. 21. August 1864 Kap. XII. § 2,
hannov. Entw. § 645 Nr. 6, nordd. Entw. 8 931 Nr. 1, preuß. Entw. 8 982, nordd.
Prot. IV. S. 2011, 2012^ dient vorzugsweise der Erleichterung der Vergleiche, ohne
daß eine Beschränkung auf die vor dem Prozeßgerichte oder einem beauftragten
Richter geschlossenen erforderlich erscheint. Der gerichtlichen Entscheidungen in den
Fällen der 83 475, 499 war als Tüel zur Zwangsvollstreckung nicht besonders zu



446 Begründung des Entwurfs.

gedenken, da es sich dabei im Grunde nicht um Vollstreckung des höheren Urtheils
sondern des erstinstanzlichen handelt, und dieses, durch jenes für vorläufig vollstreckbar
erklärt, schon nach Z 597 exekutionsfähig wird.

Die Vollstreckbllrkeit der vom Gerichte oder Notar aufgenommenen Urkunden
(vgl. nordd. Entw. § 933, nordd. Prot. V. S. 2263, 64,) ist im verstärkten Maße
dasjenige, was der Urkundenprozeß gewährt, und dient zur Befriedigung des
Bedürfnisses einer prompten Erfüllung von Verpflichtungen, deren Existenz fast
niemals in Frage gestellt wird. Die im Entwurf angenommene Beschränk««»
ausdrücklicher Unterwerfung unter die Vollstreckung hat nicht allein die innere
Begründung und den Vorgang der meisten neueren Gesetzgebungen für sich, sondern
hilft auch über manche Bedenken hinweg, welche sich für die Gebiete erheben, in
denen das Institut bisher unbekannt war. Für früher errichtete, jene Klausel nicht

I S. 419. enthaltende (bayer. rhein.) Urkunden ist durch ß 19 des Einführungsge! setzes eine
den bisherigen Rechtszustand aufrecht erhaltende Bestimmung getroffen. Die
Ausdehnung ihrer Exekutionsfähigkeit auf das ganze Reich erschien mit dem Prinzin
der obengedachten Beschränkung nicht verträglich. Darm läßt sich aber um so
weniger ein Uebelstand finden, als die Möglichkeit einer Ergänzung der Urkunden
gegeben ist. — Für den Gegenstand einer vollstreckbaren Verpflichtung sind dieselben
Schranken gezogen, wie bei der Zulassung des Urkundenprozesses. Bei Verpflichtungen,
welche nicht eine bestimmte Quantität vertretbarer Sachen zum Gegenstände haben,
ist em entstehender Streit nicht einfach genug, um bei der nothwendigen Einengung
der Einwendungen in die Form der Klage eine befriedigende Lösung mit Sicherheit
erwarten zu lassen. Ein Bedürfniß dafür ist hier ebensowenig wie bei dem Urkunden¬
prozesse anzuerkennen. Die Beschränkung auf Zahlung einer bestimmten Geldsumme
(Oloenb. Art. 333) erscheint dagegen gleichfalls nicht geboten. Auch ist es nicht
rathsam, die Vollstreckbllrkeit auf Verbindlichkeiten aus einseitigen Rechtsgeschäften
zu beschränken. Dies würde in häufigen Fällen zu Zweifeln führen, namentlich da,
wo Verbindlichkeiten aus zweiseitigen Geschäften durch den Parteiwillen aus dem
ursprünglichen Zusammenhange gelost sind, ein im kaufmännischen und Hypotheken¬
verkehr sehr gebräuchliches Verfahren, wohin insbesondere die Verbriefung rückständiger
Kauf- oder Erbegelder gehört. Das richtige Temperament liegt in der Nothwendigkeit
der Unterwerfungsklausel.

Ueber die Form der der Vollstreckbarkeit fähigen Urkunden wird, abgesehen
von der Nothwendigkeit der Vollstreckungsklausel (§ 612), durch den Entwurf nichts
bestimmt; es entschieden darüber die sonst geltenden Rechte (vgl. nordd. Prot. V,
S. 2263).

Z 652. (K. V. § 652, G. § 703.)
Für die Zwangsvollstreckung aus den im S 651 erwähnten Schuldtiteln sollen,

soweit nicht ihre Eigenthümlichkeit Abweichungen erfordert, dieselben Regeln, wie
für die Vollstreckung der Endurtheile gelten. Den Nr. 2 aufgeführten Schuldtiteln
fehlen solche Eigenthümlichkeiten gänzlich. Bei einer Reihe von der Beschwerde
unterliegenden Entscheidungen kann von Zwangsvollstreckung überhaupt nicht die Rede
sein. Ebenso ist bei solchen Titeln, welche nicht in einer Entscheidung des Gerichts
bestehen, für die Anwendung der Vorschriften über die Vollstreckbllrkeit gegen einen
Smgulllrsuccessor und über den Vorbehalt der Rechtswohlthat des Inventars kein
Raum.

Die Vollstreckbarkeit von Urkunden (S 651 Nr. 4), findet unter Anwendung
des Z 614 auch statt, wenn die beurkundete Verpflichtung von dem Eintritte einer
Thatsache abhängig ist (Hannover Z 528, Bayern Art. 821, nordd. Entw. ß 938).
Die oldenb. Proz.-Ordn. Art. 333 fordert dagegen unbedingte Existenz und Fälligkeit
der Forderung nach Urkunde, in welcher die sofortige Vollstreckung zugestanden ist,
die württemb. Proz. Ordn. Art. 903 ebenso Angabe der Zeit der Leistung in dieser
Urkunde. Durch solche Beschränkung würde jedoch die Brauchbarkeit des Verfahrens
für die sehr zu beachtenden Fälle kündbarer Forderungen ausgeschlossen werden,

8 653. (K. V. § 653, G. § 704.)
Daß Vollstreckungsbefehle (Z 592) nur bei eingetretener Rechtsnachfolge der
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Vollstreckungsklauselbedürfen, folgt daraus, daß sie selbst ihrem Inhalte nach diese
Klausel'sind, und nur in der ertheilten Ausfertigung existent werden. Für die den
festgestellten Anspruch selbst betreffenden Einwendungen (8 635), sowie > für die in>S. 420.
den ZZ 616, 636 erwähnten Klagen mußte zur Vermeidung sachlich differenter Urtheile
auch hier die Zuständigkeit, wie im § 593, geregelt werden.

Maßgebend für die Zulassung materieller Einwendungen ist die „Zustellung
des Vollstreckungsbefehls" (vgl. württemb. Exek. G. v. 13. November 1855 Art. 6,
württemb. Proz. Ordn. Art. 904). Vorher entstandene Einwendungen kann der
Schuldner sich mittelst Einspruchs (8 593) salviren. Was aber die nach Zustellung
des Vollstreckungsbefehls entstandenen Einwendungen angeht, so ist es billig, sie
allgemein zuzulassen, ohne Rücksicht darauf, ob sie durch Einspruch hätten geltend
«macht werden können oder nicht. Der Schuldner, welcher nach Zustellung des
vollstreckungsbefehls zahlt, würde fönst genöthigt fein, Einspruch zu erheben, um sich
gegen eine etwaige spätere Exekution zu sichern.

§ 654. (K. V. § 654, G. § 705.)
Für die Ertheilung vollstreckbarer Ausfertigungen von Urkunden, rücksichtlich

deren es an einem Prozeßgerichte noch fehlt, ist die Zuständigkeit zu bestimmen.
Nur die württemb, Proz. Ordn. Art. 903 überträgt die Erkennung oer Vollstreckbarkeit
der Notariatsurkunden dem Gerichte, was jedoch mit der Bestimmung des württemb.
Rechts zusammenhängt, daß jede Vollstreckung durch Erlaß eines Zahlungsbefehls
eingeleitet werden muß (Ges. v. 13. November 1855). Die Befugniß der Notare
,ur Ertheilung vollstreckbarer Ausfertigungen ist der Einfachheit wegen auch in den
Fällen der M 614, 618 nicht beschränkt (vgl. nordd. Entw. 8 936, nordd. Prot. V.
S, 2264). In wie weit die Befugmß des die Urkunde aufnehmenden und verwahrenden
Notars nach dessen Abgang auf einen anderen Notar oder eine Behörde übergeht,
hängt von der Verfassung des Notariats und den landesgesetzlichen Bestimmungen
über die Verwahrung der Notariatsurkunden ab. Die Vorschrift des Abs. 3 hält
sich in möglichstem Einklang mit den 88 617, 618.

Der Mangel eines Prozeßgerichts der Hauptsache erfordert auch die Bestimmung
der Zuständigkeit für Entscheidung der den Anspruch selbst betreffenden Einwendungen
und oer übrigen im Abs. 5 erwähnten Klagen. Für die hier geregelte Zuständigkeit
waren lediglich Zweckmäßigkeitsrücksichten maßgebend (vgl. auch 8 677 Abs. 2, vgl.
nordd. Entw. 8 943, nordd. Prot. V. S. 2274, 75). Die Zulässigkeit von den
Anspruch selbst betreffenden Einwendungen ist nach der Zeit ihrer Entstehung nicht
beschränkt (Hannov. 8 575, Old. Art. 343, Bayern Art. 868, nordd. Entw. tz 944,
nordd. Prot. V. S. 2275, 2276). Die Frage, ob die Hemmung der Vollstreckung
nur bei solchen Einwendungen zu gestatten sei, welche nach Errichtung der Urkunde
entstanden sind (württemb. Proz. Ordn. Art. 904), ist von der Frage der materiellen
Zulässigkeit zu trennen; sie ist nach den allgemeinen Regeln dem Ermessen des Gerichts
überlassen, und im vorliegenden Falle ist eine Beschränkung desselben auf folche
päter entstandene Einwendungen um so weniger gerathen, als durch dieselbe auch
olche Einwendungen getroffen werden, welche die Rechtsbeständigkeit des beurkundeten
Rechtsgeschäftsoder der Urkunde selbst berühren.

8 655. (K. V, § 655, G. § 708.)
Nach verschiedenenLandesgesetzgebungen findet die gerichtliche Zwangsvollstreckung

auch auf Grund anderer Schuldtitek, als der in dem Entwurf abgehandelten, statt,
so m Preußen aus Vergleichen, welche vor den nach der Kab.-Ordre v. 13. Dezember
1826 bestellten Schiedsmännern geschlossen sind, in Hannover ge! maß der Proz. Ordn. >S. 421.
z 528 Nr. 3, 4, in Oldenb. nach der Proz. Ordn. Art. 332. In diese Einrichtungen,
welche das gerichtliche Verfahren nicht berühren, soll nicht eingegriffen, ebenso wenig
die Herstellung neuer derartiger Einrichtungen gehindert werden. Dies bezieht sich
insbesondere auch auf die Zwangsvollstreckung aus Hypothekenurkunden, bei welchen
über die wünschenswerthe Vollstreckbarkeit wegen der Mannigfaltigkeit des bestehenden
Rechtszustandes allgemeine Regeln nicht aufgestellt weiden tonnen (vgl. nordd. Entw.
§ 945, nordd. Prot. V. S. 2276, 2277).
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XIV.

Ansschließlichkeit des Gerichtsstandes in der Zwangsvollstreckung.
§ 656. (K. V, § 636, G. 8 707).

Für alle Fälle der Theilnahme der Gerichte an dem Zwangsvollstreckungsvei-
fahren ist die Ansschließlichkeit der bestimmten Zuständigkett hauptsächlich deshalb
wünschenswerth, damit nicht dieselbe Sache nach einander zur Entscheidung verschieden«
Gerichte gelangt. (Vgl. Proz. Ordn, von Bayern Art. 840, preuß. Entw. § 1031,

Zweiter Abschnitt.
Zwangsvollstreckung wegen Geldforderungen.

Elster Titel.
Zwangsvollstreckung in das bewegliche Vermögen.

88 657—701. (K. V. 88 657—701, G. 88 708—754).

I. Allgemeine Bestimmungen.

88 657—660. (K. V. 88 657-660, G. 88 708—711.)

§§ 657, 658. (K. V. 88 657, 656. G. 8s 708, 709).
Von der Bestimmung der Form der Zwangsvollstreckung ist die Bestimmung

der Wirkung der einzelnen, zum Zwecke der Zwangsvollstreckung vorgenommenen
Alte unzertrennlich. Form und Wirkung machen nicht nur ersichtlich, wie der Zweck
der Zwangsvollstreckung, die Befriedigung des Gläubigers, herbeigeführt wird, sondern
beeinflussen sich auch gegenseitig. Je stärker die Wirkung, um so bestimmter muß die
Form sein; die Unmöglichkeit einer ausreichend bestimmten, scharf sixirbaren Form
müßte eine Milderung der Wirkung zur Folge haben. OB ist daher vorab zu erörtern,
welche Wirkung mit Rücksicht auf oie bestehenden Rechte und auf die Anforderungen
des Verkehrs dem ersten Akte der Vollstreckung in das bewegliche Vermögen, der
Pfändung, beigelegt werden kann.

Die Wirkung der Pfändung ist in dem bestehenden Rechte verschieden geregelt.
Im Allgemeinen lassen sich zwei Gruppen unterscheiden:

1) Durch die Pfändung entsteht ein Pfandrecht an dem gepfändeten Objekte;
hierher gehören das gememe Recht — was freilich nicht unbestritten geblieben
ist — und diejenigen Rechte, welche, wie z. B. das sächs. Civilgesetzbuch
tz 487 und das Hess. Pfandges. v. 15. September 1858 Art. 181, an dem
Grundsatze des gemeinen Rechts festgehalten haben.

I S. 422. >2) Durch die Pfändung entsteht weder ein Pfandrecht, noch ein Vorzugsrecht!
auf diesem Standpunkte befinden sich das französische Recht (lloäs oiv. »rt,
2093 86YU., OnÄL äs pru«. art. 656 8Lyu.), das preuß. Recht seit Erlaß der
Konkursordn. v. 8. Mai 1855, das württemb. Recht seit Erlaß des Ein-
führungsges. zum A. D. Handelsgesetzbuche v. 13. August 1865 Art. 53,
das bayer. Recht (Proz. Ordn. Art. 938) und das bad. Landrecht (vgl.
Nachweisungen bei v. Meibom, Arch. f. d. civ. Praxis Bd. 52, S. 297 ff.).
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Für die Zwecke der Prozeßordnung kommt es auf die Feststellung des
Verhältnisses des Gläubigers, für welchen die Pfändung erfolgt ist, zu anderen
Gläubigern desselben Schuldners an. Wird nach Bewirtung der Pfändung für einen
Gläubiger allen übrigen zur Zwangsvollstreckung berechtigten Gläubigern die Befugniß
eingeräumt, sich der Pfändung im Laufe des Verfahrens anzuschließen und an den
«alisirten Vermügenswerthen in gleicher Weise wie der die Pfändung betreibende
Gläubiger zu partizipiren, so mag eine solche Regelung der idealen Absicht entsprechen,
haß kein Gläubiger vor dem anderen bevorzugt werden soll, allein in Wirklichkeit ist
eine Gleichheit, welche die gleiche Berücksichtigungaller übrigen Gläubiger rechtfertigen
könnte, nicht vorhanden. Wer ohne vorsichtige Prüfung Kredit gewährt oder die
Einziehung einer fälligen Schuld versäumt, versetzt sich selbst in eine wesentlich andere
Lage, als derjenige, welcher aufmerksam die Solvenz seines Schuldners prüft oder
überwacht und sich um Einziehung seiner Forderung rechtzeitig bemüht. Werden beide
gleich behandelt, so hat der letzlere für den ersteren gearbeitet und dieser entzieht
jenem die Früchte seiner Wachsamkeit — was um so unbilliger erscheint, wenn ein
der Zwangsvollstreckung unterworfener Gegenstand durch Aufwand von Mühe und
Kosten, z. B, durch Prozesse mit Dritten, erst herbeigeschafft worden ist (vgl. nordd.
Prot. IV. S. 2029). Kann ein einzelner Gläubiger durch Wachsamkeit für seine
ausschließliche Befriedigung sorgen, so wird allerdings die natürliche Ungleichheit der
Lage einheimischer und auswärtiger Gläubiger insofern wirksam, als die einheimischen
Gläubiger von dem Vermögensverfalle des Schuldners leichter Kenntniß erlangen
und die zur Wahrung ihrer Ansprüche nothigen Maßregeln unverzüglich ergreifen
können, und gewinnt es daher den Anschein, als ob die Gewährung eines
Vorzugs der früheren Pfändung vor der späteren die Ausdehnung des Kredits —
den Kredit bei Auswärtigen beeinträchtige (vgl, Mot. z. Entw. der preuß.
Konkursordn. bei Goltdammer, Kommentar zur Konkursordn. ^,c1, II. S, 216). Allem
eine derartige Befürchtung stellt sich den realen Verhältnissen gegenüber als
unbegründet oar. Denn die Entwickelung des Handelsverkehrs — und nur dieser kann
für die vorliegende Frage in Betracht kommen — hat dahin geführt, daß an den
bedeutenderen Handelsplätzen auswärtige Hcmdlungshäuser ihre ständigen Vertreter
haben, und daß es im Uebrigen zu den Aufgaben der Handlungsreisenden gehört,
für eine fortlaufende Kenntniß der Vermögenslage der Schuldner Sorge zu tragen.
Die weitere Besorgniß, daß durch den Vorzug der früheren Pfändung vor der
späteren ein Drängen der Gläubiger nach Exekutionsvollstreckungen und so gerade
der Ruin des Schuldners häufig veranlaßt werde, der sonst noch zu vermeiden gewesen
wäre (vgl. die Mot. z. preuß. Konkursordn. a. a, O.), wird durch die Erfahrungen
in denjenigen Rechtsgebieten, in denen das piZuu.5 in eauza suüioM «llpwm besteht,
nicht bestätigt. Gesetzt aber auch, daß der fragliche Vorzug die Folge haben sollte,
daß die Schuldner zu prompter Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten angehalten werden,
so würde doch dieser Umstand >nicht als ein Nachtheil betrachtet werden können, s S. 423.
Nachdem die Strenge der Zwangsvollstreckung durch die Aufhebung der Personalhaft
(Reichsges. v. 29. Mai 1868) und der Lohnbeschlagnahme (Reichsges. u. 21. Juni
1869) erheblich gemildert ist, bietet ein energisches, rücksichtsloses Drängen auf
Einhaltung der eingegangenen Verbindlichkeiten für den Gläubiger eine Ausgleichung,
von welcher eine Einwirkung auf die Herstellung gesunder Kreditverhältnisse in
ähnlicher Weise wie von den beregten Beschränkungen der Zwangsvollstreckung erwartet
weiden darf. Und ganz abgesehen hiervon erscheint die Gefahr, daß es zur Konkurs«
eiüffnung kommen werde, größer, wenn der früheren Pfändung jeder Vorzug
abgesprochen, als wenn derselben ein solcher Vorzug eingeräumt wird. Der Gläubiger,
welcher die durch die Zwangsvollstreckung erzielten Ergebnisse mit den übrigen
Gläubigern seines Schuldners zu theilen hat, ist, wenn er sich wegen seiner Befriedigung,
soweit thunlich, sichern will, genöthigt, die Vollstreckung sofort gegen das gesammte
Vermögen seines Schuldners zu richten. Denn jede beschränkte Pfändung belaßt den
Rest des Vermögens der Verfügung des Schuldners wie dem Angriffe der übrigen
Gläubiger, und kann selbst in Folge von Anschlutzpfändungen erfolglos bleiben.

Die Vorschrift des 3 657 Abs. 1, daß die Zwangsvollstreckung nicht weiter
ausgedehnt werden darf, als zur Befriedigung des Gläubigers und zur Deckung der
Kosten der Zwangsvollstreckung erforderlich ist, hängt mit der Wirkung der Pfändung
auf das innigste zusammen. So dringend sie auch durch die Rücksicht auf Schonung
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des Schuldners sseboten wird, so erscheint sie doch legislativ nur gerechtfertigt, wen»
die frühere Pfändung der späteren gegenüber bevorzugt wird, weil ohne einen solchen
Vorzug die in ihr enthaltene Beschränkung in eine'schwere Beeinträchtigung des
Gläubigers ausschlagen müßte. Gegen diese Beeinträchtigung würde auch die
Bestimmung der bad. Proz. Ordn. Z 697, daß andere Gläubiger sich der Pfändung
nur dann anschließen können, wenn andere der Zwangsvollstreckung unterworfene
Gegenstände nicht vorhanden sind, keinen Schutz gewähren, da diese Voraussetzung
nach erfolgter Pfändung durch Dispositionen des Schuldners eintreten kann.

Die vorstehenden Erwägungen haben dahin geführt, im Anschlüsse an den
nordd. Entw. 88 966, 96? dem Gläubiger als Wirkung der Pfändung ein Pfandrecht
an dem gepfändeten beweglichen — körperlichen oder unkörperlichen — Gegenstände
einzuräumen (Z 658 Abs. 1). Die Wirkung auf die Gewährung eines Vorzugsrechts
zu beschranken, wie neuerdings wieder von Ölshausen die Einsprüche dritter Personen
m der Exekutionsinstllnz nach gemeinem und preußischem Rechte, sowie vom Stand¬
punkte der Gesetzgebung Berlin 1824 S, 95 ff. vorgeschlagen ist, erscheint legislativ
nicht empfehlenswert!), weil es auf diesem Wege völlig unmöglich sein würde, den
pfändenden Gläubiger erfolgreich zu schützen, ganz abgesehen davon, daß man aus
den nicht hoch genug anzuschlagenden Vortheil verzichten müßte, zu einfachen, klaren,
in den verschiedenen deutschen Rechtsgebieten ohne Schwierigkeit anwendbaren Rechts¬
sätzen zu gelangen.

Das Pfandrecht ist von dem Entwurf als Faustpfand konstruirt, Bei
beweglichen körperlichen Sachen.wird die Pfändung dadurch bewirkt, daß der Gerichts¬
vollzieher dieselben in Besitz nimmt. Werden die Sachen im Gewahrsam des
Schuldners belassen, so ist die Wirksamkeit der Pfändung dadurch bedingt, dnh
Maßnahmen getroffen sind, um den Akt der Pfändung für dritte erkennbar zu machen
(88 661, 662). An Forderungen ist zwar kein Besitz, aber etwas der Besitzergreifung

S. 424. entsprechendes möglich, fo daß Dritten gegenüber auch bei For>derungen ersichtlich
gemacht werden kann, daß dieselben der Disposition des Schuldners entzogen sind.
Dementsprechend wird bei Forderungen die Pfändung dadurch bewirkt, daß das
gerichtlicheVerbot, an den Schuldner zu zahlen, dem Drittschuldner zugestellt wird
(8 6?8)! Mr Sicherung der Priorität dient die Vorschrift des 8 691. Aus gleichet
Rücksicht ist auch bei anderen Vermögensrechten, welche nicht Gegenstand der Zwangs¬
vollstreckung sind, der Akt der Pfändung derartig fixirt, daß er, foweit möglich, fm
alle Vetheiligten erkennbar in die Erscheinung tritt (8 701).

Auf das Pfand, welches durch den Akt der Pfändung konstituirt wird, kommen
die in den einzelnen Rechtsgebieten rücksichtlich des Pfandrechts geltenden Rechtsnormen
zur Anwendung. Da aber in den einzelnen Rechtsgebieten die Wirkung des Pfand¬
rechts Dritten gegenüber verschieden geregelt ist, so erschienen einzelne Bestimmungen
erforderlich, um dem 8 658 Abs. 1 die der Intention des Entwurfs entsprechende
Ausführung zu sichern.

1. Kraft des durch die Pfändung begründeten Pfandrechts kann der Gläubiger
aus dem gepfändeten Gegenstande seine Befriedigung vor anderen Gläubigern des
Schuldners verlangen. Das Pfandrecht geht allen Generalpfandrechten vor,
ohne Rücksicht darauf, ob dieselben durch Vertrag oder durch Rechtssatz entstanden,
privilegirt oder nicht privilegirt sind, und steht nur dem Rechte derjenigen Gläubiger
nach, welche kraft eines an dem gepfändeten Gegenstände ihnen zustehenden speziellen
Pfand- oder Vorzugsrechts dem Faustpfandgläubiger vorgehen (vgl, nordd. Pnt,
IV. 2075, 2076).

2. Das Recht auf vorzugsweise Befriedigung vor andern Gläubigern behalt
der Gläubiger auch der Konkursmasse des Schuldners gegenüber: er hat ein Recht
auf Absonderung, nur der Ueberschuß ist an die Konkursmasse abzuliefern. Der
Entwurf folgt in dieser Beziehung dem Prinzip, welches in dem deutschen Handels¬
gesetzbuche rücksichtlich der kaufmännischen Faustpfänder und des kaufmännischen
Retentionsrechts zum Ausdrucke gelangt ist (vgl. v. Meibom a. a. O, S. 216 ff., nordd,
Prot. IV. S. 2114).

Daß der Gläubiger nach Eröffnung des Konkurses auch denjenigen Gläubigern
zu weichen hat, welchen ein den Faustpfandgläubigern vorgehendes spezielles
Pfand- oder Vorzugsrecht an dem gepfändeten Gegenstande zusteht, ergiebt die Fassung
des 8 658 Abs. 2.
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Unter den Voraussetzungen, unter denen die Anfechtung der uor Eröffnung des
Konkurses vorgenommenen Veräußerungen und Verpfändungen zugelassen ist, muh
auch die Anfechtung des durch Pfändung begründeten Pfandrechts gestattet werden,
weil die prozessualen Handlungen, durch welche die Pfändung veranlaßt worden ist,
auf einer Kollufion des Schuldners und Gläubigers zum Nachtheil anderer Gläubiger
beruhen können. Der Entwurf hat daher Vorsorge getroffen, daß die Vorschriften,
welche die Wirkungen der Konkurseröffnung auf die Gültigkeit der Pfandrechte
zum Gegenstände haben (vgl. z. B. preuß. Konk. Ordn. v. 8. Mai 1855 M 99 ff.),
auch auf das durch Pfändung begründete Pfandrecht Anwendung finden können.

3. Das durch eine frühere Pfändung begründete Pfandrecht geht demjenigen
vor, welches durch eine spätere Pfändung begründet wird (vgl. nordd. Prot. IV.
S. 2031, 2077).

Das Pfandrecht gewährt dem Gläubiger die Pfandklage. Dieselbe unterliegt
den Bestimmungen des materiellen Rechts, folglich auch den Beschränkungen, welche
das materielle Recht der Vindikabilität veräußerter oder verpfändeter be >weglicher > S. 425.
Sachen gegen den redlichen Erwerber oder redlichen Pfandinhaber fetzt (vgl, z. V.
A. D. H. 'B. Art. 306, Mot. S. 242,243). — Strafrechtlichen Schutz gegen Dispositionen
des Schuldners über den gepfändeten Gegenstand bietet das Neichsstrafgesetzbuch8 137.

Z 659. (K. V, 8 659, G. 8 71«)
Nach der preuß. Konk. Ordn. v. 8. Mai 1855 Z§ 264, 376 können diejenigen,

welche ein Pfandrecht an beweglichen Sachen haben, der Zwangsvollstreckung in
dieselben nicht widersprechen, sind vielmehr nur befugt, ihre Rechte auf vorzugsweise
Befriedigung aus dem Erlöse allenfalls im Wege der Klage geltend zu machen (vgl.
auch Bayern Art. 902, 915, preuß. Entw. ß 1049). Soweit hierdurch auch solche
Gegenstände betroffen werden, welche sich im Besitze des Pfandgläubigers befinden,
ist oie Vorschrift mcht gerechtfertigt, da der Schuldner selbst nicht einmal thatsächlich
in der Lage sein würde, die Gegenstände zu veräußern. Den Anspruch auf Heraus¬
gabe kann der die Vollstreckung betreibende Gläubiger nur unter denselben Voraus¬
setzungen und Beschränkungen geltend machen, wie der Schuldner selbst; es greifen
die Bestimmungen der ZZ 692,693 Platz. Sollte der Schuldner in iraudLin orsäiwruin
verpfändet haben, fo kann in Frage kommen, ob nach den Vorschriften des materiellen
Rechts die Verpfändung angefochten werden kann, allein die Möglichkeit eines
fraudulosen, die Gläubiger benachtheiligenden Rechtsgeschäfts vermag nicht die
Befugniß der Gläubiger zu sofortiger Einlösung der Pfandfache, noch weniger die
Befugniß zum Verkaufe derselben zu begründen. Soweit sich dagegen der Pfand-
ylaubiger nicht im Besitze befindet — was z. B. bei der Pfandbestellung durch sog,
symbolische Besitzübertragung (vgl. Förster, preuß. Privatrecht III. Z 197, Bundesges.
vom 21. Juli 1870 Z 6), bei der gemeinrechtlichen Hypothek, in handelsrechtlichen
Verhältnissen (A. D. H. B. Art. 409, 624) vorkommen kann —, fordert die Rücksicht
auf den energischen Betrieb der Zwangsvollstreckung, daß das Pfandrecht den Fort¬
gang der Exekution nicht hemmen oarf. Der Entwurf hat daher in Uebereinstimmung
mit dem nordd. Entw. Z 972 dem mcht besitzenden Pfandgläubiger den Widerspruch
gegen die Pfändung versagt und sein dingliches Recht in einen prioritätisch zu
befriedigenden Anspruch auf den Erlös verwandelt (vgl. nordd. Prot. IV. S, 2016,
2017). Daß ferner dem Pfandrechte das Vorzugsrecht gleichgestellt und im Anschlüsse
an die bayer. Proz.-Ordn. Art. 920 und den preuß. Entw. H 1049 der Anspruch auf
Vorzugsweise Befriedigung aus dem Erlöse ohne Rücksicht auf die Fälligkeit der
Forderung eingeräumt ist, wird keiner besonderen Rechtfertigung bedürfen.

Der Fall des § 659 ist dem des § 639 analog. Wird das Pfand- oder
Vorzugsrecht bestritten, so ist es in ähnlicher Weise wie der Widerspruch gegen die
Zwangsvollstreckung (Z 639) im Wege der Klage bei dem Vollstreckungsgerichte geltend
zu machen. Den Streit in das Vertheilungsverfahren zu verweisen (vgl. Bayern
Art, 920, 938), konnte sich nicht empfehlen, denn wenn sich der Pfandgläubiger oder
der Vorzugsberechtigte nicht der Pfändung im Wege der Zwangsvollstreckung
angeschlossen haben, so kann es sowohl dem Schuldner als auch dem pfändenden
Gläubiger gegenüber der Begründung und der Nachweisung der Forderung selbst,
für welche das Pfandrecht oder das Vorzugsrecht beansprucht wird, bedürfen, für
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die Herbeiführung einer solchen Feststellung ist aber das Vertheilungsverfahren seiner
ganzen Anlage nach nicht geeignet.

> S. 426. ! 8 660. (K. V. 8 660. G. 8 711.)
Der Zwang zur eidlichen Manifestation des Vermögens hat sich als ein

geeignetes Mittel wirksamer Rechtsverfolgung gegen Schuldner erwiesen, welche ihr
Vermögen den Angriffen der Gläubiger arglistig zu entziehen suchen. Der durch
die gemeinrechtliche Praxis entwickelteManifestationseid (Renaud, Ciuilprozeß Vd. II
S. 397 ff., Wetzell, 66. II, § 50) gilt in den meisten Partikularrechten und ist zur
Sicherung der Zwangsvollstreckung nach Beseitigung der Schuldhaft und der Lohn-
beschlagnahme, sowie gegenüber den durch die LZ 664, 696 anerkannten erheblichen
Einschränkungen der Exekution als letztes Mittel für den Gläubiger unentbehrlich.
Da die Verweisung auf unbewegliche Güter eine gleich rafche Befriedigung des
Gläubigers nicht gewähren kann, so gestattet ihn der ß 660, sobald die Vollstreckung
in das bewegliche Vermögen zur Befriedigung des Gläubigers nicht geführt hat —
preuß. A. G. O. I. 22. §§ 29, 31, 34, Verordnung v. 4. März 1834 Z 11 und Ges. v.
23. Mai 1859 Z 5, Hannover § 541, Braunschweig ß 383, Mecklenburg. Exek. Ordn.
S 16 Nr. 1 — oder wenn sich nach der glaubhaft zu machenden Behauptung des
Gläubigers eine solche Befriedigung überhaupt nicht erwarten läßt (preuß. Verordn,
v. 4. März 1834 Z 11, nordd. Entw. § 1033). Eine Auskunft der Gemeindebehorde
über das Vermögen des Schuldners — Bauern Art. 908, Baden ß 889 — bietet für
die eidliche Vermügensangabe keinen ausreichenden Ersatz. Auch erscheint für das
Gebiet dieser Prözehgesetze die Einführung der Vermogensmanifestation in der
Zwangsvollstreckung Nicht als prinzipielle Neuerung, da beide (vgl. Art, 1248 bez.
8 717) im Konkurse den Gemeinschuldner zur Ableistung des Offenbarungseides
verpflichten.

In die Eidesnorm ist ein Versprechen der Anzeige von nachträglich ermittelten
Vermögensstücken (preuß. A. G. O. I. 22. § 33) nicht ausgenommen, weil dieses
an sich und besonders wegen der Unzulässigkeit der Zwangsvollstreckung in gewisse
nicht absolut zu bestimmende Vermögensstücke allzuleicht vexatorisch ist und anderer¬
seits den assertorischen Theil des Eides abschwächen kann. Ebenso ist die Verneinung
frauduloser Veräußerung nicht aufgenommen, damit nicht der Schuldner gezwungen
wird, eine strafbare Handlung zu bekennen (Strafgefetzbuch Z 288). Dagegen ist,
um für den Gläubiger den praktischen Werth des Manifestationseides sicher zu stellen,
dem Schuldner (arZ. d. preuß. A. G. O. I. 22. 3 29 I. 24. Z 102) die Pflicht auf¬
erlegt, in Betreff der im Inventarium aufgeführten Forderungen den Grund und
die Beweismittel anzugeben. Hierdurch wird der Gläubiger in den Stand gesetzt, zu
beurtheilen, ob er nach ßß 677 ff. Exekutionsanträge in diese Forderungen mit Nutzen
stellen kann. Für diejenigen Schuldner, welche im Sinne des Entwurfs (M 50,
417 vgl. S. 90 ff. 95) nicht prozeßfähig sind, ist der Offenbarungseid nach allgemeinen
Grundsätzen durch den gesetzlichenVertreter zu leisten.

Im Uebrigen kann in den Umständen nicht ein so starker Anreiz zur unrichtigen
Angabe und zur Leistung eines falschen Eides gefunden werden, oaß aus diesem
Grunde die Verpflichtung zur Manifestation überhaupt aufgegeben werden sollte
(sächs. Entw. Z 1074).

II. Zwangsvollstreckung in körperliche Sachen.

§ß 661, 662. <K. V. §8 661, «62, G. V 712. 713.)
S. 427. Die mit der Pfändung nach § 658 eintretende Wirkung muß auf die > Form

der Ausführung derselben zurückwirken. Zur Begründung eines dem Faustpfande
gleichstehenden Pfandrechts kann eine bloße Beschlagnahme der zu pfändenden
körperlichen Sachen bei dem Schuldner ebensowenig ausreichen, wie die Bestellung
eines Hüters, wenn nicht zugleich in dem natürlichen Verhältnisse des Schuldners
zur Sache eine Veränderung eintritt. Wie zur Erwerbung des vertragsmäßigen
Faustpfandrechts die Uebergabe, fo muß hier die Besitznahme als Erfordernis;
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festgehaltenwerden. Die Mittheilung von dem Akte an den Schuldner ist für den
Alt selbst, welcher für sich alleiniede weitere Verfügung des Schuldners ausschließt,
nebensächlich und nur durch die Rücksicht auf den Schuldner geboten. Die Belassung
der Gegenstände in dem Gewahrsam des Schuldners kann dabei nicht unbedingt
ausgeschlossenwerden. Erfordernd der Wirkung ist aber auch dann, daß zunächst
die Besitznahme erfolgt, und außerdem, daß dieselbe rechtlich charakterisirt, die
Pfändung ersichtlich gemacht wird. Der bloße Wille des Schuldners, die Genenstände
als gepfändete und von dem Gerichtsvollzieher besessene in seinem Gewahrsam zu
haben, kann weder die körperliche Besitzergreifung noch die Fortdauer des von dem
Gerichtsvollzieher ergriffenen Besitzes ersetzen. Die Aufhebung der Erkennbarkeit
würde der Aufhebung des von dem Gerichtsvollzieher ergriffenen Besitzes gleichstehen.
Das Anlegen der Siegel ist ein allgemein anerkanntes Zeichen der Pfändung (vgl.
Strafgesetzbuch 8 136, Bayern Art. 913, Baden 8 833); andere Mahnahmen sind,
wenn sie den Zweck erfüllen, nicht ausgeschlossen.

Befinden sich die Gegenstände, welche der Zwangsvollstreckung unterworfen
weiden sollen, in dem Gewahrsam eines Andern als des Schuldners, so kann deren
Pfändung nur mit Zustimmung dieses Anderen erfolgen, da gegen ihn ein Zwang
nicht begründet ist. Die Ausführung der Pfändung ist aber dieselbe.

Die weiteren Vorschriften darüber, in welcher Weise der Gerichtsvollzieher mit
den gepfändeten Gegenständen bis zu deren Verkauf zu verfahren hat, bleiben der
Instruktion für die Gerichtsvollzieher vorbehalten,

§ 664. (K. V. § 664, G. § 714.)
Die aufgestellten Beschränkungen der Pfändung entsprechen ohne erhebliche

Aenderungen bestehenden Rechten (vgl. preuß. A. G. O. I. 24 §§ 70, 71, Anh. 3 156,
preuß. Konk. Ordn. Z 143, Ges. v. 11. Mai 1855 Art. 8, Verordn, v. 30. Juli 1853
8 12 und v. 22. September 186? Z 13, Cocks ÄL proo. »rt. 592, Braunschweig § 364,
Hannovers 551, Bayern Art. 901, württemb. Ges. v. 15. April 1825 Art. 36—38,
mecklenb. Exekut. Ord. Z 12), sowie dem preuß. (ß 1056) und nordd. Entw. § 974.
Sie beruhen auf einer billigen Nachsicht gegen den Schuldner und leiden deshalb
auch keine Ausnahme durch Rücksichten auf die Art der beizutreibenden Forderung
(preuß. A. G. O. Anh. ß 157).

Der Deutlichkeit halber hebt der Entwurf unter Nr. 1 die vom nordd. Entw.
unter dem Hausgeräthe mitverstandenen Betten ausdrücklich hervor. Die Zeit, auf
welche der Unterhalt für Menschen und Vieh zu belassen (Nr. 2, 3), ist in Ueber¬
einstimmung mit Bayern Art. 901 und dem sächs. Entw. A 1067 auf vierzehn Tage
bestimmt. "Die Bestimmungen des Ooäs äs proo., der Prozeßordn. v. Hannover,
Braunschweig und Baden, sowie der mecklenb. Exekut. Ordn, sind dem Schuldner
noch günstiger; es mußte aber die eingetretene Aufhebung der Lohnbeschlagnahme
berücksichtigtwerden. Die Nr. 3 schützt das durch die preuß. Kab. - Ordre vom
30. November 1825 der Exekution entzogene Milchvieh und hat >daher (arg, Oocke > S. 428.
äe vroo. art. 592) für ziegenarme Gegenden zwei Schafe eximirt. Der Befreiungs¬
grund Nr. 3 wird meistens zu Gunsten ländlicher Schuldner anzuwenden sein; eme
Bevorzugung derselben gegen die städtischen Arbeiter und Handwerker wird durch die
Vorschrift aber nicht bewirkt, weil diesen vorzugsweise der Schutz' des Ges. vom
21, Juni 1869 über die Beseitigung des. Lohnarrestes zu Statten kommt und
andererseits die Dienstuerträge mit ländlichen Arbeitern die Gewährung der
nothwendigen Hausthiere und deputatmähigen Futters als Theile des Lohnes
festsetzen. Auch ist der Vorschrift Nr. 3 (vgl. bad. Landrecht Satz 221? l>) die den
übrigen Fällen konforme Beschränkung beigefügt: „soweit die betreffenden Thiere für
die Ernährung des Schuldners u. s. w. erforderlich sind." Die Nr. 4 schützt — wie
nach Vorgang des Ooäs cio proe. art. 592, Bayern Art. 901 u. a. hinzugesetzt ist —
nur die zur persönlichen Ausübung des Berufs unentbehrlichen Gegenstände. Es
ist vermieden, hier der im franz. und mecklenb. Rechte besonders hervorgehobenen
Gelehrten und ihrer Bücher zu gedenken. Die Feststellung, ob im konkreten Falle
der Schuldner Gelehrter sei, könnte Schwierigkeiten haben, während hinter dem
Künstler für Zweifelsfälle als Hülfsbegnsf der Handwerker und Handarbeiter steht.
Uebrigens sind im Falle der Nr. 6 die Bücher selbstverständlich nicht ausgeschlossen
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(nordd. Prot. IV. S. 2022), Der Betrieb der Landwirthschaft hat wegen seiner
Bedeutung für das allgemeine Wohl eine ausgedehnte Berücksichtigung gefunden
(Nr. 5); die aufgestellte Beschränkung ist nicht eine Beschränkung der Zwangs¬
vollstreckung überhaupt, sondern nur eine Beschränkung der Pfändung beweglicher
Sachen; als Zubehör des Grundstücks unterliegen die fraglichen Gegenstände mit
diesem der Zwangsvollstreckung,

Für die gänzliche Ausschließung des am Garnisonorte vorhandenen Mobiliars
der Offiziere von der Pfändung (preuß, A. G. O, Anh. 3 155) ist neben der allgemein
gewährten Beschränkung der Pfändung auf das Entbehrliche ein genügender Grund
nicht mehr vorhanden. Nach dem Vorgang von Bayern Art. 901 die Nusrüstungs-
gegenstände der freiwillig dienenden Soldaten zu schützen, erschien auf Grund der
preuß. Erfahrungen nicht nothwendig. Der Begriff der Beamten (Nr. 6, 7) ist in
weitem Sinne nach Maßgabe des Z 359 Strafgesetzbuchs aufzufassen; ebenso in den
§ß 686 Nr. 8, 736. Es sind alle öffentlichen Beamten gemeint und selbstverständlich
die Beamten der Militärverwaltung, welche einen bestimmten Offizierrang nicht haben,
einbegriffen. Das Inventarium der Posthaltereien ist durch Z 20 des Reichspostges,
v. 28. Oktober 1871 der Zwangsvollstreckung entzogen. Orden und Ehrenzeichen
sind, auch abgesehen von der meist bestehenden Verpflichtung zu ihrer Rückgabe nach
dem Tode des Inhabers, kein zur Wegnahme oder Zwangsueräußerung geeigneter
Gegenstand (nordd. Entw. ß 974). Durch Nr. 10 sind endlich (vgl. Bayern Art. 901)
die zum Gebrauche in Kirche und Schule bestimmten Bücher des Schuldners und
seiner Familie geschützt. Die Bestimmung bedarf keiner weiteren Rechtfertigung und
ist bei dem geringen Werthe dieser Gegenstände ohne Gefahr für den Gläubiger.

Daß die Pfändungen unbeschadet des energischen Vollzugs dennoch schonend
und unter Berücksichtigung billiger Wünsche des Schuldners zu geschehen haben, ist
zwar im Entwurf nicht, wie in anderen Gesetzgebungen — preuß. A. G. O. I. 24
Z 74 und A. L. R. I. 20 § 204, Hannou. Z 551, Baden ß 864, mecklenb. Exek.
Ordn. §Z 3, 12, 15 — ausdrücklich ausgesprochen, liegt aber in der Absicht des
Gesetzbuchs und wird den Gerichtsvollziehern instruktionell zur Pflicht zu machen sein,

l ZZ 665—669. (K. V. §8 665-669, G, §§ 716-720.)
Die weitere Ausführung der Zwangsvollstreckung geschieht nothwendig durch

die Versteigerung.
Die für deren Ausführung gegebenen Vorschriften sind die üblichen und durch

den Zweck des Verfahrens geboten. Die den Gerichtsvollziehern zu ertheilende
Instruktion wird, um ihnen in der Mannichfaltigkeit der Fälle einen gewissen Halt
für das Verfahren zu geben, noch breitere Vorschriften aufzustellen haben, welche
sich zur Aufnahme in das Gesetz nicht eignen und oftmals an örtliche Verhältnisse
sich anschließen müssen. Die Abschätzung der zu versteigernden Gegenstände ist der
Regel nach nur mit Kosten verbunden und ohne Werth; sie soll deshalb nur
ausnahmsweise erfolgen (L 665 Abs. 1, vgl. Hannover ß 553, preuß. Entw. § 1058,
nordd. Entw. ß 978). Daß der Gerichtsvollzieher den Werth der gepfändeten
Gegenstände überschlagen muß, um sich vor zu weit gehender Pfändung zu hüten,
versteht sich von selbst (mecklenb. Exek. Ord. Z 11, nordd. Entw. § 969).

D:e Befugnis; des Gerichtsvollziehers zur Empfangnahme der schuldigen Leistung
an Stelle des Gläubigers giebt sowohl der Wegnahme von Geld im Wege der
Pfändung als der Empfangnahme des Auktionserlüses den Charakter der Zahlung
von Seiten des Schuldners: im ersteren Falle fällt naturgemäß die als Regel
festgestellte Wirkung der Pfändung, das Pfandrecht, hinweg — M 624, 665 Abs. 2,
669. Dieses Moment ist wichtig, weil mit demselben die Gefahr des fraglichen
Geldes auf den Gläubiger übergeht und namentlich die Anschlußpfändung
ausgeschlossen wird (nordd. Prot. IV. S. 2026). Im Nebligen entscheidetdie Prozeß¬
ordnung nur über den Erfolg der Liberation des Schuldners; der Entscheidung der
Fragen, ob etwa diese Zahlung als eine vom Schuldner geleistete angefochten werden
kann, oder ob der Schuldner der Verkäufer der versteigerten Gegenstände ist, soll
nicht vorgegriffen werden.

Einer besonderen Regelung bedarf das Verhältniß des Käufers einer versteigerten
Sache mit Rücksicht auf die Nothwendigkeit, durch den Verlauf baares Geld zu
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«zielen, (preuß. A. L. R. I. 11 8 346, Bayern Art. 931, Baden §896). Die
Frage, wem der etwaige Vortheil einer vorzunehmenden anderweiten Versteigerung
'«fällt, wird in den Gesetzgebungen verschieden beantwortet, je nachdem angenommen
wird, daß die Versteigerung für Rechnung des ersten Käufers erfolgt — vgl. preuh.
SubHast. Ordn, v. 15. März 1869 tz 159, — oder aber, daß sie unter Aufhebung
des ertheilten Zuschlags als Wiederholung der ersten Versteigerung ausgeführt wird
(Baden § 896, Bayern Art. 931, preuß. Entw. Z 1063, nordd. Entw. § 980). Der
Ontw, hat sich im ß 66? Abs. 3 für die zweite Alternative entschieden und zugleich
mit der bayer. Proz. Ordn, den Meistbietenden von einem weiteren Gebote bei der
neuen Versteigerung mit Rücksicht auf seine durch den Verzug bewiesene Insolvenz

Daß die Personen, welche die Vollstreckung und Versteigerung leiten, in der
Auktion nicht kaufen dürfen — vgl. preuß. A L. R, I. 11 Hß 22 ff., württemb.
Oef. v, 15. April 1825 Art. 34 —, ist vollständig berechtigt, eignet sich aber nicht
zur Aufnahme in ein Prozeßgefetz.

W 670—672. (K. V, W 670—672, G. ß§ 721—724.)
Gold- und Silbersachen stehen in ihrem Metallwerthe dem Gelde so nahe, daß

eine Versteigerung unter demselben nicht zulässig erscheint. Die Veräuße j rung zu l S. 430.
diesem Werthe schließt auch die Uebernahme durch den Gläubiger ein (Hannover
z 553, Bayern Art. 935).

Inhaberpapiere, welche einen Börsen- oder Marktpreis haben, bedürfen zur
Feststellung ihres rechten Preises nicht erst der Versteigerung (preuß. Ges. vom
4, Juli 1822 §§ 12 ff,, Hannover § 555, Bayern Art, 925). Der Entwurf übergeht
die in anderen Gesetzgebungsarbeiten erwähnte Vermittelung eines Mäklers, Bank¬
institutes oder Bankiers zum Verkaufe, was ohne Bedenken ist, wenn der Gerichts¬
vollzieher vorbehaltlich des durch den Tageskurs festgestellten Limitum mit dem
Verkaufe freie Hand bat. Auch im Falle des Z 671 kann der Gläubiger der Käufer
sein. Die Vorschrift des Z 670 auf andere Gegenstände zu übertragen, welche einen
kaufmännischenMarktpreis haben (A, D, H. B. Art. 311, 343, 348), ist beim Mangel
eines hierfür heruorgetretenen Bedürfnisses vermieden. Auch erreicht die amtliche
Feststellung der Marktpreise nicht diejenige Sicherheit, welche durch die Notirungen
an der Börse erzielt wird.

Der ß 672 muhte sich auf eine ganz allgemein gehaltene Bestimmung beschränken,
weil das Institut der Außerkourssetzung von Inhaberpapiere« m den verschiedenen
deutschen Rechtsgebieten ungemein verschieden geregelt ist (vgl. v. Kerstorf in den
Verhandlungen des siebenten deutschen Iuristentags I. S. 123—167).

W 663, 673. (K, V. W «63, 673. G. W 714, 725.)
Die im franz. Rechte (Noäs üs proo. art. 626 ff.) sehr ausgebildete Lehre über

die Pfändung der Früchte auf dem Halme ist in Preußen nur für einzelne, der
Rheinprovinz benachbarte Gebiete durch die Kab,-Ordre vom 8, August 1832 übertragen
und gut in den anderen Theilen der Monarchie meist für ausgeschlossen, weil es sich
um eine Immobiliarexekution handle, welche nur im Wege der Subhastation, der
Sequestration oder der Revenüenbeschlagnahme erfolgen könne. Da die den freiwilligen
Verkauf der Früchte auf dem Halme beschränkenden Vorschriften des A, L. R. II. 7
§ 12 und I. 11 § 594 durch die Verordn, v. 9. November 1843 aufgehoben sind, so
vermochtebereits der preuß. Entw, jene mit der rechtlichen Natur der Früchte nicht
übereinstimmende Ausschließung nicht aufrecht zu erhalten, vielmehr gab der § 1174
deren Pfändung mit den Beschränkungen frei, daß sie erst sechs Wochen vor der
Reife geschehe und nur auf zwei Drittel der Früchte erstreckt werde. Die nordd.
Proz, Kommiss. (Prot. IV. S. 2096) verkürzte erstere Frist mit Rücksicht auf manche
Feldfrüchte auf vier Wochen; dagegen erachtete sie dergleichen Pfändungen für größere
Güter in hohem Maße kulturfchädlich, da deren Wirthschaftsbetrieb dadurch erheblich
gestört werden könne, während sich das Exekutionsmittel für kleinere Grundstücke und
für die Fälle, wo der Nutzungsberechtigte von dem Eigenthümer verschieden sei,
rechtfertigen lasse. Aus diesen Erwägungen entstand die Vorschrift des nordd. Entw.
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8985, welche die Pfändung von nicht getrennten Flüchten bei Grundstücken, weicht
Theile eines mit Wohn- und Wirtschaftsgebäuden versehenen Gutes smd, ausschloß,
im Uebrigen aber unter den angegebenen Schranken zuließ. Diese Vorschrift ist «Is
inkonsequent und als ungerechte Benachteiligung des kleinen Grundbesitzes vielfach
angegriffen. Der Entwurf verläßt den Standpunkt des nordd. Entw. und beschränkt
sich auf die Bestimmungen der §ß 663, 673, daß die Pfändung von Früchten auf
dem Halme nicht früher als einen Monat vor der Reife geschehen darf. Die
Möglichkeit einer zu frühen Pfändung würde gegen das öffentliche Interesse die
weitere Kultur der gepfändeten Früchte gefährden; beim Verkaufe der Flüchte vor

I S. 431. der Reife würde die dem Käufer zur >Last fallende Gefahr für den Ausfall dn
Ernte den Preis unverhältnißmäßig Herabdrücken, Die Vorschriften des Entwurfs
entsprechen im Ganzen den bestehenden Prozeßrechten (vgl. außer den allegirten
französ. und preuß. Gesetzen Baden W 902 ff., Bayern Art. 956 ff., Braunschweig
8 387, Hannover Z 554) und kommen auch dann zur Anwendung, wenn die betreffenden
Grundstücke verpachtet sind.

88 675, 676. (K. V. §8 675, 676, G. 8§ 727, 728.)
Die Pfändung bereits gepfändeter Sachen behält trotz der ausschließenden

Wirkung der ersten Pfändung ihre Bedeutung sowohl für den zur Deckung der ersten
Forderung nicht erforderlichen Theil der Pfänder, als für den Fall, daß die erste
Forderung anderweit befriedigt wird. Sie kann bei der Natur des Aktes der ersten
Pfändung nur noch durch eine Erklärung erfolgen. Die Erklärung muß, um die
entscheidende Bedeutung zu haben, gegen denjenigen geschehen, welcher die Gegenstände
in Besitz hat, also gegen den Gerichtsvollzieher der ersten Pfändung. Der etwaige
Gewahrsam des Schuldners ist durch die Erkennbarkeit der ersten Pfändung ganz
in den Hintergrund getreten. Ein Dritter, welchem der Gerichtsvollzieher etwa die
Sachen zur Aufbewahrung übergeben hat, würde nur dessen Weisungen zu folgen
haben, während der Gerichtsvollzieher durch eine Zwangsvollstreckung, welche nicht
gegen ihn selbst, sondern gegen den von ihm bestellten Verwahrer gerichtet wäre, in
dem Pfandbesitze nicht gestört werden würde. In dem gewiß sehr häusigen Falle,
daß der Gerichtsvollzieher der zweiten Pfändung auch die erste Pfändung ausgeführt
hat, wird an der Ausführung der zweiten Pfändung im Grundsatze nichts geändert;
es bedarf, um die abzugebende Erklärung überhaupt in die äußere Erscheinung treten
zu lassen, nur der Protokollirung. Außer diesem Falle ist die Protokollirung ein
blos begleitender Akt (Z 657).

Die weitere Vollstreckung ist immer nur von Einem der betheiligten Gerichts¬
vollzieher auszuführen, und die Lage des Schuldners nöthigt hier, wie bei Bestimmung
der Stellung des Gerichtsvollziehers zum Gläubiger überhaupt, zu der Annahme
eines vollständigen Ueberganges des von dem zweiten Gläubiger ertheilten Auftrags
auf den Gerichtsvollzieher der ersten Pfändung (vgl. Hannover 88 587, 590, 591),
Damit dieser die Versteigerung ausführt, bedarf es nicht erst eines weiteren Betreibens
seitens des zweiten Gläubigers (Bayern Art. 937). Die zur Vollstreckung nothwendigen
Urkunden müssen selbstverständlich ihm überliefert werden. Aus besonderen Gründen,
über deren Bedeutung das Gericht zu befinden hat, und selbstverständlich durch Wahl
eines anderen Gerichtsvollziehers seitens aller beteiligten Gläubiger kann der Ueber-
gllng des Auftrags ausgeschlossen werden (Hannover Z 590).

Falls der Erlös zur Befriedigung der betheiligten Gläubiger nicht hinreicht,
muß in Ermangelung gütlicher Einigung das Vertheilungsverfahren stattfinden
(88 ?05 ff.) und deshalb die Hintellegung des Erlöses bei dem hierfür zuständigen
Gerichte erfolgen. Für die Einigung der Betheiligten, welche jedes weitere Verfahren
ausschließt, besondere Fristen aufzustellen (Ouäs 6s proo. art. 656), erscheint nicht
empfehlenswerth.

In gleicher Weise ist zu verfahren, wenn die Pfändung für mehrere Gläubiger
gleichzeitig bewirkt ist.
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l III. l S. 432.
Zwangsvollstreckung in Forderungen und andere Vermögensrechte.

§ 677. <K. V. § 677, G. § 729.)

Sowohl der Ooän cke pruo. art. 557 ff., als die hannov. (M 555, 556) und
die baner. Proz. Ordn. Art. 980 haben die Zwangsvollstreckung in Forderungen des
Schuldners von den Funktionen der Gerichtsvollzieher nicht ausgenommen. Der
(!oäe und die baner. Proz. Ordn, verbinden jedoch damit die Nothwendigkeit einer
in bestimmten Fristen anzustellenden Klage auf Rechtfertigung der durch den Gerichts¬
vollzieher ausgeführten Beschlagnahme, so daß erst das ergehende Urtheil den
Gläubiger dem Drittschuldner gegenüber zur Einziehung der Forderung, allenfalls
zur Klage legitimirt. Die hannov. Proz. Ordn, fordert außer der Beschlagnahme
durch den Gerichtsvollzieher nur eine Verhandlung mit dem Schuldner und dem
Drittschuldner und gestattet, falls diese nicht zu einem vollstreckbaren Anerkenntnisse
führt, dem Gläubiger auf Grund der Beschlagnahme die Verfolgung der in Beschlag
genommenen Forderung im Wege der Klage. Auch der preuß. Entw. (8 1080)
fordert nach der Beschlagnahme durch den Gerichtsuollzieher (H 1074) zum Zwecke
der vom Gläubiger anzustellenden Klage noch die Ermächtigung des Gerichts. Die
Mitwirkung des Gerichts wird daher nirgends ganz entbehrt. Bei der den Gerichts¬
vollziehern hinsichtlich der Zwangsvollstreckung im Entwurf angewiesenen Stellung
muß es überhaupt bedenklich erscheinen, ihnen die Befugniß zum Erlasse eines Befehls
gegen einen Anderen, als den in dem vollstreckbaren Schuldtitel bezeichnetenSchuldner
beizulegen, durch welchen nicht blos die Legitimation des Schuldners zur Einziehung
der Forderung aufgehoben wird, sondern auch dem Dritten bestimmte Pflichten auf¬
erlegt werden, wie die Pflicht zur Erklärung über die behauptete Schuld und zur
Anzeige der Gläubiger, welche die Forderung schon früher gepfändet haben (Z 679).
Außerdem sind auch die Bestimmungen für die Zwangsvollstreckung in Forderungen
nicht so leicht zu handhaben, wie diejenigen für die Zwangsvollstreckung in körperliche
Sachen, Es empfiehlt sich daher, die ganze Zwangsvollstreckung in nicht körperliche
Gegenstände des beweglichen Vermögens auf die Gerichte zu übertragen.

Als Vollstreckungsgericht bietet sich durch den örtlichen Zusammenhang als das
Nächstliegendedas Gericht des allgemeinen Gerichtsstandes des Schuldners, event,
dasjenige des den Gegenstand der Zwangsvollstreckung bildenden Vermögens s^oä«
äe pi-oo. art. 558). Die Erhebung der Klage auf Einweisung in die Forderung vor
dem Gerichte, in dessen Sprengel "die Beschlagnahme erfolgt ist (Bayern Art. 980),
würde dem Schuldner seinen ordentlichen Gerichtsstand ohne Noth entziehen.

Ueber die Ausführung der Pfändung einer Geldforderung bestimmt der

8 678 (K. V. ßß 678. G. 8 730)
Durch den Abs. 3 desselben wird in Berücksichtigung der über die Person des

Schuldners hinausgehenden Wirkung der Zwangsvollstreckung, welche den Gegenstand
der Exekution selbst ergreifen soll, ausdrücklich klargestellt, daß der entscheidende Alt
der Pfändung in der Zustellung des Verbotes an den Drittschuldner liegt, dem
Schuldner zu zahlen. Die Erlassung des Gebotes an den Schuldner, obwohl für den
Gläubiger nach Z 137 Strafgesetzb. nicht ohne Beideutung, geht nebenher. Sie I S. 433.
kann aber um so weniger als entscheidend für die Bewirtung der Pfändung gelten,
weil deren Ausführung, im Falle der Schuldner latitirt, bedenklich erschwert sein
würde. Die Zustellung des Pfändungsbeschlusses liegt konform dem preutz. Entw.
§ 1074 dem Gläubiger ob, welcher diese verantwortliche Handlung mit größter
Sorgfalt ausführen und namentlich zur Verhütung nachtheiliger Verfügungen des
Schuldners über das arrestirte Aktivum darauf Bedacht nehmen wird, daß die
Zustellung des Pfändungsbeschlusses an den Drittschuldner vor derjenigen an den
Schuldner geschieht.
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Der Vorbehalt des

8 679 (K. V. 8 679, G. 8 731)
für die Landesgesetze, inwieweit und wie die Pfändung einer Forderung in das
Hyputhekenbuch einzutragen, entspricht den Grundsätzen des Entwurfs über die
Immobiliarexekution (ß 704).

Da bei Forderungen aus Wechseln und andern indossabeln Papieren (D. W
O. Art. 36, 39, A. D. H. B. Art. 303, 305) der Drittschuldner nur dem durch das
Papier legitimirten Gläubiger verpflichtet ist, so erfolgt nach

8 680 (K. V. 8 680, G. § 732)
die Pfändung dieser Forderungen wie bei körperlichen Sachen dadurch, daß der
Gerichtsvollzieher die Papiere in Besitz nimmt (vgl. § 661 Abs. 1). Der Erlaß
eines Untersagungsgebots an den Schuldner ist hierdurch nicht ausgeschlossen.

§8 681, 682. (K. N 88 681, 682. G. 88 733, 734.)
Daß durch die Pfändung von Gehaltsforderungen und ähnlichen, in fortlaufenden

Bezügen bestehenden Forderungen auch die nach der Pfändung fällig werdenden
Betrage getroffen werden müssen, folgt aus dem Grundsatze des ß 658 Abs. 3,
Der gleiche Grund führt zu der Wirkung der Pfändung eines Diensteinkommens
auf alle späteren Veränderungen desselben,' sofern nicht die Perlon des Schuldners,
bei welcher die Pfändung zu bewirken ist, eine andere wird (preuh. Konk. Ordn,
s 3??).

8 683. (K. V. 8 683, G. 8 735.)
Der in dem Loci« «le proe., der hannov. und der bauer. Prozeßordn, angenommene

Grundsatz einer Verhandlung mit dem Schuldner ist aufgegeben. Die Zwangsvollstreckung
in Geldforderungen hat das Eigenthümliche, daß sie, während nach der Pfändung
körperlicher Sachen bis zu deren Verkaufe immer eine gewisse Zeit verstreicht, die
Vollstreckung mit einem Schlage zu Ende führen kann, wenn der Drittschuldner sofort
zahlt oder die Forderung an Zahlungsstatt überwiesen wird. Aus diesem Grunde
könnte es wünschenswert!) erscheinen, gerade hier dem Schuldner noch eine Gelegenheit
zur Vertheidigung zu geben. Allein bei Abpfändmm baaren Geldes oder bei
unbekanntem Aufenthalte des Schuldners kann derselbe Erfolg auch bei der Pfändung
körperlicher Sachen eintreten, und es muß bedenklich erscheinen, für die Pfändung
von Forderungen Vorschriften aufzunehmen, welche dem Schuldner die Möglichkeit
lassen, vor der Ausführung der Pfändung über die Forderung zu disponiren. Der
ß 683 bestimmt daher im Einklang mit dem nordd. Entw. § 993 ausdrücklich, daß
der Schuldner vor der Pfändung über das Pfändungsgesuch nicht zu hören ist.
Dadurch wird nicht ausgeschlossen, den Schuldner in geeigneten Fällen vor der
Ueberweisung zu hören.

Durch die Fassung des Entwurfs ist die der Veräußerung körperlicher Sachen
S. 434. I entsprechende Ueberweisung der gepfändeten Forderung von dem Akte der Pfändung

getrennt gehalten, um letzteren ohne Einschränkung bei der Lehre vom Arreste (H 755)
verwerthen zu können. Der Sache nach brauchen beide Akte nicht getrennt zu geschehen.
Die Ueberweisung als Akt der Zwangsvollstreckung entspricht der gemeinrechtlichen
Gestattung der uetio utilis zur Einklagung einer verpfändeten Forderung. Es ist
jedoch vermieden, dem Akte die Natur eines bestimmten Rechtsgeschäfts beizulegen
und das aus demselben entstehende Rechtsuerhältniß zwischen Gläubiger und Schuldner
anders als in seinen Wirkungen zu bezeichnen. Die Bezeichnung des Aktes als
Assignation in dem preuß. Ges. v. 4. Juli 1822 § 3 ist m dem Ges. v. 20, März
1854 §8 17, 18 bei Ausdehnung der Ermächtigung zur Klage auf Forderungen, welche
nicht auf Zahlung einer Geldsumme gerichtet sind, wieder aufgegeben (vgl. auch Baden
§ 910, mecklenb. Exet. Ordn. 8 30). Von den Wirkungen ist die vollständige
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Legitimation des Gläubigers an Stelle des Schuldners selbstverständlich und die
allenfalls durch Zwangsvollstreckung herbeizuführendeHerausgabederüber dieForderung
vorhandenenUrkunden eine nothwendige Ergänzung der Vollstreckung (preuß. A. G.
9, I, 24. ß 101, Hannov. Z 555). Die Androhung einer bestimmten Strafe für die
verweigerte Herausgabe — Bauern Art. 981 — erscheint als Zwangsmittel gegen
einen der Exekution unterliegenden renitenten Schuldner nicht geeignet.

Bei der der Pfändung beigelegten Wirkung kann es fraglich erscheinen, ob neben
bei Überweisung zur Einziehung die Ueberweisung an Zahlungsstatt, welche als
Mo in «olutuin die sofortige Befriedigung des Gläubigers zur Folge hat, beizubehalten
sei (preuß. Ges. v. 4. Juli 1822 § 6, mecklenb. Exek. Ordn, ß 29). Allein der
Gläubiger kann ein Interesse daran haben, in ein Schuldverhältmß, namentlich wenn
es auf längere Dauer berechnet ist, ohne Lösung desselben als Gläubiger einzutreten,
so daß er insbesondere in den Stand gesetzt wird, über die erworbene Forderung in
einer für den Verkehr geeigneten Weise durch Cession zu verfügen. Das Interesse
des Schuldners an baldiger definitiver Befreiung von feiner Schuld trifft hierbei
mit dem des Gläubigers zusammen. Im Wege des Zwanges kann eine solche Ueber¬
weisung nur zum Nennwerthe erfolgen; gütliche Übereinkunft der Parteien über
andere Maßregeln wird dadurch nicht ausgeschlossen.

Daß der Gläubiger, wenn die Forderung nicht zu deren ganzem Betrage zu
pfänden und zu überweisen ist, für den ihm zukommenden Theil das Vorzugsrecht
vor dem Ueberreste beanspruchen kann, — was das preuß. Ges. v. 4. Juli 1822 8 7,
die mecklenb. Exek. Ordn, ß 29 für den Fall der Ueberweisung an Zahlungsstatt
vorschreiben, — folgt daraus, daß der Gläubiger jeden beliebigen Theil der Forderung
zum Gegenstande der Vollstreckung machen kann, von selbst und bedarf daher keiner
besonderen Hervorhebung im Gesetze.

Der Drittschuldner soll über die mit Beschlag belegte Forderung eine Erklärung
abgeben (Oocko äs proo. art. 570 ff., Proz, Ordn, v, Bayern Art. 972, 976, Hannover
z 556 und Baden 8 910, preuß. A. G. O. I. 24 § 101). Der Ooäo cks proe art. 57?
droht für die Unterlassung als Folge, daß die behauptete Schuld als richtig festgestellt
wird. Die Androhung dieses Nachtheils erscheint jedoch nicht gerechtfertigtund als
Folge der Unterlassung nur die Verhaftung für den daraus entstehenden Schaden
geboten. Diese wird sich vorzugsweise auf die im sächs. Entw. 3 1095 allein
erwähnten Kosten eines unnützer Weise' angestrengten Prozesses erstreckenund findet
ihre Rechtfertigung in der Leichtigkeit, denselben zu verhüten. Tritt hiernach kein
Präjudiz für die Forderung selbst ein, I so bedarf es auch zur Abgabe der Erklärung I S. 435.
keiner Verhandlung vor Gericht. Wünscht der Gläubiger eine solche Erklärung des
Drittschuldners, so hat er denselben hierzu durch die Zustellungsurkunde zum Pfändungs¬
beschlusse (ß 678 Abs. 2) aufzufordern und es kann der Drittschuldner die Zustellungs-
urkunde (ki-Fum.. art. 144 <)oäs cke pro«.) zur Abgabe der entsprechenden Erklärung
benutzen. Die Erklärung soll die im Z 686 hervorgehobenen Momente berücksichtigen
und hierdurch dem Gläubiger die Unterlagen für feine ferneren Anträge in Betreff
der gepfändeten Forderung (Z 684) geben. Daher trifft der § 686 auch Vorsorge
dafür, daß die Erklärung in nicht zu ferner Frist erfolge. Die Verpflichtung des
Drittschuldners zur Ertheilung solcher Auskunft ist auf die allgemeine Zeugnißpflicht
zurückzuführen.

In allen Fällen hat der Gläubiger bei Einziehung der Forderung eine gewisse
Diligenz zu beobachten. Dies begründet die Verhaftung für die Folgen des Verzugs
(Baden ß 913), welche Verhaftung in dem preuß. Gef. durch Bezeichnung des Aktes
der Ueberweisung als Assignation und Cession von selbst eintritt, und die Verpflich¬
tung, den Schuldner bei der gegen den Drittschuldner anzustellenden Klage zuzuziehen
(preuß. Ges. v. 4. Juli 1822 § 4), sofern dies ohne die im § 68? angegebenen Fälle
erheblicher Schwierigkeit geschehen kann. Diese Zuziehung ist auch für den Fall der
Ueberweisung an Zahlungsstatt verordnet, da auch bei dieser der Schuldner das
Interesse hat, nicht erst in dem etwaigen Regreßprozesse dem Gläubiger gegenüber
die Existenz der Schuld nachweisen zu müssen.

Insoweit nicht eine Ueberweisung an Zahlungsstatt erfolgte, ist der Gläubiger
durch die Ueberweisung noch nicht befriedigt. Er kann deshalb wie bei jeder Zwangs¬
vollstreckung zu einer anderen Art derselben übergehen (Baden § 914) unter Vorbehalt
der aus Z 85 zu entscheidenden Frage, wer die Kosten der zurückgenommenen Exekution

.
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zu tragen hat. Abweichend von ß 678 Abs. 3 erfolgt die Verzichtleistung des
Gläubigers nach 8 689 durch eine dem Schuldner zuzustellende Erklärung, »^
welcher jedoch auch der Drittschuldner nachrichtlich Kenntniß erhält.

8 690. (K. V. 8 690, G, 8 743.)
Besondere Umstände und Schwierigkeiten der Einziehung, wie sie hier auf:

geführt sind, können für den Gläubiger, welcher sofortige Befriedigung verlangen
kann, wie für den Schuldner eine andere Art der Verwerthung wünschenswert!,
machen. Insbesondere ist hierbei auch die Versteigerung der Forderung in Betracht
zu ziehen (vgl. preuß. Konk. Ordn. Z 275, Baden 3 915). Von der Nothwendigkeit,
den Gegner vor Unordnung einer solchen Maßregel zu hören, sind im Interesse des
Fortgangs der Vollstreckung die im 8 68? angegebenen Fälle erheblicher Schwierigkeit
auch hier ausgenommen.

Für dringliche Fälle gestattet der

§ 691 (K, V. 8 691, G. § 744)
nach dem Vorgänge des nordd. Entw. 8 1004 die vorläufige Beschlagnahme ein«
Forderung durch den Gerichtsvollzieher mit der Wirkung eines Sicherheitsarrestes,
falls der Gläubiger innerhalb der für ausreichend erachteten dreiwöchentlichen Frist
nachträglich die Pfändung bewirkt. Die Vorschrift erscheint zur vollen Sicherung
der Zwangsvollstreckung nothwendig, weil der nach den Vorschriften des Entwurfs
vor Anlegung eines Arrestes erforderliche Arrestbefehl nicht rascher als ein Pfändungs-
beschlutz des Gerichts erwirkt werden kann.

S. 436. ! 88 692—695. (K. V. §8 692-695, G. 88 745—748.)
Die Zwangsvollstreckung in Forderungen, welche die Herausgabe körperlich«

Sachen zum Gegenstande haben, unterscheidet sich von der in Geldforderungen nur
dadurch, daß die Einziehung jener Forderungen nach deren Natur nicht unmittelbar
zur Befriedigung des Gläubigers führen kann. Deshalb ist die Ueberweisung an
Zahlungsstatt, für welche ein Nennwerth nicht vorhanden ist, ausgeschlossen (8 685),
Die Einziehung der Forderungen aber führt zur weiteren Zwangsvollstreckung in die
herausgegebenen Sachen (preuß. Ges. v. 20. März 1854 88 17, 18, Bayern Art,
987, mecklenb. Exek. Ordn. § 32). Die Forderung auf Herausgabe einer unbeweg¬
lichen Sache hiervon auszuschließen (Barern Art. 966), ist keine Veranlassung
vorhanden. Inwieweit bei der Pfändung einer solchen Forderung die Eintragung in
das Hypothekenbuch erforderlich ist, bestimmt sich nach den Landesgesetzen (8 679),
Bei Ernennung des Sequesters, an welchen eine unbewegliche Sache herauszugeben
ist, beginnt bereits die Zuständigkeit des Amtsgerichts der belegenen Sache für die
Zwangsvollstreckung in das unbewegliche Vermögen (8 702 Abs. 1).

§ 696. (K. V. 8 696, G. 8 748.)
Die hier aufgestellten Beschränkungen beruhen wie die Beschränkungen der

Pfändung körperlicher Sachen (8 664) theils auf einer billigen Rücksichtnahme gegen
den Schuldner, theils auf dem öffentlichen Interesse, und entsprechen im Wesentlichen
den bestehenden Bestimmungen (vgl. preuß. A, G. O. Anh. 88 160 bis 167, Konk.
Ordn. § 434, Bergges. v. 24. Juni 1865 § 173, Ges. betr. die gewerblichen Unter-
stützungskllssen v. 3. April 1854 8 4, Bayern Art. 967—970, 0oäs <ls in'oo. art.
581, Baden §8 917—919, mecklenb. Exek, Ordn. 8 28, württemb. Exek. Ges. v, 15,
April 1825 5 42, preuß. Entw, 8 1087, fächs. Entw. 88 H05 ff., nordd. Entw.
8 1010). — Bei Bestimmung des der Pfändung nicht unterliegenden Theils der in
Nr. ?, 8 bezeichneten Einkünfte entspricht das Prinzip, einen bestimmten Betrag
desselben ganz frei zu lassen, dem 8 4 Nr. 4 des Neichsges. v. 21. Juni 1869,
Gegen die maßgebenden Rücksichten müssen auch alle Umstände, welche in dem
Grunde der beizutreibenden Forderung, Alimentationspflicht (Oeäs cks pic»e, »rt,
582, Bayern Art. 968, Baden 8 917, preuß, A. G. O. Anh. 8 168) oder unerlaubte
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.Handlung (preuß. A. G. O. Anh. Z 169), liegen, zurücktreten. Eine Ausnahme ist,
äleich dem nordd. Entw. § 1010, für die laufenden Alimente an die Ehefrau und
ehelichen Kinder des Schuldners gemacht. — Inwieweit Bestimmungen Dritter eine
Federung der Pfändung entziehen können ((üolls äe proo. art. 581, Baden § 917,
mecklenb. Exek. Ordn. Z 27), wird lediglich davon abhängen, welche Rechte aus
dielen Bestimmungen ein Dritter außer dem Schuldner herleiten kann. — Ueber
Kautionen (Bayern Art. 969, mecklenb. Exek, Ordn. Z 29) braucht ebensowenig wie
über andere Forderungen mit gegenseitigen Verpflichtungen, von welchen sie nicht
losgelöst werden können, Bestimmung getroffen zu werden.

ß§ 697—699. (K. V. §8 697—699, G, 88 750—752.)
Ist eine Geldforderung für Mehrere gepfändet, so kann der Drittschuldner

nicht an einen unter den Gläubigern mit Sicherheit zahlen. Hierdurch würde er
die ihm nicht zuzumuthende Gefahr übernehmen, daß der Empfänger der Bestberech-
tiate fei. Der Z 69? berechtigt daher den Drittschuldner zur Hinterlegung des
Schuldbetrages. Die Vorschrift des nordd. Entw. § 1012, welche demDritt > schuld- l S. 437.
nei diese Berechtigung nur ertheilt, falls die Schuld nicht zur Deckung der Ansprüche
aller pfändenden Gläubiger ausreicht, ist unbillig, weil ihm dadurch die schwierige
Berechnungder beteiligten Forderungen auferlegt wird.

Durch die Hinterlegung entsteht die Unterlage für ein Vertheilungsverfahren
HZ 705 ff. Soweit die Forderung nicht die Zahlung einer Geldsumme zum
Gegenstande hat, muß der Vertheilung die Umwandlung der herauszugebenden
Sache in Geld vorangehen. Daher hat der Drittschuldner die Sache nur an
den Gerichtsvollzieher oder an den Sequester herauszugeben und von diesem ist
ebenso zu verfahren, als wäre eine bewegliche Sache für mehrere Gläubiger, gleich¬
zeitig ooer nach und nach, gepfändet.

§ 700. (K. V, 8 700, G, 8 753,)
Jeder durch Ueberweifung betheiligte Gläubiger hat ein Recht auf Erfüllung

der dem Drittschuldner obliegenden Verpflichtung zur Hinterlegung oder Ablieferung
der schuldigen Summe oder Sache. Andererseits darf durch die mehrfache Pfändung
die Lage des Drittfchuldners nicht dahin verschlechtert werden, daß er stch gegen
jeden Gläubiger besonders zu vertheidigen hat. Die preuß. Konk. Ordn, ß 365
hat durch die Vorschrift zu helfen gesucht, daß die mehreren Gläubiger durch einen
gemeinsam zu bestellenden Anwalt klagen sollen. In der Ausführung hat sich dieser
Versuch nicht bewährt, weil der klagende Gläubiger von der Existenz tonkurrirender
Gläubiger nur zufällig Kenntniß haben wird. Die Bestimmung des nordd. Entw.
§ 1015, daß das auf die Klage eines Gläubigers ergehende Urtheil für und gegen
alle Gläubiger wirksam sein soll, muthet dem klagenden Gläubiger die Beiladung
aller betheiligten Gläubiger zu und macht ihn für den Schaden aus der Nicht-
zuziehung eines ihm bekannten Gläubigers verantwortlich. Bei dieser Bestimmung
bleiben alle dem klagenden Gläubiger unbekannten Gläubiger unberücksichtigt — es
ist eben ein Zufall, wenn er seinen Mitgläubiger kennt. Im Gegensatze zu diesen
Legislationen glaubt der Entwurf das Richtige zu treffen, wenn er die Hauptpflicht
zum Betriebe des Prozesses auf den Drittschuldner lonzentrirt. Indem daher der
z 700 zunächst das Klagerecht jedes einzelnen Gläubigers, welchem der Anspruch
überwiesen wurde, beibehält, verpflichtet er den Drittschuldner — welcher nach
zz 678 Abs. 3, 684. Abs. 3, 692 alle betheiligten Gläubiger kennen kann und muß
— dieselben zum Prozesse beizuladen, so daß eine gegen alle Gläubiger wirksame
Entscheidung erzielt wird. Eine Pflichtverletzung auf Seiten des Drittschuldners
zöge als Folge nach sich, daß die Rechte des Nicht beigeladenen Gläubigers durch
den Prozeß nicht beeinträchtigt werden. Der freiwillige Anschluß eines Gläubigers
- 8 700. Abs. 2 — erübrigt dessen Beiladung. Die Pflicht zur Beiladung erstreckt
sich auch auf die Gläubiger, für welche die Forderung nur mit Arrest belegt ist
und welche deshalb ein Recht zur Klage nicht haben. Die Wirksamkeit der Ent¬
scheidungfür alle betheiligten Gläubiger verhütet unnütze Wiederholungen desselben
Prozesses und beeinträchtigt nicht den Drittschuldner, weil dieser wegen jener
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Wirkung auch solche Einwendungenvorbringen kann, welche ihm nur gegen einzel»!
Gläubiger zustehen.

! S. 438. ! Zweiter Wel.
Kollstreckung in das unbewegliche Vermögen.

§§ 702—704. (K. V. §§ 702—704, G. tz§ 755-757.)
Die Zwangsvollstreckungin das unbewegliche Vermögen einschließlich des mit

derselben verbunoenen Aufgebots - und Vertheilungsverfahrens hängt derart mit
dem Eigenthums- und Hypothekenrechte zusammen, daß die erforderlichen Bestim¬
mungen der Landesgesetzgeoung überlassen werden müssen. Die durch den nrM ^
Entw. versuchte einheitliche Regelung der Zwangsverwaltung von Grundstücke»
widerspricht diesem Gesichtspunkteund ist daher gleich der Zwangsveraußerungam
der Prozeßordnung ausgeschieden. In den Bereich der Landesgesetzgebung gehört
nach § 704. Abs. 2 ferner die auch auf den § 699 anwendbareBestimmung darüber
welche Sachen und Rechte zum unbeweglichenVermögen gehören, inwiefern der!
Gläubiger berechtigt ist, seine Forderung in das Hypothekenbuch eintragen zu lassen
und wie die Eintragung zu bewirken ist.

Als allgemein zutreffend läßt sich nur bestimmen, daß die Vollstreckung durch!
das Gericht angeordnet wird, und daß das Amtsgerichtder belegenen Sache das
Vollstreckungsgericht ist. Die Vorschriften des ß 703 sind eine Anwendung der m
§ 36. Nr. 2—4 gegebenen Bestimmungen.

Die Ausführung dieser Art der Zwangsvollstreckung ist auch bei dem Institute
der Gerichtsvollzieherden Gerichten nirgends ganz entzogen (LoclL äe prue. ait.
678 ff., preuß. Subhast. Ordn, für die Rheinprovinz v. 1. August 1822, Hannov,
8 557, Bayern Art. 1011, 1052). Nach der preuß. Subhast. Ordn, für die Rhein¬
provinz und der hannov. Proz. Ordn, tritt die Mitwirkung der Gerichte von Ansam
an ein, und die Wichtigkeit des Verfahrens, insbesondere der Einfluß desselben aus
die Rechte Dritter rechtfertigtdie Beibehaltung dieser auch im übrigen Deutschland
bestehenden Ginrichtung.

Der § 704. Abs. 3 wahrt die Anwendbarkeitder Civilprozeß-Ordnung für
die in der Immobiliarexekution entstehenden Rechtsstreitigkeiten,welche in einen,
besonderen Prozesse zu erledigen sind, sowie für die in der Immobiliarexekution
vorkommenden Vertheilungsstreitigkeiten.

Dritter Uel.
Uertheilungsverfahren.

Z§ 705—715. (K. V. W 705-715, G. M 758-768.»
Obwohl nach ß 658 die Zwangsvollstreckungein Pfandrecht begründet, dessen

Priorität durch das Alter bestimmt wird, kann der Entwurf dennoch Vorschriften
über ein Vertheilunqsverfahren nicht entbehren, weil weder dem Gerichtsvollzieher
noch dem Drittschuldner die Uebernahme der Gefahr bei Vertheilung der durch
Zwangsvollstreckung erzielten Geldbeträge unter mehrere betheiligte Gläubiger
zugemuthet werden' darf.

Nach dem Ooäs äs proo. art. 656 ff. und Bayern Art. 942, 993, 1025 wir»
auch das Vertheilungsverfahrenvon einem Betheiligten betrieben. Der Entwurf, welcher

I S. 439. den Betrieb aller gerichtlichen Prozeduren durch die Parteien über ! Haupt nicht
als unantastbares Prinzip aufstellt, hält gerade hier in Uebereinstimmung mit dem
preuß. Entw. — Mot. S. 264 — und dem nordd. Entw. die Annahme eines Ofsizial-
Verfahrens für gerechtfertigt. Hat die Zwangsvollstreckungbereits zur Hinterlegung
eines Geldbetrages geführt, so ist ohne Weiteres anzunehmen, daß die betheiligten
Gläubiger die Fortsetzung der Vollstreckung wollen. Der Grund, daß die Partei
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ihre Angelegenheiten selbst zu besorgen habe, trifft hier nicht zu, weil sie ihre
Geschäfte nicht würde betreiben können, ohne zugleich für alle Gläubiger zu handeln.
Pon den Betheiligten ist aber Keiner in der Lage, die übrigen Vetheiligten kennen
zu müssen oder gar die thatsächlichen Unterlagen für die Vertheil««« beschaffen zu
können. Die Einzigen, welche das erforderliche Material in Handen haben, sind bei
der Pfändung oder Versteigerung körperlicher Sachen der Gerichtsvollzieher und bei
der Pfändung einer Forderung der Drittschuldner, Beide aber haben kein Interesse
«n dem Betriebe des Vertheilungsverfahrens und daher nur die Pflicht zur Anzeige
der Sachlage bei Hinterlegung der zu »ertheilenden Summe. Von diesem Momente
nh ist das 'Nertheilungsuerfahren von Amts wegen einzuleiten und zu betreiben.

Die Bestimmungen des Entwurfs schließen sich fast durchweg den Vorschriften
an, welche der nordd. Entwurf §§ 1038—1050 in Vorschlag gebracht hat (vgl, nordd.
Pr°t. IV. S. 2075 ff.).

W 705—710. (K. V, §ß 705—710, G. §§ 758-763.)
Nach dem Oocls äs proo. art. 659 ff, sind die Forderungen der betheiligten

Gläubiger bei Vermeidung des Ausschlusses anzumelden und nach Aufstellung emcs
Vertheilungsplanes die Einwendungen gegen denselben anzubringen, ohne daß eine
Verhandlung unter den Vetheiligten vor dem Nichterkommifsar'stattfindet, welcher
vielmehr entstehende Schwierigkeiten zur Verhandlung vor das Kollegialgericht verweist.
Nach der hcmnov. Proz. Ordn. tz§ 596, 597 wird die gleichfalls bei Vermeidung des
Ausschlusses geforderte Anmeldung und die Verhandlung über die Vertheilung in
einen Termin zusammengedrängt, welcher mit dem Vertheilungsurtheile schließen soll,
vorbehaltlich jedoch der in besonderem Verfahren zu fordernden Einräumung emer
besseren Priorität (§ 600). Nach der bayer. Proz. Ordn. Art. 944 sind im Falle
der Pfändung beweglicher Sachen die Forderungen ebenfalls in einem Termine bei
Vermeidung des Ausschlusses anzumelden; in demselben Termine ist über die
Vertheilung zu verhandeln, jeder Streit aber zum Prozeß zu verweisen. Im Falle
der Beschlagnahme einer Forderung dagegen, wie. auch im Falle der Einweisung in
die Erträgmsse einer unbeweglichen Sache (Art, 993, 1025) soll der Richter auf
Grund der Einweisungsurtheile einen Vertheilungsplan aufstellen, welcher für
die Verhandlung in dem anzuberaumenden Termine derart maßgebend ist, daß die
darin aufgenommenen Forderungen auch bei dem Ausbleiben der Vetheiligten
berücksichtigt werden. Nach der preutz. Konk, Ordn, (§ 369 ff,) erfolgt immer die
Aufstellung eines Vertheilungsplanes auf Grund der Akten und demnächst die
Verhandlung über denselben bis zur Feststellung der etwaigen Streitpunkte in einem
Termine.

Werden die Anmeldungen der betheiligten Gläubiger in den zur Verhandlung
über die Vertheilung zu bestimmenden Termin verwiesen, so wird dadurch diese
Verhandlung erheblich erschwert. Nach der prozessualifchen Lage der Sache erscheint es
auch nicht mehr zulässig, eme nochmalige Anmeldung bei Vermeidung des Ausschlusses
zu fordern, da die Zwangsvollstreckung bereits Rechte begründet hat, welche auf diese
Weise nicht ausgeschlossen werden können. Wohl aber ist den Gläubigern Gelegenheit
zu geben, ihre Nebenforderungen, insbesondere an I Kosten der Vollstreckung > S. 440.
aufzustellen, überhaupt die Summe ihrer Forderung mit Rücksicht auf Zinsen, Kosten
und etwaige Abschlagszahlungen genau festzustellen, und hierfür kann der Ausschluß
angedroht werden. Mit dieser Berechnung kann zweckmäßig auch die Anzeige eines
etwa beanspruchten Vorrechts verbunden werden, die Ausschließung erstreckt sich jedoch
hierauf nicht, da überhaupt die prioritätische Befriedigung die' Regel bildet. Die
Aufstellung eines Vertheilungsplanes nach den so gewonnenen Grundlagen erleichtert
demnächst die Verhandlung über die Vertheilung wesentlich, indem sie eine den
Betheiligten schon vor dem Termine zugänglicheUebersicht über die Art der Vertheilung
und über die Bedeutung entstehender Streitigkeiten gewährt; die Art der Aufstellung
des Planes bedarf nicht der gesetzlichenRegelung. Die Verhandlung über den Plan
in einem Termine erleichtert wiederum die Erledigung entstehender Streitigkeiten in
hohem Grade.

Für die Verhandlung über die Vertheilung bedarf es, da die Feststellung der
nicht sofort zu erledigenden Streitpunkte, welche als folche sich unter den Anwesenden
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herausstellen, sich von selbst als Aufgabe des Termins ergiebt, nur noch der Regelung
des gegen die nicht erschienenen Gläubiger anzuwendenden Präjudizes, Nachdem auf
Grund der vorgelegten Urkunden von dem Gerichte ein Vertheilungsplan aufgestellt
ist, kann gegen diese Gläubiger nur angenommen werden, daß sie diesem Plane
zustimmen und an demselben, sofern ein Anderer widerspricht, festhalten (Ooite ^
proe. »lt. 664, 665, preuß. Koni. Ordn. 88 372, 245, bayer. Proz. Ordn. Art. W
1027). Die Gestaltung des Widerspruchs vor dem Termine macht die bis zum
Termine verlaufende Frist zu einer Widerspruchsfrei und überhebt dadurch der
Nothwendigkeit, eine in diesem Stadium der Sache ganz besonders lästige Restitution
gegen eintretende Versäumniß zu gewähren.

88 711—715. (K. V. 8§ 711—715,G. 88 764—768.)
Um eine einheitliche Entscheidung über entstandene Streitigkeiten zu erlangen,

bedarf es nach den angenommenen Grundsätzen des Verfahrens der Erhebung
besonderer Klage. Dem Interesse der Betheilrgten wie der Lage der Sache entspricht
es jedoch, daß auch ohne Klage und ohne ausdruckliche Zurücknahme des Widerspruchs
durch bloße Unterlassung der Klageerhebung innerhalb bestimmter Frist der Widerspruch
erledigt werden kann. Dies genügt für das Bedürfniß des Vertheilungsverfahrens,
und konstatirt daher zur Ausschließung von Zweifeln der Z 711 Abs. 2, daß dies
Präjudiz nicht über das Vertheilungsverfahren hinauswirkend materielle Rechte entscheidet,
Derjenige Gläubiger, welcher dem aufgestellten Vertheilungsplane widerspricht, hat
die Rolle des Klägers zu übernehmen, da dessen Gegner die dem Gerichte bei
Aufstellung des Planes vorliegenden Urkunden auf ihrer Seite haben. Die Frist
eines Monats ist zur Erhebung der Klage jedenfalls ausreichend, da schon die vorher¬
gehende Zeit zur Vorbereitung benutzt werden kann uno nach den preußischen
Erfahrungen (Konk. Ordn. v. 8. Mai 1855 § 372 Abs. 2, Subhast. Ordn. v. 15. März
1869 Z 72) sogar eine vierzehntägige Frist genügt hat.

Die Zuständigkeit der Gerichte für die Klage ist auch hier nach dem Zusammen¬
hange des Streits mit der Zwangsvollstreckung bestimmt und daneben rücksichtlich der
sachlichen Zuständigkeit sowohl der Einheit des gegen mehrere Gläubiger gerichteten
Widerspruchs wie der Vereinbarung aller Betheiligten genügend Rechnung getragen.
Die Ausschließlichkeit des Gerichtsstandes ist gerade hier zur Vermeidung einer
Zersplitterung des Streits von hervorragender Bedeutung.

IS.441. I Dritter Abschnitt.
Zwangsvollstreckung zur ErWirkung der Herausgabe von Sachen

und zur
ErWirkung von Handlungen oder Unterlassungen.

88 716-725. lK. V, 88 716—725, G. 88 769—779.)
Zum Zweck der Herausgabe einer Sache, einer beweglichen oder unbeweglichen,

welche im Gewahrsam des Schuldners ist, findet nach den

§8 716—718 (K. V 88 716—718, G, 88 769—772)
unmittelbarer Zwang statt (preuß. A. G. O. I. 24. 88 55, 58, hannov. Proz. Ordn.
88 547, 548, bayer. Proz. Ordn, Art. 860, 861, württemb. Ges. v. 15. April 1825
8ß 28, 29, bad. Proz. Ordn. 88 867, 869, mecklenb. Exet. Ordn. §§ 34, 35).

Wird eine bewegliche Sache nicht vorgefunden, so ist der Offenbarungseid
nicht zu entbehren, weil das Interesse, welches der Gläubiger bei vereitelter Heraus¬
gabe zu fordern berechtigt ist, in manchen Fällen nicht in Gelde nachweislich ist, in
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anderen Fallen wegen Insolvenz des Schuldners nicht eingefordert werden kann (preuß.
U, O, O. I. 24, Z 56, hannov. Prozehordn. Z 547, Mecklenburg.Ges. Z 34). Wegen
dn möglichen Insolvenz des Schuldners kann die Verpflichtung zur Leistung des
Lides erst mit der wirklichen Leistung des Interesse erlöschen; die Einforderung des
Interesse mit der Klage ist nur als Versuch, die Befriedigung zu erlangen, anzusehen
"nordd. Prot. IV. S. 2059). Die vorgeschriebene Norm des Eides schließt nicht die
Verpflichtung des Schuldners aus. Alles, was ihm über den Verbleib der Sache
bekannt ist, anzugeben. Die festgestellte Norm entspricht der Fassung des preuß.
ßntw, ß 1034 und weicht von derjenigen des nordd. Entw. Z 1031 nur darin ab, daß
dem Schuldner die Pflicht erlassen ist, die nach Z 288 des Strafgesetzbuchs strafbare
Beiseiteschaffungder herauszugebenden Sache eidlich abzulehnen.

Bei der zwangsweise» Besitznahme eines Grundstücks oder eines bewohnten
Schiffes ist im Falle der Abwesenheit des Schuldners und eines Vertreters desselben
für die etwa herauszuschaffenden Mobilien von dem Gerichtsvollzieher zu sorgen
preuß. A. G. O. I. 24. ß 60, Prozeßordn. v. Hannover ß 548, Bayern Art. 861 und

Baden W 870, 871, mecklenb. Exekut. Ordn, ß 35). Weitere Vorschriften für das von
dem Gerichtsvollzieher einzuhaltende Verfahren find der Instruktion vorbehalten.
Der endliche Verkauf der von dem Gerichtsvollzieher untergebrachten Mobilien im
Falle verzögerter Anforderung ist zur Abwickelung der Sache unentbehrlich. Die
nöthigen Anträge sind von oem Verwahrer zu stellen, da der Gerichtsvollzieher,
nachdem er in Vertretung des Schuldners, die Unterbringung ausgeführt hat, aus
dem Verfahren ausscheidet.

Für die Herausgabe einer Sache, welche sich im Gewahrsam eines Dritten
befindet, kommen die Vorfchriften über Pfändung und Ueberweisung zu analoger
Anwendung. Diese Maßregeln werden aber nur dann erforderlich, wenn der Schuld¬
titel nicht unmittelbar (§ 615) gegen den Dritten vollstreckt werden kann.

>ß§ 719—723, 725. (K. V. §§ 719—722, 725, G. W 773-776, 779.) > S. 442
Der Grundsatz, daß ein auf Vornahme einer Handlung oder auf eine Unter¬

lassung gerichtetes Urtheil immer nur durch Liquidation des Interesse zur zwangs-
welsen Ausführung gebracht werden könne, hatte wesentlich nur die historische
Bedeutung, daß Zwangsmittel, welche zur Ausführung solcher Urtheile ohne Umwandlung
des Anspruchs hätten dienen können, sich nicht entwickelt hatten. Im Kampfe mit
dem Bedürfniß hat er feine Strenge verloren, sowohl im gemeinen Rechte, dessen
Praxis in geeigneten Fällen den Zwang durch Strafen zuläßt (Wetzell Ncl. II. S. 591,
592 8ub IV.) , als auch im französischen Rechte, obgleich der Loclo eiv. nrt. 1142 als
Grundsatz ausspricht, daß jede Verpflichtung auf Handlungen oder Unterlassungen
im Falle der Nichterfüllung fich in die Interesseforderung auflöse (vgl. auch Ooäe cls
proe, art. 551, 552), Die im Locle oiv. art,. 1143,1144 beigefügten Ausnahmen, daß
der Gläubiger zu ermächtigen ist, die Handlung selbst auszuführen, oder das gegen
die Verpflichtung Ausgeführte selbst zu zerstören, zeigen, da der Gläubiger bei diesen
Handlungen gegen Widerstand zu schützen ist, daß das leitende Prinzip ein anderes
geworden. Nicht mehr die Art der Verurtheilung entscheidet, sondern die Nothwendigkeit,
dem Willen des Schuldners derart Zwang anzuthun, daß er selbst etwas thun muß,
was er nicht thun will.

In dem Entwurf wird auch bei der Verpflichtung zu einer Handlung oder
Unterlassung als Ziel der Zwangsvollstreckung die wirkliche Erfüllung festgehalten.
Dem Schuldner soll nicht das Recht eingeräumt werden, durch Unterlassen der
Erfüllung und noch mehr durch fortgefetztes positives Handeln gegen die Verpflichtung,
den Gläubiger auf die Forderung des Interesse zu beschränken, welche wegen der
Insolvenz des Schuldners oder wegen der Unschätzbarkeit des Gegenstandes vielleicht
ganz illusorisch ist. Berücksichtigt ist nur, daß ein Zwang gegen den Schuldner nicht
stattfinden soll, wenn dasselbe Ziel auf anderem Wege zu erreichen bleibt; daß der
Zwang gegen die Person des Schuldners nicht anwendbar ist, wenn die auszuführende
Handlung noch mehr voraussetzt, als den Willen des Schuldners; und daß endlich
ein sicherer Erfolg des Zwanges nicht erwartet, der Zwang felbst daher nicht ohne
Schranken angewandt werden darf.

Kann die vorzunehmende Handlung von einem Dritten vorgenommen werden,
Materialien zur CwilProzeßordnung, 30
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so wäre der Versuch eines unmittelbaren Zwanges gegen den Schuldner, dessen
Willen nicht erforderlich ist, nur noch überflüssige Härte. Das dem Gläubiger durch
Z 719 beigelegte Recht, die Handlung auf Kosten des Schuldners vornehmen zu lassen
(preuß. Verordnung v. 4. März 1834 Z 9, Prozeßordn. v. Hannover § 549, Bayern
Art. 862 und Baden § 872, mecklenb.Exet. Ordn. Z 37, Ooäe oiv. art. 1144), W
allerdings in vielen Fällen mit der Forderung des Interesse zusammen, geht aber
über dieselbe hinaus durch den Zwang gegen den Schuldner, die Vornahme der
Handlung zu dulden. Unterscheidend ist ferner die Pflicht des Schuldners, die durch
Ausführung der Handlung entstehenden Kosten im Voraus zu bezahlen (preuß.
Verordn, v. 4. März 1834, bayer. Prozetzord. a. a. O.), da der Gläubiger bei der
Forderung des Interesse genöthigt ist, entweder die Kosten vorläufig selbst aufzu¬
wenden, oder die Gefahr eines Irrthums in deren Berechnung zu übernehmen. Falls
der festgesetzte Kostenbetrag nicht ausreichend war, ist für den Gläubiger durch § 718
Abs. 2 die Nachforderung ausdrücklich vorbehalten, wie sich auch die Erstattung des

S. 443. nicht verbrauchten Betrages von selbst versteht. Unter diese Vorschriften fällt I auch die
Beseitigung einer von dem Schuldner gegen den Inhalt des Urtheils errichteten
Anlage (Ooäs civ. art. 1143, bayer. Prozeßordn, Art. 865).

Zur Ausführung einer Handlung, welche von einem Dritten nicht vorgenommen
werden kann, ist, wenn dieselbe nicht ausschließlich von dem Willen des Schuldners
abhängt, jeder auf Vornahme der Handlung selbst gerichtete Zwang gegen
Schuldner, weil zur Beugung seines Willens nicht ausreichend und in Konsequenz
des dem Reichsges. v. 29. Mai 1868 zu Grunde liegenden Gedankens gleichfalls
unzulässig. In den Fällen des Z 720, wenn die geschuldete nicht fungible Handlung
ausschließlich von dem Willen des Schuldners abhängt, gestattet dagegen der Entwurf,
einen solchen Zwang zu versuchen, damit nicht der Schuldner durch seinen bösen
Willen allein das Recht des Gläubigers vereiteln kann. Der Versuch, die hiernach
zu unterscheidenden Fälle im Gesetze von vornherein näher zu bestimmen, ist nicht
zu empfehlen. Es läßt sich nur sagen, daß ebensowenig die Aufwendung von Geld¬
mitteln wie die Anwendung irgend einer besonderen Fähigkeit als ausschließlich von
dem Willen des Schuldners abhängig angesehen werden kann. Sind Geldmittel
erforderlich, so ist die Herbeischaffung derselben, wenn sie der Gläubiger nicht
vorschießt, Gegenstand der Zwangsvollstreckung wenden Geldforderungen. Sind besondere
Fähigkeiten bei der Handlung anzuwenden, so wird sich nie mit Gewißheit feststellen
lassen, daß der Schuldner sie hat; er wird den Mangel derselben durch ungenügende
Ausführung der erzwungenen Handlung darthun. Es werden endlich durch H 723
Abs. 1 der Zwangsvollstreckung noch die Fälle gänzlich entzogen, in denen der
Schuldner zur Abgabe einer Willenserklärung uerurtheilt ist, da in Stelle der
Erklärung das rechtskräftige Urtheil gilt (preuß. Ges. v. 24. Mai 1853 H 32, vom
21. März 1868 Z 96, v. 5. Mai 1872 ZH 3, 19 Nr. 2, 60, 65 Abs. 2). Der Zwang
zur Erklärung würde den Gläubiger nur aufhalten und den Schuldner ohne Noth
belästigen. Für die Zwangsvollstreckung des Z 720 bleiben abgesehen von Fällen,
in denen zur Erfüllung der dem Schuldner obliegenden Verpflichtung civilrechtlich
ein unmittelbarer Zwang vorgeschrieben ist — Seemannsordnung vom 27. Dezember
1872 tz 29, preuß. Gesindeordnungen v. 8. November 1810 §§ 51, 167, v. 11. April
1845 (für Neuvorpommern) ß§ 45,161, v. 19. April 1844 (für die Rheinprovinz)
Zß 16, 42 — namentlich Iuditate, welche auf Ableistung des civilrechtlich gebotenen
Offenbarungseides (Einfühlungsgesetz § 13 Nr. 3) oder auf Ertheilung einer Auskunft,
insbesondere auf Rechnungslegung gerichtet find. Wenngleich in solchen Fällen das
Interesse des Gläubigers vielfach leicht festgestellt werden kann — vgl. Bayern
Art. 88? ff. — so hat doch die eintretende Insolvenz des Schuldners hierbei eine
andere Bedeutung als in anderen Fällen; kann durch Zwang gegen die Person nicht
Geld herbeigeschafft werden, welches sie nicht hat, so kann sie doch die Auskunft
geben, welche dem Gläubiger die Kenntniß von seinen Rechten uno durch deren
Wahrnehmung gegen Dritte seine Befriedigung verschafft; eine Insolvenz für die
eingegangene Verpflichtung ist nicht vorhanden, und der Zwang wird nicht zur Strafe
der Insolvenz.

Den zu erzwingenden Handlungen stehen die Unterlassungen und Duldungen,
zu welchen Jemand verurtheilt ist, rücksichtlich der Zulässigteit des Zwanges völlig
gleich, da sie ausschließlich von dem Willen des Schuldners abhängen. Sie können
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aber, mit Ausnahme der Duldung einer Handlung für den einzelnen Fall, nicht
aeradezu durch Gewalt erzwungen werden. Die Anwendung von Gewalt findet daher
nur in diesem Ausnahmefalle statt; außerdem sind für alle l Falle des Zwanges > S. 444
dieselben Zwangsmittel, Geldstrafen und Haft vorgeschrieben (vgl. preuß. Verordn,
v 4. März 1834 § 9 und A. G. O. I. 24. § 54, hannov. Proz. Ordn. § 549, württemb.
Ges. v. 15. April 1825 Art. 26, 27, mecklenb.Exet. Ordn. ß§ 36, 37 und ohne Aus¬
dehnung des Zwanges auf Handlungen Bayern Art. 863, 864, Baden tz§ 874, 875).
Die Dauer der Haft muß sich in allen Fällen auf das bei der Zwangsvollstreckung
zulässige Maß G 739) beschränken und die Höhe der zulässigen Geldstrafen sich
danach richten (vgl. Strafgesetzbuch § 29). Die Anwendung der Haft ist nicht erst
nach der Anwendung von Geldstrafen gestattet (Bayern, Baden, mecklenb. Exel. Ges.
a, a, Ö.), weil die Erfolglosigkeit der letzteren in vielen Fallen von vorn herein klar
ist, für welchen Fall auch die bayer. Proz. Ordn, eine Ausnahme zulaßt, und weil
der Zeitpunkt des Uebergangs zur Haft sich im Voraus nicht bestimmen läßt. Die
Zulassung der Geldstrafen neben der Hast, welche die preuß. Verordn, v. 4. März
1834 bei dem Zwange zu Handlungen allein gestattet, befreit den Gläubiger von der
Last, zum Zwecke der Vollstreckung erhebliche Kosten vorschießen zu müssen.
Die Strafen haben jedoch für die beiden Hauptfälle, Handlungen und Unterlassungen,
nach deren Natur eine sehr verschiedeneBedeutung. Die Verpflichtung, eine Handlung
zu unterlassen, ist eine fortdauernde, und der Zwang kann nur als Aeprefston durch
Ausführung der angedrohten Strafe in jedem Falle des Zuwiderhandelns wirken:
die Strafe kann daher in jedem einzelnen Falle das überhaupt zulässige Maß
erreichen, sowie in jedem einzelnen Falle eine Interesseforderung begründet ist. Die
Weigerung einer vorzunehmenden Handlung dagegen kann überhaupt nur einmal durch
Zwang überwunden werden, so daß dieser in seiner Gesammtheit das zulässige Maß
nicht übersteigen darf. Die Haft ist in diesem Falle überhaupt nicht Strafe, sondern
direktes Zwangsmittel, steht als solches neben der Androhung und Festsetzung von
Geldstrafen zur Wahl und wird, einmal angeordnet, ohne Weiteres bis zu der
zulässigen Dauer fortgesetzt.

Die Verbindlichkeit zur Bestellung einer Sicherheit Seitens des zu einer
Unterlassung oder Duldung Verpflichteten ausdrücklich auszusprechen (preuß. A. G.
O. I. 24. ß 54; Hannover ß 549, Bayern Art. 863 und Baden § 874, mecklenb. Exek.
Ordn, ß 36), erscheint nicht erforderlich, da die Vorschriften über den Arrest und die
einstweiligen Verfügungen ausreichen, um das Bedürfniß, soweit es wirklich vor¬
handen, zu befriedigen.

Von den zu erzwingenden Handlungen ist eine, die Eheschließung, obgleich sie
»on dem Willen des Schuldners allein abhängt, durchweg ausgenommen, so daß
weder die erforderliche Erklärung als abgegeben angesehen, noch die Androhung von
Strafen zugelassen wird. Dem materiellen Rechte und also den Landesgesetzgebungen
(nordd. Entw. L 1055) gehört die Frage der Zulassung des Zwanges nicht, wenigstens
nicht ausschließlich an. Mit welchen Mitteln ein Urtheil zur Ausführung zu bringen
sei, ist wesentlich eine prozessualischeFrage, und die Versagung des direkten Zwanges
zur Eheschließung zerstört auch nicht die Wirkung des vorausgegangenen Urtheils,
welches durch Liquidation des Interesse wenigstens mittelbar ausgeführt werden kann.
Der Zwang zur Eheschließung widerspricht dem Wesen der Ehe durchaus; es war
daher über den im Z 720 Abs. 2 und im Z 13 Nr. 6 des Einführungsgesetzes gezogenen
Vorbehalt für die Landesrechte nicht hinauszugehen.

Nach der Natur der für die Zwangsvollstreckung auf Vornahme, Unterlassung
«der Duldung einer Handlung zugelassenen Maßregeln ist es ohne Weiteres klar,
>daß bei denselben, abgesehen von der gewaltsamen Verhinderung einer Störung, > S. 445.
die Mitwirkung des Gerichts eintreten muß (Bayern Art. 863). Ueberall bedarf es
nicht nur einer Prüfung, welche Maßregeln die zulässigen sind, sondern auch der
Substituirung eines Anderen an Stelle oer Handlung, welche den Gegenstand der
Verurtheilung gebildet hat, so daß das Urtheil für sich allein nicht darüber Auskunft
giebt, was zu thun ist. Den Gerichtsvollziehern, welche nach der hannov. Proz.
Ordn. Z 549 bei Vornahme einer Handlung durch einen Dritten selbstständig thätig
sind, ist nach den angenommenen Grundsätzen über deren Stellung eine so weitgehende
Koanition nicht übertragen. Die zu treffende Entscheidung des Gerichts beruht
wesentlich auf einer fortgesetzten Beurtheilung des Haupt-Rechtsstreites und ist deshalb

30*
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am zweckmäßigsten dem Prozeßgerichte zu überweisen, Sie hat jedoch in dem zi,
vollstreckenden Urtheile ihre unabänderliche Grundlage und bedarf deshalb nicht der
vorgängigen mündlichen Verhandlung (Z 722). Die Anhörung des Schuldners ist
indessen unentbehrlich, weil fast durchweg für die Entscheidung Thatsachen in Betracht
kommen werden, über welche eine Verhandlung noch nicht stattgefunden hat, T»
gegen die Entscheidung nur Beschwerde zulässig ist (8 650), so bedarf es kein«
Bestimmung über die vorläufige Vollstreckbarteit derselben (ß 651 Nr. 2).

§ 724. (K. V. § 724, G. 8 778.)
Das Recht des Gläubigers, statt der wirklichen Erfüllung einer Verpflichtung

sein Interesse zu fordern, wird durch die Bestimmungen dieses Abschnitts weder
ausgeschlossen noch begründet. Die Grundsätze darüber, unter welchen Voraus¬
setzungen der Gläubiger zu der Interesseforderung übergehen, insbesondere die
Nllturalerfüllung der Verpflichtung zurückweisen kann, und ob derselbe an den
Ueberganq zur Interesseforderung gebunden ist, gehören dem materiellen Rechte an
(vgl. A. D. H. B. Art. 356).

Jede Interesseforderung ist im Wege der Klage geltend zu machen und für
dieselbe wegen ihres Zusammenhangs mit dem vorausgegangenen Rechtsstreite die
ausschließliche Zuständigkeit des Prozeßgerichts (Z 656) vorgeschrieben (nordd. Entw,
§8 914, 1058, preuß. Entw. 88 1032, 1018, 960, 1031).

Vierter Abschnitt.
Offenbarungseid und Haft.

§8 726—740. (K. V. 88 726—740, G. 88 780—795.)
Da der im Falle des 8 660 zu leistende Offenbarungseid das gesummte Vermögen

des Schuldners umfaßt, so wirkt dessen Leistung nach der Vorschrift des

8 730 (K. V. 8 730, G. 8 784)
nicht nur für andere Forderungen desselben Gläubigers, sondern auch gegen andere
Gläubiger (nordd. Prot. IV. S. 2071). Die wiederholte Leistung des Eides kann
nur gefordert werden, wenn gegen den Schuldner der spätere Erwerb von Vermögen
glaubhaft gemacht wird. Für den aus 8 716 zu leistenden Offenbarungseid ist eine
Wiederholung nicht ausgeschlossen (nordd. Prot. IV. S. 2058).

I S. 446. ! 88 731—733, 736, 738. (K. V. 88 731-733, 736, 738, G. 88 785—787,791, 793.)
Die Haft ist in Ausführung des dem Reichsges. u. 29. Mai 1868 zum Grunde

liegenden Gedankens auf die Fälle des Zwanges zu einer Handlung beschränkt,
welche durch einen Dritten nicht vorgenommen werden kann (ß 720). Der Zwang
zur Leistung des Offenbarungseides (8 728) ist nur eine besondere Anwendung
dieses Grundsatzes. Diese Beschränkung der Haft hat eine entsprechende Vereinfachung
der Ausnahmefälle zur Folge. Die Rücksicht auf die Person des Schuldners kann,
da er sich von der Haft zu befreien jeden Augenblick im Stande ist, gänzlich fort¬
fallen, soweit nicht mit der Vollstreckung der Haft eine nahe und erhebliche Gefahr
für Leben oder Gesundheit des Schuldners verbunden ist, für welchen Nusnahmefall
Z 733 Bestimmung trifft (vgl. Bayern Art. 1146 und preuß. Entw. 8 1098). Es
bleiben nur die Befreiungen aus öffentlichem Interesse übrig. Von diesen entspricht
die der Mitglieder einer deutschen gesetzgebenden Versammlung dem Art. 31 der
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Reichsuerfassung, sowie den Verfassungsuriunden fast aller Bundesstaaten; sie wird
in dieser Weise unbedenklich als allgemein geltendes Recht Anwendung finden
tonnen. Die Befreiung der Militärpersonen, im Interesse des Dienstes unentbehrlich,
kann ohne Nachtheil auf den Fall der Mobilmachung oder der Stellung eines
ssiiegsfahrzeuges in Dienst beschränkt werden, da außer diesem Falle die Wahrung
dienstlicher Interessen durch die Übertragung der Vollstreckung an die vorgesetzte
Militärbehörde ausreichend gesichert werden kann (§ 738). Für Beamte, Geistliche
und öffentliche Lehrer genügt in entsprechender Weise die Aufschiebung der Haft bis
dahin, daß für die dienstliche Vertretung gesorgt ist (preutz. A. G. O. I. 24. 8 145,
lmyer, Proz. Ordn. Art. 1144). Die Befreiung der Besatzung eines segelfertigen
Seeschiffesist aus Art. 446 des Handelsgesetzbuchs übernommen.

88 734, 735. (K. V. 88 734, 773, G. 88 789. 790.)
Bei der Ausführung der Haft tritt die selbstständige Thätigkeit des vom

Gläubiger zu beauftragenden Gerichtsvollziehers ein. Der von dem Gerichte zu
erlassende Haftbefehl bildet wie die vollstreckbare Ausfertigung des Schuldtitels die
formelle Grundlage der Vollstreckung und muß schon aus diesem Grunde, damit die
von dem Schuldner zu erzwingende Leistung ersichtlich bleibt, den Grund der Verhaftung
enthalten und bei der Verhaftung selbst vorgezeigt werden.

Daß die Haft nur in Entziehung der Freiheit besteht, versteht sich nach
8 18, Abs. 2 des Strafgesetzbuchs von selbst. Im Uebrigen müssen die näheren
Bestimmungen der Ausführung sich wesentlich den örtlichen Verhältnissen anschließen.
Die grundsätzliche Trennung des verhafteten Schuldners von Unterfuchungs-
oder Strafgefangenen (Hannover § 569, Baden 8 978, Bayern Art. 1156, preüß.
Entw. § 1102, nordd. Entw. § 1063) und das von dem Gerichtsvollzieher bei
der Verhaftung einzuhaltende Verfahren bleiben instruktionellen Vorschriften
vorbehalten.

Für die durch den Ooäs üe proo. art. 781, Baden 8 973, Bayern Art. 1148
angeordnete größere Schonung der Wohnung des Schuldners bei dieser, als bei
anderen Zwangsvollstreckungen sind berechtigte Gründe nicht anzuerkennen.

8 737. (K. V, § 737, G. 8 791.)
Der Gläubiger hat die Kosten der Haft vorzuschießen. Die Vorauszahlung

derselben muß auf den hierfür auch im Ooä« äs proo. art. 789, Baden 88 980 ff.,
Bayern Art. 115? festgesetzten Zeitraum eines Monats erfolgen, > Die Nüthigung > S. 447.
zu einer so großen Auslage schützt den Schuldner vor zu leichtfertigem Gebrauche
dieses Exekutionsmittels in höherem Maße, als die im preuß. Entw. § 1104 und im
nordd. Entw. 8 1U6? vorgeschriebene einwüchentliche Prcinumeration.

Erfolgt ohne Zuthun des Schuldners die Beendigung der Haft, so schließt
das Gesetz die Erneuerung derselben aus, um Chikanen des Gläubigers unmöglich
zu machen, welche sich erfahrungsmäßig gerade in willkürlichen Unterbrechungen
und Erneuerungen der Haft gezeigt haben (Bayern Art. 1164, großherzogl. Hess.
Einführungsgesetz zur Wechselordn. v. 4. Mai 1849, lübecksches Gesetz v. 28. April
1849. Art. 7).

88 739, 740. (K. V. 88 739, 740. G. 88 794, 795.)
Das höchste Maß der Haft ist auf sechs Monate bestimmt (bayer. Proz.

Ordn, Art. 1166), weil erfahrungsmäßig von einer längeren Dauer ein Erfolg
nicht zu erwarten ist. Darüber hinaus würde sie zur nutzlosen Härte gegen den
Schuldner.

Die Bestimmung, daß der Schuldner, welcher wegen Verweigerung des im
§ 660 erwähnten Offenbarungseides die Haft in dem höchsten zulässigen Maße
erlitten hat, von einem anderen Gläubiger nur unter denselben Voraussetzungen,
unter welchen die wiederholte Leistung des Eides gefordert werden könnte, wegen
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verweigerter Leistung zur Haft gebracht werden kann, ist nur eine Konsequenz der
Beschränkung der Haft, da diese in solchem Falle zur Erreichung desselben Zweckes
sich bereits als erfolglos erwiesen hat.

Fünfter Abschnitt.
Arrest und einstweilige Verfügungen.

ZZ 741—767. (K. V, 88 741—767,G. 88 796—822.)

Der Entwurf unterscheidet Arrest und einstweilige Verfügungen. Der Anest
dient zur Sicherung von Werthen, zur Sicherung der Zwangsvollstreckung wegen
einer Geldforderung (ß 741), die einstweilige Verfügung zur Sicherung einer
Individualleistung (Z759) oder zur Regelung eines einstweiligenZustandes
in Bezug auf ein streitiges Rechtsverhäl'tniß (§ 764). Die Unterscheidung
schließt sich derjenigen des zweiten nnd dritten Abschnitts dieses Buchs im Wesent¬
lichen an und findet in dieser und in der Verschiedenheit der durch die Sicherung
verfolgten Zwecke ihre Rechtfertigung (vgl. nordd. Entw. ß§ 692, 729, 740, nordd.
Prot. III. S. 1214, 1240, 1242).

Auf die Anordnung der einstweiligen Verfügungen und auf das weitere
Verfahren können die Vorschriften über die Anordnung von Arresten und das Arrest-
verfahren im Allgemeinen Anwendung finden (ß 760). Die Verschiedenheit des
Zweckes bedingt für die einstweiligen Verfügungen nur einzelne Abweichungen von
den für den Arrest erlassenen prozessualen Bestimmungen. Diese Abweichungen sind
in den ZZ 761—765 zusammengestellt.

Durch das Einführungsgesetz Z 13 Nr. 4 sind in Uebereinstimmung mit dem
nordd. Entw. ß 739 die Vorschriften des bürgerlichen Rechts, nach welchen in
bestimmten Fällen einstweilige Verfügungen erlassen werden können, aufrecht
erhalten, weil es unmöglich war, mit Sicherheit zu beurtheilen, ob alle m

S. 448. Be I tracht zu ziehenden Fälle unter die Kategorien der z§ 759, 764 zusammengefaßt
sind. Von selbst versteht"sich, daß durch den Vorbehalt vrozessuale Vorschriften,
welche von denen des Entwurfs abweichen, nicht unberührt bleiben sollen (vgl.
nordd. Prot. III. S. 1242).

I.
Der Arrest.

§ß 741—758. (K, V. 88 741-758, G. 88 796-813.)
Nachdem der Gerichtsstand des Arrestes mit Rücksicht auf den Gerichtsstand

des Vermögens (§ 24) aufgegeben ist (vgl. Motive zu Z 24), besteht kein Bedürfniß
mehr, den Arrest zur Sicherung der Einleitung des Prozeßverfahrens (Reichsges. v.
29. Mai 1868 § 2) oder der gerichtlichen Verfolgung eines vermögensrechtlichen
Anspruchs (nordd. Entw. ß 692) eintreten zu lassen. Ebensowenig ist der Arrest zur
Sicherung der Fortsetzung des Prozeßverfahrens (Reichsges. v. 29. Mai 1868 Z 2)
weiter erforderlich; hat der Prozeß begonnen, so ist durch die Konstruktion des Ver¬
fahrens Vorkehr getroffen, daß er ohne Anordnung arrestatorischer Maßregeln seinen
Fortgang nehmen kann. Der Entwurf beschränkt oaher im

§ 741 (K. V. 8 ?4I, G. 8 796)
den Arrest auf die Sicherung der Zwangsvollstreckung in das bewegliche oder
unbewegliche Vermögen.
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Da die Individualleistung sich unter Umständen jeder Sicherstellung entzieht,
so durfte der Arrest, wenn der Zweck der Sicherung erreicht werden soll, nicht auf
solche Ansprüche restringirt werden, welche zur Zeit der Beantragung desselben
bereits auf Zahlung von Geld gerichtet sind. Es muß vielmehr die 'Möglichkeit
qenügen, daß sich der Anspruch in eine Interesseforderung umsetzen kann. Da aber
diese Möglichkeit bei allen vermögensrechtlichen Ansprüchen vorhanden ist, so kommt
es praktisch nur darauf an, ob bei dem Ansprüche auf Individualleistung der Gläubiger
die Sicherung der Leistung selbst festhalten oder sich mit der Sicherung der Interesse-
forderung begnügen will.

Daß die Zulässigkeit des Arrestes nicht dadurch ausgeschlossen wird, daß der
Anspruch ein betagter ist, wird von den neueren Prozeßgesetzen und Entwürfen
allgemein anerkannt (vgl. z. B. Hannover Z 508, Württemberg Art. 821, Bayern
Art. 605, hannov. Entw. L 519, preuß. Entw. 8 800, nordd. Entw. Z 692).
Mögen auch bei betagten Ansprüchen die eine Zwangsvollstreckung gefährdenden
Umstände vielfach einer anderen Beurtheilung unterliegen, als bei nicht betagten, so
fehlt es doch an einem ausreichenden Grunde, rücksichtlich der ersteren den Arrest
nur bei sehr dringender Gefahr (vgl. Württemberg Art. 821, hannov. Entw.
8 519) zu gestatten.

Mit den Prozeßordn. v. Württemberg Art. 821 und Oldenburg Art. 305,
sowie mit dem preuß. Entw. Z 800, hannov. Entw. Z 519 und nordd. Entw. H 692
ganz allgemein bedingte Ansprüche den unbedingten gleichzustellen, mußte bedenklich
erscheinen, so lange die Wirkungen eines suspensiu bedingten Rechtsgeschäfts für alle
deutschen Rechtsgebiete nicht gemeinsam geregelt sind. Andererseits fehlte es an
jedem Anlasse, den Arrest bei bedingten Ansprüchen gänzlich auszuschließen. Denn
soweit nach den Vorschriften des materiellen Rechts psnäLuts eonckitionL Sicher¬
heit für den Fall der Realisirung der durch den be> dingten Anspruch eröffneten I S. 449.
Aussicht verlangt werden kann (vgl. für das gemeine Recht Windscheid, Lehrb. d.
Pandektenrechts N6. III. Bd. I. S. 223; Brinz, Lehrb. d. Pandekten Abth. II. S.
1478, 1479) — oder mit der Begründung des bedingten Anspruchs zugleich ein
Anspruch auf Erhaltung desselben für den Fall des Eintritts der Bedingung
entstanden ist (vgl. für das preuß. Recht A. L. R. I. 14. Z 5), muß zur Sicherung
des Kautionsanspruchs oder des Anspruchs auf Erhaltung des bedingten Rechts
der Arrest zugelassen werden: diese Ansprüche stehen einem unbedingten Ansprüche
gleich.

§ 742. (K. V. § 742, G. 8 797.)
Der Entwurf hat es in Uebereinstimmung mit der Prozeßordn. v. Bayern

Art. 611, dem preuß. Entw. Z 799 und dem nordd. Entw. L 692 vermieden, die im
§ 792 Abs. 1 aufgestellten Voraussetzungen des dinglichen Arrestes durch Beifügung
von Beispielen (vgl. Hannover Z 508,' Württemberg Art. 821, 822, hannov. Entw.
§8 519, 520) zu spezialisiren, um der freien Beurtheilung des Gerichts keine Fesseln
anzulegen. Nur ein Fall bedürfte einer speziellen Hervorhebung — der Fall, daß
das Urtheil im Auslande vollstrecktwerden muß (vgl. Bayern Art. 611, preuß. Entw.
§ 799, nordd. Entw. ß 693) —, weil derselbe in dem Arrestrechte der einzelnen
deutschen Rechtsgebiete verschieden geregelt ist und deshalb die Gefahr besteht, daß
er auch demnächst verschieden beurtheilt werden wird. Gleichgültig ist es, ob im
Auslande Rechtshülfe gewährt wird oder nicht, es sei denn, daß die Gewährung der
Rechtshülfe durch Staatsverträge verbürgt ist.

8 743. (K. V. § 743. G. 8 7W.)
Während der ß 1 des Reichsges. v. 29. Mai 1868 den Personalarrest als

Exekutionsmittel beseitigt, trifft der Z 2 über den Personalarrest als Sicherungs-
airest folgende Bestimmung:

„die gesetzlichen Vorschriften, welche den Personalarrest gestatten, um die
Einleitung oder Fortsetzung des Prozeßverfahrens oder die
gefährdete Exekution in das Vermögen des Schuldners zu
sichern (Sicherunqsarrest), bleiben unberührt."

Die erste Alternative kommt nicht weiter in Betracht: wie bereits zu Z 741
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hervorgehoben worden, ist die Sicherung der Einleitung und Fortsetzung des Prozeß¬
verfahrens ganz allgemein als Motiv des Arrestes aufgegeben. Was dagegen die
zweite Alternative anlangt, so hat sich der Entwurf derselben angeschlossen, wenngleich
er sie nicht ihrem vollen Umfange nach übernommen hat. Sie setzt voraus:

1) daß der Schuldner solche Vermügensobjekte besitzt, in welche die Exekution
vollstreckt werden kann oder wird vollstreckt werden können,

2) daß Umstände obwalten, welche die Vollstreckung oder den Erfolg der
Exekution in diese Vermögensobjekte verhindern oder die Verhinderung
besorgen lassen und

3) daß diese Hindernisse durch Inhaftnahme des Schuldners beseitigt
werden können

(vgl. Entsch. des Reichsoberhandelsgerichts V. S. 351, VI, S. 7. 8. X. S. 134 ff.)
— und gestattet insbesondere, wie die Vorberathungen des Reichsgesetzes außer Zweifel
stellen, den Personalarrest auch zu dem Zwecke, um den Schuldner zu nöthigen, im
Auslande befindliche Deckungsmittel herbeizuschaffen (vgl. Erk. des O. A. G. zu Lübeck

S. 450. v. 30. Dezember 1868 in Kierulff, Sammlung IV. j S. 866—873, Seuffert, Archiv
Bd. 24. Nr. 291). In dieser Ausdehnung hat der nordd. Entw. § 694 die Zulässigkeit
des persönlichen Sicherheitsarrestes in Vorschlag gebracht (vgl. nordd. Prot. III,
S. 1110, 1111, IV. S. 2106, 2107). Der Entwurf glaubte nicht soweit gehen zu
dürfen. Die Haft, welche den Schuldner zwingen soll,' sein Vermögen zu manifestiren,
ist zweifellos eine Maßregel, zu deren Sicherung der persönliche Arrest geboten
erscheint. Dasselbe gilt, wenn es sich darum handelt, den Schuldner zu hindern, sein
im Inlande befindliches Vermögen in das Ausland zu schaffen: in diesem Falle ist
die Haft eine zur Sicherung der Zwangsvollstreckung in das Vermögen erforderliche
Maßregel — eine Sicherungsmaßregel, welche in gleicher Weise in anderen Fällen
einer drohenden Verbringung des nicht sofort durch die Zwangsvollstreckung zu
ergreifenden Vermögens zulässig sein kann. Anders verhält es sich mit der Haft,
welche bestimmt ist, den Schuldner zur Herbeischaffung und Bereitstellung der im
Auslande befindlichen Deckungsmittel zu nöthigen. In dieser Anwendung unterscheidet
sich die Haft rechtlich nicht von dem Schuldarrest in seiner Funktion als Exekutions-
mittel zur Erzwingung einer Zahlung, so daß die bei Berathung des Neichsges. v,
29. Mai 1868 geäußerte Besorgnis), es werde dadurch indirekt die beseitigte Schuldhaft
wieder eingeführt werden, nicht ungerechtfertigt erscheint. Der Entwurf will durch
die Fassung zum Ausdruck bringen, daß der persönliche Sicherungsarrest — von dem
Falle der Erzwingung der Manifestation abgesehen — nur zulässig ist, wenn die
Gefahr besteht, daß der Schuldner seine persönliche Freiheit zur Vereitelung oder
wesentlichen Erschwerung der Zwangsvollstreckung benutzen werde. Damit ist die
weitere Verwendung des Personalarrestes zu dem Zwecke, um den Schuldner zur
Herbeischllffung auswärts befindlicher Deckungsmittel zu bestimmen, ausgeschlossen und
konstatirt, daß der Entwurf gegenüber der Bestimmung des Neichsges. v. 29. Mai
1868 Z 2 das Gebiet der Zulässigkeit des persönlichen Sicherheitsarrestes hat verengern
wollen. Im Uebrigen stimmen die Voraussetzungen des Entwurfs mit denjenigen des
Reichsgesetzes überein.

Das Erfordernis) der Zahlungsfähigkeit des Schuldners ist gestellt, weil ohne
Aussicht auf wirkliche Zwangsvollstreckung in das Vermögen von einer Sicherung
derselben nicht die Rede sein kann. Die Zahlungsfähigkeit hat aber nicht die Bedeutung,
daß der Schuldner im Stande sein soll, alle seine Schulden überhaupt oder gar
sofort zu berichtigen; es genügt, wenn er Vermögen besitzt, welches der Zwangs¬
vollstreckung unterliegt. Auch hat der Gläubiger nach Z 745 Abs. 2 nur glaubhaft
zu machen, daß der Schuldner Vermögen habe. Der Schuldner seinerseits kann durch
Leistung des Offenbarungseides die Zahlungsunfähigkeit nachweisen und dadurch den
persönlichen Sicherheitsarrest beendigen.

Die Fassung des Z 743 ergwbt, daß der persönliche Sicherungsarrest nur
subsidiär — nur dann zur Anwendung kommen soll, wenn die Zwangsvollstreckung
durch einen dinglichen Arrest nicht gesichert werden kann (vgl. ^»annov. Z 509, Oldenb,
Art. 306 § 2a, Baden ß 601, Württemb. Art. 823, preuß. Entw. ß 803, hannov.
Entw. § 522, sächs. Entw. Z 904, nordd. Entwurf Z 694).
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Z 744. (K. V. § 744, G. § 799,)
Die Zuständigkeit für Anordnung des Arrestes ist ohne Unterschied der Fälle

sowohl dem Gerichte der Hauptsache als auch dem Amtsgerichte beigelegt, in dessen
Bezirke der mit Arrest zu belegende Gegenstand oder die in ihrer persönlichen Freiheit
zu beschränkendePerson sich befindet (vgl. Hannou. § 510, hannov. > Entw. 8 523, >S. 451.
nordd. Entw. 8 702). Eine gewisse Dringlichkeit, welche die Grundlage für die
lonkurrirende Zuständigkeit des Amtsgerichts bildet, ist in allen Fällen vorhanden
und die Ausscheidungbesonders dringlicher Fälle (vgl. Württemb. Art. 825, Bayern Art. 618)
;u unsicher, um darauf die Zuständigkeit eines Gerichts, welche nach dem Entwurf sich
auch auf die weitere kontradittorische Entscheidung über den Arrest erstreckt, zu begründen
(vgl. hannou. Prot. IX. S. 3425—3429). Zugleich fällt hiermit jede Verschiedenheit
des Verfahrens fort, welche auf die Unterscheidung größerer oder geringerer Dringlich¬
keit sich gründet (preuß. A. G. O. I. 29 § 29) und in Folge der Unsicherheit nur
mit Unsicherheit gehandhabt werden kann.

88 745, 746. (K. V. 88 745, 746, G. 88 8W, 801.)
Die Form des Arrestgesuchs ist mit Rücksicht auf dessen Dringlichkeit so frei

als möglich gestaltet. Die Zulässigkeit der Erklärung zum Protokolle des Gerichts¬
schreibers schließt den Anwaltszwang aus. Für den Inhalt des Gesuchs ist die
Bezeichnungdes Anspruchs, für welchen der Arrest nachgesucht wird, und des Urrest-
giundes unentbehrlich. Nicht minder hat die Angabe des Geldbetrags oder Geldwerths
des Anspruchs Bedeutung für die Bestimmung der Höhe der Kaution, durch deren
Bestellung die Vollziehung des Arrestes gehemmt oder die Aufhebung desselben
herbeigeführt werden kann (8 748). Der sonstige Inhalt des einzelnen Arrestgesuchs
bedarf nicht der Vorschrift durch das Gesetz. Der Entwurf weicht — in Uebereinstimmung
mit der Proz. Ordn. v. Hannov. 88 511, 515 und dem fächs. Entw. 8 907 — von
den neueren Gesetzgebungen und Entwürfen (vgl. Württemb. Art. 826, Bayern
Art. 608, preuß. Entw. 8 810, nordd. Entw. 8 704) darin ab, daß er die Bezeichnung
des Gegenstandes des Arrestes nicht allgemein verlangt. Nothwendig muß dieselbe
geschehen zur Erwirkung des persönlichen Arrestes, weil dessen Zulässigkeit besondere
Voraussetzungen hat, und im Falle der Erwirkung des Arrestes bei einem anderen
Gerichte als dem Gerichte der Hauptsache, weil dessen Zuständigkeit von dem
Vorhandensein des Gegenstandes im Gerichtsbezirke abhängig ist. In allen anderen
Fällen braucht der Gegenstand des Arrestes nicht angegeben zu werden; der Arrest-
befehl begründet vielmehr, wenn er für den dinglichen Arrest unbeschränkt erlassen
wird, die Vollziehung in alle Vermügensstücke des Schuldners, und nur im Interesse
des Gläubigers liegt es, die dem Gegenstande nach erforderliche Mitwirkung des
Gerichts zur Vollziehung unter Bezeichnung des Gegenstandes sofort in Anspruch zu
nehmen. Ist die Angabe des Gegenstandes des Arrestes nicht deshalb geboten, weil
nach der Einrichtung der Zwangsvollstreckung die Vollziehung allgemein durch das
Gericht erfolgen muß (Württemb. Art. 826/ Baden 8 607 und Öldenb. Art. 309),
so ist das Erfordernis; derselben eine Beschränkung des Arrestes, welche als allgemeine
Maßregel nachtheilig wirken kann, weil der Gläubiger häusig nicht in der Lage ist,
den Gegenstand im Voraus zu bestimmen.

Zur Begründung des Gesuchs sind der Anspruch und der Arrestgrund glaubhaft
zu machen. Dieses Erfordernis; entspricht nicht nur der gemeinrechtlichen Doktrin
(vgl. Wctzell Nck. III. S. 304) nnd der preuß. A. G. O. I. 29. 8 48, sondern auch
den neueren Prozeßgesetzen und Entwürfen (Hannover 8 511, Bayern Art. 608,
Württemberg Art. 826, Baden 8 607, preuß. Entw. § 811, hannov. Entw. 8 524,
nordd. Entw. 8 700). Es ist indessen nicht zu verkennen, wie schwer es mannigfach
dem Gläubiger fallen kann, dem Erfordernisse der Glaubhaftmachung zu genügen,
in Bezug auf welches er um fo leichter zu >scheitern Gefahr läuft, je peinlicher und > S. 452.
ängstlicher vielleicht der Arrestrichter bei der Prüfung verfährt. Im Anschlüsse an
das preuß. Recht und an die neueren Prozeßgesetze und Entwürfe (preuß. N. G. O.
I, 29. 8 31, Hannover 8 514, Baden 8 609, Württemberg Art. 830, Bayern Art.
809, preuß. Entw. 8 811, hannov. Entw. 8 528, sächs. Entw. ß 911, nordd. Entw.
8 700) ist daher dem Gerichte die Befugmß beigelegt, den Arrest gegen Sicherheits¬
leistung zu bewilligen, auch wenn die Angaben des Gläubigers über den Arrestanspruch
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und Arrestgrund nicht glaubhaft gemacht sind, und ferner in Uebereinstimmung mit
der bayer. Prozeßordn. Art. 609, dem preuß. Entw. Z 811, und dem nordd. Entw
8 700 gestattet, die Bewilligung des Arrestes, auch wenn die Angaben des Gläubigers
glaubhaft gemacht sind, von der Leistung einer Sicherheit abhängig zu machen. Die
Bestellung der Sicherheit, deren Abmessung dem Gerichte überlassen bleibt, laßt fast
ausnahmslos darauf schließen, daß weder der Anspruch jeder Begründung entbehrt
noch eine causa arrszti mangelt. Und die Vefugniß des Gerichts, die Sicherheits¬
leistung noch neben der Glaubhaftmachung zu fordern, wird dazu dienen, den Gefahren
einer übertriebenen Aengstlichleit vorzubeugen und iu bedenklichen Fällen, in denen
der Arrest einen unverhältnißmäßigen Schaden zu stiften droht, dem Gegner Schutz
zu gewähren (vgl. Mot. z. preuß. Entw. S. 204).

88 747, 748. (K. V. W 747, 748, G. 88 802, 603.)
Die Form, in welcher über das Arrestgesuch zu entscheiden ist, hat ihre Bedeutung

für das weitere Verfahren (H8 749, 750). Ist ohne mündliche Verhandlung entschieden
worden, und ein Arrestbefehl nicht erlassen, so würde die Mittheilung des Beschlusses
an den Schuldner den Zweck des Arrestes ebenso gefährden, wie die Mittheilung des
Arrestgesuches vor dem Beschlusse(Württemb. Art. 829, Oldenb. Art. 310 8 1, hannov
Entw. ß 527, nordd. Entw. § 706).

Der Arrestbefehl soll alternativ neben dem Rechte des Gläubigers, zu dessen
Vollziehung gleichzeitig das Recht des Schuldners feststellen, durch Hinterlegung einer
bestimmten Summe die Vollziehung zu hemmen oder die Aufhebung des "bereits
vollzogenen Arrestes herbeizuführen, weil der Schuldner berechtigt ist, die Sicherung
des Anspruchs auf die ihm leichteste Weise zu bewirken (Hannov. 8 518, Banern
Art. 615, Württemb. Art. 840, Baden 8 616, preuß. Entw. 8 810, nordd. Entw.
3 707), Der festzustellende Geldbetrag wird mit dem Geldbetrage, welcher durch den
Arrest gesichert werden soll, übereinstimmen müssen (Hannov. ß 518, Württemb.
Art. 840 und Baden ß 616 verlangen „hinreichende", „genügende" Sicherheit), da der
Gläubiger den Gegenstand des Arrestes, wenn derselbe durch Hinterlegung einer
geringeren, seinem Werthe entsprechendenSumme freigemacht würde — Oldenb. Art. 313
gib, von Neuem angreifen könnte.

ZZ 749, 750. (K. V. §8 749, 750, G. 88 804, 805.)
Bei dem Betriebe des Rechtsstreits durch das Gericht in dem gemeinrechtlichen

Prozesse, wie nach dem altländisch preußischen Rechte ergiebt sich, nachdem auf das
einseitige Vorbringen des Gläubigers der Arrest angeordnet ist, die Anberaumung
eines Termins zur Verhandlung über die Rechtsmäßigkeit des Arrestes von selbst!
es liegt darin eine gewisse Garantie, daß die Sache mit einer den Umständen des

S. 453. Falls entsprechenden Schleunigkeit zum Austrage gebracht wird. I Auf gleiche Weise
bestimmen Braunschwcig ß 235, Oldenburg Art. 310 Z 2, 311 und Baden § 610.

Nach französischem Prozeßrechte, weiches nicht einmal zur Anlegung des Arrestes
regelmäßig die Mitwirkung des Gerichts erfordert (Loäs äs proo. art. 557, 558),
hat der Gläubiger in der nach Art. 563 ibiä. zu bestimmenden Frist Klage auf
Gültigkeitserklärung des Arrestes zu erheben. Aehnlich verpflichtet der nordd. Entw,
§ 709 den Arrestkläger, binnen einer achttägigen Frist nach Anordnung des Arrestes
die auf Bestätigung gerichtete Klage (Arrestklage) anhängig zu machen.

Allen diesen Gesetzen fällt gleichmäßig zur Last, daß der Schuldner bis zum
Rechtfertigungstermine, bezw. bis zum Ablaufe der für Anstellung der Klage gestellten
Frist durch den Arrest gebunden ist und seinerseits nichts zur Beschleunigung des
Verfahrens thun kann. Der Schuldner muß aber in der Lage sein, die Rechtmäßigkeit
des Arrestes möglichst rasch zum Austrage bringen zu können, weil der auf die
einseitigen Angaben des Gegners angelegte Arrest ihn in hohem Grade belastet,
Andererseits ist die Verhandlung unter den Parteien in vielen Fallen entbehrlich und
kann, wenn einmal der Schuldner in die Lage versetzt wird, die Sache selbst betreiben
zu können, auf die Fälle beschränkt werden, in welchen er von diesem Rechte Gebrauch
machen will, da in allen anderen Fällen anzunehmen ist, daß er bis zum Austrage
der Hauptsache sich den Arrest gefallen läßt. Eine Entscheidung über die



Begründung des Entwurfs. 475

Rechtmäßigkeit des Arrestes läßt daher der Entwurf in Uebereinstimmung mit der Proz.
Ordn, v. Hannover § 516, Württemberg Art. 831 und Bayern Art. 631, sowie nnt
dem hannov. Entw. H 529 nur dann eintreten, wenn der Schuldner gegen den
Beschluß des Gerichts, durch welchen ein Arrest angeordnet ist, Widerspruch erhebt.
Das im § 749 vorgeschriebene Verfahren tritt nur dann ein, wenn der Arrest ohne
mündliche Verhandlung angeordnet war. Ist mündliche Verhandlung vorausgegangen,
so haben bereits in dieser alle die Erörterungen Platz gefunden, welche sonst bei der
Verhandlung nach erhobenem Widersprüche stattfinden würden, und die darauf
erlassene Entscheidung vertritt die Stelle des über die Rechtmäßigkeit des Arrestes
ergehenden Urtheils, so daß sie, wie dieses als Urtheil charakterisirt und durch Rechts¬
mittel oder Einspruch angefochten werden muß (Z 74? Abs. 1).

Bei dem Erlasse des über die Rechtmaßigkeit des Arrestes ergehenden Urtheils
hat das Gericht nothwendig eine in gleicher "Weise freie Stellung, wie bei dem
Erlasse des Arrestbefehls, da erst jetzt, nach Anhörung beider Theile, die Sache zur
Vollständigen Beurtheilung vorliegt.

Bei der Verhandlung unter den Parteien kann die Frage, ob der Anspruch,
für welchen der Arrest angeordnet worden ist, begründet sei, nicht völlig ausgeschlossen
werden. Es würde aber eine wesentliche Verkennung der Bedeutung dieser
Verhandlung sein, wenn hierbei über die Erörterung, ob der Anspruch glaubhaft ist,
hinausgegangen würde, sollte auch die Hauptsache noch nicht anhängig sein. Denn
nur der Arrest als solcher ist Gegenstand des Streits; zur Feststellung des Anspruchs
ist das Gericht durch den Arrestantrag nicht berufen (vgl, Motive zum württemb.
Entw. Art. 834). Auch ist der Arrestantrag nicht eine Klage, an welche der
Schuldner eine Widerklage auf Feststellung des Rechtsuerhältnisses anknüpfen könnte
(vgl. preuß. A. G. O. I. 29 ß§ 37, 38, 64, Württemberg Art. 833).

Mit der Entscheidung über den Arrest im Falle der Aufhebung desselben auch
eine Entscheidung über die Haftpflicht des Gläubigers für die dem Schuldner
zu> gefügten Schäden zu verbinden (Baden 8 615, Bayern Art. 636), empfiehlt sich I S.454.
wegen der Weitläufigkeit der erforderlichen Erörterungen nicht, noch weniger kann die
unbedingte Haftpflicht des Gläubigers für solche Schäden in der Prozeßordnung
ausgesprochenwerden, da die Bestimmung derselben dem materiellen Rechte angehört.

ß 751. (K. V. 8 751, G. ß 806.)
Ist die Hauptsache nicht anhängig, so wird die Vollziehung des Arrestes in

zahlreichen Fällen die Folge haben, daß der Schuldner zahlt oder dem Gläubiger
für die Erfüllung seiner Verpflichtungen Sicherheit leistet. Es ist daher nicht erforderlich,
dem Gläubiger generell die Verpflichtung aufzulegen, binnen einer bestimmten Frist
die Klage in der Hauptsache zu erheben (vgl. preuß. U. G. O. I. 29 Hß 42, 46, 74,
Bayern Art. 630, preuß. Entw. H 814, nordd. Entw. Z 709). Andererseits muß
aber auch dem Schuldner die Möglichkeit gegeben werden, auf einem einfachen Wege
die Erhebung der Klage in der Hauptsache zu erwirken. Diesem Zwecke entspricht
die Anordnung einer bestimmten Frist zur Klageerhebung auf Antrag des Schuldners
(Württemberg Art. 835, Baden §617, hannov. Entw. ß 532). Das Präjudiz für
den der Anordnung nicht Folge leistenden Gläubiger muß die Aufhebung des Arrestes
sein. Dieselbe kann nur nach vorgängiger mündlicher Verhandlung und nur durch
Endurtheil ausgesprochen werden, da der Gläubiger durch die Einwirkung des Arrestes
und durch die Vollziehung desselben Rechte erworben hat. Die Bestimmung des
hannov. Entw. Z 532, daß, wenn beim Ausbleiben des Arrestklägers die Aufhebung
ausgesprochenist, gegen das Versäumnißurtheil Einspruch nicht stattfinde, ist nicht
aufgenommen. Gegenüber dem Schuldner ist die Zulässigkeit des Einspruchs ohne
Bedenken,da das Urtheil auf Aufhebung des Arrestes nach § 601 Nr. 6 ohne Antrag
für vorläufig vollstreckbar zu erklären ist.

ß 752. (K. V. ß 732, G. 8 807.)
Die Natur des Arrestes als einer vorläufigen Sicherheitsmaßregel gestattet auch

nach erfolgter Bestätigung Abänderungen im Falle veränderter Umstände (Bayern
Art. 635, Oldenburg Art. 313, nordd. Entw. ß 715), insbesondere die gänzliche
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Aufhebung wegen Erledigung des Arrestgrundes und die Umwandlung der erlangten
Sicherheit in eine andere. Außer den hervorgehobenen Fällen kommt auch die
Abweisung der wegen der Hauptsache erhobenen Klage in Betracht. Der Antrag auf
Aufhebung des Arrestes kann in der Verhandlung üuer die Hauptsache gestellt werden
und das Gericht ist in der Lage, die Aufhebung des Arrestes sofort auszusprechen
oder in Anwendung der Vorschriften über die ausnahmsweise erfolgende Versagung
der vorläufigen Vollstreckbarkeit die Aufhebung von der Rechtskraft des den Haupt¬
anspruch abweisenden Urtheils abhängig zu machen.

Alle Urtheile, durch welche Arreste aufgehoben werden (HZ 750—752), sollen
für vorläufig vollstreckbar erklärt werden (§ 601 Nr, 6); es sind darunter auch
diejenigen Urtheile zu verstehen, welche eine Abänderung des Arrestes zu Gunsten
des Schuldners enthalten. Erst hiermit wird die Reihe der den Schuldner gegen
die Nachtheile antizipirter Zwangsvollstreckung schützenden Maßregeln vollständig.
Die Vollstreckbarkeit des über die Rechtmäßigst des Arrestes ergehenden Urtheils
ist in den Prozeßordn. v. Hannover Z 516, Württemberg Art. 836 und Baden
ß§ 611, 614 angenommen; nach der württemb. Prozeßordn. ist auch die Aufhebung

S. 455. des Arrestes, welche wegen unterlassener Erhebung der Klage in der j Hauptsache
erfolgt, sofort vollstreckbar und die baner. Prozeßordn. Art. 639 gestattet in gewissem
Umfange wenigstens die Vollstreckbarkeit nach freiem Ermessen des Gerichts. Nach
der preuß. A. G, O. I. 29 ist, abgesehen von dem Falle, daß der Gläubiger zur
Verhandlung nicht erscheint und in Folge dessen ohne Urtheil die Aufhebung des
Arrestes erfolgt (H 57), das den Arrest aufhebende Urtheil erst nach eingetretener
Rechtskraft vollstreckbar <M 60, 66, 72); allein in allen Fällen ist der Schuldner
berechtigt, die abgesonderte Entscheidung über den Arrest vor dem Urtheil in der
Hauptsache zu beantragen (Z 63), und wenn diese abgesonderte Entscheidung erfolgt,
so ist die Rechtsmittelfrist auf drei Tage beschränkt und das Verfahren der höheren
Instanz abgekürzt (Verordn, v. 21. Juli 1846 Z 27), so daß die Beschleunigung der
Rechtskraft das Bedürfniß vorläufiger Vollstreckbarkeit weniger hervortreten läßt (vgl,
auch Oldenburg Art. 247, 269). Der nordd. Entw. 8 714 begnügt sich dagegen mit
dem selbstverständlichen Satze, daß der Arrest bestehen bleibt, so lange das Urtheil
nicht vollstreckbar ist. Als Regel muß es auch hier gelten, daß dem Schuldner in
keinem Augenblick die Möglichkeit entzogen werden darf, die Entscheidung über den
Arrest zu fördern; die Rechtsmittelfrist würde ihn, wie die dem Gläubiger gelassene
Frist zur Erhebung der Arrestklage, fesseln. Als Regel kann auch wie bei der
vorläufigen Vollstreckbarkeit emes Urtheils nicht die Fortdauer der vorläufigen
Maßregel des Arrestes nach dessen Aufhebung durch ein, wenn auch nicht rechts¬
kräftiges Urtheil gelten; nicht die sofortige Aufhebung des Arrestes, sondern die
Fortdauer desselben muß durch besondere Umstände gerechtfertigt werden.

Auf die Vollziehung des Arrestes finden nach

Z 753 (K. V. § 7S3, G. § 808)
die Vorschriften über die Zwangsvollstreckung entsprechende Anwendung, soweit
nicht die

§Z 754—758 (K. V, 88 754—738, G. 88 809—813)
abweichende Bestimmungen enthalten.

1. Nrrestbefehle bedürfen nach § 754 Abs. 1 der Vollstreckungsklausel nur in
dem Falle, für welchen dieselbe in Betreff der Vollstreckungsbefehle vorgeschrieben ist
(§ 653). Diese Bestimmung rechtfertigt sich durch den Umstand, daß der Arrestbefehl
bereits alle wesentlichen Bestandtheile der Vollstreckungstlausel enthält.

2. Da die Vollziehung des Arrestbefehls dem Betreiben des Gläubigers
überlassen ist, so war in Uebereinstimmung mit der Prozeßordn. ».Hannover H 518,
dem preuß. Entw. L 813, hannov. Entw. ß 533 und nordd. Entw. ß 719 die
Beschränkung der Vollstreckbarkeit auf eine kurze, im § 754 Abs. 2 auf zwei Wochen
festgestellte Frist erforderlich, um die Vollziehung des Arrestes unter vielleicht ganz
veränderten Verhältnissen zu verhüten.

3. Die Vollziehung des Arrestes erfolgt in derselben Form und unterliegt in
Betreff des Gegenstandes denselben Beschränkungen, wie die Zwangsvollstreckung
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selbst. Der preuß. Entw. Z 801 und der nordd. Entw. S 695 haben es für erforderlich
erachtet, ausdrücklich festzusetzen, daß auch die den Gegenstand betreffenden
Beschränkungen der Zwangsvollstreckung auf die Vollziehung des Arrestes zur
Anwendung kommen sollen.

4. Der Zweck des Arrestes, die Sicherung der Zwangsvollstreckung, fordert,
daß der Vollziehung des Arrestes dieselben Wirkungen beigelegt werden müssen, wie
der Zwangsvollstreckung selbst. Die Erwägungen, welche zur Aufnahme des >Z 658 ! S. 456.
geführt haben, rechtfertigen die Vorschrift des Z 755 Abs. 1, daß die Pfändung zum
Zwecke der Vollziehung des Arrestes das Pfandrecht an dem gepfändeten Gegenstande
mit den im Z 658 bestimmten Wirkungen begründet. Wenn auch in der Konstruktion
abweichend, so steht der Entwurf doch im praktischen Resultate mit dem nordd. Entw.
§ 967 in Einklang (vgl. nordd. Prot. IV. S. 2030, 2031, 2076, 2077).

5. Die Vollziehung des Arrestes muß an dem Punkte einhalten, an welchem
die bloße Sicherung aufhören und (§§ 665, 669) die Befriedigung des Gläubigers
beginnen würde. Aus diesem Grunde kann ebensowenig die Versteigerung körperlicher
Sachen, wie die Ueberweisung einer Forderung oder die Auszahlung einer gepfändeten
oder durch Versteigerung erzielten Geldsumme an den Gläubiger erfolgen. Nur
wegen der relativen Unmöglichkeit, eine Sache aufzubewahren, kann deren Versteigerung
ohne das Andringen anderer zur Zwangsvollstreckung berechtigter Gläubiger angeordnet
werden (württemb. Prozordn. Art. 839, preuß. A.' G. O. I. 29 ß 14, preuß. Entw.
8 822, nordd. Entw. § 726); diese Anordnung muß als Theil der Vollziehung von
dem Vollstreckungsgerichte (§ 634) ausgehen.

6. Die Vollziehung des persönlichen Sicherheitsarrestes kann auch durch mildere
Maßregeln als durch Haft erfolgen (Bayern Art. 616, Baden Z 605); dazu gehört
auch die Beschlagnahme von Legitimationspapieren (Württemberg Art. 824), welche
als solche nicht einen Gegenstand eines Vermögensrechts und eines dinglichen
Arrestes bilden. Für die Ausführung des persönlichen Sicherheitsarrestes ist mit
den übrigen für die Haft gegebenen Beschränkungen auch die zeitliche Beschränkung
auf höchstens sechs Monate anwendbar, welche nach dem nordd. Entw. (HZ 694,
1069) ausgeschlossen sein soll. Auch hier bedarf es aber einer bestimmten Grenze
für die Entziehung der persönlichen Freiheit, und es kann angenommen werden, daß
auch vor der Verurtheilung die vergebliche Anwendung einer so langen Haft die
Erfolglosigkeit dieses Zwangsmittels darthut.

7. Die zur Aufrechterhaltung emes Arrestes etwa nöthigen besonderen
Aufwendungen fallen selbstverständlich dem Gläubiger zur Last. Das Unterlassen
rechtzeitiger'Vorschuhleistung hat die Aufhebung des Arrestes zur Folge (Zß 737, 758).
Die Aufhebung des Arrestes aus diesem Grunde überweist oer Entwurf ebenso wie
die Aufhebung gegen Hinterlegung des in dem Arrestbefehle festgestellten Geldbetrages
(ß 748) dem Vollstreckungsgerichte, weil es sich in diesen Fällen nur um oie
Vollstreckungdes Arrestbefehls handelt.

II.

Die einstweiligen Verfügungen.

§ 759—765. <K. V. §8 759—765, G. 88 814—820.)
Die Vorschriften der W 761—765 stimmen im Wesentlichen mit den Vorschriften

der neueren deutschen Prozeßordnungen und Entwürfe (vgl. Hannover §§ 519 ff.,
Baden 8§ 625 ff., Württemberg Art. 844 ff., Bayern Art. 605 ff., hannov. Entw.
ß§ 540 ff., preuß. Entw. Z§ 823 ff., nordd. Entw. §Z 729 ff.) überem und nähern
sich den Bestimmungen des französischen Rechts über das Refere-Verfahren (Ooäs
äs xi-oo. urt. 806 8L<i.). Sie bedürfen daher nur in einzelnen Beziehungen einer
besonderen Begründung,

> ZZ 761, 765. (K. V. 88 761, 765, G. 8 816. 620.) > S. 457.
Ob es einer einstweiligen Verfügung bedarf, wird regelmäßig nur das Gericht

der Hauptsache beurtheilen' können. Das Amtsgericht, in dessen Bezirke sich der
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Streitgegenstand befindet, ist daher nur in dringenden Fällen für zuständig erklärt
eine einstweilige Verfügung zu erlassen (vgl. Bayern Art. 620, nordd. Entw. § 737/
und der Bestand derselben der Kognition des Gerichts der Hauptsache unterstellt, so
daß das Eingreifen des Amtsgerichts nur den Zweck verfolgt, den 8tatu8 «wo,n
rechtlicher und thatsächlicher Beziehung aufrechtzuerhalten, bis von dem Gerichte der
Hauptsache Verfügung erlassen werden kann. Dieser Auffassung entspricht es, daß
das Amtsgericht eine Frist zu. bestimmen hat, innerhalb welcher der Gegner zur
mündlichen Verhandlung über die Rechtmäßigkeit der einstweiligen Verfügung «or
das Gericht der Hauptsache zu laden ist, und nach fruchtlosem Ablaufe der Frist auf
Antrag die erlassene Verfügung aufzuheben hat.

8 768. (K. V. § 762, G. § 817.)
Die durch eine einstweilige Verfügung abzuwendende Gefahr kann so

mannigfaltig sein, daß die Mittel zur Abwehr sich im Voraus nicht bestimmen lassen.
Sie können überall bis zu den äußersten Grenzen der Zwangsvollstreckung gehen-
bewegliche und unbewegliche Sachen können m Verwahrung oder Verwaltung
(Sequestration) genommen, dem Gegner können Handlungen geboten oder verboten,
insbesondere oie Veräußerung, Belastung «der Verpfändung eines Grundstücks
untersagt werden. Sind zur Erhaltung des bestehenden Zustandes Handlungen oder
Unterlassungen nothwendig, so können zu deren Erzwingung die zulässigen
Vollstreckungsmaßregeln angewandt werden (Hannover ß 523, Bayern Art. 606, 614,
Württemberg Art. 847). Ist zur Vornahme einer Handlung nur der Schuldner
selbst im Stande, so kann geeigneten Falles auch die Haft gegen ihn angeordnet
werden.

Eine Vorschrift gleich dem Art. 641 der baner. Proz. Ordn, erscheint entbehrlich.
Nach dem Zwecke der einstweiligen Verfügungen ist es selbstverständlich, daß durch
dieselben weder der Entscheidung in der Hauptsache präjudizirt noch in dem materiellen
Rechte der Parteien untereinander oder in den hierdurch gegebenen Parteirollen
etwas geändert wird.

. HI.
Gemeinsame Bestimmungen.

ZZ 766, 767. (K. V. W 766, 767, G. §8 821, 822.)
Die aus dem nordd. Entw. (M 718, 705) übernommenen Vorschriften der

8Z 766, 76? gelten für den Arrest und für die einstweiligen Verfügungen. Der
ß 766 erklärt öas Berufungsgericht als Gericht der Hauptsache, wenn diese in der
Berufungsinstanz anhängig ist, damit eine abweichende Beurtheilung der Hauptsache
vermieden werde. Von oem Reuisionsgerichte gilt nicht dasselbe, weil dieses Gericht
nicht mit der ganzen Sache befaßt ist und mit den unvermeidlichen thatsächlichen
Erörterungen auch nicht befaßt werden soll.

Soweit ein Kollegialgericht eine Entscheidung zu treffen hat und die mündliche
Verhandlung nicht ohne Ausnahme vorgeschrieben ist, muß für dringende Fälle eine
Erleichterung der Entscheidung durch Übertragung derselben an den Vorsitzenden
gestattet werden (Hannover G 512, 522, Württemberg Art. 828, 846). Der gegen
die Verfügung desselben stattfindende Widerspruch bringt die Sache zur Entscheidung
des Gerichts.
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l Neuntes Buch. iS.458.
Aufgebots verfahren.

§8 768—791. (K. V. M 768—791,G, U 623—850.)
Die gerichtliche Aufforderung zur Klageerhebung oder zur Geltendmachung

eines Widerspruchsrechts, gerichtet wider einen bestimmten Gegner, hat der Entwurf,
wie bei Begründung des 3 223 dargelegt worden, als besondere Prozeßart nach
Zulassung der Feststellungsklage (M 223, 243) für entbehrlich gehalten.

Das Institut der öffentlichen gerichtlichen Aufforderung an unbestimmte
Gegner oder unbekannte Betheiligte zur Anwendung von Ansprüchen und Rechten
mit präklusivischer Folge (Aufgebot) ist — gemeinrechtlich nur für einzelne Fälle
anerkannt (Wetzell L6. II. S. 85 ff. 855 ff.) — durch die PartikulargesetzgebuiMN
zu ausgedehnter Entwickelung gelangt. Dasselbe gehört vorzugsweise dem materiellen
Rechte an. Das bürgerliche Recht entscheidet die wichtigen Fragen, in welchen Fällen
ein Aufgebot überhaupt zulässig sei, unter welchen Voraussetzungen es stattfinden
tonne, wer zu seiner Ausbringung legitimirt sei, worauf die Präklusion sich zu erstrecken
habe, welche Anmeldungen neben oder der Präklusion entgegenstehen und wie die
letztere wirke. Dem Prozeßrechte fällt lediglich die formelle Regelung des Verfahrens
zu, namentlich die Bestimmung über die Art der öffentlichen Bekanntmachung, die
Erlassung und Anfechtung des Prätlusionsurtheils, auch die Gerichtszuständigkeit,
insoweit nicht diese bei einer großen Zahl von Aufgeboten durch deren materiellen
Inhalt von vornherein gegeben ,st.

Dem entsprechend hat der Entwurf in Uebereinstimmung mit anderen Legis¬
lativen — (vgl. württemb. Prozeßordn. Art. 810 und Mot. zu Art. 811 ff. des Entw.,
vreuß. Entw. Z 1300 und Mot. S. 302, 307, sächs. Entw. 8 857), — ein Aufgebots-
verfahren nur in den durch besondere Gesetze (Reichs- oder Landesgesetze) bestimmten
Fällen für statthaft erklärt (8 768 Abs. 1). Wo dasselbe nach bestehenden Rechtsnormen
nicht zulässig ist, wird es durch die Prozeßordnung nicht eingeführt. Dagegen kann
die Civilgesetzgebung sowohl des Reichs, als der einzelnen Staaten den bestehenden
Kreis der Aufgebote durch Hinzufügung neuer Fälle unbeschränkt erweitern.

Bei der übergroßen Zahl und Mannigfaltigkeit der gegenwärtig in deutschen
Landen bestehenden Aufgebote ist eine auch nur annähernd vollständige Aufzählung
derselben, geschweige denn eine individuelle Behandlung der einzelnen Arten (preuh.
Entw. 88 1304 ff.) unthunlich, wie fchon die hannov. Konferenz anerkannte, indem
sie die gesummte Lehre von den Aufgeboten der Landesgesetzgebung überließ (hannov.
Entw. 8 518). Sowohl die Civilgesetzbücher, als die geltenden Partikularrechte,
hauptsächlichaber eine große Anzahl von Svezialgesetzen und landesherrlich bestätigten
Statuten enthalten aufgebotsähnliche Institute (vgl. Mot. z. preutz. Entw. emes
HandelsgesetzbuchsS. 576 ff.), die sich auf einen gemeinsamen Gedanken — etwa
den der Zulässigkeit eines Aufgebots „wenn der Provokant ein gegenwärtiges rechts-
bearündetes Interesse hat, sich gegen unbekannte Ansprüche oder Rechte zu sichern"
(Prozeßordn. v. Hannover § 498, >Oldenburg Art. 326, Baden 8 684, Hess. Entw. ! S.459.
Art. 796), — nicht zurückführen lassen, und geben im Zusammenhange damit Prozedur¬
vorschriften, welche bald auf das Gebiet der streitigen, bald das der freiwilligen
Gerichtsbarkeit, bald auf bloße Rechtsfürsorge (Rechtspolizei) hinweisen.

Der Entwurf hat deshalb grundsätzlich ebensowenig, wie die Fälle der Zulässig¬
keit eines Aufgebotsuerfahrens, die übrigen dem Civilrechte ungehörigen Momente
(Voraussetzungen, Umfang, Inhalt und Wirkung des Aufgebots, bez. der Präklusion)
geregelt. Von diesem Grundsätze ist nur rücksichtlich der Amortisation der Wechsel
und der im Art. 301 und 302 des Handelsaesetzb. bezeichneten Urkunden abgewichen
(8 782). Für diese hat die Reichsgesetzgebung bereits die einheitliche Grundlage
geschaffen, sie sind gemeinsam für amortisirbar erklärt (D. W. O. Art. 73 und A.
D. H. B. Art. 305). Daß auf diesem Fundamente gemeinschaftlich fortgebaut
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werde, ist bei der hohen Bedeutung jener Papiere für den Verkehr nicht nur
erwünscht, sondern geradezu indizirt, weil die gedachten reichsgesetzlichen Bestimmungen
an die Einleitung des Verfahrens bestimmte wichtige Folgen knüpfen. Es sind dem¬
nach für die bezeichneten Urkunden allgemein gültige und zwingende Vorschriften
sowohl über die Bedingungen der Einleitung, überhaupt die materiellen Grundlagen
der Amortisation (8ß 783, 785, 786, 789. Abs. 2), als auch über die Wirkungen des
Verfahrens (88 790, 791) gegeben worden.

Was nun die eigentliche Aufgabe der Prozeßordnung, die Herstellung der
formellen Prozedur, anlangt, so ist bereits erwähnt, daß eine gesonderte Regelung
der bestehenden Aufgebote nach Kategorien und nach dem Vorgänge der für ein
minder großes Rechtsgebiet berechneten Gesetzesarbeiten nicht möglich ist. Indem
der Entwurf aus der Unübersehbarkeit der Aufgebotsgesetzgebung, selbst einzelner
Staaten, insbesondere auch Preußens, ein weitergehendes Bedürfniß nach einheitlicher
Behandlung entnahm, hat er im Anschlüsse an den nordd. Entwurf einen gemein¬
samen Rahmen für die Prozedur bei allen, überhaupt hierher zu
ziehenden Aufgebotsfallen zu schaffen versucht. Unter die gegebenen Vorschriften
(88 769—781) soll prinzipiell jede Art eines im 8 ?68 Abs. 1 begriffenen Auf¬
gebotsverfahrens fallen und sonach einer prozessualischen Behandlung unterliegen,
gleichviel, ob dasselbe bislang in den einzelnen Rechtsgebieten der streitigen oder
nicht streitigen Gerichtsbarkeit oder der Rechtspolizei angehörte. Dies gilt insbesondere
auch für Todes- bezüglich Verschollenheits - Erklärungen, sowie für alle Arten der
Urkundenamortisation, für welche letztere nur noch einzelne spezielle Prozedurvorschriften
(88 787—790) nöthig wären.

Nach der im 8 768 Abs. 1 gegebenen Begriffsbestimmung des „Aufgebots"
werden durch den Entwurf nicht betroffen:

1) alle nicht von den Gerichten zu erlassenden Aufgebote, Dahin gehören
beispielsweise die von Verwaltungsbehörden im Bereiche der Bundes-
Gewerbeordnung, die von den Strandämtern (vgl. Strandungsordnung
vom 17. Mai 1874 88 26 ff,), die von den Gemeinderäthen als Pfand¬
gerichten und den Notaren in Erbtheilungsverhandlungen (Baden)
erlassenen Aufforderungen u. a.;

2) alle Aufgebote, welche "Theile eines andern, besonders geregelten gericht¬
lichen Verfahrens, wie des Konkurs-, des erbschaftlichen Liquidations¬
oder des Subhastationsverfahrens sind;

3) alle Aufgebote, bei denen es sich nicht um unmittelbare oder mittelbare
^S. 460. präklusimsche Nachtheile (zu den ebensowohl Rechtsuerluste, > als

Erschwerungen der Rechtsverfolgung zu zählen sind), sondern lediglich
um Herstellung einer Thatsache oder eines faktischen Zustands, oder um
Verhütung des faktischen Existentwerdens nichtiger Rechtsverhältnisse
handelt.

Aber auch innerhalb der gezogenen Grenze ist eine gemeinsame Regelung der
Prozedur mit Schwierigkeiten verknüpft. Es ist nicht zu verkennen, daß für manche
der bestehenden Aufgebote die Bestimmungen der 88 769—781 nicht passen, weil
dabei ein eigentliches Ausschlußurtheil nicht in Frage kommt (vgl. z. B. preuß, Ges,
v. 12. März 1869 8 4 über Erbbescheinigungen), bei anderen das bisherige Verfahren
so integrirend mit dem Rechtsinstitute selbst, zu dessen Schutze es gegeben, zusammen¬
hängt, daß eine Trennung dieses Zusammenhangs das bestehende bürgerliche Landesrecht
alteriren würde (z. V. bei vielen Aufgeboten im Gebiete des Hypothekenrechts und
dem in Bremen beim Verkaufe von Immobilien eintretenden Proklamationsversahren),
Die zur Abhülfe vorgeschlagenen Wege, gemeinsame Vorschriften nur für die Urkunden¬
amortisation zu erlassen oder die auf dem Gebiete der freiwilligen Gerichtsbarkeit
und der Rechtspolizei bestehenden Aufgebote auszunehmen (Württemberg Art. 611),
erschienen im Interesse möglichster Rechtseinheit nicht wünschenswert!)/ der letztere
auch nicht ausreichend, weil eine strikte Trennung des Gebiets der Rechtspolizei und
freiwilligen Gerichtsbarkeit von dem der streitigen in manchen Staaten (Preußen,
Bayern u. a.) nicht gegeben ist.

Unter Festhaltung eines prinzipiell einheitlichen Verfahrens für alle Aufgebote
hat der Entwurf den beregten Schwierigkeiten Rechnung getragen durch den Vorbehalt
im § 8 des Einführungsgesetzes. Darnach kann die Landesgesetzgebung die Bestimmungen
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des Entwurfs ausschließen oder ganz oder theilweise durch andere Vorschriften ersetzen;
entzogen sind ihr jedoch:

«,) die im § 782 Abs. 1 gedachten Urkundenamortisationen,
d) alle durch ein bestehenoes oder künftig ergehendes Reichsgesetz statuirten

Aufgebotsflllle.
Man ist dabei von der Voraussetzung ausgegangen, daß nur für absolut

ungeeignete Prozeduren von jenem Vorbehalte werde Gebrauch gemacht werden.

Z 768. (K. V. 8 768, G. § 823.)
Für das Aufgebotsverfahren hat das Gerichtsverfassungsgesetz 8 12 die Amts¬

gerichte für zuständig erklärt. Die Landesgesetzgebung ist jedoch der Grund der
Vorbehalte in 8 8 des Einführungsgesetzes zur (Zivilprozeßordnung und in Z 3 Abs. 3
des Einführungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetze nicht gehindert, in anderen
als in den durch em Neichsgesetz bestimmten Fällen die Zuständigkeit nach anderen
als den durch das Gerichtsuerfassungsgesetz vorgeschriebenen Normen zu regeln, also
,, B. das Aufgebotsverfahren an oie Landgerichte zu verweisen. Einen weiteren
Vorbehalt für die Landesgesetzgebung enthält das Gerichtsuerfassungsgesetz ß 84.

8 769. (K. V. § 769, G. § 824.)
Die Einleitung des Aufgebotsverfahrens soll nur auf Antrag (anders z.B.

preuß. Ges. v. 12. März 1869 über Erbbescheinigungen 8 3) und erst nach Prüfung
der Zulllssigkeit durch das Gericht erfolgen. Die Einleitung hat vielfach materielle
Wirkungen (vgl. D. W. O. Art. 73)' deshalb ist für solche Fälle ein Zulassungs-
beschluß des Gerichts unentbehrlich (nordd. Prot. V. S. 2242). Aber auch in allen
sonstigen Fällen ist die Beschlußnahme des Gerichts über die > Einleitung wünschens- < S. 461,
werth (vgl. Proz, Ordn, v, Hannover Z 500, Württemberg Art. 816, preuß. Entw.
§ 1291). Denn ein den Antrag auf Ausschluß von Ansprüchen oder Rechten
zurückweisender Beschluß kann, da es sich nicht um die Entscheidung von Streitigkeiten,
sondern nur um Prüfung der einseitigen Angaben des Antragstellers
handelt, vor dem Aufgebote schon eben so gut erlassen werden, als nach demselben;
im Interesse des Antragstellers aber liegt es, einen solchen Beschluß vor dem Auf¬
gebote zu erhalten. Ist die Zurückweisung nur eine bedingte, so daß die Gründe
derselben durch Nachbringen mangelnder Begründung des Antrags beseitigt werden
können, so ersetzt der Beschluß zur wesentlichen Erleichterung des Verfahrens einen
später zu erlassenden Zwischenbescheid, so daß das Ausschlußurtheil sich unmittelbar
an das Aufgebot anschließen kann. Gegen die Zurückweisung des Antrags auf
Einleitung des Ediktalverfahrens steht dem Provokanten die Beschwerde (8 506) offen
(Württemberg Art. 816).

Auch der Erlaß des Aufgebots soll abweichend vom preuß. Entw. Z 1293 durch
das Gericht erfolgen, was dem Grundsatze der 88 181 ff. entspricht.

Für den Inhalt des Aufgebots sind die konkreten Verhältnisse bezw. das
Interesse des Provokanten im einzelnen Falle maßgebend. Der Abs. 2 des 8 769
führt deshalb nur diejenigen Requisite auf, welche niemals werden fehlen dürfen.
Die Androhung bestimmter Rechtsnachtheile (Nr. 3) bat hier eine andere Bedeutung
als bei der Ladung im ordentlichen Prozeßverfahren (8 202). Während sie bei dieser
nur den Inhalt des Gesetzes wiederholen würde, enthält sie hier eine Begrenzung
des Zulassungsbeschlusses und ist deshalb für das diesen Beschluß darstellende Auf¬
gebot unerläßlich (Hannover 8 500, Württemberg Art. 816, Oldenburg Art. 328 8 2,
preuß. Entw. 8 1292, nordd. Entw. 8 1128, sächs. Entw. 8 861). Weicht der Beschluß
m diesem Punkte von dem Antrage ab, so wird ohne Zustimmung des Antragstellers
das Aufgebot nicht erlassen werden können, da das beschränktere Aufgebot etwas
Anderes ist, als das beantragte. Ebendeshalb kann aber auch die Aufnahme des
Antrags selbst in das Proklama (nordd. Entw. 8 1128) entbehrt werden, weil sich
der Inhalt desselben in der Androhung wiederfindet.

Die Bestimmung eines Aufgebotstermins (Nr. 4) als Ende der Anmeldungsfrist
(Nr. 2) und als Termin zur Verhandlung über den Antrag auf Erlaß des Ausschluß-
urtheils (8 774) (vgl. preuß. Subhastationsordn. v. 15. März 1869 88 13, 84) gewährt
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den doppelten Vortheil, daß das Urtheil sich der Regel nach an den Ablauf der Frist
unmittelbar anschließt, also nicht erst eine nachträgliche Zulassung der nach Ablnm
einer besonderen Aufgebotsfrist angemeldeten Ansprüche nothig nnrd (nordd. Entw.
88 1128, 1133), und daß der Termin sowohl im Falle eines erhobenen Widerspruchs
wie ohne solchen Gelegenheit zur leichtesten Erledigung von Streitigkeiten oder sonstigen
Anstanden bietet.

88 770, 771. (K. V. 88 770, 771, G. 88 825, 826.)
Die nach den geltenden Rechten etwa erforderliche besondere Mittheilung des

Aufgebots an bekannte Interessenten wird ebenso wie der Einfluß des Aufgebots auf
solche Interessenten überhaupt durch die gegebenen Vorschriften nicht betroffen.

Die weiteren Bestimmungen sichern nur die gleichmäßige Behandlung für den
Fall, daß die Spezialgesetze dem richterlichen Ermessen freien Raum lassen. Ein

> S. 462. weiteres Bedürfniß zur einheitlichen Regelung der Form des Aufgebots ist >nicht
anzuerkennen. Zur Erleichterung der Formen der Bekanntmachung dient es, daß die
vorzeitige Entfernung des angehefteten Aufgebots und die Nichteinhaltung der
Zwischenfristen bei wiederholter Bekanntmachung in öffentlichen Blättern der Gültigkeit
nicht schadet (preuß. Entw. L 1299, preuß. Subh. Ordn. u. 15. März 1869 8 39, nordd.
Entw. § 1138, sächs. Entw. H 863).

§ 772. (K. V. 8 772, G. 8 827.)
Die Bestimmung der Minimalfrist zur Anmeldung auf sechs Wochen (sächs.

Entw. ß 862) dient gleichfalls nur zur Ergänzung der geltenden Rechte im Sinne
gleichmäßiger Behandlung.

8 773. (K. V. 8 773, G. 8 826,)
Wenn das Ausfchlußurtheil in dem Aufgebotstermine noch nicht erlassen werden

kann (88 271, 779), so kommt die Zulässigkeit einer nach dem Schlüsse jenes Termins
etwa erfolgenden Anmeldung in Frage. Das Urtheil richtet sich wesentlich gegen
Ausbleibende. Wann die angedrohten Folgen des Ausbleibens eintreten, bestimmt
sich daher nach den generellen Grundsätzen über die Versäumung im ordentlichen
Verfahren (8 202), und diesen entspricht es, jede Anmeldung, welche vor Erlaß des
Ausschlußurtheils erfolgt, als rechtzeitig anzusehen, weil bis dahin die Verhandlung
über den Antrag auf Erlaß desselben nicht als geschlossengelten kann. Abgesehen
hiervon ist die Vorschrift des ß 773 auch durch die Billigkeit geboten, sobald gegen
das Ausschlußurtheil weder Einspruch noch Rechtsmittel gegeben werden (8 779)
(Hannover 8 502, preuß. Entw. 8 1297, nordd. Entw. 8 1133).

88 774, 776, 777. (K. V. 88 774, 776, 777, G. 88 829, 831, 832.)
Das Verfahren im Aufgebotstermine richtet sich nach den allgemeinen Grund¬

sätzen und endet, wenn der Ausschluß nicht angemeldeter Ansprüche erfolgt, durch
Urtheil. Zur Vorbereitung für die zu erlassende Entscheidung sind Zwischenbescheide
auf Beweis refp. neue Ermittelungen nicht ausgeschlossen. Sie können sowohl die
Formalien des Verfahrens als die materiellen Voraussetzungen desselben betreffen,
Doch fällt die Frage, welche Beweise für diefe letzteren zu erfordern sind, ebenso
wie die Bestimmung der Voraussetzungen selbst den Spezialgesetzen anheim. Mit
Rücksicht auf die dem Entwurf zu Grunoe liegende Beweistheorie konnte es sich nicht
empfehlen, für alle Fälle eidliche Versicherungen des Antragstellers vorzuschreiben
oder für genügend zu erklären; es reichte aus, die Befugniß, eidliche Bekräftigung
einer jeden Behauptung des Antragstellers zu fordern, dem Gerichte zu wahren (vgl,
preuß. Entw. 8 1295 und Motive S. 305, nordd. Prot. V. S. 2243, 2244).

Das Ausfchlußurtheil ergeht nur auf den in dem Termine zu stellenden Antrag
(8 286), (preuß. Entw. 8 1293, nordd. Entw. 81134). Für eine reine Offizialthätigleit
des Gerichts ist auch hier kein zwingender Grund vorhanden. Schon den gegenwärtig
bestehenden Aufgebotsprozeduren lag in der Regel ein Parteiantrag zum Grunde,
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Uo dies nicht der Fall (wie beispielsweise in Preußen beim Aufgebote gefundener
Sachen und in Bayern beim Aufrufe veralteter Eintrage im Hypothekenbuche), war
doch eine antragsühnliche Anregung zum Aufgebote gegeben.

Wenn der Antragsteller im Termine nicht erscheint, so ist in Ermangelung eines
Antrags über den Ausschluß nicht angemeldeter Ansprüche überhaupt nicht zu
entscheiden (preuß. Eins. Ges. zur D. W. O. vom 15. Februar 1850 §2, > hannov. > S. 463.
Proz. Ordn, ß 502). Der Antrag auf Anberaumung eines neuen Termins soll jedoch
nur innerhalb sechs Monaten zulässig sein (spater ist der Antrag auf neues Aufgebot
u richten), damit nicht das Ausschlußurtheil unter vielleicht ganz veränderten

umstanden erlassen wird. Wenn in diesem oder in einem anderen Falle ein neuer
Termin anberaumt wird, so bedarf es keiner öffentlichen Bekanntmachung desselben,
weil diese nur für das Aufgebot Geltung hat.

Die Versagung des Ausschlußurtheils erfolgt durch Beschluß. Gegen diesen
ist, entsprechend der die Verfassung des Versiiumnißurtheils betreffenden Vorschrift
(§ 291), die sofortige Beschwerde (preuß. Entw. ß 1294, nordd. Prot. V.
S, 2243), das geeignete Rechtsmittel (vgl. Z 516), um so mehr, als die unter
Umstanden mit der Einleitung des Verfahrens verknüpften materiellen Wirkungen
ohne die Nothwendigkeit sofortiger Beschwerde in's Ungewisse fortbestehen bleiben
würden, Sie findet auch dann Anwendung, wenn gegen den Antrag einzelne
Ansprüche vorbehalten oder sonstige Beschränkungen der Praklusion beigefügt
werden, da solche häufig die ganze Wirkung der Letzteren für den Antragsteller
illusorisch zu machen geeignet, also einer partiellen Zurückweisung des Antrags
gleichzustellen sind. Auch zur Beseitigung der dem Ausschlußurtheil zu Gunsten
Dritter beigefügten Vorbehalte von Rechten :c. empfiehlt sich die Beschwerde als
die praktisch geeignetste Abhülfe, indem die Verweisung des Extrahenten auf den
Weg des selbstständigen Prozesses gegen den Dritten (wie bisher in Preußen)
zwar theoretisch richtiger, in vielen Fällen jedoch nur unter künstlicher Schaffung
von Prozeßgegnern, Kuratoren u. s. w. durchführbar ist.

8 775. (K, V. ß 775. G. § 830.)
Die Ansprüche, zu deren Anmeldung das Aufgebot auffordert, können der

Art sein, daß sie weder die Befugniß des Antragstellers, das Aufgebot zu beantragen,
noch das von ihm behauptete Recht, welches durch das Aufgebot gegen Angriffe
geschützt werden soll, in Frage stellen; solche Anmeldungen haben nur zur Folge, daß
die Ansprüche von dem im Nebligen auszusprechenden Eintritt der mit Recht
angedrohten Rechtsnachtheile auszunehmen sind, wie dies regelmäßig der Fall sein
wird, wenn Rechte anssemeldet werden, die nicht soweit reichen, als das von dem
Antragsteller verfolgte Recht (z. B. bei dem Aufgebote eines Grundstücks werden Mra
in ro alisna angemeldet). In anderen Fällen wird die Anmeldung genügen, um
das ganze Verfahren als erledigt anzusehen (z. B. wenn der Verschollene, dessen
Todeserklärung beantragt ist, sich meldet oder die zu amortisiren.de Urkunde vor¬
gelegt wird).

Die Anmeldungen können auch einen Widerspruch gegen das Verfahren auf
Grund solcher Umstände enthalten, welche schon bei Erlaß des Aufgebots zu berück¬
sichtigen gewesen wären; stellt sich darnach der Antrag auf Erlaß des Uusschlußurtheils
schon äußerlich, und ohne daß es der Entscheidung eines Streits bedarf, als unbegründet
dar, so ist derselbe unbedenklich durch Beschluß zurückzuweisen, da es sich nicht blos
um den Widerspruch des Anmeldenden, sondern auch um die Zulässigteit des Aus¬
schlußurtheils gegen alle übriaen Betheiligten handelt.

Zwischen diesen Fällen liegen diejenigen, bei welchen durch die Anmeldung das
von dem Antragsteller zur Begründung des Antrags behauptete Recht bestritten wird.
Für diesen Streit ist die Entscheidung nicht in dem Aufgebotsverfahren zu suchen,
welches keine andere Bestimmung hat, als die Feststellung l der gesetzlichen Rechts-> S. 464.
Nachtheile gegen alle diejenigen, welche sich nicht melden. Ob aber das angemeldete
Recht unter Erlaß eines Ausschlußurtheils gegen alle übrigen Betheiligten vorzu¬
behalten oder das Aufgebotsverfahren bis zur Entscheidung über das angemeldete
Recht in einem besonderen, von einem der beiden Theile einzuleitenden Verfahren
auszusetzensei, das muß nach Lage des Falles bestimmt werden; weitere allgemeine
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Regeln sind darüber nicht aufzustellen (vgl. Braunschweig Z 280, preuß. Entw. Z 1298
und Mot. S. 305, nordd. Entw. Z 1136 und Prot. V. S. 2245,2246). Die Kompetenz
des Aufgebotsgerichts auch auf diejenigen Klagen auszudehnen, mittelst deren vor-
behaltene Rechte oder ein die Erlassung des Präklusionsurtheils hindernder Widerspruch
zum Austrage gebracht werden (nordd. Entw. Z 1141), dafür fehlt es an hinreichenden
Gründen (preuß. Entw. Z 1298, Mot. z. württemb. Entw. Art. 820).

W 779, 780. (K. V. M 779, 780, G. N 834, 835.)
Das Ausschlußurtheil erlangt mit der Verkündung auch die Rechtskraft; gegen

dasselbe ist weder der Einspruch noch ein Rechtsmittel statthaft. Aus der Eigenschaft
der Präklusoria als eines auf Versäumniß ergehenden Urtheils folgt nichts für die
Zulllssillkeit des Einspruchs; denn neben dieser seiner Bedeutung hat das Ausschluß¬
urtheil den positiven Charakter einer wirklichen, nach stattgefunoener Verhandlung
ergehenden Entscheidung, durch welche Rechte aufgehoben und neue begründet werden,
Dies zeigt sich namentlich bei der Amortisation von Urkunden mit der Wirkung, daß
an Stelle derselben neue Urkunden auszufertigen sind (nordd. Prot. V. S. 2245). In
Wirklichkeitwäre die Zulassung des Einspruchs (preuß. A. G. O. I, 51. Z 106, hannov.
Prozeßordn. § 502) auch nichts weiter als eine Verlängerung der Aufgebotsfrist.

Zur Anfechtung des Ausfchlußurtheils Rechtsmittel zuzulassen, muß schon
deshalb bedenklich sein, weil in der ersten Instanz zwei Parteien nicht vorhanden
gewesen sind, der Rechtsstreit als solcher also in zweiter Instanz beginnen und
die erste Instanz den Betheiligten entzogen werden würde. In Betreff der Rechts¬
mittel würde außerdem jeder Anhalt für den festen Beginn der Rechtsmittelfrist
fehlen; denn die Zustellung des Urtheils an unbekannte "Betheiligte ist unmöglich,
und die Annahme eines formellen Ersatzes der Zustellung wie die öffentliche
Bekanntmachung des Urtheils (hannov. Prozehordn. § 502) oder der Ausham
an der Gerichtsstelle (preuß. Verordn, v. 5. Mai 1838 Z 3, Verordn, v. 16. Juni
1819 § 12) würde die Rechte der Beteiligten, welche das Urtheil erst nach wirklich
erlangter Kenntniß von demselben anfechten können, schwer gefährden.

Die Anfechtung soll deshalb nur im Wege der Klage erfolgen (Prozeßordn,
v. Württemberg Art. 819, Braunschw. ß 282, preuß. Entw. Z 1300, nordd. Entw.
Z 1139). Aber auch diese kann nur in beschränktem Maße zugelassen werden, wenn
nicht der Werth des für gewisse Verhältnisse unentbehrlichen Prüklusionsverfahrens
in bedenklicher Weise vermindert werden soll. Denn das Aufgebotsuerfahren will
unklare, schwierige Verhältnisse lösen durch Erreichung eines formalen Resultats, zu
welchem Ende die dem Aufgebotsrichter nachgewiesene Wahrscheinlichkeitmit fruchtlosem
Ablaufe der Anmeldungsfrist zur Gewißheit erhoben wird. Demnach ist von
vornherein durch die Ioee des Aufgebots jede Nachprüfung des bereits dem
Aufgebotsrichter vorgelegenen Materials und seiner Erwägungen (sowohl in Betreff
des von dem Ertrahenten Behaupteten, als in prodawrio) ausgeschlossen. Auf den

I S. 465. Irrthum des Aufgebotsrichters kann >die Anfechtung nicht gegründet werden, auch
dann nicht, wenn sich ein von ihm als wahrscheinlich, bezw. gewiß angenommener
Umstand (z, B. die Vernichtung eines Papiers) 6x pozt als nicht vorhanden ausweist
und zwar auf Grund eines außerhalb der Erwägungen des Aufgebotsrichters
gelegenen Faktums (z. B. daß sich die Amortisationsurkunde hinterher im Besitze
des Extrahenten wiederfindet). In solchen Fällen trägt das Ausschlußurtheil in sich
keine Nullität; es muß ebenso, wie die auf Grund desselben neu gefertigte Urkunde
aufrecht erhalten und der Geschädigte auf den Weg der Schadens- resp, Vereicherungs-
tlage verwiesen bleiben. Die Zulassung der Anfechtungsklage ist daher auf die im
Z 779 Abs. 2 aufgeführten Fälle beschränkt (vgl. preuß. Entw. § 1300 und Mot,
S. 306, nordd. Entw. L 1139).

Neben der Nichtberücksichtigung eines angemeldeten Anspruchs (Nr. 5) kann
nur der Mangel eines die Zulässigleit des Verfahrens begründenden Gesetzes (Nr, 1),
nicht aber ein Fehler in der Würdigung der das Verfahren begründenden Thatsachen
gerügt werden. Von Verstößen bei der Prozedur können nur die Unterlassung der
öffentlichen Bekanntmachung oder einer vorgeschriebenen Art derselben (Nr. 2), wozu
auch die etwa erforderliche besondere Benachrichtigung bekannter Interessenten gehört,
und die Verkürzung der Aufgebotsfrist (Nr. 3) erheblich genug sein, um die
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Anfechtung zu begründen; rücksichtlich der Frist ist jedoch hier keine Ausnahme für
geringe Heistöße (preuß. SubHast. Ordn. H§ 39, 85) gemacht, da eine solche
Ausnahme nichts Anderes, als eine gesetzliche Abkürzung der Frist in dem
zugelassenen Maße sein würde, über welche die Bestimmungen der Spezialgesetze in
Geltung bleiben (§ 772) (nordd, Prot.V. S. 2247, 2248). Die übrigen zugelassenen
Gründe der Anfechtung entsprechen durchgehends den Gründen für die Wieder¬
aufnahme des Verfahrens, soweit dieselben hier überhaupt anwendbar sind <M 518
Nr, 1, 519 Nr. 1—5).

Den für die Wiederaufnahmeklage gegebenen Vorschriften (tz 525) sind auch
die Vorschriften über die Nothfrist nachgebildet, innerhalb deren die Anfechtungsklage
erhoben werden muß. Eine solche Frist ist erforderlich, weil die der Zeit nach
unbeschränkte Zulassung die Grenzen der Billigkeit gegen den Anfechtungskläger,
welcher von seinem Rechte Gebrauch machen kann, zum Nachtheile des Gegners
erheblich überschreiten würde. Der unbestimmte Anfangstermin der Frist kann in
den Fällen Nr. 4, 6 wie bei der Wiederaufnahmeklage erst auf den Zeitpunkt der
erlangten Kenntniß von dem Anfechtungsgrunde und in allen Fällen nur auf den
der Kenntniß von dem Urtheile festgesetzt werden. Letzteres genügt in den
Fällen Nr. 1, 2, 3, 5, weil, nachdem das Urtheil die Veranlassung zur Klage
gegeben hat, die Gründe der Anfechtung sofort ermittelt werden können. Die Frist
in den Fällen der W 778 und 790 Abs. 2 vom Tage der Ausgabe der betreffenden
Nummer des Reichs - Centralblatts unter der Fiktion zu bemessen, daß mit diesem
Zeitpunkte die Kenntniß von dem Urtheile erlangt sei, wäre in Wahrheit nichts, als
ein Zurückkommen auf eine kurze Rechtsmittelfrist und dürfte in unerwünschter Weise
die Landesgesetze veranlassen, eme erhebliche Anzahl von Aufgeboten der einheitlichen
Grundlage der W 768 ff. zu entziehen.

Die der Wiederaufnahmeklage gestellte äußerste Grenze von 10 Jahren (§ 525
Abs. 2) empfiehlt sich auch für die Fälle der Anfechtungsklage (anstatt der
gewöhnlichenVerjährungsfrist der württemb. Proz. Ordn. Art. 819 und des preuß.
Entw. § 1300), damit das wesentlich auf der Beobachtung von Formen be I ruhende > S. 466.
Resultat des Verfahrens zu endgültigem Abschlüsse kommen kann (nordd. Entw.
§ 1140 und Prot. V. S. 2248, 2249).

Die Anfechtung hat die Aufhebung des Urtheils nur insoweit, als dasselbe
den Kläger berührt, zur Folge. Welchen Einfluß diese Aufhebung auf die den
Ausschluß des Klägers voraussetzenden Rechte Dritter hat, ist nach den Grund¬
sätzen des materiellen Rechts zu bestimmen.

8 781. (K. V. 8 781, G. 8 836.)
Zum Zwecke der gleichmäßigen Behandlung und der Kostenersparung ist die

Verbindung mehrerer Aufgebote zu einem Verfahren in die Fakultät des Gerichts
gestellt, auch wenn die Voraussetzungen des § 132 nicht vorliegen (preuß. Entw.
§ 1303, sächs. Entw. § 863, nordd. Entw. § 1143).

8 782. (K. V. 8 782, G. 8 837.)
Die Bestimmungen der §§ 783 ff., welche sich durch die allgemein gültigen

Vorschriften der vorhergehenden ß§ 768—781 zu emem Ganzen vervollständigen,
behandeln die Urkundenamortisation und sind hinsichtlich ihrer Anwendung für die
Amortisation der im Z 782 Abs. 1 gedachten Urkunden durchaus zwingend, während
sie lücksichtlich aller anderen Urkunden nur subsidiäre Anwendung leiden (§ 782 Abs. 2),
auch der Abänderung durch die Landesgesetzgebung (Einführungsges. § 8) unterliegen.

Entsprechend dem Grundsatze des § 768 Abs. 1 führt der Entwurf auch die
Amortisation da, wo sie nicht durch Reichs- oder Landesgesetz bereits zugelassen ist,
nicht ein und enthält sich aus diesem Grunde beispielsweise ?eder Bestimmung über
die Amortisationsfahigkeit der Namens- und Inhaberaktien (A. D. H. B. Art. 182
und 207).

Reichsgesetzlich ist die Amortisation anerkannt für Wechsel (D. W O. Art. 73),
für die im Art. 301 A. D. H. B. bezeichneten, den Wechseln ausdrücklich gleichgestellten
Urkunden, im Prinzip aber auch für die im Art. 302A. D.H. B. bezeichneten
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Papiere (Art. 305 Abs. 2.) Denn diese Bedeutung hat der von der nürnberger
Konferenz beschlossene Zusatz:

„die Amortisation der im Art. 302 bezeichneten Papiere richtet sich nach
den Landesgesetzen" (Art. 305 Abs. 2 i. f.);

die völlige Gleichstellung derselben mit Wechseln und den im Art. 301 gedachten
Urkunden wurde nur deshalb für unthunlich erachtet, weil für die Amortisation
eines großen Theils der betreffenden Urkunden die Bestimmung des Art. 73 der
D. W. O. nicht passen würde, indem unter Anderem nicht das Gericht des Zahlungs¬
orts, bezw. Erfüllungsorts das zuständige fein könne, z. B. bei Konnossementen und
Vodmereibriefen (vgl. Pro:, der Kommiss. zur Berathung eines allgem. deutschen
Handelsgesetzb. IX. S. 5073, 5074). Dieses Bedenken, über welches sich bereits der
ß 35 des mecklenb.-schwer.Einführungsges. zum A. D. H. B. vom 28. Dezember 1863
hinweggesetzt hat, ist für den Entwurf weggefallen, weil nach den über die Wechsel¬
ordnung hinausgehenden Vorschriften des Z 784 die Zuständigkeit des Aufgebots¬
gerichts sich fernerhin nicht mehr ausschließlich nach dem Erfüllungsorte bestimmen
soll. Da im Uebrigen die im Art. 302 cit. erwähnten Papiere für eine gleichmäßige
Behandlung mit indossablen Anweisungen, Verpflichtungsscheinen und Wechseln
keinerlei Schwierigkeiten bieten, so sind alle diese Kategorien den gleichen Bestimmungen
unterworfen worden (Z 781 Abs. 1), svgl. preuß. Entw. eines Handelsgesetzb,
Art. 1039, sächs. Entw. Z 883).

S. 467. !Die besonderen Borschriften der Zß 783 ff. dienen neben ihrer Prinzipalen
Bedeutung für die Urkunden des Z 782 Abs. 1, zugleich als passende Ergänzung für
alle die Amortisation anderer Urkunden betreffenden Spezialgesetze; sie berücksichtigen
deshalb auch solche Verhältnisse, welche bei Wechseln und den erwähnten anderen
Handelspapieren nicht vorkommen (Z 789). Sie schließen sich im Allgemeinen an
die Vorschriften der D. W. O. Art. 73 und der preuß. Verordn, v. 16. Juni 1819,
betr. das Verfahren Behufs Amortisation verlorener Staatsschuldscheine :c. an, welche
letzteren bereits in den Anleihegesetzen des nordd. Bundes (v. 9. November 186?
ß 6, v. 21. Juli 1870 § 3) und des Deutschen Reichs (v. 26. April 1871 Z 2)
Aufnahme gefunden haben.

Z 783. (K. V, 8 783, G, § 688.)
Die Legitimation zu dem Antrage auf Amortisation ist von der Befugniß,

„das Recht aus der Urkunde (wenn sie vorhanden wäre) geltend zu machen" nicht
zu trennen.

Dieser allgemeine Ausdruck (vgl. österr. Entw. Z 567, nordd. Entw. Z 1145)
mußte gewählt werden, weil Urkunden mit in Frage kommen, welche nicht Forderungen,
sondern Miteigenthumsrechte begründen. Der Ausdruck umfaßt zugleich alle die
Fälle, in denen z. B. wegen erfolgter Verpfändung mehrere aus einer Urkunde
verschiedentlich Berechtigte konkurriren.

Bei Papieren, welche auf den Inhaber lauten, und bei indossablen mit Blanko-
Indossament versehenen Papieren ist der Inhaber zur Geltendmachung des Rechts
aus der Urkunde legitimirt, folglich der letzte Inhaber zu dem Antrage berechtigt
(preuß. Entw. Z 1318). Soweit eine Schuldurkunde nach ihrer Rückgabe an den
Schuldner und nach Befriedigung des Gläubigers noch von Bedeutung ist, passen die
Bestimmungen auch auf den Schuldner (Württemberg Art. 814 und der Ber. der
Iustiz-Kommiss. der Abgeordn. Kamm, zu Art. 815 S. 233).

Z 784. (K. V. § 784, G. 8 839.)
Der Vorschrift der D. W. O. Art. 73 entsprechend, wird die Zuständigkeit für

das Aufgebotsverfahren durch den in der Urkunde bezeichneten Erfüllungsort bestimmt.
Enthält die Urkunde die Bezeichnung eines Erfüllungsorts nicht, so öarf als Regel
angenommen werden, daß an dem Orte erfüllt werden soll, an welchem der Schuldner
seinen Wohnsitz oder in Ermangelung eines solchen, seinen Aufenthalt hat oder zur
Zeit der Ausstellung der Urkunde hatte. Es ist daher nur eine konsequente
Entwickelung des der Kompetenzvorschrift der D. W. O. Art. 73 zu Grunde liegenden
Gedankens, wenn im Anschlüsse an den nordd. Entw. Z 114? für den Fall, daß die
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Urkunde den Ort der Erfüllung nicht bezeichnet, die Zuständigkeit durch den
allgemeinen Gerichtsstand des Ausstellers zur Zeit des Aufgebots und in Ermangelung
eines solchen durch den allgemeinen Gerichtsstand desselben zur Zeit der Ausstellung
der Urkunde normirt wird.

Die in der preuß. Verordn, u. 16. Juni 1819 § 5 und in dem Bundesges.
v, 9. November 1867 § 6 geregelte Zuständigkeit des Stadtgerichts zu Berlin entspricht
den vorstehend geltend gemachten Rücksichten.

Die Vorschrift, daß der Antrag auf Einleitung des Amortisationsverfahrens
l erst zulässig sei, nachdem der Provokant selbst vergeblich den Verlust der Urkunde

durch das Reichs-Centralblatt öffentlich bekannt gemacht (vreuß. Entw. eines Handels¬
gesetzbuchs Art. 1033, preuß. Entw. 8 1319, nordd. Entw. § 1146) hat der Entwurf
als zu lästig fallen lassen. Die damit verbundene Verzögerung >kann unter Umständen I S. 468.
wesentliche Nachtheile für den Extrahenten mit sich führen; insbesondere wird
dadurch das Recht auf Deposition (D. W. O. Art. 73) ohne wesentlichen Nutzen
hinausgeschoben.

Die in der preuß. Verordn, u. 16. Juni 1819 tz 6, Bundesges, v. 9. November
186? 8 6, Reichsges. v. 21. Juli 1870 § 3 angeordnete Bekanntmachung der Kontrole
der Stlllltspapiere von dem ihr angezeigten Verluste hat noch eine andere Bedeutung.
Diese Bekanntmachung veranlaßt den Besitzer des angeblich verlorenen Papiers, sich
bei der Behörde, von welcher dieselbe ausgeht, zu melden und da sowohl die
Zulassung des Aufgebots, als die Amortisation von der Beibringung eines Attestes
dieser BeHürde, es sei ihr nicht bekannt geworden, daß das Papier zum Vorschein
gekommen, abhängig gemacht ist, so liegt in der ersten Bekanntmachung bereits ein
den Besitzer schützendes Aufgebot, Gerade dieser Charakter der Bekanntmachung,
welcher das gerichtliche Aufgebot nur zu einer Wiederholung macht, läßt dieselbe
als entbehrlich erscheinen.

88 788, 789. (K. V. W 788, 789, G. §§ 846, 847, 843.)
Die Bestimmung der Aufgebotsfrist auf 6 Monate schließt sich an die

Bestimmung im § 2 des preuß. Einführ. Ges. zur D. W. O. v. 15. Febr. 1850 an
(ugl. sächs. Entw. Z 886, nordd. Entw. § 1149).

Im Interesse des unbekannten Inhabers der Urkunde ist die Frist erst von
dem in einer Schuldurkunde etwa bestimmten Verfalltage (sächs. Entw. 8 886) an
zu berechnen und jedenfalls fo zu bestimmen, daß in dieselbe der Tag fällt, an
welchem die Urkunde zur Ausgabe neuer Zins- oder Gewinnantheilsscheine vorzulegen
war. Daß die Urkunde hierzu nicht vorgelegt ist, muß vor dem Ausschlußurtheile
nachgewiesen werden.

Wenn daraus eine erhebliche Verzögerung und dem Verlierer ein pekuniärer
Nachtheil erwachsen kann, so ist doch nur auf diesem Wege für den dritten redlichen
Besitzer eines solchen Papiers die bei der heutigen Ausdehnung des Börsenverkehrs
nöthige Garantie zu schaffen, daß sein Papier nicht auf irgend eines Dritten Antrag
ohne sein Wissen amortisirt wird. Zugleich laßt sich nur so die Wahrscheinlichkeit
feststellen, daß das Papier wirklich vernichtet bezw. untergegangen ist (vgl. Motive
z, preuß. Entw. eines Handelsgesetzbuchs S. 582 bis 584, preuß. Verordn, v, 16. Juni
1819 LZ 11, 7, 8, Kab.-Ordre v. 3. Mai 1828 8 1, Bundesges. v. 9. November 1867
H 6, Reichsges. v. 21. Juli 1870 S 3, preuß. Entw. §§ 1322, 1326, nordd. Entw.
88 1149, 1152). Da, wo nach Landesgesetzen die ausgegebenen Zins- und Gewinn-
antheilsscheine ebenfalls amortisirt werden, — was in Preußen nicht der Fall
(Verordn, v. 16. Juni 1819 8 13 und Kab. - Ordre v. 18. September 1822) —
entsprichtdie Vorschrift des L 789 nur dem bereits im Abs. 2 des S 788 ausgedrückten
Grundsätze, daß die Schuldurkunde nicht vor Eintritt des Verfalls amortisirt
werden kann.

88 78«, 790, 791. (K. V, §8 786, 790, 791, G. 88 841, 848, 850.)
Die Wirkung des Verfahrens beschränkt sich darauf, daß die Urkunde für

kraftlos erklärt und der Antragsteller dem Verpflichteten gegenüber berechtigt wird,
die Rechte aus der Urkunde geltend zu machen (nordd. Entw. §8 H53, 1154). Im
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Uebrigen wird das Rechtsverhältniß zwischen dem Antragsteller und einem Dritten
welcher ein besseres Recht auf die Urkunde hat, nicht berührt. Es liegt kein
Bedürfniß vor, in dieser Richtung eine weiter gehende Wirkung (preuß.' Entw,

I S. 469. Z 132?: Ausschluß des unbekannten Inhabers der Urkunde und aller unbe l kannten
Berechtigten mit ihren Rechten) eintreten zu lassen; denn auch ohne dieselbe wird der
Verlust der Urkunde, welcher die einzige Veranlassung des Verfahrens ist, der Art
aufgehoben, daß der Antragsteller thatsächlich über die Urkunde wie vor dem Verluste
verfügen kann. Den Verlust gänzlich ungeschehen zu machen, wird durch die
Bedeutung des Besitzes der Urkunde durch den Dritten ausgeschlossen. Hatte ein
Dritter Rechte an der Urkunde, ohne dieselbe zu besitzen, so sind dieselben überhaupt
weder durch den Verlust der Urkunde Seitens des Inhabers noch durch das Aufgebot
berührt.

Diesen Wirkungen entspricht die in das Aufgebot aufzunehmende Androhung
(8 786), daß die Kraftlosernärung der Urkunde erfolgen werde (Proz. Ordn, von
Württemb. Art. 816, Hannov. 8 501, Oldenb. Art. 326, nordd. Entw. 8 1151, Hess
Entw. Art. 804, sächs. Entw. 8 885, österr. Entw. 8 568). Die als Folge eintretende
Berechtigung, alle Rechte aus oer Urkunde gegenüber dem Verpflichteten geltend zu
machen, ist in der Androhung nicht zu erwähnen, weil überhaupt rücksichtlich der
Legitimation gegenüber dem Verpflichteten in dem bereits erörterten Sinne trotz der
Bestimmung des Z 791 lein Ausschluß erfolgt. Ob auf Grund der Kraftloserkläiun<;
die Ausfertigung einer neuen Urkunde statthaft ist, hängt von dem Verhältnisse des
Berechtigten zu dem Verpflichteten ab und ist in der Prozeßordnung nicht zu bestimmen.

Ebenso ist in dem Aufgebote nur der Inhaber der Urkunde aufzufordern, seine
Rechte anzumelden, und die Urkunde vorzulegen (8 786). Es wird dadurch aber
nicht ausgeschlossen, daß ein Dritter mit emem besseren Rechte an der auch für ihn
verlorenen Urkunde die Legitimation des Ausstellers bestreiten kann. Geschieht dies
oder erkennt der Antragsteller eine in Folge des Aufgebots vorgelegte Urkunde als
die aufgebotene nicht an, so liegt der im ß 775 vorgesehene Fall vor, daß der Streit
im besonderen Verfahren zum Austrage zu bringen ist. Im Uebrigen wird das
Aufgebotsverfahren durch Vorlegung der Urkunde erledigt.

88 778, 780. (K. V. W 778, 790, G. W 833, 848.)
Die Veröffentlichung des Ausschlußurtheils ist im Allgemeinen in die Fakultät

des Gerichts gestellt (8 778) und nur für das Amortisationsurtheil obligatorisch
vorgeschrieben (8 790. Abs. 2). Im Gebiete der Urkunden-Amortisation nämlich ist
die Veröffentlichung, daß und wohin das Präklusionsurtheil ergangen, von unschätz¬
barem Werthe sowohl für den Verlierer der Urkunde, als für Dritte, die ohne jene
die Urkunde in gutem Glauben erwerben möchten (Braunschw. 8 281). Das Gleiche
gilt von dem auf die Anfechtungsklage ergebenden Urtheil, insofern dasselbe eine
geschehene Amortisation aufhebt (ß 790 Abs. 3). In allen Fällen, wo die mortifizirte
Urkunde noch existirt, würde sie ungeachtet des die Amortisation beseitigenden Erkennt¬
nisses allen Verkehrswerthes beraubt sein, wenn nur die Amortisation, nicht aber
deren Wiederbeseitigung veröffentlicht würde.

Bei der wachsenden Höhe der Insertionskosten ist es, um Unbilligkeiten durch
Häufung von Kosten zu vermeiden, zweckmäßig und auch genügend, daß der wesent¬
liche Inhalt des ergangenen Urtheils zur öffentlichen Kenntniß gebracht wird,
Nähere Bestimmungen über den Umfang der Publikation lassen sich nicht geben.
Die Umstände müssen entscheiden, ob mehr als der Tenor oder weniger bekannt zu
machen ist, auch ob die Veröffentlichung vielleicht periodisch unter Anwendung der
Tabellenform geschehen kann.

Was die Zahl und den Ort der Bekanntmachung angeht, so genügt einmalige
! S. 470. I Insertion, wenn durch die Vorschrift, daß nur das Reichs-Centralblatt zu benutzen,

dafür gesorgt ist, daß Jedermann die Möglichkeit der Kenntnißnahme an einem
bestimmten Orte hat.

Eine Bestimmung wegen der Kosten des Aufgebotsverfahrens (Proz. Ordn,
v. Württemb. Art. 818, preuß. Entw. 8 1301, österr! Entw. 8 624, nordd. Entw,
8 1142) hat der Entwurf nicht aufgenommen, weil es sich dabei wesentlich nur
um das in der Prozeßordnung nicht berührte Verhältniß des Fiskus zu dem
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Wrahenten des Verfahrens handeln könnte, und soweit die Erstattungsverbind¬
lichkeit eines Gegners in Frage kommt, die allgemeinen Grundsätze (ßZ 85 ff.)
genügen.

Zehntes Buch.
Schiedsrichterliches Verfahren.

88 792—813. (K. V. 88 792—813, G. 88 851—872.)
Die Ansichten über den Werth der Schiedsgerichte sind sehr getheilt. Es

kann den Gegnern derselben zugegeben werden, daß die Mangel des bisherigen
Livilprozetzverfahrens das Bedürfniß, Rechtsstreitigkeiten durch Schiedsrichter
entscheiden zu lassen, hervorrufen müssen, daß aber mit der Beseitigung dieser
Mängel das Bedürfniß felbst beseitigt werde, läßt sich nicht erwarten. Denn, wie
die Rechtsgeschichte lehrt, hat das Bedürfniß nach schiedsrichterlicher Entscheidung
von Rechtsstreitigkeiten unter der Herrschaft aller bisher zur Geltung gelangten
Prozeßsysteme bestanden. Es ist daher die Annahme begründet, daß es auch fort¬
bestehen werde, nachdem die Reform des Civilprozeßrechts für das Deutsche Reich
durchgeführt ist, und demgemäß die Forderung gerechtfertigt, das fchiedsrichterliche
Verfahren auch nach dieser Reform beizubehalten. Es kann den Gegnern ferner
eingeräumt werden, daß die Schiedsgerichte vielfach den Erwartungen nicht entsprochen
haben, welche man in sie gesetzt hat) allein der Grund dieser Erscheinung liegt nicht
in dem schiedsrichterlichen Institute als solchem, sondern in der verfehlten Regelung,
welche dem schiedsrichterlichen Verfahren in dem Rechte der einzelnen zum deutschen
Reiche gehörigen Rechtsgebiete zu Theil geworden ist. „Wie ungenügend die
Bestimmungen der preuß. A. G. O. I. 2. Zß 167—176, I. 30. Zß 48—56 sind, ist
bekannt; die Verbesserung derselben wird allgemein als ein dringendes Bedürfniß
betrachtet": so lautet das Urtheil der Motive'zu dem Entwurf eines Handelsgefetz¬
buchs für die preußischen Staaten S. 587. Die Bestimmungen des Ooüs äe prae.
»lt. 1003—1028, bemerkt der Bericht zu dem belgischen Entwurf, sind die Quelle
zahlreicher Kontroversen geworden, da sie viel zu lomplizirt sind und mit dem Ziele,
welches erreicht werden soll, wenig in Einklang stehen. Noch ungünstiger ist die
Kritik Bellot's in dem I Nxzx>8s cis8 matit» zum Ooäs cls KenevL p. 322 86^.: > S. 471.
„Iout,88 168 äi5zw8ition8 cko es (üuäs rL8pirsnt sn Hunlyuo 8urts 1a nains 668 com-
pwmi8 et «leosltznt 1s <1e8ir 8öerLt ä'en aueanUr 1'u8aZL." Das gemeine Recht ist
lückenhaft und kontrovers; auch entspricht es in mannigfacher Beziehung nicht den
Anforderungen der Gegenwart. Sehr eingreifende und umfassende Reformen Haben
daher der <üoäs äe Osnevs »rr. 335—367 und die Proz. Ordnung u. Baden
D 1061—108? und Bayern Art. 1319—1344 eingeführt, sowie der württemb.
Prozeßgefetzentw. v. 1847 Art. 175—208, die preuß. Entw. eines Handelsgefetzbuchs
Art, 1046—1063 und einer Proz. Ordn, ßß 1361—1389, der belgische Entw. und
der nordd. Entw. Zß 1155—118? in Vorschlag gebracht. Bei allen diesen Reformen
und Reformvorschlägen ist das Bestreben leitend gewesen, die Schranken zu beseitigen,
welche der gedeihlichen Entfaltung des schiedsrichterlichen Instituts durch das bisher
geltende Recht gezogen waren. Der Entwurf hat sich diesem Bestreben angeschlossen:
er hat der Idee und dem Zwecke des schiedsrichterlichen Instituts entsprechend das
Verfahren so sehr vereinfacht und fo praktisch gestaltet, daß dasselbe allen berechtigten
Anforderungen zu entsprechen vermag und bei richtiger Wahl der Schiedsrichter
günstige Ergebnisse liefern muß.

Soll nach der gegenwärtigen Entwickelung des Verkehrs das Institut der
Schiedsrichter zur vollen Wirksamkeit gelangen, so müssen Schiedsverträge und
Schiedssprüche in allen deutschen Rechtsgebieten auf gleichmäßige Anerkennung
rechnen können. Eine gemeinsame Regelung des schiedsrichterlichen Verfahrens war
daher geboten. Sie mußte in der Prozeßordnung erfolgen, weil nur im Zusammen-
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hange mit deren Bestimmungen die Voraussetzungen normirt werden können, unter
denen zur Durchführung des schiedsrichterlichen Verfahrens Rechtshülfe und den
Schiedssprüchen die Vollstreckbarkeit zu gewähren ist. Bei Prüfung dieser Voraus¬
setzungen kann die Frage nach der Zulassigkeit des schiedsrichterlichen Verfahrens
selbst und nach der Anfechtbarkeit der Schiedssprüche nicht umgangen werden. Der
Entwurf durfte sich deshalb nicht auf den Erlaß rein prozessualer Vorschriften
beschränken: er muhte auch die Vorschriften über die Gültigkeit eines Schiedsvertrags
und die Erfordernisse der Klage auf Aufhebung eines Schiedsspruchs in seinen
Vereich ziehen.

Der Entwurf regelt in den Z§ 792—802 dasjenige schiedsrichterlicheVerfahren
welches durch die Vereinbarung herbeigeführt wird, daß die Entscheidung einer
Rechtsstreitigkeit durch einen oder mehrere Schiedsrichter erfolgen solle. Der § 813
schreibt im Anschluß an die baner. Proz. Ordn. Art, 1344 die analoge Anwendung
dieser Bestimmungen auf Schiedsgerichte vor, welche in gesetzlich statthafter Weise
durch letztwillige oder andere nicht auf Vereinbarung beruhende Verfügungen
angeordnet werden.

Verschieden von den Schiedsrichtern — arditri — sind die Schätzungsmänner
— arbiti-atoi-68 — (vgl. für das gemeine Recht Entsch. des Reichsoberhandels-
gerichts IV. S. 428 ff. und für das preuß. Recht ebendaselbst III. S. 75, 76). Die
Vorschriften des materiellen Rechts rücksichtlich der letzteren werden durch den Entwurf
nicht berührt.

Die Vorschrift des

§ 792 (K. V, ß 792, G. § 831)
stimmt mit dem preuß. Entw. Z 1361, dem belg. Entw. und dem nordd. Ent»,
§ 1155 überein und rechtfertigt sich durch die Verwandtschaft, welche zwischen Vergleich
und Schiedsuertrag obwaltet.

I S. 472. > Streitigkeiten, über welche nach dem in den einzelnen Rechtsgebieten geltenden
materiellen Rechte ein Vergleich geschlossen werden darf, können Gegenstand eines
Schiedsvertrags sein. Eine Aufzählung der Fälle, in denen der Schiedsuertrag
ausgeschlossen ist — in ähnlicher Weise wie sie der (üoctL äs proc. art. 1004 und die
Proz. Ordn. u. Baden H§ 1063, 1064 und Barern Art. 1320 enthalten, — erschien
daher weder nothwendig, noch ausführbar.

Die Fähigkeit der Parteien, einen Vergleich abzuschließen, begreift die Fähigkeit
in sich, einen Schiedsuertrag einzugehen. Ist die erstere beschränktoder von gewissen
Voraussetzungen abhängig, so unterliegt der Schiedsuertrag denselben Beschränkungen
oder Voraussetzungen. Bedarf daher z. B. der gesetzliche Vertreter zum Abschlüsse
eines Vergleichs einer Ermächtigung, so ist die gleiche Ermächtigung zur Eingehung
eines Schiedsvertrags nothwendig (sächs. Civilgesetzbuch ß 1917, baner. Proz. Ordn,
Art. 1321).

Daß die Vollmacht (H 75) dem Prozehbevollmächtigten nicht die Befugniß zu
kompromittiren ertheilt, hat der Entwurf für selbstverständlich erachtet.

ß 793. (K. V, § 793, G. 8 832.)
Ob ein Schiedsuertrag über künftige Rechtsstreitigkeiten geschlossen werden

könne, lassen bestehende Gesetze zweifelhaft; die preuß. A G. O. I. 2 Z 16? spricht
nur von einem unter den Kontrahenten obwaltenden Streit und der Ooäs 6e xroo,
oiv. alt. 1006 fordert die Bezeichnung des Streitgegenstandes (objst, su litiZs),
Indessen hat die deutsche Praxis in Uebereinstimmung mit den Vorschriften des
römischen Rechts auch den Vertrag, über künftige Rechtsstreitigkeiten durch Schieds¬
richter entscheiden zu lassen, als rechtsgültig erachtet, sofern nur das Rechtsverhältniß
angegeben ist, aus welches jener Vertrag sich bezieht. Einen Beweis hierfür liefert
die große Zahl der landesherrlich bestätigten Statuten von Korporationen und Gesell¬
schaften, worin kompromissarische Unordnungen der bezeichneten Art sich finden (vgl,
Motive z. preuß. Entw. eines Handelsgesetzbuchs S. 588, Motive z. preuß. Entw.
S. 331, Entsch. des Reichsoberhandelsgerichts II. S. 159, 160). Dieser Praxis ist
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" der Entwurf in Uebereinstimmung mit den neueren Prozeßgesetzen (Baden Z 1062,
Bayern Art. 1319, preuß. Entw. '8 1362, nordd. Entw. Z 1156) gefolgt.

8 794. (K. V. § 794, G. 8 858.)
Der Oocls äe proe. art. 1005, die Proz. Ordn, v, Baden 8 1068 und Bayern

! W. 1319 verlangen als Form des Schiedsvertrags die schriftliche Beurkundung,
deren Nothwendigkeit nach altpreußischem Rechte ebenfalls angenommen werden muh.
Der Entwurf konnte sich diesen Gesetzgebungen, auf deren Standpunkt sich auch der
meuß. Entw. 8 1363 stellt, nicht anschließen. Denn nachdem im Art. 31? des A.
D, H. V. für Handelsgeschäfte das Erfordernis; der Schriftform aufgegeben ist, laßt
sich dasselbe für Schiedsvertrage, welche häufig nur als Bestandtheile umfassender
Handelsgeschäfte vorkommen, nicht halten. Derselbe Grund widerräth die Einführung
der Schriftform in denjenigen Rechtsgebieten, in denen dieselbe kein Essentiale der
übrigen Rechtsgeschäfte bildet. Die Form des Schiedsvertrags mußte deshalb den
Nestimmungen des bürgerlichen Rechts überlassen bleiben. Hinzukommt, daß nach
den Vorschriften des § 809 die Vollstreckbarkeit des Schiedsspruchs nicht, wie nach
der baner. Proz. Ordn. Art. 1337 und nach dem preuß. Entw. 88 1381 ff. auf
einseitigen Antrag einer Partei ausgesprochen werden kann, damit aber der > Grund I S. 473.
für das Erforderniß der Schriftform (Motive z. preuß. Entw. S. 331), die Noth¬
wendigkeit der Vorlegung des Schiedsvertrags mit dem Gesuche um Eriheilung der
Hollstreckungsklaufel, wegfällt. Andererseits kann jedoch wegen der Bestimmungen
der ßZ 804,808 die schriftlicheBeurkundung des Inhalts eines mündlich abgeschlossenen
Lchieosvertrags im Interesse einer Partei liegen. Es empfahl sich daher im Einklang
mit dem norod. Entw. § 115? jeder Partei das Recht einzuräumen, die schriftliche
Fiiirung des Schiedsvertrags zu fordern.

88 795, 796, 798. (K. V. 88 795, 796, 798, G. 88 654, 855, 857.)
Nach römischem und kanonischemRechte müssen die Personen der Schiedsrichter

im Schiedsvertrage individuell bezeichnet sein; auch nach dem Loäe äs proo. art. 1006
sollen die Namen der Schiedsrichter in dem Schiedsvertrage bei Strafe der Nichtigkeit
angegeben werden. Die preuß. A. G. O. schweigt über diesen Punkt, es wird jedoch
in der preuß. Rechtsprechung angenommen, daß auch ein Schiedsvertrag, in welchem
die Schiedsrichter nicht benannt sind, Gültigkeit hat, wenn darin die Art und Weise
der Wahl oder Ernennung der Schiedsrichter genügend bestimmt ist (Entsch. des
Reichsoberhandelsgerichts II. S. 271). Noch weiter sind vielfach Theorie und Praxis
auf dem Gebiete oes gemeinen Rechts gegangen, indem sie einen Schiedsvertrag,
welcher die Schiedsrichter der künftigen Designation der Kompromittenten vorbehält,
unter dem Gesichtspunkte einer klagbaren, auf Bezeichnung eines Schiedsrichters
gerichteten Vereinbarung für wirksam erklären (Entsch. des Reichsoberhandelsgerichts
II, S. 160 ff.).

Wird, wie im 8 ?93 geschehen, der Schiedsvertrag auch für künftige Streitig¬
leiten zugelassen, so kann die Bezeichnung der Schiedsrichter m dem Schiedsvertrage
nicht gefordert werden, da sich regelmäßig die Wahl geeigneter Schiedsrichter erst
liessen läßt, wenn Streitigkeiten entstanden sind; auch fehlt es an einem ausreichenden
Grunde, dieses Erforderniß, wenn dasselbe in Betreff künftiger Streitigkeiten aufgegeben
weiden muß, mit Bayern Art. 1319 für den Fall festzuhalten, daß sich der Schieds-
vertrag auf bereits bestehende Streitigkeiten bezieht. Andererseits ist es aber nicht
geboten, mit dem preuß. Entw. 8 1364 auf dem Standpunkte der preuß. Rechtsprechung
stehen zu bleiben. Es liegt vielmehr im Interesse der Förderung des Instituts und
entspricht auch der Absicht der Parteien, auf dem von der gemeinrechtlichen Theorie
und Praxis eingeschlagenen Wege fortgehend, einem Schiedsvertrage bindende Kraft
beizulegen, selbst wenn in demselben eine Bestimmung über die Ernennung der
Schiedsrichter nicht enthalten ist, und die unvollständige Willenserklärung der
Kompromittenten durch das Gesetz zu ergänzen (vgl. Baden 8 1062, Bayern Art.' 1325
bis 1329, 1331, Entw. eines preuß. Handelsgesetzbuchs Art. 1047, nordd. Entw.
881158,1159).

Die Ergänzung des Schieosvertrages, wie sie der 8 ?95 vorschreibt, steht mit
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dem muthmllßlichen Willen der Kompromittenten in Einklang. Das Verfahren, nm
es der 8 796 regelt, empfiehlt sich als ein geeignetes Auskunftsmittel, um zur Aus¬
führung des Schiedsvertrages zu gelangen; dasselbe stimmt mit der Art und Weife
der Konstituirung des Schiedsgerichts überein, wie solche sehr häufig in Schiedsverträaen
angetroffen wird (vgl. Mot. z. preuß. Entw. eines Handelsgesetzbuchs S. 588, 588),
Der 8 799 beruht auf der Erwägung, daß es dem muthmaßlichen Willen der
Kompromittenten zuwiderläuft, einen Schiedsvertrag als aufgehoben zu betrachten

I S. 474. wenn der Versuch der Konstituirung > des Schiedsgerichts oder "der Herbeiführung des
Schiedsspruchs aus Gründen gescheitert ist, welche in der Person der Schiedsrichter
liegen. Dasselbe gilt, wenn ein nicht in dem Schiedsvertrage ernannter Schiedsrichter
„die Erfüllung seiner Pflichten ungebührlich verzögert." Dieser letztere Fall wird im
ß 799 Abs. 2 als Ablehnungsgrund behandelt; da aber, wenn die Ablehnn»»
Erfolg hat, der abgelehnte Schiedsrichter wegfällt, so greift die Bestimmung des
§ 798 Platz.

Trifft auch der Entwurf in weitem Umfange ergänzende Vorschriften, wenn in
dem Schiedsvertrage nicht bestimmte Personen zu Schiedsrichtern ernannt sind, s»
hat er es doch umgekehrt nicht für gerechtfertigt gehalten, derartige Vorschriften auch
für den Fall zu erlassen, daß in dem Schiedsvertrage die Ernennung bestimmter
Personen erfolgt ist. Denn in diesem Falle muß angenommen werden, daß die
Kompromittenten wollen, der Schiedsspruch solle nur durch die ernannten Schieds¬
richter abgegeben werden. Fällt daher einer der ernannten Schiedsrichter weg oder
unterzieht er sich nicht der ihm angetragenen oder von ihm übernommenen Funktion,
so muß der Schiedsvertrag außer Kraft treten, sofern nicht für den betreffenden Fall
durch Vereinbarung der Kompromittenten Vorsorge getroffen ist (§ 700 Nr. 1).

§ 799. (K, V. § 799, G. § 888.)
Das römische Recht bezeichnet bestimmte Personen als unfähig zur Uebernahme

des Schiedsrichteramts (vgl. Windscheid, Lehrb. des Pandektenrechis Vä. III. Bd. N.
8 716 Not. 10). Das preuß. und das franz. Recht, das erstere mit einzelnen
Ausnahmen, lassen die passive Wahlfähigkeit zum Schiedsrichteramte unberührt,
während der preuß. Entw. Z 1366 und öie bayer. Proz. Ordn. Art. 1322 es für
nöthig erachtet haben, „unter Berücksichtigung der gemeinrechtlichen Praxis und der
Erfahrungen der neuesten Zeit" die Personen aufzuführen, welche sich nicht zu Schieds¬
richtern eignen.

Der Natur des Instituts entspricht es am meisten, wenn das Gesetz besondere
Beschränkungen für die passive Wahlfähigkeit nicht aufstellt. Im Allgemeinen kann
man nur verlangen, daß die Schiedsrichter einer vernünftigen Ueberlegung und
Willenserklärung fähig fein müssen. Im Uebrigen muß man den Parteien überlassen,
denjenigen zu wählen, welchem sie ihr Vertrauen schenken wollen, und die Einsicht
und die Befähigung der von ihnen gewählten Personen zu würdigen; tritt subsidiäi
die Ernennung durch das zuständige Gericht ein (HZ 796, 798), so darf erwartet
werden, daß dasselbe seine Wahl auf eine geeignete Person lenken wird. Der Staat
hat kein Interesse, Kontrole zu üben; er genügt seiner Aufgabe, wenn er gegen den
Irrthum der ernannten Partei oder des ernennenden Gerichts, sowie gegen den
Mißbrauch, welchen eine Partei zum Nachtheil ihres Gegners mit der ihr eingeräumten
Freiheit treiben kann, durch ein in weitem Umfange gestattetes Ablehnungsrecht ein
Korrektiv gewährt (vgl. Mot. z. preuß. Entw. eines Handelsgesetzbuches S. 589),
Diese Erwägungen haben den Entwurf veranlaßt, einerseits mit Uebereinstimmung
der bad. Proz. Ordn,, dem nordd. Entw., dem lüoclL äs (^Lnevs und dem belg. Entw,
von Beschränkungen der passiven Wahlfähigkeit zum Schiedsrichteramte abzusehen,
andererseits aber oie Ablehnung nicht nur aus denselben Gründen und unter denselben
Voraussetzungen, welche zur Ablehnung des Richters berechtigen (Sß 43, 44, 45
Abs. 3), sondern auch in Fällen zuzulassen, welche das gemeine Recht, der preuß.
Entw. und die bayer. Proz. Ordn, als Ausschließungsgründe hinstellen.

I S. 475. I Die Frage, ob öffentliche BeHürden zu Schiedsrichtern ernannt werden können
— welche Frage das gemeine Recht bejaht, der preuß. Entw. ß 1366 und der nordd.
Entw. Z 1161 verneinen —, muß auf Grund des Entwurfs dahin beantwortet werden,
daß ein Kompromiß auf eine öffentliche Behörde als solche nicht ausgeschlossen ist,
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daß es sich aber nach den in den einzelnen deutschen Rechtsgebieten geltenden Vor¬
schriften entscheidet, ob eine Behörde das Schiedsrichteramt übernehmen kann
oder darf.

§ 800. (K. V. 8 800, G. 8 859.)
Die Vorschrift des Z 800 Nr. 2 über die Wirkung der Stimmengleichheit

schließt sich im Prinzip den Bestimmungen des Ooäe äs proo. art. 1012, dem preuß.
Entw. 8 1368 und dem nordd. Entw. 8 1163 an. Das gemeine Recht und die preuß.
U, O, O. I. 2 S 170 gehen darin zu weit, daß sie die Wahl des Obmanns selbst
dann in die Hände der Schiedsrichter legen, wenn diese dazu von den Parteien nicht
besonders ermächtigt sind. Ein solches Auskunftsmittel empfiehlt sich beim Zwangs-
schiedsgerichte, wo die Sache nothwendig durch ein schiedsrichterliches Urtheil erledigt
weiden mutz, nicht aber bei dem freiwilligen Schiedsgerichte. Hier ist es Sache der
Parteien, für die Ernennung des Obmanns als eines neuen Schiedsrichters Sorge
,u tragen. In dem den bisherigen Schiedsrichtern ertheilten Auftrage, den Rechtsstreit
lu entscheiden, ist die Befugniß zur Ernennung eines Obmanns n,cht enthalten (vgl.
Mot. z. preuß. Entw. eines Handelsgefetzb. S. 594). Auch führt die Einräumung
einer derartigen Befugniß nicht zum Ziele, wenn in Betreff der Person des Obmanns
keine Stimmenmehrheit unter den bestellten Schiedsrichtern zu erlangen ist. Für
diesen Fall würde es weiterer Anordnungen durch das Gesetz bedürfen; man müßte
vorschreiben, daß bei Stimmengleichheit bezüglich des Obmanns das zuständige Gericht
auf Antrag der betreibenden Partei den Obmann zu ernennen habe. Ein folches
Auskunftsmittel würde, wenn bestimmte Personen in dem Schiedsvertrage zu Schieds¬
richtern ernannt sind, gegen den Willen der Parteien verstoßen. Aus demselben
Grunde verdienen die Bestimmungen der Prozeßordn. v. Baden S 1077 und Bauern
Art. 1335 keine Billigung, welche, von dem Versuche einer Bestellung des Obmanns
durch die bisherigen Schiedsrichter absehend, die Schiedsrichter (Baden) oder die
Parteien (Bauern) anweisen, sofort die Ernennung eines Obmanns bei dem zuständigen
Gerichte nachzusuchen. Am angemessensten erscheint es hiernach, den Schiedsvertrag
bei Stimmengleichheit als unausführbar und daher als erloschen zu betrachten.

Die Bestimmung des Oncks äs vroo. art. 1012, des preuß. Entw. eines
Handelsgefetzb.Art. 1052 und der bad. Prozeßord. Z 1085 über das Erlöschen des
Schiedsvertrags, wenn der Schiedsspruch nicht innerhalb einer bestimmten Frist erfolgt,
ist in Anbetracht der großen Mannigfaltigkeit der zu entfcheidenden Rechtsstreitigkeiten
unangemessen und daher durch die Vorschrift ersetzt, daß die ungebührliche Verzögerung
in der Erfüllung der schiedsrichterlichenPflichten bei den nicht in dem Schiedsvertrage
ernannten Schiedsrichtern als Ablehnungsgrund (Z 799 Abs. 2), bei den in dem
Schiedsvertrage ernannten Schiedsrichtern aber als Erlüschungsgrund (Z 800 Nr. 1)
wirkt.

Der Tod einer Partei, welcher nach gemeinem Rechte, sofern der Vertrag nicht
auf die Erben erstreckt ist, und nach dem Ooäe cke pro«, art. 1315, sofern nicht alle
Erben großjährig sind, den Vertrag aufhebt', kann umfoweniger als Grund der
Aufhebung gelten, je mehr die Rechtsverhältnisse, aus welchen der zu > entscheidende> S. 476.
Streit entsteht, ohne Rücksicht auf die Person der Berechtigten, den Schiedsvertrag
veranlassen. Auf dem Standpunkte des Entwurfs stehen die baner. Prozeßordn.,
der preuß. Entw. eines Handelsgefetzb. (Mot, S. 592), der preuß. Entw. (Mot.
S. 332), der nordd. Entw. (Prot. IV. S. 2231) und der belg. Entw.

Gleiche Gründe sprechen gegen die Aufhebung des Schiedsvertrags durch den
Konkurs einer Partei (nordd. Prot. V. S. 2231).

§ 801. (K. V. 8 801, G. 8 860.)
Der Ooäs äs pro«, arr. 1009, 1019, die preuß. A. G. O. I. 2. § 171, der

preuß. Entw. eines Handelsgefetzb. Art. 1054, 1059 und Bayern Art. 1332 fordern,
daß die Schiedsrichter, fofern der Schiedsvertrag nicht Anderes bestimmt, nach den
Prozetzgesetzenzu verfahren und nach dem bürgerlichen Rechte zu entscheiden haben.
Baden Z 1075 und der preuß. Entw. Z 1372 halten an der letzteren Forderung fest,
wahrend sie die erstere aufgeben (Baden § 1073, preuß. Entw. Z 1370). Der Ooä«
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äe Keuövs, der belg. Entw. und der nordd. Entw. Z 1164 lassen beide Forderung!,
fallen.

Durch Unterwerfung unter ein Schiedsgericht bekunden die Parteien, daß sw
eine freiere Behandlung ihres Rechtsstreits m formeller Beziehung wollen, zum»!
wenn sie Personen zu Schiedsrichtern bestellen, von welchen die Einhaltung ein«
irozessualen Verfahrens nicht zu erwarten ist. Mit dem Wesen des Schiedsvertroqs
teht es daher im Einklang, den Schiedsrichtern in Bezug auf das Verfahren die
rereste Stellung einzuräumen, sie von der Befolgung der Prozeduruorschriften zu

entbinden und nur im Allgemeinen zu verpflichten, nicht ohne vorherige Anhörun»
der Parteien und ohne vorherige Ermittelung des Sachverhaltnisses, welches den,
Streue zum Grunde liegt, zur Erlassung des Schiedsspruchs zu schreiten (Mütin
zum preuß. Entw. S. 333).

Die Parteien, indem sie auf die Entscheidung eines Schiedsgerichts kompromittiren
wollen den Schwierigkeiten und Verwickelungen entgehen/ welche sich aus dn
Anwendung des positiven Rechts ergeben: sie wollen, daß unter ihnen Rechtens sei,
was die Schiedsrichter nach ihrer gewissenhaften Ueberzeugung — sx aeauo et
bono — bestimmen werden. Sie werden daher regelmäßig die Schiedsrichter als die!
gütlichen Vermittler ihres Streits — oommL ainia,bl68 «ompozitsui-Z, wie der belgische !
Entwurf sich ausdrückt — betrachten und sie müssen diese Anschauung haben, wenn
sie mit dem Schiedsrichteramt Personen betrauen, welche der Rechte nicht kundig sind, !
Der Zweck des Schiedsvertrags wird somit regelmäßig nur erreicht, wenn die Schieds- !
richter nicht verpflichtet werden, sich bei ihrem Spruche nach den Bestimmungen des
bürgerlichen Rechts zu richten (nordd. Prot. V. S. 3234).

Der Entwurf tonnte um so weniger Bedenken tragen, sich von den vorstehenden
Erwägungen leiten zu lassen, als er den Parteien erlaubt, im Wege der Vereinbarung '
abweichende Bestimmungen zu treffen — und als er dadurch allein den Stcmdpunli
gewinnt, von welchem aus die Frage nach der Anfechtung des Schiedsspruchs zutreffend
gelöst werden kann.

Die Anfechtbarkeit eines Schiedsspruchs mit den gegen richterliche Urtheile
statthaften Rechtsmitteln widerstreitet der auf endgültige Erledigung des Streits
gerichteten vergleichsähnlichen Natur des Schiedsvertrags (Entsch. des Reichs¬
oberhandelsgerichts II. S. 165). Diese Annahme wird dadurch bestätigt, daß in den
meisten Fällen, in denen die Kompromittenten Kenntniß von der Zulässiqkeit eines

I S. 477. ! Rechtsmittels haben, auf dasselbe verzichtet wird. Schon deshalb empfiehlt es sich,
die Berufung gegen Schiedssprüche auszuschließen. Abgesehen davon, fordern
prozessualische Gründe gebieterisch den Ausschluß. Da nämlich der Entwurf die
Schiedsrichter nicht verpflichtet, nach den prozefsualischen Vorschriften zu verfahren
und nach dem bürgerlichen Rechte zu entscheiden, so entzieht er dem Rechtsmittel die
Basis. Die Berufung würde daher nur ausführbar sein, wenn vorgeschrieben würde,
daß die Sache vor dem Berufungsgerichte vollständig neu zu verhandeln sei. Die
Zulassung derselben würde mithin darauf hinauslaufen, dem schiedsrichterlichenVer¬
fahren em Verfahren erster Znstanz folgen zu lassen. Damit würde aber dem
schiedsrichterlichen Verfahren jeder Werth entzogen sein.

Der Entwurf konnte hiernach in Uebereinstimmung mit dem gemeinen Rechte,
dem belgischen und dem nordd. Entw. Rechtsmittel weder als Regel — wie das
preußische und französische Recht —, noch im Falle der Vereinbarung — wie Baden
tz 1083, Banern Art. 1338, 1339, preuß. Entw. Z 1378, nordd. Entw. § 1172, -
zulassen. Soweit die Anfechtung eines Schiedsspruchs zu gestatten war, mußte in
anderer Weise Vorkehr getroffen werden. Als passende Formen boten sich die Klage
auf Aufhebung des Schiedsspruchs und die Einwendung des Aufhebungsgrundes
gegenüber der Klage auf Erlassung des Vollstreckungsurtheils. Demgemäß hat der
Entwurf zur Geltendmachung der Gründe, aus denen nach Z 808 die Aufhebung
eines Schiedsspruchs beantragt werden kann, im Z 812 die Klage und im Z 803
Abs. 2 die Einrede gegeben.

Der Z 801 AM. 1 stellt die Forderung, daß die Schiedsrichter vor Erlaß des
Schiedsspruchs die Parteien zu hören haben. Von dieser Forderung können die
Schiedsrichter nur durch die Parteien entbunden werden. Der Schiedsspruch unter¬
liegt daher der Anfechtung, wenn einer Partei in dem Verfahren das rechtliche
Gehör nicht gewährt war (Z 808 Nr. 4 und Abs. 2).
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Sollen für die Schiedsrichter die Prozeßgefetze im Allgemeinen nicht maßgebend
lein, so dürfen namentlich die auf das Verfäumnißverfahren sich beziehenden Vor¬
schriften wegen ihrer positiven Natur und weil sie mit dem Prinzip des schiedsrichter¬
lichen Verfahrens sich schwer vertragen, keine Anwendung finden. Die Nichteinlassung
einer Partei darf auf die Verpflichtung der Schiedsrichter keinen Einfluß üben, das
Zachverhältniß, soweit es für die Entscheidung erforderlich ist, zu ermitteln, unbeschadet
ihrer Befugniß, bei Feststellung des Sach- und Streitstandes auf die Nichteinlösung
der einen Partei die nach den Umstanden des Falls gerechtfertigte Rücksicht zu nehmen
l'Wt, z. preuß. Entw. S. 333, nordd. Prot. V. S. 2233). Der preuß. Entw.
8 1370 hat diesen Konsequenzen des im Z 801 angenommenen Prinzips Ausdruck
aegeben. Der Entwurf hat die Hervorhebung derselben als selbstverständlich unter¬
lassen (nordd. Prot. V. S. 2280) und aus demselben Grunde davon Abstand genommen,
mit der baner. Prozeßordn. Art, 1341 und mit dem preuß. Entw. Z 1374 auszusprechen,
daß der Einspruch im schiedsrichterlichen Verfahren nicht stattfinde.

88 802, 803. (K. V. 88 802, 803, G. 88 861. 862.)
Im Interesse der Wirksamkeit des schiedsrichterlichenInstituts ist es erforderlich,

den Schiedrichtern nicht nur die Befugniß einzuräumen, freiwillig vor ihnen erscheinende
Zeugen und Sachverständige nicht eidlich zu vernehmen, sondern auch das Recht zu
ertheilen, die eidliche Vernehmung derselben sowie die Abnahme von Parteieneiden
anzuordnen. Da es sich aber bei der Komposition der Schiedsgerichte nicht empfiehlt,
den Schiedsrichtern gegen Zeugen und Sachver I ständige Zwang srechte zu I S. 478.
gewähren und die Abnahme von Eiden zu gestatten, oder ihnen die Befugniß zur
Requisition der Gerichte einzuräumen, so hat sich das Schiedsgericht auf oie
Bestimmung zu beschränken, daß und worüber Zeugen oder Sachverständige eidlich
abgeholt, oder daß und welche Eide von den Parteien geschworen werden sollen
(vgl. nordd. Entw. §8 1165, 1166). Die Erledigung haben die Parteien bei dem
zuständigenGerichte zu beantragen — und nach 8 803 Abs. 1 ist jede Partei befugt,
den bezüglichen Antrag zu stellen.

§ 804. (K. V, 8 804, G. 8 863.)
Einer besonderen Regelung bedarf der Fall, daß die Unzulässigkeit des schieds¬

richterlichen Verfahrens behauptet wird. Die Schiedsrichter selbst können hierüber
nicht entscheiden, da sich ihr Auftrag nicht auf die Abgabe einer solchen Entscheidung
erstreckt. Könnte aber die eine oder die andere Partei durch die Behauptung der
Unzulässigkeit des Verfahrens den Fortgang desselben hemmen, so daß es erst nach
der Entscheidung der Vorfrage durch das zuständige Gericht fortgesetzt werden könnte,
s« würde damit ein bequemes Mittel zu Verzügerungen geschaffen sein. Es bleibt
daher nur übrig, einerseits anzuerkennen, daß die definitive Entscheidung über die
Vorfrage durch das zuständige Gericht im Wege der Klage beantragt werden mutz
(8 812), andererseits aber im Anschluß an den nordd. Entw. § 1167 das Schieds¬
gericht zu ermächtigen, nach seinem freien Ermessen entweder das Verfahren bis zur
Erledigung eines solchen Streits auszusetzen, oder trotz des Streits dasselbe fortzusetzen
und den Schiedsspruch zu erlassen (nordd. Prot. V. S. 2231, 2232 Entsch. des
Reichsoberhandelsger. II. S. 189 ff.). Die Interessen der Partei, welche die
Unzulässigkeit des schiedsrichterlichen Verfahrens geltend macht, können durch die
Fortsetzung nicht geschädigt werden. Eine dieser Partei günstige Entscheidung der
Vorfrage durch das zuständige Gericht würde zur Aufhebung "des Schiedsspruchs
(8 808 Nr. 1) führen und die Erlassung des Vollstreckungsurtheils (§ 809 Abs. 2)
hindern müssen.

8 806. (K. V. 8 806, G. 8 865,)
Die Zustellung des Schiedsspruchs an die Parteien in einer von den Schieds¬

richtern unterschriebenen Ausfertigung, sowie die Niederlegung desselben auf der
Gerichtsfchreiberei des zuständigen Gerichts bieten eine Garantie "für die Authenticität
des Spruchs und konstatiren in geeigneter Weise den formellen Abschluß des
Verfahrens.
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88 807, 808. (K, V. 8§ 807, 806, G, 88 866, 867.)

Der Schiedsspruch erledigt materiell den Rechtsstreit in ähnlicher Weise wie
ein von einem Gerichte erlassenes, rechtskräftig gewordenes Urtheil. Der § 80?
legt daher in Uebereinstimmung mit der bayer. Proz.-Ordn. Art. 1337, dem preuß
Entw. ß 1377 und dem nordd. Entw. 8 1171 dem Schiedssprüche unter den Parteien
die Wirkungen eines rechtskräftigen gerichtlichen Urtheils bei (nordd. Prot V
S. 2235).

Von diesem Standpunkte aus rechtfertigt es sich, daß der 8 808 Nr. 3 und e
den Schiedsspruch aus denselben Gründen für anfechtbar erklärt, aus welchen die
Nichtigkeitsklage und die Restitutionsklage (88 518, 519) stattfinden. Nur mußte
einerseits der Anfechtungsgrund des § 518 Nr. 1 in Wegfall kommen, da ein
Ausschluß von Schiedsrichtern kraft Gesetzes nicht anerkannt ist, andererseits konnte
der Anfechtungsgrund 8 519 Nr. 7 nicht berücksichtigt werden, da die Aufhebung

I S. 479. des Schieosspruchs wegen aufgefundener Urkunden eine Be > urtheilung der streitig
gewesenen Rechtssache, mithin eine Wiederholung des Rechtsstreits vor den Staats¬
gerichten erfordern würde, ein Ergebniß, welches mit dem Willen der Parteien, daß
ihre Differenz durch Schiedsrichter entschiedenwerden solle, in unlösbaren Widerspruch
treten müßte. Der Entwurf durfte indessen bei diesen Anfechtungsgründen nicht
stehen bleiben. Die Richtigkeit der Entscheidung in der Sache selbst muß in Frage
gestellt werden tonnen, wenn der Schiedsspruch eine Partei zu einer Handlung
verurtheilt, deren Vornahme verboten ist. Indem der Entwurf (§ 808 Nr. 2) aus
diesem Grunde die Aufhebung des Schiedsspruchs zuläßt, bringt er einen Grundsatz
zur Anwendung welchen er bereits im 8 611 Nr. 2 dem Urtheil eines ausländischen
Gerichts gegenüber als nothwendig anerkannt hat. Ferner ist es erforderlich, zu
gestatten, daß die Zulässigkeit des schiedsrichterlichenVerfahrens einer Prüfung durch
das zuständige Gericht unterzogen werde. Denn da der Schiedsspruch seine Kraft
nicht der Autorität eines durch den Staat eingesetzten Gerichts, sundern der
Vereinbarung der Parteien entnimmt, so hängt seine Geltung davon ab, daß der
Schiedsvertrag dem Gesetze und das schiedsrichterliche Verfahren dem Willen der
Parteien und den ergänzenden Normen dieses Gesetzbuchs entspricht. Fehlt es an
diesen Erfordernissen, so ist dem Schiedssprüche die Grundlage entzogen. Der § 808
Nr. 1 begnügt sich damit, das Prinzip auszusprechen, und überlaßt es der Theorie M
Praxis, die Konsequenzen zu ziehen. Fingerzeige für die Interpretation enthalten
die Beispiele des 8 804.

Mit den Vorschriften des 8 808 stimmen im Wesentlichen die neueren Prozeß-
qesetze und Entwürfe, welche Rechtsmittel gegen Schiedssprüche überhaupt oder ms
Regel ausschließen, überein (Bayern Art. 1338, 1339, 1341, preuß. Entw. 8 IM
nordd. Entw. 1172.

8 '809—811. (K. V. 8§ 809—811,G. 8s 868-870.)

Die Analogie zwischen dem Urtheile eines ausländischen Gerichts und einem
Schiedssprüche ist unverkennbar. In beiden Fällen handelt es sich um Urtheile,
welche von einem Gerichte erlassen sind, das weder von dem Reiche noch von einem
der Bundesstllaten eingesetzt ist. Es ist daher in beiden Fällen nothwendig, bevor
das Urtheil für vollstreckbar erklärt wird, daß der Verurtheilte gehört, daß also die
Vollstreckbarleitserklärung, im Wege einer aetio ^uäieati beantragt werde. Der
Entwurf hat demgemäß im 8 809 oie Vorschriften des 8 610 über die Zulässigkeit
der Zwangsvollstreckung aus dem Urtheil eines ausländischen Gerichts zur Richtschnur
genommen.

Abweichende Bestimmungen haben die neueren Prozeßgesetze und Entwürfe
(Hannov. 88 533, 534, Baden 8 1079, Bayern Art. 1337—1339, preuß. Entw. eines
Handelsgesetzbuchs Art. 1063, preuß. Entw. 88 1381—1388, nordd. Entw. 88 H^
bis 1178), zum Theil aus dem Grunde, weil deren Vorschriften über die
Voraussetzungen der Zwangsvollstreckung aus Urtheilen ausländischer Gerichte
abweichend sind.

Für die Klage auf Aufhebung des Schiedsspruchs ist eine Frist nicht bestimmt,
Wird dagegen die Klage auf Erlassung des Vollstreckungsurtheils erhoben, so müssen
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die Uufhebungsgründe des H 808 in dem Prozesse rechtzeitig vorgebracht werden,
widrigenfalls sie verloren sind. Diese aus § 809 Abs. 2 und Z 810 sich ergebende
Vorschrift beruht auf denselben Erwägungen, welche die Bestimmung des Z 635
Ms. 2 veranlaßt haben. Eine Ausnahme war in Betreff der Aufhebungsgründe des
8 808 Nr. 6 wegen der Eigenthümlichkeit derselben geboten: die Regelung ist in < S.480.
ssen §ß 810, 811 im Anschlüsse an die ßß 521, 525, 780 erfolgt.

Z 812. (K. V. § 812, G. § 871.)
Die Vorschriften über die Zuständigkeit für die Klagen, welche die Ernennung

oder Ablehnung eines Schiedsrichters (ß§ 896, 898), das Erlöschen eines Schieds-
vertrags (§ 800), die Unzulässigkeit des schiedsrichterlichen Verfahrens (Z 804), die
Aufhebung eines Schiedsspruchs (H 808) oder die Erlassung eines Vollstreckungsurtheils
(HH 809, 810) zum Gegenstände haben, entfernen sich von den Bestimmungen des
Entwurfs über sachliche und örtliche Kompetenz nur insoweit, als sie einerseits im
Anschluß an Z 812 Abs. 2 die Zuständigkeit der Handelsgerichte ausschließen —
weil in allen diesen Fällen die Entscheidung nicht handelsrechtliche Fragen betrifft,
wenn auch der Gegenwand des Kompromisses eine Handelssache ist — und als sie
andererseits aus Rücksicht auf die Konnexität der verschiedenen möglichen Klagen,
sowie auf die Erleichterung der Klagen wegen Aufhebung des Schiedsspruchs und
wegen Erlassung des Vollstreckungsurtheils anordnen, daß unter mehreren an sich
zuständigen Gerichten dasjenige Gericht für die gedachten Klagen zuständig sein und
bleiben soll, an welches sich zuerst eine Partei oder das Schiedsgericht (Z 806)
gewendet hat.

Materialien zur üivilprozeßordining. 32



S.481. l III.

Begründung
des

Entwurfs eines Gesetzes, betreffenä äie Einfünrung ller
Civilprozeßuränung.

Das Einführungsgesetz zum Gerichtsverfassungsgesetze Z 2 bestimmt:
„die Vorschriften des Gerichtsverfassungsgesetzes finden nur auf die ordentliche
streitige Gerichtsbarkeit uno deren Ausübung Anwendung."

Nach dem Gerichtsverfassungsgesetze Z 1 wird die ordentliche streitige Gerichts¬
barkeit ausgeübt durch:

Amtsgerichte,
Landgerichte und Handelsgerichte,
Oberlandesgerichte,
das Reichsgericht.

Diese Gerichte sind im Sinne des Gerichtsverfassungsgesetzes ordentliche
Gerichte.

Welche bürgerliche Rechtsstreitigkeiten vor die ordentlichen Gerichte gehören,
normirt der Z 2 des Gerichtsverfassungsgesetzes. Derselbe lautet:

„Vor die ordentlichen Gerichte gehören alle bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten
und Strafsachen, für welche nicht entweder die Zuständigkeit von Verwaltunns-
behörden, einschließlich der Verwaltungsgerichte begründet ist, oder reichs¬
gesetzlich besondere Gerichte bestellt oder zugelassen sind."

Hier greift der

8 2 (K. V. 8 2, G, § 3)
des Entwurfs ein. Er verordnet in seinem ersten Absätze:,

„Die Civilprozeßordnung findet auf alle bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten
Anwendung, welche vor die ordentlichen Gerichte gehören."

Die besonderen Gerichte, welche reichsgesetzlichzugelassen sind, hat der 8 3 des
Gerichtsverfassungsgesetzes zusammengestellt. Auf das Verfahren vor diesen Gerichten
kommen die Bestimmungen der Civilprozeßordnung nicht zur Anwendung, es sei denn,
daß eine Landesgesetzgebung die Anwendbarkeit derselben auch auf das Verfahren
vor den besonderen Gerichten erstreckt.

Das Einführungsgesetz zum Gerichtsverfassungsgesetze Z 3 Abs. 1 gestattet, daß
die Gerichtsbarkeit in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, für welche besondere Gerichte
zugelassen find, den ordentlichen Landesgerichten durch die Landesgesetzgebung über¬
tragen werden kann. Macht eine Landesgesetzgebung von diesem Vorbehalte Gebrauch,
so ist ihr die Befugniß ertheilt:
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1 1) die Nebertragung nach anderen als den durch das Gerichtsverfassung' > S. 482.
gesetz vorgeschriebenen Zuständigkeitsnormen vorzunehmen (Einführungs¬
gesetz zum Gerichtsverfassungsgesetze Z 3 Abs. 1),

2) ein von der «Zivilprozeßordnung abweichendes Verfahren anzuordnen
(Entwurf § 2 Abs. 2).

Rücksichtlich der nach dem Gerichtsverfassungsgesetze 8 2 vor den ordentlichen
Gerichten zu verhandelnden bürgerlichen Rechtsstreitigkelten ist das Verfahren der
Prozeßordnung zwingend. Die Landesgesetzgebung kann ein abweichendes Verfahren
nur insoweit gestatten, als dies durch Reichsgesetz für zulässig erklärt wird (Entwurf
L 11). Der Entwurf enthält in dieser Richtung Vorbehalte in den 88 8 und 12 (vgl.
auch «Zivilprozeßordnung § 782 Abs. 2). Nach 8 3 Abs. 3 des Einfühlungsgesetzes
zum Gerichtsverfassungsgesetze ist der Landesgesetzgebung nachgelassen, in den von den
HL 8 und 12 umfaßten Fällen die Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte nach anderen
als den durch das Gerichtsverfassungsgesetz vorgeschriebenen Normen zu regeln.

Im Uebrigen kann auf die Motive zu den HZ 2, 3 des Einführungsgesetzes
zum Gerichtsverfassungsgesetze und zu den 88 1—3 des Gerichtsverfassungsgesetzes
selbst verwiesen werden.

Uebereinstimmend mit 8 2 lautet der 8 3 des Einführungsgesetzes zur Straf¬
prozeßordnung.

Die Vorschrift des

§ 3 (K. V. § 3, G. § 5)
ist in den Motiven zu 8 5 des Einführungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetze
gerechtfertigt.

Der

8 4 (K. V. 8 4, G. 8 6)
ist im Zusammenhange mit den Bestimmungen des 8 487 der Civilprozeßordnung
erörtert.

88 5, 6. (K. V. 88 5, 6, G. 88 7' 9.)
Die Zulassung oberster Landesgerichte (vgl, Einführungsgesetz zum Gerichts¬

verfassungsgesetze8 7) macht Bestimmungen nothwendig, welche Kompetenzkonflikte
zwischen dem Reichsgerichte und den obersten Landesgerichten für bürgerliche Rechts-
stmügkeiten ausschließen.

Der 8 5 ist dem Reichsgesetze vom 12. Juni 1869, betreffend die Errichtung
eines Reichsoberhandelsgerichts nachgebildet.

Der 8 6 ist bereits in den Motiven zu den 88 36, 3? der Civilprozeßordnung
besprochen.

Die Bestimmung des

8 ? (K. V. 8 7, G- 8 W
ist bei der Begründung des 8 568 berücksichtigt, während der

8 8 (K. V. 8 8, <V. 8 11)
in den Vorbemerkungen zum Aufgebotsverfahren (88 768 ff.) Erwähnung gefunden hat.

Der

8 9 (K. V. 8 9. G. 8 12)
entspricht dem 8 7 des nordd. Entw. und stellt im Anschlüsse an das Reichsges. v.
5. Juni 1869 8 3V. Ziff. 1 außer Zweifel, daß unter „Gesetz" oder „Landesgesetz"
im Sinne der Prozeßoronung und oes Einführungsgesetzes nicht blos die förmlichen
Gesetze, sondern alle Rechtsnormen ohne Rücksicht auf ihre I Entstehungs- oder >S. 483.
Erlenntnitzquelle zu verstehen sind. Die Erläuterung des Begriffs „Rechtsnorm"
ist bereits zu den 88 48? ff. der Civilprozetzordnung gegeben. Eine gleiche Bestimmung
enthält das Einführungsgesetz zur Strafprozeßordnung 8 12.

32*
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8 10. (K. V. § 10, G. ß 13.)
Das Einführungsgesetz zum nordd. Entw. Z 2 hob die prozeßrechtlichen Vor¬

schriften der Bundesgesetze auf, mit Ausnahme derjenigen, rückstchtlich welcher in der
Civilprozeßordnung bestimmt war, daß sie nicht berührt werden. Eine derartige
Bestimmung hatte der nordd. Entw. in Betreff der Vorschriften der allg. deutschen
Wechselordnung und des allg. deutschen Handelsgesetzbuchs im Z 6 und rücksichtlich
der auf die Gerichtsstände sich beziehenden Vorschriften der Bundesgesetze im § 74
getroffen. Während für die Aufnahme der letzteren Ausnahme sachliche Gründe
entscheidend waren, hatte zu der ersten Ausnahme die Erwägung geführt, daß es, s«
lange keine Gründe zwingendster Art vorlägen, vermieden werden müsse, in diejenige»
Gesetze ändernd einzugreifen, welche dem nordd. Bunde mit den deutschen Südstaaten
gemeinsam seien. Mit der Gründung des deutschen Reichs ist diese Erwägung
hinfällig geworden. Demgemäß konnte nunmehr dazu geschritten werden, dos
Verhältniß der C. P. O. zu den prozeßrechtlichen Normen der Reichsgesetze überein-
stimmend zu regeln. Es fragte sich, ob jene Normen aufgehoben werden oder intnl!
bleiben sollen.

Die prozeßrechtlichcn Bestimmungen der Reichsgesetze, deren Zahl nicht uner¬
heblich ist'), lassen sich, in ihrem Verhältnisse zu den Vorschriften der C. P, Ö,
aufgefaßt, in drei Kategorien zerlegen:

1) Normen, welche mit den Vorschriften der C. P. O. übereinstimmen;
2) Normen, welche den Vorschriften der C. P. O. widersprechen;
3) Normen, welche, in ein prozessuales Gewand gekleidet, materielles Recht

enthalten.
Die Normen 8ud 3 bleiben fortbestehen, wie auch immer das Verhältniß der

C. P, O. zu den Reichsgesetzen festgestellt wird. Für die Normen 8ud 1 ist es nm
uon sekundärer Bedeutung, ob sie aufgehoben werden oder nicht, da auch in Zukunft
in Gemäßheit derselben verfahren werden muß. Rücksichtlich der Normen 8ub 2 ist
es praktisch ohne Einfluß, ob die Aufhebung oder die Aufrechthaltung derselben
erfolgt, vorausgesetzt, daß:

3,) in dem ersteren Falle diejenigen prozeßrechtlichen Normen, welche als
Ausfluß ooer integrirender Bestandtheil der Institute anzusehen sind,
rückstchtlich deren sie erlassen worden, von der Aufhebung und

b) in dem letzteren Falle diejenigen prozeßrechtlichen Normen, welche
durch Rücksichten auf die bisher mangelnde Einheit des deutschen
Prozeßrechts veranlaßt worden sind, oder welche ihre Aufnahme
Anschauungen verdanken, die mit den Grundprinzipien der C. P. O,
in Widerspruch stehen, von der Aufrechterhaltung ausgenommen werden,

! S. 484. l Unleugbar wäre es erwünscht, neben der C. P, O. die prozehrechtlichen Vor-
' schriften der Reichsgesetze zu beseitigen, insoweit dieselben nicht ausdrücklich aufrecht

erhalten werden müssen, denn der praktische Vortheil, alle Prozeßrechtssätze in Ein
Gesetz zusammengefaßt zu haben, ist nicht zu unterschätzen. Allein andererseits darf
nicht übersehen werden, daß dieser Vortheil vorübergehender Natur ist, da die
Weiterentwickelung des materiellen Rechts auch nach dem Inkrafttreten der C. P. O,
zur Aufstellung neuer abweichender prozessualer Normen führen muß, ohne daß es
m allen Fällen möglich sein wird, dieselben in ähnlicher Weife, wie es bei dem
Strafgefetzbuche und bei dem Reichsgesetze über die Kommanditgesellschaften auf
Aktien und die Aktiengesellschaften geschehen ist, in die C. P. O. einzufügen. Für
die Entscheidung muß daher die Erwägung den Ausschlag geben, daß die Aufrecht'
erhaltung der prozeßrechtlichen Normen die Anwendung der Reichsgesetze nicht nm
erleichtern, sondern auch deren richtige Anwendung sicher stellen wird. Der Richter

') Anm.: vgl. z. V. Genllssenschaftsges. u. 4. Juli 1868 88 H, 13, 16, 17, 22, 24, 23,
35, 43, 49, 50, 59; Oewerbeordn. v. 21. Juni 1869 88 H, 88, 103; D. W, O. Art. 17, 2ü,
4,6, 50, 51, 73, 80, 41, 91; A. D. Z. N. Art. 111, 164, 213, 144, 172, 244, 247. 313—315,324,
325, 342, 455, 475, 537; — Urt. 9, 194, 195; — Art. 117, 167, 196, 235, 130, 27; — Art, «9,
84-40, 77—79, 98, 488, 888, 889, 232, 348, 365, 407, 609, 610, 490—494, 119, 120, 126,
132, 169, 170, 446, 805, Mchdrucksges. vom 11. Juni 1870 88 19, 29,30, 55; Ges. v. 7. Juni
1871 88 6, 7; Postges. u. 28. Oktober 1871 88 7, 8, 13, 14, 20, 47. —
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! ist dadurch der intrikaten Prüfung überhoben, ob die Normen der Kategorie »ud 3
amehören, und kann die Normen »ud 1 anwenden, ohne in jedem einzelnen Falle
untersuchen zu müssen, ob dieselben den Vorschriften der C. P. O, entsprechen.
Ueberdies kommt in Betracht, daß es legislativ mit geringeren Schwierigketten
verbunden ist, auszusprechen, was aufgehoben weiden kann, als festzustellen, was
aufrecht erhalten werden muß. Insbesondere kann bei genereller Aufhebung der
mchsgesetzlichen Vorschriften vrozessualen Inhalts )edes Uebersehen von Bestimmungen,
deren Aufrechterhaltung nothwendig war, die m der A, D. W, O. und in dem
A, D. H- B. normirten Institute auf das Empfindlichste schädigen. Geschont werden
daher die berechtigten Interessen am sichersten, wenn derjenige Modus gewählt wird,
welchen der Z 9 Abs. 1 in Vorschlag gebracht hat.

Im Verstehenden ist bereits der bestimmende Grund für die Aufhebung bezw.
Aenderung und Ergänzung der in den Abs. 2—4 aufgeführten reichsgesetzlichenVor¬
schriften gegeben. Im Einzelnen bleibt zu bemerken:

' Zu Nr. 1.
Während die C. P. O. den Z 1 des Reichsges. v. 29. Mai 1868 nicht berührt,

wird der Z 2 desselben durch die Vorschriften des § 743 der C. P. O. beseitigt,
welche letzteren ohne Rücksicht auf das bestehende Landesrecht den persönlichen
Zicherungsarrest allgemein, jedoch nur zur Sicherung der gefährdeten Zwangsvoll¬
streckung "in das Vermögen des Schuldners, einführen.

Zu Nr. 2.
Was die in dem A. D. H. B. Art. 34—36 geordnete Beweiskraft der Handels-

bücher anlangt, so stellt der Loüs clo eumm«ros ari. 12 die Beweiskraft der Handels-
bücher .,LiNrL eoinmLryaiN!," in das Ermessen des Gerichts. Der Reichsministerinl-
entwurf eines Handelsgesetzbuchs Art. 13, 14 adoptirte diesen Grundsatz ohne
Beschränkung auf Kaufleute. Der preuß. Entw. eines Handelsgesetzbuchs Art. 34
bis 36 nahm die Beschränkung des Oocks üs cow.mLloL auf Streitigkeiten unter
Kaufleuten wieder auf. Die nürnberger Konferenz beschloß jedoch, aus Rücksicht auf
die in dem bei weitem größten Theile von Deutschland für den Civilprozeß geltenden
Neweisregeln, den Standpunkt des preuß. Entw. aufzugeben und eine Beweisthcorie
aufzustellen (vgl. v. Hahn, Kommentar zum A. D. H. B. II. Aufl. I. S. 126 ff.)
und übernahm demgemäß in den Art. 34, 35 im Wesentlichen die gemeinrechtlichüber
die Beweiskraft 'der Handelsbücher entwickelte Doktrin (vgl. Wetzell, Nä. III. S. 226
N. 21). Nachdem der H 249 der C. P. O. sich für Aufhebung der gesetzlichen
Beweistheorie entschieden hat, >sind die Art. 34 und 35 unhaltbar geworden. Mit > S. 485.
Beseitigung dieser Vorschriften kann auch der Art. 36 in Wegfall kommen, weil er
sich bei freier Beweiswürdigung von selbst versteht.

Der Art. 38 des A. D. H. B. entspricht nicht den Grundsätzen der C. P. O.
über den Umfang, in welchem eine Urkunde dem Gegner offen zu legen ist (vgl.
Mot. S. 270, 271, hier S. 327).

Der Art. 39 des A. D. H. B. wird seinem wesentlichen Inhalte nach durch
§ 396 der C. P. O. ersetzt. Bei dem Grundsatze der Unmittelbarkeit der Beweis¬
aufnahme muß die Anordnung der Vorlegung der Urkunde vor einem beauftragten
oder ersuchten Richter lediglich der Fakultät des erkennenden Gerichts überlassen sein.

Die Beweiskraft des Tagebuchs und der Schlußnoten eines Handelsmäklers
^ A. D. H. B. Art. 77, 78 — verstellte der preuß. Entw. eines Handelsgesetzbuchs
zum Ermessen des Gerichts. Die nürnberger Konferenz zog es vor, statt dessen
Beweisregeln zu erlassen. Mit § 249 der C, P. O. stehen die m Art. 77, 78 enthaltenen
Beweisregeln nicht im Einklang.

Die Vorschrift des Art. 79 Abs. 1 geht über die Bestimmung des § 127 der
C. P, O. hinaus. Ein ausreichender Grund für die Aufhebung dieser eminent
praktischen Vorschrift ist nicht vorhanden. Dagegen hat die Vorschrift des Art. 79
Abs. 2 das Schicksal des Art. 39 zu theilen.

Auch die Beweisregeln der Art. 488 und 889 mußten im Hinblick auf die
Vorschriften der §ß 249, 250 der C. P. O. fallen. Durch die Aufhebung des
Art. 889 ist indessen, wie zur Vermeidung von Mißverständnissen hervorzuheben,
nichts als die Beseitigung einer positiven Beweisregel beabsichtigt, im Uebrigen
werden die im Art. 888 aufgeführten Beläge auch für Prozesse ihre volle Bedeutung
behalten.
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Das Institut der Verklarung — A. D, H. B. Art. 490—493 — ist so eigen¬
thümlich gestaltet, wird von dem Seeverkehr so dringend gefordert und paßt so wen«
in den Rahmen der Vorschriften der C. P. O. über die Sicherung des Beweises
(§ß 429 ff.), daß es dringend geboten erscheint, dasselbe in der Gestaltung der
Art. 490 ff. beizubehalten. Dagegen fehlt es nach Einführung der freien Beweis¬
würdigung in den Prozeß an einem ausreichenden Grunde für Konservation der

Die Art. 348, 365,40? A. D. H. B. bezwecken Sicherung des Beweises, enthalten
demnach Fälle der prubatiu in pei-Muam rsi msinoriam, deren Behandlung in
mehrfacher Hinficht von den Vorschriften der ß§ 429 ff. der C. P. O. abweicht. Bei
dieser mit dem materiellen Inhalte der Art. 348, 365,40? im Zusammenhange stehenden
Divergenz erschien die Aufrechthaltung wünschenswerth. Der Entwurf beschränkt
sich daher auf eine Ergänzung derselben im Sinne der C. P. O., wie sie im letzten
Absätze des Z 10 gegeben ist (vgl. Proz. Ordn. v. Bayern Art. 538).

Zu Nr. 3.
Der § 6 des Reichsges. v. 7. Juni 18?1 wird durch die §§ 249, 250 der

C. P. O. ersetzt. Die Aufhebung desselben ist wegen der Bezugnahme auf das Landes-
Civilprozeßrecht wünschenswerth.

Zu Nr. 4.
Insoweit der Z 14 des Reichspostges. die Unterbrechung der Verjährung an die

Anmeldung der Klage knüpft, wird er durch ß 231 der C. P. O. beseitigt.
Die Bestimmung des Art. 80 der D. W. O., daß die Verjährung durch die

I S. 486. I Behändigung der Klage unterbrochen werde, trifft mit der Vorschrift des § 231 d,
C. P. O. zusammen, dagegen widerspricht die weitere Bestimmung des Art. 80, dah
diese Unterbrechung nur durch Behändigung der Klage ersolgen könne, den Vorschriften
der HZ 183, 244, 442 Abs. 2 d. C. P. O. und mutzte daher mit diesen, wie im
Abs. 3 geschehen, in Einklang gebracht werden.

Der Wortlaut des

§11 (K. V. 8 11, G. § 14)

macht ersichtlich, daß, insoweit die in Gemäßheit dieses Paragraphen außer Kraft
tretenden landesgesetzlichen Prozeßuorschriften in Rechtsangelegenheiten gelten, welche
nicht zu den bürgerlichen ReHtsstreitigkeiten des Z 2 gehören, diese Vorschriften
unberührt, insbesondere also m Sachen der nicht streitigen Gerichtsbarkeit und in
Ansehung der Angelegenheiten anwendbar bleiben, welche die Führung des Handels¬
registers, des Schiffsregisters und des Genossenschaftsregisters betreffen (vgl,
Einführungsges. z, nordd." Entw. Z 4).

Die Aufhebung der zub Nr. 1—4 aufgeführten Vorschriften ist in den Bemerkungen
zu den W 245, 249, 59? ff. unter Nr. Vt. und 282 erörtert.

§ 12. (K. V. 8 12. G. § 15.)

Zu Nr. 1
ist auf die Vorbemerkungen zu den HZ 209 ff. zu verweisen.

Zu Nr. 2.
In Bayern ist zwar das Bundesgesetz vom 4. Juli 1868, betreffend die privat-

rechtliche Stellung der Erwerbs- und 'Wirthschaftsgenossenschaften, zur Einführung
gelangt, allein nach Z 2 des Reichsgesetzes vom 23. Juni 18?3 (R. G. Bl. S. 146)
sollen für die rechtlichen Verhältnisse der auf Grund des bayerschen Gesetzes vom
29. April 1869, betreffend die privatrechtliche Stellung der Erwerbs- und Wirthschafts-
gesellschllften, vor dem 1. August 1873 eingetragenen „registrirten Gesellschaften" die
Bestimmungen des letzterwähnten Gesetzes maßgebend bleiben. Diese Bestimmungen
enthalten Vorschriften über die Fortdauer des Gerichtsstandes der Gesellschaften:c.
nach ihrer Auflösung (vgl. Schmitt, der bayersche Civilprozetz I. S. 286). Da
dieselben durch Z 19 der C. P. O. weder gedeckt noch ersetzt werden, so mußte zum
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Zwecke ihrer Aufrechterhaltung ein Vorbehalt in das Einführungsgesetz aufgenommen
werdend)

Das partikularrechtlich — in Bayern, Württemberg und Baden — bestehende
Institut der Sperre der Zahlung abhanden gekommener Inhaberpapiere ist nach seiner
viozessualischen Seite dergestalt mit dem materiellen Rechte verwachsen, daß die Auf¬
hebung der einschlagenden prozeßrechtlichen Normen nicht thunlich erschien. Der
Entwurf hält deshalb die landesgesetzlichen Vorschriften über das in Rede stehende
herfahren aufrecht. Hervorzuheben ist dabei, daß hier wie bei den weiteren landes-
«esetzlichenVorbehalten des § 12, unter dem Verfahren auch die Bestimmungen über
d«, Gerichtsstand, über die Aufhebung und den Vollzug der erkannten Maßregeln
einbegriffen sind.

Insoweit Streitigkeiten, welche die Zwangsenteignung und die Entschädigung
wegen oerselben betreffen, nach den Gesetzen vor anderen Behörden, als den bürgerlichen
Gerichten ausgetragen werden müssen, findet auf das Verfahren in Gemäßheit der
Vorschrift des Gerichtsuerfassungsgesetzes Z 2 die C. P. O. keme Anwendung. Aber
«ich soweit der ordentliche Rechtsweg vor den bürgerlichen Gerichten statthaft, besteht
in den einzelnen deutschen Staaten ein durchaus abweichendes Verfahren, welches
mehr oder minder durch das die Expropriation beherrschende öffentliche Recht beeinflußt
ist und darum auch fernerhin, in einzelnen Punkten wenigstens, von der gewöhnlichen
Prozedur abweichend wird er > halten werden müssen. Es gehört dahin insbesondere I S. 487.
die Frage, wie und zu welchem Zeitpunkte die Abtretung des 'zu expropriirenden
Fundus erreicht werden kann. Während beispielsweise nach preuß. Rechte die
Enteignung des Grundstücks auf Antrag des Unternehmers von der Bezirksregierung
ausgesprochen wird, wenn die Voraussetzungen des Gesetzes vom 11. Juni 1874
ßß 32, 34 vorliegen, und die Enteignungserklärung, insofern nicht ein anderes
vorbehalten wird, die Einweisung in den Besitz in sich schließt, braucht nach bayerischem
Rechte die Abtretung erst zu erfolgen, nachdem die Entschädigung im ersten Rechtszuge
durch ein Urtheil festgestellt ist, gegen welches Einspruch nicht stattfindet, muß aber
dann auch ohne Rücksicht auf Berufung geschehen. Nach badischem Rechte verhält es
sich ähnlich, jedoch mit der Modifikation, daß auch der Einspruch keinen Suspensiu-
effelt hat und daß der die Abtretung Fordernde, noch bevor der Richter der ersten
Instanz über die Entschädigungssumme erkannt hat, eine einstweilige richterliche
Verfügung erwirken kann, durch welche vorläufig die Ermächtigung zur Besitznahme
des Gutes ertheilt wird (vgl. bayer. Ges. vom 17. November 1837 und Eins, Ges.
M bayer. Civilprozeßordn. Art, 6; bad. Ges. v. 28. August 1835 §§ 57, 68—73).
Unter diesen Umständen erschien es gerathen, die landesgesetzlichen Vorschriften über
das Verfahren bei derartigen Streitigkeiten:c. überhaupt aufrecht zu halten.

Zu Nr. 3.
Der Ausdruck: „erbschaftliches Liquidationsuerfahren" begreift nicht blos das

speMsch-preußisch-rechtliche Institut dieses Namens, sondern allgemein jedes im deutschen
Reiche bestehende derartige gerichtlicheVerfahren zu gleichem Zwecke, insbesondere das
in Württemberg im Falle des Gebrauchs der Rechtswohlthat des Inventars eintretende
Offizialverfahren zur Auseinandersetzung des Nachlasses.

Zu Nr. 4.
ist die Begründung am Schlüsse der Vorbemerkungen über die Zwangsvollstreckung
W 597 ff. unter Nr. VIII. gegeben.

') In dem Abdrucke der Motive (Nr. 6 der Drucksachen) lautete der erste Absatz der
Motive zu Nr. 2 dahin:

In Bayern bestimmt sich zur Zeit die privatrechtliche Stellung der Erwerbs- und
Nirthschaftsgenossenschaften, sowie der Vereine nach den Gesetzen u. 29. April 1869, Das
Nundesges, v, 4. Juli 1863 ist bisher nicht zur Einführung gelangt. In jenen Partikular-
gesehen sind insbesondere über die Fortdauer des Gerichtsstandes einer Gesellschaft, einer
Genossenschaft oder eines Vereins nach Auflösung derselben besondere Bestimmungengetroffen
- Art. 49 Abs. 1 bezw, Art. 80 Abs. 1 (vgl, Bundesges,v, 4, Juli 1868 § 49 Abs. 2), Da
dieselben durch 8 19 der C, P, O, weder gedeckt noch ersetzt werden, bei ihrer Beseitigung
»ber anderweite Vorschriften in dieser Richtung für Bayern fehlen würden, mutzte zu Gunsten
der landesgesetzlichen Vorschriftender nöthige Vorbehalt, wie geschehen aufgenommenwerden.

Durch eine zu den Nummern 4, 5 und 6 der Drucksachen ausgegebene „Berichtigung
von Druckfehlern" ist das Versehen beseitigt worden.
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Zu Nr. 5.
Nach mecklenburgischemRechte können die Obrigkeiten in zahlreichen Fällen zur

Erfüllung ihrer obrigkeitlichen Pflichten nur durch die Gerichte angehalten und im
Falle der Zuwiderhandlung nur durch die Gerichte bestraft werden. Das gerichtliche
Verfahren wird auf Klage eines Fiskals eingeleitet; dasselbe bewegt sich in den Formen
des Civilprozesses, wenngleich dieselben vielfach von dem sonstigen Civilprozeßverfahren
abweichen (vgl, Trotsche) mecklenb. Ciluilvrozeß II. S. 222).

Die Falle, welche im Wege des fiskalischen Verfahrens zur Verhandlung und
Entscheidung gelangen, werden der weit überwiegenden Mehrzahl nach in den übrigen
deutschen Rechtsgebieten im Wege des Disziplinarverfahrens erledigt. Das fiskalische
Verfahren ist mithin eine Prozedur, bestimmt, die Disziplin gegen Obrigkeiten zu
üben. Durch diesen Zweck sind Bestimmungen geboten, welche mit den Vorschriften
der C. P. O. nicht im Einklang stehen können — und selbstverständlich konnte der
Entwurf nicht die Absicht haben, eine Prozedur zu beseitigen, welche nur die Formen
von dem Civilprozesse borgt, wahrend sie einen Zweck verfolgt, zu dessen Realisirung
der Civilprozetz nach seiner gegenwärtigen Auffassung nicht bestimmt ist. Da aber
der S 2 des E. G. seinem Wortlaute nach auf das fiskalische Verfahren Anwendung
finden könnte, so empfahl es sich zur Vermeidung von Zweifeln in einer für das

I S. 488. mecklenburgischeLandesrecht so I wichtigen Materie reichsgesetzlichfestzustellen, daß die
das fiskalische Verfahren betreffenden Vorschriften durch den Entwurf nicht berührt
werden.

Zu Nr. 6.
Die Vorschriften des französischen und badischen Rechts über den erwählten

Wohnsitz sind, soweit es sich um Zustellungen handelt, bereits in den Motiven zu
den ß§ 153, 154 erwähnt.

Nach französischem und badischem Rechte kann eine Vermügensabsonderung
unter Eheleuten, d. h. Herstellung desjenigen Güterrechtsverhältnisses, kraft dessen die
Frau im Besitze und in der Verwaltung ihrer Güter verbleibt, vertragsmäßig
nur vor der Ehe verabredet, während der Ehe aber nicht durch bloße Uebereinkunft
der Gheleute begründet werden. Läuft die Frau äurauw watrimonw in Folge
eingetretener Vermögenszerrüttung des Ehemanns Gefahr, ihr Heirathsgut zu verlieren,
so kann sie die Auflösung der sie benachteiligenden Gütergemeinschaft und die freie
Verwaltung ihres Vermögens nur dadurch erlangen, daß sie ein richterliches Urtheil
auf Vermügensabsonderung erwirkt. Die Klage auf Vermügensabsonderung (äßinunde
sn 8Lpllr»tion äs dienz) ist im öffentlichen Interesse von gewissen Voraussetzungen
und Förmlichkeiten abhängig gemacht, und das dabei einzuhaltende Verfahren — wie
sich aus Oo<ls oiv. art. 1443 ff., Ooäs cke eommsreL art 65—70, Ooäs äs proo. art,
865—874, bad. Proz. Ordn. 88 1056 ff. ergiebt — im Zusammenhange mit dem
materiellen Rechte so eigenthümlich gestaltet, daß dasselbe neben dem durch die C. P, O,
geordneten Verfahren seine Berechtigung behält.

Während der ß 12 der Landesgesetzgebung in Betreff der einzelnen aufgeführten
Fälle sowohl rücksichtlich des Gerichtsstandes, als auch hinsichtlich des Verfahrens
freien Spielraum gewahrt, ist in Bezug auf die sachliche Zuständigkeit eine analoge
Vorschrift in dem Einführungsgesetze zum Gerichtsverfassungsgesetze Z 3 Abs. 3
getroffen.

Die Bestimmungen des

8 13 (K. V. 8 13, G. § 18)
sind im Einzelnen bereits gerechtfertigt aä 1 in den Motiven zu den 88 251 ff., acl 2
in den Bemerkungen zu den 88 249, 370, aä 3 in der Begründung der 88 719 ff,,
llck 4 in den Vorbemerkungen zu den 88 741 ff,, acl 5 in den Vorbemerkungen zu den
Z§ 544 ff,, aä 6—8 bei der Besprechung der 88 557, 719 ff.

Zu bemerken bleibt, daß der Ausdruck: „bürgerliches Recht" hier, wie in der
C. P. O., gleichbedeutend mit „materielles Recht" gebraucht ist, so daß es gleichgültig
bleibt, in welchem Gesetzbuche, ob im Kodex des Civilrechts oder der Prozeßordnung
oder anderen Orts sich derartige Vorschriften vorfinden.
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§ 14. (K. V. 8 14, G. § 17.)
Die Bestimmungen des gemeinen Rechts über die Suspension der Beweiskraft

von Quittungen, uon Schuldscheinen über den Empfang eines Darlehns und von
schriftlichen Bekenntnissen der immoratlo äoUz bis zum Ablaufe einer bestimmten,
für die bcregten Urkunden verschieden normirten Zeitfrist (vgl. Windscheid, Pandekten
3, Aufl. II. 8§ 344, 372, 704) haben in das preuß. A. L. R., in den lloäo «ivil
und in das sächsische «Zivilgesetzbuch keine Aufnahme gefunden, sind ferner in Bayern
Ms. v. 26. März 1859), in Mecklenburg (schwerin. Verordn, v. 17. März 1838,
strelitz. Verordn, v. 18. April 1838) und in Hamburg (Einführungsges, z. deutschen
Handelsgesetzb.v. 22. Dezember 1865 §S 30, 34) > aufgehoben und sind endlich — I S. 489.
m Betreff der Quittungen und Schuldscheine — für den Bereich der Handelsgeschäfte
auch in denjenigen Rechtsgebieten, in denen sie unverändert oder modisizirt (Provinz
Hessen, Ges. v. 20. Dezember 1840, Provinz Hannover, Prozeßordn, ß 342, Olden¬
burg, Prozeßord. Art. 189) von Bestand geblieben, durch das deutsche Handelsgesetzb.
Art. 295 beseitigt. Da sie legislativ nicht gerechtfertigt erscheinen, überdies wegen
der zahlreichen über ihren Sinn und Umfang bestehenden Kontroversen der Praxis
qroße Schwierigkeiten bereiten (vgl. Bahr, die Anerkennung als Verpflichtungsgrund
Hä. II. ß 62), fo ist ihre Aufhebung wünschenswerth — und da sie nur noch in dem
kleineren Theile Deutschlands Geltung haben, im Interesse der Rechtseinheit geboten.
Diese Aufhebung hatte in Verbindung mit der C. P. O, zu erfolgen, weil jene
Bestimmungen eine in dem Entwurf behandelte Materie — den Beweis durch Urkunden
— berühren (vgl. nordd. Entw. § 565).

Die Ausnahme, welche der 8 13 Abs. 2 in Netreff der zur Eintragung in das
Knpothekenbuch bestimmten Schuldurkunden enthält, wird durch die Erwägung
begründet, daß die in den einzelnen deutschen Rechtsgebieten erlassenen desfallsigen
Vorschriften vielfach mit den Einrichtungen des Hypoth'ekenwesens in einem so innigen
Zusammenhange stehen, daß sie ohne tiefgreifende Störungen der Kreditverhältmsse
nicht beseitigt werden können. Für Preußen hat diese Ausnahme durch die Grund-
buchordn. v. 5. Mai 1872 (vgl. Mot. z. Entw. derselben S. 37) ihre Bedeutung
verloren, dagegen bleibt sie uon Wichtigkeit z, V. für Bayern (Ges. v. 26. März
1859 ß 2), für Sachsen (Schmidt, Vorles. über sächs. Privatrecht I. S. 423, 424),
für Sachsen-Weimar (Einführungsges. z. Handelsgesetzb. u. 18. August 1862 Z 22),
für Württemberg (Einführungsges. z. Handelsgesetzb. v. 13. August 1865 Art. 46).

ß 15. (K. V. § Ib. G. 8 18.)

Der Ooäe äs proe. art. 1041 — nach der Interpretation des Erlasses des
eun8LiI ä'ViNt u. 16. Februar 1807 —, die bad, Prozetzordn. (Schlußbestimmungen
Lud II.) und die württemb. Prozeßordn. (Schlußbestimmungen 8v.d II.) lassen die
anhängige Instanz, das hannou. Ges. u. 4. Mai 1852 ßß 5 ff. (Leonhardt, B. P.
O. Nä. IV. S. 487 ff.) und das bayer. Ges. v. 29. April 1869, die Einführung
einer Prozeßordnung in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten betreffend, Art. 13 ff., den
Prozeßabschnitt, in welchem sich ein Rechtsstreit zur Zeit des Inkrafttretens der
Prozeßordnung befand, nach dem bisherigen Prozeßrechte zu Ende sichren, während
sie übereinstimmend für die spätere Instanz rs^. für den späteren Prozeßabschniit
die Anwendung des neuen Prozeßrechts vorschreiben. Abweichende Bestimmungen
geben das preuß. Ges. über das Verfahren in Ciuilproz. u. 24. Juni 1867 Zß 106 ff.
und das Einführungsges. z, nordd. Entw. §§ 5 ff.

Der Entwurf konnte sich diesen Vorgängen nicht anschließen. Kein allgemeines,
ganz Deutschland berührendes Interesse fordert, daß die C. P. O. auch auf die bei
^.',.. - I^rafi cten anhängigen Prozesse in größerem oder geringerem Umfange aus-
gedehnt^ü^.^ Wenn es auch erwünscht sein muß, daß nach Einführung der C. P.
Q nicht mehrfache, in ihren Fundamenten verschiedeneProzedurformen netien einander
herlaufen, wenn auch insbesondere die Gerichtsorganisation in einzelnen Staaten
die Hierarchie der bestehenden Spruchgerichte möglicherweise derartig umgestaltet, daß
die Organe, welche bis zur Einführung der C. P. O. zur Entscheidung eines Rechts¬
streits berufen waren, fernerhin nicht mehr oder doch nicht mehr in der bisherigen
Zusammensetzung sich vorfinden, l so kann hierin doch nur ein partikulares Bedürfniß > S. 490.
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gesehen und deshalb der Landesgesetzgebung überlassen werden, demselben durch
Vorschriften über die Anwendung der C. P. O. auf bereits anhängige Prozesse
Rechnung zu tragen. Die in der Sache selbst liegende Nothwendigkeit, möglichst bald
eine einheitliche Prozedur herzustellen, wird die Landesgesetzgebung ohnehin auf derartige
Vorschriften Bedacht nehmen lassen. Abgesehen davon wird durch das Einführungs¬
gesetz zu dem Gerichtsverfassungsgesetze §"11 Vorkehr getroffen, daß der Erledigung
der anhängigen Rechtsstreitigkeiten nach dem bisherigen Rechte durch die Beseitigung
der höchsten Landesgerichtshofe kein Hinderniß bereitet werden kann.

Sollte die C. P. O. auf bereits anhängige Prozesse — selbst mit der durch
das angenommene Rechtsmittelsvstem gebotenen Beschränkung, daß dieselben noch
in erster Instanz schweben und in dieser Instanz noch nicht zur Erlassung eines
End- (Theil-) Urtheils reif sind, wobei zugleich diejenigen Rechte gewahrt werden
müßten, welche eine Partei dadurch erworben hat, daß zu ihren Gunsten über
einen Streitpunkt bereits rechtskräftig entschieden ist — ausgedehnt werden, so würde
dies, wie sich in Folge der obgedachten, minder weitgehenden Bestimmung des
württemb. Eins. Ges. erfahrungsmäßig herausgestellt hat, vielfach zu prozesmalen
Komplikationen und Kontroversen Veranlassung geben und bereits erworbene Rechte
der Parteien gefährden. In dieser Beziehung kommen hauptsächlich die Gebiete
des gemeinen Rechts in Betracht in denen alle Decisivdekrete des Richters, ins¬
besondere das Beweisinterlokut der Rechtskraft fähig sind und damit für die Parteien
bedingt erworbene Rechte schaffen.

§ 16. (K. V. 8 16, G. 8 18.)
Der im 5 15 aufgestellte Begriff der Rechtskraft bedürfte mit Rücksichtauf

das Rechtsmittelsystem der bestehenden Prozeßrechte einer Präzisirung. Dieselbe
konnte gemeinsam und im Sinne der C. P. O. dahin erfolgen, daß die Rechts¬
kraft eines Endurtheils dann gegeben ist, wenn dasselbe mit einem ordentlichen,
d. i. mit einem an eine Nothfrist, welche vom Tage der Verkündung oder
Zustellung des Urtheils an läuft, gebundenen Rechtsmittel nicht mehr angefochten
werden kann.

Die Vorschrift des

§ 17 (K, V. 8 17, G- 8 20)
war erforderlich, um die Anfechtung eines Endurtheils mittelst eines außerordentlichen
Rechtsmittels im Sinne der bestehenden Prozeßgesetze nicht in ungemessene Fernen
hinaus zu ermöglichen und die Gefahr abzuschneiden, daß künftige Generationen nach
ihnen längst abhanden gekommenen Prozeßnormen zu entscheiden haben. Eine
Schmälerung wohlerworbener Parteirechte ist darin nicht zu finden.

Der erste Absatz des

ß 18 (K. V. § 18, G. 8 21)
ist eine Konsequenz der Vorschriften des ß 15. Der zweite Absatz soll die möglichen
Zweifel erledigen, von welchem Zeitpunkte ab eine Zwangsvollstreckung nach den
bisherigen Prozeßgesetzen als „anhängig" anzusehen ist.

Der

§ 19 (K. V, 8 19, G, 8 22)
ist bereits zu § 651 d. C. P. O. erörtert.
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